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Berlin, den 5. Februar 1869. 


En. Hodwohlgeboren beehre ich mich ergebenft- zu benachrichtigen, daß von 
dem Herrenbaufe in der heutigen Sitzung beichloffen worben ift, dem von ber 
Königlihen Staats-Regierung duch Allerhöchſte Ermädtigung vom 14. Des 
zember v. I. den beiden Häufern dei Landtages zur verfaljungsmäßigen Be— 
ſchlußnahme vorgelegten Entwurf eines Gejcpes, 
betreffend die Aufhebung des Jagdrechts auf fremden Grund und 
Boden im vormaligen Kurfürftentbum Helfen, in den zum Großs 
berzogthum Heſſen gehörig gewejenen Landestheilen und in ben 
Herzogtbümern Schleswig-Holſtein, 
in derjenigen Faffung, von der ih Em. Hohwohlgeboren eine beglaubigte 
Ausfertigung zu weiterer gefälliger Veraulaſſung beiichließe, die verfaſſungs— 
mäßige Zuftimmung zu ertheilen. 


Der Präfident des Herrenhaufes. 
⸗ Graf zu Stolberg. 


CT, aa,“ 


An 


den Präfidenten des Hauſes der Abgeordneten, 
Herrn v. Forckenbeck. 


Hochwohlgeboren 
hier. 


Entwurf eines Gefetes, 


betreffend 


die Aufhebung des Jagdrechtes auf fremdem 
Grund und Boden im vormaligen Kurfürften- 
thum Helfen, in den zum Großherzogthum Heſſen 
gehörig gewejenen Landestheilen und in ven 
Herzogthümern Schleswig-Holſtein. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc., 


verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 


8: 

Die Jagdrechte auf fremdem Grund und Boden, die auf diefem beru— 
benden Jagddienſte und Gegenleiftungen, ſoweit folhe im vormaligen Kurs 
fürftenthbum Heffen, in den zum Großberzogthume Helfen gehörig geweſenen 
Eandestheilen und in den Herzogthümern Schleswig-Holftein noch befteben, 
werben mit dem Zage der Verfündigung dieſes Gejepes aufgehoben. 

Dei Grundftüden, welde in Erbpacht, Erbzins oder zu Erbfeſtrechten 
verlieben find, geht, gleichviel ob ein Dritter oder der Erbverpädhter, der Erb» 
zinsherr, der Erbfeftverleiher zur Ausübung der Jagd auf ihnen berechtigt 
war, Die fernere Ausübung ber legteren auf den Erbpächter, Erbzinsmann 
oder Erbfeftmann über. 

Die beftehenden Jagdpachtverträge, joweit fie ein Sagdredht auf frembem 
Grund und Boden betreffen, treten außer Kraft, 

Eine Trennung des Jagdrechts vom Grund und Boden als dringliches 
Recht kann ferner nicht mehr ftattfinden. 

1° 
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$. 2. 
Die im $. 1. ausgeiprodene Aufbebung der Jagddienſte und Gegenleis 
ftungen geſchieht ohne Entihädigung. 
Für die Aufhebung des Jagdrechtes auf fremdem Grund und Boden ift 
bem Berechtigten von dem Befiper des bisher belaftet geweienen Grundſtücks 
Enihädigung zu leiften. 


$. 3, 

Die vorgedachte Entihädigung befteht in den vormals Kurbeifiihen und 
Grofherzoglih Heifiichen Landestheilen in dem Kapitalbetrage von 2 Silber: 
groſchen für jeden Kafjeler Ader; in den Herzogthünern Schleawig-Holftein 
dagegen in einem Kapitalbetrage von 3 Pfennigen bis 10 Silbergroſchen für 
jeden Preußiihen Morgen. 


g. 4. 
Die Feftiegung der Entihädigung geichieht in dem vorgenannten Herzogs 
tbümern gemeinde- resp. gutsbezirksweiſe nah 12 Klaſſen zu 3, 6 Pfens 
nigen, 1,2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10 Silbergroſchen dergeftalt, daf jeder 
Bezirk nur in eine Klaffe einzufhägen iſt. 
Die Art und Form der Einſchätzung wird nad Anbörung der Provins 
zialftände dur Königliche Verordnung feftaeftellt. 


; 8. 5. 
Diefelbe Königliche Verordnung ftellt auch für die übrigen Landestheile 
die Form der Anmeldung und den Präclufiotermin feft, bis zu welchem bie 
Entihädigungsberechtigten ihre Anſprüche anzumelden haben. 


$. 6. 
Die Entjhädigung rubt ala Neallaft auf dem dadurch befreiten Grund» 
befige und gebt bis zur Zahlung auf dem jedesmaligen Eigenthümer über. 


$. 7. 
Iſt das angemeldete Jagdrecht unter Mebreren ftreitig, fo ift die Ent— 
ſchädigung gerichtlich niederzulegen. 


g. 8. 

Die ermittelte Entſchädigung iſt vom Tage der Aufhebung des Jagd— 
rechts bis zur Zahlung, beziehungsweiſe Niederlegung mit vier Procent zu 
verzinſen. 


8. 9. 

Die Koppel- und Mengjagd-Berechtigten theilen die Entſchädigung nad 
Maaßgabe der ihnen an der Jagd zuſtändig geweſenen Antheile. Die Be— 
rechtigung zur hohen Jagd giebt nur inſoweit es ſich um Jagd in Waldun— 
gen handelt, Anſpruch auf Antheil an der Entſchädigung. Dieſelbe fällt zur 
einen Hälfte an den zur hoben und zur andern Hälfte an den zur niedern 
Jagd berechtigt geweſenen. 
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8. 10. 
Die Ermittelung der Entihädigung und die Regulirung diejer Angeles 
genheit erfolgt jportel- und ftempelfrei, 
g. 11. 


Die zum Schuge der auf den Schleswigſchen Weſtſee-Inſeln landesherr— 
lich konceſſionirten Vogelkojen zu treffenden Maafregeln, die Erneuerung ber 
beftehbenden und die Eriheilung neuer Goncelfionen bleiben der VBrrordnung 
der ProvinzialsRegierung vorbehalten. 


Beglaubigt 


Der Präfident des Herrenhaufes. 
(L. S.) Graf zu Stolberg. 
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Auf die Tages-Ordnung einer der nächſten Plenarſitzungen werden ge— 
ſetzt werden: 


Mündlicher Bericht der Juſtiz-Kommiſſion über deu Geſetz-Entwurf 
betreffend die Ausdehnung mehrerer in den älteren Landestheilen 
geltenden Vorſchriften des bürgerlihen Rechts auf die Bezirke der 
Provinz Hannover, in denen das Allgemeine Landrecht gilt. 

(Nr. 156 der Drudjaden.) 


Berichterftatter: Abgeordneter Windthorft (Meppen). 


Antrag der Kommiffion: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
dem bezeichneten Gefep-Entwurfe in der Faſſung, wie folder von 
dem Herrenhaufe angenommm worden ift, unverändert bie Zus 
ftimmung zu ertheilen. 


II. 
Schlußberathung über den Antrag des Abgeordneten von Bonin 
(Genthin): 
Die Königlihe Staats-Regierung wiederholt aufzufordern: 

1) Die gejepliche Regelung der Stellsertretungsfoften für diejenigen 
Mitglieder des Haufes der Abgeordneten, welde Staatöbeamte 
find, baldmöglich herbeizuführen. 

2) Bis zu dieſer Negulirung aber in Beziehung auf die gedachten 
Stellvertretungsfoften das ſchon vor Emanation der Berfaffungs- 
Urkunde bei den Provinzials Vertretungen und nah Emanation 
der Verfaſſungs-Urkunde gleihmäßig für die Landes » Vertretung 
im Haufe der Ngeordneten bis zu dem Staats-Miniſterial-Beſchluß 
vom 21. September 1863 beftandene Verfahren wieder eintreten 
zu laſſen. 

(Nr. 220. der Druckſachen.) 


Berichterftatter: Abgeordneter Windthorft (Meppen). 


Antrag des Berichteritatters: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
den vorbezeihneten Antrag anzunehmen. 


Berlin, den 8. Februar 1869. 


Der Präfident des Haules der Abgeordneten. 
v. Forckenbeck. 
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Abänderungs- Antrag 


der Zujammenftellung des von der Königlichen 
Stants-Negierung vorgelegten Entwurfs eines 
Geſetzes, betreffend die fernere Geltung der Ver: 
ordnung vom 30. Mai 1349. (Geſetz-Samm— 
lung Seite 205.) fir die Wahlen zum Haufe 
der Abgeordneten in den durch die Geſetze vom 
20. September und 24. Dezember 1566 mit 
der Preußiichen Monarchie vereinigten Landes: 
theilen (Nr. 22. I. der Drudjahen) mit den 
bei der Worberathung über diejen in Plenum 
gefaßten Beichlüffen. (Nr. 225. der 
Drudjachen.) 


Dr. Hänel. Das Haus der Abgeordneten wolie beichließen: 

im $. 3. des gedachten Gelege Entwurfes tie Worte 
„insbeſondere die Beftimmung der mit den Wahlangelegen— 
beiten zu beauftragenden Behörden“ 

zu ftreichen. 

Dr. Hänel. 
Unterftügt durch: 
Dr. Karften. Frech. Warpe. Dr. Lutteroth. v. Kleinforgen. 
Warburg Drabich. Allnod. Wieſe. Pflueg. Nücker. Sadje 
v. Proff-Irnich. Thomſen. v. Bockum-Dolffs. Löwe. Runge. 
Koſch. Hagen. v. Hoverbeck. Eberty. Haebler. Uhlendorff. 
Bender. Plehn (Danzig). Fiſchbach. Hermee. Virchow. Mohr. 
Born. Knapp. Ruß. v. Saucken-Georgenfelde. Pauli. 
Schulze (Berlin. Harkort. Berger (Witten). 
Windthorſt (Lüdinghaufen). 


II. 


Abänderungs- Antrag 


dem Geſetz-Entwurfe, betreffend die Einführung 
des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 
in das Gebiet der Herzogthümer Schleswig und 
Holitein. Nr. 185. und Nr. 241. der 
Druckſachen.) 


Dr. Karſten. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
Zwiſchen Artifel I. und IT. den folgenden Artifel einzuſchalten: 

Statt des $. 1. des Allgemeinen Berggeſetzes wird für Die 
Herzogthümer Schleswig und Holftein vorgejchrieben: 

Die nachſtehend bezeichneten Mineralien find ven dem Ber 
fügungsrechte dei Grundeigenthümers ausgeſchloſſen. 

Die Aufſuchung und Gewinnung derfelben unterlient den 
Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes. 

Diefe Mineralin find: 

Geld, Silber, Quedfilber, Eiſen mit Ausnahme der Raſen— 
eileneErze, Blei, Kupfer, Zinn, Zink, Kobalt, Nidel, Arjenif, 
Mangan, Antimen und Schwefel, gediegen und als Erze. 

Alaun und Bitriolerze. 

Graphit, Steinkohle und Braunfehle, nebſt den aus dies 
ſen Foſſilien fih erzeugenden Produkten. 

Steinfalz nebft den mit demjelben auf der nämliden Lagers 
ftätte vorfommenden Salzen und die Soolquellen, 

Kalt, Gyps und Phosphorit als anftehende Be» 
fteine. 

Berlin, den 8. Februar 1869. 


Dr. Karften. 
Unterftügt von: 
v. Bockum-Dolffs. Sachſe. Thomſen. Nüder v. Proff: Irnid. 
Pflueg. Ahlmann. Wieſe. v. Kleinjorgen. Warburg WBarpe 
Dr. Lutteroth. Dr. Hänel. Forchhammer. Lorentzen. 
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Auf die Tages-Drdnung einer ber nächſten Plenar-Sipungen werden ges 
fegt werben. 


I. 

Miündlicher Bericht der Budget-Kemmiſſion über die aus verſchie— 
denen Drten der Provinz Schleswig-Holſtein eingegangenen Petitionen (IL. 
1533. II. 1672. II. 1693. 11. 1735. II. 1736. 1. 1737. IL 1738, 
1I. 1766. 1. 1785. II. 1943 II. 1944. II. 1983. II. 2002. II. 
2032. II. 2033. 11. 2034. II. 2058. 11. 2083. 1I. 2133. II. 2153. 
II. 2154. II. 2155. II. 2156. II 219. 

jimmtlih um Bewilligung einer jährliden Summe für tie Pro— 
vinzinl-Angelegenheiten Schleswig-Holſteins. 

Referent: Abgeordneter Wachler. 


Antrag der Kommiffion: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
die vorbezeichneten Petitionen der Künigliden Staatö-Regierung 
zu überweijen. 


II. 

Mündlicher Bericht der Budget-Kommiſſion über die Petition des 
Magiftratse und der Stadtvererdneten zu Falkenberg DO. ©. (II. 1618) um 
Gewährung von Wohnungsmietbe für die Localitäten dev IL. Abtheilung und 
um entiprehende Erhöhung des Mierhsbetrages für die der I, Abtheilung des 
dortigen Königlichen SKreisgerichte. 

Referent: Abgeordneter Dr. Eberty. 


Antrag der Kommiffion: 
Das Haus der Abgeordneten wolle befchließen: 
die vorbezeichnete Petition der Königlihen Staats-Regierung zur 
Berüdfihtigung zu überweiſen. 
Berlin, den 9. Februar 1869. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
v. Fordenbed. 
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Amendement 


zu 


dem zweiten Bericht der Kommiſſion für das 
Unterrichtsweſen über Petitionen. 
(Nr. 219 A.) 


v. Sennig, Lefle. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
1) ftatt des Antrages der Kommilfion: 
Die Petition wegen Gründung eines katholiſchen — 
für die Kreiſe Strasburg und Löbau, ſowie die entgegen— 
flehende Petition, dem zu errichtenden Gymnafium feinen 
beionderen konfeſſionellen Charakter zu verleihen, für erle-, 
digt zu erachten (Seite 2 und 6 des Berichts) 
den Antrag anzunehmen: 
über die Petition von Bewohnern Weft-Preußens betreffend 
die Gründung eines fatholiihen Gymnafiums für die Kreije 
Strasburg und Löbau zur Tages-Ordnung über 
zugeben. 
Dagegen 
die Petition von Bewohnern‘ der Stadt und bed Kreijes 
Strasburg, dem zu errihtenden Gymnafium feinen bejon» 
deren fonfelfionellen Charakter zu geben ber Königlichen 
Staatd-Regierung mit der Aufforberung- zur Berüdiid- 
tigung zu überweijen, für die Gründung eines Simuls 
tan-Gpmnafiums in ber Stadt Strasburg Sorge tragen 


zu wollen. 
1 


2 


2) ftatt des Antrages der Kommilfion: 

die Petition aus Weftpreußen II. 101. in ihren übrigen 

Theilen der Königlihen Staats » Regierung zur Berüffid- 

tigung zu überweifen (Seite 6, des Berichts), 

den Antrag anzunehmen: 

die Petition, injoweit fie darauf gerichtet ift: 
in den Scullehrer- Seminarien auf größere Kenntniß 
ber polniſchen Sprache hinzuwirken, 

der Staats-Regierung zur Berückſichtigung zu über— 

weiſen, dagegen inſoweit ſie darauf gerichtet iſt: 

a) daß in den Elementarſchulen überhaupt, namentlich 
aber in den Dorf-Elementarſchulen bei der polniſchen 
Schuljugend die polniſche Sprache ala Lehrmittel haupt⸗ 
Jülich angewendet, 

b) daß in den höheren Schulen, wo polniſche Jugend zahl- 
reich frequentirt, in den unteren Klaffen neben ben 
deutihen polniihe Parallelklaſſen eingeführt werben, 

' und zwar in den katholiſchen Gymnafien bis zur Tertia 
influfive, in den Real» und Stadtihulen aber je nad 
dem, durch die Zahl der polniihen Schüler fih aus 
weilendem Bebürfniß, 

über die Petition zur Tages-DOrbnung überzugeben. 
Berlin, den 9. Februar 1869. 


v. Henuig. Leiie. 


Bemerfungen zu dem Bericht A. der Unterrichts:Rommiffion. 
(Drudiaden Nr. 219 A.). 

Nah dem Berichte der Unterrichts-Kommiſſion über Die Petition II. 
Nr. 101. „haben bei 30,000 Bewohner Weftpreußend ein jehr großer Theil 
allerdings nur durch beglaubigte Kreuzzeichen, die betreffende Petition unter 
zeichnet.” Nachdem mir uns überzeugt hatten, daß in der Petition nid 
wenige theils übertriebene, theils unwahre Behauptungen vorfimen, nahmen 
wir an, daß ed wohl der Mühe werth fein könnte, zu unterjuchen, wie bieje 
30,000 Unterjriften zu Stande gelommen und welder Wertb ihnen bei« 
zulegen wäre. Das Rejultat haben wir in nachſtehenden X. Sätzen zujam- 
mengeftellt. Die vollftändigen Alten über die vorgenommene Prüfung baben 
wir im Büreau des Haufes zur Einfiht für jedes Mitglied deſſelben 
niedergelegt. 

I. Unterzeichnet ift die Petition von angeblid 31,992 verjchiedenen 
Perionen, welche auf 343 Zeihnungsliften ihre Namen entweder jelbft ge 
ſchrieben oder unterfreuzt haben follen. 

I. Bon 16,919 Namen befinden fi Kreuze, ald Zeichen, daß die 
Inhaber ihre Namen nicht jelbft geichrieben haben. 

II. 15,073 Namen find nicht befreuzt, alfo vorgeblih autographe. 

IV. Auf nur 23 iften mit 1,275 Unterjchriften, von denen 922 mit 
Kreuzen verjehen find, findet fi eine Beglaubigung durd jemand, dem ein 
Öffentlicher Charakter beizulegen ift. 
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Dies ift geichehen bei 9 Liſten durch Ortsſchulzen, bei 6 durch Pfarrer, 
bei 2 durch Lehrer, bei 6 durch Dominien. 

V. Auf 127 Liſten mit 16,729 Unterjchriften, ſind verſchiedene Nas 
men von berjelben Hand geihrieben, ohne daß Kreuze vorgeichrieben find. 

Sie follen alfo autographe vorstellen. Im diefen Eiften finden ſich 4382 
Namen von nur 692 Händen gejchrieben. Hierbei muß jedoch bemerkt wer« 
ten, daß nur folde Fälle gezählt worden find, in denen verſchiedene Namen 
ohne Unterbredung zu. 3 bis 20 mal und öfter, ja in einem Falle jogar bis 
150 mal von berjelben Hand berrühren. | 

Die an verjhiedenen Stellen vereinzelten, offenbar ebenfalls nicht auto- 
grapbifchen Unterjchriften find unberechnet geblieben, und überhaupt nur die 

ganz handgreiflichen Fülle berüdfichtigt worden. 

VI. Durch unbefannte Privat » Perfonen find die Unterichriften auf 120 
Liften mit 8,534 Namen, von denen 5,891 durch Kreuze bezeichnet find, ber 
laubigt worden. Welchen Glauben dieſe fogenannten Beglaubigungen haben 
ftellen wir anbeim. 

VU. Nur 6 Liften enthalten ala Ueberſchrift den Tenor der Petition. 
Ueber 121 Liften fteht entweder do polskiego jezyka (zur polniihen Sprade 


oder do petitii (zur Petition). 216 Liften, aljo fait 3 der Gejammtzahl 


aben gar feine Unterichriften.. Man kann alio gar nit beurtbeilen, was 


die Unterzeichner gewollt haben. 
VIIL Bei 16,919 durch vorgejepte Kreuze als nicht jelbft geidhrieben 


bezeihnete Namen find, beinahe ohne Ausnahmen, aud nit einmal die 


Kreuze jelbft gemacht, fie rühren vielmehr von den Schreibern der Namen ber. 


IX. Auf nidt einer.einzigen ber 343 Liften ift angegeben, daß ben 


Unterzeihnern ber Inbalt ber Petition befannt geweſen ſei. 

X. Ueber ben Berbreitungsfreis ber Petition ift ſchwer ein Urtheil zu 
fällen, da hänfig nur Ortsnamen angegeben find, ohne Bezeihnung des Kreijes, 
und ba fi die Namen der Dörfer oft wiederholen. Es jheint indeß, als 
ob nicht wenige Liften aus den Kreifen Neuftadbt und Karthaus herrühren. 
Es dürfte dies geeignet fein, eim eigenthümliches Licht auf das Bewußtſein 
der Unterzeichner zu werfen, unb wie weit man fie als urtheilsfähig über 
die Forderungen der Petition betrachten darf. Sollten Leute, die weber leſen 
noch fchreiben können, befähigt ſein zu einem Urtheile darüber, ob in einem 
mehr als 20 Meilen von ihnen entfernten Orte, von deſſen Exiſtenz ſie kaum 
etwas wiſſen, ein Gymnaſium errichtet werden joll? 


v. Tempelboff. v. Sennig. 
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Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 


Preußen ꝛc., 
ertheilen hierdurch Unſerem Finanz-Miniſter den Auftrag, den beiden Häuſern 


des Landtages der Monardie den nebſt Motiven beifolgenden Entwurf eines — 


Gelepes, betreffend die Ausgabe von Talons zu den Preußiſchen Staatsſchuld— 
Berichreibungen, zur verfaffungsmäßigen Beſchlußnahme vorzulegen. 
Gegeben Berlin, den 6. Februar 1869. 


Wilhelm. 
v. d. Heydt. 


Allerhöchfte Ermädtigung. 
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Gejeg: Entwurf, 


betreffend 


die Ausgabe von Talons zu den Preußiſchen 
Staatsſchuld-Verſchreibungen. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc., 


verordnen, mit Zuftimmung beider Häujer des Landtages Unjerer Monardie, 
was folgt: 


Einziger Paragraph. 

Die Ausreihung neuer Koupond-Serien nebft Talons zu den Staats 
Ihuldverihreibungen erfolgt an den Inhaber des mit der nächſt älteren Serie 
ausgegebenen Talons gegen Rüdgabe des Lepteren, jofern nicht von dem In— 
haber der betreffenden Sculdverjhreibung bei der mit der Ausreihung der 
Koupuns beauftragten Behörde rechtzeitig Widerſpruch dagegen erhoben wird; 
in diefem Falle erfolgt die Ausreihung der ueuen Koupons-Serie nebft Talon 
an den Vorzeiger der Schuldverichreibung. 

Ein Amortifationsverfahren wegen verlorener oder vernidhteter Talons 
findet nicht ftatt. 

Ale dem gegenwärtigen Gejepe entgegenftehenden Beitimmungen treten 
hierdurch außer Kraft. 

Urkundlich unter Unjerer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beige 
drudtem Königlihen Infiegel. 


Gegeben den 1869. 


Beglaubigt: 


Der Yinanz-Minijter 


v. d. Heydt. 
1 * 
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Motive. 


Die Ausreihung heuer Koupons-Serien zu den Preußiſchen Staatsſchuld⸗ 
Verſchreibungen erfolgte bis zum Jahre 1859 gegen Vorzeigung der Schuld— 
verichreibungen felbft, welde demgemäß alle 4 Jahre an die mit der Auss 
teihung der neuen Zinskoupons beauftragte Behörde eingereicht werden mußten. 
Die Einreihung der Dofumente war für die Staatögläubiger und die Ver— 
waltung läftig, und für die im Auslande lebenden mit fo erheblichen Weite: 
rungen verfnüpft, daß die Ausbreitung des Verkehrs mit diefen Papieren über 
die Grenzen Preußens hinaus dadurch beeinträchtigt wurde. 

Im  beiberjeitigen Intereffe des Staates und der Staatägläubiger find 
daher vom Jahre 1859 ab den neuen Koupond-Serien Zalens beigefügt 
worden, gegen deren Rüdgabe die weiteren Koupons » Serien ausgereicht 
werben, ohne daß es der Vorlegung der Schuld-Berjhreibungen jelbft bedarf. 

In den Verſchreibungen über die ſeit 1859 neu emittirten Anleihen iſt 
der Ausgabe der Zalons ausdrüdlihd Erwähnung geihehen; die Verſchrei— 
bungen über die älteren Anleihen bejagen dagegen, daß die neuen Koupons 
an den Vorzeiger der Schuldverjhreibung verabfolgt werden würden, und auf 
dieje Schuldverichreibungen wurde nun, als ihnen zum erften Male jeit der 
im Sabre 1859 beſchloſſenen Mafregel neue Koupons beizufügen waren und 
lie zu Diefem Behufe vorgelegt wurben, ein Vermerk gejept, durch welden 
darauf hingewiejen wurde, daß ihnen nicht blos neue Koupons, fondern auch 
Zalons beigegeben ſeien. Die Zalons lauten bei allen Schuldverfhreibungen 
übereinftimmend dahin, daß der Inhaber derjelben gegen deren Rüdgabe bie 
nächſte Koupons-Serie erhalten werde, jofern nicht rechtzeitig Widerſpruch 
dagegen erhoben werben jollte, in welchem Falle die Ausreihung der neuen 
Koupons an den Befiger der Schuldverjhreibung erfolge. 

Dem entipredhen die jedesmaligen öffentlihen Belanntmahungen über die 
Ausreihung neuer Koupons. Da diefe Ausreihung alle 4 Jahre ftattfindet, 
jo find bereit? zu fämmtlihen älteren Anleihen mehrere Male die neuen 
Koupond-Serien den vorftehenden Beftimmungen gemäß ausgegeben worden, 
und es find dabei Streitigkeiten über die Berehtigung zur Empfangnahme 
der neuen Koupons-Serien nicht entftanden. Das Verfahren hat fih volle 


6 


fommen bewährt, es wird deshalb jedenfalls für die Folge beizubehalten fein; 
der vorliegende Gejep-Entwurf bezwedt nur, baffelbe für alle Eventualitäten 
zweifellos zu legalifiren. 

Wie ſchon erwähnt, jollte die Ausreihung meuer Coupons nad * 
Inhalte der älteren Staats -Schuldverſchreibungen an den Vorzeiger der 
Lepteren erfolgen, und ed kann die Frage entfteben, ob bei dem oben 
geichilderten Verfahren die Verwaltung ſich nicht der Gefahr ausjept, die Zins» 
fouponsd für benjelben Zeitraum, für welden fie die betreffende Serie dem 
Ueberbringer des Talons eingehändigt hat, demnächſt noch dem Vorzeiger ber 
Schuldverſchreibung verabfolgen zu müſſen. Sind aud die für die Verneis 
nung diefer Frage Iprechenden Gründe überwiegend, jo gebot doch die Vor— 
fit, zur Begegnung jedes derartigen Aniprucdes noch befondere Sicherheits— 
Mapregeln zu treffen, welde für die Staatsgläubiger und für die Verwaltung 
unbequem find, und in Wegfall fommen können, wenn das Verfahren durd 
ein Gejeg ausdrüdlih fanktionirt wird. Dazu fommt, daß die frühere Han- 
noverihe und Naſſauiſche Staatsihulden-Gejepgebung über die Ausgabe und 
über die Amortijation der Talons befondere Beftimmungen enthielt; dieſe find 
durch das Gefep vom 2%. Februar 1868, betreffend die künftige Behandlung 
der auf mehreren der neu erworbenen Landestheile haftenden Staatsihulden 
(6.8. ©. 169), außer Wirkjamfeit gejept, und es empfiehlt ſich zur Vor- 
beugung von Irrungen, welde in Bezug auf die gedachten Schulden-Gattungen 
fonft entftehen mödten, die jo entftandene Lüde nicht unausgefüllt, ſondern 
an Stelle der aufgehobenen die in dem vorliegenden Geſetz-Entwurfe enthal- 
tenen Beftimmungen treten zu laffen. 

Einer weiteren Begründung wird die beabfichtigte Maßregel nicht bedürfen ; 
fie joll eben nur dazu dienen, den Geſchäftsverkehr zwijchen der Staatsſchulden— 
Verwaltung und den Staatd-Gläubigern bei der Ausreihung der Zinskoupons 
zu vereinfachen und zu fihern. Gin jelbftftindiges Net foll dem Inhaber 
des Zalons, dem Inhaber der Schuldverichreibung megemüber, nicht beigelegt, 
die Befugniß des Leptern zur Empfangnabhme der Zinsfoupons in feiner Weije 
beihränft werden, und es foll demgemäß nur einer Anzeige bes Inhabers der 
Schuldverſchreibung bei der mit der Ausgabe der Zinskoupons beauftragten 
Behörde bedürfen, um zu bewirken, daß die neuen Zinsfoupons nur ihm gegen 
BVorzeigung der Schuldverjhreibung, nicht dem Inhaber des Talons, ein« 
gehändigt werden. Es bedarf daher auch nicht eines Amortilations-Berfabrens, 
um bem Inhaber der Schuldverſchreibung die Erlangung der neuen Zins— 
koupons zu ermöglichen, wenn der Talon vernichtet oder ihm abhanden ge— 
kommen iſt, und um zu verhindern, daß einem Unberechtigten die neue Koupons— 
Serie nebſt Talon ausgehändigt wird. 


. 


N 267. 
Haus der Abgeordneten. 
10, Regislatur« Periode, 
II. Seffion 1868. 





Berlin, den 8, Februar 1869, 


Euer Hochwohlgeboren bechre ih mich, in Erwiederung des gefälligen Schrei— 
bens vom 26. v. Mts, die ergebenfte Mittheilung zu maden, daß das Her— 
renhaus dem mittelft diefes Schreibens überjandten Geſetz-Entwurf, betrefs 
fend die Dotationsfonds der Hülfskaſſen der acht Älteren Pro» 
vinzen der Monardie, nicht zugeftimmt bat. Dagegen ift in heutiger 
Sitzung der in der Anlage in beglaubigter Ausfertigung zu weiterer gefälliger 
BVeranlaffung beigefügte Gejep- Entwurf angenommen, welder in feiner Faf- _ 
jung volftändig mit dem von der Königlihen Staate-Regierung mittelft 
Allerhöchſter Ermädtigung vom 2. Dezember v. 3. den beiden Häufern bes 
Landtags zur verfaffungs mäßige Beihlußnahme vorgelegten Gejep- Entwurf 
betreffend bie Uebereignung der Dotationsfonds der Hülfsfaffen 
an die Provinzial und fommunalftändiichen Verbände der acht 
älteren Provinzen der Monardie 
übereinftimmt. 


Der Präfivent des Herrenhaufes. 
Graf zu Stolberg. 


An 


den Präfidenten des Haufes der Abgeordneten 
Herrn v. Forckenbeck 


Hochwohlgeboren 
bier. 


Entwurf 


eines 


Geſetzes, betreffend die Mebereignung der Dota= 
tionsfonds der Hülfskaffen an die Provinzial: 
und kommunalſtaͤndiſchen Verbände der acht 
älteren Provinzen der Monarchie. 


ir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc., 


vererdnen mit BZuflimmung beider Häuſer des Landtags der Monardie, 
was folgt: 
54 

Die den Provinziale und kommunalſtändiſchen Verbänden der acht Älteren 
Provinzen der Monardie zur Erridtung von Hülfsfaffen auf Grund der 
Königlihen Botſchaft vom 7. April 1847 und des Abſchiedes an die zum 
Vereinigten Landtage verfammelten Stände vom 24. Juli deffelben Jahres 
zinsfrei gewährten Fonds von zufammen zwei Millionen Thalern in Stants- 
Schuldiheinen und Künfmalbunderttaufend Thalern baar werden, unter 
Aufhebung des bei der Gewährung der Fonds gemachten Borbehalts wegen 
Zurüdziehung berjelben bei nicht ftatutenmäßiger Verwendung oder nad) erfolg— 
tem Anwachſen derjelben auf das Doppelte, dieſen Verbänden ale ein ihnen 
gehöriges und von ihnen zu verwaltendes Vermögen überwieſen. 

8. 2. 

Den Bertretungen der Provinziale und fommunalftändiihen Verbände 
ftebt zu gemeinnügigen Zweden im Intereffe dieſer Berbände die freie 
Verfügung über den gejammten Zinsgewinn der Hülfsfaffen, ſowie über 
die den urſprünglichen Dotationsfonds binzugewachlenen Kapital» Beftinde 
zu, während die urſprünglichen Dotationsfonds felbft als Kapital» Beftänbe 
zu erhalten find. 

Urkundlich ꝛc. 


Beglaubigt. 


Der Präſident des Herrenhauſes. 
(L. S.) Graf zu Stolberg. 


NV 268. 
Saus der Übgeordneten. 
10. Legislatur» Periode. 
U. Seffion 1868. 





Berlin, den 8. Februar 1869. 


Sue Hodhwohlgeboren beehre ih mich die ernebenfte Mittheilung zu machen, 
daß das Herrenhaus in jeiner heutigen Sipung ben mittelft Allerhöchſter Er— 
mädhtigung vom 20. Zuli 1868 den beiden Häuſern des Landtages zur vers 
faffungsmäßigen Beſchlußnahme vorgelegten Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend die Aufbringung der Koften der örtlihen Armenpflege 
in der Provinz Schlefien, ausſchließlich der Ober-Laufig, 
in der von der Königliden Etaats-Regierung vorgefhlagenen Faſſung un« 
verändert angenommen hat. 
Eine beglaubigte Ausfertigung des beregten Gejep-Entwurfs füge ich zu _ 
weiterer gefäliger Beranlafjung ergebenft bei. 


Der Präfivent des Herrenhaufes. 
Graf zu Stolberg. 


An 


den Präfidenten des Haufes der Abgeordneten, 
Herrn v. Forckenbeck 


Hochwohlgeboren. 


Entwurf eines Gefetses 


über die 


Aufsringung der Koften der örtlichen Armen- 
pflege in der Provinz Schlefien, ausſchließlich 
der Ober-Lauſitz. 


ir Wilhelm, von Gotted Gnaden König von 
Preußen ꝛc., 


verordnen mit Zuflimmung beider Häufer des Landtages Unferer Monarchie, 
was folgt: 


Einziger Paragraph. 

Die Koften der örtlihen Armenpflege in der Provinz Schlefien, aus» 
ſchließlich der Ober-Lauſitz, follen fortan da, wo die im $. 1. des Allerhöchſten 
Ediktes vom 14, Dezember 1747 angeordnete Gemeinſchaft der Dominien und 
der Gemeinden in Bezug auf die Kaften der örtlichen Armenpflege zur Zeit 
beftebt, zwiihen den Dominien und Gemeinden nad dem Maßftabe der 
Grund: und Gebäudefteuer repartirt und aufgebradht werden, infofern nicht 
zwilchen ihnen eine andere Art der Vertheilung feftgeftellt ift, ober fünftig 
feftgeftellt werben wird. Die entgegenftehenden Vorſchriften der Neglements 
der Schleſiſchen Krieges» und Domainen-Kammern zu Glogau vom 14. Der 
zember 1748 und zu Breslau vom 7. Januar 1749, werden bierburd; außer 
Kraft gejept. 

Der Minifter des Innern wirb mit der Ausführung diefes Geſetzes bes 
aufiragt. 


Gegeben ıc. 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Herrenhaufes. 
(L. $.) Graf zu Stolberg. 


N 269. 
Haus der Abgeordneten. 
10. egislatur» Periode. 
Il. Seffion 1808. 





Berlin, den 8. Februar 1869. 


us Hohmohlgeboren beehre ih mich die ergebenfte Mittheilung zu machen, 
daß das Herrenhaus in feiner heutigen Sigung den mittelft Allerhöchſter 
Ermädtigung vom 7. Dezember v. 3. den beiden Häufern des Landtages zur 
verfaffungsmäßigen Beſchlußnahme vorgelegten Geſetz-Entwurf, 

beireffend die Theilnahme der Stantsdiener in Neu-Borpommern 

und Nügen an den Kommunalskaften und dem Gemeinde-VBerbande, 
in derjenigen Faffung angenommen hat, von der ich eine beglaubigte Aus- 
fertigung zur weitern gefälligen Beranlaffung ergebenft beiſchließe. 


Der Präfident des Herrenhanfes. 
Graf zu Stolberg. 


An 


den Präfidenten des Haufes der Abgeordneten 
Harn v. Forckenbeck 


Hochwohlgeboren. 


Digitized by Google 
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Entwurf eines Gefetes, 


betreffend 


die Theilnahme der Staatsdiener in Neu⸗Vor—⸗ 
pommern und Rügen an den Kommunallaſten 
und dem Gemeinde-Verbande. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc., 


verordnen für Neu-Vorpommern und Rügen mit Zuftimmung beider Häufer 
des - Landtages Unferer Monardjie, was folgt: 


5% 


Ben allen direkten Kommunal-Auflagen, foweb: der einzelnen bürgerlichen 
Stadt» und Landgemeinden, als der weiteren fommunalen Körperfhaften (ver 
Armenverbände und, foweit cd fih um rein bürgerlide Kemmunallaften bans 
beit, der Kirchſpiele u. ſ. w.), ebenfo der kreie,, der fommunal: und provinzials« 
ftändischen Verbände find völig befreit: 

1) die altiven Offiziere, Wachtmeiſter und Mannſchaften der Land— 
gensdarmerie ſowohl hinſichtlich ihres dienſtlichen als fonftigen 
Ginfommend; nur zu den auf den Grumdbefig oder das ftehende 
Gewerbe oder auf das aus diefen Quellen fließende Einfommen 
gelegten Kommunallaften müffen aud fie beitragen, wenn fie 
in dem Kommunalbezirfe Grundbeſitz haben oder ein ftehendes 
Gewerbe betreiben; 
die auf Imaftivitäts» Gehalt gelegten oder mit Penfien zur Dies 
pofition geftellten Offiziere der Landgenedarmerie hinſichtlich ihrer 
Gehalte- und Sonftigen dienftlichen Bezüge; 

3) die Geiftlihen, die Elementarlehrer an öffentlichen Schulen und 
die niederen Kirchenbeamten hinſichts ihrer wegen dieſer dienſt— 
1 * 


2 


— 


4 


lihen Stellungen bezogenen Befoldungen und Emolumente, eins 
ſchließlich der Nubegehälter; 

4) Die inaktiven Beamten und nicht zu der Kategorie unter Nr. 2, ges 
börigen Mitglieder der Kandgensdarmerie binfichts ihrer aus 
Staatsfonds oder fonftigen öffentlichen Kaffen zablbaren Pen— 
fionen, laufenden Unterftüpungebezüge oder Wartegelder, ſofern 
der jührlihe Betrag ſolcher Bezüge für Einen Empfänger die 
Summe von 250 Rthlrn. nicht erreicht; 

5) Die binterbliebenen Wittwen und Waifen der unter Nr. 1 — 4, 
diefed Paragraphen und unter $. 2. fallenden Perfonen hinſichts 
der ihnen aus öffentlichen Fonds, aus Amts» Einkünften oder 
Gemeindemitteln gewährten Penfionen und laufenden Unter» 
ftügungen ; 

6) die Sterbe- und Gnaden-Monate; 

7) alle diejenigen Dienft-Emolumente, weldhe bles als Erjap baarer 
Auslagen zu betrachten find. 


8. 2. 

Zu den Beamten im Sinne der $$. 1 Nr. 4 und 3—12 diejes Gelepes 
gehören alle in unmittelbaren oder mittelbaren Dienften des Staates ftehenden, 
mit fefter Befoldung angeftellten, bezichentlih in den Ruheſtand getretenen 
öffentlihen Beamten, einſchließlich der Hofbeamten. 

Ausgeſchloſſen bleiben von der Anwendung dieſes Geſetzes, mit Ausnahme 
der $$. 13 und 14, diejenigen aktiven und nicht inaktiven Militairperſonen, 
jowie die Hinterbliebenen derjelben, über deren Heranziebung zu den Koms 
munal-Auflagen im Gebiete des Norddeutihen- Bundes die Verordnung vom 
22. Dezember 1868 (Bundes-Gefegblatt Seite 571) Beftimmung trifft. 


$. 3. 

Die. Beamten ($. 2) können von. ihrem Dienfteinfommen, einfchliehlich 
der Warte: und Ruhe-Gehälter, ebenfo von biefen letzteren die Mitglieder der 
Landgen äbarmerie — ſofern nicht ein Kal der gänglihen Befreiung nad 
$. 1 vorliegt — zu direften Kommunal-Auflagen ($. 1) nur infoweit heran— 
gezogen werben, alö diefe von allen Pflihtigen nah dem Maßſtabe bes per— 
lönlihen Einfommens erhoben werden. 


8. 4. 

Das Dienft-Einfommen wird in folhen Fällen uur balb je es als 
anderes gleich hohes perſönliches Einfommen der Steuerpflichtigen veranlagt. 

Wenn die Veranlagung nit unmittelbar den Einfommens: Betrag zur 
Grundlage hat, jo ift unter Genehmigung der Auffichtsbebörde des beftenernden _ 
fommunalen Verbandes das Einſchätzungs-Verfahren dergeftalt befonders zu 
regeln, daß der vorftehende Grundiag analog zur Anwendung fommt. 

Das Dienft:Einfommen von zufälligen Emolumenten wird glei dem 
feften Gehalte befteuert; zu dieſem Behufe wird nötbigenfalls der Betrag der⸗ 
jelben in runder Eumme turd die vorgefepte Dienfibebörde feftgeftellt. 


8.5. 

An Fommunalen Auflagen aller Art ($. 1) dürfen äußerſten Falls im 
Gelammibetrage, bei Befoldungen ($. 3) unter 250 Thaler nit mehr als 
ein Prozent, bei Bejoldungen von 250 XThalern bis ausichließlih 500 
Thaler wicht mehr als anderthalb Prozent, und bei höheren Bejoldungen 
nicht mehr ald zwei Prozent des geſammten Dienft-Einfommens jährlih ger 
fordert werben. 

Die hiernach etwa nöthige Ermäßigung der nad) $. 4 berechneten Steuer» 
beträge trifft im Falle der Konkurrenz mehrerer kommunaler Verbände bie 
zulegt zur Hebung geftellte Forderung, mehrere noch nicht entrichtete order 
rungen aber nach Verhältniß ihrer Höhe. 


$. 6. 


Auf Staatsfteuern und Staatslaften, welche gemeindes, kreis- oder pro— 
vinzenmweije abgetragen werden, finden die Beflimmungen dieſes Geſetzes Feine 
Anwendung. 


517, 

Die gemäß 88. 3—5 den Staatsdienern obliegende Beitragspflicht zu 
den Kommunale Abgaben erftredt fih auf alle Diejenigen Beträge der legteren, 
welche innerhalb der Zeit, da der Pflichtige, Dem betreffenden fommunalen 
Berbande angehört, auf ihn vertheilt und auch fällig werden, nicht aber auf 
Ipäter fällige, 


8. 8, 


Feder Beamte ift bezüglih der Kommunal-Beftenerung feines Dienft- 
Einfommens als Einwohner desjenigen GemeindesBezirfs zu betrachten, in 
weldem die Behörde, der er angehört, und bei welder er feinen beftändigen 
Wohnfig haben muß, ihren Sip hat. 


8.9. 


Boh ihrem etwaigen Privat-Bermögen, beziehentlih ihrem nach den vor— 
hergehenden Bıftimmungen nicht bevorrechtigten Einfommen, haben auch die 
nad $. 1 bis 5 begünftigten Perionen, die Offiziere, Wachtmeifter und Manns 
idhaften der Landgensdarmerie jedoch nur nah Maßgabe des $. 1 Nr. 1, 
ihre Beiträge zu den Kommunallaſten gleich anderen Angehörigen der betref« 
fenden Berbände zu entrichten. 


$. 10, 


Geiftlihe und Elementarlehrer an öffentlihen Schulen bleiben von allen 
perjönlihen Gemeindedienften, foweit diefelben nit auf ihnen gehörigen Pri— 
vat-Grundſtücken falten, befreit, ingleichen die niederen Kirchen-Beamten, infos 
fern deren kirchliche Dienft- Funktion nicht lediglich als ein Ehrenamt oder 

- als eine Neben-Beihäftigung anzufehen ift. 

Die übrigen nad $. 1 bis 5 hinſichts der Geldbeiträge begünftigten 
Perfonen find zugleich von perfönlihen Kommunaldienſten frei. Sind fie 
jedoch Befiger von Grundftücen, oder betreiben fie ein ftebendes Gewerbe, 
fo müfjen fie die mit diefem Grumdbefige oder Gewerbe verbundenen perjön- 
lichen Dienfte entweder felbft oder durd Stellvertreter leiften. 


g..11. 


Die Dienft-Grundftüce der @eiftlichen, Kirchendiener und öffentlichen 
Glementars?ehrer find von allen Gemeinde-Auflagen (5. 1.) befreit, 

Hinfichts der Immunitäten anderer Dienft-Grundftüde bewendet es bei 
bem bisherigen Rechtszuftande. 


$. 12. 

Zu den indireften Gemeinde-Abgaben müffen aud die nach den 88. 1—5. 
begünftigten Perfonen. gleih anderen OrtsEinwohnern beitragen. Sie, find 
nicht befugt, was fie bierauf entrichten, bei ihren direften Kommunals Beis 
trägen in Anrechnung zu bringen. 


g. 13, 


Militair-Perfonen, welche nicht jervisberechtigt find, noch zur aftiven Lande 
gensdarmerie gehören, Geiftliche, Kircdendiener, Lehrer und alle Beamte — 
ohne Unterſchied, ob und in welchem Maape fie gefeplih zur Berheiligung an 
den Gemeindelaften herangezogen werben fünnen —, nehmen im Webrigen, uuter 
denſelben VBorausjegungen, wie andere Orts-Einwohner an den Rechten und 
Pflichten der Mitglieder der Gemeindes-Verbände ($. 1.) Theil. 

Hinſichts der Befähigung ſolcher Perfenen, neben ihrem öffentlichen Dienſt— 
Verhältniß eine Stelle in ber ftäbtiihen Gemeinde-Verwaltung oder Vertre— 
tung zu bekleiden, fommen die diesfülligen Beftimmungen der Städte-Drdnung 
für die ſechs öftliken Provinzen vem 30. Mai 1853. ($$. 30, 17.) zur An— 
wendung. 

Zur Ablehnung einer ſolchen Stelle find Alle, welche ein öffentliches Amt 
verwalten, befugt. 

Die Beftimmungen dieſes Paragraphen gelten aud für die Rechte— 
Anwalte und Notare, 


$. 14. 


Bon der Entrihtung des Bürgerrechtsgeldes find inbeffen, fofern die 
Befreiung nicht Ihon auf Grund der Verordnung vom 22. Dezember 1868, 
(vgl. $. 2.) ftattfindet, befreit: 

1) alle im $. 13. bezeichneten Perfonen, wenn fie das Bürgerrecht 
an einem Drte erlangen, wo fie zufolge dienftliher Verpflichtung 
ihren Wohnfig genommen haben und nicht ſchon wegen Gemwerbe- 
betriebes oder Grundbefipes zum Erwerbe des Bürgerrechtes vers 
pflichtet waren, 

2) Militairperfonen, welche 12 Jahr im aftiven Dienftftande ſich bes 
funden haben, bei der erften demnächſtigen Niederlaffung, ſewie 
die andern im $. 13. genannten Perfonen bei der erften Verlegung 
ihres Wohnſitzes nad ihrem Ausſcheiden aus dem aftiven Dienfte 
ftande. " 


$. 15. 


. Alle weiter greifenden, binfichts der Beitrageleiftung von Perſonen oder 
Grundftüden zu Rommunallaften bieber nad Provinzial: oder Statutarredht, 
nad örtlichem Gewohnheitsrecht oder bejonderen Prigilegien beftandenen Im— 


7 


munitäten ſämmtlicher im $. 13. bezeichneten, nicht unter die Verordnung 
voin 22. Dezember 1868 (vergl. $. 2.) fallenden Perfonen, ſowie der Hinter 
bliebenen derjelben, ebenjo der Mitglieder der Landgensdarmerie und ihrer 
Hinterbliebenen find ohne Entjhädigung aufgehoben. 


$. 16. 


. Die auf Grund des $. 4. des Gefepes vom 31. Mai 1853 (Geiep- 
Eammlung Seite 291.) errichteten Etadtrezeffe find aufgehoben, ſoweit fie 
dem Inhalte de gegenwärtigen Geſeßes widerfpreden, und werben mit dem— 
jelben durd ein für jede Stadt durch ten Minifter des Innern nad) Anhö— 
rung ber ſtädtiſchen Kollegien feitzuftellendes Nachtrage » Statut in Ueberein« 
ſtimmung gebradt. 


$. 17. 


Gegenwärtiged Geſetz tritt mit dem 1. DOftober 1869 in Kraft und 
findet auf alle nach diefem Tage zur Hebung geftelten kommunalen Auflagen, 
bei jahresweile veranlagten Abgaben aber auf den dem Reſte der Jahres— 
periode entiprehenden Theilbetrag Anwendung. 


Urkundlich u. ſ. w. 


Beglaubigt. 


Der Präſident des Herrenhauſes. 
(L. S.) Graf zu Stolberg. 
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Saus der Abgeordneten. 
10. Zegislatur- Periode. 
Il. Seffion 1868. 





Au die Tages-Ordnung einer der nächſten Plenarfipungen werben gejept 
werben: 
I. 


Mündlicher Bericht der zur Vorberathung des Geſetz-Entwurfs, be— 
treffend die Vereinigung der Vorſtädte vor Celle mit der Stadtgemeinde Celle 
(Nr. 194. der Druckſachen) um 7 Mitglieder verſtärkten Kommiſſion für das 
Gemeindewejen. 

Berichterftatter: Abgeordneter Lauenftein. 


Antrag der Kommiffion: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, 
1) dem vorbezeichneten Gejep-Entwurfe in unveränderter Faffung 
die Zuftimmung zu ertheilen, 
2) aud bie diefen Gegenftand betreffenden Petitionen und Pro: 
tefte, nämlich 
1) des Gemeindevorftandes der Gemeinde Neuftabt-Alten- 
häufen vor Gele (II. Nr. 1706), 
2) des Gürtners F. Düver und Genoffen in Neuenhäufen 
vor Gelle (II. Nr. 1087), 
3) bes Kaufmanns A. H. Pego zu Gelle in der Alten» 
celler Vorſtadt und Genofjen (II. Nr. 1768), 
4) des Forftaufjehers Fr. Lehnhoff und Genoffen in der 
Hehlen-Borftabt vor Celle (II. Nr. 2011), 
durch dieſen Beihluß für erledigt zu erfennen. 


II. 
Schlußberathung über den Gejep-Entwurf, 
betreffend die Abänderung und Ergänzung einiger Beftimmungen 
der Fifiherei-Ordnung für ben an aaa ai Straljund vom 
30. Auguft 1865. 
(Nr. 159. der Drudjaden.) 
Referent: Abgeorbneter v. Boetticher. 
Antrag des Meferenten: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
dem vorbezeichneten Gejep-Entwurfe in der vom Herrenhaufe 
beſchloſſenen Faſſung die verfafjungsmäßige Zuftimmung zu 
ertbeilen. 
Berlin, ben 10. Februar 1869, 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
von Fordenbed. 
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Haus der Übgeordneten. 
10, Zegislaturs Periode. 
II. Seffion 1868. 


— ——— — 


Erſter Bericht 


er 


Kommiſſion für Handel und Gewerbe 
über 


Petitionen. 


A. 
Beridterftatter: 
Abgeordneter Dr. Müller (Hannover). 
EEE Tb 


Meter Hanſen aus Grundhof, Kreis Flensburg, Eittet das Haus der 
Abgeordneten fih bei dem Königlichen Minifterium dahin verwenden zu 
wollen, daß ihm die polizeilihe Erlaubniß ertheilt werde, jeine Del-Wind- 
mühle in eine gewerblihe Korn-Windmühle umändern zu dürfen. 

Derjelbe trägt Folgendes zur Begründung feiner Bitte vor. Der $. 10. 
der Verordnung für Schleswig vom 6. Februar 1854 fage zwar, daß zur 
Anlegung einer neuen Mühle eine Allerhöchſte Konzeſſion, welde beim Mini- 
fterium für Schleswig nachzuſuchen ift, und nah vorgängiger Unterfuhung 
der betreffenten Berhältniffe ertheilt werden wird, erforderlich ſei, und auch 
der $. 13. der Verordnung, betreffend den Betrieb ſtehender Gewerbe in 
Schleswig und Holftein vom 23. September 1867, beftätige den vorftehend 
aufgeführten Paragraph, betreffend die Anlage gewerblicher Kormmühlen. Ins 
zwiſchen jeien durch das Geſetz vom 17. März 1868, betreffend Aufhebung 
und Ablöjung gewerblicher Berechtigungen, und wird durch Das Gejep betreffend 
den Betrieb ftehender Gewerbe vom 8. Juli 1868, alle Gewerbe-Beihrän« 
fungen zu Gunften des Fisfus, der Korporationen und einzelner Berechtigten 
aufgehoben, und fei num Petent ber Anficht gewefen, daß es in feinem Falle 
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nad) $. 5. des angezogenen Gefeges nur noch einer polizeilichen Genehmiguug 
bedürfe. Er habe fi daher im Frühjahr an Königliche Negierung für 
Schleswig mit der Bitte un Erlaubnif zur Menderung feiner Del-Windmühle, 
deren Betrieb er ald nicht rentabel eingeftellt, in eine Korn-Windmühle ges 
wentet, ſei aber abidläglich beichieden, Auf feine ausführlid motivirte Bitte 
an Königlihes Ober-Präfidium zu Kiel, jei ihm eröffnet, daß es bei dem von 
Königlicher Negierung ertheilten abſchläglichen Beicheide fein Bewenden behal- 
ten müffe, da ein Bebürfnif zur Vermehrung der Mahlkräfte für den bezüg- 
lichen Diftrift, in weldem in zweimeiligem Umfreis um die den Petenten 
gehörige Windmühle drei Kom Windmühlen belegen, niht vorhanden ſei, 
und in dem Grundfape, daß bei Ertheilung von Konzelfionen zur Anlegung 
von Mühlen tie Bedürfnißfrage zu prüfen, weder durch das Gelep vom 
17. März noch vom 8. Juli 1868 eine Abänderung eingetreten fei. Nun 
babe der Petent, um die die Ablehnung feiner Bitte motivirende Entiheidung, 
daß fein Bedürfniß vorhanden, zu widerlegen, fih nochmals unter Beifügung 
einer fein Geſuch unterftüpenden Bittichrift von 56 benadbarten Grundbe— 
fiern, welche allein ihon genügend feien, eine Korn-Windmühle völlig zu 
beidjäftigen, an Kömigliches Ober-Präafidium um Gewährung feiner Bitte 
gewendet, da er damit das Bedürfniß evident erwiejen zu haben glaube. Er 
fei indeß abermals abſchläglich beichieden und aud auf feine Eingabe an 
Königliches Minifterium für Handel und Gewerbe vom 14. September, ſei 
ihm am 24. Dftober v. 3. erwiebdert, daß die auf der Beltimmung der ältern 
Gejepgebung beruhende polizeilihe Konzelfionspfliht der Kornmühlen für 
Schleswig durch die Gefege vom 17. März und 8. Juli v. 3. nicht befeitigt 
jeien, daß die danach noch erforderliche Prüfung des Bedürfniffes ein dem 
Geſuche günftiges Nefultat nicht ergeben habe, auch die vorliegende Vorftellung 
dazu nicht geeignet fei, und daher fein Anlaß vorliege, die ablehnenden Be- 
iheide der Königliden Regierung und des Königlihen Ober-Präfidiums 
abzuändern. 

Nachdem der Petent fo den Inftanzenzug volftändig erſchöpft habe, 
bleibe ihm nur noch der Weg der Bitte an den Landtag und lege er dem 
Haufe der Abgrorbneten dringend am das Herz, feine Bitte bei Königlichen 
Minifterium kräftig befürworten zu wollen. 

Ueber die im Borjtehenden, in ihren weientlihen Grundzügen wiederges 
gebene Petition wurde in der Sipung der Kommilffon für Handel und Ges 
werbe am 25. November 1868 in Gegenwart eines Königlichen Regierungs— 
Kommifjaird verhandelt, und erblidte man alljeitig in der, in den neuen 
Provinzen noch aufrecht erhaltenen Beftimmung der Prüfung bes Bedürfniſſes 
bei Anlage neuer Mühlen eine die freie gewerblidhe Thätigkeit unnöthig bes 
ſchränkende Vorfchrift, Die noch ferner beizubehalten, fih nicht billigen lafle, 
um jo mehr, als in ſämmtlichen alten Proinzen des Preußiihen Staats ſchon 
jeit Einführung der Gewerbe-Drdnung vom 17. Januar 1845 durd den 
$. 38, die damals in einzelnen Landestheilen noch beftchende Vorſchrift, wo» 
nah die Anlage neuer Getreide-Mahlmühlen von dem Bebürfniffe abhängig 
gemacht wurbe, aufgehoben worden iſt. Es empfehle ſich daher, aud hierin 
die neu erworbenen Provinzen den alten aleichzuftellen, und die vorliegende 
Prtition der Königlihen Regierung zur Berüdfihtigung zu überweiſen. 

"Der Herr Regierungs-Kommifjair führte aus, daß die in der Sache 


ergangene Entſcheidung auf dem zur Zeit noch in Kraft befindlichen $. 10. 
der Verordnung für das Herzogthum Schleswig vom 6. Februar 1854 
berube, nad welchem zur Anlegung einer neuen Mühle Konzeifion erforber- 
lid jei, deren Ertheilung eine Unterfuhung ber beireffenden Berhältniffe vor» 
berzugehen habe. Den Hauptgegenftand der Unterfuhung bilde die Be 
bürfnißfrage, bei deren Verneinung nad feftftehender Auslegung jener Beſtim— 
mung die Konzeifion zu verfagen ift. Wenn bie Bezirks- und Provinzial» 
Behörden bei wiederholter Prüfung zu dem Refultate gelangt feien, baß bei 
Borhandenfein mehrerer Mühlen in der Nachbarſchaft das Bedürfniß einer neuen 
Kornmühle nicht vorliege, jo enthalte aud die Petition fein Material, um 
die entgegengefepte Ueberzeugung zu begründen; auf die desfallfige Erklärung 
einer Anzahl benachbarter Grundbefiger fünne insbefondere ein erhebliches 
Gewicht nicht gelegt werden. Nach dem Standpunkte melden jhon der dem 
Neihstage tes Norddeutschen Buntes in feiner lepten Seſſion vorgelegte 
Eutwurf einer neuen Gewerbe-Drönung eingenommen babe, jei zu erwarten, 
daß die in einigen Lanbeetheilen noch beftehende Konzeffionspfliht für Korns 
mühlen nicht dauernd aufrecht erhalten werde, fo lange aber diejelbe und ins— 
bejondere die Bebürfnißprüfung gejeplih noch beftehe, müſſe fie gehandhabt 
werden. Ein Grund zur Beſchwerde liege demnah für dem Petenten nicht 
vor, und müfje anbeimgeftellt werden über die Petition zur Tagesordnung 
überzugehen. 

In der fid entipinnenden Diskuffion waren indeß ſämmtliche Redner 
entichieden der Anfiht, daß der Fall jeher wohl geeignet fei, der Königlichen 
Staatt-Negierung zur Berückſichtigung empfohlen zu werben. Es wurde her» 
vorgehoben, daß der angezogene $. 10 wörtlih nur fage, daß die Erlaubnif 
nad vorgängiger Unterfuhung der besfallfigen Verhältniſſe ertheilt werben 
werde, alio die Prüfung des Bebürfniffes direlt nicht vorgejchrieben ſei und 
der Ausdrud „Unterfuhung der desfallfigen Verhältniſſe“ fi ebenfowohl auf die 
Erwägung vieler anderen Punkte, jo Prüfung der Garantie, welche die Perſon 
des Nachſuchenden biete, Prüfung ber beabfichtigten Anlage in bau» und ge 
jundheitspolizeiliher Rüdficht ıc. beziehen fünne, daß daher, wenn nach ben 
Ausführungen des Herrn Regierungs-Kommifjairs einerjeitd bie Prüfung bes 
Bebürfniffes nah der Seitens der Behörden bisher gebräudlihen Auslegung 
dieſes Paragraphen den Hauptgegenftand der Unterſuchung bilde, andererjeits 
aber die Regierung jelbft die Aufredthaltung der Prüfung des Bedürfniſſes 
auf die Dauer nicht billige, auch die, dieſelbe ausichließende, Beftimmung in 
der für die alten Provinzen erlaffenen Gewerbe » Ordnung vom Jahre 1845 
nicht nur zu feinen Unzuträglichkeiten geführt, jondern den freien Verkehr ge: 
fördert habe, man wohl hätte erwarten bürfen, daß die Frage des Bebürf- 
niffes Seitens der Behörden bei diefem Falle und in Zufunft nicht mehr fo 
in den Vordergrund geftellt werbe, als es bisher geſchehen ſei. 

Die Kommilfion faßte daher einftimmig den Beihluß, dem Haufe ber 
Abgeordneten zu empfehlen: 

1) die Petition der Königlihen Staats-Regierung zur Berüdfihtigung 
zu überweiſen, 
2) die Königlihe Staats » Regierung aufzuforbern, dahin zu wirken, 
daß bei Feftftelung der Bedingungen, unter denen die Anlage 
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und ber Betrieb von Mühlen polizeilich zuzulaffen ift, bie Prũ⸗ 
fung des Bedürfniſſes, ſoweit ſie noch beſteht, aufgehoben werde. 


B. 
Berichterſtatter: 
Abgeordneter v. Sybel. 
— 0— 


In der vorigen Seſſion überreichte Gemeinde -Verwaltung und Vertretung 
von Wickrath, Kreis Grevenbroich, Regierungs-Bezirk Düſſeldorf, dem Hohen 
Haufe eine. Petition um Rückverlegung der im Jahre 1841 von dert nad 
Odenkirchen verlegten Apotheke refp. um Erridtung einer neuen Apotbefe in 
Wickrath. Die Petition gelangte in ber Kommilfion für Petitionen zur 
Erörterung mit dem Vertreter der Königlichen Staats-Negierung und beſchloß 
die Kommiffion einftimmig, dem Haufe vorzuſchlagen, 

fie der Königlihen Staats-Regierung zur Berüdfihtigung zu über 
weilen. 

Wegen Schluß ber Seffion gelangte die Petition indeß nicht zur Bera— 
thung im Haufe. In Folge deffen haben Petenten in dieſer Seffion ihre 
Bitte abermals vorgelegt. Der Gegenftand der Petition ift indeß, auch ab» 
gejeben hiervon, dem Haufe nicht neu. 

Bereits im Jahre 1865 hatten die Petenten dem Haufe ihre Bitte vor 
getragen und nad Ausweis der Aften, wie aus dem Kommilfionss Berichte 
der vorigen Seſſion hervorgeht, wie folgt motivirt: 

Seit undenflihen Zeiten beftand in Widrath eine Apotheke, länger als 
in einer ber umliegenden Ortihaften, welche jept Apothefen befigen. Sie 
verblieb daſelbſt, als im Jahre 1835 die Gamijon von Widrath verlegt 
wurde, und bie Königlihe Negierung zu Düffeldorf beichieb die Wittwe des 
Apothekers Dürjelen, welde nunmehr um Verlegung der Apothefe nah Oden— 
kirchen nachſuchte, unter dem 15. Januar 1836 dahin, „daß in Odenkirchen 
für den Befig einer Apothefe fein Bedürfniß vorhanden ſei, daß die Vor: 
tbeile, welche diefem Orte durd die Verlegung zugewendet würden, bem nabe 
gelegenen Widrath entzogen werden müßten, daß in Widratb auch ohne 
Garnifon bis 1819 eine Apothefe beftanden habe, und daß der augenblickliche 
Mangel eines Arztes oder Wundarztes ein vorübergebender Uebelftand jein 
werde. — Sie ſchlug das Geſuch ab. 

Im Sabre 1841 wurde aber, wie es jcheint auf erneutes Geſuch Des 
Apothekers Dürfelen, von derjelben Königlihen Regierung die Verlegung 
der Apotbefe von Widrath nad Odenkirchen verfügt, „weil das Aufblüben 
von Odenfirchen diejelbe zu einem dringenden Bedürfniß gemadt habe, 
und weil die Apotheke in Widrath nad Verlegung der Garnifon ihr Befte- 
ben nicht mehr gefunden haben würde”. Zur Errichtung einer neuen Apothefe 
oder einer Filial-Mpothefe fei feine Veranlaffung, „weil fih fein Bebürfnif 
für eine Apotheke in dem nur 25 Minuten von Odenfirdhen entfernten Wide 
rath berausgeftellt habe.” Petenten hoben hervor, daß ſich dieſes Reſkript 
scm 3. Dezember 1841 in Direftem Widerfpruh mit dem Reffript vom 
15. Sanuar 1836 befinde. 
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Die Petenten petitionirten num feitdem bei ben verjchiebenen Behörden 
um MWiebererlangung einer Apotbefe, auf melde fie ein „wohlerworbenes 
Recht“ zu haben vermeinten. Der Kreispbufifus des Kreiſes Grevenbroich, 
Dr. Säger, erflärte fi 1841 für ihr Geſuch. Sie find jedoch überall ab» 
ſchläglich beſchieden, weil nad bem Bericht des Landraths des Kreifes Gre- 
venbroih fein Bebürfnig für Erridtung einer Apothefe in Widrath vor 
liege, und weil nad dem Bericht des Landraths und des Kreisphftfifus des 
Kreiſes Gladbach, eine ſolche im Intereffe des orbnungsmäßigen Beftehens 
der Apotbefe in Dbdenfirhen unzulälfig ſei (Reſkript der Regierung zu 
Düffeldorf, 16. November 1863), oder meil fie die Apotheken von Odenkir— 
den, Süden und Dablen in ihrer Eriftenz gefährde (Reſtript bes Ober» 
Prafidiums ber Nheinprovinz vom 1. April 1864), oder weil die Apotheke 
in Widrathb nur eine Schloß-Apothefe bes früheren Landesherrn geweſen 
ſei (Rejkript des Kultus » Minifterd vom 25. Auguft 1864). Lepteres er 
fennt auch die damals ftattgehabte Schließung der Apotheke in Oben» 
firhen nicht als ein Motiv zur Rüdverlegung derjelben nah Wickrath an, 
weil diefelbe nur eine vorübergehende fein werde. Diefelbe ift aud bald 
wieder eröffnet. . : 

Nachdem die Petenten jo den Inſtanzenzug volftindig erſchöpft hatten, 
wandten fie fih mit dem oben bezeichneten Petitum an das Haus der Abge— 
orbneten. Sie meinten durd Zahlen dargetban zu haben, daß die durch die 
Königliche Verordnung vom 24. Oftober 1811 verlangten Bedingungen, welche 
das Bebürfniß einer neuen Apothefe erweilen follen, nämlich bedeutende Ber- 
mehrung der Bevölkerung und ihres MWohlftandes, vollftändig vorhanden fei. 
Namentlich ſeit Wickrath an einer Station der Aadyen-Düffeldorf-Rubrorter 
Gijenbahn liege, ſei Odenfirhen eher in der Entwidelung hinter ihm zurück— 
geblieben. Qualifizirte Apotbefer hätten fi zur Errichtung einer Offizin in 
Wickerath bereit erflärt. Die Entfernung von Odenkirchen betrage nicht 25 
Minuten, wie die Regierung zu Düffeldorf behaupte, fondern 45—50 Minus 
ten, wie fie durch eine beigefügte Karte erweiſen. Dazu müßten laut berfel- 
ben faft alle auf die Apotheke in DOdenfirhen angewiejenen Ortihaften der 
Bürgermeiſterei Widratb ihren Weg über Widratb dahin nehmen. Es 
wohne jept in Widratb, obzleih Feine Apotheke dafelbft jet, ein Arzt und 
ein Wundarzt. Der Verluft, den die Apotbefe durch die Verlegung der Garnifon 
erlitten, ſei durch die Errichtung eines Geftüts ausgeglihen. Dazu jei der 
Apotheker von Wickrath wahrjheinlih gerade durh die Errichtung einer 
Speijewirthihaft für die Offiziere der Garnifon in feinem eigentlichen Geſchäft 
zurückgekommen. Aud habe er nad eigener Ausſage in Odenkirchen, welches 
ganz am Außerften Ende des ihm zugewiejenen Kreifes liege, einen geringeren 
Umſchlag gemacht, als in Widrath, ine Gefährdung der Apothefe in Oden— 
fichen könne doch unmöglih ein Hinderniß für die Errichtung einer ſolchen 
in Widerath fein, dem man Diejelbe genommen habe. Eine Schloß-Apc« 
tbefe jei diefelbe nicmals geweien; fie ſei nie im Schloſſe, ja nicht einmal 
in einem dem Grafen Duadt gehörigen Haufe betrieben, Schließlich ſpra— 
hen Petenten unummunden in einer legten Eingabe an das Kultus-Mi« 
nifterium ihre Ueberzeugung aus, daß weſentlich perſönliche Gründe zur Her: 
beiführung der Verlegung der Apothefe beigetragen hätten, indem ein dem 


Apothefer nahe verwandter Kreis-Sefretair der Regierung zu Düffeldorf bie 
Thatſachen unrichtig dargeftellt habe. 

Das Haus der Abgeordneten: beihloß ir der Sipung vom- 20. Mpril 
1865 mit allen gegen eine Stimme, die Petition der Königlichen Staatsr 
Regierung zur Berüdfihtigung zu überweiſen. 

Der Herr Minifter der geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten ertheilte jedoch 
unter dem 8. Dezember 1865 dem Gemeinderathe von Widrath den Beſcheid, 
baß, „ba nad dem Ergebniß ber ftattgehabten Ermittelangen eine Apotheke 
in Widrath mit einer Kundihaft von circa 7000 Seelen zwar vielleicht ihr 
nothdürftiges Beftehen finden, dagegen nad dem übereinftimmenden Urtheil 
ber Kreis, Bezirks: und Provinzial-Behörden vorausfihtlid Die Apotbefen zu 
Jüchen, Dahlen und Odenkirchen in ihrer orduungsmäßigen Eriftenz bedrohen 
würde, und da enblih nad der von dem Gemeinderathe jelbft eingereichten 
Karte und dem vorliegenden amtlihen Berichten die Entfernung zwiſchen 
Wickerath und Odenkirchen nur 700 Ruthen“ betrage, er ſich dahin entſcheiden 
müfle, daß zur Zeit die Errichtung einer Apothele in Widrath weder als 
ein Bebürfniß noch als zuläffig zu erachten jei. 

Der Gemeinderatb von Widrath ſuchte hierauf in mehreren, in ben- 
Jahren 1866 und 1867 an die verichiebenen Inftanzen ber Verwaltung ges 
richteten Eingaben die Gründe dieſes Beſcheides zu widerlegen, wurbe 
jedoch ſtets, und zulept unter dem 19. September 1867 von dem Herru 
Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten abſchlägig beſchieden. Diefer 
legte Beſcheid beſagt namentlih, daß mit Rüdfiht auf bie geringe Entfer— 
nung der benachbarten Apotheken in Odenkirchen und Dablen ein Bedürfniß 
zur Errichtung einer Apotheke in Widrath nit anerfannt werden Fönne, und 
Daß uach der jehr eingehenden und gründlichen Prüfung der Landräthe [ber 
Kreile Grevenbroih und Gladbach die beiden erſtgedachten Apotheken, welden 
beiden nad; Anlage einer Apotheke zu Widerath ein Gejchäfts-Bezirf von nur 
circa 6500 Seelen verbleiben würde, in ihrer orbnungsmäßigen Eriftenz uns 
fehlbar würden gefährbet werben. 

Bürgermeifter und Gemeinderatb wenden ſich nun wiederholt an das 
Haus der Abgeordneten mit der Bitte, ihr Geſuch um Ertheilung einer Kon» 
zeifion für eine in Wickrath neu zu errichtende Apothefe bei der Königlichen 
Stantd-Regierung zu befürworten, 

Petenten beziehen fi zur Begründung ihres Antrages zunächſt auf bie 
früheren Berhandlungen, ſodann aber mamentlih auf ein unter dem 
25. September 1866 Seitens bes Herrn Minifterd für die geiſtlichen ıc. 
Angelegenheiten an fämmtlihe Ober » Präfidenten gerichtete Reſtkript, 
worin der genannte Herr Minifter anerkennt, daß die Ausbeutung ber 
umentgeltlih  verliehenen Apothefen » Konzelfionen zu bloßer Geldipefus 
fation ein MUebelftand jei, welchem entgegengewirft werben müſſe. Das 
gefammte und nad Lage der Gefepgebung über die Mpothefen » Kon« 
zeifionen allein zuläffige Mittel, dieſem MUebelftande entgegenzuwirfen, 
findet der Herr Minifter nach diefem Rejfripte darin, daß bei Behandlung 
der Anträge auf Verleihung neuer Apothelen-Konzeſſionen weniger auf bie 
Interefjen der beftehbenden Apotheken, und mehr auf bas Bedürfniß ber Be— 
völferung Rüdjiht genommen wird. Unter Beifügung einer SpezialsKarte 
und einer auf Grund der Volkszählung vom Jahre 1864 angefertigten Ueber- 
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fiht der den betheiligten Apothefen naturgemäß zugemwiejenen Bevölferung, 
weilen Petenten nah, daß die Apotheke in Dahlen eine Kundſchaft von 
6563, diejenige von DOdenfirchen, eine ſolche von 8182, diejenige von Wid: 
rath eine jolhe von 7561 Seelen behalten reip. erhalten würden, wenn ihrem 
Antrage willfahrt würde. Indem fie fih auf den feftftehenden Grundſatz be— 
rufen, das für Land» Apotheken eine Kundſchaft von 6000 Seelen als aus— 
reihend zu erachten ift, behaupten fie, daß die Apotheken zu Dahlen und 
Ddenfirhen auch nad Errihtung einer Apoihefe in Widrath würden be- 
ftehen lönnen, zumal da feit 1864 die Bevölkerung erheblih gewachſen fei. 

Das Bedürfniß für Errichtung einer Apotheke in Widrath glauben 
Petenten ſchon durd die auf diefelbe angemiejene Seelenzahl, dann aber auch 
dadurch als erwieſen annehmen zu bürfen, daß Widrath feit dem Jahre 
1841, wo bereits ber Kreis» Phyfifus dieſes Bedürfniß anerkannt hatte, an 
Wohlſtand, Bevölkerung und Induftrie ſehr erbeblih zugenommen habe, 
Station der Aachen-Düfſeldorf-Ruhrorter Eifenbahn geworden fei, daß täg- 
ih 30 anfommende und abgehende Fahr» Poften dort verfehren, und bebeu- 
tende gewerblidhe Etabliffements entftanden ſeien. Als Kennzeihen der Be- 
deutung des Ortes heben fie namentlich hervor, daß derjelbe eine Gasanftalt 
beſitze. 

Die Entfernung des Ortes Wickrath von der Apotheke zu Obenkirchen 
geben Petenten auf Grund eines beigefügten Atteſtes des Chauſſee-Aufſehers 
auf 921%, Ruthen an, wobei fie bemerfen, daß viele ber jetzt auf bie letztete 
Apotbefe angewiefenen Ortſchaften viel weiter von berjelben entfernt jenjeits 
Widerath gelegen wären. 

Endlich bemerken Petenten in ihrer legten Eingabe vom 3. November 
1868, daß der jepige Kreisphyſikus Dr. Scheider, amtlich zur Begutachtung 
aufgefordert, fich für die Errichtung der Apothele in Widrath ausgeſprochen 
und, das Bedürfniß dazu anerkannt hat. Zugleich weilen fie auf bie aber- 
malige Vermehrung der Population feit der Zählung von 1864 hin, welde 
den oben angeführten Zahlen zu Grunde liegt. 

Der Berathuug der Petition fowohl in der Petitions-Kommilfion der vorigen 
Seſſion, wie der Kommilfion für Handel und Gewerbe in der diesjährigen, wohnte 
ein Regierungs:Kommiffar aus dem Kultus-Minifterium bei, welcher beide Male 
den Uebergang zur Tages-Ordnung empfahl, indem er im Wefentlihen aus- 
führte, daß von Seiten des Herrn Minifters für die geiftlihen ꝛc. Angelegen- 
beiten im Allgemeinen binfihtlih der Apothefen» Konzeifionen der Grundſatz 
befolgt werde, den Enticheidungen ber fompetenten Behörden — der Ober- 
Präfidenten — nit ohne Noth entgegenzutreten. Im vorliegenden Falle 
babe der Minifter der geiftlihen ze. Angelegenheiten in Folge des vom Abge- 
orbneten-Hauje im Jahre 1865 gefaßten Beſchluſſes eine nohmalige ums» 
faffende Erörterung der Frage angeordnet, ob eine Apothefe in Widrath 
ohne Beeinträchtigung jonftiger Intereffen errichtet werden könne; bierauf 
habe ber Dber » Präfident nochmals ſämmtliche Behörden zur Sache gehört, 
jedoch in Uebereinftimmung mit demjelben fih ſehr entihieden gegen bie 
Einrihtung einer Apothefe in Wickrath ausgejprohen. Daß die benad)- 
barten beiden Apothefen- nur unbedeutende Geichäfte hätten, und nicht viel 
Kundſchaft emibehren könnten, gebe daraus hervor, daß beide ohne Gehülfen 
arbeiten. 


Sour. I. Nr. 47. 
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Die Kommilfion verfannte zwar nit, daß die Bebürfniffrage von ben 
Lofalbehörben am beten beurtheilt werben fünne; es wurde jogar von einer 
Seite bemerft, daß jelbft der Ober = Präfident ih im Weſentlichen auf die 
Berichte der Lepteren verlaffen müfje, und es vielleicht angezeigt fei, auf eine 
Aenderung der Gefepgebung in dem Sinne binzumwirfen, daß bie Konzeifio- 
nirung neuer Apotheken überhaupt nicht ferner vom Bebürfnifje abhängig 
gemacht, jondern jedem qualifizirten Apotheker die Niederlaffung an jedem be— 
liebigen Orte freigegeben würde, wobei dann jcharfe Kontrole der von ihm 
zu führenden Medifamente und der Innehaltung der Tare nothiwendig wäre. 
Es wurde jeboh nicht für angemefjen erachtet, über die wünfchenswerthen 
Aenderungen der Gejepgebung bei Gelegenheit des vorliegenden Spezialfalles 
zu berathen, zumal da das oben erwähnte Rejfript vom 25. September 1866 
zur Bejeitigung des Mipftandes, dab auf beftehende Konzeifionen allzuviel 
Gewicht gelegt wurde, beizutragen geeignet iſt. 

Im vorliegenden Fale glaubte die Kommilfion, daß die Gefährdung 
des Beftandes der Aputhefe in dem Nachbar-Orte im Falle der Errichtung 
einer Apotheke in Widrath nicht genügend erwieſen jei, um daraus ferner ein 
Motiv für Die Berfagung der lepteren hernehmen zu dürfen. Die notoriſche 
Entwidlung von Widratb und das ſonſt von den Petenten beigebradhte 
Material ließen der Kommilfion das Bebürfnig zur Errichtung der Apotheke 


dafelbft als hinreichend dargethban erjheinen und verdiene in dieler Beziehung 


namentlih das Gutachten des Kreisphyfifus die größte Beahtung. Sie faßte 
daher, Fonform den Beſchlüſſen des Haujes aus 1865 und ber Petitiond- 
Kommilfion aus 1868, mit allen Stimmen den Beihluß, dem Hanſe vorzu- 
ſchlagen: 
die Petition der Königlichen Staats-Regierung zur Berückſichtigung 
zu überweiſen. 


Berichterſtatter: 

Abgeordneter Dr. Hammacher. 
— ———— — —— 

Mit dem, am 21. Juni 1858 (Geſetz-Samml. de 58. S. 360.) 
genehmigten Statutnadhtrage der Bergiſch-Märkiſchen Eijenbahn = Gefellichaft 
wurde genannter Gejelidaft die Allerhöchſte Genehmigung zum Bau einer 
Eifenbahn von Dortmund und Witten über Bodum u. j. w. nad Ober: 
haufen und Duisburg ertheilt, und dieſe Konzeffion zugleih auf alle von 
dem Handelsminifter feitzufependen Zweigbahnen zu den anzujdlie» 
Benden Bergwerfen nud Etablijjements ausgedehnt. 

Hiervon Gebrauch machend, bat die Bergiſch-Märkiſche Eiſenbahn-Geſell— 
ſchaft im Jahre 1866 im Einverſtändniſſe mit dem Herrn Handelsminiſter die Aus— 
führung einer von dem Bahnhofe Bochum ausgehenden Seitenbahn nach den 
nordwärts bei Niemfe ꝛc. gelegenen Bergwerlen, und im Zuſammenhange 
hiermit einer von dieſer Seitenbahn abgehenden Verbindungsbahn nach den 
Etabliſſements der Bochumer Gußſtahl-Fabrik in Angriff genommen. Die 


Gebäude und Betrieböwerkftätten des Ieptern Werks liegen zu beiden Seiten 
eined Öffentlichen Weges, genannt die , Maarbrücker Strafe.“ Um die Eifen« 
bahı» Verbindung vollftändig zu machen, und den Zwed für die Bochumer 
Gußftahl » Fabrit zu erreichen, mußten mehrere Schienenſtränge über diejen 
Meg gelegt werden, und zwar theils an-Niveau, theils in unbedeutender Er- 
bebung über der Straße. In Kolge hiervon unterdrüdte die Königlide Re— 
gierung zu Arnsberg mit Genehmigung des Handels-Minifterii den Maars 
brüder Weg im Iandespolizeilihen Intereffe, joweit er von den Grundftücen 
der Bodumer Gußſtahl-Fabrik eingeſchloſſen ift, und wurde der Bergiſch— 
Märkiihen Eiſenbahn-Geſellſchaft, beziehungsweiſe der Gußftahl-Fabrif aufge- 
geben, einen andern Weg auszuführen, welder den durch bie theilweiie Un« 
terdrüdung der Maarbrüder Straße geftörten Verkehr aufnehmen follte. Uns 
beftritten ift dieſer regierungsfeitig angeordnete Weg aufgeführt. Derjelbe-— 
der ſozenannte neue Neitweg — bat allerdings eine Mehrlänge von circa 
100 Ruthen, ift aber breiter und hat günftigere Steigungs-Verhältniſſe ala 
der unterdrüdte Maarbrücker Wer. Außerdem ift nad ‘der vorgelegten Karte 
eine neue Straße zur direften Verbindung des übriggebliebenen Theiles des 
Maarbrüder Weges mit der Bechum-Steeler Chauſſee von der Bergiſch-Mär— 
kiſchen Geſellſchaft augelegt worden. 

Ueber dieſe auf die Unterdrüdung des Maarbrüder Weges und die Ans 
Anordnug von Grjapwegen bezüglichen Negierungsbandlungen bat der Mar 
giftrat der Stadt Bochum wiederholt, aber vergeblid, in der höchſten Ber: 
waltungs-Inftang Beſchwerde geführt. Er wendet fih nunmehr an das Haus 
der Abgeordneten mit dem Antrage bei der Königlichen Staats-Negierung zu 
befürworten. 

1) daß die Unterdrüdung des Maarbrüder Weges und die mit diejer 
Unterdrüdung in Berbindung ftebende Bejeitigung des jogenannten 
Reitweges, als im Intereffe des Eifenbahn » Berfehrs nicht moth« 
wendig wieder aufgehoben werde; 

2) daß eventuell von der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft 
im öffentlichen Verkehrs-Intereſſe die Berbindungsftrage zwiſchen 
der Maarbrüder Straße und dem fogenannten Fahrendeller Wege 
zur Ausführung gebracht werde, 

Bezüglich des erftern Antrages glaubte Kommiſſion den Ausführungen 
des bei der Beratbung der Petition anmelenden Regierungs » Kommiffarius 
Herrn Geheimen Negierungsratd Mebes, wonach es im dringenften Polizei» 
Intereſſe liege, den Maarbrüder Weg dem öffentlihen Verkehr zu entziehen, 
beipflichten zu müſſen. Im Konformität mit den Angaben des Prtenten wurde 
zwar von einzelnen lofalfundigen Mitgliedern der Kommiſſion ausgeführt, daß 
der Maarbrüder Weg allerdings eine viel benupte Verlehrsſtraße geweſen jei, 
und daß die an dieſer Straße angebanten Häufer fiher in Folge der Schlie- 
hung des Weges innerhalb der Grundſtücke der Gußſtahl-Fabrik an Werth 
verloren haben. Dabingegen läßt fih aud nicht verfennen,. daß Die Forte 
ſetzung des WegesVerfehrs über den mit vielen Geleifen und an mehreren 
Stellen durchkreuztem Theil ſehr bedenklih wäre. Mit gutem Grunde hält 
nunmehr das Handele-Minifterium, wenn irgend zuläffig darauf, daß Eifen- 
bahnen die vorhandenen Wege nit am Nivenu freugen. Der Wideriprud 
des Magiſtrats der Stadt Bodum hätte daher in dem Termine vom 10, Ofe 
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tober 1866, in welden unter Zuziehung des Magiſtrats über bie polizeiliche 
Zuläffigfeit der für die Gußſtahl-Fabrik anzulegenden Eiſenbahn-Geleiſe ver- 
bandelt wurde, gegen die Ausführung des Bahn-Projefts überhaupt oder in 
beabfichtigter Art gerichtet werden müffen. Sobald die Eijenbahn » Geleife 
gelegt waren, ergab fi die Unterdrüfung des Maarbrücker Weges ala eine 
Konfequenz der polizeilichen Sicherheits-Rückſichten. 

Wie es ſcheint, legt Petent au den Hauptwerth auf die Behauptung, 
daß dem unterdrüdten Verkehr durdy die Ausführung des neuen Neitweges 
und der Verbindung mit der BohumsSteeler Chauffee fein genügender Erſatz ger 
boten fei. Dielen erfennt er vielmehr in der Auslegung eines Weges von der 
Maarbrüder » Straße nad der nördlich gelegenen fogenannten Fahrendeller 
Strafe, und zwar in gerader Fortiegung des neuen Verbindungs-Weges von 
der Steele-Bechumer Chauffee nad der Manbrüder Straße. Die Fahren— 
deller Strafe ift nämlich ein mit der Maarbrücker Straße ziemlih parallel 
laufender Wer, der in der Richtung von Dften nah Weſten die Stadt 
Bochum mir denfelben Ortſchaften ꝛc. in Verbindung fept, und faft denjeiben 
- Verkehr aufnimmt, wie die Maarbrüder Straße. 

Seitens des Herrn Regierungs » Kommiffarius wurde jedoh die Noth— 
wendigfeit der Verbindung mit dem Fahrendeller Wege beftritten, weil bie 
Stadt Bodum und die Anwohner des no im Verkehr befindlichen Theiles 
der Maarbrüder Straße durch die bereits hergeftellten Wege cbenfo gute Koms 
munifationen erlangt hätten, als fie früher bei intafter Griftenz der Maar 
brüder Straße: beſaßen. 

Die vorgelegten Situationsfarten unterftügen in der That dieſes Urtheil, 
und Kommilfion fiebt fih deshalb um fo weniger in der Lage, das Ber» 
langen des Magiftrats befürworten zu fönnen, ald nad ben Erklärungen des 
Herrn Regierungs-Kommillarius Grund zu der Beforguiß vorliegt, baß ſpe— 
fulatives Privat» Intereffe zu der Agitation auf Anlage des Weges von der 
Maarbrüder nad der Fabrendeller Straße Anftoß gegeben hat und fortwäh. 
rend Vorſchub leijtet: 

Mehrere Kommiffions- Mitglieder Fonnten übrigens ihr Erftaunen darüber 
nicht zurüdhalten, daß es den Behörden nicht gelungen ift, den von dem 
Petenten berührten Streitgegenftand,, welder in ähnlicher Form in induſtrie— 
reihen Gegenden oft vorfommt, in einer beide Theile zufriedenftellenden Weile 
aus der Welt zu jchaffen. 

Die Bochumer Gußſtahl-Fabrik ift ein bedeutendes, circa 2000 Arbeiter 
beichäftigendes Etabliffement, defjen Entwidelung zum Emporblühen der Stadt 
Bodum weientli beigetragen hat und in Zufunft beitragen wird. 

Die jegigen Gijenbahn » Anlagen, welde die Unterdrüdung des Maar: 
brüder Weges nothwendig machten, find ganz offenbar für den Betrieb ber 
Gußftahl-Fabrit von dem größten Nupen, während fie gleichzeitig viele Maffen- 
tran&porte nah und von den Bochumer Bahnhofe von dem Bodhumer Stra— 
ßenpflaſter abzieben,, aljo der Stadt Bodum Koften und BVerfehröftörungen 
erſparen. 

Richtige Erkenntniß dieſer beiderſeitigen Intereſſen und loyale Abwägung 
der namentlich den Adjazenten der Maarbrücker Straße gegenüber beſtehenden 
Entſchädigungsrückſicht würden nah der Meinung der Kommiſſion Differenzen 
dar vorliegenden Art im Keime haben erſticken müſſen. 
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Aus den dargelegten Gründen beantragt die Kommilfion: 
das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
über die Petition des Magiftrats der Stadt Bodum — 
II. 47. — zur Tagesordnung überzugeben. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Dr. Achenbach. 
———— iin . 

Der Dr. jur. Weinhagen zu Cöln hat fih im April vo. I. an den 
Neihstag des Norddeutichen Bundes mit einer Petition in Betreff der Aachen— 
Maftrihter Eiſenbahn-Geſellſchaft gewandt, ift indeß von dem Büreau des 
Reichetages unter dem 20. Juni v. 3. dabin beſchieden worden, daß der 
Reichstag die Petition ald „zur Erörterung in Plenum nicht geeignet“ be— 
funden habe. 

Dieſelbe Petition ift nunmehr an das Haus der Abgeordneten unter 
dem Antrage gerichtet worden, erftere neöft einer angeſchloſſenen Denkichrift 
„dem Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten mit der Auf 
forderung zur Abhülfe durch die am Schluſſe ber Petition —— Maß⸗ 
nahmen zu überweiſen.“ 

Das Sachverhältniß, welches der Petition zu Grunde liegt, iſt nach Ins 
halt der letzteren das folgende: Die durch Allerhöchſten Erlaß vom 30. Ja— 
nuar 1846 (G.S. ©. 29.) konceſſionirte Aachen-Maſtrichter Eiſenbahn-Ge— 
ſellſchaft zu Aachen hat auf Grund des Gefepes vom 17. Juni 1833, wegen 
Ausftelung von Papieren, welde eine Zahlungsverpflihtung an jeden Ins 
haber enthalten (8.5. ©. 75.), drei verſchiedene landesherrliche Privilegien 
zur Ausftellung auf den Inhaber lautender Prioritäts-Obligationen erhalten. 

Das erfte Privilezgium vom 28. Dezember 1853 (G.S. 1854 S. 24.) 
ermächtigt die Geſellſchaft zu einer rege von 1,800,000 Rthlrn., 
welde mit 44 pCt. verzinft und mit 5 pEt. jährlich amortifirt werden ſoll. 
Den Inhabern der Prioritäts- Obligationen, melden bei unterlaffener Amortis 
ſation und nit pünktlicher Zinszahlung die Einforberung der Kapitalbeträge 
zuftebet, ift das gejammte Vermögen der Gejellihaft verhaftet. 

Das zweite Privilegium vom 18. Auguft 1856 (6.5. ©. 763.) ge 
währt die Befugniß zu einer Prioritäts = Anleihe von 1,000,000 Rthlen., 
welche mit 5 pCt. zu verzinfen und mit 4 pGt. jährlih zu amortiſiren ift. 
Im $. 7.c. diejes Privilegiums heißt ed wörtlich: 

„zur Sicherheit für Kapital und Zinfen wird den Inhabern ber 
Obligationen mit Vorbehalt der den früheren, Inhalts des Pris 
vilegiums vom 28. Dezember 1853 kontrahirten Prioritäts-Obli— 
gationen I. Serie eingeräumten und daher vorgebenden 
Hypothek das geſammte bewegliche und unbeweglihe Bermögen 
der Geſellſchaft verpfändet.“ 

Endlich hat das Privilegium vom 8. Oktober 1867 (G.S. S. 1808) 
‚ eine dritte Prioritäts-Anleihe von 900,000 Rthlrn. genehmigt, welche wie 
2 * 
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die zweite Anleihe verzinft und amortifirt werden fol. Den Priorität#-Obli» 
gationen I. und II, Serie ift in dem Privilegium eine vorgebende Hypothel 
gewahrt. 

Nach Inhalt der Petition und der lepterer beigefügten Anlagen befindet ſich 
nun die Aachen-Maſtrichter Eifenbahn: Gejellichaft jeit langer Zeit in einer derart 

finanziell ungünftigen Lage, daß bereits im Jahre 1859 fällige Zins: Coupons 
nicht eingelöft worden find und daß im Sahre 1867 die Geſellſchaft noch 
die Zinfen feit dem 1. Januar 1861 fchuldete, während eine Amortijation 
der Obligationen bis dahin überhaupt nicht ftattgefunden hatte. Die dritte 
Prioritäts-Anleihe ift unter diefen Umftänden von der Direktion der Aachen— 
Maftrichter Eijenbahn-Gejellihaft zur Amortifation von Obligationen I. und 
U, Emiffion, jewie ohne Berüdfichtigung des Alters der Fälligkeit zur Ein— 
löjung von Zint-Coupons tiefer beiden Anleihen zum Theil benupt worben. 

Der Petent, welcher ſich als Inhaber einer großen Anzabl verfallener 
Zins⸗Coupons der erften Anleihe bezeichnet, bat ſich durch dieſes Verfahren 
beſchwert gefunden, da mad) jeiner Anfiht der Gläubigerihaft aus der erften 
Anleihe ein vorzugsweiſes Recht auf Befriedigung zuftebet. 

Auf feine desfallſigen Beſchwerden ift derſelbe jedoh und zwar in lepter 
Verwaltungs: Inftanz von dem Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten unter dem 16. Dezember 1867 dahin bejchieden worden, daß Anftand 
genommen werben müſſe, b 

„die Direktion der Aachen-Maſtrichter Eiſenbahn-Geſellſchaft im 
VBerwaltungswege zur Tilgung der Gelelihaftsihulden in ver 
vorgeſchlagenen Reihenfolge anzubalten,* 

und es daher dem Petenten überlafjen bleiben müjfe, . 
„den vermeintlichen Aniprud auf vorzugsweiſe Befriedigung im 
Wege Rechtens geltend zu machen.“ 

Nachdem Eeitens des Beihwerdeführers in der an das Haus der Ab» 
geordneten gerichteten Petition näher ausgeführt worden, daß der Rechtsweg, 
wie bereitd angeftellte Prozeffe hinlänglich ergeben hätten, theils wegen des 
gleichzeitigen Domiciles der Aachen-Maſtrichter Eiſenbahn-Geſellſchaft zu Aachen 
und zu Maftriht und der Lage der Bahn in drei verfehiedenen Staaten, 
theild wegen ber vorausfihtlihen Unftatthaftigfeit einer Subhaftation des 
Bahnkörpers, ſowie wegen der im April 1867 flattgefundenen Ber: 
pachtung des größeren Theiles der Bahn auf die Dauer von 76 Jahren 
an drei ausländiihe Eiſenbahn-Geſellſchaften, vertreten dur die Verwaltung 
des Grand - Central - Belge, nidt zum Ziele führen fünne, wird wiederholt 
das Einjhreiten der VBerwaltungs:Behörden verlangt und demgemäß 
beantragt: 

„daß die Direktion der Aachen-Maftrichter Eijenbahn-Gejellihaft im 
Aufſichtswege durch alle, den Behörden geſetzlich zuftehenden 
Mittel angehalten werde, von jept an alle ihr verfügbar werdenden 
Gelder in der Weile ausihliehlih zu verwenden, daß aus Dielen 
Geldmitteln, ſoweit diefelben reihen, vor Allem diejenigen Gläu— 
biger ber Gejellihaft, welde ihre Nechte aus dem landesberrlicdhen 
Privilegium vom 28. Dezember 1853 herleiten, Befriedigung erlangen, 
und zwar in ber Meile, daß 
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1) zunächſt die Zins-Goupons nad der Zeitfolge ihrer Einforder— 
barfeit eingelöft werden, fo daß alfo die am 1. Julius 1867 vers 
fallenen Zins-Coupons zuletzt zur Einlöfung gelangen, daß ſo— 
dann, nachdem ſämmtliche Zint-Coupons eingelöft find, 

2) nah Mafigabe der vorhandenen Geldmittel die Amortijation der 
auf dem landesherrlichen Privilegium vom 28. Dezember 1853 
beruhenden Anleihe von 1,800,000 Rihlrn. nad den Beftims 
mungen bed $. 3. des betreffenden Privilegium erfolge, jo dab nad > 
träglih noch fo viele Obligationen zur Ausloeſung gelangen, 
als nad diefem $. 3. jeit dem Jahre 1858 bereits hätten aus— 
gelooft werden müffen, nämlich alljährlih 9000 Rthlr. und ber 
entiprechende, zu eriparen geweſene „Zinsbetrag”. 

Schließlich beantragt Petent eine weitgehende Veränderung der beitehenden 
Eiſenbahn-Geſetzgebung nah Mafgabe einer von ihm vorgelegten Denkſchrift 
zur befjeren Eicherftelung der Gläubiger der Eifenbahn-Grjellich ıften. 

Die Beratbung über die vorftebende Petition fand in Gegenwart eines 
Regierungs-Kommiſſars innerbalb der Kommiſſion ftatt. 

Zunächſt berichte ein alieitiges Einverſtändniß Darüber, daß mit Rück— 
ficht auf die bei dem Neichstag des Norddeutſchen Bundes bereits angeregte Reform 
der Eiſenbahn-Geſetzgebung Feine Veranlaffung vorliege, gegenwärtig im Wege 
ber Partifular-Gejepgebung eine —— Umgeftaltung der betreffenden 
Rechtematerie herbeizuführen. 

Was jodann das Verbältniß der Aacpen-Maftrihter-Gifenbahn-Gefelicaft 
zu ihren Gläubigern anbetreffe, fo war die Kömmilfion übereinftimmend der 
Meinung, daß fih im vorliegenden Falle zwar der Geltendmahung der Nechte 
der Gläubiger im Wege des Givilprozeffes nicht gewöhnliche Schwierigfeiten 
entgegenftellen, dab indeh andererfeits aus dieſem Umftande feine Kompetenz 
der Adminiſtrativ-Behörden hergeleitet werden könne, zu Gunften der Gläubiger 
im Berwaltungswege einzufchreiten. Wenn durd das Gejep vom 3. Novem— 
ber 1838. über die Eifenbahn-Unternehmungen, dem Staate und insbefondere 
dem Handrle-Minifterium ein Nuffichtsreht über die Eijenbahnen eingeräumt 
fei, fo beziehe ſich daffelbe auf die Wahrnehmung öffentlicher Intereffen und 
fünne daher zur Lölung ber Frage, in welder Ordnung die Gläubiger 
einer Eijenbahn:Gefelihaft Seitens der legteren zu befriedigen jeien, nicht in 
Anwendung treten. Nach $. 47. des Eiſenbahn-Geſetzes werde zwar eine er— 
tbeilte Konzeſſion verwirft und die Bahn mit den Transportmitteln und allem 
Zubehör für Rechnung der Geſellſchaft öffentlich verfteigert, wenn leptere eine 
der allgemeinen oder beionderen Bedingungen nit erfülle und eine Auf 
forderung zur Erfüllung binnen einer endlichen Frift von mindeftens drei 
Monaten ohne Erfolg bleibe, indeß unterliege es feinem Zweifel, daß unter 
den allgemeinen oder beionderen Bedingungen nur ſolche verftanden werden 
könnten, welche ein öffentliches Intereffe ſchützen und fihern follten, (vergl. 
aud Artifel XI $. 5. des Einführungs-Gejepes zum Handels-Geſetzbuche) 
ganz abgejchen davon, daß es ih im Gefege um Bedingungen der Eiſenbahn— 
Konzeſſion, nicht aber um Bedingungen bandele, welche in einem Privilegium 
zur Ausgabe von Inhaber-Papieren enthalten find. Ob im Uebrigen der Fall vor: - 
liege, in weldem nad $. 240. des Handels-Geſetzbuches wegen Verminderung des 
Grundfapitald um die Hälfte die VerwaltungesBehörde eine Aktien-Geſellſchaft 


14 


„nach Befinden der Umftände* auflöfen könne, ſei bier nicht zu unterfuchen, 
da bierauf die Petition und die derfelben vorausgegangenen Beſchwerden nicht 
gerichtet feien, noch auch andererfeits fich erwarten laffe, dab auf diefem Wege 
die Intereffen der Gläubiger in der von dem Petenten gewünfchten Weife ſich 
würden wahrnehmen laffen. Wehnlic Liege die Sache bei einer etwaigen Er- 
Öffnung des Konkurſes wegen Ueberſchuldung der Gejelihaft nah Maßgabe 
des Artikel XI. $. 8. des Einführungsgefeges zum Handeld-Gefepgbude. Nach 
biejer Nichtung bin feien Anträge des Petenten bisher nicht formulirt, zumal 
Seitens beffelben jogar in Frage geftellt werde, ob nach geſchehener Berpad- 
tung der Bahn gegenwärtig das Handelsgeſetzbuch noch * die Geſellſchaft 
Anwendung erleiden könne. 

Unter dieſen Umftänden erachtete die Kommilfion den von dem Minifter 
für Handel, Gewerbe und öffentlige Arbeiten in dem Reſfkripte vom 16. Des 
zember 1867 eingenemmenen Stanbpunft, gemäß welchem der Petent auf den 
Rechtsweg verwirfen worden ift, für forreft und der Sachlage angemefjen. 
Von einer Eeite wurde zur Unterftügung der vorftehenden Auffaffung noch 
außerdem ausgeführt, daß ein adminiftratives Verfahren gegen die Aachen— 
Maftrihter Eiſenbahn-Geſellſchaft um fo weniger im vorliegenden Falle für 
zuläffig zu erachten fei, als es ſich um die zwiſchen dem Petenten und der Dis 
reftion der bezeichneten Gelellihaft ftreitige Frage handle, ob den Privritätt- 
Obligationen I. Emiffion ein Vorzug gegenüber den Prioritäten der ſpäteren 
Anleihen gebühre. Wolle man ganz daven abjehen, daß erft das zweite Pri— 
vilegium vom 18. Auguft 1856 ein ſolches Vorzugsrecht, und zwar unter dem 
Ausdrude „einer vorgebenden Hypothek“ beſtimme, jo könne dody immerhin 
die Auffafjung nicht von vornherein als unberehtigt zurückgewieſen werden, 
dar, fo lange fein gerichtliches Kenkurrenz-Verfahren (Kollofation, Konkurs) 
eingeleitet jei, die Gläubiger der verjchiedenen Anleihen als gleichberechtigt 
rũckſichtlich ihrer fälligen Forderungen angeichen werden müßten. 

Die Kommilfion glaubte indeb auf eine Unterjuhung der Richtigkeit 
vorftehender Anfict nicht näher eingeben zu jollen, da es vollftindig genüge, 
daß überhaupt im vorliegenden Falle eine adminiftrative Kompetenz zur Refte 
ftellung der Prioritäts-Verhältniffe unter den verſchiedenen Anleihen nicht an— 
genommen werden könne. 

Demgemäß beſchloß die Kommiſſion im Einverftändniß mit dem Regie— 
rungs-Kemmiffar, dem Haufe der Abgeordneten zu empfehlen: 

über die vorliegende Petition zur Tages-Ordnung übergeben zu 
wollen. 


Außerdem wird erftattet werben: 


Miündlicher Bericht der Kommilfion für Handel und Gewerbe über die 
Petitionen: 

1) des Maurerd Stieber und Genoffen bierjelbft — II. Nr. 732 — 

2) der Malergebülfen Machr und Genoffen bierjelbft -— II. Nr. 1175 — 

3) des Tifchlermeifter W. Schmip und Genoſſen — II. Nr. 1246 — 
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um Befreiung von der Zwangspflicht zum Beitritt zu den 
beftebenden Krankenkaſſen. 


Berihterftatter: Abgeordneter v. Bredom. 


Antrag der Kommiffion. 
Das Haus der Abgeordneten wolle. beichließen: 
über die vorbezeicdhneten Petitionen zur Tages-Ordnung übers 
zugeben. 
Berlin, den 11. Februar 1869. 


Die Kommiſſion für Handel und Gewerbe. 


Dr. Hammacher, (VBorfigender)., Grundmann. Graf Menard, 

Weeſe. Dr. Beder. Heiſe. Dr. Braun Wiesbaden). 

Dr. Achenbach. Graf Saurma. Dr. Müller (Daunover), 
v. Bredow. Jacobi (Liegnitz). Muntau. v. Spbel. 


N: 272. 


Berichterftatter: Haus der Ubgeordneten. 
Abgeordneter Virchow. 10. Zegislatur = Periode. 
——— II. Seffion 1868. 





Bericht 


Kommilfion zur Prüfung des Staatshaushalts- 
Stats über die Allgemeine Rechnung des 
Jahres 1865. (Druckſachen Nr. 7.) 


Durch Allerhöchſte Ermächtigung vom 2. November v. J. iſt die Allgemeine 
Rechnung über den Staatshaushalts-Etat des Jahres 1865 mit der beſon— 
deren Rechnung von den Einnahmen und Ausgaben der Hohenzollernſchen 
Lande, den Bemerkungen der Ober-Rehnungsfammer, der Rechnung der Ren» 
dantur des Staatsihapes nebft den dazu gehörigen Bemerkungen der Ober. 
Rehnungsfammer und einer Reihe von Anlagen dem Landtage zur Entlaftung 
der Staatsregierung vorgelegt worden. 

Die unterzeichnete Kommijfion bat ih der Prüfung diefer Vorlagen in 
Anwejenheit des Vertreters des Finanz Minifters, Geheimen Ober-Finanzraths 
Mölle, unterzogen, und erftaitet nachſtehend ihren Bericht: 

Die vorliegende Rechnung betrifft das letzte derjenigen Jahre, auf welde 
das Indemnitäts » Gefep vom 14. September 1866 Bezug bat. An Stelle 
eines wirflihen Etats-Gejepes tritt demnad) die dem Indemnitäts-Geſetze ans 
gefügte Ueberficht der Staats-Einnahmen und Ausgaben, welde erjt nad) Ab- 
lauf des Etatsjahres auf Grund der Final-Abſchlüſſe aufgeftellt ift, und welche 
durchweg nur Kapitel, aber weder Titel, noch Pofitionen enthält. Bon Etats: 
Ueberihreitungen und aufßeretatämäßigen Ausgaben im gewöhnliden Sinne 
fann demnad feine Rede fein. Ebenjowenig fann eine Differenz von Sfts 
und Soll-Summen vorfommen. Die vorgenommene Prüfung fonnte ſich aljo 
auch nur beziehen auf joldhe Punkte, in denen etwa das Verfahren der Res 
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gierung mit den angenommenen Normen der Verwaltung; fih nit im Ein» 
ange befinden mödte, 

Auch den Bemerkungen der Ober » Redhnungsfammer ift zum größten 
Theile der Boden entzogen, und fie bat fih weientlid darauf bes 
Ihränft geſehen, irrthümliche Kaffen » Anweifungen, Fonds » Verwechslungen 
und ungebörige Vorgriffe auf folgende Gtatsjahre zu moniren. Gelbft der 
noch im Vorjahre mehrfach vorgelommene Hinweis auf Ausgaben, die an fid) 
unzuläffig und erft durch beiondere Allerhöchfte Ordres zu juftificiren feien, 
ift in den gegenwärtigen Bemerkungen gänzlich weggefallen. 

Unter den vorgelegten Bemerkungen der Ober-Rehnungsfammer erregten 
nur die unter Nr. 17. 21. und 24, die Aufmerkjamfeit der Kommilfion, in» 
fofern bier theild Borgriffe auf die folgenden Sabre, theils beftimmungswis 
drige Verwendungen von Staats » Einnahmen erwähnt werden. Abgejehen 
von der Unvollftändigfeit der Angaben ad 21., welche nicht einmal erfennen 
lafjen, um was es fi handelt, glaubte die Kommilfion jedod darüber hinweg« 
gehen zu dürfen, da es fih ad 21. und 24. um geringere Beträge handelt. 
In Beziehung auf die große Unregelmäßigfeit ad 17., das Ertraordinarium 
der Juftiz » Verwaltung betreffend, wurde allerdings darauf hingewielen, daß 
auch ſchon in den Vorjahren gerade bei dieſem Minifterium fi eine unge: 
woͤhnliche Häufigkeit etatswibriger Maßnahmen gezeigt habe, allein man bielt 
die Sache dur die in dem Berichte der Ober » Rehnungsfammer fonftatirte 
Zufage des ZuftizMinifteriums, dab derartige Vorgriffe in Zufunft vermieden 
werden follten, für erledigt. Ueberdies erflärte der Herr Regierungs-Kommil- 
jarius, daß feitdem genauere Inftruftionen erlaffen feien. 

Was ſodann die Aufftelung der Rechnung anbetrifft, jo wurde daran 
erinnert, daß ſchon in früheren Jahren Seitens der Budget-Kommilfion auf 
Einhaltung eines mehr gleihmäßigen Verfahrens der verjchiedenen Berwal- 
tungdzweige in Beziehung auf Die beizufügenden Erläuterungen gedrungen, 
und daß namentlih das Forrefte Verfahren der Poft-Berwaltung als Mufter 
bezeichnet worben fei. Wenn aud im der vorliegenden Rechnung gerade dieſe 
Berwaltung wieber ganz eingehende Erläuterungen geliefert habe, jo ſei es um 
fo mehr an der Zeit, die übrigen Verwaltungen an ein gleiches Verfahren zu 
mahnen, als durch den MWebergang der Poft an den Norbdeutihen Bund 
fünftig diejes Vorbild aus der Preußiichen Rechnung verfhwinden werde. Außer 
dem Minifterium der geiftlihen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten 
jeien es gerade mehrere der unmittelbar unter dem Finanz » Minifterium vers 
einigten Verwaltungen, deren Erläuterungen am allerdürrften ausfielen, wäh— 
rend die Juftiz-Verwaltung, die Gijenbahn-Verwaltung und andere, den 
Wünſchen des Haufes entiprechend, in befonderen Denkſchriften oder eingehenden 
Ausführungen ihre Ausgaben begründet hätten. Gegenwärtig, wo wir und wieder 
regelmäßigen Gtatzjahren nähern, erſcheine die Forderung ähnlicher Ausführlichkeit 
für jämmtlihe Berwaltungsjweige dringend, da ohne eine folde die Prüfung 
der Rechnungen einen ganz unverhältnigmäßigen Aufwand von Zeit und 
Mühe Seitens der Kommilfion nothwendig made, aud den übrigen Mit 
gliedern des Haufes die Gelegenheit zu eigener Prüfung nicht in gebührendem 
Maße geboten jein würde. Seitens des Herm Regierungs-Kommiljarius 
wurde die Berechtigung dieſes Wunſches anerlannt und die Zuſage ertbeilt, 


daß auf eine mehr übereinftinnende Form und größere Ausführlichfeit der 
Erläuterungen bingewirft werben ſolle. 

In der Anlage Nr. 10, welche die Spezial-Rehnung der Poft-Berwaltung 
enthält, findet fih auf Seite 75 die Bemerkung: 

Die Poft:Verwaltung ift im Befige eines Betriebsfonds von 
170,000 Rthlrn., welcher als eilerner (Rechnungs) Beftand in 
den Poft-Rehnungen jährlih nachgewieſen und zur Beftreitung 
von Kaffenvorfhüffen verwendet wird. 

Auf die Frage, ob dieſe Summe bei der Uebergabe der Poft an den 
Norddeutſchen Bund an bie Preußiſche Staatsfaffe zurüderftattet ſei, erwiederte 
ber Herr Regierungs-Kommilffar, dies habe bis jetzt noch nicht erfolgen fünnen, 
weil die finanzielle Lage der Poftverwaltung es nicht geftattet habe; es werde 
jedoch gefhehen. Daran Fnüpfte fi die weitere Unterluhung, wie es ſich mit 
den Aniprühen des Preußiſchen Staates an diejenigen Vermögens-Objekte, 
insbejondere Grundftüde und Gebäude verhalte, welche durch die Uebergabe 
verjchiedener Verwaltungen, insbeſondere der Militair-Verwaltung, dem Norb« 
deutihen Bunde zur Benupung überwiejen ſeien. Inöbejondere wurde darauf 
birgewiejen, daß durch die Verlegung der Artillerie-Werfftätten nah Spandau, 
dur den Bau neuer Kafernen und eines Generalſtabs-Gebäudes in Berlin 
werthvolle Grundftüde in der Stadt frei geworben wären, die doch unmöglich 
noch fernerhin mit ihrem Erlöſe der Militair-Berwaltung zuftehen dürften, da 
die neuen Einrichtungen mit Preußiſchen Staatsmitteln ausgeführt feien. 

Der Herr Regierungs » Konmiffarius erklärte in dieſer Beziehung, 
„daß in den VBerhältniffen des Eigenthums an den im Befip der Preußiſchen 
Militair-Verwaltung befindlihen, zum Preußiſchen Staatsvermögen ge 
börigen Grundftüden und Gebäuden dur die Gründung des Norddeuts 
ſchen Bundes feine Aenderung eingetreten jei. 

„Die Ueberlaffung von Grundftüden und Gebäuden, welde einer 
Preußischen Berwaltung entbehrlih find, an die Preußiihe Militair- 
Verwaltung erfolge auch fernerhin nad den bisher geltend gemachten Vor— 
Ihriften ohne Gewährung eines Entgelts für dauernde oder vorübergehende 
Benugung an die Preußische Staatskaffe. 

„Ebenſo Seien die im Befip der Militair-Verwaltung befindlichen 
Grundftüde und Gebäude, jobald fie für ihre Zwecke entbehrlich werden, 
an andere Preußiſche Verwaltungen unentgeltlih abzutreten und könnten 
BVeräußerungen von Grundftüden, jofern dieſelben nicht! ausdrüdlih zur 
Befriedigung eines gleichen Bedürfniffes an einer anderen Stelle erfol: 
gen, nur für Rechnung der Preußiſchen Staatskaſſe eintreten, 

„Die Forderung eines entſprechenden Entgelts fei der Preußiichen 
Staatsfafje jedoch für die Fälle vorbehalten, daß entweder von Bundes: 
wegen ein Eigenthums-Anſpruch an die im Befip der Preußiſchen Mili- 
tait-Berwaltung befindliden Grundftüde und Gebäude erhoben, oder daß 
von anderen Bundes-Regierungen für das in ihren Staaten zu Zweden 
der Militair-Berwaltung überlaffene fiskaliſche Grundeigenthum ein Ent- 
gelt aus Bundesmitteln in Anſpruch genommen werden follte®. 

Da nad der Mittheilung des Herrn Regierungs-Kommiffars diefe Grund» 
ſätze durch einen Beihluß des gefammten Staats-Minifteriums feftgeftelt find, 
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fo jchien e8 der Kommilfion zunächſt genügend, auf dieſen wichtigen Punft 
die Aufmerffamfeit des Haufes der Abgeordneten zu lenfen. Gewifle Pofi- 
tionen in der Rechnung, 3. B. in der Spezial-Rehnung der Militair-Ber- 
waltung (Anlage Nr. 31. S. 273) Tit. G. b. der Einnahme (Minder-Ein- 
nahme von 235,000 Rthlr., weil die Einzahlung des Kaufgeldes für ein dis— 
ponibles Kafernen-Grundftüd wegen bes Todes des Käufers ſich verzögert 
babe), weifen unmittelbar auf jenen Punkt bin. Der Herr Regierungs-Kom- 
miffar gab die Verfiherung ab, daß derartige Einnahmen der Preußiichen 
Staatöfaffe zufließen müßten, zumal da die entjprehende Summe aus bieler 
Kaffe gezahlt worden fei. Es wird daher Sache fünftiger Rechnungen fein, 
diefe Vereinnahmungen nachzuweiſen. Mit dem Grundfage, daß die Eigen- 
thums-Berhältniffe des Preußischen Staates an den der Benupung des Bundes 
überlaffenen Grundftüden und Gebäuden unerörtert bleiben, erflärte ſich die 
Kommiffion einverftanden. 

Beanftandet wurde ferner in einigen Beziehungen die Rechnung des 
Haupt-Ertraordinariums (Anlage Nr. 23. S. 190), infofern die aufgeführten 
Pofitionen der Ausgabe vielfah nicht erfehen liefen, zu melden bejonderen 
Zweden die Verwendung erfolgt fei. Hervorgehoben wurden namentlich die Po- 
fitionen 3—9, 14, 15, 17. Sei aud feine nadträglihe Genehmigung diefer 
Ausgaben in Einzelnen nötbig, jo müfje doch um jo mehr eine vollftänige Klarheit 
in der Rechnnng geforbertwerden, da nur jo ermittelt werden fünne, ob die Berwen- 
dung diejed großen Reſervefonds den Abfichten gemäß geichebe, welche zu feiner Be» 
willigung führten. Nicht darum handle es fich, zu willen, daß z.B. Vorſchüſſe 
und zinsfreie Darlehne, Entſchädigungen und Abfindungen gewährt, 
ſondern an wen oder wozu fie gegeben worden ſeien. Eine fo allge 
mein gehaltene Nechnungslegung werde die Zahl der Gegner dieſes Haupt: 
Grtraordinariums vermehren, zumal ſeitdem das Beiipiel des Jahres 1867 
gezeigt habe, daß der Finanz» Minifter auch ohne daffelbe ausfommen Fönne. 
Der Herr Negierungs-Kommilfar erflärte, daß die Verwendung ftet# mit ber 
größten Vorficht geichehe, daß indeß nichts emtgegenftehe, Fünftig eine größere 
Spezialifirung und Begründung der Ausgaben eintreten zu laflen. 

Weitere Bedenken wurben erhoben in Beziehung auf eine außeretatsmä— 
ige Ausgabe bei dem auswärtigen Minifterium (Anlage Nr. 23, Seite 179), 
welche unter dem Grtraordinarium Tit. 3. aufgeführt ift. Zum Ankauf eines 
Grundftüdes für die Gejandtihaft in Konftantinopel find 120,119 Rthlr. 
26 Sgr. 6 Pf. verausgabt worden. Die Zweckmäßigkeit des Ankaufes ift in 
einer ausführlihen Randbemerfung motivirt, wonach fih ſchon im Jahre 
1864 die Gelegenheit darbot, die Rechnungen jedoch erft im Dezember 1865 
eingingen, fo daß die Summe weder auf den Etat pro 1865, nod auf den 
pro 1866 habe gebradyt werden können. Obwohl in der Kommilfion dieſe 
. Unmöglichfeit beftritten und die Unregelmäßigfeit des Verfahrens betont wurbe, 
jo jah fi die Kommilfien doh mit Küdfiht auf das Indemnitäts = Gefep 
außer Lage, die Angelegenheit weiter zu verfolgen. 

Schlieflih wandte man fih zu der Berathung der Reftverwaltung, deren 
große Ausdehnung Schon in früheren Jahren zu mander Bemerfung Anlaß 
geboten bat. Auch die gegenwärtige Nechnung zeigt nicht wenige Poſten, zu— 
mal des Ertraordinariums, welde ganz oder größtentbeils in die Neftverwal: 
tung übertragen worden find. Beiſpielsweiſe enthält das Extraordinarium 
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tes Kultus-Minifteriums (Seite 70—72.) allein 12 Pofitionen im Gejammts 
betrage von 
162,330 Rthlrn., 
von denen feine einzige eine Iſt-Ausgabe aufzuweiſen hat, die aber doch ſammt 
und fonbers der Neftverwaltung überwieſen find. Ein derartiges Verfahren 
gebe, meinte man, über die der Regierung ertheilte Ermächtigung hinaus und 
made jchließlih die allgemeine Rechnung illuforiih. Kämen dann gar bei ° 
der Neftoerwaltung, wie es bei dem Militair » Etat früher der Fall geweſen, 
Mebrausgaben vor, fo fehle jede verfaffungsmäßige Form der Behandlung. 
Der Herr Regierungs » Kommiffar erklärte, grundfäglih dürften Etats: 
überfhreitungen bei der Reftverwaltung gar nicht vorkommen, und in der 
That jei ed and nur ganz ausnahmsweiſe der Fall geweien. Auch für das 
Finanz Minifterium fei die Neftverwaltung eine Laft und man verfolge den 
Plan, fie ganz verihwinden zu laffen, indem man fie mit der laufenden Vers 
waltung verbinde. Bei einzelnen Verwaltungen, z. B. dem Yuftiz-Miniftes 
rium, der Berg. und Steuer-Berwaltung, fei dieſe Vereinigung ſchon durch— 
geführt und man werde fie in der Nechnung für 1867 ſehen; jo ſchwierig 
es au jei, jo hoffe man doch diefe Vereinigung ganz allgemein ins Leben 
zu rufen. Daß ein fo großer Theil des Ertraordinariums für 1865 in bie 
Reftverwaltung übergegangen fei, erkläre fi übrigens zum Theil daraus, daß 
man Angefihts der politifchen Lage manche Ausgaben zurüdgehalten habe. 
In Beziehung auf die Geſammtſumme der Reftverwaltung eriheint ein 
gewifjer Widerſpruch, infofern in dem Vorberihte Seite 7. der disponible 
Ueberſchuß der Reitverwaltung auf 2,429,725 Nthlr. 27 Sgr. 10 Pf., da» 
gegen am Schluß der Neftverwaltung Seite 116. nur auf 1,367,527 Rthlr. 
23 Sgr. 4 Pf. angegeben wird. Nah den Grläuterungen des Herrn 
Regierungs-Kommiſſars entziffert fi Diefe, im der That nur ſcheinbare Dife 
ferenz folgendermaßen: 
In dem Abſchluſſe der Einnahmen und Ausgaben auf Refte pro 1864 
et retro (Seite 116) ift ein Ueberfhuß von im Ganzen 
1,367,527 Rthlr. 23 Sgr. 4 Pf. 
nachgewieſen. 
Davon fallen auf die Hohenzollern: 
ſchen Lande bei einer” Einnahme von 
51,798 Rthlr. 7 Sgr. — Pf. 


(Seite 88.) 
und 
einer Aus: 
gabe von 21,110 Rthlr. 10 Sgr. 10 Pf. 
(Seite 114.) 30,687 Niblr. 26 Sar. 2 Pf. 
Dleiben für die älteren Landestheile 1,356,8539 Ktbir. 27 Sgr. 2 Pr. 


Diefer Summe ift binzuzurechnen die 
bei den Koften des Krieges mit Däne— 
mark (Seite 114. 115.) nachgewieſene 
Mehrausgabe von . . 2» 2 2... 4,411,055 Rthlr. 17 Sgr. 2 Pf. 
weil dieſer Betrag aus den Geſammt⸗ 
Ueberihüffen pro 1865 zu deden iſt. 
(fr. s. p. Seite 9 des Vorberichte). 
Summa 5,747,895 Athir. 14 Sgr. 4 Pf. 





Transport 5,747,895 Rthlr. 14 Sgr. 4 Pf. 

Bon diefem Betrage find zunächſt die 
Mittel zur Dedung ber verbliebenen Aus- 
gaberefte "excel. Hohenzollern (Seite 114 
unten) zu referviren mit . © » . . . 3,318,179 Rtblr. 16 Sur. 6 Pf. 

als disponaibler Betſand der eſ·· —— 
verwaltung verbleibeene27429,715 Rthlr. 27 Sgr. 10 Pf. 
d. i, diefelbe Summe, melde Seite 7 des Vorberichts in anderer Weife er: 
mittelt und nachgewieſen ift. 

In der Reftverwaltung der Hohenzollernihen Lande (Seite 134) erſcheint 
unter A. Einnahme aus Vorjahren außer 89,988 fl. an Beftänden noch ein 
Betriebsfonds der Landesfaffe von 40,000 fl. Aus ber Kommilfion wurde 
darauf aufmerffam gemacht, daß ein folder Fonds ebenfo wie für die übrigen 
Regierungen aus dem allgemeinen Fonda der General-Staatskaffe zu gewäh- 
ren fei, ba die Ueberſchüſſe der Verwaltung den allgemeinen Staatsfonds zu— 
fliegen müßten. ine derartige Refervirung der Refteinnahmen hätte fi jo 
lange allenfalls rechtfertigen laffen, als der Grundſat feftgehalten jei, Ein» 
nahme und Ausgabe der Hohenzollernſchen Lande ſich ausgleichen zu laffen, 
obwohl aud tiefer Grundfag bedenklich geweſen fei, da der Preußiſche Staat 
die militairiihen und allgemeinen Staats-Ausgaben immer für Hobenzollern 
babe mit übertragen müffen. Seitdem aber der Staat Zufhüffe für Hoben» 
zollern zahlen müſſe, die gegenwärtig bis auf 71,000 Rthlr. angewachſen 
jeien, wäre es billig, wenigitens Derartige Fonds einzuziehen. Der Herr 
Regierungs-Kommiſſar erklärte, Die Beftände hätten zum Theil zur Dedung 
der Ausgaben der Reftiverwaltung gedient und feien in ber That allmälig 
verzehrt worden, fo daß von 1868 an das bieherige Verhältniß von Hohen- - 
zollern in der Rechnung aufhören werde. 

Nah Erledigung diefer Punkte einigte ih die Kommilfion zu folgen» 
dem Antrage: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen, die Entlaftung 
der Königlihen Staatt-Regierung in Bezug auf bie allgemeine 
Rechnung über den Etaatshaushalt des Jahres 1865, jowie im 
Bezug auf die Verwaltung des Staats-Schapes für baffelbe Jahr 
ausjujpredhen. i 


Es wurde ſodann in der Kommilfion der Antrag geftellt, die Frage von 
dem Ober-Rechnungsfammer-Gefep wieder im Haufe anzuregen. Befanntlid 
enthält ſchon der Artikel 104 der Berfaffung die Beftimmung, daß ein bes 
fonderes Geſetz die Einrichtung und die Befugniffe der Ober-Rechnungskam— 
mer regeln foll. Allein vergeblich ift theils aus dem Landtage jelbft, theils 
und namentlich aus der Budget-Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes immer 
und immer wieder daran gemahnt worden, das Geſetz endlich in Angriff zu 
nehmen. Nur ein einziges Mal, in der erften Seffion des Jahres 1862, 
ift ein Gejep-Entwurf wirflih eingebracht worden; die vorzeitige Auflöjung 
des Haufes ließ ihn nur zur Berathung in der Kommilfion gelangen. In 
der bald darauf folgenden Seffion des neugewählten Haufes erflärte der 
damalige Finanz-Minifter Freiherr v. d. Heydt bei Gelegenheit der Adref- 
Debatte am 5. Suni 1862 (Stenographiiher Bericht Band I. Seite 153), 
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die Regierung beabfichtige, die Gejep-Entwürfe über die Minifterverantwort- 
lichkeit und über die Ober-Rehnungsfammer in der nädften Sejlion 
vorzulegen. Allein weder in ber nächſten, noch in einer ber darauf folgenden 
Selfionen hat die Regierung ihre Zufage erfüllt. Nachdem der Konflikt durch 
die Gejepgebung von 1866 feinen Abjhluß gefunden hatte, ermeuerte bie 
Budget-Kommilfion ihre Anträge. 

Am 29. Januar 1867 verhandelte das Haus der Abgeordneten über 
diejelben, und beſchloß, die Staats-Regierung aufzufordern: 

1) dem Landtage in der nächſten Sejfion den Entwurf eines Gejepes 
über die Einrichtung und Befugniffe der Ober-Rehnungsfammer 
vorzulegen ; 
inzwiſchen ſchon jegt die Inſtruktion der Ober-Rechnungskammer 
vom 21. Juni 1862 dahin zu erweitern, daß auch die Bemer- 
fungen der Ober-Rechnungskammer über diejenigen erheblichen 
Mängel der Verwaltung, welhe aus Veranfaffung der Prüfung 
der Rechnungen entdedt werden, jowie diejenigen Abweichungen 
von den gejeplich feftgeftellten Staatshaushals-Etats und von den 
benjelben zu Grunde liegenden Etats und Nachweiſungen, welde 
etwa durch Allerhöchſte Ordres ſchon vor der Rechnungs-Reviſion 
juſtifizirt worden ſind, der Landesvertretung mitzutheilen ſind. 

(Stenographiſcher Bericht Band III. Seite 1770.) 

Indeß auch in der folgenden Seſſion von 1867—68 fand die erwünjdte 
Borlage nicht ftatt; der Vertreter der Regierung entſchuldigte diefelbe mit ben 
großen Arbeiten in den neuen Provinzen, und die Budget-Kommilfion bes 
ſchränkte fih darauf, durch ihren Berichterftatter in der Sipung vom 24. 
Februar 1868 konſtatiren zu laffen, daß die Reſolution des Vorjahres no 
in Kraft beftehe. (Stenographiſcher Beriht Band III. Seite 1882.) 

Inzwiſchen ift unter dem 4. Juli 1868 das neue Bundesgeſetz publizirt 
worden, welches die preußische Ober-Rechnungskammer zugleich als Rehnungs- 
bof für den norddeutichen Bund und zwar vorläufig für die Sahre 1868—69 
beftätigt und bie für die preußiiche Verwaltung geltenden Beftimmungen aud für 
das norddeutſche Rechnungsweſen überhaupt anerfennt. Dieje Beftimmungen 
find aber in der veralteten Inftruftion vom 18. December 1824 enthalten, 
welde auf ganz andere ſtaatsrechtliche Verhältniffe angelegt war. Indem fie 
dem Könige als Gejepgeber jowohl die Genehmigung des Etatsgeſetzes, als 
die nachträgliche Ermächtigung zu Etatsüberſchreitungen und auferetatsmäßigen 
Ausgaben vorbehielt, jo war es natürlich, daß fie jede Abweihung von dem 
Etatögejepe einer gelonderten Prüfung und einer jpeciellen Königlihen Ent— 
ſcheidung unterwarf. Die juftificirende Ordre war ein Schup des Geſetzes gegen 
die Willfür der Minifter, und die vollftändig unabhängige Stellung der 
Ober-Rehuungstammer neben der BVerwaltung wurde gefihert durch ihre 
unmittelbare Abhängigkeit von dem Königlihen Gefepgeber. Das war vor: 
trefflich für den abjeluten Staat. Aber es ift eine vollftändige Anomalie für 
‚den Berfaffungsftaat. Der König ift nicht mehr alleiniger Gejepgeber; bie 
Allerhöchfte Ordre Hat nicht mehr heilende Kraft für Etatsüberſchreitungen 
und aufßeretatämäßige Ausgaben, und doc befteht das Syſtem der juftificiren« 
den Drdres fort. Fa, die Ober-Rechnungskammer ift, in unveränderter Befol⸗ 
gung ihrer Inſtruktion von 1824, dabei geblieben, für jede Anomalie des Rech⸗ 
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Berichterftatter: Haus der Abgeordneten. 
Abgeordneter Hoene. 10. Legislatur-Periode. 
ee nn ne II. Seffion 1868. 





Bericht 


vereinigten Kommifjionen für Finanzen und 
Zölle und für Handel und Gewerbe über den 
Gejeß- Entwurf, betreffend die Beſchränkungen 
der Zahlungsleiftung mittelft fremden Papier: 
geldes und ähnlicher MWerthzeichen in den neu 
erworbenen Landestheilen. (Nr. 64. der 
Druckſachen). 


Die Berathung des obigen Geſetz- Entwurfes in dem unterzeichneten Kom— 
miſſionen — an welder ſich Kommifjarien der Königlichen Minifterien der 
Finanzen, und für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten betheiligten — 
bat ſich vorzugsweiſe um zwei gegen die Vorlage erhobene Bedenken bewegt. 

Das erfte Bedenfen wurde auf die Erwägung geftüpt, daß die beiden 
Gejepe vom 14. Mai 1855 uud vom 25. Maui 1857, um deren Einführung 
in die neu erworbenen Landestheile es ſich hier handle, nach den Anläſſen 
und der Geſchichte ihrer Entſtehung weſentlich als Gelegenheits-Geſetze zu be— 
trachten ſeien, bei deren Ausdehnung auf die dem Preußiſchen Staate neu 
hinzugetretenen Gebiete das Beſtreben nach einer Gleichmäßigkeit der Geſetz— 
gebung, namentlich auch der Straf-Geſetzgebung, nicht ausſchließtich maß— 
gebend ſein könne, ſondern bei denen auch zu prüfen bleibe, ob nach Be— 
wandniß der zur Zeit beſtehenden Verhaltniſſe es nicht für rathſamer zu 
zu erachten ſei, ſie auch in den älteren Landestheilen aufzuheben oder obſolet 
werden zu laſſen. 
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Sei, wie fi Dies aus den Motiven jener älteren Geſetze ergebe, 
der Anlaß zu dem damaligen Einfchreiten der Geſetzzebung der Umftand 
gewefen, daß in der erften Hälfte des vorigen Jahrzehnts fowohl bei den 
Negierungen benadhkarter Staaten als bei den in benielben im großer Zahl 
begründeten Banfanftalten in ganz erorbitantem Maafe das Beftreben hervor: 
getreten fei, fehlende Geldmittel durd Prägung von Papier, welches vorzugs— 
weile zur Girfulation auf dem Preußiichen Markte beftimmt geweſen, fid 
zu verfhaffen; und habe damals das Bedürfniß, der Girfulation bes Landes, 
namentlich im Fleinen Verkehr, den nöthigen Vorrath an Metallgeld zu - 
erhalten, um das Publifum vor dem Aufdrängen von Geldzeihen zweifel— 
baftem Werths zu jhüpen, zu einem derartigen Eingriffe die Legislative in 
die Verkehrs » Berhältniffe geführt — jo bleibe nachzuweiſen, daß ähnliche 
Betürfniffe auch zur Zeit noch, und namentlih in den neuen Landestheilen 
befteben. 

Das zweite Bebenfen wurde aus dem Umftande entnommen, daß nad) 
Artikel 4. der Berfaffung des Norddeutihen Bundes die Feſtſtellung der 
Grundſätze über die „Emiffion von fundirtem und unfundirtem Papiergelde,* 
fowie die „allgemeinen Beftimmungen über das Bankweſen“ zu denjenigen 
Gegenftänden gehören, welche „der Beauffihtigung Seitens des Bundes und 
der Gejepgebung beffelben unterliegen.” Es wurde zwar nicht in Zweifel ge 
fielt, daß, fo lange die Bnudesgefepgebung den Gegenftand nicht vor ihr 
Forum gezogen habe, die Landesgefepnebungen bei Abwehr derjenigen Unzu— 
träglidjfeiten, weldye fih aus den beftehenden Verhältniffen ergeben, durch die 
angezogenen Beftimmungen der Bundesverfafjung an ſich nicht behindert feien; 
es wurde aber als eine aus der Natur des Bundesverhältniffer fi ergebende 
Berbindlichfeit bezeichnet, Alles zu vermeiden, was einer entſprechenden Rege— 
lung der Sade im Wege der Bundesgefepgebung hinderlich werden Fönnte; 
und in diefem Sinne in Frage geftellt, ob es räthlih fer, den Weg der Lan— 
deögejepgebung zu betreten, bevor nicht wenigftens der Verſuch gemacht wor— 
den fei, die Bundesgefepgebung anzurufen und in ihre Rechte eintreten zu 
lafjen. 

Diefen Bedenken gegenüber, und im Auſchluß an die denfelben zum 
Grunde Tiegenden Geſichtepunke wurden, theild von Mitgliedern ber vereinigten 
Gommilfionen, theil® von den Herren Regierungs-Kommiffarien die nachſtehen— 
den Thatjahen nnd Erwägungen geltend gemacht. 

Die Uebelftände und Gefahren, welche in der Mitte des verfloffenen Jahr— 
zehnts die hier in Rede ſtehende Gejepgebung zum Schutz der Verkehrs-In— 
tereffen im den älteren Provinzen des Staates hervorgerufen hätten, beſtän— 
den auch heute für die neuen Provinzen in gleihem Maße und im gleicher 
Bedeutung. Die Quellen der Emiffion papierner Geldjurrogete, gegen deren 
Ueberflutbungen man ſich durch jene Geſetze zu ſchützen gefucht, und nach den 
gemachten Erfahrungen im Ganzen mit recht gutem Erfolge geihüpt babe, 
eriftirten ned) heute wie damals und ſuchten in den neuen Landestheilen in 
gleicher Weile und mit ähnlichen Mitteln, wie früher in den anderen Provinz» 
zen des Staates durch Fünftliche Verbreitung ihrer Geldzeichen ſich unverzind- 
liche Kapitalien für ihre Kredit » Operationen zu verfhaffen. Daß man in 
Naſſau ſowohl als auch in den Hannoverſchen Landestheilen unter einem 
Ueberfluß von dergleichen fremden Wertbzeihen zu leiden habe; — daß man 
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während der Bewegungen des Jahres 1866 dort bereit# bie unvermeiblidhe 
Folge einer derartigen ungeregelten Circulation, das Disagio derſelben, 
in nicht unerheblihem Maße kennen zu lernen Gelegenheit gebabt habe; — 
daß das beiheiligte Publifum dort für fein Beftreben, fih die unwillkommenen 
Zahlungsmittel fern zu halten, in einem gejeplichen Ausgabe Verbot gerne 
eine nüplihe Unterftügung erfennen werde, wurde von Mitgliedern ber ver 
einigten Kommiffionen bezeugt. Aber noch mehr; die Uriprungsquellen dieſer 
Seldfurrogate hätten fi) neuerdings noch vermehrt, und es ſtehe noch eine 
weitere Vermehrung berjelben in Ausfiht. In Oldenburg fei gegen Ende 
des verfloffenen Jahres ein Bank-Inftitut, mit einem baar eingeidhofjenen 
Kapitale von nur 200,000 Rihlrn. begründet worben, dem die Großherzoglide 
Regierung, gegen Betheiligung an dem aus dem Bankverkehr zu erzielenden 
Reingewinn den Vertrieb von ihr zu emitirenden Staatd-Papiergeldes bis 
zum Betrage von 2 Millionen Thalern übertragen habe. Es ſei dies geſche— 
ben, obwohl von Seiten des Bundes-Kanzlers, dem von dem Unternehmen 
vor deſſen befinitivem Zuftandefommen Kenntniß geworben, die Großherzog« 
liche Regierung, unter Hinweifung auf die bezüglidhen Vorbehalte der Bun» 
ded-Berfaffung, und auf die früher in Preußen gemachten Erfahrungen und 
getroffenen Mafregeln, darauf aufmerfjam gemacht worben fei, daß die Schwie- 
rigfeiten, welche ſich einer befriedigenden Ordnung des Bankweſens und einer 
durch Diefelbe zu ermöglichenden Aufhebung der Banfnoten-Verbote entgegen» 
ftellen, weientlic vergrößert werden, wenn inzwiſchen von einzelnen Staaten 
Noten ausgebende Banken neu konzeſſionirt, und mit Privilegien ausgerüftet 
werden, welche in ähnlicher Weije, wie die in der Mitte ded vorigen Jahr— 
zehnts errichteten, in ihrer Noten-Emiffion den geihäftlichen Bedarf und das 
Abſorptions-Vermögen des Staats-Gebiets, in welchem fie ihren Sip haben, 
fo weſentlich überfteigen, daß fie auf einen über das Staats-Gebiet hinaus— 
gehenden Markt weſentlich angewiefen find. Obwohl dieſe bundesmäßige 
Mittheilung von der Andeutung begleitet gewelen fei, daß die Errichtung 
neuer derartiger Banken, welche auf die Ausbeutug des Notenmarfts anderer 
Staaten berechnet erſchienen, umausbleiblih von Neuem zu Mafregeln der 
Nothwehr anregen müßten, fei die Konzeffionirung der in Rede ftchenden 
Bauk jeitdem gleihwohl erfolgt. Und doch laſſe ſich nicht verfennen, daß 
bei dem Umfange des, nur etwa 300,000 Einwohner zählenden Oldenburger 
Landes und bei den dortigen wenig ausgebildeten Verkehrs- und gewerblichen 
Berhältniffen eine Emiſſion von 2 Millionen Thalern Papiergeld unmöglich 
ausjchließlih oder auch nur vorzugsmeile auf die Bebürfniffe der eigenen 
Landes-Angehörigen beredynet fein könne; dabei vielmehr ganz unbedenklich es 
darauf abgejeben worden jei, in den angrenzenden Preufiichen Landestheilen, 
den Provinzen Hannover und Schleswig-Holſtein einen Markt für das aus— 
zugebende Papiergeld, und die Unterlage einer Spekulation zu fuchen, deren 
Gewinn die Oldenburgiihe Regierung, für ihren Antheil an dem Unterneh: 
men, auf etwa 40,000 Rthlr. jährlich veranſchlagt habe. 

Nach anderweitigen Nachrichten foll ferner in einem der Heinften Nord: 
deutichen Fürftenthümer in allerneuefter Zeit die Begründung einer neuen Notens 
bank in Ausfiht genommen worden fein, von welcher doch unmöglih anges 
nenmen werden kann, daß fie das Hauptgebiet der von ihr auszugeben» 
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ben Geldzeichen irgendwo anders, ald in den Preußifchen Provinzen, zu ſuchen 
haben werde. 

Endlih wurde daran erinnert, dab unter den verfchiedenen in jüngfter 
Zeit beiprocdhenen Projekten, Gejellihaften zur Hebung des Hppotbefenfredits 
zu bilden, e8 aud an ſolchen nicht fehle, welde von der Idee ausgingen, 
einen Theil des für derartige Zwede erforberlihen Kapitals durch NotensPräs 
gung zu beichaffen; und daß bei der zur Zeit noch beftehenden Berechtigung 
der Regierungen benachbarter Staaten derartige Unternehmungen mit den hierzu 
erforderlichen Privilegien auszuftatten, eine weitere Thür offen ftehe, durch 
welde die Maffe der umlaufenden Geldzeihen jederzeit in einem nicht zu be— 
technenden Mafe neue Vermehrungen erhalten Fünne. 

Ergebe fi hieraus, daß das erfte oben angeführte Bedenfen nicht zu— 
treffe, jo erhelle aber auch ferner, daß die auf die Verheißungen der Bundes: 
Verfaffung zu nehmenden Rückſichten mit ber Vorlage nicht nur nit in 
Widerſpruch feien, jondern fogar als ein welentlihes Moment für dieſelbe 
zu betrachten jeien. Unzweifelbaft jei es fein für die Dauer wünichenswerther 
Zuftand, daß in den einzelnen Theilen des Bundesgebiets die Berfhiedenbeit 
der Grundfäge in Betreff der Behandlung des Bankweſens und in der Her— 
ftellung von Geldfurrogaten aller Art, — und die aus dieſer Verſchiedenheit 
ſich ergebende Nothwendigfeit von gegenfeitigen Abwehr-Maßregeln fortbeftehe, 
vielmehr fei und bleibe es in aller Weiſe zu erftreben, daß jobald als möglich 
mit Herftellung der in Ausfiht genommenen gemeinſchaftlichen Gelepgebung, 
zu der eben die Bundes» Berfaffung die Mittel an die Hand gebe, die Nothwendigkeit 
von dergleichen einfeitigen Schritten aus dem Wege geräumtwerde. Indefjen dürfe 
nicht außer Acht bleiben, daß, aus leicht erflärlihen Gründen, die Bundes-Geſetz— 
gebung eben bisher noch nicht in der Lage gewejen fei, die Sache zu ordnen, und daß 
fie auch faum anders, als unter gleichzeitiger Behandlung und Entſcheidung der 
ſchwierigen Frage, ob die Silberwährung im Bundesgebiet beizubehalten, oder 
durd die Goldwährung zu erfegen ei, werde geordnet werden fünnen. Inzwiſchen 
bleibe es aber Pflicht, nach Möglichkeit alle Berändernngen des zur Zeit beftehenden 
Zuftandes zu verhüten, welche dazu angetban jein würden, der Bundes: Gejeh- 
gebung die Löfung der ihr geftellten, an fih ſchen jo jchwierigen, Aufgabe 
noch mehr zu erfchweren. Soviel aber jei unverkennbar, daß jedes neue, mit 
Regierungss Privilegien zur Emilfion von Geldzeichen ausgerüftete Inftitut ein 
Hinderniß mehr fein werde, zu einer befriedigenden gemeinſchaftlichen Geſehz— 
gebung über dieſe Materie zu gelangen. Preußijcherleits werde man daber 
eine auf die Aufgaben des Bundes zu nehmende Rückſicht nicht nur nicht 
verlegen, jondern umgekehrt den Bundeszweden und der Bundes-Geſetzgebung 
in die Hand arbeiten, wenn man, joweit dies in der Macht der Landes= Ges 
feßgebung liege, einer weiteren Entwidelung derjenigen Intereffen entgegens 
wirfe, welche der Nealifirung der bezüglihen, mad Artifel 4. der Bundes: 
Berfaffung feftzubaltenden Zwede hinderlih ſein werden. 

Die Vereinigten Kommiffionen baben geglaubt, das Zutreffende diejer 
Erwägungen anerkennen zu müffen, ihre Auffaffung bat dadurch Ausdrud ges 
funden, daß bei der demnächſt erfolgten Abftimmung über den Geſetz-Entwurf 
im Ganzen — unter Berüffihtigung eines gleih zu erwähenden, die Trage 
weite des Geſetzes weiter nicht berührenden Amendements — die Zuftimmung 
zu dem Entwurf mit allen gegen Eine Stimme ausgeſprochen worden ift. 
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Was die Einzelbeftimmungen des Entwurfs betrifft, fo ergiebt eine nä« 
here Bergleihung derjelben mit den Geſetzen vom 14. Mai 1855 und vom 
25. Mai 1857, daß der Inhalt der lepteren in der Vorlage vollitändig und 
forreft wiedergegeben ift, und daß nad Annahme der Vorlage die Gefepge- 
bung über den in Rede ſtehenden Gegenftand in den älteren und ben neuen 
Landestheilen thaiſächlich ibentiih jein wird. Nur rüdfihtlid des in S. 5. 
vorgefehenen Einführungstermines glaubten die Kommiffionen vorfdlagen zu 
müffen, ftatt des erften Suli den 1. Mai 1869 als den Termin zu beftim- 
men, mit welchem das Geiep in Wirkiamfeit zu treten haben werde, indem 
fie es für rathſam bielten, der Verbreitung new zu ſchaffender Geldjurrogate 
in ben betheiligten Landestheilen jo zeitig als möglich entgegenzutreten. — 
Die Herren Negierungd-Kommiffarien traten diefem Vorſchlage bei, indem fie 
erläuternd bemerken, der 1. Juli jei bei Ausarbeitung des Entwurfes nur 
darum in benjelben aufgenommen worden, weil damals die Frift, in welcher 
er die legislativen Stadien zu durdlaufen hatte, noch nit vollftändig habe 
überjehen werden können. 

Zum zweiten Alinea des $. 5. wurbe von ben Herren Regierungs-Kom— 
mifjarien ferner bemerkt, daß bei den Provinzial-Behörben bereits Grörterungen 
darüber ſchwebten, für welde Kandestheile das Gejep eventuell in ähnlicher 
Weiſe, wie dies rüdfihtlih der Gefege vom 14. Mai 1855 und vom 25. Mai 
1857 geſchehen, mit Rüdfiht auf die befonderen örtlichen Verhältniſſe, im 
Wege Königliher Verordnung außer Anwendung zu fepen fein werde, daß 
dieſe Erörterungen aber zur Zeit noch nicht abgeichloffen feien. 

Die Vereinigten Kommiffionen tragen biernady darauf an: 

1) in $. 5. des Entwurfes, erftes Alinea, ftatt des 
„il. Zuli 1869* 
den „il. Mai 1869 
als Einführungs-Termin des Gejep-Eutwurfes zu bezeichnen. 
2) dem im Diefer Weife modifizirten Gefep-Entwurfe die verfaſſungs— 
mäßige Zuftimmung zu ertheilen. 

Die vereinigten Kommiffionen haben indeffen geglaubt, diefe ihre Anträge 
mit dem Vorſchlage einer von dem Haufe zu fallenden Reſolution begleiten 
zu müfjen. Sie wünjden, daß die von ihnen gehegte Auffaffung einen Aus- 
drud erhalte, daß Geſetze wie das bier projektirte eben nur ein Nothbehelf fei, 
um Nachtheile abzuwenden, welde in vollftändigerer und befferer Weile zu 
verhüten Beruf und Aufgabe der Bundesgejeggebung fei; und daß erft dann, 
wenn bie legtere im die ihr durch die Bundesverfafjung in diefer Beziehung 
gegebene Machtvollkommenheit, das Bank: und Geldweien im gefammten Bunde 
zu ordnen, thatſächlich eingetreten fein werde, auf eine entſprechende Entwides 
fung der Banfıpätigfeit in dem gefammten Bundesgebiete, auf eine allfeitig 
zufriedenftellende Geftaltung der Zirkulationsmittel, und auf eine Bejeitigung 
einfeitiger Abwehrmaßregeln, wie der hier vorliegenden, gerechnet werben fünne, 
welche lepteren, wenn immerhin durd die Umftände geboten, doch einen em» 
pfindlihen Schaden erfenubar maden, an weldem die alljeitig erfirebte Ein» 
beit ber politiſchen und Verkehrs » Interefjen noch leide. Die vereinigten 
Kommiffionen tragen demgemäß darauf an: 

3) Das Haus der Abgeordneten wolle bejhließen: 





die Königlihe Staats » Negierung aufzufordern, auf eine 
baldige Regelung des Bank» und Münzweſens im Wege der 
Bundes: Gejepgebung binzuwirken. 


Berlin, ven 10. Februar 1869. 


Die vereinigten Kommilfionen 


für YHandel und Gewerbe. 
Dr. Hammacher (Borfigender). Dr. Becher. 
erſtatter). Nichter (Hirſchberg. v. Kal: | Grundmann. v. Sybel. Weeſe 
terboru. v. Dechend, Rreiberr | Dr. Braun (Wiesbaden). Dr. Achenbach. 
v. Maſſenbach. Dr. Glafer, Freiherr Graf Saurma. Jacobi (Lieguißz) 
v. d. Ned. Dr. Websky. Simon Graf Nenard. 
v. Zaſtrow. Laßwitz. v. Benda. 
Ohm. Dunder. Dr. Löwe. 


für Finanzen und Zölle. 
v. Bonin Worſitender). Höne (Bericht. 
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Haus der Hbgeordneten. 
10. Kegislatur» Periode. 
I. Seffion 1868. 





Dunder, Harfort. Das Haus der Abgeordneten wolle befchließen: 
Das Königlihe Staats-Minifterium aufzufordern 
1) zur Hebung der Fiſcherei auf hoher See, kleine Zufluchts— 
Häfen für die Fahrzeuge bis fieben Fuß Tiefgang anlegen 
zu laffen; 
2) zur Förderung der Auſternzucht die Buchten und Küften 
der Nordſee, joweit fie Staats: Eigenthum find, nur in mitt 
leren und fleinen Sektionen zu verpadten. 


Berlin, den 9. Februar 1869. 


Dunder. Harkort. 
Unterftügt durch: 


Schulze (Berlin). Runge v. Hoverbed. Waldeck. v. Kirchmann. 
Hermes. Eberty. Laßwig. Bender Beder Berger Ruf. 
v. Sauden (Tarputihen). v. Sauden (Beorgenfelde). Mohr Knapp. 
Dorn. Richter (Königsberg), Koh. Haebler. Larz. Uhlendorff. 
v. Berswordt-Wallrabe. Hagen (Görlitz)j. Rohland. Keuffel. 
Kugler. Ebner. Müller (Kauban). Qual. Ziegler (Breslau). Weeſe. 
Virchow. Schmidt. Plehn (Danzig), Paur Loewe Behren;. 
Meulenbergh. Freiherr v. Hilgers. Windthorſt {Lüdinghaufen). 
Fiſchbach. Pariſius. Goupienne, 


Motive. 

Die engliſchen und iriſchen Küften find mit ſolchen Fluthhäfen 
überbedt, auch Holland folgte diefem Beijpiel, während unjere flachen 
Fahrzeuge fih nicht weit in die offene See hinauswagen dürfen, 
da den Juſeln die Fiicherhäfen fehlen. 

Der Aufternfang befteht in Schleswig ald Monopol, Theuerung 
ift die Folge und würde es gegen das öffentlihe Interejje jein, ein 
zweites Monopol für Holjtein und die friefiihen Injeln und Küften 
zu ſchaffen. Die neueften Erfahrungen in Sranfreih und England 
lehren, dag die fünftlihe Aufternzudht in Beüt- und Nährteichen am 
Strande die vortheilhaftefte ift und durch Konkurrenz die bejte Waare 
und billigften Preiſe ſchafft. 
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Haus der Abgeordneten. 
10. Zegislatur« Periode. 
II. Seffion 1868. 





Antrag. 


v. Dieft. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
an die Königlihe Staats-Regierung das Erſuchen zu richten, 
in Erwägung zu ziehen, ob nicht die vortragenden Räthe 
der Minifterien, — unter Berüdfihtigung gewiffer Moda» 
litäten binfihts der SprudsKollegien, denen diejelben an— 


gehören, — auch unter diejenigen Beamten » Kategorien 
aufzunehmen, welche zur Dispofition geftellt werden fön- 
nen? — 


und eventualiter dem Landtage in jeiner nädften Seifion eine 
dem entſprechende Geſetzes-Vorlage zu machen. 


Motive, 
Die dringende Nothwendigkeit, daß die Königlihe Staats-Regie⸗ 
rung nad diejer Richtung hin freie Hand habe. — 
Berlin, den 10. Februar 1869. 


v. Dieft, als Antragfteller. 
Unterftügt durch: 
v.d. Often. Freiherr v. Ledebur. v. Aulod. v. Lingenthal. v. Behr. 
v. Sagomw. -v. Sobed. v. Mijhtfe-Eollande. v. Denzin. Graf 
v. d. Schulenburg. Kleift v. Bornftedt. Karl Prinz zu Hohenlohe. 
v. d. Marwig. v. Grävenit (Grünberg). 
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Berichterftatter: Haus der Abgeordneten. 
Abgeordneter Freiherr v. d. Red. 10, %egislatur- Periode. 
— — — — Seffion 1868. 
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Bericht 


vereinigten Kommilfionen für Finanzen und Zölle 
und für Handel und Gewerbe über den, von der 
Königlihen Staats-Negierung vorgelegten Gejeß- 
Entwurf, betreffend die Anlage einer Eiſenbahn 
von Finnentrop über Olpe nad) Rothe-Mühle 
im Bigge- Thal. Nr. 42. der Drudjachen.) 


Die Königlihe Staats » Regierung beantragt in dem vorliegenden Gejep- 
Entwurf die Ermächtigung, durch die Bergiſch-Märkiſche Eiſenbahu-Geſellſchaft 
eine Eijenbahn von Finnentrop, einer Station der Ruhr » Sieg » Bahn, im 
Bigge-Thal aufwärts über Olpe nad Nothe-Mübhle ausführen zu laffen. 

Die gedachte Gefellihaft hat ſich nämlich ſchon im Jahre 1866 bei Eon: 
cejfionirung der jogenannten Ruhr-Thal-Bahn (von Düffeldorf über Meſchede 
nah Wurburg » Kaffel) bereit erklärt, auf. Berlangen des Staats eine 
Eifenbahn von Finnentrop nad) Olpe, und, jobald es Seitens des Staats 
für angemefjen erachtet werde, aud eine Fortſetzung diefer Bahn über 
Dlpe hinaus nad) irgend einem mehr oder minder entfernten Punkte in der 
Richtung nad Cöln oder zum Anſchluß an eine nah Cöln gehende Eifenbahn 
ald Zweigbahn der Nuhr-Siegbahn auszuführen. Das Anlage Kapital einer 
ſolchen Bahn joll zwar ohne Zins» Garantie des Staats von der Gejellihaft 
aufgebracht werben, das durd den Betriebs-Ueberſchuß der neuen Bahn etwa 
nicht gedeckte Erfordernip zur Berzinfung und Amortijation des Anlage » Ka: 
pitald aber auf den Rein-Ertrag der Nuhr-Siegbahn vor den Zinfen und der 
Amortifation der vom Staate garantirten Ruhr-Sieg:Obligationen vorab ver 
rechnet werden dürfen, unbejchadet der Rechte, welde den Inhabern der Ruhr— 
Sieg-Obligationen kraft der Allerhöhften Anleihe - Privilegien vom 20. Ol⸗ 
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tober 1856 und 25. Auguft 1862 zuftehen. (Gejep - Sammlung für 1866 
©. 619.) 

Die Zweigbahn, welche nicht blos bis Olpe, jondern eine und eine halbe 
Meile über Olpe hinaus bis Rothe» Mühle gebaut werden fol, würde in 
diejer Ausdehnung eine Länge von vier Meilen erhalten und nad den, von 
der Bergiſch-Märkiſchen Geſellſchaft angefertigten generellen Vorarbeiten, eins 
Ihließlih ber während der Bau-Ausführung auflaufenden Zinjen, ein Anlage 
Kapital von 2%, Million Thalern erfordern, pro Meile aljo 625,000 Thaler 
koften. 

Zu Anfang der Kommiſſions-Berathungen wurde der Zweifel angeregt, 
ob es Angeſichts der bekannten dermaligen Finanzlage des Landes überhaupt 
gerechtfertigt ſei, für eine ſolche Lokal-Bahn eine neue Laſt auf die Staats— 
faffe zu übernehmen. 

Diefe Bedenken traten jedod in dem Hintergrund, nachdem die im ber 
Regierungs-Borlage angeführten Gründe für die alsbaldige Herftellung der 
Bahn von einigen, mit den Verhältniffen bekannten und zugleich ‚Jachverftän. 
digen Mitgliedern ergänzt worden waren. Es wurde in dieſer Beziehung 
hervorgehoben, daß Kreis und Stadt Olpe feiner Zeit die wohlbegründete 
Hoffnung gebegt hätten, die Ruhr-Sieg Bahn jelbft werde durch das Bigge— 
Thal über Dipe geführt werden. Die Bergiſch-Märkiſche Gefellihaft habe 
indeß Die wohlfeilere Linie durh das Hundem-Thal vorgezogen und die 
Staatd-Regierung dazu die Genehmigung ertheilt. Die Befürdtungen, welde 
ſchon damals von den Vertretern der Bigge-Linie ausgeſprochen jeien, hätten 
ſich leider im vollften Maße beftätigt. Im Kreife Olpe, dem jüdlichiten, an 
das Sieger Land grenzenden heile des Herzogthums Weftphalen, jei jeit 
Jahrhunderten ein ausgebehnter Bergbau betrieben worden, der die Bevölke— 
rung reichlich nährte. Diejer Bergbau und die darauf geftüpte Eiſen-Induſtrie 
babe jo lange mit dem Sieger Lande glücklich konkurriren fünnen, bis letzte— 
rem die Eiſenbahn von Siegen nat Hagen in das Kohlenbeden der Ruhr 
zu Theil geworden, der Kreis Olpe aber das Nachſehen gehabt habe. Von 
diefer Zeit datire der allmählihe Rüdgang der Olper Montan-Induftrie und 
die Verarmung der Bevölkerung. In welchem Maße diefe Induftrie geblüht 
bat und welder Ausdehnung fie fähig ift, welche traurige Rüchſchritte fie ge 
macht und weldhem ſchließlichen Schidjal fie entgegen gehen würde, wenn 
niht bald auch das Dlper Sand mit einer Eiſenbahn beglüdt wird, das 
ergebe die Darftellung in den Motiven der Stants-Regierung. 

Bon mehren Mitgliedern wurbe beftätigt, daß im Bigge-Thal außer 
Blei» und Kupfer-Erzen, Eiſen-Erze in folder Güte und Mafje vorhanden 
find, daß die Olper Eijen-Induftrie zu gleiher Entwidelung und Ausdehnung 
gebeihen kann, wie die berühmte Siegenihe, um jo mehr, da nicht von der 
Gründung einer neuen, fondern von der Wiederbelebung einer uralten Ins 
buftrie die Rebe fei, alle Elemente einer gebeihlihen Entwidelung aljo bereits 
vorgefunden werden. Außer den genannten Erzen befindet fih im Bigge- 
Thal vortreffliher Dachſchiefer, Kalk in Maffen in Marmor. Es handelt fid) 
aber nicht blos darum, einer ohne ihre Schuld verarmten Bevölferung und 
dem bebeutenden, in den zahlreihen Werken angelegten Kapital wieder aufzue 
helfen, jondern auch um den wirthſchaftlichen Zwed, die reihen unterirdijchen 
Schätze dieſes Landestheils im Interefje des Gemeinwohls nupbar zu machen, 


damit Die vaterländifche Eifen-Induftrie immer mehr in den Stand gelegt 
wird, mit ber ausländiichen zu Fonkurriren. 

Die Kommilfionen erkannten demnach an, daß die fraglihe Eifenbahn 
baumwürdig ift und daß, da wegen ber Koftipieligfeit des Baues die Aus— 
führung ohne durchgreifende Staatshülfe nicht zu hoffen ift, die Gewährung 
einer Subvention und zwar an die Bergiſch-Märkiſche Geſellſchaft, melde 
die Bahn allein bauen kann, gerechtfertigt erſcheint, um fo mehr, als 
ein längerer Verzug die Erreihung der obigen Zwede leicht vereiteln oder. 
doc) jehr erfchweren fünnte, Der gegenwärtigen Finanzlage gegenüber wurde 
daran erinnert, daß Zuſchüſſe aus der Staatskaſſe früheftens erft nad 
Ablauf von vier Jahren zu leiften fein werben, da die Bahn nit vor 
drei Jahren dem Betriebe übergeben werden könne. — Es tritt hinzu, 
daß auch der Rentabilität der, neuen Bahn ein günftiges Prognoftifon 
geftellt werden darf. Die Ruhr-Giegbahn, von welder die Olper Bahn eine 
Zweigbahn bilden wird, hat alle, von ihrer Frequenz gebegten Erwartungen 
weit übertroffen. Sie bat im Jahre 1868 pro Meile und Monat durch— 
ſchnitilich 3154 Rthlr., pro Meile und Jahr 97,844 Rthlr. aufgebracht, worin 
fie nur von den ſechs allerfrequenteften Preußiſchen Bahnen, der Oberjchles 
fiihen, der Cöln-Mindener, Niederſchleſiſch-Märkiſchen, Berlin-Potsdam-Magde- 
burger, MagdeburgsLeipziger und Magdeburg. Halberftädter übertroffen wird. 

Die Ruhr-Siegbahn würde daher jhun jept auch eine hohe Verzinſung 
aufweijen, wenn der Bau derjelben nicht fo ungewöhnlich theuer geweſen wäre 
(pro Meile 896,386 Rthlr.). Die Frequenz Berbältniffe der bier in Rede 
ftehenden fleinen Zweigbahn werben, abgejehen von dem durchgehenden Ber: 
fehr, denen der Rubr-Siegbahn jo ziemlich gleichgeftelt werden fönnen; die 
Zweigbahn hätte allerdings, um Berzinfung und Amortifation zu deden, bei 
Annahme von 50 pCt. Betriebsfoften, pro Meile und Jahr 66,500 Rthlr. 
Brutto-Einnahme zu liefern, müßte aljo ungefähr eine gleihe kilometriſche 
Brutto-Frequenz mit der Anhaltiſchen, der Oftbahn, der Breslau-Freiburger, 
der BerlinsStettiner und der Taunus-Bahn haben, könnte aber hinter der 
Ruhr-Siegbahn um 31,344 Rthlr. zurücbleiben. 

Iſt aber erft die große Route von Inſterburg nah Cöln fertig, dann 
fann über die Rentabilität der Zweigbahn, wenigftens joweit diefelbe in dieſe 
Route fällt, faum mehr ein Zweifel obwalten. 

Nicht unbeftritten blieb übrigens der Bahn- Theil von Dipe nad Rothe— 
Mühle. Es wurde darauf hingewieſen, daß diefe Bahnftrede von Olpe aus 
noch weiter das Biggethal und die ſüdliche Richtung der Finnentrop-Olper 
Strede verfolge, während die gerade Linie einer Bahn von Olpe nad Göln 
hen vor Olpe das Bigge-Thal zu verlaffen, in weftliher Richtung über 
Drolshagen in das obere Aggerthal einzutreten und fo über Neuftadi und 
Ründerodt nah Cöln zu geben habe. 

Eine Petition aus den Kreifen Gummersbah und Wipperfürth, melde 
dabei interejfirt find, daß die Bahn ſchon bei Olpe das Bigge-Thal verläßt 
und ins obere Agger-Thal übergeht, proteftirt deshalb gegen den Bau von 
Olpe nad Rothe-Mühle, indem diefe Strede auf die Staats - Unterſtützung, 
die nur einer Bahn von Finnentrop nad Dipe und einer Fortſezung von 
Olpe in der Richtung nad Cöln in Ausfiht geftellt fei, feinen Anſpruch 
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babe. Die Petenten bitten das Haus, ſich gegen Dlpe» Rotbe-Mühle und 
für ben Weiterbau ber Eiſenbahn-Linie Finnentrop-Dlpe über Dlpe hinaus 
bis Cöln auszufprehen. Dieſe Petition bat eine Reihe anderer Petitionen 
aus Wiehl, Wildberg, Dipe, Freudenberg, Rhode, Olpe-Land und Kleusbeim, 
ferner aus Berg, Wenden und Morsbach hervorgerufen, welche ſämmtlich für 
die Beibehaltung der Strede Olpe-Rothe-Mühle fi ausipredhen. j 

Unter forgfältiger Prüfung des in dieſen zahlreihen Vorftellungen nieder— 
gelegten reichhaltigen Materials find die Kommilfionen einftimmig zu dem 
Beihluffe gelangt, dem Haufe die Beibehaltung der Strede Olpe⸗Rothe-Mühle 
zu empfehlen. Sie ift nicht nur die wohlfeilfte im Bau, ſondern jie ift es 
gerade, die den Diftrift der Erzgruben und der Eijenwerfe durdläuft, von 
denen die Bahn fi künftig zu ernähren haben wird. Die Bergiſch-Märki— 
Ihe Eijenbahn-Gelelihaft hat die Strede in ihren BausPlan aufgenomnien, 
ift alfo zur Ausführung derfelben bereit. Die Weiterführung nad Rothe— 
Mühle widerſpricht aud nicht den oben angeführten Beftimmungen der Rubr- 
Tbal-Bahn- Konzeifion, weil man ja nah Inhalt diefer Konzeffion, aud den 
Anſchluß an eine nah Eöln führende Bahn wählen, und weil man aud) 
von Rothe-Mühle aus mit einem nicht bedeutenden Ummege durd das 
Wiehl-Thal direft nah Cöln bauen fann. Bei diejer Richtung durd das 
Wichl-Thal, welche allerdinge das obere Agger-Thal leer ausgeben ließe, 
würbe man erft bei Wiehlmünden in der Nähe von Ründerodt in bad un» 
tere Agger-Thal gelangen. Obfünftig die eine ober Dieandere£iniegewählt werben 
wird, läßt ſich heute nicht überſehen. Dieſer Frage wird daber in feiner Weile vor 
zugreifen fein. Aber jelbft auf die Gefahr bin, daß man bie gerabefte Linie durch 
das obere Agger-Thal wählen jollte, daß alfo die Strede Olpe-Rothe-Mübhle der 
großen Route nah Cöln gegenüber Sadbahn bliebe, würde man die Strede 
nicht weglaffen dürfen. 

Sollte diejer Fall eintreten, jo würde eine Fortjegung von Rothe-Mühle 
in jüdliher Richtung, etwa nah Wiſſen, reip. Betzdorf, Stationen der Eöln: 
Gießener Bahn, nit lange auf fi) warten laffen. Kurz, ohne Olpe-Nothe 
Mühle würde man aud nit von Finnentrop nad Olpe bauen dürfen, 
indem jonft der weſentliche Zmwed des ganzen Unternehmens, die Förderung 
der Montan-Induftrie im Bigge-Thal, verfehlt werben würde. 

Die Zulaffung diefer Strede hatte bereit# bei einigen Mitgliedern die 
Bejorgniß erregt, die Bergiſch-Märkiſche Gejellihaft könne daran eine Ent: 
bindung von der Berpflihtung erfennen, demnächſt einmal weiter nad Göln 
zu bauen. Nach dem Amendement eines Mitgliedes der Kommilfion für 
Handel und Gewerbe jollte deshalb in dem Gefep » Entwurfe der Staats— 
Regierung die Befugniß vorbehalten werden, den Endpunft der weiteren 
Fortjegung der Linie in der Rihtung nad Göln, Behufs deren 
baldiger Ausführung demnächſt zu bezeihnen; nah dem Amende- 
ment eines anderen Mitgliedes, follte in dem Geſetz der „Vorbehalt ausge 
Iprochen werden, daß durd den Bau der Strede Olpe-Rothe-Mühle 
in der Berpflihtung der Geſellſchaft zur Weiterführung der Bahn 
nad Göln oder zum Anſchluß an eine nah Eöln führende Bahn 
feine Aenderung eintrete”. Beide Anträge, weldhe wohl nur geftellt zu fein 
Icheinen, um bie bei der baldigen Fortfegung der Bahn nad Cöln oder zu einer nad 








Cöln führenden Eifenbahn beiheiligte Bevölkeruug zu beruhigen , wurben 
abgelehnt. 

Man ging davon aus, daß das Bedenken, die Bergiſch-Märkiſche Ge— 
ſellſchaft könne durch die Zulafjung der Bahnftrede von Olpe nad Rothe» 
Mühle ſich von der Verpflichtung zur Fortiegung der Bahn in Gemäfheit des 
$. 4 der Rubr-Thal-Bahn-KRonzeifion entbunden erachten, unbegründer erſcheine, 
daß zu einer Interpretation oder Präcifirung der Gejellihaft bei der Unzwei« 
deutigfeit der betreffenden Beftimmungen feine Veranlaffung vorliege und 
aud um deshalb ſich nicht empfehle, weil eine einfeitige Auslegung oder 
Präcifirung ohne Verbindlichfeit für die Gejellihaft und daher ohne Werth 
jein würde. Ueberdies ftehe ja noch jehr dahin, ob die Staatd-Regierung, 
fi jemals veranlaßt fehen würde, bezüglich der Strede von Olpe oder Rothe 
Mühle nah Cöln mit einer weiteren Zinsgarantie einzutreten. Hoffentlich 
fei dies für die Cöln zunächſt befegene und deshalb rentabelfte Endftrede 
einer großen durchgehenden Route und im Hinblid auf die, der Bergiſch— 
Märkiihen Geſellſchaft rückſichtlich dieſer Strede auferlegten anderweiten Vers 
pflihtungen nicht nöthig. Es fei deshalb am gerathenften, ale auf bie 
Weiterführung der Bahn bezüglihen Fragen der Zufunft zu überlafjen. 

Die Kommilfionen erfannten dabei ohne Wideriprud von irgend einer 
Seite an, daß es nicht blos im Intereſſe der berührten Landestheile, jondern 
auch im Intereffe des allgemeinen Verkehrs und der Nentabilität der in ber 
großen Route liegenden Staatd- und vom Staate garantirten Bahnen höchſt 
wünſchenswerth erſcheine, den Weiterbau bis Cöln ſobald als irgend möglich 
folgen zu laſſen. 

Bon größerer Tragweite erſchienen die Bedenken, die zunächſt die Refe— 
renten beider Kommiſſionen gegen die Art und Weiſe erhoben, in welcher 
nach dem Vorſchlag der Königlichen Staats-Regierung die Unterſtützung des 
Staats für das Unternehmen eintreten ſoll. 

Dieſe Bedenken find theils materieller, theils formeller und fon» 
ftitutioneller Natur. 

Die Regierung, ſchon lange darauf bedacht, dem Notbftande des Olper 
Kreifes durch eine Zweigbahn im Bigge-Thal Abhülfe zu verihaffen, benupte im 
Jahre 1866, bei Verleihung der Konzelfion für das jogenannte Rubr-Thal 
Bahn-Unternehmen, die Gelegenheit, die noch nit untergebrachten Streden 
ber in der Entftehung begriffenen großen Eiſenbahnroute von Infterburg nad 
Cöln, nämlih die Strede von Meſchede nad) Cöln (13—14 Meilen) durd 
die Bergiſch-Märkiſche Eiſenbahn-Geſellſchaft zu fichern. 

Dieje Geſellſchaft, noh durch anderweite Eoftipielige —— 
in Anſpruch genommen, trug Bedenken, neben der Ruhr-Thal-Bahn (von Düſſel⸗ 
dorf über Meichede nah Warburg Kaffel) aud noch die Endftrede der oben» 
gedachten großen Route von Meſchede nah Cöln jofort und ohne Staatshülfe 
zu übernehmen. Ihr wurde daher zunächft die Verpflichtung auferlegt, auf 
Berlangen des Staats die in der Konzeffion für die Rubr-Thal-Bahn ihr ver- 
liehene Strede von Meſchede nah Warburg (Kaffel) gegen Erftattung 
der Baukoften an denjenigen Unternehmer abzutreten, der ſich bereit erflären 
würde, bie noch unbegebene Strede von Meſchede nah Cöln auszubauen. 
Für die in diefe Strede fallende Bahn FinnentropsOlpe, welde das Intereffe 
der Königlihen Staats » Regierung wegen des im Kreife Olpe herrſchenden 


Notbftandes ganz befonders in Anſpruch nahm, desgleichen für deren weitere 
Fortfegung nah Cöln wurden noch befondere Beftimmungen getroffen. 

Die Bergiſch-Märkiſche Geſellſchaft wurde verpflichtet, auf Verlangen des 
Staats die Strede von Finnentrop nah Olpe und im gleicher Weile 
auch die weitere Strede von Olpe entweder direft nah Göln oder zum 
Anſchluß an eine nah Cöln führende andere Eifenbahn auszubauen. Dies 
follte jedoch nicht ohne Staats-Subvention geſchehen. 

Im Fall der Staat die Erfüllung diefer Verpflichtung ganz oder theil« 
weile vn ber Gefellichaft verlangte, follte dieſe zwar die nöthigen Baufapie 
talien ohne Staats-Garantie fjelbft beihaffen, dagegen berechtigt fein, 
das durch den Betriebsslleberihuß der gebauten Strede nicht gedeckte Jahres— 
Erforderniß an Zinfen und Amortifation auf den Reinertrag der Ruhr— 
Siegbahn vor den Zinfen und der Amortijation der vom Staat 
garantirten Rubr-Sieg- Obligationen vorab zu verrechnen. Zum 
befjeren Verſtändniß dieſer Beftimmungen wird bemerkt, daß der Bergiſch— 
Märkiichen Eifenbahn-Gefelihaft für das Ruhr-Siegbabn-Unternehmen auf 
Grund eines mit ihr abgeichloffenen Vertrags vom 13,/14. Februar 1856 
durch Gejep vom 30. April 1856 (Gejep-Sammlung für 1856 Seite 329) 
die Garantie des Staats für einen jährlichen Neinertrag von 34 pCt. des 
in dem Unternehmen anzulegenden, anfänglich zu 12,250,000 Thalern anger 
nommenen, fpäter auf 18 Millionen Thaler erhöhten Kapitals bewilligt wurde 
Dies Baukapital ift dem BVertrage gemäß burch 34procentige Prioritäts- 
Obligationen beihafft worden, an deren Verzinſung die Geſellſchaft vertrags— 
mäßig vorweg mit 4 p&t. beibeiligt ift ($. 7. des Vertrags). 

Die Amortifation des Kapitals tritt nad) $. 11. des Vertrags erft ein, 
wenn ber Betriebs-Ueberſchuß über 3%, p&t. beträgt; aljo das Unternehmen 
jelbft die Mittel dazu bietet. Für die Verzinfung der für das Ruhr-Sieg— 
bahn-Unternehmen ausgegebenen 18 Millionen Thaler Privritäte-Obligationen 
haften demnach zunächſt die NReinerträge der Rubr-Siegbabn felbft; fommen 
nit 3% pGt. auf, dann zahlt vorweg die Bergiſch-Märkiſche Geſellſchaft 
pCt., nad ihr der Staat das noch Fehlende bis zu 3%, pGt. ($. 7. des 
Vertrages). 

Trotz der fehr hoben Brutto-Einnahmen der Rubr-Siegbahn bat das 
Unternehmen mit Ausnahme des Betriebsjahres 1865 noch in jedem Jahre 
mehr oder weniger beträchtliche Zufhüffe ſowohl aus den Fonds der Geſell⸗ 
ſchaft, wie aus der Staatsfaffe in Aniprud genommen. 

Für das Betriebsjahr 1866 find aus der Staatsfaffe 117,000 Rthlr., für 
das Jahr 1867 106,000 Rthlr. gezahlt worden, mit welder Summe aud 
wieder der Etat pro 1869 ſich belaftet findet. Das Ergebniß des Betriebs» 
jahres 1868 fteht noch nicht feft. Wenn nun das durd den Betriebs-Ueber— 
Ihuß der Bahn Finnentrop-Olpe-Rothe Mühle nicht gededte Erfordernif an 
Zinfen und Amortifation des Anlage-Kapitals bei den Neinerträgen der Rubr- 
Siegbahn vor den Zinfen und der Amortijation der Rubr-Sieg-Obligationen 
verrechnet werden darf, dann jchmälern ſich diefe Neinertrige der Ruhr-Sieg— 
bahn genau um den Betrag des Defizits des neuen Unternehmens, und genau 
um dieſe Summe fteigert fih das Defizit bei der garantirten Rubr-Siegbahn 
und folgeweife aud der von der Geſellſchaft reip. dem Staat zu zahlende 
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Zinszuſchuß. Es handelt ſich demnach um eine indirekte oder verſchleierte 
Staatsgarantie für Zinſen und Amortiſation. 

Das iſt der Sinn und die Tragweite der Garantie, die bewilligt wer— 
den ſoll. 

Iſt aber die verſchleierte Garantie in ber That für die Staatskaſſe vor- 
theilhaft? ift fie namentlich vortheilhafter, als die ber Bergiih-Märkiihen Ge- 
ſellſchaft im Jahre 1856 gewährte direfte Zinsgarantie fein würde? Das fei 
die Frage. 

Es ſei zunächſt zu Eonftatiren, daß die Staats-Regierung dur die, in 
der Ruhr-Thal-Bahn⸗Konzeſſion enthaltenen Beftimmungen weder rechtlich noch 
moraliid gebunden fei, an der eben beſprochenen Bafıs feftzuhalten. Es liege 
nur eine einjeitige Berpflihtung der Gejellfhaft vor, deren Erfül— 
lung gefordert oder nicht gefordert werden fünne. 

Sage die Königliche Staats-Regierung der Geſellſchaft: die Beftimmungen 
von 1866. konveniren mir nicht, weil fie bei näherer Betrachtung zu uns 
vortheilhaft für die Staatskaſſe find, jo habe fih die Geſellſchafl dabei zu 
beruhigen und es liege darin nichts, was gegen die Moralität und den Anftand 
wäre. Zuzugeben fei, daß die Königlihe Staats-Regierung nicht zum erften 
Male es zu vermeiden geſucht habe, neue direkte Garantien unmittelbar auf 
die Staats-Kaſſe zu übernehmen. Dies dürfte aber weſentlich nur in einer 
zarten Rüdfiht des Minifters für Handel ıc., der mit Recht gern Bahnen zu 
Stande bringe, auf die Finanz-VBerwaltung und auf die Landes-Vertretung, 
welde die Staats-Finanzen zu ſchonen lieben, feine Erklärung finden. 

Was habe man aber im Grunde von einer Verſchleierung der Staate⸗ 
Garantie? Nur die Satisfaktion, Feine neue direkte Zinsgarantie in das 
große Bud der Staatögarantien eintragen zu bürfen. Was jei diefe aber 
wertb? Die Landes-Bertretung könne dieſen Standpunkt nit zu dem ihrigen 
maden. Sie werde ih einfach die Frage zu ftellen haben: ift bie Direkte 
oder bie verſchleierte Garantie für die Staatskaſſe vortheilhafter, und fi 
dabei von dem geflügelten Worte leiten zu laffen: in Geldſachen hört bie 
Gemüthlihfeit auf. Einen reellen Bortheil würde die vorgeſchlagene ver- 
ſchleierte Zinsgarantie allerdings bieten können, aber nur, wenn die Brutto» 
Einnahme der Nuhr-Siegbahn durch die Verwaltungs-, Unterhaltungs» und 
Betriebskoften einmal in einem Maße abjorbirt würde, daß an Rein-Ertrag 
nicht ſoviel übrig bliebe, um das Defizit des neuen Unternehmens zu beden. 
Alsdann würde allerdings die Bergiſch-Märkiſche Eiſenbahn-Geſellſchaft als Gläu— 
bigerin die Zinfen und Amortifation aus ihren jonftigen Fonds aufzubringen 
haben. Der Rein-Ertrag der Sieg-Ruhrbahn habe aber beijpielsweife in 
dem ungünftigen Jahre 1866 nod 480,000 Rthlr. betragen. Man dürfe ferner 
annehmen, daß derſelbe an und für fih, wie auch in Folge der Bahn 
Finnentrop-Rothe-Mühle und der projeftirten Senne » Lahnbahn (von Alten- 
bundem nah Marburg und Gießen) noch beträchtlich fteigen werde, Es jei 
daher die Chance, daß einmal die Geſellſchaft ftatt des Staats zu zahlen 
haben Fönnte, jelbft dann nicht in die Waagſchaale zu legen, wenn es jemals 
dazu käme, auf gleiher Grundlage au die Strede von Olpe oder Rothe» 
Mühle nah Eöln zu garantiren. 

Selbſt in diefem, nicht wahrſcheinlichen Falle würden die Reinerträge 
der Ruhr⸗Sieg · Bahn vorausfihtlih doch ausreichen, das Defizit der ganzen 


Strede von Finnentrop nah Cöln zu deden. Man müſſe denn doch davon 
ausgeben, daß die neuen Bahnen jelbjt einen erfledlihen Theil zur Verzin— 
fung der in ihnen angelegten Kapitalien aufbringen würden: fonft würde man 
fie überhaupt ungebaut laffen müffen. 

Da es fi hier um das Endftüd der in der Metropole der Rheiuprovinz 
ausmündenden großen Infterburg-Gölner Route handele, jo werde man gewiß 
nicht anftehen, dieje Annahme gelten zu laffen. 

Die beiden oben erwähnten Vorzüge der von der Königlichen Staats- 
Regierung beantragten Garantie erfchienen demnach werthlos. 

Dagegen leide diejelbe, gegenüber einer direkten Staats « Garantie, wie 
ſolche der Bergiſch-Märkiſchen Eifenbahn-Gejellihaft bei dem Ruhr-Siegbahn-— 
Unternehmen gewährt worden, an folgenden materiellen Mängeln und 
Nachtheilen: 

1) Die Geſellſchaft ſolle das nöthige Baufapital von 24 Million Thalern 
ohne Staatd-Garantie ſelbſt beihaffen. Man verzichte damit aber auf 
die leichtere und vortheilhaftere Begebung vom Staate direft yarantirter 
Obligationen, da nicht zu beftreiten fei, daß der der jonftigen Sicherheit hin— 
zutretende Kredit des Staats auf den Cours einen wejentlihen Einfluß babe. 
So ftänden die nicht garantirten drei Serien 44 prozentiger Obligationen der 
Rheinischen Gefelihaft 90, die garantirten von gleichem Zinsfuß 96; die, 
gewiß fidheren 34prozentigen ungarantirten Obligationen der Magdeburg- 
Halberftädter Eiſenbahn 70, die garantirten 34 prozentigen Ruhr: Sieg- Obligatio- 
nen 78 pCt., die garantirten 34 prozentigen Obligationen der Oberſchleſiſchen 
Geſellſchaft 77 pGt. 

Die jüngfte Emilfion Bergiſch-Märkiſcher 44 progentiger nicht garans 
tirter Obligationen habe einen Cours von 86%, p&t.; die 3% progentigen, mit 
3%, vom Staat garantirten Ruhr-Sieg- Obligationen einen ſolchen von 78 pCt.“) 

Um ein baares Kapital von 2%, Million Thalern zu erzielen, würde 
nun in 4%, prozentigen nicht garantirten Bergiſch-Märkiſchen Obligatio: 
nen nad dem dermaligen Courſe ein Nominal-Kapital von 2,890,173 Rthlrn. 
von der Gejelichaft auszugeben jein, welches zur Berzinfung mit 4%, pCt. 
eine Sahres-: Summe von 130,059 Rthlrn. erfordere. 

Emittire man dagegen 3%, prozentige garantirte Obligationen, nad) 
dem bermaligen Gourje von 78 pCt., aljo im Betrage von 3,205,128 Rthirn. 
fo habe man zur Berzinfung nur die Summe von 112,179 Rthlen. nöthig, 
aljo Differenz 17,880 Rthlrn. Höher als zu 86%, pCt. werde man ganz 
neue 44 prozentige nicht garantirte Bergiſch-Märkiſche Obligationen ſchwerlich 
unterbringen, trotz der erhöhten Sicherheit, die dieſem Papiere in den jchul« 
denfreien Reinerträgen der Rubr-Sieg- Bahn gewährt werden würde. Es jolle 
auch noch zugeftanden werden, daß die neuen 34 progentigen garantirten Pa = 

piere vielleicht um einige Prozent niedriger, als zu 78 begeben werden müß— 
ten, weil die alten Rubr-Sieg- Obligationen größtentheils ihon in feiten Hin 
den jeien, aud die Ausloofung der neu zu emittirenden zu pari nicht jo nahe— 
bevorftehe, wie bei den alten Nubhr-Sieg-Obligationen. Immerhin würde bei 
der Emijfion einer neuen Serie von 3} progentigen garantirten Obligationen 
ein beträchtlicher VBortheil zu erzielen jein, der, wenn nicht zu 17,800 Rthlen. 
doch wohl mit ziemlicher Sicherheit zu 10,000 Rthlru. anzunehmen jein 


Inzwifchen ift der Gours auf 86 reſp. 77295 gefallen. 
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dürfte. Es ſei dabei zu berüdfichtigen, daß die verhältnipmäpig geringe 
Summe von rund 3,200,000 Rthlrn. nur allmählid im Laufe von 4 Jahren, 
alfo jährlich mit 625,000 Rhtlrn. auf den Markt zu bringen jein würden, 
jodaß der Cours von 78. durch die neue Emiſſion wohl nicht weientlid 
alterirt werben würde, um fo weniger, als es bei garantirten Obligatio- 
nen nicht auf die Priorität anfommt. 

2) Es fei nicht abzuſehen, weshalb im vorliegenden Falle die Gejell» 
ihaft nicht ebenfo, wie bei der Ruhr-Sieg-Bahn zur Betheiligung an 
ben Zinsausfällen mit 4 pG&t. herangezogen werben folle, was jährlich 
8013 Rthlr. zum BVortheil der Staats-Kaſſe betragen würde. Nicht blos bie 
Ruhr-Siegbahn, jondern auch das ganze Bergiſch-Märkiſche Eijenbahn-Bau- 
Unternehmen, hätten von der Zweigbahn wejentlihe Vortheile zu erwarten, 
welche den Zufhuß von + pCt. mehr als reichlih aufwiegen würben. Es 
laffe ih faum annchnen, daß die Bergiih-Märkiiche Geſellſchaft, die Ueber 
nahme des 4 Prozents verweigern follte, namentlih ihr durd eine direkte 
Garantie eine erheblich wohlfeilere Beihaffung des Bau⸗Kapitals ermöglicht 
werde, bie ja eben ſehr im Vortheil der Geſellſchaft liege. Ueberdies jei es 
Grundjap, in Fällen wie ber vorliegende, die bauende Geſellſchaft zur Betheilis 
gung an der Zinsgarantie, häufig jogar mit +pGt., heranzuziehen. Dies ſei geiheben 

a) bei der Oberhaujen-Arnheimer Eijenbahn. (Geſ.“Samml. für 1853. 
©. 254.) 
mit pCt. 

b) der Cöln-⸗Gießener (Gejep-Sammlung für 1854 Seite 237) 
mit pCt. 

e) der ſogenaunten Hinterpommerſchen Bahn (Gejep- Sammlung für 

1856 Geite 364) 

mit Y%, p6&t. 

d) der Eöslin-Danziger (Gejeg- Sammlung für 1867 Seit 457) 
mit %, p6&t. 

e) der Pojen » Thorn » Bromberger (Gefep » Sammlung für 1868 

Seite 270) 

mit Y, p&t. 

f) der Ruhr⸗Siegbahn (Geſetz Sammlung für 1856 Seite 329) 
mit pCt. 

g) der HallesKaffeler (Geſetz Sammlung fir 1863 Seite 109) 
mit Y%, p6t. 

h) der Leinefeld-Gothaer (Geſetz Sammlung für 1866 Seite 463) 
mit pCt. 

i) der Eifelbahn (Geſetz Sammlung für 1866 Seite 448) 
mit /, p6&t. 

k) der Gera⸗Eichichter (Gejep-Sanımlung für 1868 Seite 561) 
mit pEt. 

alſo in 10 Fällen. 

Unterblieben jei die Heranziehung nur bei der BreslausPojensÖloganer, 
ber jogenaunten Borpommerihen Eiſenbahn und der Rheinbrücke bei Goblenz. 

In den beiden zuletzt gedachten Fällen hätten dagegen die Berlins 
Stettiner rejp. die Rheiniſche Gejeljiaft bei einer Garantie von 4%, p&t. 
rejp. 4 pCt. für ein beftimmtes Kapital die Cours-Verluſte für eigene Rech— 
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nung übernommen: von der Mbeinbrüde bei Coblenz sei überdies niemals 
ein Reinbetrag zu erwarten. 

3) Abnorm und finanziell nicht zu rechtfertigen erſcheine die Verabre— 
dung, daß auch die Amortilation des Anlage-Kapitald garantirt 
werben joll. 

Die Amortifation mit pGECt., wie fie wahrſcheinlich ſpäter feftgejept 
werben würde, erfordere jährlich einen Aufwand von 14,451 Rthlen., vorauts 
geſetzt, daß die 4Y, prozentigen Obligationen nicht unter 86 Y, pGt. untergebracht 
würben. 

Warum denn die Königliche Staate-Negierung in diefem Fall aud die 
Amortifation garantiren wolle, während in allen jo eben unter Nr. 2 ges 
nannten zablreihen Fällen die Amortijation erft eintrete, jobald die garan— 
tirten Unternehmungen nach vellerVerzinfung det Anlage Kapitals dazu felbft Die 
Mittel gewährten? Im allen cbigen Fällen fei diejer Grundjag jogar geſetz— 
lich Sanftionirt; beiondere Gründe, hiervon abzuweichen, Seien in den Motiven 
nit angeführt, ſchienen auch in der That nicht vorzuliegen. Man fünne, 
wie dies die Defterreihiiche und die Ruſſiſche Regierung mitunter gethan, die 
Amortifation mit garantiren, wenn die Eiſenbahn-Konzeſſionen nur auf Zeit 
ertheilt jeien, das Eigenthum der Bahn alio nad Ablauf einer, wenn aud) 
langen Frift an den Staat falle. Man amortifire dann für ſich felbft. 
Wo aber, wie in Preußen, die Eilenbahn » Konzeffionen ohne Frift ertheilt 
jeien, tilge man für die Gejellihaft, ſchenke ihr alfo, wenn die Zuſchüſſe 
während der Amertilationd-Periode andauern, wie ſolches z. B. bei den beiden 
Pommerichen Bahnen wahrſcheinlich eintreten werde, möglicher Weile das ganze 
Anlage- Kapital aus Mitteln der Staatskaſſe. 

Dies würde ungerechtfertigt fein, jelbft dann, wenn von dem Unter 
nehmen Mittel zur Amortilation niemals zu erwarten wären, wie vielmehr in 
dem vorliegenden Fall, wo Ipäteftens doch wohl nad zehn Jahren die Ueber 
Ihüffe aus dem Unternehmen ſelbſt von der Art fein würden, daß aus den- 
felben auch amortifirt werden fünne 

4) Es laſſe fid) nicht wohl redyrfertigen, daß bei dieſer Lokalbahn, die 
zur Zeit weientlid für die arbeitende Beoölferung und die Grundbefiger des 
Dlper Kreijes, ſewie für die Eigenthümer der Erz-Gruben und Eijenwerfe 
gebaut werde, die Intereſſenten niht zur Tragung der Grund» 
entihädigungsfoften berangezegen werden. Es empfehle fih dies in 
allen Fällen, we fi fein Unternehmer für eine Eiſenbahn ohne durch— 
greifende Hülfe des Staats fände und Feine genügende Rentabilität zu 
erwarten je. Es liege fein Grund vor, im ſolchen Fällen ber Staats- 
faffe allein die ganze Laft aufzubürden. Die Anforderung ſchütze über: 
dies vor dem übertriebenen Andrange nah Eifenbahnen mit Staats » Un: 
terftügung. Die Betheiligten erhärteten das Vorbandenfein eines wirklichen 
Debürfniffes am beften dadurch, daß fie fich bereit erklären, jelbft entſprechende 
Opfer zn bringen. Wenn entgegnet werben follte, daß die Benölferung bes 
Dlper Kreijed arm und zurücdgefommen fei, jo möge man fi erinnern, daß 
ein gleiches Opfer aud von der armen Bevölkerung der Eifel, bes Eichafeldes, 
des Schlefiihen Gebirges, und in meuefter Zeit auch von dei, bei der Pojen« 
Thorn-Bromberger, der ThornsInfterburger, der Schneidemühl-Dirfhauer und 
der Bolme Babn betbeiligteu Kreiſen gejeplih reſp. faktiſch gefordert jei. 
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Man fönne ja dabei erleihternde Zahlungs-Mobalitäten zugeftehen, etwa daß 
die Zahlung erft 2 oder 3 Jahre nad Eröffnung der Bahn, wenn bie reihen 
Schäge des Diper Landes zu Tage gefördert und die Hütten und Hammer 
wieder im Gange jein werden, zu erfolgen habe. Die Grund-Entſchädigung 
werde wohl nidt mehr als 160,000 Rihlr. betragen, jo daß hieraus eine 
Erleihterung von etwa 8000 Rihlrn. für die Staatskaffe erwachſe. 

Summire man die Erſparniſſe, die aus der Emilfion vom Staate direft 
garantirter Obligationen (rund 10,000 Rthlr.), der Heranziehung der @ejells 
ſchaft mit + p&t. (rund 8000 Rtblr.), dem Wegfall der Garantie für die 
Amortifation (rund 14,000 Rthlr.) und dem Wegfall der Grund-Entſchädi— 
gungsfoften (rund 8000 Rihlr.) fi) ergeben würden, jo ftelle fid eine Ge- 
jammt-Erjparnif von jährlid rund 40,000 Rthlr. heraus. Bei einem ver 
hältnißmäßig feinen Eiſenbahn-Geſchäft von 24 Million Thalern Anlage: 
Kapital falle eine ſolche Summe doch wahrlid ſchwer genug ins Gewidt, 
um die Bafis von 1866 aufzugeben und wenigftend den Verſuch zu maden, 
ſich mit der Geſellſchaft über eine geiundere, für den Staat ungleich vortheil- 
baftere und für die Geſellſchaft nicht nachtheiligere Grundlage zu verftändigen. 
Es möge no hervorgehoben werden, daß bei der Bafıs von 1866 die Ga— 
tantie der Staatsfafje auf 53, bei einer Ausdehnung der direkten Garantie 
für die Rubr-Sieg-Babın aufj die Bahn Finnentrop-Rothe-Mühle nur auf 
41 pCt. zu ftehen fommen würbe. 

Wenn jhon die Garantirung von Eijenbahnen an und für fid ein fehr 
mißliches Geſchäft jei, jo jolle man wenigſtens diejenige Art der Garantirung 
wählen, die tem Staat die’ geringften Opfer auferlege. 

Wenn eingewendet werden jollte, es jei zu hoffen, daß die Ruhr » Sieg» 
Bahn und die Bahn Finnentrop « Rothe» Mühle in nit zu langer Frift die 
volle Berzinfung und auch die Mittel zur Amortifation für die Anlage-Kapi—- 
talien beider Bahnen jelbft aufbringen würden und daß von diefem Zeitpunfte 
ab ei gleihgültig fei, ob die Garantie auf die eine oder andere Art ertheilt 
werde, jo fei darauf zu erwiedern: der VBerluft für die Staatsfaffe höre 
allerdings mit diefem Zeitpunfte auf; derjelbe werde aber bei Zugrundelegung 
der Erträgnifje des Iabres 1867 erft eintreten, wenu der Reinertrag ber 
Rubr-Sieg- Bahn ſich nod um 196,000 erhöhe und die neue Bahn einen 
Reinertrag von rund 144,000 Rthlrn. liefere. Diefer Zeitpunft, der fih durch 
das bedeutend höhere Jahreserforderniß für die neue Bahn jebenfalls beträcht- 
lich hinausſchiebe, dürfte noch ziemlich fern liegen. Sobald mit Eintritt 
beffelben der Verluſt aufhöre, beginne aber dafür die Schmäleruug bed Ge» 
winned, indem der reine Gewinn aus dem Ruhr-Sieg und hoffentlich bo _ 
aud aus dem Dlper Unternehmen mit %, dem Staate zufließe. 

5) In ben Beftimmungen der Bafis von 1866 fehle die Zuſicherung, 
daß der Staat aud an dem Gewinne bed neuen Unternehmens 
Theil nehmen jolle, etwa wie bei der Ruhr Sieg: Bahn mit %. Wenn 
die Königlihe Staats-Regierung davon ausgehe, daß an ber Bafis von 1866 
nichts geändert werden lönne, weil fonft die Geſellſchaft zurüdtreien werde, 
jo würde alio der Etaat nit einmal das gewöhnliche Aequivalent für jeine 
Bins-Garantie erhalten, was er mit Recht in allen ähnlichen Fällen fid 
vorbehalten habe: ein Grund mehr, dieſe Bafis zn verwerfen. 

Gleich zahlreih und gewichtig feien die Bebenfen gegen die Negierunge- 
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Borlage in formeller und Fonftitutioneller Beziehung. Es liege nichts 
vor, als die oft erwähnten Beftimmungen in $. 4. derAuhr-Thal-Bahn-Konzeffion. 
Seit diefer Zeit feine eine weitere Verhandlung mit der Bergiſch-Märkiſchen 
Geſellſchaft nicht ftattgefunden zu haben. Der $. 4. enthalte aber nur ben 
Srundfag, daß die Bergifch-Märfiiche Geſellſchaft eventuell nicht Anſpruch 
auf eine direfte Staatsgarantie, jondern nur auf Die Reinerträge der Ruhr-Sieg« 
bahn haben folle, das fei nur die Bafis für einen fünftigen Garantiefontraft, 
und mache daher einen, bie zahlreichen anderweiten gegenleitigen Rechte und 
Berpflihtungen der fontrahirenden Theile feftftellenden Garantie-Vertrag durdhe 
aus nicht entbehrlich. In allen anderen ähnlihen Fällen ohne Ausnahme 
fei der Landesvertretung zugleih mit dem Entwurfe des Garantie-Geſetzes ein 
folder förmliher Vertrag vorzelegt worden; in ben betreffenden Geſetzen werde 
dann ausgefproden, daß die Garantie nach Maßgabe des beiliegenden 
Vertrages ertbeilt werde. Der jüngfte Fall, der am Schluß der legten 
Seffton verhandelt worden, betreffe die Garantie für die Pofen-Thorn-Brom- 
berger Bahn (elep-Sammlung für 1868 Seite 770). Der damals vorge 
legte Garantie-Vertrag zähle 14 Paragraphen. Man brauche Diefen oder einen 
ähnlichen Vertrag nur anzujehen, um fi} zu überzeugen, welch' eine Reihe unent- 
behrlicher Vereinbarungen bier für das Diper Bahn-Unternehmen gänzlich fehle. 

Es feble 

1) vor Allem eine Feftiegung der Höhe des Baufapitals. Nur in 
den Motiven fei bemerkt, Daß die Koften der Bahn nah dem von ber 
Direktion der Bergiſch-Märkiſchen Geſellſchaft aufgeftellien Anihlage 2%, 
Million Thaler betragen würden. Im der Konzeifion für die Rubr-Thals 
Bahn und in dem Gefep- Entwurf jei von der Höhe des Anlage 
Kapitals gar nit die Rede; es erhelle nicht einmal, ob die Bergiſch— 
Märkiihe Geſellſchaft gewillt fei, die Ausführung für die genannte 
Summe zu übernehmen. Bei Annahme der Regierunge-Borlage würde alfo 
tie Feftfegung der Höhe des Anlage-Kapitald der Königlihen Staats-Regie— 
rung allein überlaffen bleiben. Dies widerftreite aber dem, zuerft bei der 
Garantirung des Baufapitals für die Koblenzer Nheinbrüde nah hartem 
Kampf mit der Staats-Regierung durchgeſetzten und feit einer Neihe ven 
Jahren (feit 1860) Fonftant befolgten Grundfage, dab Eijenbahn-Zinsgarantien 
wicht anders als limitirt, alfo nur für ein Kapital in beftimmter Höhe zu 
bewilligen ſeien. Beranlaffung zur Annahme diefes Grundjages hätten bie, 
bei mehreren älteren garantirten Bahnen ohne weitere Mitwirkung der Landes» 
Vertretung erfolgten beträchtlichen Erhöhungen ber urfprünglid angenommenen 
AnlagesKapitalien gegeben. So fet das Anlage-Kapital für die Cöln-Gießener 
Bahn und die Cölner Rheinbrüde von 20 auf 26 Millionen, das der Ruhr— 
Sirg- Bahn von 12,250,000 Rthlru. auf 18,000,000 Rthlr. erhöht worden. 
Aehnliches fei bei der Breslau-Pofen-Glogauer und der fogenannten Hinter 
pommerihen Bahn geſchehen. Seitdem babe der Landtag immer nur ein bes 
ſtimmt bezeichnetes Anlage-Kapital garantirt, wenn auch nicht gerade in dem 
Sinne, daß unbedingt damit auszureichen fei, fondern daß der Landtag zu 
einer fih als nothwendig berausftellenden Erhöhung feine weitere Zuftimmung 
ertheilen wolle. Es fei entſchieden zu empfehlen, an diefem richtigen und 
wichtigen Grundſatz feftzubalten, um fein Präzedenz zu ſchaffen, was eine 
lange und befeftigte Praxis wieder wanfend made, 
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2) Es fehle an Bereinbarungen über die Art der Beihaffung des 
Kapitals, namentlid darüber, ob eine beſondere Anleihe für die Olper 
Bahn fontrabirt werden folle, (was jehr zu empfehlen), wie ed mit den 
Goursverluften zu halten, ob und wie die Staatd-Negierung bei der Reali- 
jation der Anleihe mitzuwirken babe, 

3) Es feble an einer Vereinbarung über der Anfang und die Höhe 
der Amortifation; 

4) deögleidhen über die Art, wie der Neinertrag für das neue Unter 
nehmen feftzuftellen, inebejondere über die Art der Theilnahme deſſelben an 
den Betriebsfoften des Gejammt-Unternehmens, über die Bildung eines Reſerve— 
und reipeftive Erneuerungs-Fonde. Ohne ſolche nähere Vereinbarungen ſei 
es unmöglich, jährlich die Summe zu berechnen, welche das neue Unternehmen 
bei ben Reinerträgen der Sieg-Ruhrbahn als Defizit liquidiren dürfe; 

5) desgleihen über die definitive Feftitellung des Anlage: Ka: 
pitala nad vollendetem Bau; 

6) desgleidhen über die von der Gejellichaft einzubaltende Bauzeit, 
bei welcher die Imtereffenten und auch der Staat als Zinsgarant weſentlich 
betheiligt jeien. Dieſe Sriften nah $. 21. des Gefeges vom 3. November 
1838 nachträglich feftzufegen, würde langwierig und unpraktiſch fein. 

Es ſelle nit behauptet werden, daß die Königlihe Staats » Regierung 
mehrere diefer Punkte mit der Geſellſchaft nachträglich nicht fo rrönen würde, 
wie es gewöhnlich geſchehe. Gefege würden aber doch nicht gemadt, um fie 
der Diskretion des einen Kaftors der Geſetzgebung zu überlaffen. Man könne 
das vollfte Bertrauen zu dem Minifteriun heg.n und doch nicht damit eins 
verftanden fein, eim wichtiges Finanzgeihäft, zu welchem verfaffungsmäßig 
die Zuftimmung der Landes-Vertretung erforderlich ſei, in wejentlihen Punkten 
dem Ermefjen des Minifteriums zu überlaffen. Die Zuftimmung zu jedem 
Gelege und namentlich zu jedem Finanzgeſetze fepe eine vollftändige Einſicht 
voraus in die Verhältniffe, die man ſchaffe, in die Rechte und Pflichten, die 
der Staat durch dafjelbe überfommen folle. 

Weshalb die Königlihe Staatt-Regierung es in diefem Falle nicht für 
erforderlich erachtet babe, ſich zuvörderſt mit der Bergiſch-Märkiſchen Geſell- 
ſchaft über alle effentiellen Punkte des einzugebenden Garantie » Berbältniffes 
zu verftändigen und, wie immer, das Rejultat in einem förmlichen Verträge 
vorzulegen, ſei nicht erfichtlich, 

Der Neferent der Kommiffion für Finanzen und Zölle batte lediglich in 
der ausgeiprochenen Abficht, jede möglihe Verzögerung von dem Unternehmen 
fern zu halten, und ohne von vorn herein das Bedenkliche eines ſolchen Ver— 
fahrens zu verfennen, den Verſuch gemacht, durch ein prinzipalese und ein 
esentuelles Amendement die eben hervorgebobenen materiellen und formellen 
Mängel der Regierunge-Vorlage zu befeitigen. Die Anträge find diefem Be» 
richte beigefügt. Der Prinzipals Antrag nimmt von der Bafis der Regie 
rungs- Vorlage gänzlid Abftand und bezwedt die Ausdehnung der der Ruhr— 
Sieg-Bahn gewährten Garantie auf das neue Unternehmen; der ceoentuelle 
Antrag behält die Vafis der Negierungs-Borlage, mit alleiniger Ansnahme 
der Garantirung der Amortijation bei. 

Die Herren Regierungs- Kommifjarien ſprachen fi unter Zuftimmung 
mehrerer Mitglieder gegen die Annahme des einen wie des anderen Amende— 
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dements aus, weil beide Amendements die weſentliche Grundlage, auf welder 
der vorgelegte Geſetz-Eutwurf beruhe, gänzlich ignorirten oder änderten. Dies 
jelbe enthielten ganz neue Bedingungen, auf welche einzugehen bie Bergiſch— 
Märkiihe Geſellſchaft in keinerlei Weiſe verpflichtet fei reip. gezwungen werden 
fünnte. Die Anträge enthalten nichts weiter als Propofitionen, Offerten an 
die Geſellſchaft. Es hänge vom freien Belieben der fepteren ab, darauf eins 
zugeben oder nit. Es fei nicht der richtige Weg, dergleichen Offerten durch 
Gefege zu machen; es entiprede nicht dem Charakter der Geſetze, deren Ber 
ftand nicht von dem Belieben von Privaten abhängig gemacht werden dürfe. 
Wolle man folde Offerten machen, fo möge man den Weg der Rejolutionen 
wählen. ’ 

Der Antragfteller zog darauf den Prinzipal > Antrag felbft zurüd. 
Der eventuelle Antrag wurde in der von einem andern Mit 
gliede jubamendirten Geftalt mit ſtarker Majorität ebenfalls abgelehnt. 

Ein anderes Mitglied beantragte für den Fall, daß der Gefep- Entwurf 
der Regierung angenommen werden follte, eine Nejolution, welche den Zweck 
bat, der Königlihen Staats-Regierung ein Direktiv für die fünftigen Ver— 
bandlungen mit der Bergiſch-Märkiſchen Eijenbahn zu erteilen. Darnach 
jellten die in den 88. 2— 6 ded eventuellen Antrages bes Neferenten der 
Kommilfion für Finanzen und Zölle enthaltenen Grundfäge der Königlichen 
Staats-Negierung zur Berüdfihtigung bei der demnächſtigen Negelung der 
Berhältniffe mit der Bergiſch-Märkiſchen Geſellſchaft empfohlen werden. 
B_- Diefer Antrag wird ebenfalls beigefügt. 

Nah Beleitigung der Amendements wird es fih nur neh um Annahme 
oder Ablehnung der Regierungs- Vorlage und für den Fall der Annahme der 
legteren, um Annahme oder Ablehnung der beantragten Rejolution hau— 
deln könne. 

Die beiden Neferenten der vereinigten Rommifjionen beantragten, unter 
Zuftinimung mehrerer anderer Mitglieder, die Ablehnung des Gejep- Ent- 
wurfs, für den Fall der Annahme de: lepteren aber die Annahme der 
Refolution. Die Gegner der Regierungs-Borlage faßten ihre Anfiht dahin 
zuſammen, daß die Baſis derfelben eine für die Staats-Kaſſe entſchieden nach— 
theilige jei, indem der Staat das ganze Wififo und noch dazu ohne jedes 
Aequivalent übernehmen jolle: daß dabei überdies weſentliche Grundjäge ber 
bisherigen GifenbahnsPolitit verlegt jeien, daß es fih daher empfehle, j.ue 
Baſis ganz fallen zu laffen und ftatt deffen diejelbe Zinsgarantie, welde dein 
Nubr:-Sieg-Babn-Unternehmen gewährt jei, auch der Olper Bahn zu Theil 
werden zu lafjen; daß ferner die Imierefjenten auf eine ihren Kräften ent— 
iprehende Weile zur Mittragung der GrundsEntihädigungssKoften beranzus 
iehen jeien. Sie halten dafür, daß die Landes-Vertretung aus fo.ftitutio- 
nellen Rüdfihten nicht eher in Der Lage jei, über eine der Bergiſch-Märkiſchen 
Geſellſchaft zu gewährende Garantie, auf welcher Baſis diejelbe beruhen möge, 
ſich ſchlüſſig zu machen, bis ein vollftindiger Garantie-Vertrag vorgelegt: jei, 
der die wechieljeitigen Rechte und Pflichten erkennen laffe; insbefendere müſſe 
unter allen Umftänden eine Verftändigung mit der Gefellichaft über die Höhe 
des Anlage-Gapitals vorher erzielt jein. 

A Da jedenfalls, au bei Annahme der Regierungs-VBorlage doch noch ein 
von der General-Berfanmlung der Aktionäre zu genehmigender Garantie— 
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Bertrag abzufchließen, aud die Speziellen Vorarbeiten noch anzufertigen ſeien, 
ehe der Bau beginnen könne, To halte man dafür, daß auch nicht cinmal 
eine irgend mejentlihe Verzögerung der Angcelegenbeit durch Ablehnung der 
Borlage entjtehen werde. 

Die vorſtehende Auffaffung fand von verihiedenen Seiten Widerſpruch. 
Die Herren Vertreter der Königlihen Staatd-Regierung bemerften, die Res 
gierung könne bie vorgetragenen Bedenken nicht theilen und erſuche daher um 
einfache Annahme des von ihr vorgelegten Geſetz-Entwurfa. Der Vorſchlag 
der Negierung, weldyer oben eine verfchleierte Zinsgarantie genannt fei, umters 
ſcheide ſich von der dort befürworteten direften Zinsgarantie weſentlich dadurch, 
daß danach dag Marimum der Berpflibtung des Staats aud im un« 
günftigften Falle, welcher vorübergehend gerade in ſolchen Zeiten eintreten 
fönne, in welden der Etaat feine Mittel zu andern unerläflihen Aasgaben 
dringend bebürfe, nicht über dasjenige erweitert werde, wozu der Staat jept 
ſchen verpflichtet fei.r Nah dem Vorſchlage der Regierung fei das Neußerfte, 
was der Staat zu leilten haben würde, ein Jahresbetrag von 585,000 Rthlrn. 
nämlih 34 pEt. des Anlage-Kapitals der Ruhr-Sieg-Bahn von 18 Millionen 
Thalern; durch Uebernahme der direkten Zinsgarantie zu 34 pECt. für das 
Anlage-Kapftal der Bahn von Finnentrep nah Rothe-Mühle, bezichungsweife " 
nah Göln von 24 bez'chungsmeile 10 Millionen Thalern erhöhe fih das 
Rififo des Staats um einen IJahresbetrag von 81,250, beziehungsweiſe 325,000 
Ntblr., alfo ungefähr um zwei Fünftheile. Die Regierung finde in dieſer Beichrän- 
fung des Marimums der Berpflihtung einen entſchiedenen Vorzug ihres Vorſchlags 
vor dem auf die Bewilligung einer direkten Garantie gerichteten Gegen-Vorſchlage. 
Wenn man annehme, die Gefelichaft werde auf andere, Läftigere Bedingungen 
freiwillig eingehen, Yo ſei Diele Annahme nicht beredhtigt; die Gefell« 
haft betrachte den Bau als ein Onus, dränge fih deshalb keineswegs zu 
demfelben und werde auf denjelben verzichten, fobald ihr Läftigere Bedingungen 
auferlegt würden, als in dem Statut:Nadhtrage vom 1. Oftober 1866 ftipulint 
feien. Es ſei allerdings möglich, daß die Bergiſch-Märkiſche Geſellſchaft die 
in den Antrigen formulierten Bedingungen acceptiren würde für eine Bahn 
von Finnentrop über Olpe nah Cöln. Die Regierung müſſe aber Anftand 
. nehmen, für diefe Bahn zur Zeit ciue Direkte Zinsgarantie zu gewähren. Die 
Regierung boffe, daß, wenn erft Finnentrop-Olpe-Rothe-Mühle fertig geftelt 
und demnächſt vielleicht noch die Gejelichaft veranlaßt worden jei, unter den» 
jelben Bedingungen bis Engelsfirhen zu bauen, der Neft der Bahn bis Cöln 
auch ohne Staatögarantie zu Stande fommen werde. Aber jelbft angenom- 
men, die Bergiich » Märkiiche Gefellichaft werde auf eine derartige Garantie 
oder eine Aenderung der Beltimmungen von 1866 eingehen, fo werde jeben- 
falls der Beginn des Bahnbaues verfchleppt. Eile thue aber Noth; denn die 
Berarmung ber Gegend, um die es fih handle, made rapide Fortichritte. 
Die Geſellſchafts-Vorſtände des Bergiſch-Märkiſchen Unternehmens ſeien nicht 
in der Lage, ſich felbftftändig auf die neuen Bedingungen einzulaffen, dazu 
fei ein General: Berfammlungs-Beihluß nothwendig. Es fei nun aber befannt, 
daß die General» Berfammlung der Aktionäre des Bergiſch-Märkiſchen Unter: 
nebmens bei der erften Einberufung niemals beihlußfihig zulammentrete; es 
müffe alſo eine zweite General-Berjammlung berufen werden; erft wenn dieje 


bie Annahme der neuen Bedingungen beichloffen, befinde fih die Angelegenheit 
in der Lage, in welcher fie ſich unmittelbar nad Annahme der Regierungs— 
Borlage befinden würde. Bein Eingehen auf die Anträge der Neferenten 
gehe mithin der größte Theil der diesjährigen Bauperiode verloren, die Ans 
nahme der Regierungs = Vorlage mache dagegen den ſofortigen Begiun bes 
Bahnbaues möglid. 

Die Regierung balte fih zudem verpflichtet, an der einmal ‚feitgelepten, 
in ein Statut aufgenommenen Bajis feitzubalten. 

Die Verpflichtung jei zwar Feine rechtliche, aber eine — Es ſei 
um ſo weniger Grund, die Baſis zu verlaſſen, als alle gegen die Vorlage 
vorgebrachten Bedenken, ſowohl die materielleu, als die formellen als begründet 
nicht anerkannt werden könnten. 

Es jei zunächſt behauptet, daß die Vorlage finanziell nicht vortheilhaft 
jei, weil die Höhe des möglihen jährlihen Zuſchuſſes nah ihr fih auf 
144,510 Rihlr. belaufe, während bei Ausdehnung der direkten Garantie, wie 
fie dem Rubr-SiegeUnternehmen ertheilt jei, diejer Zufhuß auf die Summe 
von 104,166 Rthlrn. fi reduzire. 

Die zur Erläuterung vorgelegte Rechnung könne indeß als richtig nicht 
bezeichnet werden. Es jei nit zuläjfig, für garantirte 34 procentige Obliga— 
tionen einen Gours von 78 p&t. anzunehmen, und denjelben ungarantirte 44 
prozentige Obligationen zum Courſe von 864pGt. entgegenzuftellen. Der täg- 
liche Gourszettel beweile dies. 

Die erfte Serie der 44 procentigen Bergiſch-Märkiſchen Prioritäts-Obli- 
gationen jei im Gourszettel vom 2. d. Mis. mit 94 pGt. verzeichnet 

bie zweite 44 pCt. . . .„ 914 p&t. 
die dritte 34 pCt. . .„ . 774 pCt. 
die dritte Lit. Be . . .„ 772 p6t. 
die vierte 44 p&t. . . . 904 pCt. 
die fünfte 44 pCt. - . .„ 88} pEt. 
die jehite 44 pCt.. . . 86 p6t. 

Werbe nun eine neue Serie 34 procentiger Obligationen ausgegeben, jo werde 
diejelbe ebenjowenig zu dem Courſe der dritten Serie verfäuflid fein, wie die 
Obligationen jechfter Serie 44 procentiger zum Courſe der übrigen Serien 44 
procentiger. Die Garantie fei nicht jehr ins Gewicht fallend für den Cours, da 
die Bergiſch-Märkiſche Bahn als eine durchaus ſichere betrachtet werde; es gebe 
dies aud daraus beroor, daß die garantirten 44 procentigen Obligationen der 
Rhein-Nahe-Bahn nur 924 pCt. ftänden gegen 94 pGt. der erften Serie 44 
procentiger ber Bergiſch-Märliſchen Gejellihaft. Die Inhaber der dritten Serie 
(Ruhr » Sieg» Obligationen) hätten fein Intereffe an dem Gours einer 
neuen Serie 34 procentiger Obligationen, jonft müßten ja aud bie In— 
haber der erften Serie d4procentiger Obligationen ein Interefje für den Cours 
der übrigen Serien 44 procentiger Obligationen an den Tag gelegt haben. 

Was den Cours der neuen Serien drüde, jei der Umſtand, daß dieſelben 
noch nicht in feften Händen jeien, was bei dem älteren Serien der Fall. Cs 
ſolle indeß nicht geläugnet werden, daß jelbft zwiſchen den Obligationen ganz 
fiherer Bahnen, je nahdem die Obligationen mit Zinsgarantie des Staates 
verſehen jeien oder nicht, eine Goursdifferenz fi bemerkbar made. Diejelbe 
betrage indefjen höchſtens I—11p6&t. Nehme man jelbft 2 p&t. an, jo betrage 
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ber fih aus der Coursdifferenz fich ergebende Unterfchied in der möglichen 
Höhe des jährlihen Zuſchuſſes zu Ungunften der Regierungs » Vorlage 
3000 Rthlr., während der Referent eine Summe von 17,880 Rthlr. ober 
doch 10,000 Rthlr. berechne. 

Die weiter von dem Referenten berechnete. Differenz ergebe fih daraus, 
daß nad feinen Vorſchlägen 

1) die Bergiſch-Märkiſche Gelellihaft fih bei der Zindgarantie 
mit 4 pCt. betheiligen jolle und 

2) die Amortifation nicht, wie bei der Negierungs - Vorlage unbe 
dingt, fondern nur dann eintreten folle, wenn das Anlagefapital 
ſich mit mehr als 34 pCt. verzinje. 

Was den erften Punkt betreffe, jo jei nicht vorauszufegen, daß die Ber- 
giſch-Märkiſche Gefelihaft darauf eingehen werde; der Neferent würde aud) 
eine Betheiligung der Bergiſch-Markiſchen Geſellſchaft ftatt mit 4 pCt., mit 4 pCt. 
oder gar 1 pCt. haben annehmen können, die Berehnung würde fih in diejen 
Fällen für die Regierungs: Vorlage noch entſprechend ſchlechter geftellt haben. 

Daß nach der Regierungs- Vorlage die Amortifation unter allen Umftänden 
eintrete, fei als ein Vorzug anzujehen. Nach ten bezüglichen Beftimmungen 
finde bei der Ruhr-Sieg-Bahn allerdings eine Amortifation des Anlage-Kas 
pitald nur dann ftatt, wenn ber Neinertrag der Bahn fid auf mehr als 31 
p&t. des AnlagesKapitals belaufe. Diefe Beftimmung fei in der fiheren Bor« 
ausfegung getroffen, daß die Bahn ſehr bald hohe Erträgnifje abwerfen werde. 
An und für fi entiprehe die Beſtimmung nit den Grundlägen einer vor» 
fichtigen Finanz-Politif; man müfje es vermeiden, Schulden, die unter Um» 
ftänden fertdauernde jein fünnten, zu fontrabiven. Selbft Staaten, welche 
fih in bei weitem ſchlechterer Finanz-Lage befänden, amortifirten ihre Ga— 
rantien, — 

Es reduzire fih hiernad der von dem Referenten angegebene Unteridied 
in der möglichen Höhe des zu leiftenden jährlichen Zufchuffes auf ein Minimum. 
Selbft wenn indeß der Unterihied ein größerer wäre, würde die Regierung 
ihrer Borlage den Borzug geben. Es jei nicht Sache des Staats bei Ge- 
währung vou Zins Garantien jpefulativen Tendenzen zu folgen, jonft hätte 
er fonjequenter Weile für jänmtlihe Privritäte-Obligationen z. B. der Göln- 
Mindener Bahn, jowie aller derjenigen Bahnen, an denen er finanziell be 
theiligt jei, und welche genügende Sicherheit böten, eine Zins-Garantie über- 
nehmen müfjen. Die Obligationen würden beffer plazirt, die Bezüge des 
Staat? aus den Unternehmen wegen Verminderung der Anlage-Kapitalien 
alfo vergrößert worden fein. Man fönne jogar ſoweit gehen, zu behaupten, 
der Staat hätte in ſolchem Falle für die Prioritäten aller fiheren Bahnen 
Garantie übernehmen müfjen, denn, da durch befjere Plazirung der Obliga— 
tionen die AnlagesKapitalien ſich niedriger geftelt haben würden, fo würden 
die Dividenden der Bahnen größere geweſen jein, aljo auch die Eiſenbahn— 
Steuer einen erbebliheren Betrag abgeworfen haben. Es ließen fi 
Wege finden, auf denen das Anlage-Kapital der Finnentrop-Olper Bahn noch 
billiger zu beihaffen fei, als auf dem von dem Referenten angegebenen. Der 
Staat hätte eine Anleihe aufnehmen und die erforderlihen Summen ber 
Bergiſch-⸗Märkiſchen Gejelihait als Darlehn geben fünnen. Der Goursjtand 
der Staats-Anleiben jei entſchieden böber, als der der ungarantirten und gas 
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rantirten Eifenbahn-Privritäts-OEligationen. Es werde aber wohl Niemand 
ernſtlich wünſchen, dap ein folder Weg eingejdlagen werde. Die Regierung 
müſſe fi ferner dagegen ausſprechen, daß von den Lofal: Interefjenten die 
unentgeltlihe Hergabe des Grund und Bodens verlangt werde. Es jei nicht 
richtig, daß dies Verlangen bisher ftets geftellt jei. Im vorigen Jahre babe 
die Landesvertretung die Mittel zum Bau einer Bahn von Dieg nad Habn- 
fätten und von Limburg nad; Hadamar bewilligt, auch bei diejen Babnen 
fei die unentgeltliche Hergabe des Grund und Bodens nicht verlangt worden. 
Die Berhältniffe bei der Finnentrop-Olper Bahn jeien womöglich noch mebr, | 
als bei den erftgenannten Babnen, danach angetban, die Ueberreihung des 
Terrains nicht unentgeltlich zu fordern. Die Bahn fei Gebirgsbahn, fie ver- 
folge die Thaljohle der Bigge und nehme das befte zum Aderbau allein 
verwendbare Land in Aniprud. Es fomme binzu, daß ein Dauptmotiv für 
den Bahnbau das jei, der verarmten Gegend, welche von der Bahn durd- 
ſchnitten werde, wieder aufzubelfen. Werde nun die Bahn gebaut, aber uns 
entgeltlihe Hergabe des Zerraind verlangt, jo werde mit der einen Hand ger 
geben, mit der andern genommen. ; j 

Die Grund » Erwerbungs » Koften jeien auf 218,000 Rthlr. veranichlagt, 
eine große Summe für eine in harter Bedrängnis fi) befindende Gegend, 

Auch die gegen die Vorlage erhobenen formellen Bedenfen könnten als 
begründet nicht anerfannt werden. Bon der Begrenzung der Anlage Kapitalien 
lei bei Gewährung von Zinsgarantien ein Vortheil überhaupt nit abzuſehen. 
Man bewirke dadurch einerjeits, daß der Voranſchlag ſehr hoch geyriffen werde. 
Lepteres jei aber mißlich, ſchon um deswillen, weil es Thatſache ſei, daß bei 
hoben Anjchlägen nicht ſparſam gebaut werde. Sei der Boranihlag mäßig 
gegriffen, jo ſuche man ſich einzurichten. Auf der anderen Seite habe die 
Begrenzung feinen Effeft. Sehe eine Babnverwaltung ein, daß fie mit dem 
Kapital, für weldes Garantie geleiftet fei, nicht ausfomme, und fie babe mit 
dem Bahnbau noch nit begonnen, jo baue fie nicht, bis die Zinsgarantie 
erweitert jei; ftelle fih während des Bahnbaues heraus, dan Das garantirte 
Kapital nicht ausreihe, To laſſe fie den Bau liegen, bis die Garantie 
die nöthige Ausdehnung erfahren. Man müfje bei Gewährung von Zins— 
garantien Bertrauen haben zu dem, dem man fie gewähre; man könne 
dies um jo eher, als die betreffende Verwaltung ja aud ein großes Interejje 
daran babe, daß ſparſam gebaut werde; denn, geſchehe legteres nicht, jo werde 
die Hoffnung, daß die Bahn mehr aufbringe, als die garantirten Zinfen des 
Baufapitals eine immer geringere. Im vorliegenden Falle fomme noch binzu, 
daß die Bergiih- Märkiihe Bahn unter Staatt-Verwaltung ftebe, alſo der 
Staat jelbft die neue Bahn dur jeine Organe ausführe. Man werde des— 
balb auch nicht in der Lage jein, für den Fall, daß das angenommene Kapital 
von 24 Million Rthlrn. nicht ausreiche, die Erweiterung der Zinsgarantie zu 
verfagen. Weshalb den Landtag aljo noch einmal beläftigen? Uebrigens habe 
die Regierung nah Prüfung der Boranfchläge die feſte Ucberzeugung, daß 
die Summe von 24 Million Rthlrn. ausreihen werde. Es werde ibr ernft- 
liches Beftreben jein, dieje Summe nicht zu überjchreiten. 

Es ſei nit nothwendig geweien, vor Cinbringung der Vorlage über 
die Beihaffung des Anlage» Kapitals, die Modalitäte: der Amortifation 
dejjelben, ſowie Berechnung der Erträgniſſe der Bahn reip. die Verrechnung 
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mit der Nuhr» Sieg: Bahn und dem gefammten Unternehmen der Bergiich- 
Märkiſchen Geſellſchaft, Feſtſetzungen zu treffen. Die Staats » Renierung fei 
in der glüdlihen Lage, dab die Bergiſch-Märkiſche Geſellſchaft in dieſen 
Punkten völlig abhängig Sei und feine Schwierigkeiten machen fünne. 
Die Geſellſchaft werde das erforderliche Kapital dur eine Anleihe beſchaffen 
wollen. Dazu bedürfe es eines Privilegiums, Das von der Negierung gench- 
migt werden müffe. Es ſei num möglich, dab die Bergiſch-Märkiſche Geſell— 
ihaft ein Privilegium vorlege, das Beſtimmungen enthalte, auf welde die 
Regierung nicht eingehen könne. Folge würde die Verſagung der Genehmi— 
gung ſein, es folge aber nicht, daß nun nicht gebaut werde; Die Regierung 
werde vielmehr im dieſem Falle fordern, daß mit baaren Mitteln gebaut werde 
Dies könne und werde die Bergiſch-Märkiſche Geſellſchaft nicht wollen und 
deshalb die Feftiegung des Privilegiums der Regierung überlafjen. Es könne 
verfihert werden, daß die Negierung nicht daran denfe, eine andere Amortis 
jation, als die gewöhliche — mit ein halb Procent des Anlage-Kapitals jähr— 
lich und ven erjparten Zinfen der amortifirten Obligationen — zujulaffen. — 
Ebenſowenig jei es notbwendig geweſen, wegen der Berehnung der Erträgnifje 
der FinnentropsDIper Bahn Feſtſetzungen zu treffen. Wie diefe Berechnung 
Rattfinden werde, gebe ſchen daraus bervor, daß die Bahn als Zweigbahn 
der Nubr- Sieg: Bahn ausgebaut werden jolle. Man werde aljo die bei der Ruhr— 
Sieg: Bahn in demBertrag vom14.Februar1856 getroffenen Beftimmungen analog 
ausdehnen. Wenn man einwende, die Bergiſch-Märkiſche Geſellſchaft brauche fich bier 
auf nicht einzulaffen, jo werde entgegnet, daß die Gejellihaft fi einlaffen 
müſſe, weil anderenfalls die Regierung über jeden Pfennig der Einnahme 
und Ausgabe auf der Finnentrop » Dlper Bahn fpecielen Nachweis erfordern 
fünne und werde. Mer wiffe, mit weldhen Schwierigkeiten und welchen Ars 
beiten ein folder Nachweis verfnüpft jei, werde zugeben, daß die Bergiſch— 
Märkiſche Gejellihatt gegen die vorerwähnte Ausdehnung der für die Ruhr— 
Sieg» Bahn bezüglich der Berechnung des Betriebs = Heberihuffes geltenden 
Beflimmungen nichts einzuwenden haben werde. 

Die Feftiepung von Baufriften ſei nicht nothwendig; nah $. 21. des 
Gejepes vom 3. November 1838 jei der Handeld » Minifter ermächtigt, Die 
Friften nach eigenem Ermeſſen feftzujegen. Zudem babe die Bergiih » Mär- 
fiihe Bahn felbft das größte Intereffe, die Finnentrop-Olper Bahn, wenn fie 
diefelbe einmal bauen müſſe, möglichſt jchnell auszuführen, um die für die 
NRubr-Sieg- Bahn erhofften Vortheile zu erlangen. 

Mit der beantragten Rejolution fönne fih endlih die Regierung nicht 
einverftanden erflären, weil fie neben den formellen Bedenken, aus welden 
die Anträge des Neferenten hervorgegangen jeien, auch einen Theil der mas 
teriellen Bedenken aufgreife und im Sinne der Anträge des Referenten ges 
regelt wifjen wolle. Gegen eine Nejolution, welde die Erwartung ausiprede, 
dab die formellen Bedenken im Sinne der Anträge des Neferenten georbnet 
würden, jei Seitens der Regierung nichts zu erinnern, 

Mehre Mitglieder jchloffen ſich dieſer Auffafjung der Vertreter der Ko: 
niglihen Staats» Regierung an, und-glaubten, daß man fi über alle, von 
der andern Seite vergebradhten Bedenfen, obgleih das eine oder andere be: 
gründet ericheinen möchte, binwegjegen fünne, indem es ſehr zu beflagen fein 
würde, wenn die Bevölkerung des Kreiles Dipe, welde fid nad Einbringung 
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ber Regierungs-Borlage in die Häufer des Landtages fihere Hoffnung auf 
das endliche Zuftandefommen der Bahn gemacht habe, fi wiederum geräufcht 
finden ſollte. Manche erblidten in der Herftelung der Olper Bahn eine An« 
bahnung der weiteren Fortiegung, fei es Durch das Agger-, jei ed durd das 
MWiehl-Thal nah Cöln, und intereffirten fih ven diefem Standpunfte aus für 
die Annahme der Borlage. Die finanzielle Differenz zwiſchen Ausführung 
der Bafis der Staats » Regierung und der Ausdehnung der der Rubr-Sieg- 
Bahn bewiligten Garantie auf das neue Unternehmen werde fi nicht jo body 
berausftellen, alö von der anderen Seite angenommen jei. Wenn fih aud 
nicht beftreiten laffe, Daß die garantirte Amortijation und der Mangel einer 
Betheiligung der Geſellſchaft an der Zinsgarantie, jo lange nicht Zinfen und 
Amortifation beider Bahnen, der Ruhr⸗Sieg- und der Olper-Bahn, vollſtän— 
dig gedeckt jeien, einen jährlihen Mehr-Aufwand aus der Staats: Kaffe von 
rund 22,000 Rtblın. betinge, fo könne doch nad der Darlegung der Staats« 
Regierung die Differenz, welche durdy die Emilfien nicht garantirter Obliga- 
tionen entftehe, nur etwa zu 3000 Rthlrn. jährlih angenenmmen werden, jo 
daß ſich die ganze Differenz nur auf rund 25000 Nıblr. pro Jahr belaufe. 
Gegen die Uebertragung der Grund-Entſchädigungs-Koſten an die Betheilig- 
ten walteten in Rüdfiht auf die Armuth der Bevölkerung und die Entwer: 
tbung der in Gruben und Eifenwerfen angelegten Kapıtalien weſentliche Bes 
denfen ob, weßhalb die dafür berechnete Eriparnig von 8000 Rtbirn. jährlich 
nicht in Rehnung kommen fünne Da nun die Regierung der Anficht jei, 
daß die Bergiſch-Märkiſche Gejelihaft ſich Feinerlei Aenderung in den Bes 
ftimmungen von 1866 gefallen laſſen, namentlih auch die übliche Uebernahme 
eines Theils der Zinsgarantie ablehnen werde, fo bleibe nur übrig, an den 
Bedingungen gar nichts zu ändern, in der Hoffnung, daß bald der Zeitpunft 
eintreten werbe, wo bie beiten Unternehmungen die volle Verzinſung und 
Amortifation aufbrächten. In den geihmälerten demnächſtigen Gewinne werde 
man fid um fo leichter finden fünnen, 

Was die formellen Anftände betreffe, fo dürfe man zu der Königlichen 
Staatö-Regierung das Vertrauen hegen, daß fie in dem, mit der Bergiſch— 
Märkiihen Geſellſchaft abzuſchließenden Bertrage die noch einer näheren Ver— 
ftändigung bedürfenden Punkte jo ordnen werde, wie das Intereſſe des 
Staates es erfordere, Es bebürfe deshalb auch nicht der beantragten Reſo— 
lution. 

Bon der andern Seite wurde nur nod bemerkt, daß die Anfichten der Herren 
Vertreter der Königlichen Staats » Regierung größtentheild ſchon vorweg er 
örtert ſeien, theilweiſe auch feiner Widerlegung bedürften. Man wünſche nur 
noch wiederholt die Ueberzeugung bier niederzulsgen, daß der Bergiſch-Mär— 
fiichen Eifenbahn-Gefellihaft, deren Vorftände durch Einfiht und Loyalität 
fih auszeichneten, höchſt wahriheinlih mit Vergnügen fofort aud die direfte 
Garantie der Nuhr » Sieg + Bahn mit der daraus für die Staats» Kaffe er- 
wachſenden bedeutenden Bortheilen annehmen würde, weil fie über furz oder 
lang ſich doch genöthigt jeben werde, die ganze Bahnjtrede von Meſchede 
nah Eöln ohne jede Staats-Unterftügung zu bauen, ihr daber jede 
Garantie in diefer Route äußerft willlommen fein müfje. Daß der Weiters 
bau nach Cöln keinenfalls auf der jo höchſt unvortheilhaften Bafis von 1866 
erfolgen könne, werde die Geſellſchaft fih am wenigften verhehlen, da die 
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finanziellen Nachtbeile genau im Verhältniß zu der Höhe des Anlage-Kapitals 
fi) fteigern würden. Wenn auf gleiher Bafıs auch noch die I—10 Meilen 
von Olpe nah Cöln gebaut mwerdeu jollten, dann würde das jührlihe Mehr— 
Erforderniß, einer direften Garantie gegenüber, fih auf etwa 160,000 Rihlr. 
beredinen. Kein Preußiſcher Finanz-Minifter werde, nachdem die unheilbaren 
Schwächen diefer Baſis aufgededt worden, jo naiv fein, eine ſolche Mehr— 
Ansgabe ohne Noth den Finanzen zuzumuthen. 

Auch die Gegner der Regierungs-Vorlage intereifirten fi) aufs Wärmſte 
für die baldige Herftellung der Diper » Bahn. Sie fünnt:u ſich aber nicht 
bereit erklären, dies à tout prix und gegen Aufopferung wechtiger finanzieller 
und fonftitutioneller Grundjäge zu erfaufen, zumal gezeigt worden, daß und 
wie derſelbe Zweck auf forreftere und ungleich mwohlfeilere Weife ohne irgend 
erheblichen Zeitverluft zu erreichen ftebe. Werde der Geſetz Entwurf ange 
nommen, jo werde die Bergiſch-Märkiſche Geſellſchaft ſich vorausſichtlich zu 
feinerlei Rongeffionen verftehen, namentlich auch die nicht vorbedungene Ber 
theiligung des Staats an deren fünftigem Gewinn aus dem neuen Unter 
nehmen ablehnen. 

Sciießlih will man noch fonftatiren, daß es nach der Auslaſſung der 
Herren Regierungs-Rommifjarien von jept an Regel und Grundjag jein 
zu jollen ſcheine, wie früher, bei den Häufern des Landtags wieder unlimitirte 
Garantien zu beantragen, und neben den Zinjen auch dic Amortifationen zu . 
garantiren. 

Die Abftimmunrg ergab das Relultat, daß fih 15 Stimmen gegen 13 
für Annahme des von der Staate-Regierung vorgelegten Geſetz » Entwurfes 
ausſprachen und daß die beantragte Rejolution mit 14 gegen 14 Stimmen 
verworfen wurde, 

Hiernach beantragen die Kommilftionen: 

Das Haus wolle beichließen, 

1) dem von ber Königlihen Staats « Nejierung vorgelegten 
Geſetz-Entwurf, betreffend die Anlage einer Eifenbabn von 
Sinnentrep über Olpe nah Rothe-Mühle im Biggethal jeine 
Zuftimmung zu ertheilen; 

2) die beantragte Rejolution abzulehnen; 

3) die oben bereits aufgezählten Petitionen (Nr. 717., 1100, 
1127., 1128., 1164., 1265., 1273., 1423., 1545.) für er 
ledigt zu erachten. 


Berlin, den 8. Februar 1868, 


Die vereinigten Kommiffionen 


für Finanzen und Zölle. | für Handel und Gewerbe. 

v. Bonin (Vorfipender). v. d, Med, | Dr. Hammacher ( Borfigender). Dr. 
(Berichterftatter). 9. Salgwedell (Ger: Müller (Hannover). Grundmann, 
bauen), Schubarth, Hoene. Ohm. | Dr. Beer, Muntau. Dr. Braun 
Lapwig. Ziegler (Breslau). Dr. Loewe. | (Wiesbaden) (Korreferent). Weeſe. Graf 
v. Yoga, Nichter (Hirichberg). Freiherr Menard. Dr. Ache ibach. v. Spbel, 
v. Maflenbach. Dr. Glafer. Freiherr | Graf Saurma. Jacobi (Liegnip). 
v. Kaltenborn. Miquel. v. Benda. v. Bredow. 
Simon v. Zaftrow. Dr. Webstn. | 

Dunder. 
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Prinzipal- Antrag A. des Referenten. 


Das Haus der Abgeorbueten wolle beſchließen, ftatt des von der Königlicyen 
Staats-Regierung vorgelegten Entwurfes (Nr. 42 der Drudiadhen) dem fol: 
gendeuden Gejep-Entwurfe feine Zuftimmung zu ertheilen: 

Wir Wilhelm, von Gotted Gnaden König von Preußen ıc. 
verordnen unter Zuftimmung beider Häufer bes Landtages der 
Monarchie, was folgt: 

52, 

Der Bergiſch-Märkiſchen Eijenbahn-Gejelihaft wird für das, 
einſchließlich der Zinſen für die Dauer der Bauzeit auf 24 Mil« 
lion Rthlr. veranſchlagte Bausfapital einer Eifenbahn von Finnen: 
trop über Dlpe nah Rothe⸗-Mühle, welche einen integrirenden 
Theil det Ruhr-Gieg-Eijenbahn-Unternehmens bilden joll, in 
gleicher Weife, wie died durch das Geſetz vom 30. April 1856 
(G. ©. für 1856. ©. 329.) für die GSieg-Ruhr-Eifenbahn ges 
ſchehen ift, eine Zins-Garantie gewährt. 

Es wird jedody vorausgelept, daß das zur Anlage der Bahn 
erforberlihe Terrain der Gejelihaft von den Betheiligten unent- 
geltlih zur Verfügung geftellt wird. 

$. 2. 

Die Geſellſchaft wird ermächtigt werden, eine fernere Serie 
von drei und ein halb prozentigen Obligationen auszugeben, deren 
Verzinfung die Gejelidhaft vorweg mit 4, der Staat mit 34 pGt. 
garautirt, jofern die NRein-Erträge der Eiſenbahn von Finnentrop 
nah Rothe-Mühle und des Sieg-Ruhr-Bahn»Unternehmens nicht 
ausreichen, die drei und ein halb prozentigen Zinien des emitti» 
renden Kapitals zu decken. 

Die Rechte der Inhaber der älteren, für das Rubr-Sieg- 
Bahn » Unternehmen ausgegebenen Obligationen bleiben vorbe— 
halten. 
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Das in $.1. gedachte Bau-Kapital von 24 Million Rthirn. 


fann zur Ausgleihung des bei der Emilfion der neuen Obligatio- 
nen entftehenden unvermeidlichen Kursverluftes um den Gejammt: 
Betrag diefes Verluftes erhöht werden. Die Geſellſchaft wird die 
Obligationen nicht unter einem, vom Minifterium für Handel ıc. 
zu beftimmenden MinimalsKurje ausgeben. 


$. 4. 

Die Amortijation der neuen Obligationen mit 4 p&t. des 
Kapitals und den eriparten Zinſen der amortifirten Obligationen 
ſoll erft eintreten, foweit, nah Dedung der für die Verzinſung 
der alten und neuen Obligationen, desgleiden der für die Amor» 
tifation der alten Obligationen erforderlichen Beträge, das Rubr- 
Sieg = Babn = Unternehmen, einihließlih der Zmeigbahn von 
Finnentrop nad Rothe-Mühle, einen Ueberſchuß zu dieſem Zwede 
gewährt. 

Soweit es nöthig ift, den Rein-Ertrag der Zweigbahn dem 
des Sieg-NRuhr-Bahnsinternehmens gegenüber bejonders feſtzu— 
ftellen, ſollen dieſelben Vorſchriften und Grundfäge zur Anwendung 
gelangen, welche für die Zeftftellung des Rein-Ertrages der Ruhr— 
Sieg- Bahn dem Bergiih- Märkischen Eiſenbahn-Unternehmen gegen- 
über maßgebend find. 

$. 5. 

Derjenige Ueberſchuß, welcher fih nad Beftreitung des ge 
jammten Zins: und Amortijations-Erforbernifjes und nach Er— 
ftattung der von der Geſellſchaft geleifteren Zins-Zuſchüſſe aus 
dem Gejammt-Uuternehmen ergiebt, wird zu ! an den Staat, zu 
3 an die Gejelihaft abgeführt. 

8. 6. 

Ein Jahr nah Vollendung tes Baues, weldyer womöjlic 
in dem Zeitraum von drei Jahren nad Empfang der Konzelfion 
bewirkt werden wird, ſoll das wirklich verwendete Kapital unter 
Zugiehung eines Kommiffarius der Staats-Negierung definitiv feſt— 
geftellt werben. 


$. 7. 

Der Finanz-Minifter und der Minifter für Handel ıc. werden 
mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Im Fall die Bergiſch-Märkiſche Eiſenbahn-Geſellſchaft inner: 
halb eines Jahres nach der Publikation dieſes Gejepes ſich nicht 
bereit finden laffen fellte, die Ausführung der Eiſenbahn von 
Finnentrop nad) Nothe-Mühle unter den in $. 1. bis 6. ent: 
baltenen Bedingungen zu übernehmen, tritt dieſes Gejeg mit dem 
Ablauf des vorgedachten Zeitpurftes von ſelbſt außer Kraft. 


Gegeben ꝛc. 


v. d. Med. 
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Beigabe zu dem Prinzipal Antrage A. 


Regierungs: Vorlage. Limendement 
auf direlte Garantie. 
Zur Beihaffung eines nicht vom Staate garantirten Zur Beihaffung eines mit 34% vom Staat, mit 4 % 


Kapitals von 24 Million Rthlrn. durd die Bergih-Mär- von der Geſellſchaft zu garantirenden Kapitals von 24 Mil 
kiſche Eiienbahn-Gefelihaft in 44» progentigen Obligationen lion Rthlen. in 34» progentigen Obligationen zu dem jepigen 








zu dem jepigen Kurfe von 864 Prozent find zu emittiren Kurle von 78 % find zu emittiren 
2.890,173 Rıbir. 3,205,128 Rthlr. 
Davon 44 % Zinn . » » . . 130,059 Rıibhlr. Davon 34 % Zinfen . » » . . 104,166 Rihlr. 
4 9 Amortifation . » » 14451 „ Amortilation - . .» — 
jährlich 144,510 Nıblr. jährlich 104,166 Rihlt. 


Unterjchied für die Staats-Kaſſe zu Gunjten einer direkten Garantie jüäbrlih . » . .» 40,344 Rıblr. 
Läßt man die Amortijation bei der Regierungs-Vorlage wegfallen mit . . » 2... 14451 „ 
fo bleibt ein Wnterfchied von . 200 0 een ee. 35,898 Hihlr. 
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Eventueller Antrag B. des Referenten. 


Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, ftatt des von der Königlichen 
Staats-Regierung vorgelegten Entwurfes (Mr. 42. der Drudjaden) folgendem 
Geſetz-Entwurfe feine Zuftimmung zu ertbeilen: 

Dir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. ſ. w., 
verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Yandtags Der Monarchie, was 
folgt: 


81. 

Der Minifter für Handel ꝛc. wird ermädhtigt, die Bergiſch— 
Märkiſche Gijenbabn»Gefelihaft in Ausführung ter nad $. 4. 
ihres Statut-Nachtrages vom 1. Oftober 1866 (Gelep- Sammlung 
für 1866 S. 619.) dem Staate zuftehbenden Berechtigung zur 
Herftellung einer Eifenbahn von Finnentrop über Olpe nad Roth 
Mühle im Bigge-Thal, unter der Borausfegung, daß das zur Bahn⸗— 
Anlage erforderlihe Terrain der Geſellſchaft unentgeltlih von den 
Berheiligten zur Verfügung geftellt werde, mit nachſtehender Maß— 
gabe zu veranlajjen. 


$. 2. 

Zur Ausführung des Baues kann, einichließlich der Zinfen 
für die Dauer des Baues, ein Kapital bis zur Höhe von 24 Million 
Thalern verwendet werden. Diefem Kapital darf derjenige Betrag 
zugeihlagen werden, welder durch unvermeidlihe Kurs »Berlufte 
bei Begebung der für das Unternehmen zu emittirenden Obliga- 
tionen fih ergiebt. Das Minifterium für Handel ꝛc. wird ber 
ftimmen, bis zu weldem MinimalsKurle die Obligationen ausge: 
geben werden dürfen. 

Ein Jahr nad Eröffnung bes Betriebes auf der neuen Bahn 
ſoll das wirfli verwendete Kapital unter Zuziehung eines Kom— 
mijjarius der Staats-Negierung definitio feitgeltellt werden. 
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$. 3. 

Behufs Beihaffung des erforderlihen Baukapitals ſoll eine 
bejondere Anleihe für diejes Unternehmen gemacht werben, über 
deren Zinsfuß die Geſellſchaft mit dem Minifter für Handel ıc. 
fi verftändigen wird. 


$. 4. 


Um den etwanigen jährlihen Ausfall an Zinsbeträgen, auf 
deren Erſatz die Geſellſchaft nah F. 4. des Statut-Nahtrags vom 
1. Dftober 1866 Anjprud bat, ermitteln zu fünnen, wird bes 
ftimmt, daß der Betriebö-Ueberjhuß des neuen Zweigbahn-Unters 
nehmen, dem Ruhr» Sieg» Bahn» Unternehmen gegenüber, nad 
denjelben Vorſchriften und Grundfägen feftzuftellen ift, welche für 
die Grmittelung des Betriebe-Ueberſchuſſes der Ruhr» Sieg- Bahn 
dem Bergiih-Märkiichen Eifenbahn-Unternehinen und den Staate 
gegenüber maßgebend find. 


g. 5. 

Zur Amortifation der für die Zweigbahn auszugebenden Oblis 
gationen fol ein halbes Prozent des Kapitals unter Zufhlag der 
Binjen von den amortifirten Obligationen jährlid verwendet wer« 
den. Die Amortifation beginnt jedoch erſt, jobald und joweit die 
Zweigbahu und das Ruhr-Sieg- Bahn » Unternehmen jelbft, nad 
Dedung der Zinjen für das alte und neue Unternehmen und nad 
Dedung des Amortijations-Erforberniffes für die alten Ruhr⸗Sieg- 
Bahn-Obligationen, die nöthigen Mittel dazu gewähren. 


$. 6. 


Die Zweigbahn fol wemöglih in drei Jahren nad Empfang 
der Konzeifion vollendet werden, 


8.7. 

Der Finanz Minifter und der Minifter für Handel ıc. werben 
mit der Ausführung dieſes Gefepes beauftragt. Sollte die Bergiich- 
Märkiihe Eifenbahn-Gejelihaft innerhalb eines Jahres nah Pur 
blifation biejes Geſetzes ſich nicht bereit finden laffen, die Aus- 
führung der Eifenbahn von Finnentrop nah Rothe Mühle unter 
ben, in $. 1. bis 6. aufgeführten Bedingungen zu übernehmen, jo 
tritt dieſes Geſetz nah Ablauf der vorgedachten Frift von felbft 
außer Kraft. 


Gegeben ıc. 
v. d. Med, 
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Unter Vorausfegung der Annahme des Gelep- Entwurfs beantraye ich folgende 


Reſolution. 


Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
der Königlihen Staats » Regierung für die mit ber Bergilche 
Märkiiben Eiſenbahn-Geſellſchaft abzuſchließenden Vereinbarungen 
über den Bau der Eifenbahbn von Finnentrop über Olpe nad 
Rothe⸗Mühle folgende Grundjäge im Finanz⸗Intereſſe des Staats 
zu empfehlen: 
1) $. 2 des eventuellen v. d. Reckſchen Antrags 


2) $. 3 ” v n ” ” ” 
3) 8. 4 " ” " " " [3 
4) S 5 n ” ” "n ” ” 
5) $. 6 ” ” ” " " " 
v. Spbel. 


X 27. 
Haus der Abgeordneten. 
10. Yegislatur = Periode. 
II. Seffion 1868. 





Au die Tages-Ordnung einer Der nächſten Plenarſitzungen wirb gelegt 
werden: 


Schlußberatbung über den Geſetz-Entwurf 
betreffend die Ausgabe von Talons zu den Preußiſchen Staats- 
ſchuld-⸗Verſchreibungen (Nr. 256. der Drudjaden). 


Referent: Abgeordneter », Bonin (Gentbin). 


Antrag des Meferenten: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
dem vorbezeichneten Geſetz- Entwurfe die verfaflungsmäßige 
Zuftimmung zu ertheilen. 


Berlin, den 11. Februar 1869. 


Der Präfivent des Haujes der Abgeordneten 
v. Fordenbed. 


Digitized by Google 
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N 278. 
Saus der Abgeordneten. 
10. Zegislatur» Perivde. 
U. Seffion 1868. 





Berbeflerungs- Antrag 


dem Antrage des Berichterftatterd Dr. Gneift, 
in Betreff des Antrages des Abgeordneten 
Dr. Loewe. (Nr. 233. der Drudjachen.) 


Heichensperger. Das Haus der Abgeordneten wolle beicdhließen, 
ber beantragten Rejolution folgenden Zufap beizufügen: 
„und daß im Kalle der Erneuerung der Art. 14. und 19. 
Nr. 5. jener Konvention diejelbe zu ihrer Gültigkeit der 
Buftimmung der Yandes-Bertretung bebarf.“ 


Berlin, den 11. Februar 1869, 


N 279. 
Haus der Abgeordneten. 
10. Legislatur- Periode. 


11. Seffion 1868. 
— — 


Anträge 


zu 


dem Berichte über den Antrag des Abgeordneten 
Born nnd Genoſſen, betreffend die Abänderung 
der SS. 6., 10. und 13. des Gemeinde-Geſetzes 
des vormaligen Herzogthums Naſſau vom 26. Juli 
1854. (Nr. 234. der Druckſachen). 


Winter. Das Haus ter Abgeordneten wolle beihlienen: 
den beantragten Geſetz-Entwurf abzulehnen, 
eventuell 
I) im-$. 2. Alinea 2. nah den Worten: „Gemeinden, melde” eins 
zujchalten: „zur Zeit der Wahl deffelben* ; 
2) am Schluſſe deffelben Alinea beizufügen: 
In Gemeinden von mehr als 1500 Serlen kann jedoch 
nad Beihluß des Gemeinderaths unter Zuftimmung des 
PürgereHusichuffes die Wahl auch auf Lebenszeit erfolgen; 
3) Alinea 3. zu ftreihen und jtatt deifelben zu beichließen: 
Der gewählte Bürgermeifter bedarf der Beltätigung durch 
die Bezirfe-Negierung ; 
4) in Alinea 4. die Worte: „find die Gründe der Verfagung dem 
Gemeinderath mitzutbeilen und“ zu ſtreichen; 
5) demielben Alinea zugufügen: 
Die Koften der kommiſſariſchen Verwaltung des Bürger 
meifters Amtes find von der Bezirks: Regierung Feftzuftellen 
und von der Gemeinde zu tragen; 


2 


6) in Alinea 6. den zweiten Sag zu ftreihen und ftatt deffelben zu 
keichließen: 

Die Ernennung ift widerruflih und bedarf der Beftäti« 
gung des Landraths, welder im Kalle cr fie beanftandet, 
ein anderes Mitglied des Gemeinderaths zum Stellvertreter 
ju ernennen hat; 

7) als neuen Paragraph nah $. 2. einzuſchalten: 
Der Bürgermeifter darf feine Wirtbihaft und fein E pezereis 
geidäft betreiben. Ausnahmen kann uur die Bezirks-NRegie— 
rung nad Anhörung der Kreis-Vertretung geltatten; 

A) ftatt der beiden erften Alinea des $. 3. zu beftimmen: 
Die Amtsthätigleit der jegigen gewählten Bürgermeifter er» 
licht mit dem Ablaufe der in dieſem Gefepe für die Amts- 
dauer vorgeichriebene Ariften, gerechnet vom Tage der Pur 
blikatien defjelben. j 

Die von der Negierung ernannten Bürgermeifter vers 

blerben bis zum Ablaufe der Arift, für melde fie ernannt 
find, im Amte, 


Il. 
Abänderungs- Antrag 


dem Gefeh-Entwurf betreffend die Abanderung einiger Beſtimmungen 
der Konkurs-Prdnung (Ar. 240. der Druckſachen). 


Lasker. Das Haus der Abgeordneten wolle beichliefen: 
den 8.138 wie folgt, zu fallen: 

Die Berbaftung des Gemeinſchuldnets ift anzuordnen, 
wenn Dderjelbe der Flucht oder der abſichtlichen Berbunfelung 
der Maffe verdächtig ift, oder der perfönlihen Mitwirkung 
bei den Berhandlungen im Konkurje ungeachtet Ladung 
oder beionderer Anweiſung des Richters fich entzieht. 
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II. 
Abänderungs⸗Anträge 


zu 


dem Gefeh-Entwurf, betreffend die Ausſtellung gerichtlicher Erbbeſchei- 
nigungen (Mr. 248. der Druckſachen). 


A. 
Nofcher, v. Puttlamer. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 


1. 
Das Minen 2 des $. 8. dahin zu faffen: 
„Das Gericht hat jede fich ergebende Bermuthung, daß 
andere gleich nahe oder nähere Erben vorhanden jeien, von 
Answegen zu berüdfichtigen. In Grmangelung folder 
Vermuthung bat der Antragfteller regelmäßig eine eidesſtatt— 


liche Verſicherung“ u. ſ. mw. (wie in dem Entwurfe ber 
Kommilfion). 


2 
Das Alinen 4. des 8. 3, jo zu faſſen: 


„Beeigneten Zalles kann das Gericht cin öffentliches Aufges 
bot der unbefannten Erben erlaſſen.“ 


3. 


dem &. 8, des Kommilfions:Entwurfes als drittes Alinen binzus 
zufügen: 
„Sofern jedoch von dritten Perfonen widerſprochen wird, 
darf mit Ertheilung der Erbbeicheinigung erft dann ver» 


fahren werden, wenn der Streit im progeffualiihen Wege 
erledigt iſt.“ 


4. 
ald nenen . LI. hinzuzufügen: 
„auf Antrag des wahren Erben fan eine irrig ausgeſtellte 
Erb» oder jonftige Beiheinigung vergedadhter Art für er- 
leihen erfaunt werden. Behufs Vollftredung des Urtheils 
ift eine öffentliche Befanntmahung in der durch $. 4. be» 
ftimmten Form zu erlaffen. 
Bor rehtsfräftiger Entiheidung der Hauptjadhe ift eine 
jelde Ungültigfeits » Erklärung nur zuläffig nach Analogie 
der Vorſchriften über den Arreftihlag. 
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Leſſe. Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
zu $ 3. des Kommilfions= Berichts und der Negierungs» Vorlage 

a) im Abjap 1. 
ftatt der Worte: „ſoweit es nicht notoriſch iſt“ zu 
jegen: 

joweit die Thatſachen nicht neteriih find; 

b) als Abjag 4. einzuichalten: 

In den Landestheilen des Gemeinen Rechts wird bin 
fihtlih einer bei der Erbſchaft in Betraht fommenden 
Perſon, welde beim Anfall der Erbſchaft das fieben» 
zigfte Lebensjahr überfchritten haben würde, und von 
deren Leben oder Tod Feine Nachricht zu erhalten ift, 
angenommen, daß fie den Anfall der Erbſchaft nicht 
erlebt habe. 


Berlin, den 11, Februar 1869. 


ehren 


N 280. 
Sausd der Hbgeordneten. 
10, 2egislatur « Periode. 
IL. Seffion 1868. 





Dritter Bericht 


Kommiſſion für das Unterrichtswefen 
über 


Petitionen. 


A. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Schmidt. 





Dem Abgeorbnetenbaufe ift unter dem 19. November 1868 beifolgende Journ. IT. Nr. 354. 
Petition des Magiftrates und der Stabtverorbneten zu Breslau zugegangen: 
Als vor mehreren Jahren die unterzeichneten ftäbtiichen Be- 
börden in Anerkennung eines unabweisbaren Bebürfniljes den Be— 
ſchluß faßten, die biefigen höheren Unterrichts » Anftalten durd) 
Gründung eines neuen Gymnaſii und einer neuen Realſchule zu 
vermehren, erhob eine Anzahl Fatholiiher Bewohner Breslau’s die 
Forderung, daß minbeftens eine der neuen Anftalten, und zwar 
die Realichule, einen ausſchließlich katholiſch konfeſſionellen Charakter 
erhalte. — Begründet wurde dieſe Forberung durch den Hinweis 
darauf, daß ein volles Drittel der biefigen Bevölkerung ber ka— 
tholiihen Kirhe angehöre und zu den KommunalsKaffen beie 
fteuere, daß Dagegen Feine ber beftehenden ſtädtiſchen höheren Lehr» 
anftalten konfeſſionell katholiſch fei, vielmehr beide ftäbtiihen Gym- 
nafien und eine ber beiden Realſchulen evangeliih wäre, die an— 
dere Realihule zwar ftiftungsmäßig fimultan, thatſächſich aber 
1 


mit einem faft ausjhlieplih evangeliſchen Lehrer-Kollegium be» 
fegt fei. 

Die angeführten Thatſachen, welche in ber früheren geihicht- 
lihen Entwidelung der Stadt ihre Erklärung und Begründung 
finden, deinen uns nidt ausreihend, um das Bebürfniß zur 
Gründung einer höheren Fatholiihen Lehranftalt, namentlich einer 
katholiſchen Realihule für Breslau darzuthbun. — Die ſchon aus 
allgemeinen ftatiftiihen Beobachtungen fih ergebende Bermuthung, 
daß nur ein ſehr Kleiner Theil der biefigen katholiſchen Bevölke— 
rung feinen Kindern den Beſuch einer höheren Lehranftalt zu er- 
möglichen im Stande ſei, wird durch die Thatſache befräftigt, daß 
fi in den beftehenden ftädtiichen Realſchulen nur ein verſchwin— 
dend Feiner Bruchtheil katholiſcher Schüler — unter denen wies 
derum eine ftarfe Quote nicht einheimiſcher — befindet. Daß 
bierbei etwa eine Abneigung der katholiſchen Eltern, ihre Söhne 
einer Anftalt fremder Konfelfion anzuvertrauen, von neunenswertbem 
Einfluffe wäre, kann nad den vielfachen entgegenftehenden Er- 
fahrungen anderer Drte nicht angenommen werden. 

Wenn wir fhon hiernad zu dem Entſchluſſe kamen, von der 
Erridtung einer ſpezifiſch katholiſchen Realſchule Abjtand zu neh— 
men, fo mußte uns anderereits die Gründung einer rein evange- 
lichen höheren Schulanftalt aus KommunaleMitteln in Nüdficht 
auf unjere katholiſchen, jowie anf unfere jũdiſchen und diſſidenti— 
ihen Mitbürger unzuläffig erfcheinen. 

Wären Gpymnafien und Realſchulen nothwendig konfeſſionelle 
Anftalten, jo müßte eine Kommune mit jo gemiſchter Bevölkerung 
wie Breslau überhaupt auf die Errichtung folder höherer Schulen 
verzichten. Gerade dieſe Vorausjegung aber haben wir als eine 
willfürliche aus inneren und äußeren Gründen verneinen zu dürfen 
geglaubt, und indem wir beſchloſſen, die neu zu errichtenden Ans 
ftalten den Schülern aller Konfejfionen zu öffnen, für den Re— 
ligions-Unterriht der Schüler aller Konfeffionen aus öffentlichen 
Mitteln zu jorgen und bei der Wahl der wiffenihaftlichen Lehrer von 
ber Frage nad) ihrer Eonfeffionellen Stelung ganz abzujehen, haben 
wir den einzigen Weg eingefhlagen, um aus den Mitteln, zu 
den alle Mitbürger beifteuern, aud den Anſprüchen aller Mits 
bürger gleichmäßig gerecht zu werden und ber Eiferſucht der Kon— 
fejfionen zu entgehen. 

Der Ausführung diefer unferer Beichlüffe ift das Königliche 
Provinzial» EcdhulsKollegium bierfelbft und auf weitere Beſchwerde 
der Herr Minifter der geiftlichen ıc. Angelegenheiten entgegengetreten. 
Wir fügen Abjchriften der Beſcheide des erfteren vom 26. Ja— 
nuar pr. und des lepteren vom 19. November pr., jewie ber 
Beſchwerde vom 25. Mai pr. bei. 

Meder Berfaffung noch Geſetz ſchreiben die Fonfejfionelle 
Ginrihtung und Scheidung der höheren Lehr-Auftalten vor. Im 
Gegentheil berechtigt die Verfaffung, indem fie nur für die Ele 


mentar-Schule eine Fonfelfionelle Trennung empfiehlt, zu dem 
Schluffe, daß ein Fonfeifioneller Charakter der höheren Lehr-An- 
ftalten nicht gefordert werben fol. Ebenſowenig nöthigen innere 
Gründe zu folder Sonderung. 

Es iſt nicht richtig, daß der pädagogifhe Zweck ber höheren 
Lehr-Anftalten die Fonfeifionelle Uebereinftimmung ber Lehrer-Kol- 
legien mit folder inneren Nothwendigfeit fordere, daß die Staats» 
Aufſichts-Behörde auch ohne jeden gefeplihen Anhalt die ſpezifiſch 
fonfelfionelle Organifation diefer höheren Schulen als jelbftoer- 
ftändlich erzwingen könnte. 

Wäre dies der Fall, jo würde ein Hinweis auf die fi) täg- 
lich offenbarenden tiefen Gegenfäge innerhalb der einzelnen Kir» 
hen genügen, um darzutbun, daß aud eine Scheidung in evans 
geliiche und katholiſche Anftalten noch Feineswegs dem Zwecke ent 
ipräche, und es würde vollends umerfindlih fein, wie fi mit 
jener Forderung bie Zulaffjung von Schulen vertrüge, deren 
Lehrer-⸗Kollegium aus Katholiken und Proteftanten gemiſcht ift. ; 

Die religiöie Erziehung ift Aufgabe der Familie und Des 
unter Zeitung der Kirche ftehenden Religions-Unterrichts. — Der 
erziehende Einfluß der höberen Schulen erheiſcht allerdings eine 
Uebereinftimmung der Lehrer in ihrer patriotiihen Gefinnung, in 
ihren fittlihen Grumdfägen und idealen Anihauungen; dieſe aber 
wird durch eine Gleichheit des firhlichen Befenntniffes weder be— 
gründet noch verbürgt. 

Wir haben unjere den Ausführungen des Königlichen Pro— 
‚vinzial-Schul-Kollegii und des Herrn Minifters des geiſtlichen ıc. 
Angelegenheiten entgegengefepte Ueberzeugung in den vorftehenden 
Sägen furz darlegen ‚müffen, um unfere Bitte zu begründen, 
welche dahin geht: j 

das hohe Haus wolle die Königlihe Staats-Regierung auf: 
fordern, unter Aufhebung der bisherigen Entiheidungen, der 
Kommune Breslau die Genehmigung zur Gründung einer 
Realihule und eines Gymnaſii zu ertbeilen, ohne dieſe 
Gmehmigung davon abhängig zu machen, daß den gedach— 
ten Anftalten ein bejonderer konfeſſioneller Charakter ges 
geben werbe, 

Der mitunterzeichnete Magiftrat bat [don im vorigen Jahre 
eine Petition an das hohe Haus gerichtet, welche wir nebft ihren 
Anlagen bier wieder beifügen. Sie fam in ber abgelaufenen 
Seſſion nit mehr zur Berathung. — Ohne im Webrigen auf 
die Beichwerde-Punfte derjelben, deren Zahl ih durd Anführung 
neuerer Vorgänge vermehren ließe, zurückkommen zu wollen, bitten 
das hohe Haus wir, nur injofern von jener Petition Aft nehmen 
zu wollen, um aus derfelben zu eriehen, auf ein wie geringes 
Maß die Theilnahme der Kommunen an der Leitung und Ber« 
waltung der von ihnen errichteten und erhaltenen Unterrichts« 
Anftalten bei der jegt herrichenden Tendenz des Kultus-Minifterii 
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herabgedrückt wird, und wie dringend nothwendig ein geleplidher 
Schup dieſes Theilnabmerehts geworden ift, joll anders die 
freubige Bereitwilligleit der Kommune, für Die Hebung bes 
öffentlichen Unterrichts weit über die Grenzen ihrer Pflicht hinaus 
Opfer zu bringen, zum Wohle des Ganzen erhalten und vers 
werthet werben. 


Breslau, den 19. November 1868, 


Der Magiftrat Die Stadtverorbneten« 
biejiger Haupt» und Refidenzftabt. Berjammlung. 


jugegangen. | 

Im Gegenſatze zu dieſer Petition find eine Anzahl anderer an das Ab» 
geordnetenhaus gerichtet, welche ſich tyeils gegen konfeſſionsloſe Schulen über« 
haupt richten, theils die Errichtung eines Gymnaſiums und einer Realjchule 
erfter Ordnung in Breslau ohne beftimmten fonfeffionellen Charakter nicht 
blos befämpfen, ſondern den Antrag ftellen, dafür eintreten zu wollen, daß 
die ftäbtiiche Verwaltung Breslau’s enblih der berechtigten Forderung ber 
Katholiken durch Errichtung einer katholiſchen Real» Schule erfter Orbnung 

. entipredhe. 

Die Original» Petition 1) aus Breslau mit 2200 Unterjchriften II. 
Nr. 625. trägt zuerft den Namen des Profeffors und Geheime-Raths Elvenidh 
und ift ebenfalls in der Beilage abgedrudt. Die zugleihem an das Abges 
orbnetenhaus von Katholiken gerichteten Petitionen find folgende: 2) II. Nr. 
626. aus Ujeft, 3) II. Nr. 627. aus Poft, 4) II. Nr. 663. aus Wanjen, 
5) II. Nr. 757 aus Pleß, 6) II. Nr. 808 aus Landeshut und Umgegend mit 
1149 Unterfhriften, 7) II. Nr. 827. Chrzumezüg, 8) II. Nr. 877. mit 651 
Namen von Katholifen aus der Pfarrei Liebau, 9) II. Nr. 888. aus Muehls 
bod bei Schwiebus und Umgegend mit 771 Unterſchriften, 10) II. Nr. 889, 
aus Waldenburg, 11) II. Nr. 918. aus Kompraderüg, 12) II. Nr. 954. 
aus Braezinfa, 13) II. Nr. 967. aus Bodau und anderen Ortichaften mit 
760 Unterfchriften, 14) II, Nr. 1006. aus Pilchowitz, 15) IL. Nr. 1045. aus 
Kreuzendorf bei Neichthal, 16) Nr. 1051. aus Chrofeina, 17) Nr. 1091, 
aus Laband, 18) Nr. 1165. aus Klein» Helmsdorf bei Schoenau in Schle— 
fien, 19) Nr. 1211. aus Prosfau und Umgegend mit 705 Unterjchriften, 
20) Nr. 1235. aus Liffa und Umgegend mit 564 Unterichriften, 21) Nr. 1239. 
aus Rachowitz, 22) Nr. 1334. aus Kuhnau, 23) Nr. 1335. aus Krasfau, 
24) Nr. 1336. aus Kreuzburg, 25) Nr. 1837, aus Kotſchanowitz, 26) Nr. 1469. 
aus Hohen⸗Giersdorf, 27) Nr. 1470. aus Kühſchmalz, 28) Nr. 1521. bis 1527. 
aus Königsborf und Heinau, 29) Nr. 1961, aus Schulenburg, 30) Nr. 2017, 
aus Frankenftein. 

Die Unterrichts-Kommiſſion unterzog ſich am 21. Januar der Berathung 
dieſer Petitionen, indem ber Geheime Regierungs-Ratb de la Eroir als 
Regierungs-Rommiffarius anweſend war. 

Breslau gehört zu denjenigen Städten des Landes, welche für Unterrichts: 
Zmede bisher Feine Opfer geiheut haben, jo daß es eher bes Zügels als des 
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Spornes bedarf. Die Entwidelung des ftäbtifhen Schulweſens hat auch für 
mittlere und niebere Schulen einen anerfennungswerthen Aufihwung genommen, 
nach dem Etat für 1869 werben für evangeliſche Elementarfchulen 83,021 Riblr., 
für katholiſche 30,735 Rthlr. verausgabt. Die Steigerung der Ausgaben er 
giebt fi unter Andern daraus, daß pro 1859 die Ausgaben für die Ele 
mentarfchulen 43,805 Rthlr., nach dem diesjährigen Etat dagegen 111,004 Rthlr. 
betragen. Die Kommune hat den neu errichteten niederen Schulen gegenüber 
den fonfejfionellen Charafter gewahrt. Was die höheren Bildungs- 
Anftalten von Breslau betrifft, jo beftehen dort 4 Gymnaſien, 2 Realichulen 
erfter Orbnung neben mehreren höheren Töchterſchulen. Bon den Gymnafien 
ift das Matthias-Gymnafium, aus einer Sefuiten-Stiftung hervorgegangen, 
fatholifher Konfelfion, das Friedrichs-Gymnaſium reformirt, während bie aus 
lateiniſchen Schulen bervorgegangenen Gymnafien zu St. Glifabetb und 
Maria-Magdalena einen evangeliihen Charakter haben. Die Realſchule zum 
heiligen @eift ift evangeliih, die Realſchule am Bminger dagegen hat 
bei ihrer Gründung feinen beftimmten fonfeffionelen Gharafter erhalten. 
Sämmtlihe vor dieſem Jahrhundert entftandene Breslauer Gymnafien 
verdanfen ihren fonfefionellen Gharafter der Zeit nad der Reformation; 
handelt es ſich jept darum, auf Grund der Petition des Magifterts und ber 
Stadverorneten von Breslau Seitens des Hohen Hanfes der Abgeordneten bie 
Staatö-Regierung aufzufordern, die Genehmigung zur Gründung einer 
Realfhule und eines Gymnafiums ohne fonfejlionellen Cha— 
rafter unter Aufbebung der bisherigen Entſcheidungen zn er— 
theilen, während die Petitionen im entgegengelegten Sinne gegen Grün— 
dung von fonfellionslofen Schulen im Allgemeinen und jpeziell 
für Gründung einer Realfhule zunädft in Breslau eintreten, 
fo wurde darauf hingewieſen, daß ſchon in den Verhandlungen des Abges 
erdnetenhaufes, namentlich bei der General-Diskuffion des Etats der geiftlichen 
und Mebizinal - Angelegenheiten pro 1869, über diefen Gegenftand verhandelt 
ift, ohne zu einem Antrage oder Beſchluſſe des Hauſes geführt zu haben. 
Man wies deshalb auf die Debatten, jowie auf die damalige Erflärung des 
Herrn Miniftere v. Mühler hin, welche noch in friiher Erinnerung geblieben 
find. Da es fi jedoch um Beſchlußfaſſung in der Kommilfion handelte, fo 
ſuchte die Verhandlung nah entgegengefepter Richtung dem Inhalte der Pe— 
titionen — ſowie neuen Gefihtspunften zu folgen, und wandte fie fi) zuerft 
auf die lokalen Verhältniffe Breslaus. Es handelte fih nicht in erfter Linie 
um die Paragraphen eines neuen Unterrichtögeleges — jondern de lege lata 
oder de lege non lata mit beftimmter Beziehung auf Breslauer Verhältniſſe. 
Soweit die Petitionen fih gegen konfeſſionsloſe Schulen überhaupt richten, 
wurde ihnen eine jpätere Beiprehung an einer andern Stelle vorbehalten. 
Gegen die Forberung der Petition der Breslauer Kommune macht man den 
ſchon beftehenden evangeliihen höheren Schulen gegenüber den Grundſatz ber 
Gerechtigkeit und Billigfeit geltend, das suum cuique verlanzt auch Berüd: 
fihtigung der katholiſchen Konfeifion, die Katholiten Breslaus tragen nad) 
ibrer großen Zahl bedeutend zu den ftäbtiichen Abgaben bei, fie find der Zahl 
der höheren Schulen gegenüber im Nachtheile, und ift die Zeit gekommen, 
auch ihren wohlbegründeten Wünfchen gerecht zu werben. Gilt es, eine 


ftädtifche Bildungsfrage zu löſen — fo ift auch am diefem Staudpunfte auf 
die Wünſche der Katholifen Rüdfiht zu nehmen. Die Nealihule am Zwins 
ger ift zwar als eine fimultane bezeichnet, es findet fi aber an ihr nur ein 
einziger Lehrer katholiſcher Konfeffion für den franzöfiihen Unterricht. Kom— 
men Fremde nah Breslau, fo müffen ſich die Katholifen ſchämen, weil faft 
nur höhere evangeliihe Schulen beftehen, und fann man jenen nicht zumutben, 
daß fie wie in Belgien auf eigene Koften Privarihulen gründen ſollen. Das 
fatholiihe Gymnafium ift überfüllt, es laffen fih aus ihm 2 Anftalten here 
ftellen, und dieſe Ueberfüllung trägt zur Bevorzugung der andern nicht fa- 
tholiihen Gymnafien bei. Gegen dieſe Auffaffung erhob fih Widerſpruch. 
Die Breslauer Kommune ift, wie das für jede Konfelfion gelonderte Ele 
mentarſchulweſen mit den Mittelfchulen beweift, auch den dortigen Katholiken 
vollftändig gerecht geworben — dem suum cuique gegenüber hat aud 
dat meum mihi feine Berehtigung. Will man eine Abrehnung zwis 
ſchen den fonft in der Stadt friedlich neben einander wohnenden Konfelfions- 
und Religions Verwandten anftellen, jo finden fih auf ſämmtlichen Gymnaſien 
im Sahre 1867 — 1879 evangeliiche, 827 katholiſche, 741 jũdiſche Schüler, 
von dieſen maren einheimifche 788 evangeliihe, 301 katholiſche, ſodaß 
1505 einheimiſche Schüler die 4 Gymnaſien befuchen, oder 52,, pCt. evan⸗ 
geliihe 20 pCt. katholiſche, 17,, jüdiihe. Nach dem Procentjage der Bevöl— 
ferung (Zählung von 1864) bleiben die Evangeliihen um 6,, pCt. zurüd, 
die Kathrliſchen um 13,, p&t., und die Iiraeliten überfteigen ihren Procent- 
fa um ungefähr 20,, pGt. Auf dem Elijabeth - Gymnafium waren im 
Jahre 1867 von 570 Gymnafiaften 79 Auswärtige, alio nabe 14 pEt., auf 
dem Magbdalenen » Gymnafium waren 562 Einheimiſche, 142 Auswärtige — 
aljo 20 p&t., dagegen hat das katholiſche Gymnaſium 380 auswärtige 
und 292 einheimiſche Schüler, in den oberen Klaffen betragen die legteren 
etwa }, dagegen ift in den unteren Klaffen ihre Zahl bedeutender. Auf dem 
Friedrichs-Gymnaſium waren unter 241 Schülern 74 auswärtige — alfo 30,, pGt. 
Auf den zwei Realfhulen fanden fih auf der am Zwinger 480 evangelifche, 
102 katholiſche, 97 jüdische (+ 4 Diffidenten), auswärtige 202 evangelifche, 
32 katholiſche, 4 Diffidenten, 22 Juden; auf ber Realihule zum heiligen 
Beift 399 evangeliiche, 72 Fatbolifche, 79 jüdiſche, auswärtige 96 ewanges 
liche, 26 katholiſche, 21 jüdische. Für die Realſchulen liefern die Evange— 
liichen über ihren Prozentjag 13,1 pCt., die Katholifen bleiben zurüd über 
19 pCt., die Juden überichreiten ihren Sap um 6,; p&t. Zu den gejamms 
ten höheren Schulen ftellt die evangeliſche Bevölkerung Breslaus circa 59,5 pGt., 
die Fatholifche citca 17,5 p&t., die jübilhe circa 22, PCt., mithin überfteigen 
die Evangeliihen ihren Prozentiap der Einwohnerzahl Breslaus um 0, pEt., 
die Juden um 15,5 pCt., Dagegen bleiben die Katbolifen mit 15, pCt. hinter 
denjelben zurüd. Bon 136 Abiturienten der Fatholiihen Gymnafien von 
1859 bis 1862 waren nur 28 Breslauer. Im vielen Zablen tritt das nume— 
riſche Verhältniß der verfchiedenen Befenntniffe zu den höheren Lebhranftalten 
Breslau hervor. — Die Kommune ift gefeglih nicht verpflichtet, höhere 
Schulen zu errichten — dem Grundfage meum mihi gegenüber würde ihr 
nicht zugemuthet werben dürfen, mit eigenen Mitteln für auswärtige 
Schüler die beftehenden Anftalten zu erweitern oder neue zu gründen. — 
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Das katholiſche Gymnafium zählt die meiften auswärtigen Schüler, und wirft 
der geringere Wohlftand der Fatholiichen Bevölkerung — die jüdiſchen Ein- 
wohner zahlen mehr ftäbtiiche Abgaben auf die leptere — auf den Beſuch 
ber höheren Schulen ein. Auch die Mehrzahl der Stadtverorbneten 
von katholiſcher Konfeſſion bat in der Stadtverorbneten=-Ber- 
fammlung für den obigen Antrag der Kommune geftimmt. Ob— 
wohl man darauf binwier, daß erft das allgemeine Wahlrecht aud bei fünf» 
tigen ftäbtiihen Wahlen die fatholiihe Bevölkerung zur vollen Geltung bringen 
würde — die Unterichriften der Petition der Katholiten bierfür ſchon einen 
Deweis lieferten, jo wurde andererjeitö geltend gemadt, daß in den beiden 
ftädtiichen Behörden ein Consensus über die Bildungsfrage herrſchet. 

Die ftädtiichen Behörden von Brislau beichloffen deshalb in der Er- 
wägung, daf die fatholifhen Einwohner ungefihr den dritten Theil der Ge- 
jammt» Bevölferung der Stadt ausmaden, daß ferner Breslau eine zahlreiche 
und verhältnißmäßig hochſteuernde jüdische Bevölkerung enthält, und daß die 
Mittel der Kommune ohne Unterfhied von allen Glaubensverwandten aufs 
gebracht werden — den neu zu gründenden höheren Anftalten feinen ſpezifiſch 
fonfeffionellen Charakter zu geben, ala für den konfeſſionellen Reli» 
gions-Unterricht auf öffentlihe Koften Sorge zu tragen, und 
dem entſprechend Feinerlei Beſchränkung für die Anftellung der Lehrer in Nüde 
fiht auf ihre Konfeſſion feftzuftellen. Sie heben außerdem (Bericht an das 


- Provinzial: Schulfollegium von Breslau vom 1. November 1866) hervor, daß 


für neue höhere Lehrerftellen weder durch Geſetz, noch durch die Berfaffung, 
ein fonfeffioneller Charakter beanjprudt wird, und die Erridtung höherer 
Lehrerftellen von dem freien Entichluffe der Gemeinden abhängt. Das Pro» 
vinzial- Schulfolegium in Breslau, jowie die dortige Regierung, forderten 
dagegen für die zu gründenden höheren Lehrerftellen einen beſtimmten konfeſſio— 
nellen Charakter, und der Minifter führte unter dem 10. November 1867 
in einem Belcheide an den Magiftrat von Breslau aus, daß Gymnaſien, 
Real» und höhere Bürgerfhulen zur Erreihung ihres pädagogiihen Zwedes 
einen Fonfelfionellen Charakter haben müßten, und folde in den Altpreußiſchen 
Provinzen entweder evangeliih, katholiſch, oder in einzelnen Fällen fimultan 
feien. In diefem Sinne ſprach ſich aud der anweſende Regierungs-Kom— 
miffarius aut. 

Der Regierungs » Kommiffarius bezog fih hinſichtlich der allgemeinen 
Frage auf die von dem Herrn Unterrihts-Minifter bei der Vorberathung des 
Staatshaushalts-Etats abgegebenen ausführlihen Erklärungen, und hinſichtlich 
bes Breslauer Spezialfalld auf die vorliegende Berfügung vom 19. November 
1867, weldye die Stellung der Staatö-Regierung genau präzifire. Er nahm 
jodann im Laufe der Debatte Beranlafjung, im Anſchluß an die von einzelnen 
Kommilfions-Mitgliedern bejonders hervorgehobenen Momente den Standpunft 
der Staats-Negierung im Einzelnen noch näher darzulegen. 

Hinfihtli der von Einer Seite angezweifelten Berechtigung der Staats— 
Regierung zu der von ihr getroffenen Entiheidung bemerkte berjelbe, es fei 
anerfannter Grundjag, daß neue Anftalten mit juriftiicher Perfönlichkeit, wie 
fie den höheren Unterridyts =» Anftalten geſetzlich beivohne, ohne Genehmigung 
des Staats überhaupt nicht entftehen können, und daß das Recht der Geneh- 
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migung aud die Befuguiß einfhließe, die Genehmigung aus bewegenden 
Gründen zu verfagen. Die lepteren beftänden eben darin, daß nach der Auf: 
faffung der Staats-Regierung Unterrihts-Anftalten, welche zugleih die Aufs 
gabe der Erziehung haben, des beftimmten konfeſſionellen Charakters nicht 
entbehren fünnen. Auf diefem Grundiage beruhe einerfeitd die in der Ver— 
faffungs-Urfunde ausdrüdlih verordnete Berüdfihtigung der Eonfelfionellen 
Berhältniffe in der Elementarſchule, andrerſeits folge aus ihm, daß die Unis 
verfitäten eines Eonfejfionellen Charakters nicht bedürfen. Auf das Gebiet des 
höheren Unterrihtswejens angewandt, ergebe berfelbe Grundjap die Nothwen⸗ 
digkeit des Eonfejfionellen Charakters für Gymnafien, Progpmnafien, Real 
und höhere Bürgerfhulen, und feine Entbehrlichkeit für die fogenannten Fad- 
ſchulen. 

Was die beſonders betonten lokalen Verhältniſſe der Stadt Breslau bes 
treffe, jo fünnten bloße Zwedmäßigkeitögründe die Adoptirung eines als falſch 
erfannten Prinzips überhaupt nicht rechtfertigen. Aber auch abgejehen hier» 
von feien die in dieſer Beziehung vorgebradgten Gründe unhaltbar. Sie 
würden eine relative Berechtigung haben für eine Stadt, welde bei jehr ges 
miſchter Eonfeifionellee Bevölkerung nur Eine höhere Unterrichts-Anftalt befipt. 
In Breslau dagegen, wo eine Mehrzahl konfeſſionell getrennter höherer Uns 
terrichtö-Anftalten bereits eriftire, fehle jeber Anlaß, das richtige Prinzip zu 
verlaffen. Die Bejorgniß, daß, wenn die beiden Anftalten, um deren Eröff- 
nung es ſich handelt, einer beftimmten Konfeſſion zugeeignet würden, ſehr 
bald die andere Konfejfion mit dem Berlangen beroortreten würde, nun aud 
ihrerfeitö eine Vermehrung der höheren Unterrichts » Anftalten auf ftäbtijche 
Koften durchzuſetzen, und daß folde einander abwechſelnde Anſprüche der ein» 
zelnen Konfeffionen die Aufwendung unerihwinglider Mittel erfordern würde, 
entbehre jeder Realität. Denn für die Bermehrung ber höheren Unter 
richtö-Anftalten ſei nicht die Konfeffion, jondern der Anwachs der Bevölkerung 
entjheidend. Wo die vorhandenen Anftalten im Stande feien, die vorhandene 
Schülerzahl aufzunehmen, würde Breslau jo wenig wie irgend eine andere 
Commuune fi berbeilaffen, dieſe Anftalten blos aus Rüdfiht auf die Eon- 
feffion der Schüler zu vermehren. Erft wenn das Bebürfni und der Ent« 
ſchluß, die vorhandenen höhern Unterrichts-Anftalten zu vermehren, feftftebe, 
träte die Frage heran, welder confejfionelle Charakter der neuen Anftalt zu 
geben jei. Ganz in diefer Weile habe auch die vorliegende Angelegenheit ſich 
entwidelt. Bereits im November 1865 habe das Königlihe Provinzials 
Schul-Gollegium zu Breslas die Frage wegen bes Fonfeifionellen Charakters 
der neu zu errichtenden Anftalten aufgenommen, der Magiftrat aber ſei ber 
Erörterung dieſer Frage anfänglih ausgewihen und habe diejelbe zur Ber- 
handlung im konkreten Fall verwiefen. Hieraus ergebe fid einerjeits, daß bie 
Stadt Breslau nicht durch Rüdfihten auf fonfejfionelle Bebürfniffe zu 
dem Entihluß gelangt jei, die Zahl ihrer höhern Unterrichts» Anftalten zu 
vermehren, andrerjeits, daß die ftädtiihen Behörden durch das Verlangen ber 

tanis-Regierung keineswegs überrafht worden jeien, und daß die Staats- 
Regierung keinerlei Vorwurf treffe, wenn jept die Schulgebäude fertig da- 
fteben und deshalb nicht eröffnet werben lönnen, weil bie ftäbtijchen Behörden 


es jeit dem Jahre 1865 unterlaffen haben, ſich über den denfelben zu geben- 
den confeffionellen Charakter auszuſprechen. 

Hiernach müſſe die Staats-Negierung das in ber Petition der ftäbti- 
hen Behörden von Breslau geftellte Verlangen als unannehmbar be» 
zeichnen. 

Hinfihtlih der gleichzeitig zur Verhandlung geftellten Petition zahl 
reiher Katholiken aus Breslau verfenne die Staatd-Regierung nicht, daß bie 
Ueberfüllung des katholiſchen Gymnafiums in Breslau auf das Bebürfniß 
einer Vermehrung ber dortigen Fatholifchen Unterrichts-Anftalten binweife, und 
daß dem Autrage der Petenten die Billigfeit zur Seite ſtehe. Sie könne 
fih aber von einer Ueberweifung der Petition einen bireften Erfolg nicht 
verjpredhen, weil, wenn bie Breslauer Stadtbehörden ſich entfchließen jollten, 
die neue Realſchule zu einer evangeliihen oder einer Simultan-Anftalt zu 
machen, ein prinzipielles Bedenken hiergegen nidt geltend zu machen jein 
würde. Welcher Fonfelfionelle Charakter einer neuen höhern Unterrihts-An« 
ftalt zu geben fei, hänge zunächſt und hauptſächlich von der Entſchließung des 
Stifters ab. Ein hierauf bezüglider Antrag fei aber von den ſtädtiſchen Be— 
börden Breslau's bisher nicht geftellt, und müſſe die Staats-Regierung ſich 
ihre Entſchließung vorbehalten, bis ein folder Antrag vorliegen wirb. 

Diefen Ausführungen des Regierungs » Kommiffarius wurbe ebenfomwohl 
zugeftimmt, wie widerfproden. Der von der jegigen Unterrichts» Verwaltung 
gezogene konfeſſionelle Kreis erweitert fi, da alle höheren Schulen mit Aus- 
nahme der Univerfitäten und techniſchen Lehranftalten nach obiger Auffaffung 
fonfeifionell fein jollen — obwohl weder das Geſetz noch die Verfaffung für 
Gründung der erfteren ſolche Beſchränkung vorſchreiben. Der frühere Minifter 
Bethbmann-Hollweg hat wiederholt es ausgeſprochen, daß bei höheren 
Realſchulen diejer konfeſſionelle Charakter zurüdtreten fann und es giebt ſolche 
Anftalten, welche nad ihrem Statute wie die Poſener Realſchule und andere 
folhen Charakter nicht haben. Herr v. Bethmann-Hollweg ftand deshalb 
im Gegenfage zu dem Minifter v. Naumer, deſſen Verwaltung dem fons 
feifionellen Charafter auch den höheren Schulen größte Beachtung ſchenlte 
und denſelben fogar erft bei einer Anzahl älterer Anftalten nicht immer nad 
dem Statut feftzuftellen verfuchte. Die Verwaltung muß ſich fragen, ob die Schär— 
fung der Tonfeffionellen Gegenjäge nicht das Staatswohl ſchädigt, und wenn bie 
Berfaffung die Gründung von Unterridte-Anftalten nur vom Nachweis ber fittli» 
hen, wiſſenſchaftlichen und techniſchen Befähigung abhängig erflärt und nur für 
die Volksſchulen die möglichfte Berückſichtigung der Fonfeifionellen Berhältniffe em» 
pfiehlt — fo darf der Fonfelfionelle Charakter neu zu gründender Lehranftalten 
mit diefen Anſchauungen nicht in Widerſpruch treten. Die Breslauer Kom 
mune beabfihtigt zwar bei der Berufung der Lehrer für die neuen Schulen 
von ber Konfejfion derſelben abzufeben, bekanntlich unterliegt aber die An» 
ftellung von Lehrern der ftaatlihen Beftätigung, jo daß leptere das Voka— 
tiond« und Anftelungsreht der Schule beſchränkt. Man bob dagegen hervor, 
daß bei gleicher Konfeifion der Lehrer aud die Einheit des Kollegiums glüd» 
licher bervertritt, aber die wiljenfhaftlihen und jonftigen Gegenfäge in ber 
evangeliihen Kirche fichere felbft bei dem gleichen Befenntniffe aller Lehrer 
noch nicht die Uebereinftimmung der religiöien Gefinnung, weshald in ver 
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ſchiedenen Gymnaſien Preußens Lehrer bei ihrer Anftellung einen Revers uns 
terſchreiben müffen, Nichts gegen den Iutheriihen Katechismus lehren zu 
wollen. Wurde aud aus der Entwidelung der fatholiihen Theologie der 
Schluß gezogen, daß ebenfalld bei Lehren katholiſcher Konfeifion ſich 
nicht ein vollftändiger religiöfer Konſenſus findet, jo bejahte man von anderer 
Seite den lepteren. Der Begriff einer in kirchlicher Beziehung ſimultanen 
oder paritätiichen höheren Schule ift in Preußen bisher nicht geſetzlich feftge- 
ftelt. An einer fimultanen höheren Zehranftalt alternirt das Direftoriat nach 
beiden Konfeffionen, es werden die Lehrer in gleihem numeriſchen Verhält- 
niffe berufen und angeftellt, oder erfolgt die Anftellung ohne vorwiegende 
Rückſicht auf die Konfeifion. In den konfeſſionsloſen Schulen, wie fie die 
Kommune Breslau gründen will, würde ein ähnlicher Zuftand hervortreten 
wie er fi jept in den Simultanſchulen findet, ohne Organifirung der reli» 
giöfen Indifferenz und ohne die Treue der Einzelnen gegen ihre Konfeſſion 
in Frage zu ftellen. Gegen die Verbindung religiös nit übereinftimmender 
Lehrer in einem Kollegium machte man aber geltend, daß es zwar eine Reihe 
von Unterrichtd-Gegenftänden giebt, in welden die Konfelfion nicht von Einfluß 
ift — der wiſſenſchaftlich-pädagogiſche Charakter des Unterrichtes maßgebend bleibt 
— es kann aber die Konfelfion abjihtlih oder abſichtslos aud auf einem Lehr- 
gebiete hervortreten, wo man es nicht vorausjegt. Für die Erziehung forderte man 
bejonders denjelben fonfejfionellen Charakter der Lehrer, obwohl fimultane Schulen 
jolde Forderung nicht erfüllen. Die Breslauer Kommune beabjihtigt nad) 
obiger Ausführung die berechtigten Forderungen der Konfelfion der zu 
gründenden Schulen infoweit aud zu befriedigen, als der Religions-Unterricht 
von Geiftlihen oder von Lehrern gemäß der Konfeffion der Schüler auf Koften 
der Stadt ertheilt werden ſoll — fie will alfo nicht einen allgemeinen relis 
giöfen Unterricht nach dem übereinftimmenden religiöfen oder moralijhen In— 
halte der Lehren verjchiedener Konfeffionen ertbeilt haben. Während einige 
Stimmen in der Kommiſſion ſolche ausfhließlih nur Religion unterrichtende 
Männer — ohne dem LehrersKollegium auch dur fonftige Wirkſamkeit ans 
zugebören — namentlich für die religiöje Erziehung als nicht ausreichend er» 
Härte — bob man andererjeits hervor, daß erfahrungsmäßig die Erziehung 
des Willens und des Charafters ebenio wohl durdy die Zucht wie durd den 
gefammten Unterricht der Schule fid) Geltung verſchafft und die katholiſche 
Kirhe 1000 Sabre bindurh ihre Wirkſamkeit auf dem Gebiete 
der Erziehung der Familie und der Geiftlichfeit überließ, ohne fid 
auf die Schulen fügen zu können, weil foldye in der jegigen VBerfaffung nicht 
eſtanden. 

Die Kommiſſion hielt darauf die Verhandlung für ſpruchreif. — 

Im Anſchluſſe an die letztere wurde 1) der Antrag geſtellt, über die Petition 
bes Magiftrats und der Stadtverordneten von Breslau zur Tages» 
Ordnung überaugeben. Derjelbe fiel mit 7 gegen 7 Stimmen. Darauf 
erfolgte 2) Die Abftimmung über den Antrag, die Petition des Ma» 
giftrats und der Stadtverordneten zu Breslau der Königlichen 
Staatö-Regierung zur Abbülfe zu überweijen. Derfelbe wurde mit 
10 gegen 4 Stimmen verworfen. Der dritte Antrag — die genannte 
Petition der Staats-Regierung zur Berüdfihtigung zu über: 
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weilen, fiel ebenfalls mit 7 gegen 7 Stimmen, cebenfo der vierte Ans 
trag, dafür eintreten zu wollen, daß die ftädtiihe Verwaltung Breslau’s end» 
li der berechtigten Forderung ber Katholifen durch Errichtung einer Fatho- 
liſchen Realſchule erfter Ordnung entipredhe. 

Die Kommilfion ift alfo nah dem Reſultat diefer Abftimmung nicht in 
der Lage, bem Hohen Haufe einen Antrag zu unterbreiten. 


Anlage. 


—N 


Adreſſe katholiſcher Einwohner der Haupt- und 
Reſidenzſtadt Breslau an das Haus 
der Abgeordneten. 


Hohes Haus der Abgeordneten! 


Während im Preußiſchen Staate nach dem Grundſatze des Suum cuique 
für Ale möglichſt nad ihren beſonderen Berhältniffen Gerechtigkeit geübt und 
gemäß ausdrüdlichen Beftimmungen der Berfaffung namentlih auf dem fon« 
feffionellen Gebiete für die anerkannt chriſtlichen Religions Gefelichaften volle 
Gleichberechtigung gewahrt werden joll, erfährt die katholiſche Einwohnerſchaft 
Breslaus Seitens der ftädtiihen Behörde in Nüdfiht auf mande in ihrer 
fonfeffionellen Stellung begründete Forderungen eine Behandlung, die mit 
ienem Grundfage und mit jenen Beflimmungen im ſchneidendſten Widerſpruche 
ftebt. Die Stadt befipt ältere Kirhen und höhere Schulen, die zur Zeit 
der Reformation aus katholiſchen in , evangeliihe umgewandelt wurden. 
Der thatlählihe Befip wird von der katholiſchen Einwohnerſchaft nicht 
im Geringften angefochten. Aber während die ftädtifhe Verwaltung 
von jeher im Interefje der evangeliihen Bürger aus dem ſtädti— 
ihen Einkommen nicht blos den Unterhalt des älteren Befipftandes 
beforgt, ſondern auch nad dem wachienden Bedürfniffe Foftipielige Erwei— 
terungen und Neubauten vornimmt, trägt fie dem Bebürfniffe der Katholiken 
binfihtlih der Kultuszwede und der Gründung höherer Schulen ſchlechthin 
feine Rechnung. Und doch fließt das ftädtiihe Einfommen zum Theil aus 
den Kommunalbeiteägen der Katholiken, und die Zahl der letzteren, welche 
nad der legten Zählung 63,301 beträgt, überfteigt die Hälfte der Evan» 
gelihen um volle 8400. Zu einer ganz bedeutenden Höhe beläuft fi der 
bisherige ftäbtiiche Koftenaufwand für Die evangeliihen Parochien. Wurden 
dod im Jahre 185758 allein zur Neftauration der St. Elifabethfirdhe aus 
der Kämmereifafje 38,365 Rthlr. verwendet. Als dagegen zur Zeit bei ber 
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fatholifhen St. Matthiasfirhe eine Dachreparatur unvermeidlih wurde und 
die arme Pfarrgemeinde eine Kämmerei-Unterftügung für ben Gemeindefoften- 
Antheil nachſuchte, erhielt letztere abſchlägigen Beſcheid. Mas die höheren 
Schulen anlangt, jo haben die aus älteren fatholiihen Stiftungen hervor— 
gegangenen beiden evangeliihen Gymnafien, Tas bei der Kirche St. Maria 
Magdalena und das bei der Kirche St. Elijabeth, im Laufe der Zeit dur 
ftäbtijche Mittel eine ganz bedeutende Erweiterung erfahren. Erſteres ift be» 
reits vollftändig zu einem Doppelgymnafium ausgeftaltet, das leßtere fieht 
einer baldigen gleichen Auzgeftaltung entgegen. Desgleihen wurde die aus 
urfprünglih katholiſchen Stiftungen bervorgegangene Realſchule zum heiligen 
Geift im Laufe der Zeit mit einem fehr bedeutenden Aufwande von ſtädtiſchen 
Mitteln turh Neubau bedeutend erweitert. Zu dieſen älteren höheren Schulen 
wurde noch im Jahre 1817 die neue Realihule am Zwinger errichtet und 
nad und nad zu einer Doppelanftalt ausgebildet. Die Anftalt ift, joweit fie 
urfundli zum Gedächtniß der dritten Säfularfeier der Kirchenreformation 
geftiftet wurde, ftiftungsmäßig, und, infoweit das zahlreiche ordentliche Lehrer— 
perjonal mit Ausnahme eines Lehrers der franzöfiihen Sprade der evangeliſchen 
Konfejfion angehört, auch thatſächlich evangeliih. Weiter aber wurden in 
neuerer Zeit aus ſtädtiſchen Mitteln aud noch zwei höhere evangeliiche 
Töchterſchulen gegründet. Somit befipt die Stadt jept ſechs evangelijche 
böbere Schulen. Da ih in der Stadt aud noch das nichtſtädtiſche Friedrichs— 
Gymnafium der Reformirten befindet, jo ift für das Bedürfniß ber evange- 
lichen Confeſſion durch zahlreiche höhere Bildungsauftalten gejorgt. Dagegen 
haben die ſtaatsgrundgeſetzlich gleihberechtigten Katholiten bisher aus ftäbti« 
hen Mitteln für höhere Schulen noch ſchlechthin Feine Berüdfihtigung ge— 
funden, und fie find von jeher angewiefen geblieben auf das eine Königliche fatho» 
liſche Gymnaſium ad St. Matthiam. Und diejes eine fatholijche Gymnafium, 
welches lediglich aus älteren katholiſchen Stiftungsfonds und Zuſchüſſen des 
Staates aber im Ganzen nur ungureihend unterftügt wird, leidet ſchon jeit 
einer langen Reihe von Jahren in Folge außerordentliher Ueberfüllung an 
ganz erheblihen Mipftänden. Es war feineswegs Neid und Eiferſucht auf 
die biöher jo rückſichtsvoll bedachten evangeliihen Mitbürger, vielmehr war 
ed dringendes Bedürfniß und eigentlicher Zuftand der Noth, weldhe im Som: 
mer 1863, zu einer Zeit, wo die ftäbtiihe Verwaltung abermals eine jehr 
bedeutende Summe für Errichtung zweier neuer höherer Anftalten auswarf, 
endlich Beranlafjung gaben, daß zahlreiche katholiſche Einwohner in 
einer Gingabe an den Magiftrat einen Theil der ftäbliihen Fürjorge 
auch für ihre Confeſſion beanipruchten und, weil es zumeift der bejon- 
deren Berufszwede wegen und Behufs Ableitung eines Theiles ver 
Frequenz des einen überfüllten katholiſchen Gymnſiums rathſam und 
erforderlih erſchien, die Gründung einer fatholijhen Realſchule I. Ordnung 
beantragten. Aber während inzwilhen der Neubau ber beiden ſtädtiſchen 
böheren Schulen immer weiter fortſchritt und ſchon der Vollendung nahte, 
erfolgte auf gedachten Antrag vom 8. Juni 1863, ungeachtet zweimaligen 
nachträglichen Erjuhens um Antwort, erft zu Folge vermittelnden Eintretens 
und förmliher Aufforderung des Königlichen Provinzial » Schul» Kollegiums 
gegen Ende Mai 1865, aljo nad Verlaufvon 23 Monaten, vom Magiftrate 
eine Beicheidung. Es wurde das Bedürfniß einer katholiſchen Realſchule 
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nicht anerfannt. Der Magiftrat erflärte ed nunmehr als feinen Willen, über- 
baupt nicht mehr onfelfionelle, ſondern nur konfeſſionsloſe höhere Schulen zu 
gründen. Noch im Oktober bdefjelben Jahres erneuerten die Katholifen den 
Antrag beim Magiftrat, reichten aber zugleih eine ausführlide Borftellung 
der Stabtverordneten » Berfammlung ein. Aber auch letztere erflärte fi ent- 
ſchieden und noch über die Vorlage des Magiftrats hinausgehend für fon« 
feifionslofe Schulen. In der am 26. Oftober 1865 gehaltenen Sipung ber 
in weit überwiegender Mehrzahl dem evangeliihen und in beträchtlicher Zahl 
dem mojaifhen Belenntniffe angehörenden Stadtverorbneten mußten die Stim« 
nen ber jehr wenigen Katholifen, wie fräftig aud einzelne für Parität und 
Gerechtigkeit eintraten, und wie Mar fie auch auf das thatſächliche Bedürfniß 
und demgegenüber auf das Bedenkliche der bejchloffenen Neuerung hinwieſen, 
nuglos verhallen; fie wurden übertönt durch eine Menge von liberalen 
Schlagwörtern und durch prophetiiche Hinweiſe auf den Anbruch einer neuen 
Zeit, in welcher es nicht mehr paffe, die höheren Schulen in die alten 
Schläude zu faſſen und auf den alten Rahmen der Konfejfion 
zu fpannen. Ueber das große Mifverhältmig zwiſchen allem bisherigen 
und gegenwärtigen Befipftande der Evangeliihen und Katholifen und über 
das thatjählih jhon aus dem großen Nothſtande des einen Königlichen 
fatholifhen Gymnafiums hervorjpringende Bebürfnig half man fi Fünft- 
lih hinweg mit einer jahmwidrigen Berehnung der Eonfelfionellen Frequenz« 
Berhältnifie der hiefigen höheren Schulen; dabei fonnte man aber doch nicht 
das Gefühl einer gewiffen Bejorgniß verbergen, ed möchte, wenn man 
jept dem Wunjche der Katholiten mit Errichtung einer katholiſchen Realſchule 
willfahre, jhon bald auch die Forderung nah einem zweiten Gymnafium 
folgen. So bielt aljo auch die Furdt, in der Folge den Katholiken noch 
mehr geredht werden zu müffen, von gegenwärtiger Leiftung eines nad jo 
langer Zeit endlidy geforderten und dringend nöthigen Aftes der Gerechtigkeit 
zurüd. Deu eifrigen Vertretern der konfeſſionsloſen Schulen gefiel jedoch 
feineswegs bie Anwendung ihres gefeierten neuen Prinzips auf bie bereits 
beftehenden höheren ſtädtiſchen Anftalten. Indem man es auf ber einen Seite 
für einen Aft der Gerechtigkeit hielt, den Evangeliſchen durch ausdrüdliche 
Anerkennung eines hiftoriihen Rechtes den jepigen jo bedeutenden Befipftand 
und die bisherigen Vortheile der ftäptiichen Beihülfe auch für die Zukunft 
zu fihern, hielt man es dagegen nicht für einen Aft der Ungerechtigkeit, den 
für die Känmereifafje mitfteuernden Katholifen trotz aller ihrer bisherigen 
und gegenwärtigen Bebürftigfeit förmlich auch für ale Zukunft die Vortheile 
der ftädtiihen Beihülfe zu verjchließen. 

Gegen die Beihlüffe des Magiſtrats und der Stadtverordneten-Berfamn- 
lung haben die Katholifen nod unterm 25. November 1865 öffentlihen und 
feierlichen Proteft erhoben. Auf eine an das Königliche Provinzial-Schuls 
Kollegium gerichtete und von 2363 Unterfchriften unterftügte Vorftellung hat 
zulegt unterm 18. März 1866 gedachte Behörde eröffnet, daß fie dem Magiftrate 
zu erfennen gegeben habe, mie fie ber Errichtung fonfeifionslofer höherer 
Unterrichts und ErziehungssAnftalten ihre Genehmigung nicht werde ertbeilen 
fünnen, wie fie aber auch ambdererfeits nicht zur Gründung einer chriſtlichen 
SimultansAnftalt, mit welder ja jowohl für den Unterricht und die Erziehung 
als aud für die Religionsübung fo unverfennbare Hebelftände verbunden jeien, 
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in einer Stadt wie Breslau Beranlaffung finde; ferner, daß fie dem 
Magiftrate gegenüber das Recht der katholiſchen Bewohner der Stadt auf 
verhältnigmäßige Berüdfihtigung bei den ftäbtifcherfeits zu gründenden 
Lehranftalten als unbeftreitbar, und Die Forderung einer neu einzu« 
richtenden Realſchule mit katholiſchem Charakter als begründet anerfannt habe 
und die ftäbtiihe Behörde für verpflichtet erachte, Der gerechten Forderung 
zu entipreden. — Die zwiihenzeitlih bis jetzt gepflogenen, bejonders durch 
die jehr ſachgemäßen und entſchiedenen Ermiederungen bes biefigen König« 
lihen Provinzial- Schul» Kollegiums vom 26. Sanuar 1867 und des Herrn 
Unterrichts » Minifters vom 19. November ejusd. an den Magiftrat 
denfwürdigen Berbandlungen find noch immer ohne den gewünſch— 
ten Erfolg geblieben. Doch ift inzwiſchen gegneriiher Seits ber 
Kampf für die confeffionslofe Schule immer. heftiger geworben. Hatte 
es Anfangs nad) dem für Preußen fo entjcheidungsvollen Jahr 1866 den An« 
ſchein, daß der gemeinfame Jubel über die glanzvollen Erfolge des Krieges 
alle Patrioten wieder enge vereinigen und alle Parteien verſöhnen werde, es 
folgte indeß ſchon bald, aber nicht aus dem Lager der Katholiken und nicht 
aus dem ber treuen Anhänger des evangeliihen Belenntnifjes, vielmehr aus 
dem Lager ber Liberalen die Schürung einer neuen fonfeffionellen Spannung 
durch Anfahung des gewichtigen Prinzipienftreites bezüglich des Verbandes 
der Schule und Kirde. Aus demfelben Munde, mit weldem man eine 
neue era der religidien Toleranz und der Eintracht und des 
Friedens anfündigte, ergingen die bitterften Angriffe gegen die bes 
ftehende und im ben beiligften Meberzeugungen der Katholiken und aller 
gläubig Fonfeifionellen Ehriften begründete Ordnung. Hatten die herr— 
lihen und unvergehlihen Siege Preußens in leuchtendfter Weiſe aller 
Welt den Beweis geliefert, was eine von Gottesfurdt, Intelligenz und Batere 
la ndesliebe getragene Volksfraft vermag, hatten fie ale Welt überfließen laffen 
vom Lobe der ernften religiös-fitilihen Zucht und des gründlichen Unterrichts 
der Preußiſchen Schule, ſchon bald nachher ſollte das gerechte Lob wieder ver- 
ftummen und felbft kaltem Tadel und Anfeindung Plap machen, um jo ber 
Anbahnung des neuen liberalen Prinzips der fonfeifionslofen Schule zu dienen. 
Der Eifer für das neue Prinzip ließ fogar die nächſte Pflicht der nationalen 
Selbftahtung vergeſſen, indem man öffentlich zu begeifterten Anpreijungen bes 
eben nod von Preußen befämpften und befiegten Nachbarſtaates überging, als 
diefer nämlich in der äußerften Noth der Verzweiflung fi zu neuen inneren 
Geftaltungen emporrang, die freilich den Stempel äußerſter moderner Freiſin— 
nigfeit, aber nicht minder aud den Stempel des äußerſt fühnen und gewagten 
Verſuches an ſich tragen, der noch von der Zukunft Beftand und Bewährung 
erwartet. Ganz vergellend, wie bisher gerade wejentlich das in der Religion 
geftüpte Erziehungswerk der Schule alle Kultur und Wohlfahrt begründet 
und gefördert, jehen mit einem Male die Vertreter des neuen Prinzips gerade 
in dem bisherigen engen Verbande von Schule und Kirche nur das Hindernif 
eines gelunden und fräftigen Fortichritts, ja die drohendſte Gefahr des inne: 
ren Rückſchrittes und Verfalles. Blind für alles Preiswürdige und Tüchtige 
in der bieherigen Erziehungs und Bildungsweile haben fie ibr Auge nur 
mebr auf die einzelnen hervortretenden Mängel und auf befonders aufftoßende 
Mipgriffe oder Verfehrtbeiten in der Anſchauung einzelner Perfonen gerichtet 
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und entnehmen von da ihren Stoff zu den maßlofeften Webertreibungen und 
Verdächtigungen. In dem Streite für konfeſſionsloſe Schulen haben ih nad 
und nad alle liberalen Parteien der verfchiedenften Färbung vereinigt. Den 
liberalen Parteien Breslau's gilt der Vorkampf insbejondere ald Sache der 
Ehre. Doch ein Vorkampf für neue Ideen und namentlih für religiöſe 
Toleranz, geknüft an fo fchreiende Akte der Ungerechtigkeit gegen bie einzelne 
Konfelfion, ift gewiß nichts weniger als eine Sıde der Ehre. Die Katholiken 
Breslau’ bebarren bei ihrem feierlichen Protefte gegen die legten höchſt uns 
gerechten Beichlüffe der ftädtifhen Verwaltung. Die Katholifen Breslau’s 
halten ihrerfeits feit an dem Grundjage der Gleichberechtigung der beiden 
chriſtlichen Konfeifionen: fie fechten keineswegs den thatſächlichen bedeutenden 
Befigftand ihrer evangeliihen Mitbürger an; auch fie achten das hiftorifche 
und durch den $. 15 der Verfaſſung ausdrücklich verbürgte Recht des Befipes 
und Genufjes der für ihre Kultus-, Unterrichts: und Wohlthätigfeitszwede 
beftimmten Anftalten, Stiftungen und Fonds. Aber die Katholifen Breslau's 
verlangen auf Grund bes thatſächlichen, ganz unbeftreitbaren Bedürfniſſes 
endlich auch für fi einen Antheil an der ſtädtiſchen Beihülfe für die Ein- 
richtung einer höheren Schule, und zunächſt einer Realſchule erfter Ordnung. 
Und zwar verlangen fie mit aller Enſchiedenheit nicht eine Simultan-Anftalt, 
jondern, wie dies aud bereits von Seiten der hohen Negierungsbehörde bes 
gründet befunden if, mit Rückſicht auf alle mit hriftlihen SimultansAnftalten 
für Unterricht und Erziehung und Religions-Uebung verbundenen unverfenn- 
baren Uebelftände, ferner aber auh mit Rückſicht auf alle bisher keineswegs 
zu Gunſten der Katholiken jprehende Erfahrung von thatſächlicher Uebung 
von Parität der Simultaneen, endlih noch mit Rückſicht auf die biefigen ganz 
bejonderen Verhältniſſe eine volftändig katholiſche Anſtalt. Gegenüber den 
zwei beftebenden evangeliichen Realſchulen, von denen fogar noh die jüngſte 
im Fahre 1817 zum Gedächtniß der dritten Säfularjeier der Reformation 
gegründete eine vollftändize Doppelichule ift, gebührt doch den zahlreihen 
Katbolifen wenigftens eine gleihartige vollftändig Fonfejfionelle Anftalt. 

Mit nicht minderer Entſchiedenheit aber erheben die Katholiken Breslau’s 
und mit ihnen gewiß alle treuen Katholifen und ale gläubig evangeliihen 
Mitbürger Schleſiens und Preußens feierlihen Proteft gegen die Gründnng 
von höheren fonfeifionslofen Schulen. Die Katholiken beftreiten in aller Weile 
den frädtiihen Gemeinde » Behörden das Nedt der Einmiſchung in die den 
Staat und alle ſocialen Verhältniſſe fo tief berührenden Fragen des religiöjen 
Glaubens und der Freiheit des Gewiſſens; fie beftreiten ihnen in aller Weile 
das Recht der Verwendung von ftädtiihen Mitteln zur Gründung von An- 
ftalten der bloßen Tendenz und des Profelytismus für jeweilig herrſchende 
liberale Grundjäge. Wie auch immer die Betheuerungen der Gegner lauten 
mögen, die Katholiken ſehen in der Glaubensmengerei der Eonfelfionslofen 
Schulen Har und deutlih nur die Pflanzftätten des Indifferentismus und des 
mit der Abſchwächung der Kraft des kirchlichen Bekenntniſſes natürlih und 
nothwendig erftarfenden ungläubigen und antichriftlichen Geiſtes. An einer 
Schule, wo Unterriht und Erziehung der Jugend in die Hand gelegt find 
von Katholiken, Evangeliihen, Diffidenten und Juden, fann auch im beften 
alle die nöthige Einheit und Eintradht überhaupt nur auf Koften der befon« 
bern gläubigen Ueberzeugung beſtehen. Blos nebenbergehende, nicht durch die 
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ganze Erziehungsmeife und das entſchiedene perfönliche Walten der Lehrer, 
nicht durch kirchliche Uebung Fräftige geftüpte Unterweifung im religiöfen Ber 
fenntniß, bat aud im beften Falle nur einfeitige und flache Aufflärung bes 
Berftanbes, nicht aber volle und tiefe religiös » fittliche Durchdringung des 
jugendliden Gemüthes zur Folge. Ohne ächte religiöje Durchdringung giebt 
es aber überhaupt feine tüchtige Erziehung. Erziehung der Jugend und nicht 
blos Unterricht ift aber wie für die Volfsfchule, fo auch für die Gumnafien 
und Realfchulen eine ganz wichtige und wefentlihe Aufgabe. Beide höhere . 
Anftalten haben insbefondere auch Bildung von tüdhtiger und dharaktervoller 
Gefinnung zum Zwede, und beide erreihen auch weientlih nur mittels ernſt— 
licher Pflege von driftliher Zucht die zur Löſung der wiffenihaftlihen Aufe 
gabe nöthige innerfte Weckung und Regelung des geiftigen Strebens für alle 
Arten des höheren Willens. 

Indem aber jonad die Katholifen entſchieden Proteft einlegen gegen die 
Gründung öffentlicher konfeſſionsloſſer Schulen, berufen fie ſich zugleich auf 
den ganzen Geift und auf ausbrüdlihe Beftimmungen der Verfaſſung. Die 
Preußiſche Verfaſſung wurzelt in der Idee eines chriſtlichen Staates, und alle 
wejentlih auf Kirhe und Schule bezüglihen Beftimmungen beruhen in der 
Gewähr eines befonderen Schupes ber beiden hriftlihen Konfelfionen. Mögen 
Staat und Gemeinde auch Diffidenten und Juden, fofern es nur immer nad) 
Maßgabe des Bedürfniffes und der Zahl der Intereffenten billig erſcheint und 
gewünſcht wird, durch Unterftügungen für ihre beionderen Schulen gerecht 
werben; bie Rüdficht auf Andersgläubige, auf Diffidenten und Juden, darf 
aber nicht fo meit geben, daß das für Katholiken und Evangelifche beftehende 
verfaffungsmäßige Recht thatſächlich verlegt wird; fie darf nicht jo weit geben, 
daß durch die Neuerung öffentlicher fonfeifionslofer Schulen nad und nad den 
beiden hriftlichen Kirchen die eigentliche Lebensader unterbunden und ftatt des 
kräftigen Schupes allmälige Erdrüdung bereitet wirb. Haben doch beide hriftlichen 
Kirchen nicht blos aus der Volksſchule, ſondern auch aus den ebenfalls noch wejent- 
(ih auf Erziehung gerichteten höheren Anftalten, den Gymnafien und Real: 
ſchulen, die eigentliche Nahrung zu ziehen für ihren weiteren Beftand und fräf- 
tigen Fortwuchs. Wenn aber die Eiferer für fonfejfionslofe Schulen darauf bin- 
weiſen, daß die Berfaffung durch $. 24 nur für die öffentliche Volkeſchule mög» 
lichſte Berückſichtigung der fonfelfionellen Berbältniffe vorichreibe, wenn fie 
bieraus ihren Tendenzen gemäß gerade das Gegentheil für die höheren Anftalten, 
Gymnafien und Realichulen, folgern, wenn fie jelbft gegenwärtig jchon in 
ihren Adreffen auf förmliche Abänderung des gedachten Berfaffungsparagraphen 
und auf Streihung der für bie Konfelfionalität der Bolfeihule gegebenen 
Beltimmung bindrängen, fo müffen dagegen die Katholifen und gewiß aud) 
alle gläubig Evangeliihen nicht nur die volftändige Aufrechterhaltung ber 
jepigen Berfaffungabeftimmung, jondern, wenn überhaupt eine Veränderung 
beliebt werben follte, einen gleicher Weile ergänzenden Zufap für die beiden 
höheren Schulen verlangen. Noch weiter aber würben im Kalle einer Abän: 
berung bie Katholiken verlangen müffen, daß, wie derjelbe $. 24 der Gemeinde 
ausdrüdlih nur die Leitung der äußeren Angelegenheiten bei der Volks— 
ſchule einräumt, die gleihe Kompetenzbeihränfung für die Kolge auch binficht- 
ih der höheren Schulen, der Gymnafien und Realihulen, ausdrücklich er- 
Härt werde, damit endlich bie Berfuhe des ungehörigen Eingriffs in das 
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innere Wejen und Leben der gedachten Schulen jeitens der ſtädtiſchen Ver— 
waltungen aufgören. Wenn ferner die Eiferer für konfejfionsloje Schulen ih 
auf den $. 20 der Berfafjung, wonach die Wilfenihaft und ihre Lehre frei 
fein fol, berufen, wenn fie behufs Sicherung diefer Freiheit vor Allem Bes 
feitigung des bisherigen Einfluffes der Kirche oder der Konfeſſion auf die 
Lehrweiſe und den wiffenichaftlihen Unterricht und vor Allem endliche voll 
ftändige Unterordnung der Schule unter die Allgewalt ihres neuen Zufunftse 
ftaates fordern, jo müffen dagegen mit aller Entſchiedenheit die Katholiken 
und mit ihnen gewiß wieder alle gläubig Evangeliihen gerade die weſentliche 
Sicherheit diejer Freiheit durd Erhaltung des bisherigen berechtigten Einfluffes 
und des bisherigen Zuſammenhaugs von Staat und Kirche verlangen. 
Freilich ift auf dem Gebiete der Schule die genaue Bezrenzung des beiderſei— 
tigen Einfluffes, des Staates und der Kirche, mit außerordentlicher Schwierigkeit 
verfnüpft. Doc) das gerade wird wie bisher ſo auchfür die Folge zur Ehre und zum 
Stolze des Preußiſchen Staates gereihen müffen, daß er durch weile Orb» 
nung und Begrenzung ber beiderjeitigen Kompetenzen auf dem Gebiete ber 
Schule Eintraht und Friede vermittelt und vor Allem gemäß dem bewährten 
Wohlſpruche feiner hochherzigen Hobenzollernihen Fürften nah Kräften das 
Suum cuique und gerechte paritätiihe Wahrung der Jutereffen der beiden 
Konfejfionen anftrebt. Bleibt aud ben Katholifen im Vergleiche mit den 
evangeliichen Mitbrüdern immer noh Manches zu fordern und zu wünjden; 
es bleibt doch bei ihnen aufrecht das alte Vertrauen auf den riftlihen Ge— 
rechtigkeitsfinn des Staates. Einzig in diefem Gerechtigkeitsſinne erkennen die 
Katholiten mit Freuden niht nur den bejondern Vorzug und Stolz des Preus 
Biihen Staates, ſondern auch die fiherfte Garantie jür das fernere Gedeihen 
und die Wohlfahrt der Nation und den wirkſamſten Schug gegen alle Arten 
jenes innern Unfriedens, welcher gerade. in der Gegenwart andere Staaten 
durch Auflöjung aller bisherigen beftehenden Ordnung mit völliger innerer 
Zerſetzung bedroht. 

Auf Grund diefer Darlegung der bejonderen und allgemeineren Verhält- 
niffe erlauben fi die unterzeichneten Katholiken Breslau’s beim hohen Haufe 
der Abgeordneten den Antrag: 

1) dafür eintreten zu wollen, daß die ſtädtiſche Verwaltung Breslau’s 
endlich ber berechtigten Forderung der Katholifen durch Errichtung 
einer fatholiihen Realſchule I. Ordnung entiprede, 

2) überhaupt die auf Gründung öffentlicher Eonfeifionslofer Unter 
richte» und Erziehungs » Anftalten zielenden Anträge abweijen zu 
wollen, 

Breslau, den 1. November 1868. 


B. 


Berichterſtatter: 
Abgeordneter Frenzel. 
— — — — 


Der Lehrer Ogonowsfi in Szameiten, Kreiſes Lyck, beflagt ſich im Journ. IL Nr. 380. 
Verein mit mehreren anderen Lehrern des genannten Kreiſes darüber, daß 
3 
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ihnen die Königliche Regierung in Gumbinnen, obſchon fie meiftens nad In— 
halt ihrer VBofationen ausbrüdiih Holz aus der Königlichen Fort erhalten 
follen, in beliebiger Weife Torf ftatt Holz ald Brennmaterial überwieien habe. 
Sie beftreiten zwar dem Forfifisfus nit das Recht, eine Ummandlung bes 
Holze Deputats in Torf überhaupt vorzunehmen, behaupten indefjen, daß die 


Regierung in Gumbinnen von diefem ihrem Recht einen übermäßigen, über 


die Grenzen des Gejepes hinausgehenden Gebrauch gemacht babe. Sie führen 
an, daß nad den beftehenden Beftimmungen ben Lehren nur die Hälfte 
des gejammten Holz. Deputats in Torf aufgezwungen werden dürfe, wogegen 
ihnen angeblich weit mehr als die Hälfte des zuftändigen Deputats, — näm-« 
lich je nach Belieben theils 3, theils $, theits endlih 3 — in Torf und nur 
ber geringe Ueberreft in Holz verabfolgt jei. Aber auch da, wo Torf ftart 
Holz geliefert worden, jei Fein angemeffenes Verhältniß eingehalten. Beſtim— 
mungsmäßig jolle bei einer Umwandlung der Dolzlieferung in Torf für 
1 Klafter Kiefernſcheitholz 14 Klafter Torf verabreiht werden. Das fei in 
dem verfloffenen Jahre nicht geſchehen. Petenten hätten für 1 Klafter Holz 
nur 1 Slafter Torf empfangen und annehmen müfjen. Zudem fei der ge- 
lieferte Torf von ſehr ſchlechter Beichaffenheit geweien und deshalb lange nicht 
als ein genügender Erjap für das vofationsmäfig ihnen zugefiderte Brenn» 
holz anzujehen. Die Petenten beantragen hiernach, das Haus ber Abgeord- 
neten wolle dahin wirken, daß 

1) höchſtens die Hälfte ihres Gelammt- Holzdeputats in Torf, die 
andere Hälfte dagegen in Holz vom Forſtfiskus verabfolgt, 

2) diefe Hälfte in Torf in angemefjenem Verhältniß zur Heizfraft 
des Holzes und zwar, einer MinifterialeBerfügung vom 26. No— 
vember 1864 gemäß, für jede after Klobenholz 3000 Stüd 
oder 1%, Klafter Torf gegeben, 

3) denjenigen Lehrern, welde ihr Deputat pro 1869 ſchon abgefahren 
haben, der nah dem Berhältnig ad 2. fehlende Betrag nachge⸗ 
liefert werde, 

Aus den Anlagen der Petition geht hervor, daß der Lehrer Ogonowski 
fi bereits an den Kreis-Landrath beihwerdeführend gewendet, von Lepterem 
jedoh auf den Rechtsweg verwiejen ift. Der beigefügte Beſcheid des Land» 
raths beruht auf einer generellen Verfügung des Kultus: Minifterrums vom 
22. Dftober 1868, welde in Abſchrift vorliegt und ergiebt, daß über die Um— 
wandlung der Holz-Deputate in Torf von der Regierung in Gumbinnen — 
anſcheinend im Einne der Petenten — an den Herrn Kultus Minifter berichtet 
ift, dieſer ſich demnächſt in gleichem Sinne an den Herrn Finanz. Minifter 
gewendet, Lepterer jedoch zu Unguuften der Petenten entſchieden und ſchließlich 
ber Herr Kultus-:Minifter nachgegeben hat. Die erwähnte Verfügung ift an 
die Regierung in Gumbinnen gerichtet und lautet wörtlich folgendermaßen: 

Berlin, den 22. Oktober 1868. 
Der Königlihen Regierung erwidere ih auf den Beriht vom 
27. v. Mis. II. 5324. 29. — die Verwandlung der Schul⸗Holz⸗ 
Deputate in Torf betreffend — daß ſchon der Beriht vom 
16. Juli pr. 4789./6. eine Anlafjung zu einer Verwendung bei 
dem Herrn Finanz-Minifter für die Anträge der Königlichen Re— 
gierung gegeben hat. Der Herr Finanz DMinifter hielt ſich jedoch 
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fowohl nah dem Wortlaut der 88. 12. und 45. der Preußifchen 
Schul-Ordnung vom 11. Dezember 1845, als nah Lage der 
Staats-Minifterial-Verhandlungen, welde dem Erlaß der Schul—⸗ 
Drdnung vorangingen, für vollflommen befugt, je nad dem Ins 
tereife der fisfalifhen Forft-VBerwaltung an Brenns 
material für bie Schulen entweber Hol; oder Torf ver— 
abreiden zu lafjen. Nad dem Iuhalt des bisherigen Schrifte 
wechſels bin ich nicht in der Lage, feine Ausführungen zu 
widerlegen, da ich das Gewicht der für feine Auslegung der 
Schul-Drönung geltend gemachten Gründe nicht zu entfräften ver« 
mag. Dem Umftande, daß mit Torf allein nicht geheizt werben 
fann, glaubt der Herr FinanzeMinifter hinlänglich Rechnung zu 
tragen dadurch, daß die von ihm angeführte Ucberführung der 
Holz in Torf-Deputate nicht unbedingt für die ganze Holzabgabe 
vorgeſchrieben, vielmehr nachgelaffen ift, fie je nach den Umftänden 
auf einen entiprechenden Theil der Lieferung zu beichränfen. 

Die Herleitung der bisherigen Holzdeputate aus ben prin- 
eipiis regulativis verliert ihr Gewicht durch den $. 72. der Schul- 
ordnung, welcher dieſelbe ausdrüdlih außer Kraft gefept bat, 
joweit in der Schulordnung nicht auf fie ausdrüdlic Bezug ges 
nommen worden ift. 

Sollten die Schulvorflände oder Domainen =» Dorfseinfaffen 
geieglihe Aniprühe auf Gewährung der Brennmaterialien » Des 
putate für die Schule in Holz ftatt in Torf geltend machen zu 
fünnen vermeinen, jo find fie auf den Rechtsweg zu ver» 
weijen. 


Der Minifter der geiftlichen, Unterrichts: und Me: 
Dizinal: Angelegenbeiten. 
In Bertretung. 
(gez.) Lebnert. 


Zunädft fam in Frage, ob in der vorliegenden Beſchwerde-Angelegenheit 
ber Inftanzenzug für erfhöpft erachtet werden fünne. Die Kommijfien glaubte, 
dieſe Frage bezüglich des Petitums I. bejahen zu müffen. Denn, wenn aud 
die Beichwerde jelbft den Reſſort-Miniſtern wicht vorgelegen bat, jo ift doch 
darüber, ob und in welchem Umfange die Umwandlung der Holzdeputate der 
Lehrer in Torf ftattzufinden habe, im Prinzip dur die oben mitgetheilte 
Minifterial-Berfügung entſchieden. Dagegen find über die Anträge ad 2. und 
3, noch nirgends Entſcheidungen getroffen, und würden die Petenten in dieſer 
Beziehung nad der im Haufe üblihen Praris auf dem vorgejhriebenen In— 
ftanzenzug zu verweilen geweſen jein. Die Kommiffion nahm indeſſen an, 
daß fie bei dem engen Zufammenhange der Anträge ad 2. und 3. mit dem 
Petitum 1. eines näheren materiellen Eingehens auf diefelben ſich nicht werde 
entziehen fünnen. Die Diskujfion verbreitete fi deshalb über den gefamm« 
ten Inhalt der Petition und führte zu dem Rejultat, daß man die Anträge 
ber Petenten jowohl aus geiepliden Gründen, wie aud namentlih aus 
Billigfeits-Rüdjihten für gerechtfertigt erklärte. 

3 * 


Was zunäcft Die gefeplihe Lage der Sache betrifft), jo wurde aus ber Mitte 
der Kommiffion geltend gemacht, daß die $$. 12. und 45. der Schulorbnung 
für die GElementarfchulen der Provinz Preußen vom 11. Dezember 1845 °) 
auf welche der abweiſende Miniſterial-Beſcheid fih gründe und welde aller 
dings die Dualität des den Lehrern aus Königlichen Forften zu verabreidhen- 
den Brennmateriald nicht näher bezeihnen, an und für fih nod Feine 
praftiihe Wirkung hätten, da fie nur die gejeplihen Grundlagen für bie 
Regulirung des Lehrer-Einfommens bdarftellten. Die Ausführung ber dort 
enthaltenen Beftimmungen jei bejonderen, für jede einzelne Schule aufgeftell- 
ten Receffen vorbehalten, welche nad vorgängiger Vereinbarung mit dem 
Lehrer, der Gemeinde und dem Schulpatron die Einfünfte des Lehrers genauer 
betaillirten, in specie alfo aud dad Quantum und die Qualität des Brenn 
bedarfs feftftellten.. Nah Maßgabe diefer Schulrecrffe werde alsdann die 
Bofation für den Lehrer mit genauer Nahweijung feiner jämmtlihen Ein- 
nahmen und Berechtigungen von dem Sculpatron ausgefertigt ($. 18. ber 
Scul-Drdnung**). In den Domainen-DOrtihaften, um melde es fi bier 


*) Anmerkung: 
Der $. 12. der Schulordnung für die Elementarſchulen ber Provinz Preuken vom 
14. Dezember 1845 lautet: 
„der erfte Lehrer an einer Schule auf dem Lande, ſowie derjenige, welcher eiuer 
Schule allein vorfteht, fol an Gehalt und anderen Amtenupungen erhalten: 

1) freie Wohnung, 

2) den nöthigen Brennbedarf zur Heizung der Schulftuben und Mohnnnz, 
fowie zu den Wirtbichaftöbebürfniffen, 

3) ꝛc. ⁊c. ac. 

Der 8. 44. ibid. lautet: 
„Bei Bauten und Reparaturen det zur Schule gebörigen Gebäude find die 
Gutäherren des Schufbezirks, ſofern nicht Verträge oder Herlommen ein Anderes 
beftimmen, verflichtet, dad zum Bau erforderliche Bauholz unentgeltlich berzu- 
geben, auch zur Reuerverficdherung der Gebäude, wenn biefelbe zugleich ben Werth 
des Bauholzes umfafien foll, einen verhäftnijmäßigen Beitrag zu leiften. Kann 
das Bauholz nicht innerhalb 3 Meilen vom Bauplatz angewiefen oder wegen 
Maſſivbaus nicht in Natur verwendet werden, fo iſt der Geldwerth deſſelben 
nach der Taxe der nächften Königlichen Korft zu entrichten.” 

Der 8. 45. ibid. lautet: 
„on Betreff der Schulen in den Domainendörfern, auf welche der $. 44. eben» 
fallt Anwendung findet, gelten außerdem folgende befondere Beftimmungen: 

1) x. ⁊c. 

2) ꝛ⁊c. ıc. 

3) ⁊c. ıc 

4) a. ꝛc. 

9) Das zur Heizung der Schulftuben und ber Lehrerwohnung, fowie zum 
Mirtbichaftöbedarf der Rehrer erforderliche Brennmaterial wird aus un. 
feren Rorften, frei von Anweifegeld gewährt, und iſt durch die Gemeinden 
anzufabren. Der Betrag Des zu bewilligenden Brennholzes darf jedoch 
für feine Schulklaffe mehr als 15 Klafter weiches Klobenholz betragen. 

6) Wo Torf oder Knüppel angewiefen werden, find angemeſſene Verhältniſſe 
gegen dad Alobenholz feitzufegen. 

) Unmerfung. 
Der 8. 18. der Preußiſchen Schulordnung Tautet: 
Jeder Schullehrer erhält bei feiner Anftellung von dem Schulpatron eine von 


der Regierung beftätigte genaue Nachweiſung feiner fänmtlichen Ginnahmen 
und Berechtigungen, 
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nur allein handle, fei Fisfus Gutshert und Schulpatron und aus Diefer feiner 
Eigenſchaft originire die in der Schul-Drönung beftimmte unentgelbliche Her 
gabe des für die Schule erforderlihen Brennmateriald. Die Bolation bes 
gründe ein vertragämäßiges Recht zwiſchen dem Lehrer einerjeitd und bem 
Schulpatron (bier alſo dem Fisfus) andrerfeitt. Ven demſelben dürfe feiner 
ber Kontrahenten einfeitig abweihen. Wenn nun, wie die Petenten behaups 
ten, in ber Bofation refp. der ihr beigefügten Einfommensnahmweifung dem 
Lehrer ausdrüdlih ein beftimmtes Quantum Holz ald Brennmaterial zu: 
gefihert jei, jo fei Fiekus nicht befugt, in eigenbeliebiger Weile Torf ftatt 
Holz zu geben. Hiezu fei vielmehr eine vorgängige Verftändigung mit ben 
Petenten erforderlih. Ohne eine jolde anderweitige Vereinbarung hätten die 
Petenten fih nur dem Anhang $. 61. zu 8.197. Theil I. Titel 22. Allge- 
meinen Landrechts zu fügen, welcher in Uebereinffimmung mit dem, in Rabe's 
Sammlung Preußischer Gelege befannt gemachten Kabinets-Ordres vom 
18. Zuli 1799, vom 5. März 1801 und vom 3. Dftober 1801, wörtlich fols 
gendes beftimmt: 

„Sreibolzdeputanten find jhuldig, da, wo ihnen Torf gegeben 

werben fann, wenigftens die Hälfte in Torf, ober wenn fie dies 

nicht wellen, in Gelde nad der Forfttare zu nehmen,“ 

Ein Mebreres aber, als was hier vorgeſchrieben, verlangten die Petenten 
in ihrem Antrage ad 1. nicht und darum jei derſelbe gejeplih volllommen 
begründet. 

Daffelbe gelte von tem Petitum 2, Der $. 45. Nr. 6, der Schul» 
Ordnung beftimme ausdrüdlih, daß da, wo Zorf angewiefen werde, ange 
mefjene BVerhältniffe gegen das Klobenholz feitzufegen fein. Schon ber 
Wortlaut des Geſetzes lafje feinen Zweifel darüber auffommen, daß der Gejep- 
geber den Torf für ein ſchlechteres Brennmaterial erachtet habe, als das Holz, 
— und daß deshalb im Falle der Umwandlung des Holzdeputats in Torf 
von Lepterem ein größeres -Onantum gegeben werden müſſe, als von Erfte- 
rem. Died ſei denn auch in einer Verfügung des Rultus-Minifterrums vom 
26. November 1864 (abgedrudt in Stiehl's Gentralblatt pro 1864 S. 693.) 
anerkannt, indem danach für 1 Klafter kiefern Sceithol; 14 Klafter Torf 
verabfolgt werden jollen. Dieſes Verhältniß, das eben nur die Petenten für 
fih in Anſpruch nähmen, entſpreche durchaus billigen Anforderungen. 

Denn man nun, jo wurde weiter deduzirt, den Antrag ad 2 für bes 
gründet halte, jo folge die Nothwendigkeit einer Berüdfichtigung des Petitums 3., 
weldes auf Nachlieferung des pro 1869 zu wenig angewiejenen Torfs ge 
richtet fei, von ſelbſt. 

Diejen Ausführungen gegenüber gab der Vertreter dis Finanz Minifteriums 
folgende Erklärung ab: 

Die Berpflihtungen, welde auf dem Domninen-Fisfus bezüglih der 
unentgeltlihen Hergabe des Schulbrenubolzes lafteten, hätten in neuerer Zeit 
einen gefahrdrchenden Umfang angenonımen. Es jeien aus den Königlichen 
Forften circa 36,000 bis 40,000 Klafter zu verabfolgen. Die Regierung jei 
deshalb zu allen geſetzlich zuläffigen Einihränfungs-Maßregeln genöthigt und 
mülje Die in der Minifterial-Berfügung vom 28. Dftober v. J. ausgeiprochene 
Anſicht aufreht erhalten. Das, was in der Vokation über das Einfommen 
des Lehrers gejagt, jei für den Domainen-Fisfus nicht maßgebend, weil 


Der 
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Lepterer die Vokation nicht unterzeichnet. Die Vokation babe nur zwiſchen 
dem Lehrer und der Gemeinde, nicht aber dritten Perfonen gegenüber rechtliche 
Geltung. 

Auf die Anträge der Petenten im Einzelnen eingehend, entwidelte ber 
Regierungs » Kommiffarius, wie folgt, die Rechtsanſchauung der Staats: 
Regierung. 

Der Antrag 1. fei auf Anhang $. 61. zu $. 197. I, 22. Allgemeines 
Land-Recht gegründet. Diefer $. 61. finde indeffen auf die Forderungen ber 
Lehrer, welde aus der Schulordnung vom 11. Dezember 1845 herrühren, 
nit Anwendung. Denn 

1) ſeien nach 88. 12. 14. und 45. der Letzteren die Lehrer nur zu 
Brennmaterial im Allgemeinen, nicht zu Holz bejonders 
berechtigt. Was insbejondere den $. 45. Nr. 5. und 6. der Schul- 
ordnung anlange, jo ſei nad dielen Beltimmungen die Wahl 
zwiſchen den verſchiedenen Arten des Brennmaterials lebiglih dem 
Fiskus überlaffen. Zweifel hierüber, welche die äaffung des $. 45. 
laffen fönne, würden auf das Peftimmtefte durch die Materialien 
der Schulordnung beſeitigt. Die Lehrer fünnten daher auch nicht 
als Freibolzdeputanten, jondern etwa nur ald Brennma— 
terialbeputanten bezeichnet werden. 

2) Die Lehrer ftänden in feinem Rechteverhältniß zum Fiskus als 
Berechtigte zu einem ihnen verpflichteten Rechtsſubjekte. Die 
Leitungen des Fiskus ex. 8. 45. I. c. feien aus den principiis 
regulativis übernommen, dergeftalt, daß Fiskus denjenigen Mit— 
gliedern der Schulgemeinde, melde Domainen-Einjaffen feien, ge— 
wiſſe Erleichterungen in den Beiträgen gewähre, die fie nach $. 39. 
der Schulordnung zur Unterhaltung des Lehrers aufzubringen 
hätten. Fiskus jei ihnen hierzu ex titulo speciali (einem durch 
bie principia regulativa reſp. durch $. 45. I. c. begründetem pri» 
vilegium onerosum verpflidtet. Er fei ihnen daher in feiner 
Eigenihaft ald Gutsbefiger, in allen Beziehungen aljo nur 
privatrechtlich verpflitet, womit gegeben jei, daß Streitig- 
feiten über den Umfang und bie Art der Verpflichtung event. 
letiglih im Wege Rechtens zum Austrage gebracht werden können. 
Keinenfalls ftänden Die Lehrer als FreiholzdeputatsBerechtigte dem 
Fiskus als dem ihnen zur Hergabe des Deputats verpflichteten 
Rechtsfubjefte gegenüber. Nur wenn dies der Fall wäre könnten 
jene den Anhang $. 61. dem Fiskus gegenüber für fih anrafen. 

3) Nach dem zu 1. Bemerkten fei jedenfalls der Anhang $- 61. als 
dem allgemeinen Geſetz durch die Schulordnung als durd die 
jpätere lex specialis derogirt. 

Was den Antrag ad 2. betreffe, jo ſchwebten noch Verhandlungen über 
die nähere Regulirung des betreffenden Verfahrens. Mit Rückſicht hierauf 
würden die Petenien auf den Beihwerdeweg und Innehaltung der für ihn 
vorgeihriebenen Inftanzen zu vermeifen fein, was bezüglich des Antrags ad. 
mit Rüdfiht darauf entbehrt werden könne, daß die Abgabe von Zorf ftatt 
Holzes allerdings auf einer allgemeinen Verfügung des Finanz-Minifteriums 
berube. 
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Der Antrag ad 3, hänge mit dem Antrage ad 2. jo eng zujammen, 
daß das, was von dieſem gejagt fei, aud von jenem gelten müffe. 

Der Vertreter des Kultus » Minifteriums beſchränkte fi auf die Erflä« 
rung, daß der Herr Kultus-Minifter in einigen Beziehungen fih den Anſich- 
ten ded Herrn Finanz» Minifters angejhloffen habe. Die Rechtsfrage fei 
zweifelhaft und darum müßte die von dem Petenten geltend gemachten An— 
ſprüche auf den Rechtsweg verwiejen werden. 


Die Ausführungen der Regierungs » Kommiffarien fanden in der Kom— 
milfion feine Zuftimmung. Man hielt an der Anficht feft, daß der Schul« 
rezeß und die Bofation die Natur eines Vertrags habe, an melden Fiskus 
in jeiner Eigenſchaft ald Gutäherr und Schulpatron rechtlich gebunden fei. 
Auf den Einwand des Vertreters des Finanz. Minifteriums, daß der Domai— 
nenfisfus die Bolationen nit unterzeichnet babe, wurde erwibert, daß 
die von dem Herrn Kommiffarius beliebte Theilung des Fiskus in verſchie— 
dene juriftiihe Perjonen bier nit ftatuirt werden fünnen, Denn, wenn aud 
die Vokation nur allein von der Schul » Abtheilung und nit auch von ber 
Domainen-Abtheilung des Regierungs-Kollegiums in Gumbinnen unterzeichnet 
wäre, jo jei dies dennoh auch für den Domainenfisfus bindend, da die ges 
nannten beiden Abiheilnngen nicht jelbftftändige Perſonen, jondern nur 
Drgane einer und beifelben Perſon darſtellten. Ebenjo wenig wurde ber 
weitere Einwand bed Regierungs-Komilfarius, daß die Vokation nur zwiſchen 
der Gemeinde und dem Lehrer Rechte begründe, für durchſchlagend erach— 
tet, da nad $. 6. der Schul-Ordnung für die Provinz Preußen der Lehrer 
ausdrüdlib von dem Gutsherrn des zur Schule gehörigen Bezirks vocirt 
werden mülje, woraus weiter folge, daß auch der Gutsherr für Die in der 
Vokation zugefiherten Gehalts-Einfünfte hafte. 

Der ferneren Behauptung des Regierungs » Kommilfarius, daß die Lei— 
ftungen des Fisfus wegen unentgeldliher Hergabe des Brennmateriald ex 
8. 45. der Schul» Drönung, ledigli zur Erleihterung der Domainen» Ein« 
fafjen dienten, und daß dieſerhalb die Lehrer in feinem Rechtöverhältniß zum 
Fiskus ald Berechtigte ftinden, wurde entgegnet, daß ber $. 12.1. c. aus 
drüdlih dem Lehrer perjönlid den nöthigen Brennbedarf garantire und 
daß daher, wenn $. 45. 1. c. dem Fiskus die Verpflichtung zur unentgeld- 
lihen Hergabe des erforberlihen Brennmaterials auferlege, wohl unzweifelhaft 
ein direktes Rechtsverhältniß zwilhen dem Lehrer und Fiskus bes 
gründet jei. 

Endlid wurde bezüglich der Annahıne des NegierungssKommiffarius, dab 
ber Anhang $. 61. Allgemeinen Land-Rechts durd die Schul-Drönung vom 
11. Dezember 1845 als dem Spezial-Gejep derogirt jei, darauf bingemwiejen, 
daß $. 72, der Schul-Drdnung ausdrüdlid diejenigen Geſetze und Beſtim— 
mungen bes Allgemeinen Land-Rechts jpeziell aufführe, welde mit dem Erlaß 
der Schul-Drdnung außer Kraft treten jollten, — daß fi aber darunter ber 
Anhang $. 61. Allgemeinen Land» Rechts nicht befinde und daß jomit dieſer noch 
heute als zu Recht beftehend angejehen werden müffe. 

Mas die Billigkeits-NRüdfichten betrifft, jo wurde im Schoß der Kom— 
milfion für die Anträge der Petenten geltend gemacht, daß der Torf notoriih 
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ein jchlechteres Brennmaterial jei, ald das Holz, ferner daß feine Anfuhr und 
Aufbewahrung viel umftändlicher und mühevoller jei und, daß deshalb eine 
namhafte Schmälerung ded obnehin fürglihen Einfommens der Lehrer herbeis 
geführt werde, wenn Letzteren Torf ftatt Holz und noch dazu in gleihen Duan« 
titäten verabreicht werde. Die Petenten führen in ihrer Beſchwerde ein Bei— 
ſpiel an, das die Richtigkeit ihrer Klage in eminenter Weile darthut. Sie 
fagen: Wenn ein Lehrer nad dem Schulrezeß und jeiner Vokation 15 Klafs 
ter Klobenholz zu erhalten habe, jo repräjentire Dies — die Klafter zu 3 Rthlr. 
gerechnet — einen Geldwerth von 45 Rthlrn. Wenn ihm nun aber ftatt 
15 Klafter Holz 15 Klafter Torf gegeben werben, jo erhalte er nur ein 
Aequivalent im Werth von 15 Rthlen., alfo 30 Rthlr. weniger, da die Klaf— 
ter Torf erflufive Anfuhr in Wirklichkeit nur 1 Rthlr. koſte. Denfe man fid 
hierzu noch den Full, daß die Gemeinde in Folge der allgemeinen, die Ges 
halts-Verbefjerung der Lehrer bezwedenden Anordnung des Herrn Kultus-Mis 
nifterd dem Lehrer einen Zujchuß von 30 Ntblrn. zu gewähren habe, jo trete 
die Schädigung der Lehrer noch Flarer zu Tage. Denn alsdann ftelle ſich in 
Wirklichkeit die Suche jo, daß dem Lehrer das, was auf.der einen Seite die 
Gemeinde mehr zu leiften habe, auf der andern Seite vom Fisfus genommen 
werde, — nnd die von dem Herrn Kultus-Miniſter bezweckte Gehalts-Ver— 
befferung reduzire jih auf Null. 


In Diefem, durchaus nicht übertriebenen Beilpiele erblidte man 
eine Schädigung des Lchrer- Einfommens, melde mit der Eigenſchaft 
des Fisfus ale Schulpatron in feinem Cinflange fteht, da Fiskus 
in dieſer jeiner Eigenihaft den natürlihen Beruf babe, die Intereljen 
der Schule zu jhügen. Es wurde ferner der rein fisfaliihe Standtpunft ges 
rügt, welcher das Finanz-Minifterium der Schule gegenüber eingenommen und 
hervorgehoben, daß die 36,000 bis 40,000 Klafter Holz, welche aus König» 
lichen Forften für die Lehrer zu verabfolgen jeien, den Staat reip. die Forften 
befjelben feineswegs in Geſahr bringen könnten, und daß die Regierung ihren 
desfallſigen gejeplihen Berpflichtungen jelbft dann in vollftem Umfange nad» 
fommen müſſe, wenn die Revenuen der Staatskaſſe hierdurch verringert werben 
ſollten. Endlich wurde bemerft, daß die Verweiſung der Petenten auf den 
Rechtsweg, wenngleih formell zuläſſig, dennoch der Sade jelbjt nicht ange— 
mefjen erſcheine, weil die Beichreitung des Rechtswegs für die Petenten 
immer ein jehr beichwerliches Mittel zur Nealifirung ihrer Anſprüche jei und 
es bier im Wefentlihen nur darauf anfäme, eine Einigung zwijchen den beiden, 
anſcheinend difjentirenden Minifterien zu Stande zu bringen, was nit uns 
möglich ſcheine. 


Den in dieſer Weiſe geltend gemachten Billigfeitsgründen gegenüber er« 
Härte der Vertreter des Finanz-Minifteriums, daß die Regierung fih nur als 
Verwalter fremden Guts betrachte und nur von dieſem Standpunkt aus in 
der vorliegenden Angelegenheit gehandelt habe. Der Herr Finanz-Minifter jet 
ftetö bereit gewejen, die Fonds des Kultus-Minifteriums je nad der allge 
meinen Finanzlage des Staats zu verftärfen. Dagegen fträube er fih gegen 
eine verdbedte Verſtärkung dieler Fonds. 


“m u 
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Nah dieſen GErörterungen entichied fi die Kommilfion einftimmig für 
den von dem Referenten eingebrachten Antrag: 
das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, die Petition bes 
Lehrers Olgonowski und Genoſſen der Königlihen Staatsregierung 
zur Berüdfihtigung zu überweiſen. 
Berlin, den 3. Februar 1869, 


Die Kommiffton für das Unterrichtswejen. 


Dr. Techow (Borfigender). v. Aulod. Dr. Schläger. Bied, 

Dr. Paur. Dr. Künzer. Frenzel. Nücker. Dr. v. Bunfen. 

Freiberr 9. Maſſenbach. Strofier. Florſchütz. Dr. Kellner. 
Schmidt. 


Digitized by Google 


N 281. 
Haus der Übgeordneten. 
10. Pegislatur« Periode. 
II. Seffion 1868. 





I. 
Antrag 


dem Geſetz-Entwurf, betreffend die Umwandlung 
des Erbleih-, Landfiedelleihe-, Erbzins-, Erbpadht- 
Verhältniffes in Eigenthum und der daraus 
herrührenden Leiftungen im Gebiete des Regie— 
rungs-Bezirks Wiesbaden und den zum Negie- 
rungs-Bezirk Kafjel gehörigen vormals Heſſiſchen 
Sebietstheilen. — Nr. 167. und 247. der 
Druckſachen. 


Knapp und Genoſſen. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

An Etelle des Alinea 1. des $. 18, tritt folgende Beftimmung: 
„Örundfteuern, welche der Berechtigte bisher zu tragen 
hatte, werben bei ber Auseinanderjegung demſelben als 
Gegenleiftung angerechnet.“ 


Knapp. Born Mohr. Ruf. Larz. Dr Virchow. Dr. Bender. 
Dr. Koſch. Freiherr v. Hoverbed. Haebler. Uhlendorff. Behren;. 
Meulenbergb. Dunder. Windthorſt (Lüdinghaufen). 


2 
u. 


VBerbeflerungs- Antrag 


zu 


dem Berichte der verflärkten Kommiffion für das Gemeindewefen über 
den Antrag des Abgeordneten Born und Genoffen, betreffend die Ab- 
änderung der SS. 6., 10. und 13. des Gemeinde-Gefehes des vorma- 
ligen Berzogthums Wafau vom 26. Juli 1854. 
— Hr. 234. der Druckfaden. — 


v. Hoverbeck. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

Hinter Alinca 5. als neues Alinen einzujcalten: 
Jedoch fteht der Gemeinde gegen die Entſcheidungen der 
Regierung der Weg der Beihwerde an den ObersPräfidenten 
und an den Minifter Des Innern, gegen die des Landrathes 
zunächſt an die Regierung offen. Eine ſolche Beſchwerde 
muß in allen Inftanzen innerhalb einer Präflufivfrift von 
vier Wochen nah Zuftellung der Entiheidung eingelegt 
werben. 


Berlin, den 11. Februar 1869. 


v. Hoverbed. 


Unterftügt durch: 
Birdow. Bender Dunder. Behrenz. Haebler. Keuffel. 
Koh. Kugler. Larz. Dr Loewe Meulenbergb. Dr. Paur. 
Mohr. Hagen (Görlig). Plehn (Danzig), Ruf. Ublendorff, 
Runge. Waldeck. Windtborft (Küdinghaujen). Berger (Witten)- 
Born. Dr. Ebner. Dr. Beder. Knapp. Dual, Schulze (Berlin). 
Robland. v. Berswordt-Wallrabe. Fiſchbach. Harkort. Weeſe. 

Pariſius. 





N 282, 
Haus der Übgeordneten. 
10. 2egislatur« Periode. 
II. Seffion 1868. 





Abänderungs- Antrag 


dem Geſetz-Entwurf, betreffend die Ausftellung 
gerichtlicher Erbbeſcheinigungen (Nr. 248. der 
Drudjachen). 


Haack. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
dem $. 9. des Kommiffiond » Entwurfes, Alinea 1., hinter dem 
Worte „Erben“ hinzuzufügen: „oder fonftige Berechtigte”. 
Berlin, den 12, Februar 1869. 





N 283. 
Haus der Übgeordneten. 
10. 2egislatur- Periode. 
I. Seffion 1868. 





Abänderungs- Antrag 


dem Gejeß- Entwurf, betreffend die Ausftellung 
gerichtlicher Erbbeſcheinigungen (Nr. 248. der 
Druckſachen). 


Struckmann. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

1) den Abſatz 2. des $. 3. im Eingange dahin zu faſſen: 

„Aud bat derjelbe regelmäßig dem Gericht eine eibeeftatt« 
liche Verſicherung“ uw. |. mw. (mie in dem Entwurfe der 
Kommilfion); 

2) ben Abiap 4. bes $. 3. fo zu faflen, wie in dem Antrage 2 
der Abgeordneten Roiher und v. Puttlamer (Mr. 279. der 
Druckſachen) vorgeihlagen ift. 

Berlin, den 13. Februar 1869. 





N 284. 
Haus der Abgeordneten. 
10. 2egislatur» Periode. 
II. Seffion 1868. 





Antrag 


dem Berichte der Kommilfton für die Agrar: 
Verhältniffe über den Gejeg-Entwurf, betreffend 
die Umwandlung des Erbleih-, Landſiedelleihe-, 
Erbzins-, Erbpacht-Verhaͤltniſſes in Eigenthum 
und der daraus herrührenden Leiſtungen im Ge— 
biete des Regierungs-Bezirks Wiesbaden und 
den zum Regierungs-Bezirk Kaſſel gehörigen 
vormals Heſſiſchen Gebietstheilen. — Nr. 247. 
der Druckſachen. 


Dr. Braun (Wiesbaden). Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, 
dem $. 18. folgenden Zuſatz zu geben: 
In dem Gebiete des vormaligen Herzogthbums Naffau 
werben bie nad Vorſchrift des $. 16. u. ff. des naſſauiſchen 
Steuer-Edifts vom 10. und 14, Februar 1809 von bem 
Inhaber det Guts für bie Reallaften, mit Vorbehalt des 
Rüdgriffs, bezahlten Abgaben bei der Auseinanderfegung 
nah Mafgabe des durchſchnittlichen Betrages ber legten 
zwanzig Jahre aufgerechnet. 
Berlin, ben 12. Februar 1869. 


— nz 
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N 285, 
Haus der Abgeordneten. 
10. Legislatur-Periode. 
U. Seffion 1868. 





Entwurf eines Gefekes, 


betreffend 


die Umwandelung des Erbleihe-, Landfiedelleihes, 
Erbzins⸗, Erbpacht-Verhältniſſes in Eigenthum 
und die Ablöfung der daraus herrührenden Lei- 
ungen im Gebiete des Negierungs - Bezirks 
Wiesbaden und in den zum Negterungs- Bezirk 
Caſſel gehörigen, vormals Großherzoglich 
Heſſiſchen Gebietstheilen. 





— Had) den Befchlüffen des ag der Abgeordneten. — 


ir Wilhelm, von Gottes Gnaden N von 
Preußen ꝛc., 


verorbnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages der Monardhie, 
was folgt: 


8. 1. 

Im Gebiete des Regierungsbezirts Wiesbaden und in den zum Regie— 
rungsbezirk Caſſel gehörigen, vormals Großherzoglih Heſſiſchen Gebietsibeilen 
findet die Ummandelung bes Erbleih-, Landfiedelleihe, Erbzins⸗ und Erbpadt- 
Berhältnifjes in Eigenthum und die Ablöjung der daraus berrührenden 
Leiftungen und Gegenleiftungen nah den Vorſchriften des gegenwärtigen 
Geſetzes Statt. 


§. 2. 
Die Auseinanderjegung erfolgt ſowohl auf den Antrag des Berechtigten 
als des Verpflichteten und erftredt fih auf alle ihre gegenjeitigen mit dem 
Erbleih⸗, Landfiedelleihe, Erbzing» oder Erbpadt-Berbande zufammenhängenden 


Berechtigungen und Berpflihtungen. 
1 
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Gemeinſchaftliche Befiper eines berechtigten oder verpflichteten Grunbftüdes 
können nur gemeinfchaftlicd die Auseinanderfegun; beantragen; bie nad den 
Antheilen zu berechnende Minderzahl diefer Befiger muß fih dem wegen ber 
Auseinanderfegung gefaßten Beichluffe der Mehrheit unterwerfen, 

Die Abtösbarkeit ift chne Rückſicht auf frühere Willenserflärungen, Ber» 
jährung oder Judikate nad den Vorfhriften des gegenwärtigen Geſetzes zu 
beuribeilen. 

Die Zurüfnahme einer angebradten Provokation ift unzuläffig. 


$. 3. 

Ausgejhloffen von der Anwendung dieſes Gelepes bleiben die öffentlichen 
Laften mit Einfhluß der Gemeinbelaften, Gemeindes-Abgaben und Gemeinde: 
dienfte, ſowie der auf eine Entwäfferungd: oder ähnliche Sozietät fi) bezie- 
benden Laften; ferner die jogenannten Wafferlaufe und Wafferfallzinfen und 
alle einjeitigen oder wechleljeitigen Grundgeredhtigfeiten (Servituten). 


$. 4, 
Ohne Entihädigung werden hiermit kraft Gcjepes folgende Berechtigungen 
aufgehoben: 
1) das Heimfallredht, 
2) Die Berechtigung, die Leiſtungen willkürlich zu erhöhen, 
3) das Vorkaufs-, Näher- und Relraktrecht, foweit ed nicht auf Ber 
trag ober feptwilliger Verfügung beruht. 
Das durd Vertrag oder leptwillige Verfügung begründete Vorlaufsrecht 
faun nur im Wege der Einigung aufgeheben werben. 


8. 5. 

Behufs ter Ablöſung ter übrigen gegenfeitigen Berechtigungen und Ver— 
pflihtungen ift zunächſt der jährliche Geldwertb der Leiftungen und Gegen- 
leiftungen zu ermitteln, wobei im Mangel einer auderweiten Bereinbarung 
der Berbeiligten die Beftimmungen der $$. 6, bis 15. zu beobachten find. 


§. 6. 

Abgaben in Getreide, welches einen allgemeinen Marktpreis hat, find 
nad denjenigen Preijen zu bereuen, welde fi aus dem Durchſchnitte der 
Fruchtverſteigerungen ergeben, die in den legten 24 Jahren vor Anbringung 
der Provofation bei den Necepturen (Rentämtern, Rechneiamte) des betreffen- 
den Bezirkes fattgefunden haben, wenn die zwei theuerften und die zwei 
wohlfeilften von diefen Jahren außer Anfap bieiben. Dieſe Durhichnittäpreife 
werden aljährlih dur das Amtsblatt befannt gemacht. 


8. 7. 

Der Werth von Abgaben in Getreide, weldes feinen allgemeinen Markt» 
Preis hat, oder weldes in einer befonderen Qualität zu liefern ift, oder deſſen 
Durchſchnitts-Preis ($. 6.) nicht zu ermitteln ift, fewie von allen fonftigen 
RaturalsAbnaben und Leiftungen wirb nad jahverftändigem Ermeffen unter 
möglihfter Berükfichtigung der örtlichen Preife in den legten zwanzig Jahren 
vor Erlaß dieſes Geſetzes veranichlagt. 


3 
In Anſehung folder Gegenftände, deren Güte eine verſchiedene fein kann, 
ift, wenn darüber micht urfundlih etwas Anderes beftimmt worden, bei der 


Schätzung davon auszugehen, daß die Abgabe in der mittleren Güte zu ent- 
richten ſei. 


8. 8. 

Dei Zehnten und anderen in Quoten des jeweiligen Natural» Ertrages 
beftehenden Abgaben ift der Betrag an Natural» Früchten, welde der Berech— 
tigte im Durchſchnitte der Jahre beziehen fann, nach dem Zuftande und der 
Wirthſchaftsart der pflichtigen Grundftäde zur Zeit der Ablöſung ſachver⸗ 
ftändig zu bemeſſen. Beim Getreide iſt dieſer Ertrag im Körnern und in 
Stroh befonders feftzujepen. 

Der Geldwerth der Natural» Früchte beftimmt ſich nah den Vorſchriften 


der 88. 6. und 7. 


Bon dem Robertrage werben die Koften in Abzug gebracht, welche der 
Berechtigte aufwenben muß, um ben Reinertrag zu erhalten. 

Den Sadverftändigen bleibt überlaffen zu beurteilen, in wie weit bie 
vorzulegenden Zehnt- und ähnlichen Regifter, Grundfteuer- Katafter, ſowie 
andere nach ihrem Ermeſſen einzuziehende Nachrichten ohne Bermeffung und 
Bonitirung für die von ihnen vorzunehmenden Keftftellungen ausreichend find. 


8.9. 

Das Recht, Befipveränderungs» Abgaben bei denjenigen Veränderungs- 
fällen zu fordern, welde auf irgend eine Weiſe in herrſchender Hand ein» 
treten, wird ohne Entihädigung des Berechtigten aufgeboben. Herner fallen 
obne Entihädigung fort alle für die Ausfertigung neuer Verleihungs-Urfunden 
erhobenen &ebühren. 


$. 10. 


Als Kaltoren für die Ermittelung des Werthes ber abzulöjenden Befig- 
Beränderungs-Abgaben find maßgebend: 
1) die Zahl der auf ein Jahrhundert anzunehmenden Befipverän« 
derungsfälle; 
2) der Betrag ber Befigveränderungsabgabe. 


Lil: 
Es find drei Befipveränderungsfälle auf ein Jahrhundert zu rechnen, 


$. 12. 


Iſt der Betrag der Befipveränderungsabgabe weder ein für allemal, 
noch auch mad Prozenten des Werths oder Erwerbpreiies des verpflichteten 
Grundftücds rechtegültig beftimmt, fo wird der Durchſchnitt derjenigen Ber 
träge, welde in ben lehten 6 Veränderungsfällen wirklich gezahlt oder zu 
zablen gewejen find, und wenn dies nicht ermittelt werden fann, der Durch⸗ 
Ichnitt derjenigen Beträge, welche Lefamnt find, ale Einheit zum Grunde 
gelegt. 

Befteht die Befipveränderungs =» Abgabe in Prozenten von bem Wertbe 
ober Erwerbpreile des verpflichteten Grundftäde, jo erfolgt die Feftftellung 
des bei der Ablöfung zu Grunde zu legenden Wertbes oder Preijes nad) 

1 * 
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dem in Paufh und Bogen durch Schiedsrichter zu ſchätzenden gemeinen 
Kaufwertbe. 

Sft der Betrag oder Prozentiap der Befigveränderungs » Abgabe nad) 
Verſchiedenheit der Befipveränderungsfälle verfhieden, fo ift der Durchſchnitt 
der verfchiedenen Beträge oder Prozentläge, als Einheit des Betrages oder 
Prozentſatzes der Befipveränderungs-Abgaben anzuſehen. 


8. 18. 


Der hundertfte Theil der Summe derjenigen einzelnen Beträge, welche 
nah vorftehenden Beftimmungen in einem Jahrhundert zu entrichten fein 
würden, bildet den Jahreswerth der abzulöjenden Befipveränderungs- Abgabe. 


$. 14. 


Bon dem Zeitpunfte ab, an weldhem eine Provofation auf Ablöfung 
bei der Aureinanderfegungs- Behörde angebraht wird, darf von denjenigen 
Grundftüden, auf welde fih die Provokation erftredt, für bie ſpäter ſich er- 
eignenden Befipveränderungsfälle die Befigveränderungs» Abgabe nit mehr 
gefordert werden. Dagegen ift von eben dieſem Zeitpunfte ab der zu ermit« 
telnde Jahreswerth ($. 13.) von dem Berpflidhteten zu entrichten. 


g. 15. 


Fefte jährlihe Geldabgaben werden nad ihrem Sabresbetrage in Rech— 
nung geftellt. 

Iſt eine feſte Geldabgabe nit alljährlih, fondern nad Ablauf einer 
beftimmten Anzabl von Jahren zu entrichten, jo wird ihr Betrag durch bie 
Zahl diefer Jahre getbeilt und der Quotient ftelt alsdann den Jahreewerth 
der Abgabe dar. 


$. 16. 


Die Ablöjung ber im Titel I. des Gefepes vom 17. März 1868 (Geſetz⸗ 
Sammlung für 1868 Seite 249.) für ablösbar erflärten gemerblihen Bes 
rechtigungen erfolgt nad den Beftimmungen bes gedachten und nicht des ge— 
genwärtigen Geſetzes. 


18: 


Die Gegenleiftungen, welche dem Berechtigten gegenüber dem Verpflich— 
teten obliegen, werten, fo weit fie nach dem gegenwärtigen Gefege ablösbar 
find, nad den Vorſchriften der SS. 6, bis 15. ebenfalls auf eine Jährlichkeit 
gebradht und wird deren Werth von dem Jahreswerth der Leiftungen abges 
rechnet. 

Ergiebt fih dabei ein Ueberſchuß für den Berpflichteten, jo ift diefer da— 
für ebenjo zu entihädigen, wie der Berechtigte für den Mehrwerth der Leis 
ftungen abzufinden fein würde. 

Eine Ausnahme hiervon findet nur ftatt, wenn dem Berechtigten aus 
einem bejonderen Necdtsgrunde die Befugniß zufteht, wieder den Willen des 
Berpflichteten auf die Leiftung zu verzidten und ſich Dadurd von den Gegen- 
leiftungen zu befreien. 
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8. 18, 

Bei der Auseinanderiegung nad den Beftimmungen dieſes Geſetzes findet 
weber eine Ermäßigung der Abfindung wegen ber den pflichtigen Grundftüden 
auferlegten oder aufzuerlegenden Grundfteuern, noch aud eine Umjchreibung 
der von ben berechtigten Grunbftüden für die abgelöften Neallaften zu ente 
richtenden Steuern auf die verpflichteten Grunbftüde ftatt. 

In dem Gebiete des vormaligen Herzogthums Naffau werden bie nad 
Vorſchrift des F. 16. und ff. des Naſſauiſchen Steuer » Edicts vom 10. und 
14, Februar 1809 von dem Inhaber des Guts für die Reallaften, mit Vor— 
behalt des Rüdgriffs, bezahlten Abgaben bei der Auseinanderjegung nad 
Maßgabe des durchſchnittlichen Betrages der legten zwanzig Jahre aufge- 
rechnet. 

Dagegen bewendet es bis zur Ausführung der Ablöfung bei den geſetz— 
lihen Beftimmungen über die Anſprüche der Verpflichteten auf die Vergütung 
dieſer Grundfteuern oder auf einen Abzug von den Leiftungen wegen ber ge= 
dachten Grundjteuern. 


$. 19. 


Der in Gemäßheit der 88. 6. bis 18. ermittelte Jahreswerth ber abzu- 
löjenden Leiftungen oder des Ueberſchuſſes derfelben über die Gegenleiftungen 
oder umgefehrt, bildet die Ablöfungsrente, melde ber dazu Verpflichtete durch 
Baarzahlung ihres zwanzigfachen Betrages zu tilgen befugt ift. 

Der Rentepflihtige ift befugt, das Kapital in vier auf einander folgenden 
einjährigen Terminen von dem Ablauf einer balbjährigen Kündigungsfrift 
angerechnet zu gleichen Theilen abzutragen. Doch ift der Berechtigte nur 
ſolche Xheilzahlungen anzunehmen verbunden, die mindeftens Einhundert 
Thaler betragen. Der jebesmalige Rüdftand ift mit fünf Prozent jährlich 
zu verzinfen. 

$. 20. 


Steben dem Berehtigten mehrere Verpflichtete mit jolidariiher Haft« 
barfeit für die demſelben zu gewährenden Leiftungen gegenüber, und es hat 
bereitd eine Vertheilung der Leiltungen mit Einwilligung des Berechtigten 
ftattgefunden, fo ift legtere au für bie Auseinanderjegung nad dieſem Ges 
fege in ber Art maßgebend, daß mit der Ausführung berjelben die ſolidariſche 
Haftbarkeit der Ablöfenden aufhört. 

Iſt eine ſolche Bertbeilung noch nicht erfolgt, jo ift der Berechtigte ge« 
balten, ſich eine BVertheilung der nad 8. 19. ermittelten Rente nad Vers 
hältniß des Werths der einzelnen pflihtigen Grundftüde bei Aufhebung der 
Solidarhaft gefallen zu laffen. Er ift jedoch alsdann zu fordern beredtigt 
daß diejenigen Nentebeträge, welde die Gefammtjumme von zwei Thalern für 
einen Berpflichteten nicht erreichen, durdy Baarzahlung des zwanzigfachen Bes 
traged Seitens des Verpflichteten abgelöft werden. Das Nämliche gilt bei 
den nah der Auseinanderiegung eintretenden Zerftüdelungen rentepflichtiger 
Grundftüde. 


g. 21. 


Bei denjenigen in dem. vormaligen Herzogtbum Naffau gelegenen Erbleih» 
gütern, welde an eine Gemeinde, als ſolche, mit der Verpflichtung vererbleiht 


worden find, das Erbleihgut unter eine Anzahl Gemeindeglieder oder Haus— 
befiger in ber Gemeinde zu vertbeilen, haben die im Befige diefer Gutetheile 
befindlichen, als deren Befiger im Steckbuche eingetragenen Perjonen alle nad 
dieiem Geſetze dem Erbleihträger zuftehenden Rechte auszuüben und alle ihm 
obliegenden Verbindlichfeiten zu erfüllen. 

Die Gemeinde, als folde, fheidet aus dem Erbleihverbande und allen 
damit verbundenen Rechten und Pflichten aus. 


$. 22. 


Mit dem Ausführungstermine der Ablöfung der auf den im Erbzins-, 
Erbleih-, Landfiedelleih- oder Erbpacht-Verbande ftehenden Grundftüden haf— 
tenden ahlösbaren Leiftungen fällt das Obereigentbum des Erbleih-, Land» 
fiebelleih-, oder Erbzinsherrn oder das Eigenthum des Erbverpächters ohne 
Entihädigung fort, je daß jene Grundftüde in das volle Eigenthum der 
Befiger übergeben. 


$. 23. 


Mit dem Anführungstermine der Auseinanderfepgung ($. 22.) tritt an 
die Stelle ter aufgehobenen Berechtigungen das Recht auf die dafür feft- 
geftellte Rente oder Kapitale-Abfindung. Diefem Rechte ſteht ein geſetzliches 
Borzugdreht gegen alle anderen an das verpflichtete Grundftüd geltend zu 
machenden Privatforberungen zu. 

Der Eintrag dieſes Rechts in die betreffenden öffentlichen Bücher erfolgt 
auf Grund der gegenwärtigen Beftimmungen. 

Die Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten und der Zuftiz 
werben ermächtigt, mit Nüdficht auf die verſchiedenen Hypotheken-Verfaſſungen 
ber einzelnen Lundestheile den Behörden die näheren Anmweifungen zu ertheilen, 
welche zur Sicherung ber Rechte der Renten» und Kapitald-Empfänger und 
deren Realberechtigten erforberli find. 

Im Konkurfe findet bezüglich der fäligen Renten ein Anſpruch auf vor- 
zugsweiſe Befriedigung nur im fo weit ftatt, als ein folder den aus dem 
abgelöften Rechte ftammenden fälligen Forderungen bisher zugeftanden hat. 


$. 24. 


Die Koften der Auseinanderfegung, ausſchließlich der Prozepfoften, find 
zur einen Hälfte vom Berechtigten, zur anderen von ben Berpflichteten zu 
tragen. 


$. 25. . 

Die Ausführung diejes Gejeges für die zum Regierungsbezirke Wiesbaden 
gehörigen Sandestheile mit Ausnahme des Kreifes Biedenkopf wird der Re— 
gierung in Wiesbaden ald Auseinanderfepungd-Behörde und dem dafelbft zu 
bildenden Sprud: Kollegium für landwirthſchaftliche Angelegenheiten übertragen. 

In Anſehung der Rechte dritter Perjonen, ſowie des ganzen Ausein» 
anderfepungs Verfahrens und Koſtenweſens finden dabei diejelben Vorſchriften 
Anwendung, welche in dieſen Beziehungen bei Ablöfungen in dem Oftrheini« 
hen Theile des Regierungsbezirls Goblenz gelten. 


—— — — 
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$. 26. 

In dem Kreife Biedenkopf und dem Amte Vöhl liegt die Ausführung 
dieſes Gejepes der General» Kommiffion in Gaffel ob. Dabei finden in An- 
ſehung der Rechte dritter Perjonen, jowie des ganzen Auseinanderſetzungs-Ver— 
fahrens und Koftenweiens dielelben Vorjchriften Anwendung, welde in biejen 
Beziehungen bei Ablöfungen in der Provinz Weftfalen gelten. 


$. 27. 


In Streitigkeiten über Theilnehmungsrehte und deren Umfang, jowie 
überhaupt wegen folder Rechtsverhältniſſe, welche abgejehen von den Beftim- 
mungen dieſes Geſetzes Gegenftand eines Prozeſſes im ordentlichen Rechtswege 
hätten werden fünnen, bat in lepter Injtanz das Oberappellationsgericht in 
Berlin zu entideiden. 

Dabei fommen die für diefes Gericht geltenden Beftimmungen über 
die Rechtsmittel und die dafür beftehenden Prozeß » Vorfchriften zur Namens 
dung. 


$. 28. 


Ale bisherigen Vorjhriften über Gegenflände, worüber das gegenwärtige 
Geſetz Beftimmungen enthält, werben, inſoweit fie mit demjelben unvereinbar 
find, außer Kraft gejegt. 

Die auf Grund jolder Vorſchriften oder jonft rechtäverbindlih erfolgten 
Feftfegungen über die Art und Höbe der Entihädigung und über das Koften» 
Beitrags-Berhältniß bleiben in Kraft. 


$. 29. 

Die auf Grund des Großberzoglid Heſſiſchen Gejepes, betreffend Die 
Allodification der Erbleihen und Landfiedel » Güter vom 6. Auguft 1848 
ſchwebenden Sachen gehen in der Lage, in welder fie fi befinden, in das 
neue Verfahren über. 


N 286. 


Berichterſtatter: Haus der Abgeordneten. 
Abgeordneter Bieck. 10. Legislatur-Periode. 
— — — 


Bericht 


verſtärkten Kommiſſion für das Unterrichtsweſen 
über den Geſetz-Entwurf, betreffend die Er— 
weiterung, Umwandlung und Neuerrichtung von 
Wittwen- und Waiſenkaſſen für Elementar— 
lehrer. (Nr. 27. der Druckſachen.) 


Die pülfebebürftige Lage, in der ſich faft ſämmtliche Glementarlehrer-Witt- 
wen» und Waijen befinden, ift jhon mehrmals Gegenftand der Berathung 
und der Beihlußnahme im Haufe der Abgeordneten gewejen. 

Der Superintendent Karften in Züllihau hatte im Verein mit 116 
Superintendenten und circa 9000 Elementarlehrern am 2. Februar 1860 au 
das Haus der Abgeordneten eine Petition eingereicht mit der Bitte: „der Noth der 
Glementarlehrer abzubelfen entweder durch die den Lehrern geſetzlich zu ertheilende 
Berechtigung zu dem Eintritt in bie Königlihe Wittwenverpflegungs-Anftalt, 
eder dur anzuordnende ausreihende Unterftüpung der Lehrerwittwen aus 
Staatömitteln.” Das Haus nahm darauf in der Sitzung am 10. Mai 1860 
mit jehr überwiegender Majorität folgenden Antrag an: 

„über die Petition des Superintendenten Karten und Genojjen, 
infofern dieje die Zulaffung der Elementarlehrer zu der allgemei— 
nen Wittwenverpflegungs-Anflalt beantragt, zwar zur Tages-Ord— 
nung überzugeben, diejelbe aber, injofern fie eine ausreichende 
Fürforge für die Wittwen der Glementarlehrer wünſcht, der König— 
lihen Staats-Regierung zur Berüdfihtigung zu übermweilen.“ 

Dem in dem Jahre 1861 verfammelten Haufe der Abgeordneten reichte 
der Abgeordnete Harfort einen beionderen Gefeg- Entwurf ein, betreffend bie 
Errichtung. von Penfionskaffen für Die Wittwen und Waijen der Elementars 
lehrer, der von der Unterrihts-Kommilfion aud in Berathung genommen und 
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über den ein Bericht erftaitet ward; doch gelangte derfelbe nicht mehr in das 
Plenum. Der Abgeordnete Harfort legte den Entwurf abermals am 12. 
Februar 1862 dem Haufe vor. Auch damals kam er nicht zur Berathung im 
Plenum. — Eben fo wenig war dies der Fall mit dem unter dem 20. Auguft 
1862 von der Kommijfion für das Unterrichtsweien an das damalige Abge- 
ordnetenhaus erititteten ſehr ausführlichen Bericht, der 24 Nefolutionen, unter 
benen auch eine über Schullehrer-Wittwenkaffen, zur Annahme empfahl. — 
Erft das im Fahre 1863 verfammelte Haus. der Abgeordneten nahm, nahdem 
unter bem 11. März üter mehrere auf den Erlaß eines Unterrichts-Geſetzes 
antragende Petitionen ein Bericht erftattet war, in der Sipung am 24, März 
1863 folgende Refolution an: „In jedem Regierungsbezirk foll eine Schul« 
Ichrer-Wittwenfaffe beftehen. Bei ihrer Verwaltung foll eine Mitwirkung ber 
Intereffenten in geeigueter Weife eintreten. Die Gemeinden follen verpflichtet 
werben, auch ihrerjeits jährlih Beiträge für jeden Lehrer zu jenen Kaffen zu 
zahlen.“ 

In der Sigung des Abgeordnetenhaufes am 7. Dezember 1866 erhielt 
der Antrag „die Königlide Staats » Regierung zu erfuhen, daß fie 
dem Haufe im möglichſter Kürze ein Schuldotations-Geſetz vorlege, in 
welchem über das Einkommen der Glementarlehrer, über das Ruhe— 
gebalt bei Emeritirung derjelben, jowie über die Penjion der Schul— 
lehrer: Wittwen Beftimmungen getroffen werden, durch welde der großen 
Noth, in der ſich viele Elementarlehrer, ungeachtet der erheblichen 
Berbeflerungen, die fie in ihrer Äußeren Lage durch die Staats-Regierung wie 
durd Kommunen erhalten haben, noch befinden, thunlichſt abgebolfen werde‘ 
— die Majorität. — Zuletzt warb noch der Antrag „die beftehenden Schul- 
lehrer-Wittwen-Kaſſen ſchleunigſt jo einrichten zu wollen, daß fie erbeblidy 
höhere Penfionen gewähren fünnen und diejelben bierbei dur einen Zuſchuß 
aus der Staats-Kaffe zu unterftügen” von der Majorität des Hauſes der Ab- 
geordneten in der Sitzung am 25. Januar 1868 angenommen. 

Durch dieje in verſchiedenen Selfionen gefaßten Beſchlüſſe ift die Staats- 
Regierung veranlaßt worden, den Gefep-Entwurf, betreffend bie Erweiterung, 
Umwandlung uud Neuerrihtung von Wittwens und Waiſen-Kaſſen für Ele» 
mentarlehrer, nachdem bierzu unter dem 2. November a. pr. die Allerhöchfte 
Ermädtigung ertheilt war, in der Eipung vom 12. November 1868 dem 
Haufe zu übergeben. 

Die verftärkte Unterrichts-Kommiffion hat vom 1. bis zum 11. Februar 
in 7 Sitzungen den Entwurf berathen und ihre Beihlüffe gefaßt. An den 
ſämmtlichen Kommiffions-Sigungen nahm als Vertreter der Staatd-Regierung 
der Regierungs-Rath von Wuſſow, an der zweiten Sigung auch nod der 
Regierungs-NRath Hoffmann Theil. — 

Bei der allgemeinen Diskuffion ward, nahdem auf das vorftehend ans 
gegebene Thatſächliche hingewieſen und von feiner Seite bezweifelt war, daß 
diefe Gefeped- Vorlage nicht in unmittelbarer Verbindung mit den drei ande 
ren, von der Staats» Regierung eingebrachten Entwürfen, die Schule be- 
treffend, ftehe, deshalb aud für ſich behandelt werden könne, allgemein zu— 
geftanden, daß die Lage der meiſten Elementarlehrer-Wittwen und Waifen, wenn 
auch noch durd andere theils mit ſtaatlicher Genehmigung. theild ohne ſolche 
beftehenden Kafjen im einzelnen Kreijen jo wie jonft noch auf mannigfache 


Reife eine weſentliche Berbefferung herbeigeführt werde, doch eine äußerſt 
bürftige jei. Aus dem reihen Material, weldes die dem Gejep » Entwurf 
beigefügte Zufammenftellung der beftehenden Schullehrer-Wittwen- und Wais 
jen-Kafjen barbietet, ergiebt fi, daß zwar in faft allen bejtehenden Elementar— 
lehrer-Wittwen» und WaifensKafjen jeit ihrer Gründung eine Steigerung der 
Penfionen ftattgefunden habe, und daß in den Bezirken Göln und Aachen 
eine Penfionsrate mehr als 40 Rthlr. betrage, im Negierungs = Bezirk 
Düffeldorf ſogar die Erhöhung bis zu 50 Rthlrn. jetzt beabſichttgt 
werde, daß aber in den meilten Bezirken weniger als 25 Rthlr., in 
Schleſien den Wittwen fatholifcher Lehrer nur 12 Rthlr. jährlih, ja, im 
einigen Kreijen der Negierungd-Bezirfe Magdeburg und Kranffurt, in welden 
beiden Bezirken gemeinfhaftlihe Wittwenfaffen nod nicht beitehen, nur 
10 Rtblr. und noch weniger an Penfion jährlih gewährt werden kann. 
Der Durdichnittsbetrag ift, wie in den Motiven pag. 10. angegeben wird, 
auf 23,, Rthlr. anzunehmen. Daß folder Betrag für durchaus unzu— 
reihend zu erachten jei, um auch nur den allereinfachften Haushalt zu bes 
ftreiten und den nothdürftigften Lebinsunterhalt zu bejhaffen, ward alljeitig 
zugeftanden. Hülfe thut dringend noth und ift auf's ichleunigfte zu 
bewirken. Bei der Frage, wie das zu erreichen jei, war man in ber Kom— 
milfion darüber zuwörberft einig, daß dies nicht durch Aufnahme der 
Elementarlehrer in die Allgemeine Bittwen-Berpflegungs-An« 
ftalt zu ermöglichen fei. Zwar warb von Seiten des Korreferenten bar» 
auf bingewiejen, daß bis zum Sabre 1816 die Elementarlehrer das Recht 
gehabt hätten, an dieſer Anftalt Theil zu nehmen, — daß auch jept noch Die 
Geiftlihen und die Lehrer an höheren Schulen Privatpatronats Mitglieder 
derjelben feien und für fie auf Grund der Allerhöchften Kabinets-Drtre vom 
10. Dezember 1816 fogar die Zahlung der Beiträge für eine WittwensPenfion 
von 100 Rthlr., jo lange das Einkommen der betreffenden Geiftlihen und 
Lehrer noch nicht 400 Rthlr. betrage, auf die Staats-Kaffe übernommen fei, 
obwohl diejelben doch aud nicht ala unmittelbare Staats-Beamte anzufehen 
feien; indeß ftand body aud er von einem Antrage, die Elementarlehrer in 
diefe allgemeine Wittwen-Verpflegungs-Anftalt aufzunehmen, ab. Er ſchloß 
ſich mit allen übrigen Mitgliedern der Kommilfion dem an, was in der ſchon 
erwähnten Sipung des Abgeordnetenbaujes vom 10. Mai 1860 beichloffen 
ward, wonach man über die Petition, melde die Zulaffung der Elementar- 
lehrer zu der Allgemeinen Wittwen-Verpflegungs-Anftalt zur Tages · Ordnung 
überging, indem für bie betreffende Kaſſe es unüberſehbare Folgen haben 
würde, wenn man dieſem Geſuche willfahren wollte, und er that dies um fo 
mehr, da fich ſeit bald 50 Jahren ein bejonderes Penfions-Kaffenweien für 
die Elementarlehrer-Wittwen und Wailen entwidelt habe, das einer befriedi- 
genden Fortentwicklung wohl fähig jei. 

Die Kommilfion war auf darin einftimmig, daß zunächſt die Lehrer 
jelbft die Berpflihtung hätten, für eine bejfere Lage ihrer Hin- 
terbliebenen zu jorgen und daher von ihnen höhere Beiträge als bisher 
erhoben werben müßten. Daß dieſe Beiträge aber, aud wenn fie auf eine 
beträdtlihe Höhe ftiegen, bei den meiften Glementarlehrer - Witwen 
und Waijen » Kafjen neh nicht binreihen würden, um eine aud nur 
einigermaßen genügende Wittwen » Penfion zu erzielen, daß auch Die 
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Einnahmen aus Antritts- und Gehalts-Verbeſſerungsgeldern, aus Kollekten 
und DBermächtniffen, diefen Zwed noch nicht herbeiführen fönnten, verhehlte 
man fi in der Kommilfion nicht. Das Mittel, den Mitgliedern der 
Kafien die Verſicherung einer zweiten, jelbft einer dritten Pen- 
ſionsRate zu geftatten, deffen die Motive Seite 13. erwähnen, kann 
auch in Nebereinftimmung mit der Anfiht der Staats-Negierung als ein aus— 
belfendes ebenfalls nicht angefehen werben, da es doch nur Wenigen möglich 
fein würde, die dann erforderlihen Beiträge zu zahlen, und diefen Wenigen, 
ald den Bemittelteren auf Koften der ärmeren Mitzlieder eine Vergrößerung 
zu Theil würde, erfabrungsmäßig aud da, wo folde Einrihtung 
ihon beftand, nur äußerft felten von ihr Gebrauch gemacht worden ift. 
Der, wenn auch nicht in ber Kommilfion, jo doch in mehreren Petitionen 
ausgeiprodhenen Ferberung, daß die Anhäufung von Kapitalien zu unterlaffen 
und die Verwendung des ganzen Zinfenbetrages allgemein anzuordnen ei, 
fonnte auch nicht beigetreten werden, da die üblen Folgen, welche bei Anwens 
dung dieſes Grundſatzes für mehre Kaſſen, namentlih in Schlefien, ſich er- 
geben haben, auf's dringendfte abmahnten, nur die Gegenwart in's Auge zu 
faffen, von der Zufunft aber abzuiehen. 

Bei Diefer Sachlage warb auf die Frage, wie foll die nöthige weitere 
Hülfe bejhafft werben? in großer Uebereinftimmung anerfannt, daß 
dafür zunädft die Gemeinden in Anſpruch genommen werben 
müßten. Nac den beftebenden Gelepen und aud nah den Beftimmungen 
der Verfaſſung liege die Unterhaltung der Schulen und die Sorge für die 
an ihnen angeftellten Lehrer, den Gemeinden ob, — fie ſeien auch zunächſt 
verpflichtet, der Noth der Elementarstehrer-Wittwen und Waiſen abzubelfen, 
und erforberlihenfalls ihnen Unterftügung zu gewähren. 

In Uebereinftimmung mit der vom Hauſe der Abgeordneten in der 
Sitzung am 27. März 1863 angenommenen Rejolution erachtete man daher in der 
Kommilfion für billig und geredt, daß auch die Gemeinden zu jährliden 
Beiträgen an die Wittwen- Kaffen herangezogen würben. Nur Seitens 
bes Korreferenten ward eine andere Anfiht ausgeſprochen. Er äußerte fi 
dahin, daß zwar prinzipiell gegen die direfte Betheiligung der Gemeinden 
mit Zujhüffen nichts einzuwenden fei, es frage fih nur, ob ein ſolches Ver— 
fahren wirklich zweckmäßig ſei und fi in allen Stadien der Berathung bes 
Geſetz-Entwurfes als förderlich für das Zuftandefommen des Geſetzes ermweiien 
werde. Der Ddireften Betheiligung der Gemeinden ftänden unter Anderem 
folgende Bedenfen entgegen: 

Der Begriff der Schulgemeinde jei gejeglih nod nicht hinreichend feſt— 
geftellt reip. über die Vertheilung der Schullaften werde gerade vielfach Bes 
ſchwerde geführt, wie fi dies aud aus dem Inhalt mehrer Petitionen er- 
gebe. Der Inhaber eines jelbftftändigen Guts- oder Domanial-Bezirks ger 
böre in den öftlihen Provinzen und aud in einigen der neuerworbenen Lan« 
destheile in der Negel nicht zur Schulgemeinde. Bei Auferlegung einer neuen 
Laft auf die Gemeinden, wenn diefelbe an fi auch nicht erheblich jei, müßten 
unter allen Umftänden auch die Guts-Bezirfe nad ihrer vollen Steuerfraft 
belaftet werben. 

Der Modus der Vertheilung der Laften zwilhen den zu einem Schul: 
verbande vereinigten Gemeinde und Guts- Bezirken, welder in Artikel 8. des 
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in biefer Seffion vorgelegten Schul» Dotationsgefeges von der Staats-Regie— 
rung vorgeſchlagen fei, nämlich die Vertheilung nad der Einwohnerzahl, führe 
oft zu den größten Unbilligfeiten, und fei daher nicht annehmbar. Es fünne 
mur eine Bertheilung der neuen Laft zwiſchen Gemeinde: und Guts -Bezirken 
nah dem gefammten in ben einzelnen Gemeinden und Gutäbezirfen 
auffommenden Staatöfteuer« Betraged eintreten. Er werde es für ſehr er 
wünſcht halten, wenn ein jo wichtiges Prinzip, welches eventuell au für ein 
Ipäteres Dotationd: Gefeg maßgebend werben könnte, bei dieſer Gelegenheit 
von allen Faktoren der Gefepgebung acceptirt werde, — er fürchte jedoch, es 
möchte daran vielleicht das ganze Geſetz ſcheitern, und müſſe er ſich ſchon 
aus dieſem Grunde gegen eine direfte Betheiligung der Gemeinden erflären, 
fofern ein anderes Ausfunftsmittel zu finden jei. Gegen bie direfte Belaftung 
der Gemeinden für jede Schulftelle ſpreche aud ferner, daß jehr arme und 
jehr reihe Schulverbände mit demielben Betrage belaftet würden, und daß 
in mander armen Gemeinde dieſe neue Laft dem Lehrer im mißliebiger Weiſe 
würde in Anredinung gebradt werben. Darauf möge jebod vielleicht weniger 
Gewicht zu legen jein, als auf das weitere Bedenken, daß bei einer Direften 
Heranziehung ber Gemeinden zu Zahlungen an die betreffenden Bezirks⸗-Kaſſen 
ed jehr Schwer ausführbar fein werde, den in dieſer Weiſe Belafteten in irgenb 
einer Weile eine geeignete Mitwirfung bei der Verwaltung der Kalfen zu 
geben, was ſchon des Prinzips wegen und namentlih aud mit Nüdfiht auf 
die betheiligten Städte zu wünſchen ſei, da ſchon Städte von mittlerer Größe 
fünftig mehrere hundert Thaler jährlih an die Wittwen» Kaffen zu zahlen 
haben würden." — 

Diefen Ausführungen des Korreferenten gegenüber ward darauf hinge— 
wiejen, daß in den Beſtimmungen diejes Gejeges die Heranziehung der felbft« 
ftändigen Guts- oder Domanial»Bezirfe nah ihrer Steuerfraft, ebenfo die 
Betheiligung der Gemeinden an der Verwaltung ber Kaffen feftgeftellt, und 
der Beitrag der Gemeinden in einer Höhe feftgefept werben fünnte, der auch 
für die armen Geineinden nit zu drüdend fein würde. Ein Scheitern des 
Gejepes um deshalb, daß den Gemeinden ein Beitrag zu den Wittwen- und 
Waifen- Kaffen auferlegt würde, — werde nicht zu bejorgen fein. 

Eine große Uebereinftimmung berichte in der Kommilfion auch darüber, 
daß der Staat verpflihtet zu erachten ſei, mit einem Zuſchuß den 
Lehrer » Wittwen- und Waifen- Kaffen, wenn nöthig, zu Hülfe zu kommen. 
Liege demjelben auh nicht eine gefeplihe Verbindlichkeit dazu ob, fo 
werde er doch eine moraliſche Verpflichtung anerkennen müffen, und dieſe 
wiege oft noch ſchwerer, ald jene. Der Staat habe aud bei Gründung ber 
verſchiedenen Kafjen ein Kapital zu Hülfe gegeben, er habe aud fonft zur 
Unterftügung armer Lehrer» Wittwen fo manches gethan, — es fei anzuneh⸗ 
men, bie Staats-Regierung werde fi auch jetzt nicht weigern, überall da, 
wo es der Zuftand der Wittwen- und Waijen» Kaffen erfordere, helfend ein« 
zutreten. Wie Vieles gefchehe für die Wittwen und Waiſen der Elementar- 
Lehrer in anderen Deutihen Staaten, — in Baden, in Sachſen, in Baiern ıc. 
Sollte Preußen hinter dieſen Staaten zurüdbleiben? Die große Bedeutung, 
welche der Beruf der Elementar-Lehrer für die Wohlfahrt des Landes habe, die 
Berdienfte, welche fie ih um das Vaterland erwerben hätten, liefen es gerecht⸗ 
fertigt und geboten erſcheinen, die Hülfe der Staats-Negierung auch für Die 
Hinterbliebenen der Elementar» Lehrer in Auſpruch zu nehmen, 
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Der Korreferent erkennt es zwar auch als nothwendig an, daß ben 
Wittwen-Kaſſen anderweite Beihülfe geſchafft werde, — er will ſolche aber 
nicht aus der Staats⸗-Kaſſe beanſpruchen, ſchon um deswillen nicht, daß bie 
Staats-Behörde nicht die Reorganijation der Kaffe lediglich in ihrer Hand 
behalte. Seine Tendenz gehe vielmehr dahin, im Anſchluß an die zur Zeit 
beftehenden Penfione-Kaffen, möglichft leiftungsfäbige, überall einen größeren 
Bezirk umfafjende Inftitute zu ſchaffen und eine den fteigenden Bebürfniffen 
entipredhende Fortentwidelung derſelben dadurch zu fihern, daß hinter ihnen 
fommunale ober provinzielle Vertretung ftehe, die zur Erhöhung der zu ge 
währenden Penfienen ebenfo wie zur Bewilligung der erforderlichen Mittel 
jebereit berechtigt und im Stande ſei. Deshalb lege er der Kommilfion 
einen ausgearbeiteten Gejeg-Entwurf vor, nad weldhem die Lehrer-Wittwen- 
und Waiſen-Kaſſen gleih anderen provinziellen Inftituten unter bie Kontrole 
der Provinzial» Vertretung geftellt und den Provinzials Verbänden die Ver: 
pflibtung der Zujhußleiftung nad Bedarf auferlegt würde. Auf Staats: 
Zuſchüſſe fünne dann volftändig verzichtet werden; es ſei doch aud in ber 
That gewiß gleichgültig, ob das Land durch Staats-Steuern oder auf dem 
Wege der Provinziallaft die erforderlihen Beiträge aufzubringen habe. Ihm 
mären zwar die Bedenken, melde binfichtlih der gegenwärtig beftehenden 
Provinzial» und Kommunal» Landtage mit Rückſicht auf die Art ihrer Reaf- 
tivirung und auf ihre unferem neueren Verfaffungaleben widerjpredende ſtändiſche 
Zufammenfegung in den meiften Provinzen vorhanden feien, durchaus nicht fremd, er 
theile vielmehr jelbft diefe Bedenken. Dennoch halte er es für rathſamer, eine mit 
der Politif durchaus nit im Zuſammenhange ftehende Einrihtung wie bie 
Elementarlehrer-Witiwen- und Waifenfaffe bis zum Borhandenjein der in der 
Berfaffung vorgefehenen Provinzial-Vertretungen: unter Kontrole der zur Zeit 
vorhandenen Provinziale und Kommunales andtage zu ftellen, als andernfalls 
dieje Kaffen und ihre Reorganifation, die Revifion ihrer Statuten, die Feſt— 
fegung der zu zahlenden Beiträge von Gemeinden und Lehrern, die näheren 
Beftimmungen über die Vertheilung der Wittwen- und Waijengelder aus— 
ſchließlich in die Hände der Bürenufratie zu legen und diefer eine vollftändig 
abjolute bisfretionäre Gewalt bierbei einzuräumen. Uebrigens habe bie 
Staats » Regierung für die Regulirung der betreffenden Berhältnifje im Res 
gierungsbezirk Wiesbaden die Mitwirkung der Kommunalftände bereits jelbft in 
Ausfiht genommen, — auch bätten holſteinſche Lehrer in einer Petition vom 
6. Januar d. I. um Ablehnung der Regierungs » Vorlage und Regelung der 
Wittwen- und Waijenpenfionen durd die Provinzialftände gebeten. Das 
Abgeordnetenhaus habe von feinen Bedenken wegen der ftindiihen Zufammen- 
ſetzung der gegenwärtig beftehenden Provinziale und Kommunal:Landtage ab» 
geichen, als es beſchloß, dieſen Körperfhaften die einftweilige jelbftftändige 
Verwaltung von 24 Million Hülfsfaffengelder anzuvertrauen. Weshalb jollte 
es bedenffiher fein, dieſen Verbänden nun auch eine geſetzliche Laft auf 
zuerlegen? Die Provinzial =» Hülfskaffengelder würden jogar theilweiſe, 
mwenigftens in einigen Provinzen, fofort zur Unterftüpung der Lehrer-Wittwens 
und Waiſenkaſſen verwendet werden fünnen. Auch ließe fih annehmen, daß 
die Provinzial » Landtage, die ſehr bedeutende Summen für Zaubftummen», 
Blinden», Irren = Anftalten, Waifenhäufer und andere Inftitute verwendeten, 
auch für die Elementarlehrer-Wittwens und Waijen-Kafjen, wären fie einmal 
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Provinzial-Inftitute geworden, gewiß gern Bewillignngen gewähren würden, 
welche über das gejeglidh gebotene Maaß no erheblich hinausgingen. Auch 
ben betheiligten Lehrern werde die Mitwirfung der Provinzial-Landtage keines— 
wegs unerwünjcht fein. Denn nah feinem Entwurfe jolten den MWittwen 
und Waiſen beftimmte Minimalfäge und zwar durch die befondere Berüd: 
fitiguug der Halbwaifen mehr wie nad irgend einem anderen Vorſchlage 
gejeplich zuerfannt werben, jo daß die Gewährung diefer Beträge gar nicht 
von dem guten Willen der Provinzial» Landtage abhängen werde. Ihm fei 
ed vornämtlid darum zu thun, daß das Gejeh zu Stande fomme, daß na— 
mentlih ein Minimaljag für Wittwen und Waiſen der Lehrer von einem bes 
ftimmten Zeitpunfte ab erreicht werde; er halte dies um jo mothwendiger, als 
auf andern Gebieten der Schulgefeggebung den Wünſchen der Lehrer ſchwerlich in 
nächſter Zeit würde entiprohen werden. Sein Vorſchlag habe den Vorzug, an den 
Staat feine finanziellen Forderungen zu ftellen, an deren Ablehnung Seitens 
der Staats-Regierung das Gejep ſcheitern fünne, — ferner, daß die Betheir 
ligung der Belafteten bei der Bildung und Kontrole der betreffenden Ein- 
richtungen leichter berzuftellen fei, als bei der direften Betheiligung ber Ge— 
meinden‘, und daß er endlich nicht den Austrag einer fo erheblichen Prin« 
jipienfrage, wie die im der Beitimmung des Maßſtabes der Belaftung der 
Gutsbezirke und Gemeinden enthaltene, zur Borausjegung habe. 

Gegen diefe Ausführungen des Korreferenten wurde von mehreren Mitgliedern 
der Kommilfion geltend gemacht, daß die Wittwen- und Waijenfafjen bisher 
ohne alle Berbindung mit den Provinzialftänden gewelen wären, daß ed, da 
die Kaffen unter der bisherigen Verwaltung auch bei dem vorgelegten Ent» 
wurfe des Korreferenten bleiben jollten, den Geſchäftsgang ohne Noth er 
ſchweren hiefe, wenn noch eine Auffichtsbehörde hinzugefügt würde, daß bie 
bisherige Organilation, welche überdies ſehr unerhebliche Koften verurſacht 
hätte, fich in jeder Beziehung bewährt habe und bei Beibehaltung derjelben 
feinerlei läftige Beichränfung zu beforgen fei, zumal wenn Beftimmungen in 
dies Gejep aufgenommen würden, weldye über die wejentlihen Punkte Feft- 
jegungen träfen; die Provinzial» und Kommunal» Landtage hätten nicht 
neue Hülfe-Kafjengelder erhalten, jondern wären nur in Berwendung ber bid- 
ber ſchon überwiefenen freier geftellt worden, hätten aber über bie ihnen zu 
Gebote ftehenden Mittel bereits disponirt und Dabei diejenigen Zwede ins 
Auge gefaßt, deren Beahtung ihnen gejeplih obliege; in mancher Provinz 
würbe aus den Hülfskoffen der für die dortigen Glementarlehrer - Wittmen- 
und Waiſen-Kaſſen erforderlihe Zuſchuß auh nur zu einem geringen 
durchaus nicht hinreihenden Theile gewährt werben fönnen; eine Heranzie— 
bung der Gemeinden zur Erfüllung einer den Provinzialftänden noch gar 
nicht zugewiefenen gejeplihen Verpflichtung ericheine unausführbar. Wollten 
gegenwärtig ſchon Provinzialftände aus den ihnen zuftehenden Mitteln etwas 
auch für die betreffenden Kaſſen verwilligen, fo jei ihnen dies unbenommen. 
— Da übrigens eine Reorganifation den Provinzialftänden auch in Ausficht 
ftebe, So würde es fi doch empfehlen, dieſe erft ind Leben treten zu laſſen 
und abzuwarten, welde Rechte und Pflihten den Ständen übertragen werben, 
follen. Erſcheine es dann zwedmäßig, fo werde ohne große Schwierigfeit 
die in dem Entwurf des Korreferenten ausgeſprochene Abfiht zu erreichen 
die Staatäfaffe zu entlaften und den Provinziale Verbänden die Leiſtung ber 
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erforberlihen Zuſchüſſe, aud eine Mitbeauffichtigung ber Kaffen zu übertragen 
fein. — Soll j&leunigft den Wittwen und Waiſen der Elementarlehrer ge 
bolfen werben, jo ift dringend geboten, von jedem weitläuftigeren Berfahren 
abzufehen, in der jepigen Verwaltung wejentlihe Aenderungen nicht vorzu« 
nehmen, bie erforderlichen Hülfsquellen für die Kaffen aber aud da zu juchen, 
wo fie fofort lüffig gemacht werden fünnten, d. b. bei den Gemeinden und 
beim Staat. Der Behauptung des Korreferenten, daß der Staatd-Regierung 
eine zu große Gewalt über die Kafjen eingeräumt werde, ward entgegenge- 
halten, daß durch dies Geſetz felbft die Befugniffe der Staats-Regierung auf 
ein den Zweden der Kaſſen förderlihes und deshalb durchaus zuläffiges Maaß 
beihränft werden könnten. Da überdies ſchon bei der allgemeinen Diskuffion 
von allen Seiten hervorgehoben war, daß eine Vertretung der zahlenden 
Mitglieder bei der Verwaltung durchaus nothwendig ſei, jo glaubte 
man alle von dem Korreferenten erhobenen Bedenken durch das Geſez ſelbſt 
bejeitigen zu können. 

Die Erklärung der Vertreter der Staatd-Negierung bei der allgemeinen 
Diskuffion war folgende: 

„Die Staats-Regierung müffe fi gegen den Entwurf des Kor— 
referenten erklären. Die Organijation der ſtändiſchen Provinziale 
Vertretungen fei in der Schwebe. Deshalb jei eine Webertragung 
der Verwaltung und Kontrole der Wittwenfaffen auf die Provin- 
zial-Vertretungen nicht jofort ausführbar. Auch würden die Be- 
theiligten vielleicht damit nicht einverftanden ſein. Wenn bie 
ftändiihen Verwaltungen geordnet fein würden, jo könne durch 
einen Zufag zum Geſetz nachträglich geholfen werden. Was den Entwurf 
des Referenten betreffe, jo ſei die Staats-Regierung im Allgemeinen 
nicht gegen denjelben. Sie könne fi indeß mit der Feftfegung 
eines Minimaljapes für die Penfionen nit einverftanden erflären, 
weil, um dies zu erreichen, die Staatalaſſe helfen müffe.* 

„Die Lehrer hätten aber feinen Anſpruch darauf, daß der Staat 
Verpflichtungen für ihre Wittwen und Waijen übernehme. Zus 
nächſt jei die Gemeinde hierzu verpflichtet. Die Regierung müfje 
fih daher im Prinzip gegen eine Staats-Unterftügung erklären. 
Die Fürforge des Staats fei bisher nur ein mobile officium ge» 
weien. Der Staat habe nur in Form von Unterftügungen ge 
bolfen, dies werde auch ferner gejchehen. Eine Rechtsverpflichtung, 
deren Tragweite zur Zeit nicht zu überjehen ſei, könne aber die 
Staats-Regierung mit Rüdfiht auf die gegenwärtige Finanzlage 
nicht übernehmen. Die Staats-Regierung müffe daher von dem 
Borjhlage, den Staat mit Beiträgen zu den Wittwenkafjen her- 
anzuziehen, abrathen, — die Annahme defjelben würde das Zur 
ftandefommen des Gejepes hindern.“ 

Bei Berathung über $. 1. der Negierungsd » Vorlage ward nad einer 
längeren Berhandlung über den Antrag des Korreferenten: daß unter 
Mitwirkung der Provinzial» Vertretungen ıc. die Revifion bewirkt werden 
jolle, wobei die im Vorftebenden bereits angegebenen Gründe für und 
wider nochmals geltend gemacht waren, von bdemjelben $. 1. jeines Ente 
wurfes zurüdgezogen. Zu der Regierungs » Vorlage warb dann nod be= 
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antragt, zwijchen den Worten „find“ und „einer Reviſion“ einzujchalten „durch 
die bisherige Verwaltung unter Mitwirkung des berheiligten Lehrerſtandes“ und 
wurde dieſer Antrag, da er dem entiprad, was bereits in der allgemeinen 
Debatte übereinftimmend heroorgehoben war, und auch der Regierungs-Kom— 
miffarius gegen eine Betheiligung der Kaffen » Mitglieder bei der Revi— 
fion der beftehenden Statuten nichts einzuwenden hatte, einftimmig ange 
nommen. 
Zu $. 2. der NRegierungs = Vorlage ward beantragt, demjelben folgende 
Faſſung zu geben: 
Zweck dieſer Nevifion ift 
1) Die Erhöhung der Penfion einer Schullehrer » Wittwe vom 1, 
Januar 1871 ab auf jährlich mindeftens 50 Rthlr. und die Un- 
terftügung einer Waije bis zum vollendeten 15. Lebensjahre mit 
jährlih 10 Rıblen., jomeit die Anzahl der Waijen 3 nicht übers 


ſchreitet; 

2) die angemeſſene Betheiligung der Lehrer an der Verwaltung und 
Kontrole. 

Der Korreferent beantragt, ſeinen Entwurf in $. 2 folgendermaßen ab— 


juändern: 
Zweck diejer Nevifion ift 
a) Die Erhöhung der den Hinterbliebenen der Lehrer zu zahlenden 
Penfionen; 
b) eine angemefjene Betheiligung der Lehrer an der Berwaltung uud 
Kontrole, — 
jodann aber den Wortlauf des $. 4. jeinesd Entwurfs folgen zu laſſen. — 

Noch ein dritter Antrag ward geftellt, den $.2. der Regierungs-Borlage 
alſo zu faflen: 

Zwed der Revifion iſt 

1) Die Erhöhung der Sahrespenfionen für Wittwen öffentlicher 
Elementarlehrer muß auf mindeftens 50 Rthlr. vom 1. Januar 
1871 an und 

2) die Bewilligung von Erziehungs » Beiträgen an alle Wailen der» 
jelben im Betrage von je 10 Rthlen. jährlich bis zum vollendeten 
14, Zebensjahre. 

Der Antrag des Referenten lautete: 

„Hauptzwed dieſer Nevifion ift die Erhöhung der den Hinter 
bliebenen zu zahlenden Penfion auf mindeftens 50 Rihlr. vom 
1. Januar 1871 ab“ zu welchem von einem Mitgliede noch der 
Zuſatz gegeben wurde: 
„ohne ſpäter möglihe Erhöhungen diejes Minimaljapes aus— 
zuſchließen.“ 

Bei der längeren Debatte, die ſich über dieſe verſchiedenen Anträge ent» 
jpann, war man in der Kommilfion darüber einig, daß ein Minimal 
jap der Penjion und ein Zeitpunkt, mit weldem jolder beginnen 
müßte, feftzujegen wäre. Die Differenz betraf nur Die Höhe des Mi« 
nimums und Die Frage, ob außer demfelben auch für unmündige Waijen 
noch ein Betrag feftgejept werben folle. — Die für das leptere votirenden 
Mitglieber hoben nit allein die Dringlichleit diejer Forderung hervor, Jon» 
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dern wieſen auch auf andere Staaten, wie Sachſen, Baiern, Baden, bin, in 
denen außer der Wittwenpenfion noch die Waijen bedacht jeien. 

Nachdem jetod der Regierungs-Kommiſſarius die Erflärung abgegeben 
hatte, „daß die Staats-Negierung prinzipiell gegen jede Feſtſehung 
eines Minimums der Lehrers Wittwens-Penfionen jei, — wenn aber 
die Kommilfion dabei ftehen bliebe, er doch dringend rathen müffe, dann das 
Minimum auf das möglichft geringfte Maß zu reduziren” — nachdem darauf 
bingewiefen war, daß, jo wünſcheuswerth bejondere Penfionen für Waifen 
feien, die neben den WittwensPenfionen noch gezahlt werden folten, dieſe 
Forderung doch das Zuftandefommen des Geſetzes ſehr in Frage ftelle, weil 
dadurch die Staatekaſſe zu jehr belaftet werden würde, und da man mehr 
jeitig bervorhob, wie jhon eine jährlihe Penjion von 50 Rthirn. eine 
ſehr erhebliche Verbeſſerung der äußern Lage der Wittwen und Waijen 
zur Folge haben würde, — lehnte man alle Anträge, die auf beiondere Pen- 
fionen für Waiſen außer der Wittwen-Penfion gingen, mit Majorität ab. 
Dagegen beharrte man bei der Beftiegung eines Minimalfapes, um vor 
drüdendften Sorgen in allen Bezirfen Wittwen und Waifen zu ſchützen, — 
erachtete es auch geboten, daß die Erhöhung diejes Minimaljapes für 
die Folge vorbehalten bliebe, da, wena man jept 50 Rthlr. als das Minimum 
feftjege, nad einiger Zeit auch dieſer Betrag vielleiht als nicht mehr hin: 
reihend anzujehen fein dürfte. — Schließlid wurde mit 15 gegen 4 Stin- 
men $. 2 in folgender Faſſung angenommen: 

„Zweck diejer Reviſion ift die Erhöhung der den Hinterbliebenen 
der Kafjenmitglieder zu zahlenden Penfion auf jährlich mindeftens 
funfzig Rthlr. vom 1. Januar 1871 ab, ohne fpäter mögliche 
Erhöhungen dieſes Minimaljapes auszuſchließen.“ 

Veitere Beftimmungen, die in das Gebiet des Speziellen eingingen, 
glaubte man unterlaffen zu müſſen und erhielten darauf gerichtete Anträge 
feine Majorität. Dagegen ward eiuftimmig folgender Zujag angenommen: 

über den Anſpruch der einzelnen Hinterbliebenen auf Penfion, 
über Anfall und Ende des Penfionsgenuffes, beſtimmen die zu 
revidirenden Etaruten ($. 1.). 

Bei Berathung über $. 3. der Negierungs-Vorlage war man zueiſt 
darin einverftanden, daß die Worte „Anhörung der die Mitglieder der betrejs 
jenden Kafje nad) ihrer bisherigen Verfaſſung vertretenden Organe” geändert 
werden müsten, — da zu den bisherigen Organen noch nicht überall Mit 
glieder der Kaffe gebören. Es wurde dagegen folgende Faſſung vorgeihlagen 
„nah Anhörung der in jedem Kreije zu bildenden Vorſtände“ und genehmigt. 
Ebenſo fand es allgemeine Zuftimmung, daß ftatt der Worte: „in dem Be: 
reihe der Kaffe angeftellten Lehrer” gejept würde: „von jeder in dem Bereich 
der Kaffe befinolihen öffentlichen Elementarlebrerftelle* indem dann 
aud während einer interimiftiihen Verwaltung, jowie während einer Vakanz 
die Beiträge zur Kaffe zu erheben jein werden. In Betracht aber, daf 
öfters auch Mitglieder zur Kafje gehörten, die nicht Lehrer wären, warb zu 
obigen Worten noch hinzugefügt: „ſowie derjenigen Kaffenmitglieder, welde 
feine Zehrerftelle inne haben.” — Da die Bezeihnung: 2 pCt. des jährlichen 
Dienfteintommens — dem Mifverftand unterworfen ift, als könnten Beis 
träge im verjchiedener Höhe bis zu 2 pCt. des Gehals eines jeden Lehrers 
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erhoben werben, dies aber weder in ber Abſicht ber Regierungs-Berlage noch 
in der Intention der Kommiſſion liege, vielmehr ein gleiher Beitrag “en 
allen Mitgliedern der Kaffe für zweckmäßig erachtet würde und dem nur vor 
gebeugt werben fellte, daß er in feinem Falle zu hoch bemefjen würde, — 
warb ber Vorſchlag, 5 Ribaler als das Marimum des Beitrages anzufepen — 
angenommen. — Auch die Zahlung eines Antrittsgeldes, das in den meiften 
Kaffen bisher ſchon erhoben wurde, eradhtete man für nothmendig, lehnte je: 
doch den Antrag, es bis 10 Thaler erhöhen zu können, ab und entidieb ſich 
für „Höhe bis zu 8 Thaler”, wobei auch vorausgefept wurde, daß folde 
Zahlung nit auf einmal, fondern in Terminen erfolgen könne. Mehrmals 
ein Antrittögeld zu zahlen, wie das bisweilen vorgefewmen fein joll, erſcheint 
bart und ungerechtfertigt und um dergleichen für die Folge zu verhindern, 
wurde beantragt, hinzuzufügen: einmaliges Antrittsgeld. Auch wird ber 
Antrag geftellt: das Antrittsgeld zu erheben „von allen vorihriftsmäßig ges 
prüften Kandidaten.“ Derielbe blieb jedoh in der Minorität; Dagegen ent 
ſchied fih die Majorität für dieſe Faſſung: „von allen Elementarlehrern bei 
ihrer erften definitiven Anftellung;‘ weil proviforiih angeftellte Lehrer 
aus ihrem Amte durch die vorgelegte Negierung ohne Disziplinarverfahren 
entlaffen werben fönnen und es daher in vorfommenden Fällen ald eine Härte 
angelehen werden müßte, wenn von ſolchen proviloriih angeftellten Lehrern 
ein Antrittögeld erhoben worden war. Gin definitiv angeftellter Lehrer kann 
nur nach Disziplinarelinterfuhung durch Verfahren, weldes im Geſetz vorge» 
ichrieben ift, fein Amt verlieren. Mithin empfiehlt es fi, auch erft mit ber 
definitiven Anjtellung die Zahlung des Antrittägeldes eintreten zu laſſen. 

Durch Annahme dieler Faffung ward auch der Zulap „einmaliges 
Antrittögeld” überflüffig. 

Gegen einmalige Zahlung von 25 pGt. einer Gehalts » Verbefferung 
ward nit Widerſpruch erhoben, 

Bei der Abftimmung ward nun $. 3. in folgender Faſſung von der 
Kommilfion angenommen: 

„, Um den angegebenen Zwed zu erreihen, können nad An: 
börung ber in jedem Kreife zu bildenden Vorſtände ($. 7.) die 
jährlichen Beiträge von jeder in dem Bereih der Kaffe befinbli- 
hen öffentlihen Lehrerftelle, ſowie von denjenigen Kaffenmitglie- 
dern, welche feine Lehrerftelle inne haben, bis auf den Betrag 
von 5 Rthlrn. gefteigert, von allen Glementarlebrern bei ihrer 
erften definitiven Anftellung ein Antrittögeldb bis zum Ber 
trage von 8 Rthlen. und von den Kaffenmitgliedern bei Ges 
balts « Verbefjerungen, die ihnen zu Theil werden, ein einmaliger 
Beitrag von 25 pCt. des Jahresbetrages derjelben gefordert 
werben.” 

Hierbei wird noch ausdrücklich bemerkt, daß bei Errihtung neuer 
Kaffen die dann im Amte fehenden definitiv angeftellten Lehrer ein An— 
trittögeld zu entridten haben. — 

Da die Regierungs-VBorlage nur an die Lehrer die Forderung hö— 
berer Beiträge geftellt, die Gemeinden und die Staatskaſſe aber auf x 
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Betracht gelaffen bat, fo war von dem Referenten ber Antrag geftellt, fol« 
gende neue Paragraphen in das Gefep aufzunehmen: 
8. 4. Bis dahin, daß dur die Einnahmen ber betreffen» 
den Wittwenkaſſe jelbft jede Penfion bis zum Betrage von 
50 Rtblrn. jährlid gewährt werben fann, ift jede Gemeinde bes 
betreffenden Bezirks zu einem jährlichen Beitrage bis zur Höhe 
von 3 Rthlrn. für jebe ihrer Schulftellen heranzuziehen. 
$. 5. Gelingt es auch mit Hinzunahme diejes Beitrages 
nidht, die im $. 2. feſtgeſetzte Höhe ber Penfton zu erreichen, jo 
ift aus der Staatsfaffe bis zu dem im $. 4. bezeichneten Zeit= 
punfte ein folder Zuſchuß zu der betreffenden Wittwenfaffe zu 
gewähren. 

In der Debatte über $. 4. lehnte die Majorität ber Kommilfion es ab, 
von den Gemeinden nur bedbingungsweije und auf Zeit Beiträge 
zur Wittwenlaffe zu erheben; vielmehr, in Anbetradt, daß eine ftete Steige- 
rung der einzelnen Penfionen dringend geboten fei, ein Beitrag felbft von 
4 Rtblen. für jede Lehrerſtelle auch feiner Gemeinde läftig werben Fönne, fie 
überdies zunächft die Verpflihtung babe, für die Hinterbliebenen ihres Lehrers 
im Fall großer Bebürftigfeit einzutreten; jo ward von der Majorität be» 
Ihloffen, die Beiträge der Gemeinden zu dauernden zu machen, für jeden 
Bezirk fie gleihmäßig feftzufepen und fie auf 4 Rthlr. für jede Schulſtelle 
zu normiren. 

Der Herr Regierungs-Kommilfar gab zu diefem Beſchluß eine beftimmte 
Erklärung nit ab. 

Um aber zu verhüten, daß nicht die Schulgemeinden allein dieſe Abgabe 
leifteten, fondern verhältnißmäßig auch felbftftändige Guts- und Domanials 
Bezirke, ſowie Inftitute, Kaſſen und von wem jenft öffentlihe Elementar« 
Lehrerftellen zu unterhalten find, herangezogen werden fünnen, — ward vom 
Korreferenten folgende Faffung des $. 4. beantragt und von der Kom» 
million angenommen: 

„Die Gemeinden und felbftftändigen Gutt- oder Domanial-Bezirke, 
ſowie die Inftitute, Kaffen ꝛc., melden die Unterhaltung einer 
Lehrerftelle obliegt, find verpflichtet, einen jährlihen Beitrag von 
4 Rthlrn. für jede ihrer Schulftellen zu der Lehrer Wittwen- und 
Waifen- Kaffe des Bezirks zu zahlen, welchem fie angehören. 

Sind mehrere Gemeinden, jelbftftändige Gute« oder Domanial» 
Bezirke zu einem Schulverbande vereinigt oder einer Schule zuge» 
wieien, fo ift der zu leiftende Beitrag nah Maßgabe bes ge 
fammten in dem einzelnen Gemeinden, Gutd- oder Domanial-Bes 
zirfen auffommenden Betrages der direkten Staatäfteuern (Ein« 
fommen, Klaffen, Grunde und Gebäube- Steuer) auf die Bes 
treffenden zu vertbeilen.* 

Der Bertreter der Stants-Regierung erklärte, daß bei der Geringfügig- 
feit eincd Beitrages von 4 Rthlru. er feinen Werth darauf lege, ob die Guts— 
bezirke und Domainen in der vorgefhlagenen Weije zu dieſer Leiftung mit 
herangezogen würden oder nicht. 

Als darauf in die Berathung über den vom Referenten geftellten $. 5. 
eingetreten ward, gab der Regierungs-Kommiſſarius abermals die Erflärung ab, 
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daß die Stants-Regierung nicht in der Sage fei, eine fubfibiäre Verpflichtung 
zur Erfüllung des Minimums von 50 Rthlrn. an Wittwen « Penfionen auf 
die Staats » Kaffe zu übernehmen, 1) weil dem Prinzip nah die Schul 
gemeinden die Schulen zu erhalten hätten, 2) weil die Staats-Kaſſe dadurch 
in die Lage gebracht werbe, eine Verpflihtung zu übernehmen, deren Trag- 
weite gar nicht zu überfehen fei, da nicht nachzuweiſen wäre, wie hod bie 
Anzahl der Wittwen fteigen werde, und 3) da bei ber jepigen Lage ber 
Staats-Finanzen neue Verpflichtungen auf die Staats » Kaffe nit zu über 
nehmen jeien. 

Diefe Erklärung wiederholte derfelbe im Laufe der Debatte noch einmal 
mit dem Hinzufügen, daß an folder Beftimmung das ganze Geſetz ſcheitern 
fönne. 

In der Kommilfion ward aber, nachdem man es einmal abgelehnt hatte, 
auf Provinzialftände und Beiträgen aus Provinzialfonds einzugeben, feine 
einzige Stimme laut, die ſich dafür ausgejproden hätte, ben 
Artikel 5. fallen zu lafjen und von einem Hinzutreten ber Staats— 
Kaffe Abftand zu nehmen. Da man fi vielmehr überzeugte, daß für 
jetzt und die nächſten Jahre vorausſichtlich nur bei den Kaffen in Schlefien, 
bei der.in Marienwerder, in Frankfurt a. D. und der im Regierungd-Bezirf 
Stralfund neuzugründenden, ſowie bei einigen Kaffen in den neuerworbenen 
Provinzen Zuſchüſſe zu leiften fein würden, dieſe aber die Höhe von 
20,000 Rihlrn. nicht überfteigen dürften, da eine ſolche Summe im Hinblid 
auf den durch fie zu erreihenden Zweck aud bei der jepigen Finanzlage des 
Staats nicht erheblih genannt werden fünne, da, wenn ſpäter höhere Zus 
ſchüſſe erforderlich jein jollten, auch dieſe immer innerhalb der Finanzfrafı des 
Landes bleiben und nur der Anerkennung entjprehen würden, die der 
mübevollen, zum Beften des Landes gereihenden Arbeit ber Ele 
mentarlehrer auch Seitens des Staats zu zollen ift, und da von Lehrern 
und Gemeinden höhere Leiftungen, als durch dies Geſetz in Vorſchlag ge- 
bracht, nicht gefordert werben könnten, ohne fie zu überbürben, — jo bebarrte 
die Kommiffion bei dem Beſchluſſe, daß die Staats » Kaffe die erforderlichen 
Zuſchüſſe zu zahlen habe, damit der Betrag der Penfionen mit 50 Athen. 
erreicht würde, und nahm einftimmig den $. 5. in diejer Faſſung an: 

„Gelingt es auch mit Hinzunahme dieſer Beiträge nicht, die in 
$. 2. feftgejegte Minimals Höhe der Penfion zu erreichen, jo ift 
aus der Staats-Kaffe der erforderliche Zuſchuß zu leiſten.“ 

$. 4. der Negierungs » Vorlage fiel nun fort. 

Referent beantragte daranf als $. 6: 

„Die Verwaltung der Schullehrer-Wittwen- und Waijen-Kaffen 
verbleibt der Regierung. 

Dod werben als Kuratoren der Kaffe aus der Zahl und 
durch die Mitglieder der Anftalt drei Vertreter erwählt“. 

Ohne weitere Debatte wurde diefer Paragraph, dem aud der Regie» 
gierungs-Kommiffar beiftimmte, von der Kommilfion angenommen. 

Darauf ward über den vom Referenten proponirten $. 7. 

„Auch wird in jedem der zu einem Bezirf vereinigten Kreije ein 
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Borftand gebildet, zu dem brei von ben Mitgliedern ber Kaffe 
zu wählende Lehrer gehören müffen“ ; 
bebattirt. 

War man nun aud allfeitig mit dem legten Sape des Paragraphen ein» 
verftanden, fo ward doch von mehreren Mitgliedern für nothwendig erachtet, 
daß aud über die andern, den Vorſtänden zuzuweienden Mitglieder Beftim- 
mung getroffen werbe. 

Erforderlich fei es, daß, nachdem die Gemeinden zu Beiträgen verpflichtet 
würden, aud ihnen eine Vertretung im PVorftande zugeftanden werde, — 
daß deshalb neben Mitgliedern der Kreistage der Landratb, in Hannover 
der Kreis-Hauptmann, in erimirten Städten der Bürgermeifter Mitglied, 
diefen auch, ald den mit den Geſchäften der Wittwen- und Waijen » Kaffen 
Bertranteften der Vorſitz zu übertragen, dann aber auch der Schul-Inipeftion 
noch eine Vertretung einzuräumen fei. — Nach dieſen Geſichtspunkten, die 
allgemeine Zuftimmung fanden, wurden folgende Anträge geftellt: 

I. In jedem der zu einem Bezirke vereinigten Kreife reip. Aemter 
oder einen eigenen Verwaltungs - DB zirk bildenden Städten, wird 
ein Borftand gebildet, der aus drei von den Mitgliedern ber 
Kaffe zu wählenden Lehrern, zwei Mitgliedern der Kreis reip 
Amte- oder Städte » Vertretung und einem oder zwei Schul: 
Inipeftoren beſteht. Den Vorfipenden wählt dieſer Vorftand aus 
feiner Mitte. 

I, Bon dem Korreferenten: 

„Auch wird in jedem der zu einem Kafjenbezirf vereinigten Kreife 
oder Aemter, fo mie in jeder, weber in fommunalen no in 
polizeilichen Angelegenheiten der Auffiht des Landraths unter 
gebenen Stadt ein Vorftand gebildet, zu dem drei von ben Mit- 
gliedern der Kaffe zu mählende Lehrer gehören müffen und in 
welden der Landrath (Amtshauptmann, Bürgermeifter) ben 
Borfig führt. 

III. Auch wird in jedem der zu einem Bezirf vereinigten Kreife cin 
Vorſtand gebildet, zu welhem neben Vertretern des Kreijes und 
der Schul» Injpeltion jedenfall drei von den Mitgliedern ber 
Kaffe zu wählenden Lehrer gebören müſſen. 

IV. Bom Referenten: Auch wird in jedem der zu einem Bezirk vereinigten 
Kreife ein Vorſtand gebildet, zu dem neben Vertretern des Kreifes, 
unter welchen der Landrath (Kreisbauptmann, Bürgermeifter erimirter 
Städte) als PVorfipender und neben Vertretern der Schul— 
Inipeftion drei von ben Mitgliedern der Kaffe zu wählende 
Lehrer gehören müffen. 

Bei der Abftimmung wurde der Antrag I. mit 10 gegen 9. — ber 
Antrag IL. mit 13 gegen 6 abgelehnt, dagegen Antrag IV. mit überwiegender 
Majorität angenommen. 

Mit Beginn der meiteren Berathbung zog der Korreferent bie 
88. 7., 8. jeines Entwurfes zurüd, verzichtete der Regierung! » Kom: 
mifjarius auf die Berathung des $. 5. der Regierungs-Vorlage und fam es 
nur zur Debatte über $. 8. des Entwurfes des Neferenten, der fo lautete: 
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Die Erhöhung der bisherigen Beiträge und Antrittögelder 
jowie die Feftfegung der zu zahlenden Wittwen- und Wailen- 
Penfionen, erfolgt, letzteres auf Grund fahverftändigen Gutachtens 
nad Anhörung der Vorftände ($. 7.) dur Beſchluß des Minifters 
der Unterrichts- Angelegenheiten. 

Diefe Faſſung ward folgendermaafen begründet: Da bie Beiträge ber 
Mitglieder bis zur Höhe von 5 Rthlrn. und die Antrittsgelder bis zur 
Höhe von 8 Kıblın. normirt werden fünnen, jo bedarf es bejonderer Feſt— 
jegungen darüber. Aud über die Höhe der Penfionen find ſolche nothwendig. 
Es ift zwar das Minimum der Penfion in $- 2. angegeben, es werden aber 
ihon jept mande Kaffen, wenn die Beftimmungen diefes Gejepes Annahme 
finden, im Stande fein, erheblich höhere Penfionen zu gewähren, — allmä- 
lig jollen ja alle Kafjen dazu gelangen. Bon der Staats-Regierung läßt ſich 
erwarten uud liegt es aud in ihrem cigenen Intereffe, daß fie, fobald es nur 
der Zuftand einer Kaffe geftattet, eine höhere Penfion in Vorſchlag bringen 
werde, Daß dabei aber ftets das Gutachten Sadverftändiger zum Grunde 
zu legen jei, erjcheint als eine nothwendige, auch duch frühere Erfahrungen 
gerechtfertigte Borfiht. Daß eine Mitwirkung der Vorftände eintrete, und 
nicht ohne Anhörung derjelben die Feſtſetzungen durch den Minifter der Un« 
terrichts = Angelegenheiten erfolge, ift geboten und andern Beftimmungen 
in biefem Geſetz entiorehend. — 

Diejen Anführungen traten andere Mitglieder der Kommilfion bei; — ba» 
gegen warb ein Antrag ftatt „nah Anhörung“ zu ſagen: „auf Vorſchlag 
des Kreisvorftandes,* nachdem fih der Regierungs- Kommiffarius und mehre 
Mitglieger dagegen erklärt hatten, — von der Kommijfion abgelehut und 
$. 8, in der obigen Fafjung angenommen. — 

Einftimmig geſchah daffelbe auh mit dem $. 9. des Entwurfs bes 
Referenten: 

„Zum Kapital müjjen geſchlagen werden die Antritts- bie 
Gehalts » Berbefferungsgelder, die eingehenden Geſchenke und Ber: 
mächtniſſe, joweit nicht ausdrüdlih anders über fie beftimmt ift, 
und die Kollekten. — 

Man erkannte an, daß eine Bermehrung des Kapitald ſtets angeftrebt 
werden müffe, auh daß es nothwenbig jei, diejenigen Poften zu bezeichnen, 
die dem Kapital zufließen müſſen. Ueber die in dem vorftehenden Paragra= 
phen angegebenen hinauszugehen und etwa einen Theil der Zinfen als Zuſchuß zum 
Kapital zu fordem, — ward aber nicht als geboten erachtet. — Aud der 
Vertreter der Staats-Regierung erflärte feine Zuftimmung zu $. 9. 

$. 6. der Regierungs-Borlage wurde nah furzer Debatte und nad 
einigen Rebaltions- Veränderungen, mit welchen der Regierungs-Kommiſſarius 
fih einverftanden erflärt hatte, als $. 10. des Gejepes angenommen und 
lautet wie folgt: 


$. 10. 


Die Aufhebung der unter Leitung ber Staats » Behörden 
ftehenden Elementarlehrer-Wittwen- und Baifen-Kaflen zum Zwed 
einer Erweiterung der Aſſociations-Bezirke, — 

Die Beränderung ihrer Statuten, — 
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Die Bereinigung mehrer folder Kaffen zu einer gemeins 
Ihaftlihen Kaffe unter Wahrung der bereits erworbenen Rechte 
der einzelnen Theilnehmer, — 

Die Zuſchlagung einzelner Landestheile zu einem bereits beftehen- 
den Kaffen-Berbande, — 

Die Errihtung neuer ſolcher Kafjen mit juriftiiher Per- 
jönligfeit, mit Beitcagapfliht aller öffentlichen Glementar- 
Eehrerftellen innerhalb eines gewiffen Bezirfs und mit Berchti- 
gung zur abdminiftrativen Beitreibung ber jährlihen und ein« 
maligen ftatutenmäßigen Beiträge jowie ber Antrittögelder ber 
Theilnahme-Pflichtigen, — 

wobei jedod überall die in dieſem Gejep enthaltenen Bes 
ftimmungen zur Geltung fommen, — 

erfolgt dur Königliche Verordnung, welche durch die Amts- 
blätter der betheiligten Bezirke zu verkündigen ift. 

Es erſchien fhließlih der Kommilfion noch nothwendig, daß aud bar- 
über eine Beftimmung in das Gejep aufzunehmen fei, bis zu weldhem Termin 
die Errichtung neuer Elementarlchrer-Wittwens und Waiſen-Kaſſen - herbeige- 
führt fein müſſe. Da indeß in manden Bezirken für die Lehrer-Wittwen 
und Waiſen in noch ausreichenderem Maße, als dies Gejep es erfordert, ges 
jorgt ift z. B. in Berlin für einen Theil der Lehrer — und in folden 
Bezirken die Errihtung von Wittwen- und Waijen » Kafjen auf Grund 
dieſes Gejepes unzwedmäßig und für die Lehrer nachtheilig fein würde, — 
da in andern bie Wittwen der Lehrer mit bejonderen Gerechtſamen bedacht 


ſind z. B. in Schleswig, wo auf Grund gefepliher Beftimmungen die Ger 


meinden zu nicht unerheblichen Leiftungen an die Lehrer-Wittwen verpflichtet 
find, und es weder in ber Abfiht der Staats-NRegierung noch in der des Abge- 
orbnetenhaufes liegen fann, in der Fortdauer biefer Gerechtſame, ſowie im 
Genuß der befonderen Leiftungen an die Wittwen irgend welche Aenderung 
oder gar eine Aufhebung herbeizuführen; jo ward die Kommilfion nad ein» 
gehender Debatte darüber einig, noch folgende zwei Paragraphen in das 
Geſetz aufzunehmen: 


8. 11. 

Für Diejenigen Landestheile, in welden derartige Kaffen 
unter ber Leitung von Staats-Behörden nicht beftehen, find ſolche 
Ipäteftens bis zu dem in $. 2. angegebenen Zeitpunfte nad den 
in dieſem Gefep vorgefchriebenen Normen gleihfals durch König- 
liche Verordnung ins Leben zu rufen, infofern nicht anderweitig 
in noch auskömmlicherer Weife dafelbft für die Lehrer-Wittwen und 
Waiſen geforgt ift. 


$. 12. 


Durh dieſes Gejep werben weder beftehende Gerechtſame 
der Lehrer-Wittwen- und Waiſen no bejondere Leiftungen zu 
deren Gunften aufgeboben. 

Der Bertreter der Staats Regierung hatte beiden Paragraphen feine Zu: 
ftimmung gegeben. — 
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"Gegen die Schlußworte, die Ueberihrift und Einleitung ber Geſetzes- 
Borlage wurden von feiner Seite Einwendungen gemadt. 
Zulept befhloß die Kommilfion einftimmig zu beantragen, 


daß das Haus der Abgeordneten den Gelep-Entwurf in der Faflung, — 


wie berjelbe aus den Berathungen der Kommilfion hervorgegangen, 

annehmen und damit auch die Petitionen II. Nr. 662. 697. 766. 

786. 795. 919. 1009. 1072. 1083. 1879, 1441. 1468. 1625. 

1628. 1662. 1793. 1816. 1821. 1864. 1931. — fo weit fie ſich 

auf dieſen Gefep-Entwurf beziehen, als erledigt anfehen wolle. 
Berlin, den 11. Februar 1869. 


Die verftärkte Kommilfion für das Unterrichts- 


wejen. 


Dr. Techow, Borfipender. Bieck, Berichterſtatter. v. Aulock. Dr. Paur. 
Dr. Schläger. Dr. Qünzer. Dr. v. Bunſen. Nücker. Flor: 
ſchütz. Stroſſer. Freiherr ©. Maflenbab. Dr. Stellner. 
Schmidt (Stettin). Dr. Weber (Erfurt). Harkort. dv. Auers: 
wald. Gerftienberg. Bromm. Sleift v. Bornftedt. 
Dr. Freiherr v. Schwarzfoppen:Rottorf. 


Digitized by Google 
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Anlage A. 


— — — 


Zur Berathung der verſtärkten Unterrichts-Kom— 
miſſion über den Geſetz-Entwurf, betreffend die 
Schullehrer- Wittwen- und Waiſen-Kaſſen. 


Entwurf des KRorreferenten Dr. Weber (Erfurt). 


Geife 6, 
betreffend 


die Erweiterung, Umwandlung und Heuerrihtung der Wittwen- und 
Waifen-Kaffen für Elementarlehrer. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages der Monardie, für 
ben ganzen Umfang berjelben was folgt: 


$&. 1. 

Die Statuten der unter Zeitung der Staatd-Behörden in den verfchies 
denen Theilen des Landes beftehenden Wittwen- und Waiſen-Kaſſen für die 
Hinterbliebenen der öffentlihen Elementarlehrer find unter Mitwirkung ber 
ProvinzialsBertretungen, oder, ſoweit ſolche nod nit vorhanden find, ber 
Kommunal-Landtage einer Revifion zu unterwerfen. 


$. 2. 

Zweck diefer Revifion ift die Herbeiführung einer angemeffenen Erhöhung 
der den Hinterbliebenen der Elementarlehrer zu zahlenden Penfionsfäge durch 
die Umbildung der beftehenden Lehrer-Wittwen- und Waifen-Kaffen in öffent» 
liche, unter der Kontrole der zuftändigen Provinzial-Bertretungen oder Kom— 
munalsLandtage ftehende Inftitute. 


$. 3. 
Zur Grreihung dieſes Zmwedes fünnen nah Beſchluß der zuftändigen 
ProvinzialsBertretung reip. des betreffenden Kommunal-Landtages 
a) Zuſchüſſe aus Provinzial-Fonds bewilligt werben, 
3* 
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b) die jährlichen Beiträge der in dem Bereiche ber betreffenden Kafle 
angeftellten öffentlichen Elementarlehrer bis auf den Betrag von 
2 pGt. des in dem Statut anzugebenden Normal» oder Minimal- 
Gehaltes gefteigert, — von allen Neuangeftellten ein Antrittögeld 
bis zum Betrage von 4 pCt. ihres jährlichen Dienfteinfommens 
und von den Kaffen-Mitglievern bei ihnen zu Theil werdenden 
Gehalte = Verbefferungen ein einmaliger Beitrag bis zur Höhe 
von 25 pCt. des Jahresbetrages derſelben gefordert werben. 
— Letzterer Beitrag darf jedoch nur bei ſolchen Gehalts-Ber- 
befferungen erhoben werden, melde über das im Statut 
jeder Kaſſe angegebene Normal- oder Minimal-Gehalt hinaus- 
gehen. 


g. 4. 

Späteftens vom 1. Januar 1871 ab erhält jede Wittwe eines öffent» 
lichen Elementarlehrers, jo lange fie lebt und nicht wieder heirathet, aus ber 
Kaffe des Bezirks, in weldem ihr Ehemann zulept als Lehrer angeftellt war, 
ein Wittwen-Gehalt von mindeftens 50 Rthlru. jährlid und außerdem für 
jedes vom Lehrer zurüdgelaffene eheliche Kind bis zum vollendeten 15. Lebens» 
jahre einen Erziehungs-Beitrag von mindeftens 10 Rthlrn. jährlid. Diefer 
Erziehungs-Beitrag wird aud dann gewährt, wenn die Mutter fi) wieder 
verheirathet und dadurch aus dem Bezug des Wittwen-Gehalts tritt. Hinter 
läßt der Lehrer feine Wittwe, aber ein oder mehrere ehelihe Kinder, jo wird 
für dieſe bis zum vollendeten 15. Lebensjahre mindeftens ein Erziehungsgeld 
von je 15 Rthlrn. jährlih gewährt. 

Diefes Erziehungsgeld wird für die Kinder aud dann gezahlt, wenn der 
Lehrer zwar eine Wittwe zurücgelaffen bat, diefe aber ftirbt, ehe die Kinder 
das 15. Lebensjahr vollendet haben, oder wenn die binterlaffene Wittwe die 
Stiefmutter der Kinder ift. 


8. 5. 

Injoweit die eigenen Mittel der Kaffen auch nah Erhöhung der Mit- 
glieder-Beiträge ($. 3.b) zur Gewährung der gejeplichen Minimal-Sätze (5. 4.) 
nicht ausreihen, find die erforderlihen Zufhüffe ($- 3.8) nad Beſchluß der 
zuftändigen ProvinzialsBertretung, reſp. des zuftändigen Kommunal ⸗Landtages 
aus Provinzial: rejp. Kommunal Berbandsmitteln zu gewähren und eventuell 
glei den Zuſchüſſen für andere provinzial- oder kommunalſtändiſche Inftitute 
auf die Kreile, über welche ſich die betreffenden Kaſſen-Verbände erftreden 
oder auch, jofern dies bisher üblih war, direft auf die Gemeinden dei Be— 
zirfs, zur Aufbringung zu ertbeilen. 

Die Beträge, welche bisher aus Staatsmitteln zur Gewährung fort 
laufender, ftändiger VPenfionen oder Unterftügungen an Elementarlehrer-Wittwen 
und Waifen verwendet worden find, werden den nah Maßgabe diejes Gejepes 
reorganifirten Kaffen in Quoten, weldye der bisherigen Verwendung der ber 
treffenden Summen entipredhen, zur eigenen Verwaltung überwieſen. — 

Außerdem hat der Staat die Zahlung angemefjener Beiträge für die 
Glementarlehrer an Schulen Königlichen Patronated, an Seminaren, König« 
lien Baifenbäufern und ähnlichen Königlichen Anftalten, deren Lehrer-Wittwen 
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und Waiſen an den Wohltbaten dieſes Geſetzes theilnehmen jollen, zu über: 


nehmen. Das Statut jeder Kaffe muß über die Höhe dieſer Beiträge die 
näheren Beftimmungen enthalten. 


$. 6. 

Der Beihlußfaffung der zuftändigen Provinzial-Vertretungen oder Kom» 
munal⸗Landtage bleibt es überlaffen, nah Maßgabe der finanziellen Lage der 
betreffenden Penfions-Kaffen und ber jonft vorhandenen Mittel höhere Wittwen- 
Gehalte und Erziehungsgelder ald die im $. 4. dieſes Geſetzes angegebenen 
Minimal-Beträge feſtzuſetzen. 


87. 

Die Wittwen-Gehalte und Erziehungsgelder werden von dem erften Tage 
des auf den Todestag des Lehrers folgenden Monats ab, gewäyrt. 

Die am 31. Dezember 1870. bereit? vorhandenen Lehrer-Wittwen und 
Waijen treten-vom 1. Januar 1871, ab in die nah Maßgabe diefes Gejches 
zu gewährenden Mininialfäge oder in die dur Beihlüffe der Provinzial 
Vertretungen» reſp. Kommunal-Landtage etwa bewilligten höheren Säpe ein. 


8 

Die bisher zur Beauffihtigung oder Verwaltung der beftehenden Kaffeu 
berufenen Staatsbehörden haben unter Leitung der Dber-Präfidien die nad 
Mahgabe dieſes Gejepes auszuführende Revifion der Kaffen- Statuten und alle 
zur etwaigen Vereinigung mehrerer beftebenden oder zur Einrichtung neuer 
Kaflen erforderlihen Mafregeln, unter Zuziehung der Intereffenten reſp. der 
die betreffenden Kaffın nad ihrer bisherigen Verfaffung vertretenden Organe, 
in der Weile vorzunehmen, daß bie bezüglichen ausgearbeteten Vorlagen 
Ipäteftens im Jahre 1870. dem Proviuzial-Bertretungen oder Kommunal» 
Landtagen zur Berathung zugeben. 

Bei Revifion der Statuten ift darauf bedacht zu nehmen, daß die Lehrer 
jelbft bei Verwaltung der Kaffen möglichſt betheiligt werden; namentlich ift 
die Betheiligung der Interefjenten an der Berwaltung da zu erhalten, wo 
eine ſolche bisher beftand. 


$. 9. 

Die zur Ausführung der vorftehenden Beitimmungen diejes Geſetzes er— 
forderlihen Veränderungen in ben gefammten Einrihtungen der unter Leitung 
ber Staatöbehörden zur Zeit beftehenden Elementarlehrer-Wittwen und Wailen« 
Kaffen insbeſondere: 

Die Aufhebung einzelner diejer Kaſſen zum Zweck einer Er 
weiterung der Affociations-Bezirfe, die Abänderung der Statuten, 
die Vereinigung mehrerer ſolcher Kaffen zu einer gemeinſchaftlichen 
Kaffe unter Wahrung ber bereits erworbenen Rechte der einzelnen 
Theilnehmer, infofern dieſe Rechte Vortheile gewähren, welche über 
das Maaß des nach den Beftimmungen diejes Gefepes den Lehrer» 
Wittwen und Waiſen zu Leiftenden hinausgehen, die Zuſchlagung 
einzelner Landestheile zu einem bereits beftehenden Elementar— 
lehrer-Wittwen- und WaijensKaffenverbande. 
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Die Erridtung neuer Kaffen mit juriftiiher Perfönlichkeit, obli— 
gatorifcher Beitragspflicht aller Inhaber von öffentlichen Elemen— 
tarlehrer-Stellen innerhalb eines gewiffen Bezirkes und der Be- 
rechtigung zur abminiftrativen Beitreibung der jährlihen und 
einmaligen Beiträge, fo wie der Antrittögelver der Theilnahme- 
pflichtigen, wobei jedoch überall die im den vorftehenden Para» 
grapben dieſes Gejepes enthaltenen Beftimmungen zur Geltung 
fommen. 

erfolgt, nad Berathung der im $. 8. gedachten Vorlagen jeitens ber zuftän« 
digen Provinzials Vertretungen oder Kommunal» Landtage, durch Königliche 
Verordnung, welche dur die Amtsblätter der betbeiligten Bezirke zu ver— 
fündigen ift. 


$. 10. 


Der Minifter der Unterrichts » Angelegenheiten bat unverzüglid die zur 
Ausführung dieſes Geſetzes erforderlihen Anordnungen zu treffen. 


Urkundlich ıc. 
Gegeben Berlin, den 


mean sea 
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Anlage B. 
un u" 


Zufammenftellung 


der 


Kegierungs - Vorlage mit den Beichlüffen der 
Kommilfion. 
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Negierungs: Vorlage. 


Entwurf. 


Geſetz, betreffend die Erweiterung, Umwandlung 
und Neuerrichtung der Wittwen- und Maifen- 
fafjen für Glementarlehrer. 


Wi Wilbelm, von Gottes Gnaden König von 


Preußen ꝛc., 


verordnen mit Zuftimmung beider Hänfer ded Landtages der Monarchie, für 
den ganzen Umfang der Monardhie, was folgt: 


§. 1. 

Die Statuten der unter ber Leitung ber Staatsbehörden in den ver- 
ſchiedenen Theilen des Landes beftehenden Wittwen- und Waijenfaffen für 
die Hinterbliebenen ber öffentlihen Elementarlehrer find einer Revifion zu 
unterwerfen. 


g. 2. 
Zwed der Revifion ift eine angemeffene Erhöhung der den Hinterbliebe- 
nen zu zahlenden Penfiondjäpe. 


$. 3. 

Zur Grreihung diejes Zwedes können nad) Anhörung der bie Mitglieder 
der betreffenden Kaffe nad ihrer bisherigen Berfaffung vertretenden Organe 
die jährlihen Beiträge der in dem Bereiche der Kaffe angeftellten Lehrer bis 
auf den Betrag von 2 pCt. ihres jährlichen Dienfteinfommens gefteigert, von 
allen Neuangeftellten ein Antrittögeld bis zum Betrage von 4 p&t. ihres jähr- 
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Befchlüffe der Kommiffion. 


Entwurf. 


Geſetz, betreffend die Erweiterung, Umwandlung 
und Neuerrichtung von Wittwen- und Waiſen— 
kaſſen für Elementarlehrer. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 


Preußen ꝛc., 


verordnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtags der Monardie, für 
den ganzen Umfang deiſelben, was folgt: 


51 
Die Statuten der unter Leitung ber Staatd-Behörden in den verſchie— 
denen Theilen des Landes beitehenden Witwen: und Waifen-Kaffen für bie 
Dinterbliebenen der öffentlihen Elementarlebhrer find duch die bisherige Ber» 
waltung unter Mitwirfung bes betheiligten Lehrerſtandes einer 
Reviſion zu unterwerfen. 


$. 2. 


Zweck dieſer Reviſion ift bie Erhöhung derden Hinterbliebenen 
der Kaffenmitglieder zu zahlenden Penfion auf jährlid) mindeftens funfzig Thaler 
vom 1, Fanuar 1871 ab, ohne ipäter möglihe Erhöhungen dieſes Minimals 
jages auszuſchließen. 

Ueber den Anfpruch der einzelnen Hinterbliebenen auf Penfion, über 
Anfall und Ende des Penfionsgenuffes beftimmen die zu revidirenden Sta— 
tuten ($. 1.). 


8. 3. 

Um den angegebenen Zwed zu erreihen, können nah Anhörung der in 
jedem Kreife zu bildenden Borftände ($. 7.) die jährliden Beiträge von 
ieder in dem Bereih der Kaffe befindliden öffentlihen Kebrerftelte, 
\owie von denjenigen Kaflenmitgliedern, welche feine Lehrerftelle 
inne baben, bis auf den Betrag von 5 Rthlru.—. gejteigert, von allen 
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Negierungs: Borlage. 


lihen Dienfteinfommens und von ben Kaffenmitglievern bei ihnen zu Theil | 
werdenden Gehaltt-Verbefferungen ein einmaliger Beitrag bis zur Höhe von 
25 pCt. des Jahresbetrages berjelben gefordert werben. 


$. 4. 
Die Höhe der aus den Kaffen nahhaltig zahlbaren Wittwen- und 
Waiſen-Penſionen wird auf Grund ſachverſtändigen Gutachtens beftimmt. 


&. 5. 

Die Erhöhung der bisherigen Beiträge und Antrittögelder, die Beftim- 
mung Des bei eintretenden Gehals-Verbefferungen zu entrichtenden einmaligen 
Beitrages, jowie Die Feſtſetzung der zu zablenden Wittwen- und Waijen- 
Penfionen erfolgt durch Beihluß des Minifterd der Unterrichts-Angelegen- 
beiten. 


A m a eg me — — Sun 
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Befchlüfle der Kommiffion. 


&lementarlebrern bei ibrer erften definitiven Anftellung ein An— 
trittsgelb bis zum Betrage von 8 Rthirn., und von den Kaffenmitgliedern 
bei Gehalts-Verbeſſerungen, die ihnen zu Theil werden, ein einmaliger 
Beitrag von 25 p&t. des Jahresbetrages derſelben gefordert werben. 


g. 4. 


Die Gemeinden und ſelbſtſtändigen Guts- oder Domanial-Bezirke, ſowie 
die Inſtitute, Kaſſen ꝛc., welchen die Unterhaltung einer Lehrerſtelle obliegt, 
find verpflichtet, einen jährlichen Beitrag von 4 Rthlrn. für jede ihrer Schul: 
ftellen zu der Lehrer-Wittwen- und Waijenkaffe des Bezirks zu zahlen, welchem 
fie angehören. 

Sind mehre Gemeinden, jelbftftändige Guts- oder Domanial-Bezirfe zu 
einem Schulserbande vereinigt oder einer Schule zugemwiefen, jo ift der zu 
leiftende Beitrag nad Maßgabe des gelammten in den einzelnen Gemeinden, 
Guts- oder Domanial-Bezirken auffommenden Betrages der direften Staats: 
Steuern (Einfommen-, Klaffen,, Grund und Gebäudefteuer) auf die Be- 
treffenden zu vertheilen. 


&. 5. 

Gelingt es auch mit Hinzunahme dieſer Beiträge nicht, die in $. 2. 
feft geſetzte Minimal Höhe der Penfion zu erreiden, fo ift aus der Etaatafaffe 
ber erforderlihe Zufhuß zu leiften. 


8. 6. 
Die Verwaltung der Glementar-tehrer-Wittwen- und Waiſenkaſſe ver- 
bleibt der Regierung. 
Doch werden ald Kuratoren der Kaffe aus der Zahl und dur die Mit« 
glieder der Anftalt drei Vertreter erwählt. 


8. 7. 

Auch wird in jedem der zu einem Bezirk vereinigten Kreije ein Vorſtand 
gebildet, zu dem neben Vertretern des Kreiſes, unter welchen der Landrath, 
(Kreishauptmann, Bürgermeifter erimirter Städte) ald Borfigender und neben 
Vertretern der Schulinipeftion drei von den Mitgliedern der Kaffe zu wäh— 
lenden Lehrer gehören müfjen. 


8. 8. 

Die Erhöhung der bisherigen Beiträge und Antrittsgelder, jowie die 
Feftiegung der zu zahlenden Wittwen- und WaifensPenfionen erfolgt, lepteres 
auf Grund jahverftändigen Gutachtens, nah Anhörung der Vor— 
ſtände ($. 7.) duch Beſchlunß des Minifters der Unterrichts Angelegenbeiten. 


8.9. 

Zum Kapital müſſen geſchlagen werden die Antritid-, die Gehalts 
BVerbefferungs-Gelder, die eingehenden Gejhenfe und Bermächtniffe, foweit 
nicht ausdrücklich anders über fie beftimmt ift, und die Kollekten. 

4* 
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Wegierungs: Borlage. 
$. 6. 

Die: Aufhebung der unter Leitung der Staats» Behörden ſtehenden 
Glementarlehrer-Wittwens und Waiſenkaſſen, zum Zweck einer Erwei- 
terung der Aſſoziations-Bezirke, 

die Beränderung ihrer Statuten, die Vereinigung mehrerer folder Kaſſen zu 
einer gemeinjchaftlihen Kaffe unter Wahrung der bereits erworbenen 
Rechte der einzelnen Theilnehmer, 
die Zufchlagung einzelner Landestheile zu einem bereits beftehenden Elementar: 
lehrer⸗-Wittwen- und Waiſenkaſſen-Verbande, 
die Errichtung neuer ſolcher Kaſſen mit juriſtiſcher Perſönlichkeit, obligato— 
riſcher Beitragspfliht aller Inhaber von öffentlichen Schulſtellen innerhalb 
eines gewiſſen Bezirks und der Berechtigung zur abminiftrativen Beitrei— 
bung der jährlihen und einmaligen ftatutenmäßigen Beiträge, ſowie der Ans 
trittögelder der Theilnahmepflichtigen, wobei jedoch überall die in ben $$. 3., 
4. und 5. enthaltenen Beftimmungen zu: Geltung fommen, erfolgt durch Kö- 
nigliche Verordnung, welche durdy die Amtsblätter der betheiligten Bezirfe zu 
verfündigen ift. 

Urkundli unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem 

Königlichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 


no = 7022 5 0 u 


gan 7. 
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Beichlüffe der Rommiffion. 


$. 10. 

Die Aufhebung der unter Leitung der Staatd-Behörben ftehenden Ele» 
mentarlehrer- Wittwen- und Waifenfaffen zum Zwed einer Erweiterung der 
Affociationd-Bezirke, 

die Veränderung ihrer Statuten, 

die Bereinigung mehrerer folder Kafjen zu einer gemeinihaftlihen Kaſſe, 
unter Wahrung der bereits erworbenen Rechte der einzelnen Theilnehmer, 

die Zufhlagung einzelner Landestheile zn einem bereits bejtehenden Kafjens 
Berbande, 

die Errichtung neuer folder Kaffen mit juriftiiher Perjönlichkeit, mit 
Beitragspfliht aller öffentlihen &lementarlebrer- Stellen innerhalb eines ges 
wifjen Bezirfd und mit Berechtigung zur abminiftrativen Beitreibung der 
jährlichen und einmaligen ftatutenmäßigen Beiträge, jomwie der Antrittögelder 
der Theilnahmepflidtigen, 

mobei, jedoch überall die in dieſem Gejep enthaltenen Beitimmungen 
zur Geltung kommen, 

erfolgt durch Königlihe Verordnung, welde durch die Amtsblätter der 
betbeiligten Bezirke zu verfündigen ift. 


§. 11. 
Für diejenigen Landestheile, in welchen derartige Kaffen unter der Zeitung 
von Staatsbehörden nicht beftehen, find ſolche jpäteftens bis zu dem in $. 2. 
angegebenen Zeitpunfte nah den im biefem Geſetze vorgejhriebenen Normen 
gleichfalls durh Königlihe Verordnung in’s Leben zu rufen, injofern nicht 
anderweitig in noch ausfönmlicherer Weile dajelbft für die Lehrer-Witt- 
wen und Waiſen geſorgt ift. 


$. 12. 

Durch dieſes Gejep werben weder beftehende Gerechtſame ber Lehrer: 
Wittwen und Waifen noch bejondere Leiftungen zu deren Gunften auf: 
gehoben. 

Urkundlid unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfhrift und beigeidrud» 
tem Königlihen Infiegel gegeben: 
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Zu IE 286. 
Haus der Abgeordneten. 
10. 2egislatur« Periode. 
I. Seffion 1868. 
— — 


Ueberſicht 


der 


Einnahmen und Ausgaben, der in den alten Provinzen beſtehenden Elementar— 
lehrer-Wittwen- und Waiſen-Kaſſen, wenn die Beſtimmungen des Geſetzes 
nach der in der Kommiſſion angenommenen Faſſung in Ausführung 
kommen ſollten. 


—⸗⸗ 














Name des Bezirks. 


Königsberg . 


Gumbinnen . 


Marienwerder . 


Danzig - 


Polen . 


Bromberg 


Stettin 


Göslin 


Potsdam 


Frankfurt 


Schleſien 


Magdeburg . 


Zahl der Lehrerſtellen 
nad Angabe 
der von der Etuaatd» 
Regierung beigefügten 
Zufammenftellung- 


Evangel. Lehrerftelle 2,610 


Kathol. 


2,230 


1,741 


1,368 


851 


1,748 


1,289 


2,483 


1,979 


do. 111 


— 








1,590 





penfionsberedhtigten 
1) der Wittwen 

2) der Waijen- Familien 
(am Schluß 

bes Jahres 1868.) 


1) 
2) 


1) 


Zah 


238 
20 


258 


198 
13 


211 
209 


85 
2394 


106 
4 


110 


207 
22 
329 


173 
14 


187 


446 
24 


4710 


388 
nicht 
FITE 


1090 
84 


1174 


340 





der 


Re. 


11,150 


8705 


6840 


4255 


8475 


4935 


8740 


"6445 


12,415 


9895 
angegeben. 


23,605 


7950 


2) nicht angegeben. 


340 


der Lehrerſtellen 
a5 Rtblr. 





Beiträge 


ber Gemeinden 
a 4 Rıblr. 


Re. 


8920 


6964 


5472 


3404 


6780 


3948 


6992 


5156 


9932 


7916 


18,884 


6360 


3 


— — — — — — ———— — ——— engeren 


zetrag der Zinſen 
der geſammelten 
Kapitalien 
nach der Zus 
iammenftellung. 


rund I 


5,670 


2,250 


2,290 


2,490 


4,330 


3,580 


5,120 


1,380 


7,680 


2,730 


> 


6,950 
2,990 
3,900 


4,430 


Summa 


der 


Einnahmen. 


25,740 


17,919 


14,602 


10,149 


19,585 


12,463 


20,852 


12,981 


30,027 


20,541 


52,429 


18,740 


Betrag der Penfionen 
a 50 Rthlr. 


RL. 


258 x 50 — 12,900 


211 x 50 = 10,550 


294 x 50 — 14,700 


110 x 50 = 5500 


229 x 50 — 11,450 


129 x 50 = 6450 


171x50= 8550 


187 x 50= 9350 


470 x 50 — 23,500 


388 x 50 — 19,400 


1174 x 50 — 58,700 


340 x 50 — 17,000 


Bemerfungen. 


Jährlicher Ueberſchuß 12,840 Rıblr. 
do. 7369 = 

ein Staatszuſchuß erforderlih von 98 Rthien. 
bleibt Ueberſchuß 564 Rtihlr. 

dv. 81355 = 

dv. 6,013 > 

do. 12,302 = 

do. 3631 » 

do. 6,527 >» 


Die Zahl der Waifen-Familien nicht angegeben, — wird 
dann wohl ein Staatszuihuß nöthig Ban Höhe nicht 
zu beftimmen. Mus dem Neuzelleſchen Schulfonds 
wird zu helfen jein. cf. p. 89. der Zujammenftellung. 


aus der Staatskaſſe ein Zuſchuß von 6271 Rthlr. 


wenn die Wailen-Familien hinzufommen wird wohl faum 
die Einnahme hinreichen. Es erjcheint aber aud bie 
Zahl der Lehrerftellen nicht genau. 
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Zahl der . 
Zahl = ee venfionsberedhtigten Beiträge 
ar Pe or 1) der Wittwen 
Name des Bezirks. der von der Staats- 9) per Mailen Familien| der Yehrerftellen | der Gemeinden 
ir beigefügten (am Schluß a 5 Rihir. a 4 Rtblr. 
ufammenftellung. des Jahres 1868.) 
Merſeburg.. 1,850 1) 288 9,250 7,400 
2) 11 
249 
817 1) 100 4,085 3,268 
2) 8 
108 
Mae 0 344 1) 56 1,720 1,376 
2) 2 
58 
Ninben. 705 1) 100 3,525 2,820 
2) 5 
105 
Wrnibere 3.0.0.8 1,099 1) 153 5,495 4,396 
2) 14 
167 
Gobln . . » 2 00. 0 1,134 I) 103 5,670 4,536 
2) 16 
119 
BER. 2 ce 817 1) 36 4,085 3,268 
| 2) 2 
38 
Düfelbaf - => 22... 2,049 1) 9 10,245 8,196 
2) 15 
114 
re: a ar 1,042 1) 122 5,210 4,168 
2) 12 
134 
1,032 ) 63 5,160 4,128 
2) 9 


Betrag der 77079779 WETTE ET VEN 





ten — Betrag der Penſionen 
apitalien Bemerkungen. 
nach ber Zus Einnahmen. a 50 Ahle, ’ 
jammenftellung. 
rund Re. 

5,050 21,700 299 x 50 = 14,950 bleibt Ueberihuß 6750 Rthlr. 

2,360 9,713 108 x 50 — 5,400 do. 4313 = 

1,000 4,096 58 x 50 — 2,900 do. 1196 - 

2,100 8,445 105 x 50 = 5,250 do. 3195 = 

2,900 12,791 1867 x 50— 8,350 do. 4441 = 

2,640 12,846 119 x 50 — 5,950 do. 686 = 

1,980 9,333 38 x 50 — 1,900 do. 7433 — 

3,800 22,241 114 x 50 — 5,700 do. 16,541 = 

2,890 12,268 134 x 50 — 6,700 do. 5568 = 


2,850 12,138 72x50 3,600 do. 8538 —⸗ 


— 


Hiernach hätte die Staatskaſſe für jept nur einen Zuſchuß zu leiften: 

1) bei der Kaffe im Regierungs:Bezirt Marienwerder 98 Rthlr., 

2) in Schleſien 6271 Rthlr., 

3) vielleicht noch bei der Kaffe im Regierungs-Bezirt Magdeburg und 

4) im Regierungs-Bezirf Frankfurt, 

5) bei der neu zu erricdhtenden Kaffe in Stralfund, doch bei dieſer 
erft in fpäterer Zeit, da die Beiträge für eine Reihe von Jahren 
ausreichen werben. 

Die übrigen Kaffen find faft ale im Stande, an Zinfen jährlid be— 
deutend zu erjparen und nod eine erhebliche Zahl von Penfionen zu gewähren. 


Bieck, 
Berichterſtatter. 


— 
N 287. 


Berichterſtatter: Haus der Abgeordneten. 
Abgeordneter Arndte. 10. Zegislatur » Periode. 
— II. Seſſiton 1868. 





Bericht 


verſtärkten Agrar-Kommiſſion über den Geſetz— 
Entwurf einer Gemeinheitstheilungs-Ordnung 
für den Regierungs-Bezirk Wiesbaden mit Aus— 
nahme des Kreiſes Biedenkopf. 
(Nr. 223. der Druckſachen.) 


Der vorliegende Geſetz- Entwurf, deſſen Berathung Seitens der unterzeidh« 
neten Kommiſſion unter Theilnahme des Geheimen Ober-Regierungs-Raths 
Greiff, ald Vertreters des Minifterii für die landwirtbichaftlihen Angelegen- 
beiten in den Sipungen vom 8. und 9. Februar c. ftattgefunden bat, enthält 
im Wejentlihen diejelben Grundſätze und faſt dielelben Beftimmungen, wie 
die Gemeinheitötheilungs-Drönung für die Nheinprovinz vom 19. Mai 1851, 
indem man bei NRedigirung des Entwurfs von der, wohl unzweifelhaft richtie 
gen Borausjepung auegegangen ift, daß wegen der Aehulichkeit der land- und 
forftwirtbichaftlichen Verhältniffe im Negierunge-Bezirt Wiesbaden mit denen 
in dem angrenzenden oftrheiniihen Theile des RegierungssBezirfs Goblenz die 
Einführung eines Geſetzes ſich rechtfertige, welches mit der allegirten Rheini— 
ſchen Gemeinbeitstbeilungs » Ordnung übereinftimme und nur diejenigen Ab— 
änderungen und Ergänzungen enthalte, welche durch die beſondern Berhält« 
niffe feines Geltungsbereihs motivirt jeien. Diefe legtere Auffaffung bat, 
wie bier einzufhalten, im Gegeniap zu der Rheiniichen Gemeinbeittheilungs- 
Ordnung die Beftimmung des $. 18. des Entwurfs hervorgerufen, wonad) 
zwiſchen dem vorliegenden Gejep und der Naſſauiſchen Konjolidationd-Gefep- 
gebung eine zwedmäßige Verbindung berbeigeführt worden ift. Daß die feit- 
berigen Naffauiihen Beftimmungen über die durd das Intereffe der Landes— 
Kultur geredhtfertigte Ablöfung Fulturfhädlicher Dienftbfareiten und Theilung 
gemeinfam benugter Grundftüde unzulänglih und mangelhaft jeien, jowie das 
1 


2 


Bedürfniß nach Erlaß eines Gejepes für die Ablöfung der im Negierunge- 
Bezirf Wiesbaden zahlreih vorhandenen fulturfhädlihen Nupungs-Gemein: 
ſchaften ift von allen Berbeiligten lebbaft empfunden, wie denn aud ber 
Kommunal» Landtag des Negierungs » Bezirfs Wiesbaden den vorliegenden 
Geleg- Entwurf im Allgemeinen als angemeffen anerfannt bat. 

Bei der Genernl-Disfuffion führten die vorftehend mitgetheilten 
Momente, jowie der fernere Umftand, daß ein Mitglied der Kommilfion auf 
Grund mehrjähriger Erfahrung und praftiicher Handhabung der Rheiniſchen 
Gemeinheitstheilungs « Drdnung vom 19. Mai 1851 die Verfiherung ertheilen 
fonnte, wie dieſes legtere Geſetz, auf welches der vorliegende Entwurf fi 
ftügt, als ein treffliches fi) bewährt und zu Mipftänden oder Bedenken feite 
ber feinen Anlaß geboten habe, zu dem Refultate, daß die Kommilfion im 
Allgemeinen für die Zweckmäßigkeit des Geſetz-Entwurfs fih ausſprach. 

Bei der Spezial» Disfujfion wurde bei $. 1. von dem Herrn Ne 
gierungs-Kommiſſar darauf hingewielen, daß die dort im Vergleich zum anar 
logen $. 1. der Rheiniſchen Gemeinheitstheilungs-Drdnung vorfommenden Abs 
weichungen binfihtlid) des Vorhandenſeins der verſchiedenen Berechtigungen 
auf die ſpeziellen Ermittelungen und Bedürfniſſe des Geltungebereihs bes 
Gejepes fi) bezögen, und wurde demnächſt $. 1. nad der Regierungsvorlage 
einftimmig angenommen. 

Desgleihen wurden die 88. 2. und 3. nad kurzen Grörterungen ein« 
ftimmig genehmigt; ebenfo $. 4., nachdem zu deffen Erläuterung einige Bei« 
Ipiele, wie das Recht zum Lehmgraben auf fremden Grundftüden, Wegegerecht- 
jame u. dergl. angeführt waren, ferner die 88. 5. 6. 7. 8. 9. 10, 11. 12, 
die im Wejentlihen die Beftimmungen der Nheiniihen Gemeinheitstheilungs- 
Ordnung wiedergeben. 

Zu $. 13. wurde auf die Frage, weshalb die auf Reallaften beruhen« 
den Holzabgaben an Kirdien, Pfarren, Küftereien und Schulen von der Ab« 
lösbarfeit ausgefhlofjen jeien, von dem Herrn Negierungs « Kommiffar das 
Motiv zu diefer Beſtimmung dabin angegeben, daß es in der Abfidht der 
Königlihen Staats-Regierung liege, die Ablöfung derartiger Abgaben, durch 
ein bejonderes Gefep zu regeln, und daß ſolche deshalb hier ausgeſchloſſen 
ſei. Nach diefer Mittheilung wurde auch $. 13. einftimmig genehmigt, des- 
gleichen der $. 14. 

Zu $. 15. wurde zum Behuf der Sicerftellung der nicht abgefundenen 
Berechtigten und um der Willfür des belafteten Grundeigentbümer eine Schranfe 
zu ſetzen, der Antrag eingebracht, hinter die Worte „nah Berbältniß des 
Theilnehmungsrechts des Abgefundenen einen® hinzuzufügen „unter Berüd- 
fihtigung der wirthſchaftlichen Intereſſen beider Parteien zu 
beftimmenden“ Theil u. |. m. 

Diefes Amendement fand, nachdem der Vertreter der Staats-Regierung 
feine Geneigtheit, darauf einzugehen, zu erfennen gegeben, die allgemeine Zu— 
ftimmung und es wurde wit Ddiejer Ergänzung der $. 15. einftimmig ges 
nehmigt. 

$. 17. bot zu einem Bedenken feinen Anlaß. 

Zu $$. 18. und 30. wünſchten mehrere der der Provinz Nafjau anges 
börigen Kommiffiong-Mitglieder die Erklärung dofumentirt zu haben: 

„daß die Königlibe Staats-Regierung die dat Naſſauſche Güter 


ug, 
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Konfolidationsgefep vom 12. September 1829 abändernde Ber 
ordnung vom 2. September 1867 den beiden Häufern des Land— 
tages zur verfaffungsmäßigen Resifion im Sinne der von dem 
Kommmmalstandtage zu Wiesbaden gefaften Beihlüffe baldmög- 
lichft vorlegen möge.” 

Ein Antrag in jenem Sinne wurde nicht geftellt, das Bebürfniß zu 
ber angeregten Revifion Seitens des Vertreters der Königlihen Staats » Re 
gierung unter Hinweis auf die Motive des Geſetz⸗-Eutwurfs verabredet und 
bemnädhft ber $. 18. nach ber Regierungs-VBorlage angenommen 

$. 19. fand gleichfalls keinerlei Widerjprud, jedboh wurde auf den in 
ber vorlepten Zeile enthaltenen, finnentftellenden Drudfehler „Iahresente*, 
anftatt „Sahresrente* aufmerffam gemadt. 

$$. 20., 21. wurben ohne Disfuffion nah dem Antrag des Referenten 
einftimmig genehmigt. 

$. 22. rief dagegen eine längere Debatte hervor. 

Es ward der Antrag geftellt: 

Sn der 4. Alinen, in der 2. Zeile das Wort „weder” zu 
fireihen, und in ber 3. Zeile nah dem Worte „Grundfteuern“ 
die Worte „noh auch“ zu ftreihen und bafür zu jepen „jo 
wie*; 
ferner zwiſchen dem 4. und 5. Abſatz einzufchalten: 

„Bei der Auseinanderſetzung wird der durchſchnittliche Betrag der 
Steuern, welche in ben legten 20 Jahren von den Berechtigten 
an bie Berpflichteten zurüdvergütet worden find, in Anrechnung 
gebracht.“ 

Zur Motivirung wurde geltend gemacht, daß, da wo eine Rüdvergütung 
ber Steuern Seitens ber Servitutberechtigten an den Befiper bes belafteteten 
Grundftüds ftattgefunden habe, ein gleiches Verhältniß, wie bei andern Ge 
genleiftungen obwalte und daher in ſolchen Fällen die Vorſchrift des $. 11. 
des Gejep - Entwurfs Plap greifen müſſe, wonach der Betrag der Gegen« 
leiftungen bei Ermittelung und Seftftelung des Werthes der Nupungsrechte 
in Abzug zu bringen fei. 

Dem Antrag und deſſen Motivirung wurde von dem Bertreter ber Kö» 
niglihen Staatd-Regierung und von anderer Seite widerjproden. Es wurde 
von Erfterem darauf bingemiejen, daß durch die Naſſauiſche Steuer-Bejep« 
gebung, Gele vom 10. und 14. Februar 1809, $. 8., aljo lautend: 

„zur Grundftener jollen in der Regel alle Liegenihaften, 
Grundflähen von Gebäuden, und dazu gebörige Hofraithepläpe 
oder Hofberinge, deägleihen alle auf Grundftüden und Grund- 
Nähen von Gebäuden oder Hofraitheplägen haftende, von dem 
Inhaber derjelben am einen andeın zu leiftende Geld» oder Na» 
tural-Abgaben, wie fie nur immer Namen haben und hergebracht 
fein mögen, 3. B. Zehenten, Zinſen, Gülten, Erbpächte, Grund- 
Abgaben von Häufern und Hofraithen, Holz: Abgaben aus 
Waldungen u. ſ. w. Desgleihen nupbare Gerehtigfeiten, 
z. B. der Huth und Waide, der Maſtung, u. a. m. mit ans 
gezogen werden u. j. m.‘ 
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nicht allein die Grundfläden, ſondern aud die darauf baftenden dinglichen 
Abgaben und Laſten, ſowie Gerechtiame befteuert jeien; daraus gehe hervor, 
daß es fidh hier nicht um Privat » Gegenleiftungen im Sinne des $. 11. bes 
Gejep - Entwurfs, jondern eben um Steuern, um Abgaben öffentlichen und 
ftaatlihen Charakters handle, welde durch die Aufhebung von Gerechtſamen 
tein privatredhtlicher Natur nicht tangirt und alterirt werben dürften. Aehn⸗ 
id, wie in der Vorlage ſei aud die Beftimmung in der altländifchen Gejep- 
gebung, indem bei ber Ablöie der Reallaften nad dem Geſetz vom 2. März 
1850. bei Ermittelung bes Jahreswerthes auf den jogenannten + Abzug feine 
Rüdfiht genommen jei. 

Die Königlihe Stants-Regierung erachte es für erforderlich, daß bezüg- 
ih der Grundfteuer-Veranlagung im Regierungs-Bezirt Wiesbaden weder 
im Allgemeinen noch auch bei Gelegenheit der Gemeinheitd-Theilungen in ber 
feitherigen Lage eine Aenderung herbeigeführt werde, da durch das im ber 
Berorbnung vom 11. Mai 1867 vorbehaltene Grundfteuer-Gejep eine neue 
Bafıs für die Grunbfteuer-Erhebung werde geihaffen werben. 

Der Antrag werbe daher zu einem Widerſpruch mit ben Prinzipien ber 
Preußiihen Ablöſe- und GrundftruersGejepgebung führen und er lei daber 
für die Königliche Staats-Negierung unannehmbar. 

Die darauf folgente Abftimmung ergab die Ablehnnng des Antrags 
mit 8 gegen 4 Stimmen. 

$. 23. wurde ohne Miderjprucd genehmigt; deögleihen $. 24., nachdem 
Seitens bed Bertreterd ber Königlichen Staats-Regierung die Zufage gemacht, 
baf für eine baldige überfihtlihe Zujammenftellung aller in dem fraglichen 
Rechtsgebiet auf bie Gemeinheitstheilung bezüglichen Geſetze, ähnlih wie im 
Bezirk der Königlichen General-Kommilfion Kaffel geforgt werden jolle. 

Ohne Widerſpruch wurden ferner genehmigt die 88. 25., 26., 27., 28. 

Zu $. 29. erläuterte der Herr Regierungs-Kommiſſar, daß ſich die Aus— 
nahme»Beftimmung binfichtli der Hauberge auf ein von den dortigen Bes 
börben erftattetes Gutachten gründe, und der ähnlihen Ausnahme Beftimmung 
in ber Rheiniſchen Gemeinbeitstheilungs » Ordnung entjprede. Wegen ber 
eigentbümlihen Bewirtbihaftung der Hauberge (16jähriger Umtrieb und 
ſodann mehrjährige landwirthichaftlihe Benutzung) babe es nicht zweckmäßig 
und zuläjfig erjchienen, die Beftimmungen der Gemeinheitstheilungs-Drönung 
generell auf die Hauberge anzuwenden. 

Die zu $. 30. gemachten Bemerkungen find bei $. 18. aufgeführt; im 
Uebrigen wurbe $. 30. einftimmig angenommen. 

Gegen Ueberſchrift und Einleitung des Geſetz-Entwurfs fand ſich nichts 
zu erinnern und wurde fchließlih das ganze Gejeg mit dem zum $. 15. ans 
genommenen Zuſatz einftimmig genehmigt und beidhlofjen 

dem Hohen Haufe die Ertheilung der Zuftimmung zu dem Gejep- 
Entwurf mit der nachftehenden Modification des $. 15. 
„Findet der belaftete Eigenthümer einzelne Dienftbarfeits-Beredhtigte 
ab, jo ift er befugt, nach Verhältniß des Theilnehmungs-Rechts 
des Abgefundenen einen unter Berüdfihtigung der wirth— 
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Ihaftlihen Imterejien beider Parteien zu beſtimmen— 
den Theil des benupten Gegenftandes der Mitbenugung der 
übrigen, noch nit abgefundenen Theilnehmer zu entziehen und 
darüber frei zu verfügen.“ 
zu empfeblen. 
Berlin, den 12. Februar 1869. 


Die verftärfte Kommilfion für die Agrar- 
Berhältniffe. 
v. d. Sinefebee [Teltow] (Vorſitzender). Arndts (Berichterftatter). 
Knapp. Hagen (Fürftentbum), Allnoch. v. Tbofarsfi. Thies. 


Schulze. v. Koerber. U.v. d. Kneſebeck (Ruppin). v. Hanſtein. 
Dr. Freiherr v. Schwartzkoppen. Freiherr v. Kaltenborn. 
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NE 288, 
Haus der Abgeordneten. 
10. Zegislatur« Periode, 
II. Seffion 1868. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ıc., 
ertbeilen Unjerem Finanz Minifter und Unferem Minifter für Handel, Ger 


werbe und öffentlide Arbeiten hierdurch den Auftrag, das beifolgende Ueber —___ 


einfommen, betreffend die Auflöiung des Garantiefonds für das Anlage— 
Kapital der Breslau » Pofen » Glogauer nnd der Polen +» Thorn =» Bromberger 
Eifenbahn d. d. ie rn 1869, durch weldes die auf diefem 
Garantiefonds laftende Verpflihtung zur Gewährung von Zinszuſchüſſen auf 
die allgemeinen Staatsfonds übernommen wird, nebſt Motiven, den beiden 
Häufern deö Landtages der Monardjie zur verfaflungsmäßigen Beihlußnahme 
vorzulegen. 


Gegeben Berlin, den 12. Februar 1869. 








Wilhelm. 
v. d. Heydt. Itzenplitz. 


Allerhöchſte Ermächtigung. 


Nachſtehender Ertract. 


Regifter Ar. 43., Jahr 1869. 


Verbandelt Breslau, ben fechäten Februar Achtzehnhundert neun und fechezig 
im Saale des neuen Börjengebäuden. 


Zu ber durch den Verwaltungsrath der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft 


auf heute anberaumten 


außerordentlichen General:Berfammlung 


der Mctionaire der DOberichlefiihen Eijenbahn » Gelellihaft, zu welder bie 
Actionaire durch öffentlihe Bekanntmahung und Einladung des Vorfigenden 
des Verwaltungsraths vom dreizehnten Januar diejes Jahres nad Ausweis 
ber eingeſehenen Belags-Exemplare der betreffenden öffentlichen Blätter ftatuten- 
mäßig einberufen find und zu welcher der unterfdriebene, zu Breslau wohn« 
bafte Notar behufs Führung des Protecolls requirirt worden, waren erichienen 
verfönlih befannt und verfügungsfähig: 


A. Die Mitglieder der Königliben Direction der Oberſchleſiſchen 
Eiſenbahn und zwar: 
I) der Borfipende derjelben, Gebeime Regierungs-Rath Here Ludwig 
Lentze, 
2) der Königliche Regierungs-Rath Herr Reinhard Gehlen, 
3) der Königliche Baurath Herr Wilhelm Schultze, 
4) der Königliche Regierunge- und Baurath Herr Adolph Schweitzer, 
5) der Königliche Regierungs-Aſſeſſor Herr Robert Foerſter, 


B. Die Mitglieder und Stellvertreter des Verwaltungsraths der 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 

1) der Königliche Geheime Kommerzien-Ratb Herr Johann Auguſt 
Franck, 

2) der Königliche Kreisgerichts-Kath Here Eugen Schaubert, 

3) der Direktor des Schlefiihen Bankvereins Herr Heinrih From— 
berg, 
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4) der Banquier Herr Morig Schreiber, 

5) der Partikulier Herr Julius Iaedel, 

6) der Kaufmann Herr Louis Neihenbad, 

7) der Banquier Herr Heinrich Heimann, 

8) der Stadtrath Herr Ifidor Friedenthal, 

9) der Banquier Herr Morig Cohn, 

10) der Kaufmann Herr Friedrich Beyersdorf, 

11) der GeneralseDirektor Herr Auguft Schmieder, 
ſämmtlich zu Breslau wohnhaft. 


C. Die im anliegenden beglaubigten Berzeichnilje aufgeführten 
Aftionaire der Oberſchleſiſchen Eilenbahn, 


zu denen auch die sub B. gedachten Mitglieder und Stellvertreter des Ber 
waltungsratb3 gebören, durch welde Aftionaire 2159 (Zweitaufend einbundert 
neun und funfzig) Stimmen repräfentirt werben, 

Der Staat bat ftatutenmäßig hiernach in der heutigen Verſammlung 
fünfbundert neun und dreißig Stimmen und es beträgt ſonach die Geſammt— 
ſumme aller Stimmen 2698 (Zweitaufend jehs bundert acht und neunzig). 

Als Staatefommiffarius bei der heutigen Berfammlung fungirt der Vor— 
fipende der Königlichen Direction der Oberſchleſiſchen Eijenbahn, der ad A, 1. 
gedachte Herr Gebeime Regierungs-Rath Lenge. Din PVorfig in der Vers 
ſammlung führt der Vorfigende des Verwaltungsrathes, Herr Geheime Com— 
merzien-Ratb Franck. 

Nachdem von demielben die Verſammlung eröffnet worden, murde zur 
Berathung und Beihlußfaffung über tie in der oben erwähnten Einladung 
des Herrn Vorfigenden vom dreizehnten Januar dieſes Jahres verzeichneten 
Gegenftände der heutigen Tagesordnung übergegangen. 

ad L. ꝛ cc. ıc. 

ad II. wurde der Antrag der Geſellſchafts-Vorſtände auf Genehmigung 
des der General-Verſammlung im Original vorgelegten und vorgeleſenen, bier 
beigefügten, aud in ber ad I. bezeichneten, den Actionairen mitgetbeilten 
Dentichrift abgedrudten, zwilhen dem Kommifjarius des Handels: Minifters 
und den Bertretern der Geſellſchaftsvorſtände abgeihloffenen Vertrages de dato 
Berlin den zwanzigften und Breslau den adhtzehnten Januar Adhtzebnbundert 
neun und fechäzig betreffend die Auflöſung des GarantierFonds für das Anlages 
fapital der Breslau-Polen-Glogauer und der Pojen-Thorn-Bromberger Eijen- 
bahn nad vorgängiger Motivirung zur Diskuſſion geftellt. 

Da fih Niemand zum Worte meldete, wurde die Disfuffion durch den 
Vorfigenden geihloffen und ver Antrag einftimmig duch Afflamation von 
der Berfammlung angenommen, nahdem der Vorfigende die Verſammlung 
aufgefordert hatte, ihre Erklärung . betreff$ Ddieles von ihm vorgeſchlagenen 
Modus der Abftimmung abzugeben und Niemand gegen den Vorſchlag Ein- 
ſpruch erhoben hatte. 

ad III. x. ꝛ⁊c. 

Hiermit wurde die Verſammlung geichloffen und beantragt: 

diefe Berbandlung mit dem beglaubigten Stimmenverzeihnif und 
dem übergebenen Berirage zweimal, einmal für die Königliche 
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Direftion und einmal für den Berwaltungs-Rath ber Oberſchle— 
fiihen Eifenbahn audzufertigen und benfelben die Ausfertigung 
zuzuftellen. 

Die vorftehende Verhandlung wurde hiernächſt von dem inftrumentirenden 
Notar in Gegenwart der zugezogenen, zu Breslau wohnhaften, dem Notar 
perjönlih befannten und verfügungsfähigen beiden Zeugen: 

1) des Börjenfaftellans Heinrih Strübing, 

2) des Arbeiters Johann Gürke, 
denen Allen, wie fie verfihern, feines der Berhältniffe entgegenfteht, welche 
nad Paragraph fünf bis neun des Geſetzes vom eilften Juli Adhtzehnhundert 
fünf und vierzig von der Theilnabme an der Verhandlung ausſchließen, laut 
vorgelefen, genehmigt und gemäß des Paragraphen zwölf des durch die Aller 
höchſte Beftätigungs» Urkunde von Ddreizehnten Oktober Achtzehnhundert ſechs 
und funfzig genehmigten Vertrages zwiſchen der Stants- Regierung und ber 
Oberichlefiihen Eijenbahn-Gejelihaft (Gejep- Sammlung pro Achtzehnhundert 
ſechs und funfzig pagina Achthundert fieben und funfzig) von ben oben 
sub A. aufgeführten Mitgliedern der Königlihen Direktion und den sub B. 
genannten Bermaltungsrathd> Mitgliedern reipeftive Stellvertretern wie folgt 
unterſchrieben. 


Ludwig Lentze. Neinhard Gehlen. 
Adolph Schweitzer. Wilhelm Schultze. 
Nobert Förſter. Johann Auguſt Franck. 
Eugen Schaubert. Heinrich Fromberg. 
Morit Schreiber. Aulius Jäckel. 

Louis Neichenbach. Heinrich Heimann. 
Iſidor Friedenthal. Mori Eobn. 

U. Schmieber. Friedrich Beyersdorf. 


Es atteftiren: der Notar, daß vorftehende Verhandlung fo, wie fie nieder 
geſchrieben, ftattgefunden, der Notar und die Zeugen, daß diefelbe in ihrer 
Gegenwart den Betbeiligten laut vorgelefen, von ihnen genehmigt und von 
den im Gingange der Verhandlung sub A, und B. genannten Erſchienenen 
unterichrieben worden ift. 


Geſchehen wie oben. 


Heinrich Strübing, Kaftellan. 
Johann Gürfe, Arbeiter. 
Wilhelm Albert Salzınann, Notar. 


Nebereinfommen, 
betreffend 


die Auflöfung des Garantiefonds für das Anlagekapital der Breslau- 
Pofen-Blogauer und der Pofen-Thorn-Bromberger Eifenbahn. 


Der Staat ift dur den Vertrag vom 28. Juli 1853 (Gefeg- Sammlung 
pro 1853 Seite 739.) berechtigt, den in Gemäßbeit bes $. 1. des breizehnten 
Nachtrags zum Statut der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft (Allerhöchſt 
beſtätigt am 27. Dezember 1858 — Geſetz Sammlung pro 1859 Seite 6.—7.) 
in Höhe von 1,400,000 Rıhlın. angefammelten Garantiefonde zur Dedung 
etwaiger Binsausfälle des Anlage- Kapitals der Breslau-Pofen-Glogauer Eifen- 
bahn auf 200,000 Rthlr. zu vermindern, nahdem die gedachte Eijenbahn 
während fünf hintereinander folgender Jahre einen Neinertrag von wenigftens 
3%, Prozent aufgebradt hat. 

Dieje Borausjepung ift eingetreten. Es find jebeh aus dem Vertrage vom 
30. November 1867 (Gejeg- Sammlung pro 1867 Seite 271 ff.) Zweifel herge— 
leitet worden, ob der Staat ſchon jegt von diefem Rechte Gebrauch zu maden 
befugt und nicht vielmehr verpflichtet fei, den Garanticfonds auf die im 
$. 10, 1. c. bezeichnete Dauer der Zinsgarantie für das AnlagesKapital der 
Pojen» Thorn» Bromberger Eiſenbahn in Höhe von 1,400,000 Rthlrn. zu 
erhalten. 

Zur Behebung bdiefer Zweifel und in der Abficht, die Garantie des 
Staates anderweit zu normiren, ift zwiichen dem Regierungs-Aſſeſſor Simon 
als Kommilfarius des Minifters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
einerſeis und der Königlihen Direction der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn, ver— 
treten durch deren Vorſitzenden, Geheimen Regierungs-Rath Lentze, ſowie 
deren Mitglieder, Regierungs-Rath Gehlen und Regierungs-Aſſeſſor Förſter 
und dem Verwaltungsrathe der genannten Geſellſchaft, vertreten durch die in 
der Sitzung deſſelben vom 13. Januar c. hierzu autoriſirten Mitglieder: 
Geheimen Kommerzienratb Krand, Banfdirector Fromberg und Stadtrath 
Friedenthal amdererjeits unter BVorbehaltung der nad Zuftimmung der 
Landesvertretung einzuhbolenden landesherrlihen Genehmigung, jowie der Ges 
nebmigung der General-Verſammlung der Aetionäre der Oberſchleſiſchen Eijen» 
bahn folgendes Webereinfommen getroffen worden. 


% 1 

Die Oberſchleſiſche Eiſenbahn-Geſellſchaft räumt dem Staate das Net 
ein, den in Gemäßbeit der Berträge vom 28. Juli 1853 und vom 30. No— 
vember 1867 zur Dedung etwaiger Zinsausfälle des Anlage-Kapitals der 
BreslausPolen-Glogauer und der Pofen-Thorn-Bromberger Eifenbahn ber 
flimmten Garantiefonds aufzulöfen, und über die in demfelben befindlichen 
Werthpapiere ohne jede Beſchränkung nah alleinigem Ermefjen frei zu 
verfügen. 
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Der Staat übernimmt dagegen, jobald und foweit er über die in dem 
Garantiefonds befindlihen Effecten zu anderen, als den in ben Berträgen 
vom 28. Juli 1853. und vom 30. November 1867. bezeichneten Zweden 
verfügt, die Verpflichtung, etwaige Zuſchüſſe zur Verzinfung des Anlage-Ka- 
pitald der BreslausPofjen-Glogauer und der Pojen-Thorn-Bromberger Eifen- 
bahn nad Maßgabe der obenbezeichneten Verträge eintretenbenfalls jederzeit 
aus den bereiteften Mitteln der Staatskaffe in demfelben Umfange zu leiften, 
wie dies aus dem Garantiefonds zu geſchehen hätte, wenn berjelbe für bie 
im $. 10. des Bertrages vom 30. November 1867 vereinbarte Dauer in 
Höhe von 1,400,000 Rthlrn. und nah Erlöſchen der Zinsgarantie für das 
Anlage » Kapital der Pofen » Thorn » Bromberger Eijenbahn in Höhe von 
200,000 Rthlr. bei zinsbarer Anlegung ber Beftände beffelben zu 44 Pro» 
zent beibehalten wäre, 


g. 3. 

In den ſonſtigen Verpflichtungen des Staates hinſichtlich der gegen die 
Oberſchleſiſche Eiſenbahn-Geſellſchaft übernommenen Zinsgarantieen wird durch 
dieſes Uebereinkommen nichts geändert. 

Berlin, den 20. Januar 1869. Breslau, den 18. Januar 1869. 

Simon, Für die Königliche Direktion ber 
Regierungs-Affeffor. Oberſchleſiſchen Eijenbahn. 


Rente. Geblen. Förfter. 


Für den Bermaltungs » Rath der 
Oberſchleſichen Eifenbahn- 
Geſellſchaft. 

Franck. Friedenthal. 
Fromberg. 


welcher mit den betreffenden Stellen des Original-Protokolls übereinſtimmt, 
wird hiermit nebſt dem beigefügten Vertrage für die Königliche Direktion der 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahn Behufs Einholung der Genehmigung des Vertrages 
de dato Breslau den achtzehnten und Berlin den zwanzigſten Januar Acht- 
zehnhundert neun und fechszig Seitens der Kandesvertretung ausgefertigt. 


Breslau, den jehsten Februar Adhtzehnhundert neun und jechäzig. 


(L. S.) Wilhelm Albert Salzmann, 
Königlicher Fuftiz-Rath und Notar. 


Motive 


zu 


dem Webereinfommen, betreffend die Auflöfung 
des Garantiefonds für das Anlagekapital der 
Breslau-Pojen-Glogauer und der Poſen-Thorn— 
Bromberger Eifenbahn, d.d. zu. 1869. 


* Breslau, den 18. Januar 


3: dem mit Allerhödhfter Ermächtigung vom 28. November 1868 dem Ab» 
georbnetenhauje zur verfaffungsmäßigen Beihlußnahme vorgelegten Gejep- 
Entwurf, betreffend die Dedung der im Jahre 1869 erforderlihen Ausgaben 
jur weiteren Vervollftändigung und befjeren Ausrüftung der Staats » Eifen- 
bahnen ift außer den Erjparnifjen früherer Staate- Anleihen für Eifenbahnbauten 
die theilweife Verwendung der zur Verfügung ftehenden Mittel des nad 
Mafgabe des Vertrages der Staats-Negierung mit der Oberichlefiihen Eifen- 
bahn = Gejelihaft vom 28. Juli 1853, der Gejege vom 20. Februar 1854 
und vom 13. Mai 1857, jowie des XIII. Nachtrages zum Statut der Ober: 
ſchleſiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft gebildeten Garantie-Fonds für die Breslau« 
PofensGlogauer Eijenbahn vorgeiehen. 

Wie die Motive zu dem Eingangs bezeichneten Gejep - Entwurf, auf 
welde der Kürze wegen bier Bezug genommen wird, ergeben, wurde die Staats- 
Regierung hierbei von der Anſicht geleitet, daß fie auf Grund der einſchla— 
genden gejeplihen und vertragsmäßigen Beftimmungen berechtigt fei, ben Ga- 
rantie-Fonds auf 200,000 Rthlr. zu reduziren. Dieje in Anſpruch genom» 
mene Berechtigung it inzwiſchen von verjdiedenen Seiten beftritten und bes 
hauptet worben, die Regierung fei durch den Vertrag über die Erbauung und 
den fünftigen Betrieb einer Eijenbahn von Polen nah Thorn nebft einer 
Abzweigung nad Bromberg d. d. Berlin, den 30. November 1867 (Geſetz⸗ 
Sammlung S. 271. ff.) gebunden, den Garantie» Fonds jo lange in Höhe 
von 1,400,000 Rthlen. zu erhalten, bis die Bahnftrede der projektirten 
Thorn» Infterburger Eifenbahn von Thorn bis zum Anſchluß an die Dftpreus 
ßiſche Sũdbahn zehn Sabre hindurch im Betriebe geweſen fein wird. 
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Die in Folge dieſes Widerſpruchs veranlaßte ſorgfältige Prüfung des zur 
Beurtheilung der indbejondere auch von den Borftänden ber Oberfhlefiihen 
Eifenbahn-Gefelljhaft vertretenen legteren Auffaffung dienenden Materiald hat 
nun zwar bie Regierung nicht zu überzeugen vermodt, daß der Vertrag vom 
30. November 1867 die Reduzirung des Garantie-Fonds auf 200,000 Rthlr. 
zur Zeit ausſchließe. Es ift indeß aus den Verhandlungen genügender Anhalt 
für die Annahme gewonnen worden, daß die Intenfionen der Gejellichaftd« 
Borftände der Oberſchleſiſchen Eijenbahn bei Abſchluß des Vertrages vom 30. 
November 1867 allerdings dahin gegangen, den Garantie-Fonds auf die vor 
bezeichnete, im $. 10. des Vertrags angegebene Dauer in Höhe von 1,400,000 
Rthlrn. zu erhalten. 

Bei diefer Sadhlage hat die Staatd-Regierung zu einer beide Theile be— 
friedigenden Ausgleihung die Hand bieten zu jollen geglaubt und ſich daher 
zum Abihluß des Uebereinfommens d. d. at 1869 be- 
reit finden laffen, duch welches dem Staate bie freie Verfügung über den 
ganzen Garantie-Fonds eingeräumt wird, jobald er ſich verpflichter, diejenigen 
Zahlungen, für welde der Garantie-Fonds verhaftet ift, aus anderen bereiten 
Mitteln der Staatskaſſe eintretenden Falld jederzeit in demſelben Umfange zu 
bemirfen, wie Died aus dem Garantie » Fonds zu geſchehen hätte, mein ders 
jelbe für die im $. 10, des Vertrages vom 30. November 1867 vereinbarte 
Dauer in Höhe son 1,400,000 Rthlrn. und nad) Erlöſchen der Zinsgarantie 
für das Anlage-Kapital der Polen-Thorn-Bromberger Eijenbahn in Höhe von 
200,000 Pithlen. bei zinsbarer Anlegung der Beitände defjelben zu 4%, Pro» 
zent beibehalten wäre. 

Das Uebereinfommen, welches bie Genehmigung der Generals-Berfamm- 
lung der Aftionaire der Obeiſchleſiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft am 6. Februar cr. 
erhalten bat, ift den mit der Berathung des Gefeg-Entwurfs vom 28. No- 
vember 1868 betrauten vereinigten Kommilfionen des Abgeordnetenhaufes für 
Handel und Gewerbe und für Finanzen und Zölle vorgelegt worden und 
haben diefe Kommijfionen unter Zuftimmung der Regierungs-⸗Kommiſſare die 
Genehmigung bes Uebereinfommens durch einen Zujag zu dem vorgedadten 
Geſetz-Entwurf zu empfehlen mit Majorität beichlofjen. 

Um indeß die von ber Minorität der Kommilfionen erhobenen Bedenken, 
welche möglicherweije im Landtage weitere Unterftügung finden fönnten, daß 
die Genehmigung dieſes Uebereinfommens von der Staats-Regierung bisher 
nicht in der üblichen formellen Weile nachgeſucht fei, zu befeitigen, wird das 
Uebereinfommen nachträglich mit Allerhöchſter Ermädtigung zur verfafjungs- 
mäßigen Beihlußnahme vorgelegt. 

Durch die Genehmigung des Uebereinfommensd wird die Garantielaft des 
Staates in feiner Weife erweitert oder erfchwert; fie bleibt völlig unverändert, 
wie biäher. Nur in den Fonds, aus denen der Staat die in Folge der Ga- 
tantie etwa nöthig werdenden Zahlungen zu leiften hat, wirb eine Aendernng 
herbeigeführt, indem an Stelle des Garantie» Fonds fünftig der allgemeine 
Staatsfonds tritt. Ein Bedenken wird biergegen nicht obwalten fünnen. Die 
Dreslau » Pojen » Glogauer Bahn hat feit dem Jahre 1861 eine jolhe Rente 
abgeworfen, daß Staats-Zuſchüſſe nicht mehr zu feiften geweſen find. Auch 
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die Pojen»- Thorn» Bromberger Bahn wird, wenn nicht ſchon im erften Jahre 
nad der Eröffnung, doch aller Wahrſcheinlichkeit nad binnen kurzer Frift die 
genügenden Erträge zur vollftändigen Berzinfung bes Anlage» Kapitals aufs 
bringen. Sollte aber aud der Staat Zuſchüſſe leiften müffen, welde ſich im 
aller ungünftigften, faum benfbaren Falle, daß die Einnahmen ber Bahn gar 
feine Ueberſchüſſe lieferten, auf höchftens 4 % bes in maximo 13,000,000 Rthlr. 
betragenden Anlage» Kapitals, aljo auf 520,000 Rthlr. pro Jahr belaufen 
fönnen, jo wird er immerhin in ben Einnahmen aus dem Oberſchleſiſchen 
Eijenbahn-Unternehmen volle Dedung finden, jo daß es eines Rüdgriffs auf 
bie jonftigen Mittel der Staats » Kaffe wohl niemals bebürfen wird. Der 
Ertrag ber Superbividendbe und ber Dividende des Staates (cfr. $. 9. des 
zweiten Nachtrages zum Statut der Oberiälefiihen Eijenbahn » Gejellichaft) 
betrug nämli im Jahre 1867 bereits 727,711 Rthlr. 19 Sgr. 11 Pf. und 
ift für die nächſten Jahre mit ziemliher Sicherheit eine Steigerung voraus- 
zuſehen; jedenfalls läßt fi biernah annehmen, daß der Ertrag ftet3 aus— 
reihen wird, um etwa zu leiftende Zufhußfunmen daraus zu beftreiten. 

Die den mehrgedachten Garantiefonds bildenden Oberſchleſiſchen Stamm- 
Actien Litt. A. C. und B. repräfentiren zur Zeit einen ungefähren Werth von 
1,827,820 Riblrn., von denen jeboh nur 1,360,665 Rthlr. 8 Sgr. 6 Pf. 
zur Dedung der im Jahre 1869 erforberlihen Ausgaben zur weiteren Ber- 
vollftändigung und befjeren Ausrüftung der Staats-Eifenbahnen in Ausficht 
genommen find. 

Ueber ben Reft des zur Verfügung bes Staates geftellten Bonds wird 
die Dispofition nad Zuftimmung bed Landtages vorbehalten. 


Berlin, im Februar 1869. 


ur 
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Bericht 


Kommiſſion für das Juſtizweſen, betreffend den 

Entwurf eines Geſetzes über die juriſtiſchen 

Prüfungen und die Vorbereitung zum höheren 
Juſtizdienſte. (Nr. 158. der Druckſachen.) 


Gemeiniame Vorſchriften für die Anftellung und das Auffteigen der richter— 
lichen Beamten durch alle Theile des Landes ftehen im ficherer Ausficht. 
Darin liegt ein dringender Anlaß zu einem einheitlichen Prüfungs » Gefep. 
Kür das altländiihe Gebiet mit Ausſchluß der Rheinprovinz bat ohnehin bie 
Berordnung vem 2. Januar 1849 die gefepliche Revifion verheißen. Beſon— 
ders unzuläffig ericheint, daß in den neuen Provinzen uur zwei, in den 
alten Drei juriftiihe Prüfungen bis zur Befähigung für das felbftftändige 
Nichteramt vorgeihrieben find. Wenn auch ein Mitglied der Kommiſſion 
den drei altländiichen Prüfungen, als einer wehlbewährten Einrichtung, das 
Wort ſprach, jo erkannte daſſelbe doch an, daß weder die verſchiedene Zahl 
aufrecht zu erhalten, noch die Zwiſchenprüfung, wo fie nicht eriftirt, einzu— 
führen jei. Hierin gewann die Kommijfion einftimmig die Grumblage für 
das neue Geſetz. Gleichfalls ohne Widerjpruh blieb, daß ein Prüfungs- 
Geleg immer nur den Rahmen darbieten fann, innerhalb deffen die QIuftize 
Verwaltung Die nähere Art und Weife durch Regulativ ausfüllen muß, 
Ueber die Grenzen zwiſchen Geſetz und Regulativ dient die Wichtigkeit ein- 
zelner Erforderniffe auf der einen, und die nothwendige Freiheit für andere 
Erforderniffe auf der andern Seite zum Anhalt. Man überließ es deswegen, 
ohne im Voraus eine gültige Norm aufzuſuchen, der jpeziellen Erwägung, 
was zur Aufnahme in das Geſetz ſich empfehle. Auch im Inhalte des vor— 
liegenden Entmurfes find weſentliche Beſtimmungen, welde erft durd das 
Regulativ ergänzt ein deutliches Bild geben, ohne das Regulativ dagegen 
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der praftifchen Anwendung unfähig find. Dahin gebören wichtige Kragen, 
wie: über den GSip und die Zufammenfepung der Kommilfionen für bie 
erften Prüfungen, die Vertheilung der Beihäftigungsgeit, u. |. w. Der Ber: 
treter der Königlihen Staats » Regierung ftimmte der Bemerkung bei, daß 
man faum in der Lage jei, das Geſetz zu. befchließen, obne über die Abfichten 
des Regulativs unterrichtet zu fein; dem ausgeſprochenen Wunſche jedoch, 
den beabfihtigten Entwurf der Kommilfion zur Kenntnißnahme vorzulegen, 
erffärte er, um beswillen nicht nachkommen zu können, weil ein folder Ent« 
wurf noch nicht feftgeftellt fei. Dagegen war er bereit, bei allen einfchlagen= 
den Beftimmungen beftimmte Ausfunft über die Art ihrer regulativiichen Er- 
gänzung zu ertbeilen. Cine ſolche Auskunft ſchien der Kommilfion genügende 
Bürgihaft, um in die Berathung einzutreten. 

Sm Laufe der Erörterungen gewann die Kommilfion als leitende Ge— 
fihtspunfte für die Ausbildung des Zuriften: dreijähriges Univerfitätsftudium, 
eine erfte Prüfung von vorwiegend tbeoretiihem Charakter, eine darauf fol 
gende Frift, welche ausreicht, um zur felbftftindigen Verwaltung des Richter 
amted zu befähigen, und zum Abſchluß die große Staatöprüfung vor der 
Immedint- Prüfungs-Kommilfion, welche ihre einbeitlihe Organifation beibe- 
halten und nur in ihren Mitgliedern den Anfprüchen der verſchiedenen Aus— 
bildungsgebiete gerecht werden foll. 

Auch die geringe Bürgschaft einer Zwangsftudienzeit und der Prüfungen fam 
zur Sprade. Die Meinung war vertreten, daß den vielfachen Klagen unge: 
nügender Studien auf der Univerfität durch Feine Art der erften Prüfung 
werde abgeholfen werden. Für die jpätere Vorbildung des Richters, ſowohl 
an Charakter wie an Wiffen, ſei eine tüchtige felbftftändige Thätigfeit das 
einzig zutreffende Hülfsmittel. Die Vertreter diefer Anficht fahten die freie 
Advofatur als Ziel ins Auge, betonten die Beihäftigung beim Rechtsanwalt 
(Advofaten) als die befte Vorbereitung, und ſahen den Abſchluß einer heil— 
bringenden Reform in der Umkehr des jepigen Verbältniffes, jo daß in Zus 
funft der Stubirte möglichft früb nach der Univerfitätszeit und einer möglichft 
freien praftijchen Vorbereitung zur Anwalts-Praris gelange, das Richterper— 
fonal aber aus den im Leben bereits bewährten Anwälten entnommen merde. 
Sie erkannten jeboh an, daß diefe Ideen, jo fehr fie die Zukunft ſich zu 
erobern beflimmt, gegenwärtig noch nicht allgemein genug durchgedrungen find, 
um zum Inhalt eines Geſetzes zu werden, deſſen Erlaß ſich nicht aufſchieben 
läßt. Ohne deshalb dem Gefep-Entwurf, welcher ſich innerhalb der alten 
Methode bewegt, grundfäglic entgegenzutreten, behielten fie der Spezial— 
Debatte vor, ſchon durch das gegenwärtige Gejeg vorbereitend einzuwirken: 
durch Verlängerung der Uebungsftation beim Rechtsanwalt und durd bie 
geſetzlich auch für die fieben alten Provinzen freizuftellende Wahl des in der 
legten Prüfung Beftandenen, fih zum Affefjor oder Redtsanwalt ernennen 
zu laſſen. 


Die Spezial» Diskuffion ergab folgendes Reſultat: 
Zu $. 1. der Herrenhaus-Beſchlüfſe. 
Auch bei den Mitgliedern aus der Rheinprovinz fand die Ausdehnung 
der Beftimmungen auf die dortigen Notarien Beifall. 
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Der Dispenfations-Befugniß des Juſtiz-Miniſters widerſprach man, weil 
es überhaupt nit gut ſei, der Verwaltungs-Behörde eine ſolche Befugniß 
gegen das Geſetz einzuräumen, und weil überdies die bedingenden Umftände 
an der Gentralftelle faum angemeffen unterfucht werben können. Der Ber» 
treter der Köniylihen Staats-Regierung legte auf die Beibehaltung ber 
Dispenfation feinen entjheidenden Werth. Aus der Mitte der Kommiffion 
wurde jedoch darauf hingewieſen, daß die Vorjchrift eines dreijährigen Rechts— 
ftudiums eine Dispenjations-Befugniß unentbehrlih made zu Gunften Solder, 
welde in der erften Univerfitätäzeit anderen Studien obgelegen. Ein oder 
zwei Semefter anzurechnen jei häufig aus inneren Gründen gerechtfertigt, wie 
ja allgemein Philologie, Volkswirthſchaft und andere Zweige der philoſophiſchen 
Fakultät dem Juriften eine tüchtige und erftrebenswerthe Vorbildung dar» 
bieten. Man fand deshalb die Anordnung des dreijährigen Rechts ſtudiums 
für zu einengend, hielt es für genügend, wenn bie drei Halbjahre, nad ber 
Abficht des zweiten Ablapes, oder zwei Jahre dem Rechtsſtudium gewidmet 
fein müſſen, und ſchlug deshalb vor: 

im erften Abjag das Wort ‚Rechtsſtudiums“ durch „Studiums“, 
im zweiten Abjag die „drei Halbjahre“ durh „zwei Jahre” 
zu erjegen, den dritten Abſatz zu ftreichen. 

Die Kommilfion trat diefen Anfhauungen bei, der Bertreter der Regie 
rung bielt jedoch dieje Abänderung für unannehmbar, weil fie mindeftens den 
Schein bevorrufen könnte, als ob das Rechtöoſtudium zu gering betont werde. 
In Rüdfiht darauf bebielt die Kommilfion in ihrer Schlußabſtimmung bie 
uriprüngliche Faſſung des erſten Abjages bei, und beihloß in Verbindung 
biermit die Diepenjations-Befugniß in dem Umfunge beizubehalten, wie ihn 
der Zwang des dreijährigen Rechtsſtudiums nützlich erſcheinen laffe. 

Im zweiten Abjag wurde der Zwang eines anderthalbjährigen Studiums 
an einer Preußiſchen Univerfität als eine ſachlich nicht gerecdhtfertigte Härte 
gegen die übrigen Deutichen Univerfitäten gerügt., Die erfte Prüfung müffe 
fontrolliven, ob der Kandidat in dem geforderten Disciplinen ſich unterrichtet 
babe. Eine andere Bürgihaft gebe es feit dem Wegfall der Zwangskollegien 
nicht. Der Vertreter der Regierung erläuterte: Man babe nur der Klaſſifi— 
fation der Deutichen Univerfitäten aus dem Wege gehen wollen, da in dem 
gegenwärtigen ftaatsrehtlihen Zuftande es an einer gejeplihen Definition 
fehle, welche auch die bewährten Univerfititen Deutihlands außerhalb des 
Norddeutſchen Bundes einihlöffe. Die Kommilfien glaubte dieſe Abficht zu 
erreichen durch den von ihr gefaßten Wortlaut, unter dem allſeitigen Einver— 
ſtändniß, daß fie unter einer „Univerfität, an welcher in Deutiher Sprade 
gelehrt wird,“ nur eine ſolche verftanden wiſſen will, an mwelder die Deutſche 
Sprache leitend ift, und nicht blos für einzeln: Disciplinen oder aushülfsweije 
gebraudt wird. 


Zu den 88. 2. bis 6. der Herrenhaus-Beſchlüſſe (erfte Prüfung). 

Auf Anfrage erflärte der Vertreter der Regierung, daß diefe von der im 

Gebiete der Organilations: Ordnung vom 2. Januar 1849 beftehenden Prü— 

fungsweife nicht abzugeben gedenke. Die Gutadten der Obergerid;te jprächen 

überwiegend für die Zuziehung von Theoretifern zu der erften Prüfung. Ein 
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bäufi;er Wechſel unter den Univerfitäti-Lehrern und die angemefjene Berüd- 
fidhtigung tüchtiger Privatdozenten ſchütze vor dem Nachtheil, daß der Studi: 
rende fih evinfeitig an die Vorlefungen und an die Methode des Fünftigen 
Examinators halte. Dagegen übe die Gemeinjamfeit der Praftifer und der 
Theoretifer eine heilfame Wedyjelwirfung aus. Damit hänge zujanmen, daß 
nur bie Appellationsgerichte an den Univerfitätsftädten oder in deren Nähe 
ald Prüfungsorte zu verwenden find. Für die neuen Provinzen nehme man 
Wiesbaden, Celle, Kaffel und Kiel in Ausfiht. Als jchriftliche Arbeit werde 
vorausfihtlic die wiffenihaftliche, wo fie befteht, beibehalten, und nicht durch 
eine praftiiche Relation erſetzt werben. 

Ginige Mitglieder der Kommilfion hielten namentlih für das Gebiet des 
gemeinen Rechts die Mitwirfung von Univerfitätslehrern nicht für rathfam. 
Die überwiegende Mebrbeit der Kommilfion nahm jedoch an, daß zwar ein 
endgültiges Urlheil über die befte Art, die Kommiffionen für die erfte Prüfung 
zulammenzujegen, nod nicht gefunden, aber audı fein Grund vorhanden ſei, 
von der jepigen Methode abzugeben. 

Die 88. 2. bis 5. wurden einftimmig angenommen. 

Zum $. 6. der Negierungs-Borlage fand die Kommilfien richtig, was 
ber Vertreter der Regierung ausführte, dab die umbedingte Befreiung des 
Doftors der Rechte von der erften Prüfung nicht ohne Gefahr fei, die Zwede 
diefer Prüfung zu gefährden. Aber man vermißte den objektiven Anhalt, an 
welchen ber ZuftigeMinifter die Kritif anlegen fünnte und bielt dieſe Aufgabe 
zu untergeordnet für das perfönlihe Eingreifen des Juſtiz-Miniſters oder jeiner 
Räthe. Einzelne Mitglieder ſchlugen vor, die Kritif und das Recht der Dis— 
penfation den Prüfungs-Kommiffionen zu ertheilen. Hierauf waren folgende 
drei Anträge gerichtet: 

I. den $. 6. zu fallen: 

Wer den Grad eines Doktors der Rechte auf Grund zurüd» 
gelegter Prüfung bei einer Preußiſchen Univerfität erreicht hat, 
fann dur die Prüfungs-Kommilfion bei dem Appellationsgericht, 
in deſſen Sprengel die promovirende Univerfität liegt, von ber 
erften Prüfung entbunden werden. Derjelbe wird auf Grund bes 
beiheinigten Prüfungs-Grlaffes von dem Präfidenten des Appellas 
tionsgerichtes, bei welchem er fih zur Beihäftigung meldet, zum 
Referendarius ernannt und eidlich verpflichtet, 

U. In dem Antrag I. hinter den Worten „in defjen Sprengel die 
promovirende Univerfität liegt” einzuichalten: 
„nah Prüfung der gelieferten Differtation*. 
Ill. In den Antrag I. ftatt der Worte „von der erften Prüfung“ zu 
ſetzen: 

„von der ſchriftlichen Prüfung.“ 

Die Kommilfion erkannte jedoch Fein Bedürfniß zur Ausnahme an, 
lehnte zuerft die Verbefferungsanträge ab und ſtrich jodann gegen drei Stim— 
men ben $. 6. 

Zu den 88. 7 bis 10 der Herrenhaus» Beihlüffe (Beihäftigung des 
Neferendare). 

Der Antrag eines Mitgliedes aus der Nheinprovinz, auch die Beſchäfti— 

gung bei Notarien vorzujhreiben, wurde unter Zuftimmung des Negierungs- 


Kommiffard angenommen und im $. 8. ausgedrückt. Als Grund biente bie 
grundfäglihe Trennung des Notariats von der Advofatur in der Rheinpro- 
vinz und die Angemefjenheit, den Neferendar auch in den Notariatsgeichäften 
zu üben. Die fonft weit auseinander gehenden Anfichten über die Dauer und 
befte Vertheilung der Vorbereitungszeit ftellte fih in den nachfolgenden An« 
trägen bar: 
Antrag l. 
a) den $. 8. zu fallen: 

Sie find während dieſer Vorbereitungszeit zwei Jahre bei 
den Gerichten erfter und zweiter Inftanz und bei einer Staats 
Anmwalticaft, ein Jahr bei Rechtsanwalten und ein Jahr bei dem 
Magiftrate einer größeren Stadt, oder bei einer anderen follegia- 
liſchen Verwaltungs-Behörde oder als jelbitftändiger Vertreter eines 
Berwaltungs-Beamten zu beihäftigen. 

Die Beihäftigung bei dem Redtsanwalt und der Verwals 
tungssBehörde foll nicht eher erfolgen, als bis der Neferendar feine 
Beichäftigung bei dem Gerichte erfter Inftanz und der Staate- 
Anwaltihaft erledigt, und mindeitens ein Jahr bei den Juftize 
bebörden gearbeitet hat. 

b) den $. 10. zu ftreichen. 

Zu diefem Antrage wurden folgende Unteranträge geftellt: 

1) im $. 8. die Schlußworte des erften Abſatzes zu faſſen: 
und ein Jahr bei einer Berwaltungs-Bebörde, hiervon jedoch mins 
deftend 9 Monate bei einer Follegialijchen ftädtiichen oder ftaat- 
lihen Berwaltungs-Behörde zu beſchäftigen. 

2) im $. 8. die Schlußworte des erften Abſatzes zu fallen: 
und ein Fahr bei einer Follegialiihen ſtädtiſchen oder ftaatlidyen 
Berwaltungss Behörde. 

3) im $. 8. Abjap 1. hinter den Worten „bei Rechtsanwalten und“ 

einzufchalten: 

„auf ihr Verlangen.“ 

Antrag II. 

den $. 8. dabin zu fallen: 

Sie find während diefer Vorbereitungszeit mindeftens 2%, Jahr 
(eventuell, wenn im $. 7. drei Jahre als Gejammtzeit feftgeftellt 
wird: 2 Jahre) bei Kollegialgerichten erfter und zweiter Inftanz, 
nad) dieſer Zeit auch bei Ginzelrihtern und bri den Staats -An— 
waltihaften, auf ihren Antrag aud bei Nechtäanwalten oder bei 
einer Berwaltungs-Bebörde zu beſchäftigen. 


Antrag IL 
a) im $. 8. des Gntwurfes 
binter „Rechtsanwalten und“ einzuſchalten: 
„auf ihren Antrag”, 
b) als Abſatz 2. hinzuzufegen: 
Referendarien, welche fi) fediglih dem Notariate zu widmen bes 
abfichtigen, ift die einjährige Beihäftigung bei einem Notar auf 
die vierjäbrige Vorbereitungszeit anzurechnen. 


Antrag IV. 
a) im $. 7. „drei Jahre“ ftatt „vier Jahre“ zu fegen; 
b) den $. 8, dahin zu faffen: 

Sie find während diefer Vorbereitungszeit zwei Jahre bei den 
Gerichten erfter und zweiter Inſtanz und bei der Stauts-Anwalt- 
haft und ein Jahr bei Rechtsanwalten zu beſchäftigen. 

Die Beihäftigung bei dem Rechtsanwalt ſoll nicht eher er: 
folgen, als bis der Neferendar feine Beichäftigung bei den Ge— 
richten erfter Inftanz und der Stants-Anwaltihaft, erledigt, und 
mindeftens ein Jahr bei den Zuftiz- Behörden ſich vorbereitet hat. 

c) $. 10. zu flreichen, 


Antrag V. 

a) im $. 7. „drei Sabre” ftatt „vier Jahre“ zu jepen. 

b) den $. 8, dahin zu faffen: 

Sie find während dieſer Vorbereitungszeit bei Gerichten erfter 
und zweiter Inftanz, bei der Staats-Anwaltichaft auch ein Jahr 
bei Rechtsanwalten und bei Notarien zu beichäftigen. 

e) den $. 10, zu ftreichen. 

Der lebhaftefte Meinungsftreit bewegte ih um das Uebungsjahr bei den 
Berwaltungsbebörden. Die an anderer Stelle erwogene Möglichkeit, daß die 
Regierung durch diefes Hülfsmittel fi) darauf worbereite, die VBerwaltungsprü- 
fungen außerhalb des Geſetzes abzuändern, wurde von vorn herein dadurch 
bejeitigt, daß der Herr Regierungs-Kommiſſar erklärte, der Gefeg-Entwurf babe 
zunächſt nur die Ausbildung der Richtercandidaten im Auge, und er müſſe 
deshalb aus ſich heraus, nicht aber als vorbereitender Schrüt zur Beleitigung 
der Berwaltungseramina beurtbeilt werden. Einzelne Rommilfionsmitglieder 
erflärten bie vereinigte Vorbereitung und Prüfung für beide Aemterflaffen für 
ein ſehr erftrebenämertbes Ziel, andere Mitglieder fürdpteten davon Verwirrung 
und Oberflächlichfeit ; ein Mitglied glaubte noch befonders Proteft einlegen zu 
müffen gegen die Befugnik der Regierung, durch Berordnung die Prüfungen 
für die Berwaltungsämter gänzlich abzuſchaffen, oder auch nur wejentlih ums 
zugeftalten. Alle Mitglieder ftimmten jedoch, ins Beſondere mit Rückſicht 
auf die Erklärung des NegierungssKommiffars darin überein, dab die Bes 
rathung des vorliegenden Gejep-Entwurfes feinen Anlaß biete, in dieſer beftritte 
nen Sadye einen Ausipruh zu thun. 

Dagegen lehnten ſich die geftellten Anträge an die ausführlich erörterten 
Fragen an, ob lediglih in Bezug auf die Vorbildung der Richtercandidaten 
die Beihäftigung bei Verwaltungsbehörden für den Zeitraum eines Jahres 
unter allen Umftäinden, oder ob nur unter gemwilfen Einjchränfungen von 
Vortheil ſei, oder ob nicht vielmehr die Unterbrehung der juriftijchen Ges 
ſchäfte überwiegenden Nachtheil beſorgen laſſe. Die eifrigften Gegner waren 
der legten Anficht, und wollten deshalb die Vorſchrift des Verwaltungsjahres 
entweder gänzlich ſtreichen, oder doch möglichſt unſchädlich machen, indem die 
Wahl dem Neferender frei geftellt werde. Unferen zufünftigen Richtern thue 
eine Ätrenge Disciplin in der juriftiihen Handhabung der Gelege und eine 
größere Vertiefung in den Nechtäftoff Notb. Beides werde nur erreicht durch 
eine unmittelbar auf dem richterlichen Beruf gerichtete und ununterbrochen 
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bei den Gerichten und Rechtsperſonen ſich vollziebende Vorbereitung durd 
jedes Dazwifchentreten einer fremdartigen Geſchäftsweiſe und in diefem Stabium 
der Ausbildung geſchädigt. Man wolle nicht beftreiten, daß den heutigen 
Richtern häufig die zutreffende Auffallung für die eigenthümlihe Natur der 
Verwaltungsverhältniffe und gemandte Behandlung derjelben abgehe. In— 
beffen die Urfa!e hiervon liege in der zu weit getriebenen Beſchränkung des 
Rechtsweges und in der Unjelbitftändigfeit, welche dem Richter gegenüber den 
Maßnahmen und den Perjonen der Verwaltungsbehörde auferlegt jei. Man 
erweitere feine Gompetenz und mit ber erhöhten VBerantwortlidfeit werde das 
erhöhte Verſtändniß ſich einftellen. 

Ohne dieſes letzte Moment in Abrede zu ſtellen oder zu unterſchätzen, 
ſehen jedoch andere Mitglieder der Kommiſſion in ihm nicht die alleinige 
Urſache des allſeitig anerkannten Mißſtandes. Dem Richter fehle, wenigſtens, 
ſoweit ſeine juriſtiſche Erziehung in Betracht komme, die praktiſche Einſicht 
in das innere Weſen und den äußern Gang der Verwaltungegeſchäfte. Er 
ftebe, wenn fie jeiner Beurtbeilung unterworfen werden, ihnen fremd gegen. 
über und hierdurch werde das Urtheil leicht nach der einen oder der andern 
Eeite beeinträdtigt. Aus dem Mangel der praktiſchen Anſchauung babe die 
Gelepgebung einen ihrer Gründe entnommen, um vielerlei Angelegenbeiten 
der Verwaltung dem ordentlihen Rechtswege zu entziehen. Man füge die 
Beſchäftigung bei den Verwaltungsbehörden in die Bildung ter Richtercandidaten 
ein, und man werde für den Richter eine beffere Herrſchaft über den Stoff und 
das größere Zutrauen des Gejepgebers gewinnen. In feiner eigenen richterlichen 
Thätigkeit empfinde mander Richter zuweilen das Bedauern, daß ihm nicht eins 
mal der äußere Geichäftsbetrieb der andern Behörde anihaulid klar vor Augen 
ftehe. Man dürfe deshalb das Lehrjahr bei der Verwaltungsbehörde nicht als 
einen fremdartigen Ginfhub, fondern als eine harmoniſche Ergänzung auffaffen. 

Die meilten Vertreter der legten Anficht hielten aber den Nupen dieſes 
Lehrjahres abhängig von der Art, in welcher dafjelbe zu verwenden fei. Das 
Geſetz müſſe deshalb nähere Anweilung geben und bürfe nicht Alles dem 
Regulativ überlaffen. Allſeitig wurden die ftädtiichen Kollegien als beionders 
geeignete Bildungsftätten anerfannt. Im ihnen ſpiegele fi beinahe das 
Gejammtbild aller Berwaltungsgeihäfte ab, und ſowohl Gejep wie Beruf 
ftatte dieſe Behörden mit einer Selbftftändigfeit aus, welche dem zufünftigen 
Nichter ald Muiter vorzuichweben verdiene. Ob nur größere, oder aud Kleinere 
Gemeinden den gleichen Vortheil bieten, wurde in verjchiedenem Sinne beants 
wortet. Unbeftritten blieb, daß neben den ſtädtiſchen die ftaatlihen Kollezien 
nicht unerwähnt bleiben dürfen, beſonders mit Rückſicht auf die Regierungen, 
welde als Hauptfige der Verwaltung nicht zu umgehen jeien, cbihon ihre 
Neformbedürftigfeit zugegeben und über ihre Umgeftaltung verhandelt werde. 
Dagegen wihen die Meinungen in Bezug auf die Einzelbeamten weſentlich 
von einander ab. Bon der einen Seite wurde die Uebung bei denfelben als 
bejonders belehrend empfohlen, wegen des unmittelbaren Verkehrs mit dem 
Yublifum, wiegen der Manninfaltigfeit der Geichäfte und wegen ber oft ges 
botenen Schnelle des Entſchluſſes. Bon der andern Seite erwartete man von 
der Beichäftigung bei dem Einzelbeamten Feine zuträglide Ausbildung, jondern 
beiorgte eber einen jhädlihen Einfluß. Es fehle die Neibung der Anfichten 
und die damit verbundene Diskujfion, bei welcher der in der Ausbildung 
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Begriffene am meiften lerne und das eigene EntiheidungssUrtheil jchärfe, 
Der Preußiſche Einzelbeimte der Berwaltungs-Karriere müfje feinem Vor— 
gelegten gehorchen, felbft gegen feine Meberzeugung, und wo er felbitftändig 
eingreife, trage er die volle Berantwortlichkeit, jo jehr in ſich ſelbſt, daß der 
bei ihm beſchäftigte Nichterfandidat nur wenig Gelegenheit finde, an dem, 
was er beobachtet, feine Kenntniß des öffentlihen Rechts zu bereichern. Auch 
werben nad der gegenwärtig herrſchenden Anſchauung, zugeftandener Maßen, 
gerade die wichtigſten Einzelbeamten angehalten, die politiihen Beftrebungen 
des Minifteriums in der Ausübung ihres Derufes zu unterftügen; eine ſolche 
Vorſchule gezieme dem fünftigen Richter nidt. Höchſtens möge man geftatten, 
dak der Referendar, wenn tauglich befunden, mit der jelbftftändigen Ver- 
tretung eines Einzelbeimten betraut werde. In einer ſolchen Stellung ver- 
mindern fi die Gefahren, während die Selbftftändigfeit der Stellung vielen 
Gewinn für die Charakterfeftigkiit eintrage. Ein folder Auftrag werde jept 
ſchon an Referendarien nicht felten ertheilt, und die Erfahrung lehre, daß 
derartige Stellvertreter durhichnittlih zur Zufriedenheit des Publikums zu 
verwalten pflegen. Für bie freie Wahl des Kandidaten, ob er ſich bei der 
Verwaltungs Behörde beihäftigen Laffen wolle, im Gegenfag zu der verpflich— 
tenden Vorſchrift, ſprachen außer den Mitgliedern, weldye dies als das Meinere 
Uchel fi gefallen laſſen wellten, andere Mitglieder der Kommilfion aus 
einem pofitiven Grunde. Sie wollten den Juriften die Gelegenheit geben, 
fih für den Verwaltungsdienft zu befühigen, damit die Regierung aus ihnen 
die Verwaltungs Beamten fi verihaffe. Wenn auch nit im Interefje ber 
Rechtspflege unbedingt nothwendig, jo werde die Mafregel doch für den Ver— 
waltungsdienft günftig wirken und dem Kandidaten, welder von der gebotenen 
Gelegenheit Gebrauch made, ein weiteres Feld für fein Fortkommen eröffnen. 
Dieſer Anſchauung wurde entzegengehalten, daß es nicht ratbjam ſei, um dieſer 
Wahl willen die Uebungszeit um ein Jahr zu verlängern. Halte man das 
Uebungsjahr bei der Verwaltungs-Behörde nicht erforderlich, jo verfahre man 
im Sinne der Negierungd> Vorlage, wenn man die Vorbereitungszeit auf drei 
Jahre, als auf dasjenige Ma beichränfe, welches die rein juriftiihe Vor— 
bereitung angemefjen erſcheinen lafje. Den von der andern Seite hervor 
gehobenen Nebenzwed erreiche man weit beffer durch eine Vorſchrift, melde 
jedem juriftifchen Affeffor die andere Laufbahn eröffne, jobald er ein Jahr bei 
einer Verwaltungs: Behörde fi beihäftigt babe. 

Bei der Abftimmung entihied fi die Mehrheit jowohl gegen die ver- 
bindliche, wie gegen die in die Wahl des Neferendars geſtellte Beſchäftigung 
bei der Verwaltungsbehörde und für eine dreijährige Gefammtzeit der Vor— 
bereitung zur großen Staateprüfung. 

Wie die Uebungszeit bei den Gerichten, der Staattanwaltihaft und ben 
Notarien einzeln zu vertheilen fei, überließ man dem Negulativ. Man ftimmte 
in dieſer Hinfiht den Ausführungen des Negierungscommiffarius bei, daß 
feine unwandelbar gleiche Vorſchrift für Perfonen von verjchiedener Befähi— 
gung gegeben, und aud die mögliche Verſchiedenheit der Äußeren Umftände 
nicht außer Betracht gelaffen werden dürfe. Anders aber urtheilte man über 
die Uebung beim Rechtsanwalt. Namentlich diefeiben Mitglieder, welde in 
der allgemeinen Debatte die Freiheit Der Rechtsanwaltſchaft, jo wie bie Her 
bung des rechtsanwaltlichen Elementes befürwortet hatten, unterftügten nuns 
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mehr den Antrag, daß das Geſetz eine einjährige Station beim Rechtsanwalt 
vorſchreibe. Die Praris des Nechtsanwalts fördere das juriftifche Urtheil und 
die Geftaltungsfähigfeit in einem befondern Mafe. Abhängig vom Richter, 
müffe er Die verfchiedenen Seiten der Rechtfrage gründlich erwägen, den Werth 
der Thatjachen genau jhäpen lernen; ald Vertreter der Parteien müſſe er den 
thatſächlichen Stoff zum Rechtsſtoff geftalten und bejonders fi) für den Um— 
gang mit dem Publicum befähigen. Keine andere Station biete deshalb 
gleihe Garantien. Hiergegen wurde die Erfahrung eingewendet, daß in dem 
DOrganifationsgebiete der Verordnung vom 2. Januar 1849 felbft die kurze 
Uebungszeit beim Rechtsanwalt nicht fruchtbringend ſich erweile. Der tüch— 
tigfte Rechtsanwalt jei der Negel nad der meift Beichäftigte und wenig 
in der Lage, den ihm zugemwiejenen Referendar aufmerkſam und unterrichtend 
zu behandeln. Indeffen meinte man, daß gerade die gegenwärtig fürzere 
Frift den Nupen abſchwäche, weil der Rechtsanwalt für die erfte und ſchwie— 
rigere Uebungszeit feinen Erfag in der verwerthbaren Hülfsleiftung des Re— 
ferendars finde. Auch dürfe man erwarten, daß, wenn das Geſetz die Sta» 
tion befonders ftarf betone und der Chef der Zuftizverwaltung dieſe Anfhauung 
unterftüge, der bei uns jo ausgezeichnete Stand der Rechtsanwälte zu Opfern 
ſich bereit finden und der ihm auferlegten Berantwortlichkeit gemäß han— 
deln werbe. 

Diefe Erwägungen beftimmten die überwiegende Mehrheit ber Kommilfion 
in der erjten Berathung für das volle Jahr der Beihäftigung beim Rechts— 
anwalt fih zu entjcheiden. Es wurde demgemäß der oben unter V. verzeidhe 
nete Antrag zum Beſchluß erhoben. 

Bei der aus der Mitte der Kommilfion angeregten nocdhmaligen Be» 
rathung über die $$. 7., 8. und 10. wurden die früher abgelehnten Anträge 
wieder aufgenommen, und außerdem no folgende Anträge geftellt: 


Antrag VI. 
Im $. 7. die vier Jahre Borbereitungszeit felbft dann wieder 
berzuftellen, wenn die Beihäftigung bei einer Verwaltungsbehörbe 
nicht beliebt wird. 


Antrag VI. 
den $. 8. zu fallen: 
Sie find während diejer Borbereitungszeit bei Gerichten erfter und 
weiter Inſtanz, bei der Staats » Anwaltihaft, bei einem Notar, 
mindeftend 6 Monate bei Redtsanwalten und mindeftens ebenjo 
lange bei einer unteren Verwaltungs-Behörde zu beſchäftigen. 
Die Kommilfion erhielt jedoch ſowohl in Betreff der Gefammtbauer, wie 
in Bezug auf den Ausfhluß der Verwaltungs » Behörden ihre früheren Ber 
ſchlüſſe aufrecht. Dagegen bewog fie die Erklärung des Regierungs - Kome 
miffars, daß die Regierung in feiner Weile die dreijährige Vorbereitungszeit 
für zulänglid halte, wenn dabei ein volles Jahr gejeplid für ben Anwalt 
angewiefen werde, zu der. Modifikation, daß fie au in Betreff dieſer Station 
die Feftftelung der Dauer im Gejepe fallen ließ und dem Regulativ anheim 
gab. Demnach ſchlägt die Kommilfion vor: 
1) die $$. 7. und 8. der Regierungs»Borlage als 88. 6. und 7., 
wie folgt, zu fallen: 
2 
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$. 6. Referendarien müſſen, bevor fie zur zweiten, — der 
großen Staatäprüfung — zugelafjen werden fünnen, eine 
BVorbereitungszeit von drei Jahren im praktiſchen Dienfte 
zurüdgelegt haben. 

8. 7. Sie find während dieſer Vorbereitungszeit bei Ge— 
richten erfter und zweiter Inftanz, bei der Staats» Anwalt» 
ſchaft, bei Nedhtsanmalten und bei Notarien zu beſchäftigen. 

2) $. 10. zu ftreichen. 


Zu $. 9. der Herrenhaus-Beſchlüfſe. 


In Konfequenz des früheren Beichluffes war man allgemein einverftane 
den, auch den Notariatsdienft zu berüdjihtigen. 

Gleichfalls einftimmig erflärte ih die Kommiſſion gegen die Zulaffung 
des Neferendars während feiner Borbereitungszeit zu den Geſchäften eines 
Hülfsrichters. Man mülje gerade in Folge der bisherigen ſchwankenden Praris 
die Stellung des Neferendars klarſtellen. Es jei nichts Dagegen einzuwenden, 
ihn mit einzelnen Geſchäften, welde eine Bertrauensperfon vorausjegen, zu 
beauftragen, aber, wer fid) zum Richteramt erft vorbereite, dürfe auch nicht 
unter dem Namen eined Hülfsrichterd zu Dem Amte berufen werden. Für 
die Zulaffung zu den Geihäften eines Gehülfen der Staats-Anwaltſchaft, fo- 
fern darunter ein jelbftftindiges Verfahren des Gehülfen verftanden werde, 
ſprach ſich nur ein Mitglied aus. Die Kommilfion beidloß, dem zweiten Abs 
jap folgende Faffung zu geben: 

$. 8. Abjap 2. 
die Neferendarien können die Berrihtungen eines Gerichtsfchreibers 
wahrnehmen und nad mindeftens anderthalbjähriger Beihäftigung 
jur zeitweifen Vertretung eines Necdtsanwaltes verwendet, ſowie 
mit einzelnen richterlichen Geſchäften, jedoch nit mi« der Theil: 
nahme an der Erkenntnißfällung, beauftragt werben. 


Zu $. 11. der Herrenhaus: Beidlüfie. 


Der Wortlaut des Entwurfes läßt die Deutung zu, als ob die Ber 
ftattung zur großen Staatsprüfung nad den erfüllten Bedingungen nod) einer 
bejondern Prüfung unterworfen ſei. Dieje Deutung wollte die Kommilfion 
ausihließen, und das unbedingte Necht des Vorbereiteten, zur großen Staats— 
prüfung zugelafjen zu werden, unzweifelhaft ausdrüden. Die Disziplinar« 
befugniß des Suftiz-Minifters fol hier nicht berührt, aber die Disziplin aud) 
nicht in der verftedten Form einer Zurückweiſung von der Prüfung ausgeübt 
werden. Die Kommilfion beſchloß demgemäß: 

ftatt der Worte: „kann der Neferendarius beantragen, zu dieſer 
Prüfung zugelaffen zu werden‘ zu fegen: „iſt der Referentarius 
zu diefer Prüfung zuzulaſſen.“ 

Abgelehnt wurden die weiter gehenden Anträge: 

Antrag 1. 

Nach Ablauf der Vorbereitungszeit und nachdem das Kollegial- 
Gericht, bei welchem der Neferendarius zulegt gearbeitet hat, durch 
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Plenarbeſchluß denfelben für genügend vorbereitet erflärt hat, wird 
derjelbe zu der großen Staatsprüfung zugelaffen. 


Antrag II. 
Nah Ablauf der dreijährigen Vorbereitungszeit wird der Refe— 
rendarius, wenn er die Erfüllung der Vorſchriften der SS. 8. und 
9. durch Vorlage der betreffenden Zeugniffe nachweift, zur großen 
Staatsprüfung zugelaffen. 


Antrag I. 
Nah Ablauf der Vorbereitungszeit und nachdem das Appellations- 
Gericht, in deffen Sprengel der Neferendarius zulegt gearbeitet 
bat, diefen durch Kollegialbeſchluß für genügend vorbereitet erklärt 
bat, ift derfelbe auf jrinen Antrag zu der großen Staatsprüfung 
zuzulaffen, 


Bu $. 12. der Herrenhaus: Beihlülje. 


In Bezug auf die große Staatsprüfung erflärte der hierüber interpels 
lirte Regierungs-Kommiſſar, daß die Regierung an der Prüfungsmethode 
feine wefentlihe Veränderung vornehmen, die Smmediat-Prüfungs-Kommilfion 
mit ihrem Sige in Berlin beibehalten und deren Kompetenz auf das ganze 
Land ausdehnen will. In den Perfonen der Eraminatoren wird die Regie: 
rung auf Die Rechtegebiete der neuen Provinzen volle Rüdjicht nehmen, wie 
dies ſchon gegenwärtig in Betreff der Nheinproviuz der Fall if. 

Ein Mitglied der Kommiſſion ſah in einer ſolchen Anordnung noch keine 
genügende Garantie, jondern verlangte die Trennung der Kommilfien in drei 
gelonderte Abtheilungen und jchlug als neuen Paragraphen vor: 

— 
die Immediat-Prüfungs-Kommiſſion beſteht aus drei Abtheilungen, 
einer für das Gebiet des Allgemeinen Preußiſchen Landrechts, einer 
für das Gebiet des franzöſiſchen Rechts, und einer für das Ge— 
biet des gemeinen Rechts. 

Dieſer Antrag wurde als der Idee des gegenwärtigen Geſetzes völlig 
widerſprechend auf das Lebhafteſte bekämpft und von der Kommiſſion ab— 
gelehnt. 

Uebereinſtimmung zwiſchen der Kommiſſien und dem Vertreter der Re— 
gierung herrſchte darüber, daß das Geſetz nicht beabſichtige, die Prüfung jedes 
Kandidaten auf alle innerhalb des Staatsgebiets herrſchenden Rechts'yſteme 
auszudehnen. Eine ſolche Methode, wenn überhaupt ausführbar, würde unter 
der Form der Vielwiſſerei nur die Oberflächlichkeit befördern. Neben dem 
gemeinen Necht wird die Kenntniß des in demjenigen Rechtsgebiete gültigen 
Syſtems, in welchem der Kandidat audgebildet worden, den entſcheidenden 
Ausſchlag geben müſſen. Um dieſe Abſicht ned unzweifelbafter auszu— 
drücken, trat die Kommiſſion dem Antrage bei, welcher vorſchlug: 

im zweiten Abſatz das Wort „insbeſondere“ in der erſten Zeile 
zu ſtreichen und dafür weiter unten zu ſetzen; 
„wobei insbeſondere auf das Rechtsgebiet“ u. ſ. w. 


den weiter gehenden Antrag auf folgende Faſſung des zweiten Abſatzes: 
2 J 
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Sie ift demgemäß insbefondere darauf zu richten, ob der Kandi— 

bat fid) eine gründliche Kenntniß des gemeinen des in Preußen 

geltenden öffentlihen und bes in den Nedhtögebieten feiner Aus— 

bildung geltenden Privatredhts erworben habe, und daß er u. |. m. 
lehnte die Kommilfion als überflüffig ab. 


3u 8. 13. der Herrenhaus-Beſchlüſſe. 


Das oben bereits erörterte Streben, bie der NRedhtäpflege jo wohltbätige 
Einrihtung ber freien Advofatur zu verallgemeinern, führte zu dem Antrage, 
als zweiten Abſatz Binzuzufügen: 

Bom 1. Januar 1871 an foll aud in den andern Gebieten des 
Preußiſchen Staates Jedem, welcher die große Staattprüfung bes 
ftanden bat, freiftehen, feine Ernennung als Rechtsanwalt von 
dem JuftizeMinifter zu verlangen, und in dieſer Eigenihaft au 
einem Orte, an welchem ſich ein Kollegial-Gericht befindet, feinen 
Wohnſitz zu nehmen. 

Auf die Anfrage eines Mitgliedes erläuterte der Antragfteller, dab das 
Wort „Rechtsanwalt“ abfihtlih gewählt fei, weil die juriftiihe Melt im 
DOrganilations-Gebiete der Verordnung vom 2. Sanuar 1849 nicht wüũnſche, 
die Advokatur als BVorftufe zur Advofat-Anwaltihaft hierher übertragen 
zu ſehen. Der Herr RegierungssKommiljarius ließ fih über den Antrag, 
wie folgt aus: 

Die Regierung erkenne mit dem Antragfteller an, daß die freie Advoka— 
tur allgemein eingeführt werden müffe, ſobald die Organifation der Gerichte 
ed geftatte, und daß hierauf im fürzefter Zeit hinzuarbeiten ſei. Zu dielem 
Zwecke feien die Vorarbeiten im Minifterium bereits begonnen; allein gele— 
gentlih in dieſem Gelege fünne die Frage nicht gut gelöft werben, ſchon wegen 
ber mehrfach noch bejtehenden Differenzen zwiſchen Advofaten und Advokat— 
Anwalten. Bei der Einführung ber freien Advokatur jeien jedenfall mander: 
lei Kautelen nöthig. Am Nhein und in der Provinz Hannover beftehe in 
biefer Beziehung ber Durdgang durch die Advofatur; bier fei Die ein» oder 
zweijährige Beihäftigung als Affeffor an Gerichten denfbar. ebenfalls be— 
bürfe e8 ber Organiſation von Ehrenräthen, wie fie der freien Advofatur an— 
zupaffen ſeien; Borbedingung der freien Advokatur müſſe aud eine er- 
beblihe Berbefferung der Nichtergehalte jeien. Aus diefem Grunde Bitte 
er in dieſes Gefep feine Beftimmung über die freie Adookatur aufzuneh— 
men, jo ſehr au ber Zuftiz-Minifter von der Nothwendigfeit ihrer baldigen 
Einführung überzeugt ſei. 

In Folge diefer Erflärung lehnte die Kommilfion den Antrag gegen 
zwei Stimmen ab, nahm jedoch, um eine Willensmeinung des Plenums über 
diefe hochwichtige Angelegenheit herbeizuführen und die Sache jelbft zu bes 
ſchleunigen, die am Schluſſe des Berichtes abgedrudte Refolution an. 


Zu $. 14. der Herrenhaus-Beſchlüſſe. 


Der Zufap- Antrag: 
diejenigen, welche vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes die Duali- 
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fifation zum Notariat erworben haben, verlieren diefe Dualififation 
und ihre Anciennität durch dieſes Geſetz nicht, 
wurde zurüdgezogen, nachdem ber Regierungs-Kommilfarius erflärt hatte, daß 
jelbftverftändlich dieſes Geſetz erworbene Rechte nicht berühre. 

Dagegen machten die vorangegangenen Beihlüffe, namentlich die Ablür— 
zung der Gejammtfrift andere Negeln in Betreff der anzuredhnenden Vorbe— 
reitungäzeit nothwendig. Die Kommilfion hielt es, wenn das Gejep ſich nicht 
in kaum beredhenbare Einzelheiten verlieren follte, für geboten, die Anordnung 
dem Reglement zu überlaffen und fie beſchloß folgende Abänderungen zum 
zweiten Abſatz: 

a) im erften Sage; ftatt „vierjährige* zu ſetzen: „dreijährige Vor— 
bereitungszeit®, 
. b) den zweiten Sag, wie folgt, zu erjegen: 
Es bleibt den Beftimmungen des Regulativg — $. 14, — 
überlaffen, die noch übrig bleibente Borbereitungszeit im 
Sinne der Beftimmungen des $. 8 zu regeln. 


Zu $. 16 der Herrenhaus Beihlüjie. 


Schon im Laufe der früheren Diskuſſion hatte ein Mitglied die Beftim- 
mung vermißt, daß derjenige Kandidat, welcher eine der beiden Prüfungen 
nicht beftanden, noch einmal zur Wiederholung derſelben zugelaffen werben 
müſſe. Bei Gelegenheit diejes Paragraphen wurde die Frage nochmals zur 
Sprade und mit ber allgemeinen Frage in Verbindung gebracht, daß es rath— 
jam fei, befonders Diejenigen Gegenftände zu bezeichnen, welde ber Juftize 
Minifter in einem Regulativ gemeingültig ordnen und nicht der Einzelver— 
fügung vorbehalten fell. Dahin gehören auch die Regeln für die Wieder 
bolung einer mißglüdten Prüfung. Nah der übereinftimmenden Anfiht ber 
Kommilfion und des Regierungs » Kommiffars ſoll übrigens minbeftens und 
ausnahmslos eine einmalige Wiederholung geftattet werben. Das Regulativ 
wird hierüber jo wie über bie übrigen bervorgehobenen Punkte das Nähere 
feftiegen. Unter Einverftändniß des Regierungs » Kommiffarius beihloß die 
Kommilfion den Paragraphen, wie folgt, zu fallen: 

Der Zuftiz-Minifter wird die zur Ausführung dieſes Gejepes er- 
forderlihen Anordnungen, namentlih alle zur Ergänzung noth— 
wendigen Grundläge über die Art der Prüfungen, die Zufammen- 
jegung der Prüfungs Kommiffionen, die Vertheilung der Beſchäf— 
tigungszeit, jowie über die wiederholte Zulaffung nad nit bes 
ftandener Prüfung in einem Regulativ feftjepen. 


Die Kommilfion beantragt demnad;: 
I. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
dem Gejep- Entwurf in ber von der Kommilfion beichloffe: 
nen und in ber anliegenden Zufammenftellung abgedrudten 
Faflung die verfaffungsmäßige Zuftimmung zu ertbeilen. 
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I. Das Haus ber Abgeorbneten wolle ferner beſchließen: 
bie Königlihe Staats -Regierung aufzuforbern, dem Land» 
tage in ber nächſten Seffion ein Geſetz zur verfaffungs- 
mäßigen Beihlußnahme vorzulegen, durch weldes in ben 
Rechtsgebieten außerhalb der Appellationsgerichte zu Cöln, 
Zelle und Frankfurt a. M. die Ausübung ber Rechtsanmwalt« 
Ihaft für Jeden, der die juriftiihe große Staatsprüfung 
zurüdgelegt hat, freigegeben wird. 
Berlin, den 13. Februar 1868. 


Die Kommiffion für das Juſtizweſen. 


Müller [Eolingen] (Vorſitzender). Lasker (Beriterftatter). Wagener 

(Franzburg). Kratz. Leffe. Thilo. Gleim. v. Guerard. Körbin. 

v. Seydewitz. Dr. Baehr (Kalle), Lampugnani. Parifius. 
Windthorft (Meppen). 


Zufammenftellung 


der 


Beſchlüſſe des Herrenhanfes mit den Bejchlüfjen 
der Kommillion. 
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Entwurf eines Gefetes, 


über 


die juriftiichen Prüfungen und die Vorbereitung 
zum höheren Juſtizdienſte. 


Wir Wilbelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc., 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den ganzen 
Umfang Unjerer Monardie, was folgt: 


Abſchnitt L. 


2: 

Zur Belleidung der Stelle eines Richters, Startsanwaltes, Nehteanwaltes 
(Advofatanwaltes, Advofaten) oder Notar ift die Zurüdlegung eines drei- 
jährigen Rechtsſtudiums auf einer Univerfität und bie Ablegung zweier ju- 
riſtiſcher Prüfungen erforderlich. 

Bon dem dreijährigen Zeitraum find mindeftens drei Halbjahre dem 
Rechtsſtudium auf einer Preußiſchen Univerfität zu widmen. 

An der bisherigen Befugniß des Juftiz.Minifters, dieſe Friften (Alinea 1. 
und 2.) abzufürzen, wirb nichts geändert. 


$. 2. 
Die erfte Prüfung ift bei einem Appellationsgerichte, die zweite — große 
Staatsprüfung — bei der für die ganze Monarchie eingejegten Juſtiz-Prü— 
fungs-Rommilfion abzulegen. 


8. 3. 
Die erfte Prüfung befteht aus einer jchriftlihen und einer mündlichen. 
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Entwurf eined Gefetes, 


über 


die juriftiichen Prüfungen und die Vorbereitung 
zum höheren Juſtizdienſte. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ıc., 


verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages, für den ganzen 
Umfang Unferer Monardie, was folgt: 


Abſchnitt I. 


— 

Zur Bekleidung der Stelle eines Richters, Staatsanwaltes, Rechtanwaltes 
(Advolatanwaltes, Advokaten) oder Notars iſt die Zurücklegung eines drei⸗ 
jährigen Rechtsſtudiums auf einer Univerſität und die Ablegung zweier ju—⸗ 
riftiicher Prüfungen erforderlich. 

Don dem dreijährigen Zeitraum find mindeftens drei Halbjahre dem 
Rechteftubium auf einer Univerfität zu witmen, an welder in deutſcher 
Sprade gelehrt wird, 

Der Juftigminifter hat die Befugniß, mit Rückſicht anf das 
vorangegangene Univerjitätsftudbium in einer andern Disciplin, 
als in ber Rechtswifſſenſchaft, von den vorgefhriebenen dreijäh— 
rigen Rechtsſtudium einen angemejjenen Zeitraum zu erlaljen. 


z. 2. 


Unverändert. 


Unveränbert. 
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Den Gegenftand der Prüfung bilden die Disziplinen des öffentlihen und 
Privatrechts und der Rechtsgeſchichte, ſowie die Grundlagen der Staatöwiffen- 
ſchaften. 

Die Prüfung muß auf Erforſchung der poſitiven Kenntniſſe des Kandi— 
daten, feiner Einfiht in das Weſen und die geihichtlihe Entwidelung der 
Nechtöverhältniffe, jowie darauf gerichtet werden, ob der Kandidat fih über- 
haupt bie für feinen fünftigen Beruf erforberlide allgemeine rechts- und 
ftaatswiffenfhaftlihe Bildung erworben habe. 


8. 5. | 
Die in der erften Prüfung Beftandenen werden von dem Präſidenten 
des Appellationsgerichte, bei welchem fie fih zur Beihäftigung melden, zu 
Referendarien ernannt und eiblid verpflichtet. 


8. 6. 

Wer ben Grab eines Doktors ber Rechte, auf Grund zurüdgelegter Prũ— 
fung bei einer Preußiſchen Univerfität erworben bat, kann durch den Zuftig- 
Minifter von ber erften Prüfung entbunden werben. Derfelbe wird alsdann 
von dem Präfidenten bes betreffenden Appellationsgerichts ($. 5.) zum Referen⸗ 
darius ernannt und eidlid verpflichtet. 


Abſchnitt IL. 
8.1. 


Referendarien müffen, bevor fie zur zweiten — ber grofen Staats» 
prüfung — zugelaffen werden fönnen, eine Borbereitungszeit von vier Jahren 
im praftifchen Dienfte zurücdgelegt haben. 


8. 8. 


Sie find während diefer VBorbereitungszeit bei Gerichten erfter und zweiter 
Inftanz, bei der Staats-Anwaltichaft, bei Redhtsanwalten und aud bei einer 
Verwaltungs. Behörde für die Dauer eines Jahres zu beichäftigen. 


$. 9. 

Die juriftiiche Beſchäftigung ift jo einzurichten und zu leiten, daß die 
Neferendarien ih in ſämmtlichen Geſchäftszweigen des richterlihen, ftaats« 
anwaltlichen Anwalts- und Büreau » Dienftes eine jolde Einfiht und praf- 
tiſche Gewandtheit erwerben, mie fie zur jelbititändigen Verwaltung des Amtes 
eines Richters, Staatsanwalts oder Nehtsanwalts erforderlich ift. 

Die Referendarien fünnen die Verrichtungen eines Gerichtsjchreibers 
wahrnehmen, und, nachdem fie mindeftens zwei Jahre bei Juftiz « Behörden 
bejhäftigt waren, zugleih zu den Geſchäften eines Hülfsrichterd bei den 
Stadt» und Kreisgerihten, ben Amtd- und Friedensgerichten, zu ben Ge— 
ihäften eines Gehülfen der Staatsanwaltfchart, jowie zur zeitweilen Bertre- 
ung eined Rechtsanwalts verwendet werben. 
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8. 4. 
Unverändert. 
5 
Unverändert. 
8. 6 
Fällt fort. 
Abſchnitt IL. 
8. 6, 
Referendarien müffen, bevor fie zur zweiten — ber großen Staatäprü- 


ung — zugelaffen werben fönnen, eine Vorbereitungszeit von Drei Jahren 
m praktiſchen Dienfte zurüdgelegt haben. 


5.7. 


Sie find während dieſer Vorbereitungszeit bei Gerichten erfter und zweiter 
nftang, bei ber Stantsanwaltichaft, bei Rechtsanwalten und Notarien zu 


fchäftigen. 


8. 8, 

Die Beihäftigung ift fo einzurichten und zu leiten, daß die Referenda- 

n fi in fämmtlihen Geſchäftszweigen des richterlichen, ftaatsanwaltlichen, 
walts⸗, Notariats- und Büreau-Dienftes eine ſolche Einfiht und praf- 
je Gewandtheit ermerben, wie fie zur jelbftftändigen Berwaltung des Amtes 
® Richters, Staateanwalts, Rechtsanwalts oder Notars erforderlich iſt. 
» Die Referendarien fünnen bie Berrichtungen eines Gerichtsjchreibers 
rnehmen, und nad mindeftens anderthalbjähriger Beſchäfti— 
ig zur zeitweifen Vertretung eines Rechtsanwalts verwendet, jo wie mit 
elnen ridterlihen Geſchäften, jedoch nicht mit der Theil» 

e an ber Erfenntnipfällung beauftragt werben. 
3 * 
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8. 10, 

Die Beihäftigung der NReferendarien bei Verwaltungsbehörden ſoll nit 
eher erfolgen, als bis dieſelben minbeftens ein Jahr bei Juſtizbehörden gear: 
beitet haben. 

g. 11. 

Nah Ablauf der Vorbereitungkzeit (5. 7.) kann der Referendarius, 
wenn aus den über die geſammte Beihäftigung ($$. 8— 10.) vorzulegenden 
Zeugniffen ſich ergiebt, daß er zur Ablegung der großen Staatsprüfung für 
vorbereitet zu erachten fei, beantragen, zu dieler Prüfung zugelaffen zu 


werben. 
Abſchnitt III. 
$. 12. 

Die große Staateprüfung — $. 2. — ift eine mündliche und fchriftliche, 
und fol einen weſentlich praftiihen Charakter an fih tragen. 

Sie ift demgemäß insbejondere darauf zu richten, ob der Kandidat fich 
eine gründliche Kenntniß des gemeinen und des in Preußen geltenden öffent- 
lien und Privatredhts erworben habe, wobei auf das Nechtögebiet, wo er 
feine Ausbildung erlangt, Rüdfiht zu nehmen ift, und daß er für befähigt 
zu erachten fei, im praftiihen Juſtizdienſte cine felbftftindige Stellung mit 


Erfolg einzunehmen. 
Abſchnitt IV. 
$. 13. 

Die in der großen Staatsprüfung beftandenen Referendarien werden wor 
dem Juſtiz-Miniſter zu Gerichts-Affefforen und in den Gebieten bes Appella 
tiond« Gerichtebofes zu Köln, jowie der Appellations » Gerichte zu Celle und 
Frankfurt a. M. nach ihrer Wahl, entweder zu Gerichts « Affefjoren oder zı 
Advolaten ernannt. 

$. 14. 

Die Beftimmungen diejes Gefepes treten am 1. Januar 1870 in Kraft. 

Denjenigen Zuriften, welhe an jenem Tage auf Grund beftandener 
Prüfung bereits zum praftiichen Juſtizdienſte zugelaffen find, jol die zurück— 
gelegte Zeit der Beſchäftigung in demjelben auf die vorgefhriebene vierjährige 
BVorbereitungszeit — $. 7. — angerechnet werden. Auch fann denen, die an 
dieſem Tage bereits die Hälfte der Vorbereitungszeit zurücgelegt haben, vie 
Verpflichtung, während eines Jahres bei Verwaltungsbehörden zu arbeiten, 
ganz oder theilweife vom Juftiz-Minifter erlaffen werden. 

$. 15. 

Alle, dieſen Vorſchriften entgegenftehende Beftimmungen werden auf- 

gehoben. 
$. 16. 

Der Zuftiz-Minifter wird die zur Ausführung dieſes Gejeped erforder 

lihen Anordnungen treffen, 


un 4 2 rer 
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$. 10, 
Fällt fort. 


8. 9. 

Nah Ablauf der Borbereitungszeit ($. 6.) ift der Neferendarius, wenn 
aus den über die gelammte Beihäftigung (88. 7. u. 8.) vorzulegenden Zeug⸗ 
nifjen ſich ergiebt, daß er zur Ablegung der großen Staatsprüfung für vor- 
bereitet zu erachten fei, zu diefer Prüfung zuzulaffen. 


Abſchnitt II. 
$. 10. 

Die große Staatsprüfung — 8.2. — ift eine mündliche und fchriftliche, 
und ſoll einen wejentlid praltiſchen Charafter an fi tragen. 

Sie ift demgemäß darauf zu richten, ob der Kandidat ſich eine gründliche 
Kenntniß des gemeinen und bes in Preußen geltenden öffentlichen und Privat» 
rechts erworben habe, wobei insbejondere auf das Rechtsgebiet, wo er feine 
Ausbildung erlangt, Rüdfiht zu nehmen ift, und daß er für befähigt zu er 
achten jei, im praftiihen Suftizdienfte eine jelbftftändige Stellung mit Erfolg 


einzunehmen. 
Abſchnitt IV. 
$. 11. ($. 13. ber Herrenhaus-Borlage.) 
Unverändert. 


$. 12. 

Die Beftimmungen diejed Geſetzes treten am 1. Januar 1870. in Kraft. 

Denjenigen Zuriften, welde an jenem Zage auf Grund beſtandener 
Prüfung bereits zum praftiichen Juſtizdienſte zugelaffen find, ſoll die zurüd- 
gelegte Zeit ber Beichäftigung in demfelben auf die vorgejchriebene dreijährige 
Borbereitungszeit — F. 6. — angerechnet werden. Es bleibt der Be— 
ftimmung bes Regulativs — $. 14. — überlaſſen, die übrige 
Borbereitungszeit im Sinne der Beftimmung des $. 8. zu 
regeln. N 

$. 13. ($. 15. der Herrenhaus-Borlage.) 
Unveränbert. 


$. 14. 

Der Juſtiz » Minifter wird die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforder 
Iihen Anordnungen, namentlih alle zur Ergänzung nothbwendigen 
Grundjäge über die Art der Prüfungen, die Zujammenjepung 
der Prüfungs-Kommijfionen, die Bertheilung der Beihäftigungs- 
zeit, fowie über die wiederholte Zulafjung nad nicht beftandener 
Prüfung in einem Regulativ feftjegen. 


um dran 


BUrSIERNTT r: 


N 290. 


Berichterftatter: Haus der Abgeordneten. 
Abgeordneter Richter (Sangerhaufen). 10. Legislatur= Periode. 
— — — — II. Seffion 1868, 





Sechster Bericht 


der 


Kommijfion für Petitionen 


Journal II. Nr. 1263. 1270., 1310,, 1311., 1312., 1313., 1314., 1315,, 
1316., 1317., 1318., 1319., 1320., 1321., 1322., 1323., 1324., 1325., 
1326., 1327, 1358., 1359., 1360,, 1361., 1362., 1363., 1364., 1365., 
1866., 1367.,, 1368., 1335., 1386., 1387., 1388. 1389., 1390., 1391., 
1392., 1393., 1394., 1395., 1396., 1397., 1398., 1399,, 1400., 1401., 
1402., 1403., 1446,, 1447., 1459., 1460., 1461., 1557., 1558., 1606., 
1607., 1608., 1609., 1653., 1752., 1753., 1771., 1994., 2016., 2091., 2167. 


Von 977 evangeliihen Ginwohnern Berlins und im Anſchluß von 4765 
evangeliihen Einwohnern nachſtehender Orte: Namslau, Neumarkt, Bromberg, 
Zehin, Brunne, Stallupönen, Fehrbellin, Salzwedel, Wriezen, Freienwalde, 
Kindelbrüd, Liegnig, Königsberg i. d. N-M., Hepdefrug, Burg, Sorau, 
Müllroje, Kaifermühle, Johannisburg, Hafferode, Greifswald, Wollin, Stolp, 
Schwedt a. D., Friedrichseck, Etargardt, Alvensleben, Zeig, Kanth, Pankow, 
Bernau, Breslau, Stralfund, Pyritz, Kirchhain, Friedeberg a. O., Kolberg, 
Finfterwalde, Brieg, Langenbielau, Neidenburg, Seehaufen, Gardelegen, 
Belzig, Stettin, Danzig, Prenzlau, Gumbinnen, Mühlradig, Zörbig, Prörten, 
Graudenz, Forſt, Haustorf, Tilfit, Egeln, Reihenbad, Göslin, Skaiſgirren, 
Spremberg, Görlig, Werriſchken, Marienburg, Querfurt, Schlave, Baumgarten, 
Giesdorf, Ohlau, Steine, Goldberg find zahlreiche Petitionen gleihen Ins 
balts eingegangen: 

Einem Hohen Haufe der Abgeortneten tragen die Unterzeich: 

neten Die ergebene Bitte vor: 

„Daſſelbe wolle Seine Aufmerkſamkeit aufs Neue der Lage 

unjerer evangeliihen Landeskirche zumenden und ſolche Rechts— 

verhiltniffe für diejelbe herbeiführen, wie fie den Bedürf— 

nifjen des ewangeliichen Volkes und der Staats -Berfaffung 
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entfpredhend das Gebeihen der Kirche zu fördern im Stande 

find.“ 

Der fünfzehnte Artifel unferer Verfaffungs-Urfunde, der uns 
jerer evangelifchen Kirche die jelbftftändige Ordnung und Berwal« 
tung ihrer Angelegenheiten zuipricht, fieht noch immer feiner Ber 
wirflihung entgegen; er kann fie nur finden, wenn ben Fleineren, 
wie den größeren kirchlichen Kreiſen die jelbftftändige Ordnung 
und Verwaltung ihrer beionderen Angelegenheiten geſetzlich ermög- 
licht wird. Die Einrichtungen, welche die kirchlichen Behörden 
zur Vorbereitung der Ausführung des Artifeld 15. in den ſechs 
öftlihen Provinzen in's Leben gerufen haben, ftellen feinem 
Kirchenkreife die felbftftändige Ordnung und Verwaltung feiner 
Angelegenheiten auch uur in Ausficht. 

Die Verwaltung der Kirche jol nad wie vor in ihren ganzen 
Umfange in der Hand Königliher Beamten, der Superintendenten 
und Königlicher Behörden, der Konfiftorien verbleiben. Die Er— 
haltung und Weiterbildung der neuen Ginrihtungen würde Die 
Ausführung des Artikels 15. für immer unmöglih maden. 

I. In den einzelnen Gemeinden können bie neu eingerich— 
teten Gemeinde » Kirdhenräthe zu einer entiprechenden Wirkſamkeit 
nicht gelangen, fo lange die Kirchen-Vorſtände allein alle recht: 
lichen Berhältniffe der Gemeinde leiten, jo lange ihre Mitglieder 
nicht aus freier Wahl der Gemeinden, jondern weſentlich aus den 
Vorſchlägen der Geiftlihen hervorgehen, jo lange fie jelbft von 
dem Kirchenregiment nicht als eine Vertretung der Gemeinden, 
jondern als eine Stärfung und Erweiterung des geiftlihen Amtes 
betrachtet und behandelt werben, 

Unfere Gemeinden fünnen nur dann auf die wirkliche Aus- 
führung des Artikels 15. vorgebildet werden, wenn, wie in ber 
Rheinifch = Weftfälifchen Kirche, ein von’ ihnen ſelbſt freigewählter 
Gemeinde-Borftand in Berbindung mit den Geiftlichen ihre Ange 
legenheiten leitet; wenn der Geiftlihe unter Berüdfichtigung ber 
Rechte des Patrons und unter jchügenden Formen von der Ge: 
meinde jelbft gewählt wird; wenn die Selbitftändigfeit der Grs 
meinde in der Verwaltung ihrer Angelegenheiten die volle Aner— 
fennung des Kirchenregimentes findet. s 

I. Ebenſo müffen in den Superintendentur » Kreifen die 
gegenwärtigen Kreisipnoden das Vertrauen ber Gemeinden ent» 
behren, jo lange ihre weltlichen Mitglieder aus der Wahl jener 
Gemeindestirhenräthe hervorgehen; fo lange fie nad dem Willen 
bes Kirchenregiments nur als Erweiterung und Stärkung ber geift- 
lihen Gewalt des Superintendenten gelten; fo lange fie, ohne von 
den geiftlichen Behörden öffentlich rektifizirt zu werden, ſich ges 
legentlich zum Dienft einer einfeitigen kirchlichen Partei mipbrauden 
laffen. Die unter Zeitung der Superintendenten ftehenden Diöcejen 
werben unter Vermeidung dieſer Webelftände fih nur dann im bie 
jelbftftändige Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten eins 
leben, wenn, wie in der Rheiniſch-Weſtfäliſchen Kirdye, der Super- 


intendent nicht durch die Königlihen Behörden auf Lebenszeit ein- 
gelegt, jendern auf eine bejchränfte Reihe von Jahren von ber 
Kreisipnode gewählt wird; wenn er bie Geſchäfte des Kirchen» 
freijes in Verbindung mit dem Borftande einer aus freien Wahlen 
bervorgegangenen Kreisſynode leitet; wenn durch die jeweilige 
Erneuerung diefer Wahlen die Synoden jelbjt mit dem Leben der 
Gemeinde in engfter Berbindung gehalten werben. 

IH. Demnädft fol für jede der jechs öftlihen Provinzen 
eine Provinzial» Synode zujammentreten. Sie fol wejentlid zu - 
fammengejegt jein aus den fämmtlihen Königlihen Superinten- 
denten der Provinz und aus einem geiftlihen und einem welt» 
lichen Mitgliede für jede Kreis-Synode, welde beide die leptere 
wählt. Dieſe jo zujammengejegten Synoden würden nicht eine 
Vertretung der Provinzial» Gemeinden, jonderu wiederum nur eine 
Stärkung des Staatlihen Kirchen » Negimentes fein; fie würden, 
bierarhiich über das evangeliiche Volk geftellt, deſſen Wünſche und 
Bedürfniſſe nicht zum Ausdrud bringen; am wenigften dürften 
fie, jo lange die Königlihen Konfiftorien und die Königlichen 
Regierungen nicht einen wejentlihen Theil ihrer Befugniffe und 
Verwaltungs-Objekte an fie abgäben, ald Organe angefehen wer: 
den, durch melde die Kirche ihre Angelegenheiten jelbftftändig 
ordne und verwalte. Sie wären im Gegentheil eine Schädigung 
der Kirche, jie wären das mächtigſte Bollwerk, um die wirkliche 
Ausführung des 15. Artikels der Verfafjung für immer unmöglich 
zu maden. 

Das Hohe Haus der Abgeordneten will, daß der 15. Artikel 
der Berfaffung zur Ausführung fomme; dafjelbe will nidt, daß 
diejer Ausführung durch neue, nur den Schein, nicht die Wirk: 
lichkeit lirchlicher Selbftftändigkeit bietende Organijation unüber- 
fteigliche Hinderniffe bereitet werben. 

Die Unterzeichneten bitten: 

Das Hohe Haus der Abgeordneten wolle: 

1) Eo lange den beabfihtigten Provinzial-Synoden nicht 
eine andere Zujammenjegung und Stellung eingeräumt 
wird, tie Geldmittel verfagen, die zur Ermöglihung 
ihres Zujammentretend von demſelben erbeten werden 
möchten; ’ 

2) Dafür jorgen helfen, daß den evangeliichen Gemeinden 
eine nicht blos ſcheinbare, jondern wirkliche Vertretung 
gegenüber den verjdhiebenenen Stufen des Kirchenregi- 
ments gewährt; 

3) daß der Kirche der jechs öftlichen Provinzen wenigftens 
dafjelbe Recht, diejelbe jelbftftindige Ordnung und 
Berwaltung ihrer Angelegenheiten gejeplih ermöglicht 
werde, deren fih die Rheiniich » MWeftfäliiche Kirche 
erfreut. — - 

Die Kommijfion für Petitionen hat in Gegenwart eines Kommiffarius 
des Minifteriums der geiftlihen Angelegenheiten verhandelt. Entſprechend 


ben Petitionen bat fih die Verhandlnung auf die ſechs öftlihen Provinzen 
und deren firdliche Berfaffung beichränft. Sunerhalb diejer räumlichen Grenze 
bat fi die Verhandlung wieder auf die Einführung einer Provinzial-Synos 
dal⸗Ordnung bejhränft, und nur nebenbei hat man ber firdlihen Gemeinde: 
und Kreis-Ordnung gedacht, ſoweit diefelben cine Grundlage für die Pro- 
vinzial-Drönung bieten follen. Die Verhandlung über die Provinzial-Synodal- 
Ordnung, deren Entwurf nach der Mittheilung der Königlichen Behörden an 
die Kreis-Synoden in dem Anhange abzedrudt beiliegt, bewegte fih nach zwei 
Richtungen hin: theild wurde der Inhalt des. Entwurfs jelbft, theils das Recht 
der Einführung diskutirt. 

I. Die Petenten bitten mit Bezug auf das Vorhaben, auf Grund jenes 
Entwurfs Provinzial-Synoden zujammen zu berufen: „So lange den beab» 
fihtigten Provinzial» Synoden nit eine andere Zuſammenſetzung und 
Stellung eingeräumt wird, die Geldmittel zu verfagen, die zur Ermöglichung 
ihres Zufammentretens erbeten werben möchten.“ Begründet wird dieſe Bitte 
durch das Urtheil: „Die fo zufammengejegten Synoden würben nicht eine 
Vertretung der Provinzial-Gemeinden, jondern nur eine Stärkung des Staat- 
lihen Kirhen-Regiments fein; fie würden, hierarchiſch über das evangelische 
Bolt geftellt, deffen Wünſche und Brdürfniffe nicht zum Ausdrud bringen; 
am wenigften dürften fie, jo lange die Königlihen Konfiftorien und König- 
lihen Regierungen nicht einen wejentlihen Theil ihrer Befugniffe und Ber: 
waltungs-Objefte an fie abgeben, ald Organe angejehen werden, dur welche 
die Kirche ihre Angelegenheiten jelbitjtändig ordne und verwalte. Sie wären 
im Gegentheil eine Schädigung der Kirche, fie wären das mädhtigfte Bollwerk 
um die wirkliche Ausführung des 15. Artifels der Berfafjung für immer un- 
möglid zu machen.“ 

Um das Urtheil der Petenten zu prüfen, fonftruirte man ſich in der 
Kommilfion nad 88. 2. 3. 4. dest Entwurfs die Fünftigen Synoden, welche 
in den fechs öftlihen Provinzen alle drei Jahr zufammentreten ſollen. Mits 
glieder follen fein: 

1) ſämmtliche Königlihe Superintendenten. Sieht man davon ab, daß 
einzelne fleine Superitendenturen mit einer benachbarten Synode verbunden 
find, jo werden in die künftigen Provinzialjynoden Königlihe Beamte in 
folgender Zahl eintreten: 





1. Brandenburg 77. 
2. Preußen 53. 
3. Sadjen 94. 
4. Schleſien 52, 
5. Pommern 57. 
6. Poſen 21. 

Summa 354. 


Ein Vergleich mit Rheinland und Weftphalen mit je 24 und 20 Super- 
intendenten, welde den dortigen Provinzial» Synoden zutreten, läßt ih nicht 
anftellen. Denn dort find die Superintendenten Beamte der Kreisgemeinde 
und werben von der Synode auf jehs Jahre gewählt (Rh. W. K. D. 
$. 36): Eier find die Superintendenten Königlihe Beamte und werben 
ohne Nüdfiht auf den Kreis durch den Landesheren auf Vorſchlag des Mir 
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niſters der geiftlihen Angelegenheiten und des Ober-Kirchenraths auf Lebens: 
zeit ernannt. Wollte man einen Vergleich anftellen, jo müßte man fi eine 
bürgerlihe Provinzial-Ordnung denken, nach welder alle Königlichen Landräthe 
geborene Mitglieder der Provinzial-Vertretung wären. 

2) Zu ben Superintendenten tritt in jeder Provinz: 

a) diejelbe Zahl von Geiftlihen, welde von der Kreisionode ges 
wählt werden, 

b) diejelbe Zahl von Gemeinde » Kirhenrätben, welche ebenfalls 
von der Kreisſynode gewählt werden. Letztere können allein 
als Vertreter der Gemeinden angefehen werden, nur daß fie ſolches 
in Wahrheit nicht find; denn Wahlkörper find die Kreis-Spnoben, 
dieje aber beftehen mwenigftens zur Hälfte aus Geiftlihen, zur 
anderen Hälfte aber aus Gemeinderäthen, melde lediglih von 
dem Gemeinderatbe — nicht aber von den Gemeinden gewählt 
werten. Der Gemeinderatb wieder wird zwar durd die ftimmbe- 
rechtigten Mitglieder der Gemeinde gewählt, die Wahl jelbft aber ift 
feine freie, denn $. 7. der Kirchlichen Gemeinde-Ordnung ſchreibt vor: 

„Die Wahl zu dem Gemeinde-Kirchenrath erfolgt durch die 
ftimmberehtigten Mitglieder auf den Borfchlag des Ge- 
meinde-Kirhenraths, welder mindeftens die doppelte Anzahl 
der zu Wühlenden namhaft machen muß. Fir das erfte 
Mal wird dieſer Vorſchlag durch den Pfarrer, den Patron 
und die Kirchen-Vorſteher gemeinfhaftlid unter der Ober- 
leitung bes Superintendenten geſchehen. Bei den landes— 
berrlihen Patronaten werden die Konfiftorien zur Theil— 
nahme an dieler Defignation an geeignete Perfonen Auftrag 
ertheilen.“ 

Das Urtheil der Petenten, daß Verſammlungen, beſtehend zu einem 
Dritttheile aus Königlichen Beamten, zu einem Dritttheile aus Geiſtlichen 
und endlich zu einem Dritttheile aus Gemeinde-Kirchenräthen — alſo aus 
Klafſen, zu deren Wahl die Gemeinden in keinem Falle frei mitzuwirken 
haben, daß ſolche Verſammlungen nicht eine Vertretung der Gemeinden ſind, 
erſcheint hierdurch begründet. 

Weiter wurde die Größe dieſer Verſammlungen erwogen. Als Synode 
würden zuſammentreten: 


1) in Brandenburg. .. . . 231 Perſonen, 
2) DEREN u une 
3) „ Suhlen » » 2 2 220. 282 
4) „ Schleifen . . 2.2.2. ..156 
5) „ Pomman . ». 2... 1 
6) Poſen. 683 


Summa 1062 Perſonen. 

Die Klage, daß die Kräfte des Volks für Staatszwecke ſchon über das 
Maß zur Vertretung herangezogen werden, ift befannt. ine Einrichtung, 
welde für kirchliche Provinzial» Intereffen jo zablreihe Kräfte beanſprucht, 
würde jene Klage nur vermehren, Dazu fommt die Schwierigkeit, für jo 
große Berfammlungen Räume und Mittel zu beihaffen. Soll aber in den 
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größeren Provinzen, etwa in Brandenburg und Sachſen, wie beabfichtigt wird, 
eine Theilung angeordnet werden, jo tritt ein größeres Uebel ein. Denn es 


würde dann die einheitliche Verbindung der Synoden und der Verwaltung 


aufgelöft werden müffen. 

Ferner fteht auch die Zahl der Vertreter gar wicht in dem richtigen Vers 
bältnifje zu der Seelenzahl. Denn die Superintendentur» Kreije find jo ver: 
ſchieden an Umfang, daß fie nicht geeignet find, eine zweckmäßige Grundlage 
für Wahlkreife abzugeben. Nah der Zählung von 1864 vertbeilt ſich die 
Zahl der evangeliichen Bevölkerung auf die öftlichen Provinzen folgender 
maßen: 


1) Brandenburg » . » 2. 2,458,622 Evangelijche. 
2) Preußen - » 2 2 2.0. 23111,097 „ 
3) Sadin . 2 2 2... 1,875,772 4 
4) Shlefien . » 2... 1,686,552 — 
5) Pommern....133865,321 
6) Polen 2 2 2 2 487,406 — 


Hiernach iſt die Provinz Preußen, die zweitbevölkerle Provinz, mit 
jeiner Vertretung entichieden im Nachtheile, Sachſen dagegen ebenſo fehr im 
Bortheile. 

Wolle man alle dieje Fehler vermeiden, wurde bemerkt, jo müſſe man 
einen anderen Ausgangspunft wählen. Ueber eine gewiſſe Zahl etwa 80, 
bödftens 100 Mitglieder bürfe eine Provinzial-Berfammlung nicht ftark fein, 
damit die Verhandlungen nicht erfhmert werden; dieſe Zahl ſei in feiner 
der neueren Kirchen-Berfaffungen überihritten werden. Rheinland mit feinen 
803,836 evangeliihen Bewohnern hat eine Synode beftehend aus 72 Mit- 
gliedern; Weftphalen mit 733,584 evangelifhen Bewohnern eine Synode von 
60 Mitgliedern; Hannover mit 1,555,448 evangeliſch-lutheriſchen Bewohnern 
eine Synote von 74 Mitgliedern; Baden mit 472,300 evungeliihen Bes 
wohnern eine Synode von 55 Mitgliedern; Oldenburg mit 238,800 evanges 
lichen Bewohnern eine Eynode von 29 Mitgliedern. (Dove: Sammlung der 
wichtigeren neuen Kirhen-Ordnungen 5. 82., 160., 245.) 

In der Kommilfion wurde feine Stimme laut, um die Zulammenfegung 
der beabfidtigten Provinzial-Synoden zu vertheidigen. — 

Ebenfo ungenügend als die Zufammenjegung erſchien aber aud) die 
Stellung, welde fo großen VBerlammlungen in $. 6., 7. des Entwurfs eins 
geräumt ift. Selbftftändig ift die Provinzial-Synode nur in einem Punfte, 
dem unter Nr. 7. aufgeführten: fie vertheilt den Ertrag einer jährlihen Kol 
lefte, dagegen von allen Gegenftänden der Kirhen-Verwaltung bleibt Die 
Synode ausgeſchloſſen. Die Verordnung vom 27. Juni 1845, nad welder 
den Königlihen Konfiftorien und den Königlichen Regierungen die Berwal- 
tung der kirchlichen Angelegenheiten überwiejen worden ift, bleibt unverändert 
beſtehen. Alſo über Auffiht über die Geiftlihen, über Disziplin, über 
Kirchenzucht, über Diepenjationen; ferner über Baujahen, über Verwaltung 
des Kirhen- Vermögens, fowte der firhlihen Stiftungen und Inſtitute; end» 
lich über Stolgebühren und Bildung von Pfarr-Bezirfen haben die Synoden 
nichts zu beichließen, noch auch nur eine wirfjame Kontrole zu führen über 
die Behörden. 
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Was der Landtag, dem gegenwärtig fo viele Petitionen kirchlichen In— 
balts zugehen, von einer Synode erwarten muß, baß fie der Ort jei,. an 
weldhen die Petitionen evangelifcher Gemeinden ihre Erledigung finden, das 
wird dur den vorgelegten Entwurf nicht erfüllt. Die von dem Landesherrn 
der evangeliichen Kirche geſetzten Behörden ftehen ohne Verantwortung über 
den Synoden. Letztere haben die Zuftände und Bedürfniffe ihres Bereichs 
in Obacht zu nehmen; fönnen über Verlegung ber kirchlichen Ordnung 
verhandeln; Fönnen auch Beihwerden an die Firdliden Behörden 
richten: es fehlt aber jedes verfaffungsmäßige Mittel, um den Beſchwerden 
Abhülfe zu verihaffen. Die Synoden erhalten Einjiht in den Zuftand der 
ProvinzialeKaffen, aber Beihlüffe zu faſſen oder Decharge zu ertbeilen, dazu 

. fehlt ihnen jede Kompetenz. Das einzige wirkſame Recht, welches ihnen zu« 
ftehen fol, ift das Net der Zuftimmung, wenn neue Katechismen, Lehr: und 
Gejangbüder, welde nicht ſchon die Billigung für die Landeskirche erlangt 
baben, im dem Provinzial« Bezirke eingeführt werden follen. In der Koms 
miffon wurde fein Verſuch gemacht, das Urtbeil der Petenten, daß Synoden 
mit jo unerheblichen Befugniffen nicht ald Organe angelehen werden fünnen, 
durd melde die Kirhe ihre Angelegenheiten ſelbſtſtändig ordne und ver— 
walte, irgendwie zu widerlegen. Es wurde bingemwiejen auf die Synoden von 
Rheinland und Weftpbalen, welche vor Erlaß des Art. 15. unjerer Verfaſſung 
in Abhängigkeit ven den Staats » Behörden ($. 49. 148.) gebildet worden 
find, und nicht alein das Recht der Aufficht über ale Kirchenkaſſen ihres 
Bereichs haben, fondern auch einen entiheidenden Antheil an den Prüfungen 
der Kandidaten und bei der Einweihung neuer Kirhen. Weit größere Be: 
fugniß aber befigen alle diejenigen Synoden, welde nad der Proflamirung 
firhliher Selbftverwaltung in Deutſchland gebildet worden find. Die Synode 
in Hannover hat das volle Recht kirchlicher Gejepgebung und Beichwerbefüh- 
tung über die Verwaltung; ebenſo das Recht neue Kirchliche Ausgaben zu bes 
willigen ($. 64., Nr. 2. 3.). Ihr freigewählter Ausihuß übt wichtige Funk— 
tionen ber Verwaltung aus, indem er über die Vokation der Geiftlihen ſowie 
über die Disciplin gegen Geiftlihe endgültig zu entiheiden, und in allen 
wichtigen Angelegenheiten mit der Kirchen-Behörde verfaffungsmäßig geeinigt 
mitzuwirken bat. ($. 66, Wr. 1., 2., 3.) 

Der Synode in Baden fteht das Recht zu: 

1) bei der Gejepgebung im ganzen Gebiet des Kirchenweſens auf 
Grund der Vorfchläge des Kirchenregiments cder einzelner Mit 
glieder der Synode mitzuwirken ; 

2) in Betreff der Amtsführung des Ober: Slirhenratbs, insbeſondere 
aud bei feiner Auffiht über die unteren Behörben, die Beamten 
und das Kirhengut Beſchwerde zu führen; 

3) der Bewilligung der allgemeinen Ausgaben und der Dedungsmitiel 
derjelben nad den Vorlagen des Ober-Kirchenraths. 

Die von der Synode freigewählten Mitglieder des Aus— 
ihufjes find außerordentlihe Mitglieder des Ober— 
Kirchenraths und nehmen als jolhe an allen Berathungen und 
Entihließungen deffelben Theil. ($. 79. 89.) 

In Dldenburg ftehen der Synode gleiche Befugniffe zu. 
($. 78. 80.) 
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Diefe Erwägungen und Bergleihungen mit anderen Synoden, welde 
nad Proflamirung firhlider Selbft » Verwaltung gebildet worden find, er— 
ſchienen ausreichend, um das Petitum unter Nr. 2, und 3. zu begründen, 
und ed wurde bemgemäß ber Antrag geftellt: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, ſämmtliche 
Petitionen der Königlichen Staats-Negierung mit der Aufforderung 
zu überweilen, den Entwurf einer Provinzial-Synodal-Drbnung, 
wie er den Kreis-Verſammlungen der jehs öftlihen Provinzen 
zur Begutachtung vorgelegt worden ift, ald ungeeignet, eine 
jelbftftändige Berwaltung kirchlicher Angelegenheiten herbeizuführen, 
abzulehnen. 

Zugleih wurde an den Vertreter des Minifters der geiftlihen Angelegen- 
beiten die Anfrage gerichtet: 

I) ob die Königlide Staats-Regierung nad dem bekannten Entwurfe 
Synoden in den jehs öftlihen Provinzen einführen, und 

2) ob fie zu diefem Zwede Gelomittel von dem Landiage fordern 
werbe? 

Der Kommiffarius gab folgende Erklärung ab: Bereit? bei der Bor: 
berathbung des Staatshaushalts:Etats hat der Herr Minifter der geiftlichen ıc. 
Angelegenheiten in der Sigung vom 11. Dezember 1868 erflärt, daß Behufs 
Ausführung des Art. 15. der Berfafjungs-Urfunde die Bildung einer wirklichen, 
allen rechtlichen Erforberniffen entſprechenden Vertretung der Gemeinden noth« 
wendig jei, welde in Berbindung mit dem geiftlihen Amte und mit dem 
Kirhen-Regiment an der Verwaltung der kirchlichen GemeindesAngelegenbeiten 
und an ber kirchlichen Gefeggebung eine wirfjame Betheiligung erhalte. 

Als eine diefen Anforderungen im Wefentlihen entiprehende Grundlage 
wird Geitend des Herrn Minifters ſowohl die Rheiniſch-Weſtphäliſche Kirchen» 
Ordnung vom 5. März 1835, als aud die Kirchenvorftands» und Synodal« 
Ordnung für die ewangeliichelutheriihe Kirche des vormaligen Königreichs 
Hannover vom 9. Dftober 1864 angefehen. Im ähnlicher Richtung ift der 
neuerdings veröffentlihe Entwurf einer Presbyterial-Drdnung für den Regie» 
rungsbezirk Wiesbaden abgefaßt, und ein gleiches Vorgehen liegt für die Pros 
vinz Schleswig-Holſtein und den Regierungsbezirk Caſſel in der Abſicht. 

Ift hiermit die Stellung, welde der Herr Kultus:Minifter zu der kirch— 
lihen Organifationsfrage einnimmt, im Allgemeinen bezeichnet, jo glaubt der- 
jelbe doch Anftand nehmen zu müffen, dem Landtage gegenüber in eine Die- 
fujfion über die von den Petenten angeregte Frage einzutreten, ob die im den 
öftlihen Provinzen des Staats eingeführte kirchliche Gemeinde-Ordnung den 
Anforderungen an eine folde entipridht. Die Klärung der darüber etwa bes 
ftehenden Zweifel und Bedenfen muß vielmehr der weitern Entwidelung auf 
dem firhlihen Gebiete jelbft, insbejondere der vorbehaltenen Revifion 
der firhlihen Gemeinde-Drdnung überlaffen bleiben, 

Aus diefem Grunde muß ich mid eines jpeziellern Eingehens auf die 
in der Petition unter 1.—3. geftellten Poftulate enthalten. 

Nachdem Fonftatirt worden war, daß die Erklärung des Negierungs: 
Kommifjarius über die an denjelben geftellte Anfrage völlig ſchweige, wurden 
aus der Kommilfion gegen den Antrag zwei. Bedenfen erhoben. Ginmal 
wurbe geltend gemadıt, daß eine Forderung von Geldmitteln Seitens der 
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StaatörRegierung nicht vorliege, für die gegenwärtige Seſſion auch ſchwerlich 
zu erwarten fei: damit aber ſeien die Petitionen gegenftandslos geworben, und 
man müfle über diejelben zur Tagesordnung übergehen. Darauf wurde im 
Allgemeinen erwictert, daß bei dem Schweigen des Negierungs-Kommiffarius 
auf die an denſelben geftellte Anfrage Niemand wifjen könne, ob nicht doch 
über furz oder lang an den Landtag eine Geldforderung gerichtet werbe: 
wie man fi dann zu entiheiden babe, dazu forderen die Petitionen ſchon 
jegt zur Erwägung auf, und der Staats-Regierung felbft müffe es erwünſcht 
fein, das Urtheil des Landtags über ihr Vorgehen zu hören. Im Befondes 
ren aber wurde auf $. 12. des Entwurfs hingewieſen, nah weldem Pro— 
vinzial-Synodal-Kaffen gebildet werden follen mit nicht unerheblihen Ver 
pflihtungen, und diefe jollen ihre Mittel aus den Kreis-Synodal-Kaffen bes 
ziehen. Nun aber ſei befannt, daß die Kreis » Synodal » Kaffen felbft Feine 
Mittel hätten, und das allerlei Verfuhe gemacht würden, die Gemeinde. 
Kirhenfaffen zu beftenern. Damit aber werde in beftehende Rechte einges 
griffen, und der Landtag babe allen Grund, fi mit der Geldfrage zu bee 
ſchäftigen, auch wenn noch feine direften Anſprüche an die Staatäfaffe er 
hoben werden. Das andere Bedenken, weldes von mehreren Mitgliedern der 
Kommilfion erhoben wurde, richtete fi gegen die Kompetenz des Landtags, 
über den Entwurf einer kirchlichen ProsinzialsDrbnung ein Urtheil auszu— 
iprehen. Durch Art. 15. jei die Kirhe von dem Staate freigeiproden: was 
fie num thun wolle, welde Organijation fie fi) geben wolle, ſei allein ihre 
Sade, der Staat und aljo aud der Landtag habe mit kirchlichen Dingen 
nichts mehr zu ıhun; fortan müſſe fih die Mitwirkung des Staats auf das 
finanzielle Gebiet und auf etwaige Abänderungen der Landesgejege beihränfen. 
Auch führe die Disfuffion des Entwurfs in dem Abgeorbnetenhaufe zu nichts, ba 
die Mitglieder befjelben nicht kirchliche Drganifatoren find und jelbft nicht 
wifjen, wie die Kirche über den Entwurf denkt. Eine jolde Diskuffion müſſe 
vermieden werden; denn eine jolde würde zur Diskuffion der ganzen inneren 
Organifation der Kirche führen, das aber müſſe im Intereffe der Selbftftän- 
digfeit der Kirche vermieden werden. Der Kirde dürfe unter feinen Ums 
ftänden von dem Staate eine Berfaffung oftroyirt werben. Ein Mitglied 
machte no darauf aufmerkſam, daß der Landesherr auf fein landesbiſchöf— 
liches Recht nicht verzichtet habe, und daher Kraft befjelben eine kirchliche 
Drganijation in das Leben rufen fünne, über weldye mitzureben der Landes» 
vertretung nicht zuftehe. Allen dieſen Einwendungen gegenüber wurbe bie 
Kompetenz der Landesvertretung entidieden behauptet. Artikel 15, der Ber- 
faffungs = Urkunde ftellt einen Grundfag auf, nicht allein für die evangeliſche 
Kirche, jondern auch für die Fatholiihe und alle übrigen Religions-Geſellſchaf- 
ten, die Ausführung dieſes Grundjapes kann nur dur die gefepgebenden 
Faftoren erfolgen; denn feiner Religions: Gejelihaft kann in dem Staate das 
Recht abjoluter Autonomie zugeftanden werben, jonft würden bie Religions - 
Gelellihaften Staaten in dem Stante werden. Sei aljo die Kompetenz bes 
Landtages, binfichtlih der Ausführung von Artikel 15. allen Religions-Gejell» 
ichaften gegenüber, feftzuhalten, fo komme bei der evangeliihen Kirche noch 
binzu, daß eine Reihe von Beftimmungen des Allgemeinen Landrechts — das 
Batronats- und Gemeindereht geändert werden müßten. Derartige Aende— 
rungen aber könnten nur im Wege ber Gejepgebung erfolgen. Richtig würde es 
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fein, wenn der Landtag in Kirchenſachen die Initiative vermeide; wenn er aber 
angegangen wird, wie ed in ben Petitionen geſchehen ift, jo wirb das ber 
tihtige Standpunft fein, zu prüfen, ob der Moment zum interveniren ge- 
eignet ift. 

Zur Unterftügung diefer Ausführungen und zur Widerlegung der Bes 
bauptungen, daß ber Landtag über kirchliche Dinge nur in finanzieller Ber 
ziehung mitzureden habe, wurde auf den Präcedenzfall in Heffen hingewieſen. 
Auf den Antrag der Negierung, die Erridtung eines Konfiftoriums in Mar- 
burg dur das Etatägefep zu genehmigen, habe das Haus der Abgeordneten 
die Vorlage eines Organiſations-Geſetzes gefordert und bis dahin die Etats- 
Pofition abgelehnt. Hinfichtlih der lepten Frage, ob der Moment geeignet 
ift, ein Urtheil über die Provinzial» Kirchen » Ordnung abzugeben, wurbe auf 
die Bedeutung ber Provinzial » Verfaffung bei ber gegenwärtigen Lage der 
Kirche hingewieſen. Ausfiht auf ein baldiges Zufammentreten einer Landes— 
ſynode dürfte augenblicklich nicht vorhanden fein, denn die neuen Provinzen 
ſeien firhlih von den alten Provinzen des Staatd geirennt; damit aber eine 
Einigung möglid werbe, ſei vor allen Dingen nöthig, daß bie alten Provins 
zen endlich in ihrer Kirchenverfaſſung foweit gefördert werden, als Rheinland 
und Weftphalen und vor Allem Hannover bereitö gefördert find. Der befannt 
gewordene Entwurf enthalte aber nicht eine Förderung, fondern nur den Schein 
einer jelbftftändigen Provinzial-Verfaſſung. Diejes grade jept auszuſprechen, 
jei dringend geboten, damit die Staats » Regierung, in deren Händen Die 
Ausführung der Verfaffung ruht, das Vorhaben nodmals prüfe. 

In der Schluß. Abftinnmung wurbe der Antrag auf Tagel-Drdnung gegen 
4 Stimmen verworfen, und mit 18 Stimmen ber Antrag angenommen: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

die Petitionen der Königlihen Staats- Regierung zur Berückſichti— 
gung zu überweilen und zu erklären: 

I. den Entwurf einer Provinzial» Synodal » Drdnung für die evan« 
gelifche Kirche, wie er den Kreis » Vertretungen der fehs öftlichen 
Provinzen zur Begutachtung vorgelegt worden ift, ift unge» 
eignet, eine jelbftftändige Verwaltung kirchlicher Angelegenheiten 
berbeizuführen. — 

II, Hinfihtlid der Einführung einer Synodal » Berfaffung wurde in 
der Kommilfion nod ein bejondberer Antrag geftellt: 

das Haus der Abgeordneten wolle beihließen, die König« 
lihe Staats-Regierung aufzuforbern, 

a) tem Haufe der Abgeordneten ein Wahlgeſetz zur Einführung 
von Synoden in dem ſechs öftlihen Provinzen vorzulegen 
und zwar auf Grund des beitehenden Kirchenrechts, 
nad; weldhem Gemeinde, geiftlihes Amt und Patronat 
Die gegebenen Elemente für eine Provinzial» Vertretung 
darbieten ; 

b) mit den gejeplih Fonftituirten Synoden Berfafjungen zu 
vereinbaren, nad) welden den Synoden reip. Ausſchüſſen 
(Konfiftorien) die gegenwärtig von den Königlihen Bes 
hörden geführte Verwaltung kirchlicher Angelegenbeiten über- 
tragen werden fann, 
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Zur Begründung wurde ausgeführt: Die Petenten haben nicht allein 
am Schlufje ihrer Petition Anträge geftellt, durch welche fie hoffen, ihre Ans 
fihten zur Geltung zu bringen, fondern aud in dem Anfange ihrer Petition 
bie Bitte an das Haus ber Abgeordneten gerichtet: „baffelbe wolle feine 
Aufmerkjamkeit aufs Neue der Lage unferer evangeliihen Kirche zumenden 
und ſolche Rechtsverhältniffe für dieſelbe herbeiführen, wie fie ben Bedürf— 
niffen des evangeliihen Volks und der Staats » Verfafjung entipredhend das 
Gedeihen der Kirche zu fördern im Stande find“. In dieſer Bitte liegt die 
Aufforderung an das Haus der Abgeordneten, jelbftftändig zu prüfen, ob 
überhaupt auf dem von der Königlihen Staats-Regierung beichrittenen Wege 
eine rechtliche Auseinanderjegung zwiſchen Staat und Kirche möglid if. 
Erwägt man die Schritte, welche ſeit Emanation der evangeliihen Gemeinde— 
Drdnung vom 29. Juni 1850 geſchehen find, jo muß man an der Mögliche 
feit einer rehtlihen Ausführung des Artikel 15. für die evangeliiche Kirche in 
den öftlihen Proviuzen zweifeln. Anfänglich beichränfte fi die Königliche 
Regierung darauf, „daß die Einführung der Gemeinde » Ordnung in den 
evangeliihen Kirchengemeinden der öftlihen Provinzen angebahnt werde,“ 
die Anbahnung hatte aber nur zum Heinen Theile das Neiultat, daß die 
Ordnung von den Gemeinden angenommen wurde. Durch den Allerhödften 
Erlaß vom 27. Februar 1860 wurde zwar die Einführung von Gemeinde» 
Kirhenräthen in allen jehs Provinzen obligatorifh angeordnet, aber von ber 
Gemeinde » Ordnung wurde nur ein Auszug publicirt, und den Gemeinde 
Kirchenräthen wurde fein Antheil au der Permögend-Berwaltung eingeräumt 
($. 6.): die Serehtiame des Patronats blieben unberührt. So jceiterte 
die Ausführung von Artifel 15. auf der unterften Stufe daran, daß der Weg 
der Gejepgebung nicht betreten und die Gemeinde» Vertreter nicht mit ben 
Rechten der von dem Patronat ernannten KirhensBorfteher bekleidet wurden. 

In dem vorigen Jahre ift den aus den Gemeinde-Kirhenräthen hervor: 
gegangenen Kreis-Synoden der Entwurf einer Provinzial-Berfaffung zur Bes 
gutacdhtung vorgelegt worben. Dieje Begutachtung aber, abgejehen davon, 
daß fie bei der Zufammenjegung und der großen Zahl der Kreis-Synoden 
feine hohe Bedeutung hat, fann für die Einführung des Entwurfs ſchwerlich 
eine redhtlihe Grundlage bilden. Es fehlt die Annahme durch die 
Kirche. Um biefe rehtlih zu gewinnen, muß eine Vertretung geſetzlich ge— 
Ihaffen werben. Als Elemente bieten ſich dazu die Gemeinden, für welde 
ſchon das Allgemeine Landrecht die Wahl von Nepräjentanten angeordnet bat; 
ferner Das geiftlihe Amt, und endlid das Patronat. Daß lepteres bisher 
ausgelaffen worden ift, hat fih auf verhängnißvolle Weiſe geftraft. Denn 
die Folge ift geweien, daß den zu wählenden Bertretern tüchtige Kräfte, und 
den gewählten der Antheil an der Vermögens» Verwaltung entzogen wurde. 
Faft alle Kirchen in den öftlichen Provinzen find Patronats-Kirchen; will und 
fann man das Patronat gegerwärtig nicht aufheben, jo muß man bdaffelbe 
aud in die Vertretung aufnehmen. Ein Wahlgeſetz, durch weldes die rechtlich 
vorhandenen Elemente zu Provinzial-Bertretungen vereinigt werben, zu erlaffen, 
ericheint ald der erfte nothwendige Schritt, um zu Propinzial-Berfaffungen 
zu gelangen. Mit dieſen BVertretungen Berfaffungen zu vereinbaren, und 
dieſe firhlich vereinbarten Berfaffungen durch die geiepgebenden Faktoren zu 

2 . 
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janctioniren, wären bie weiteren Schritte, um die Ausführung von Artikel 15. 
in dem Interefje ſowohl ber evangeliſchen Kirche als des Staats zu vollenden. 

Bon einem Mitgliebe aus Hannover wurde auf die Vorgänge dafelbft in 
den Jahren 1863—1864 hingewieſen, im welcher Weile dort eine Synobals 
Ordnung zu Stande gelommen ift. Zuerft berief der damalige König in ber 
Vollmacht, welde ihm durd 8. 23. des Landes: Berfaffungs:Gefepes übertragen 
worben war, eine Vorſynode; dieſer wurde ber Entwurf einer Kirchen-Vor— 
ftands- und Synodal -Ordnung vorgelegt und von dieſer amendirt angenommen ; 
nachdem bie allgemeine Stände-Berfammlung ihre verfaffungsmäßige Zuftim« 
mung ertheilt hatte, wurbe enblih bie Eynodal-Drdnung als Landesgeſetz 
publizirt. Bon dem Antragfteller wurde dazu bemerkt, daß fein Antrag die 
jelben Schritte bezwede, weldhe in Hannover mit Erfolg getban jeien. Dagegen 
wurde von einem andern Mitgliede behauptet, daß die Berufung von firdlichen 
Vertretern auch ohne Zuftimmung der Landess Vertretung erfolgen könne. 
Aber richtig jei, daß Patrone, Geiftlihe und Gemeinden reſp. deren Bertreter 
die Berfammlungen bilden müßten, mit welden Provinzial-Berfaffungen 
rechtlich vereinbart werben fünnen. Es genüge, diefen Gedanfen gegenwärtig 
auszudrüden, und dazu ſchlage er zu der erften Erklärung noch als 
zweite vor: 

I. Zur Beihlußfaffung über die einzuführende Synodal-Ordnung 
find nur Berfammlungen geeignet, welde von den bisherigen ges 
jeglihen Vertretern der evangeliihen Kirche: Patronat, Gemeinde 
und geiftliches Amt gewählt worden find. 

Nachdem der erfte Antragfteller erflärt hatte, daß ibm zur Zeit dieſer 
Antrag auch genüge, und nahdem er jeinen weitergehenden zurückgezogen hatte, 
wurde der zulept geftellte Antrag mit 16 Stimmen angenommen. 

Demgemäß beantragt die Kommilfien: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen, 
ſaͤmmtliche Petitionen der Königliden Staatd-Regierung zur Be— 
rückſichtigung zu überweijen und zu erflären: 

I. Der Entwurf einer Provinzial-Spnodalordnung für die 
evangeliihe Kirche, wie er den Kreis-Bertretungen der ſechs 
öftlichen Provinzen zur Begutachtung vorgelegt worden ilt, 
ift ungeeignet, eine felbftftändige Verwaltung kirchlicher 
Angelegenbeiten herbeizuführen. 

I. Zur Beſchlußfaſſung über die einzuführende Synodal -Ord⸗ 
nung find nur Verfammlungen geeignet, welde von den 
biäherigen geleglihen Bertretern der evangeliihen Kirche: 
Patronat, Gemeinde und geiftlihes Amt, gewählt find. 

Berlin, den 8. Februar 1869. 


Die Kommilfion für Petitionen. 


v. Saucen: AJulienfelde, Borfigender. Nichter (Sangerbaujen) Be: 

richterftatter. Mr. Gneift. Struckmann. Haack. Dr. Brande. 

Zweigel. Earl Prinz zu Hohenlohe. v. Gerlab. SKantaf. 

Freiberr v. Michthbofen (Rybnikß). v. Lattorff. Goeddertz. 

v. Schoening. Groſchke. Larz. Koeſter. Freiherr v. Hilgers. 
Uhlendorff. v. Boetticher. Lent. 
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—N— ne 


Entwurf 


der 


Provinzial⸗Synodal⸗Ordnung. 


Auf ben von Ihnen und dem evangeliihen Ober-Kirchenrath erftatteten Be— 
richt vom verordne ich Behufs weiterer Entwidelung der Verfaſſung 
der evangelischen Landeskirche was folgt: 


— 


In den Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Schleſten, Poſen 
und Sachſen wird für die zur Landesfirhe gehörigen Gemeinden des Pro— 
vinzial» Bezirks cine Provinzial» Synode errichtet, deren Beftimmung es ift, 
unter Wahrung des Belenntnißftandes der einzelnen Gemeinden und ihrer 
Stellung zur Union die kirchlichen ‚Intereffen ihres Bezirks in regelmäßig 
wiederfehrender Berjammlung nah Maßgabe der folgenden Beftimmungen 
zu fördern. 


8. 2. 
Die Provinzial-Eynode bilden: 

1) die den NKreid » Ennoden der Provinz vorfigenden Superins 
tendenten; 

2) ein geiftlihes und ein weltliches Miglied für jede Kreis-Synode, 
welche von diefer gewählt werben; 

3) ein Mitglied der evangeliſch-theologiſchen Fakultät der Provinzial: 
Univerfität (für Polen der Univerfitit Breslau), welches durch 
Mabl der Fakultät beftimmt wird; 

4) die Previnzial-Eynode ift befugt, Ehrenmitglieder aus dem Sy» 
nodalbereih zu ernennen, deren Zahl jedoch 6 micht überfteis 
gen darf, 

Die durch Wahl der Synoden und Fafulräten beftellten Mitglieder find 
nur für die jedeswalige Eynodal» Periode gewählt, doc ift die Wiederwahl 
berjelben gejtattet. 
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Außer den Borgenannten haben die Mitglieber des Provinzial«-Konfiftorti 
und des evangeliihen DOber-Kirhenrathes das Recht, an den Verhandlungen 
mit berathender Stimme Theil zu nehmen. 


$. 8. 
In den größeren Provinzen fann je nad Bedürfniß eine Theilung ange 
orbnet und für jeden Bezirk eine felbftftändige Provinzial » Synode gebildet 
werben. 


8. 4. 

Die Wahl der Abgeordneten der Kreis-Synode erfolgt in der der Pro» 
vinzial= Synode nächſt vorhergehenden Verſammlung durch ordnungsmäßigen 
Beſchluß. Wählbar find die vollberehtigten Mitglieber der Gemeinde-Kirchen« 
räthe des Synubal » Bezirks und die Ehren » Mitglieder der Kreis » Eynobe. 
Für jeden gewählten Abgeordneten ift in demfelben Wahlverfahren ein ent 
ſprechender Stellvertreter zu wählen, der für erfteren, im alle feiner Ver— 
binderung, mit allen Rechten veffelben an der Provinzial » Synode 
Theil nimmt. 


J. 5. 


Die Provinzial-Eynode verfammelt ih in der Regel alle drei Jahr auf 
Berufung ihres Präfes in einer Stadt der Provinz. Ueber den Anfungs« 
termin, den Drt und die Dauer der Berufung vereinbart fi diefer mit dem 
Konfiftorium. Ergiebt fih im Laufe der Verhandlungen Veranlaffung, die 
Sipungszeit zu verlängern, fo fann dies nur mit Zuftimmung des General: 
Superintendenten geihehen. In dringenden Fällen fünnen das Konfiftorium 
und der Präſes mit Genehmigung des Konfifterii, ſowohl eine außerordent— 
lihe Synodal-Berfammlung berufen, als auch für geeignete Gegenftänbe Die 
ihriftlihe Abftimmung der nicht verfammelten Synode veranlaffen; bei letz— 
terer find die Etimmen der Theilnehmer der nächſt vergangenenen Synodal» 
Verſammlung ſchriftlich einzuholen, für die inzwiſchen ausgeſchiedenen treten 
die Stellvertreter ($.2. Nr. 2.) beziebentlidh die Amtsnachfolger ($.2. Nr. 1.) 
ein, in deren Ermangelung fallen ihre Stimmen aus. 


$. 6. 

Die Provinzial» Sonode fteht auf tem Grunde des lauteren Wortes 
Gottes, wie es in der heiligen Schrift enthalten und in den in unferer evan— 
geliichen Landeskirche zu Recht beftehenden reformatoriſchen Belenntniffen bes 
zeugt ift. 

Die Wirkſamkeit der Provinzial: Synode umfaßt nachſtehende Befugniffe 
und Obliegenheiten: 

1) Die Provinzial » Synode wacht über die Reinheit ber Lehre in 
Kirden und Schulen. Sie bat die Zuftände und Bebürfniffe 
der evangeliihen Kirhe und Schule ihres Bereihs in Obadıt zu 
nehmen und über Verlegungen der firdlihen Ordnung oder vor» 
handene Mißſtände, die zu ihrer Keuntniß gelangen, zu verhan« 
deln. Sie richtet ihre desfallfigen Anträge oder Beidhwerben an 
die kirchliche Behörde. 
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2) Die Synode beräth und beſchließt über bie von ben Kreis-Tyno- 
ben der Provinz oder aus ihrer eigenen Mitte an fie gelangenden 
Anträge. 

3) Diejelbe beräth und begutachtet die zu dieſem Zwed von den Kons 
fftorium ihr vorgelegten Propenenda und faßt über die inneren 
kirchlichen Angelegenheiten ihres Bezirks Beſchlüſſe. Insbeſondere 
ift ihre Zuftimmung erforderlich, wenn neue Katehismen, Lehre 
und Geiangbüder, welde nicht ſchon die Billigung für die Lan— 
deöfirhe erlangt haben, in dem Provinzial Bezirf eingeführt wer— 
den jollen. Sie ift mit ihrem Gutachten zu hören, wenn es fi 
um Abänderung der in der Provinz geltenden Kirden-Drbnungen 
ober um die Einführung neuer provinzieller kirchlicher Ordnungen 
handelt. Namentlid ſoll diejelbe bei der weiteren Entwidelung 
oder Abänderung dieſer Provinzial-Synodal-Drdnung zuvor ges 
bört werben. 

4) Der Provinzial-Synode fteht die Prüfung und Begutachtung der 
von den Kreis» Synoden zu errichtenden bejonderen ftatutarijden 
Beftimmungen zu. 

5) Diejelbe erhält Einfiht von dem Zuftande der Kreids-Synodals 
Kaffen, der Synodal-Wittwen- und Waifen-Kaffen, des Provin« 
jial-Emeriten-Fonds und anderer für die Provinz beftehender von 
dem Konfiftorium verwalteter kirchlicher Stiftungen. 

6) Sie wählt aus ihren Mitgliedern ihren Vorftand; die Wahl des 
legteren findet regelmäßig am Schluß ber Sigung für eine ſechs— 
jährige Amtsdauer ftatt, und bedarf um in Kraft zu treten ber 
Beftätigung des evangeliihen Ober⸗Kirchenraths. 

7) Sie vertheilt den Ertrag einer jährlih zum Beften der bürftigen - 
Gemeinden in der Provinz abzuhaltenden Kirhen- und Haus. 
Gollecte bei ihrem jedesmaligen Zufammentritt. 

Die Beihlüffe der Provinzial-Synode treten erfi dann in Kraft, wenn 
fie die Betätigung der competenten Behörden erhalten haben, 


g. 7. 

Der Vorſtand der Synode beſteht aus einem Geiſtlichen als Vorſitzenden 
(Präfes), und zwei Beifipern (Affefforen), einem geiftlihen und einem weltlie 
hen; für legtere beide werden Stellvertreter gewählt. Der Präfes beruft bie 
Verſammlung der Provinzial-Synode, leitet die Verhandlungen derfelben und 
jergt für die Beobachtung der äußeren Drbnung; feine Stimme giebt, wo bei 
Abftimmungen fih Stimmengleihheit herausftellt, den Ausſchlag. Die Bei- 
figer haben denſelben bei den Präfidial-Geichiften zu unterftügen, im Fall 
feiner zeitweilen Verhinderung tritt der geiftliche Aſſeſſor als Stellvertreter 
ein; fcheibet der Präfes jedoch gänzlih aus, fo ift am Schluß der nädftfol- 
genden Provinzial-Synode eine Neuwahl für die noch übrige Amtsdauer des 
Abgetretenen vorzunehmen. Die Korreipondenz des Borftandes führt, mit 
Ausnahme der Fälle, in denen derjelbe nah dem Folgenden in Gejammtheit 
zu handeln Bat, der Präjes allein, es fteht dieſem frei, wo es ihm angemefjen 
ſcheint, die Mitunterfhrift der Beifiger einzuholen. 
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Dem Borftand liegt ob: 

1) die Sorge für die Nedaktion und Beglaubigung der Synobdal« 
Protofolle, für die Aufzeihnung der Verhandlungen fann der 
Borftand mit Zuftimmung der Synode ein oder mehrere Mitglie- 
ber derſelben heranziehen, jedod bleibt ihm auch in diefem Kalle 

- bie Berantwortlichkeit für die Redaktion und die Richtigkeit bes 
Protokolls; 

2) die Einreihung deffelben an das Konfiftorium, fowie deſſen Mit» 
theilung an fämmtliche Pfarrer und Gemeinde» Kirchenräthe des 
Bezirke; 

3) die Ausführung derjenigen Synodal-Beſchlüſſe, welde nicht der 
Betätigung des Konfiftorii bedürfen ; 

4) die Vorbereitung der Geſchäfte für die nächſte Synedal⸗Ver— 
fammlung; 

5) die Abftattung von Gutachten über Vorlagen des Konfiftorii 
während ber Zeit, daß die Synode nicht veriammelt ift, wobei 
derjelbe auf Erfordern des Konfiftorii durch Zuziehung der Stell 
vertreter ſich zu verftärfen hat. 


8. 8. 

Zur Beihlußfähigkeit der Synode ift die Anweſenheit von zwei Dritteln 
ihrer Mitglieder erforberlih. Die Beihlüffe werden nah abjoluter Majorität 
der Anweſenden gefaßt; Wablhandlungen find, wenn zunächſt relative Majo- 
ritäten fi berausftellen, durd engere Wahl bis zur Erreihung einer abſo— 
luten Majorität fortzujepen. 


8. 9. 

Der General-Superintendent der Provinz hat das Recht, an allen Ple— 
nar- und KommilfionesBerbandlungen Theil zu nehmen, jeder Zeit das Wort 
zu ergreifen und Anträge an die Synode zu ftellen; ein Stimmredt fteht 
demfelben nicht zu. Außerdem können mit gleichen Befugniffen von dem 
Evangeliihen Ober-Kirchenrath und für einzelne Angelegenheiten von dem 
Konfiftorium befondere Kommiffarien in die Synodal-Berfammlung abge 
orbnet werden. 


$. 10. 


Am Tage nach der Eröffnung der Synode findet ein feierlidher Synodal« 
Gottesdienft, verbunden mit Austheilung des heiligen Abentmahls, ftatt. Jede 
einzelne Sipung wird mit Gebet eröffnet und beichloffen. Ueber die beſon— 
dere Thätigfeit des Synodal-Vorſtandes in der Zeit feit der legten Synodal» 
Berfammlung erftattet der Präfes derjelben Mittbeilung. 


tr 


Zu den Sipungen der Synode haben, fofern nicht dieſelbe für einzelne 
Verhandlungen den Ausſchluß der Deffentlichfeit beichließt, als Gäfte Zutritt 
alle Pfarrer und Aelteſte, Hülfsgeiftlihe und Kandidaten des Provinzial-Be— 
zirfs, desgleichen die evangeliihen Kirhenpatrone defjelben, die evangelijchen 
Mitglieder der Kreide und ProvinzialeBehörden, jowie des Minifterii der 


— 
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geiftlidien Angelegenheiten. Weitere Gifte fünnen ausnahmsweiſe durch den 
Borftand der Synode zugelaffen werden. 


g. 12. 

Die Mitglieder der Provinzial-Spnode erhalten während der Theilnahme 
an der Berjammlung, der Präjes und die Devutirten derjelben auch für die 
fonftigen, nad Vorſtehendem ihnen obliegenden Geſchäfte, jofern fie außerhalb 
ihres Wohnorts verrichtet werden, Tagegelder und Reijefoften in den nad 
Bernebmung der Synode feftzuftellenden Sägen. Die Zahlung derſelben er- 
folgt aus der einzurichtenden Provinzial: SyuodalsKaffe; dieſe bezieht die ihr 
erforderlichen Mittel aus den Kreis-Synodal-Kaſſen nah Maßgabe einer aufs 
zuftellenden Matrifel. 

Der Evangeliiche Ober-Kirchenrath ift beauftragt im Einverftändniß mit 
dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten zur Ausführung dieſer Provin« 
zial-Eynodal-Ordnung die erforderlihen Anordnungen zu treffen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durd die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntnin zu bringen. 


den 


(Zur Allerhöchſten Volziehung.) 


(Zur Gegenzeihnung Sr. Excellenz des Herrn Minifterd der geiftlihen 
Angelegenbeiten.) 


An 
den Evangeliihen Ober-Kirchenrath 
und ben 
Minifter der geiftlihen Angelegenbeiten. 


nn ee 20 5 
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Antrag 


Bericht der vereinigten Kommifjionen für Fi— 
nanzen und Zölle und für Handel und Gewerbe 
über den Geſetz-Entwurf, betreffend die Anlage 
einer Eiſenbahn von Finnentrop über Olpe nad) 
Nothe-Mühle. (Nr. 42. reſp. Nr. 276, 
der Drudjachen.) 


v. Sybel. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

Dei Annahme des Gejep-Entwurfes die Königlihe Staats» 
Regierung aufzufordern: bei den Verhandlungen mit der Bergiſch— 
Märkiihen Eiſenbahn-Geſellſchaft behufs Ausführung der Eifen- 
bahn von Finnentrop nad Olpe und Rothe» Mühle dahin zu 
wirfen: 

1) daß das veranichlagte Bau» Kapital von 2%, Millionen 
Thalern, welchem indeß der durch unvermeidlihen Cours» 
verluft bei Begebung ber dafür zu emittirenden Obligationen 
entftehende Betrag zuzufchlagen ift, nicht überfchritten werde; 

2) dab die Eiſenbahn-Geſellſchaft fih mit Y, Prozent bes 
emittirten Kapitals an der Zindgarantie aus eigenen Fonds 
betbeilige; 

3) daß der Betriebs⸗-Ueberſchuß bes neuen Zweigbahn-inter- 
nehmen? Finnentrop— Dlpe—Rothe-Mübhle dem Sieg-Ruhr- 
Bahnunternehmen gegenüber nad denjelben Vorſchriften und 
Grundlägen berechnet werde, weldye für Die Ermittelung des 
Betriebs » Ueberjhufjes der Sieg » Ruhrbahn dem Bergiid- 
Märkiihen Eijenbahnunternehmen und dem Staate gegen- 
über maßgebend find; 

4) daß zur Amortijation der für die neue Zweigbahn auszur 
gebenden Obligationen hödftense %, Prozent des Kapitals 


unter Zuſchlag der Zinjen von den amortifirten Obligationen 
jährlich verwandt werde, und daß dieſe Amortifation erft 
eintrete, jobald und ſoweit die Zweigbahn und das Sieg- 
Rubr-Bahnunternefmen jelbft, nad Dedung der Zinjen für 
das alte und neue Unternehmen und nad Dedung des 
Amortijationd-Erforderniffes für die alten Sieg-Ruhr-Bahn- 
Obligationen die nöthigen Mittel dazu gewähren; 

5) daß der Staat an demjenigen Neingewinn der neuen 
Zweigbahn, welder nad; der Verzinfung und Amortifation 
des für dieſelbe emittirten Kapitals entfteht, wie beim 
Sieg- Ruhr» Bahnunternehmen zu einem Drittel betbeiligt 
werbe. 

Berlin, den 15. Februar 1869, 
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I 


An rag 


zu 
dem Berichte der XIV. Kommiſſion über den 


Entwurf eines Indigenats-Geſetzes. 
(Nr. 257. der Druckſachen.) 


v. Brauchitfch (Alatow), Graf v. Weſtarp. Das Haus der Ab» 
geordneten wolle beichließen: 
daß bei $. 10. der Gejepes- Vorlage die Faffung der Herrenhaus« 
Borlage als erfter und definitiv gültiger Beihluß der XIV. Kom- 
miſſion zur Abftimmung gebracht werde. 


Motive 
Das Eeite 12. des Berichtes, Abjap 4. dargeftellte Verfahren 
ber legten Majorität der Kommijfion wiberjpriht ben Grunbfägen 
ber Geſchäfts-Ordnung und der Praris des Hauſes. Es erſcheint 
dringend erforberlid, daß in der beantragten Form die Meinung des 
Haufes über die angeregte Frage anläßlich dieſes Spezialfalles zum 
Ausdrud gelange. 
Berlin, den 15. Februar 1869. 


v. Brauchitſch (Flatew). "Graf v. Weſtarp. 
Unterſtützt durch: 


v. Behr. v. Lingenthal. v. Goßler. Rochlitz. Winter v. Dven- 

Simon v. Zaſtrow. v. Sanden. v. Mitſchke-Collande. v. Skal. 

Schimmelfennig. v. Below. Freiherr v. Buddenbrock. v. Dieſt. 

v. Bodelſchwingh. v. Böttider. Meyer zu Selhauſen. 

v. Leſſing. Freiherr v. Zedebur. v. Brauchitſch (Elbing). v. Wedell. 
Rodewald. 


2 
I. 
AHbanderungs- Anträge 


zu 
dem Bericht der verflärkten Kommiffionen für das Unterrichtsweſen 
über den Gefeh-Entwurf, betreffend die Erweiterung, Hmmandelung und 
Heuerrihtung von Wittwen- und Waifenkaffen für Elementarlehrer. 
(Ar. 286. der Druckſachen). 


A. 


v. Brauchitfch (Eibing) und Genofjen. Das Haus der Abgeordneten 
wolle beichließen: 
Das Alinea 1. des $. 2. der Kommiſſions-Beſchlüſſe folgender: 
maßen zu faljen: 
Zweck diejer Revifion ift eine angemefjene Erhöhung der 
den Hinterbliebenen der Kaffen» Mitglieder zu zablenden 
Penfion vom 1. Januar 1871 ab. 


v. Brauditih (Elbing. v. DOven v. Denzin. v. Lingentbal. 
v. Brauchitſch (Flatow). Freiherr v. Ledebur. v. Sanden. v. Boettider. 
v. Zander. v. Skal. v. Leſſing. v. Behr Winter. 


v. Oven und Genoſſen. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
den $.4. der Kommiſſions-Beſchlüſſe im Alinea 2. folgendermaßen 
zu fallen: 

Sind mehrere Gemeinden, jelbftftändige Guts» oder Do— 
manial»Bezirke zu einem Schulverbande vereinigt oder einer 
Schule zugemiejen, jo ift der zu leiftende Beitrag unter bie 
Gemeinden und Gutäbezirfe nad Verhältniß der Zahl der 
zur Schule gejdlagenen Haushaltungen, und unter dieſe 
nad Verhältniß der direkten Staatsfteuern (Einkommen-, 
Klafiene, Grunde, Gebäude: und Gewerbefteuer mit Aus« 
Ihluß der vom Haufirbandel) zu vertbeilen. 


Berlin, den 15. Februar 1869. 


v. Dven. Winter v. Zander v. Brauchitſch (Elbing). v. Behr. 
v. Sanden. v. Lingentbal. v. Denzin. Freiherr v. Ledebur. 
v. Leſſing. 
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Eu — 


Abänderungs- Antrag 


den Anträgen der Juſtiz-Kommiſſion in deren 
Bericht (Nr. 289. der Drudjachen) über den 
Gejeb- Entwurf betreffend die juriftiichen Prü— 
fungen und die Vorbereitung zum höheren Juſtiz— 
dienft. (Nr. 158. der Druckſachen.) 


v. Seydewitz. Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
I. im $. 6. Zeile zwei ftatt: „drei Jahre“ zu fepen: 
„vier Sabre.‘ 
II. Im $. 7. ftatt der Schlußworte „Rechtsanwalte und Notarien zu 
beſchaäftigen“ zu ſetzen: 
„Rechtsanwalten, bei Notarien und auch bei einer Berwals 
tungs-Behörbe für die Dauer eines Jahres zu beichäftigen.” 
III. Hinter $. 8. einzujchieben einen neuen $. 9.: 
„Die Beihäftigung der Referendarien bei Berwaltungs- 
Bebörden fol nicht eher erfolgen, als bis dieſelben minde— 
ſtens cin Jahr bei Juſtiz-Behörden gearbeitet haben’, 
und demgemäß die Nummern der folgenden Paragraphen zu 
ändern. 
IV. Im $. 12. der Kommiſſions-Vorlage 
1) in Zeile 4. ftatt „dreijährige zu fegen: 
„vierjährige.“ 
2) Am Schluß deſſelben hinzuzuſetzen: 
Auch kann denen, die an dieſem Tage bereits die 
Hälfte der Borbereitungszeit zurüdgelegt haben, bie 
Berpflihtung, während eines Jahres bei Verwaltungs» 
Behörden zu arbeiten, ganz oder theilmeile vom Juftiz- 
Minifter erlaffen werden. 
Berlin, den 15. Februar 1869. 


v. Seybewip. 
Unierftüpt durch: 
.Skal. v. Bötticher. v. Zander. Kod. Lampugnani. Rodlip. 
. Mitſchke-Collande. Freiherr v. Elmendorff, Simonv. Zaftrow. 
. Behr. Schimmelfennig. v. Brauchitſch (Elbing) Groſchke. 
Denzin. © Goßler. Binter v. Sanden v. Kliping. 
Sreiberr v. Bubdenbrod. v. Arnim (Zemplin.) 


u.” — 
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Auf die Zagesd-Drdnung einer der nächſten Plenar-Sigungen wird 
gelegt werben: 


Mündlicher Bericht der Kommilfion für das Gemeindeweien über 
den Gejep-Entwurf: 
betreffend die Theilnahme der Staatsdiener in Neu-Borpommern 
und Rügen an den Kommunallaften und dem Gemeinbe-Berbande 
(Rr. 269. der Drudjadhen.) 


Berichterftatter Abgeordneter v. Bötticher. 


Antrag der Rommiffion: 
das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
dem vorbezeichneten Gejep-Entwurf in der von bem Herren» 
hauſe beſchloſſenen Faffung die verfaffungsmäßige Zuftim- 
mung zu ertheilen. 


Berlin, den 15. Februar 1869. 


Der Präfident des Hanjes der Abgeordneten, 
v. Forckenbeck. 
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Abänderungs-Anträge 


den Beſchlüſſen der XIV. Kommiſſion in Be— 
treff des Entwurfes eines Geſetzes über die 
Erwerbung und den Verluſt der Eigenſchaft als 
Preußiſcher Unterthan, ſowie über den Eintritt 
in fremde Staatsdienſte. (Nr. 257. der 
Druckſachen.) 


v. Bockum-Dolffs, Windthorſt (Lũdingshaaſen). Das Haus ber 
Abgeordneten wolle beſchließen: 
I. im $. 1. hinter Nr. 3. (unter Weglaſſung des Wortes „und“) 
ald Nr. 4, einzufügen: 
„durch Niederlaffung eines Angehörigen des Norddeutſchen 
Bundes ($. 5.)“ 
und jodann (mit dem Berbindungs: Worte) die jepige Nr. 4. in 
der Kaffung anzufdließen: 
„5) durch Verleihung ($- 6. f.).* 
II. Hinter $. 4. folgenden $. 5. einzufchieben: 
„Angehörige des Norbdeutihen Bundes, melde fih in 
Preußen niedergelaffen haben, werden Preußen, fobald fie 
ihre Abficht, dies fein zu wollen, dem Landrathe ihres 
MWohnortes, in Städten aber, weldye nicht zu einem Kreiie 
gebören, der Drtäpulizeibebörde Ichriftlih oder zu Protokoll 
erflärt haben. Ueber die Abgabe diefer Erklärung iſt eine 
Beiheinigung zu ertheilen.* 
III. im $. 7. des Aliner 2. („von Angehörigen ı.”) zu ftreichen, 
IV. im $. 13. die Ar. 3. zu ftreichen, 
1 
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V. im $. 14. die Nr. 3, zu Streichen und Nr. 4. als Nr. 3. anzu 
ſchließen, 
VI. den 8. 15. zu ſtreichen, 
VI. den 8. 19. zu ſtreichen, 
VIII. den $. 20. zu ftreichen, 
IX. dem $. 24. folgende Faſſung zu geben: 
„Das Geſetz vom 31. Dezember 1842, betreffend die Gr: 
werbung und den Verluft der Eigenſchaft als Preußiſcher 
Untertban (Geſetz- Sammlung 1843 S. 15.), Die Kabinets— 
DOrdre vom 10. Januar 1848 (Gefep = Sammlung 1848 
&. 25.) ſowie alle diefem Geſetze zuwiderlaufende Vers 
Ichriften werden aufgehoben.“ 
X. Kür den Fall der Annabme des Antrages v. Brauchitſch (Nr. 292.), 
den $. 10 in feinem Alinea 1 folgendermaßen zu falfen: 
„Die Verleihung der Eigenichaft ald Preuße ($. 5. und 6.) 
erſtreckt fi, inf. fern nicht dabei eine Ausnahme gemacht 
wird, zugleih auf die Ehefrau und die noch unter väter 
licher Gewalt ftehenden minderjährigen Kinder.* 


v. Bodum:Dolffs. Windtborft (Lüdingsbhauſen), 
als Antragfteller. 


Unterftügt durch: 


Beder. Berger (Dortmund). Bender. v. Berswordt. Dunder. 
Eoupienne Eberty. Ebner. Fiſchbach. Häbler. Hagen. 
Harkort. Hermes. v. Hilgerd. v. Hoverbed. Keuffel. Koſch. 
v. Kirhmann. Larz. Laßmwip. Loewe Meulenbergb. Pariſius. 
Paur Mohr. Müller (Lauban). Plehn (Danzig. Robland. 
Qual. Runge Ruß. v. Sauden (Georgenfelde). Ublendorfi- 
v. Sauden (Tarputſchen). Schmidt. Schulze (Berlin). Virchow. 
Walded. Weeſe. Richter (Königsberg). Ziegler (Breslau). Wiefe. 
Böhmer Sadje Wartze. Thomjen (Danzig), Warburg Denp. 
Ahlmann. Karften. Allnoch. v. Kleinforgen. Gödderg. Fred. 
Bromm. zurMegede. Drabid,. Nüder Wolf. Pflueg. Pelzer. 
Lutteroth. Freiherr Dr. v. Proff-Irnich. 


Michter (Königsberg): Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
Sn $. 7, 

a) dem Eingange folgende Faſſung zu geben: 
Die Eigenſchaft als Preuße iſt ſolchen Ausländern 
zu verleiben, welde 

b) der Nr. 2. folgende Kaffung zu geben: 
nad den Gefepen ihrer bisherigen Deimatb ſich 
im Bejipe der bürgerlichen Rechte befinden, 

ec) in Nr. 4. die Worte zu ftreidhen: 
nad den daſelbſt beftebenden Berbältnifjen, 


3 
d) ebendalelbft hinter „Angehörige zu allegiren: 
$. 10., 
e) am Scluffe des Paragraphen hinzuzuſetzen: 
Sind die vorbezeihneten Erfordernijie vorhanden, 
lo darf dieNaturalijation nicht verweigert werden 
(Art. 3. der Verfaſſungs-Urkunde). 
In $. 10.: das zweite Alinex zu freien. 
In 8. 14.: 


a) in Nr. 1. ftatt der Morte „der Militairpfliht im ftehenden 
Heere“ zu ſetzen: 
Der Dienſtpflicht im ſtehenden Heere oder der 
Flotte, 
b) der Nr. 2. folgende Faſſung zu geben: 
Perſonen, welde zum ftehenden Deere oder zur 
Flotte gehören, Dffizieren der Nejerve, Land— 
wehr und Seewehr, bevor jie aus dem Dienfte 
entlafien find; 
ce) die Nr. 3. zu ftreichen. 
d) der Nr. 4. folgende Fafjung zu geben: 
den zur Rejerve des ftebenden Heeres und zur 
Landwehr und den zur Rejerve der Flotte und 
zur Seewebr gehörigen Perjonen, nahdem fie 
jum aftiven Dienfte einberufen worden find; 
Den $. 15. zu ftreien. 
Dem $. 16. folgende Faffung zu geben: 
Aus anderen wie ben vorbezeihneten Gründen darf 
in #riedendzeiten die Entlaſſung nicht verweigert 
werden. Für die Zeit cines Krieges oder einer Kriegs— 
gefahr fann zufolge Anordnung des gefanmten Staaté— 
Minifteriums webhrpflichtigen Perionen die Entlaffung 
unbedingt verweigert werden. 


Richter (Königsberg). 
Unterftügt durd: 
Dr. Beder (Dortmund). Berger (Witten). Bender. v. Berswordt. 
Goupienne Eberty. Ebner. Fiſchbach. Haebler. Hagen (Görlip). 
Harfort. Hermes. Freiherr v. Hilgerd. Freiherr v. Hoverbed. 
Keuffel. Kirchmann. Koſch. Larz. Laſſwitz. Dr. Loewe. 
Meulenbergh. Pariſius. Paur. Mohr. Müller (Lauban). 
Plehn (Danzig), Dual. Rohland. Runge Ruf. v. Saucken— 
Georgenfelde. Schmidt. v. Saucken-Tarputſchen. Schulze (Berlin). 
Ublendorff. Virchow. Waldeck. Weeſe. Windthorſt (Küdingbaufen). 
Ziegler (Breslau). Thomſen (Danzig), Sachſe. Wartze. Ahlmann. 
Warburg Wieſe. Karſten. Goeddertz. Bromm. 


III. 
Miquel und Genoſſen. Im $. 14. nad der Nr. 1. hinzuzufügen: (Vers 
gleihe jedoch den Artikel 59. der Verfaſſung des Norddeutichen 
. 1 * 


4 


Bundes mit dem $. 15. Alinea 3. des Geſetzes, betreffend die 
Verpflichtung zum Kriegädienft vom 9. November 1867). 
Berlin, den 15. Februar 1869. 


Miquel. 
Techow. v. Puttfamer v. Unruh. Witt. Berger (Pofen). 
Hennig. Redeker. Gllijjen. Dr. Wehrenpfennig. Hellwig. 
Ziegler (Haman). Werſtler. Dr. Schläger. Gerftenberg. 
Dr. Müller (Hannover). W. Roſcher. Klein (Hannover). Brante, 
Strudmann. ©. v. Bunjen A. v. Sauden-Iulienfelde. Engel 
(Leobihüg). Schulze (Random. Lauenſtein. Richter. Jacobi 
jKiegnig). Dr. Engel. Graeger. Kurtius. Richter (Duitburg). 
Dr, Webafy. Leſſe. Dr. Hammacher. Gleim. Herberts. 
Oppermann. Koppe. Roſentreter. 
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Abänderungs- Anträge 


dem Gejeb-&ntwurf betreffend die Anlage einer 
Eiſenbahn von Finnentrop über Olpe nad) 
Nothe-Mühle im Bigge-Thal. (Nr. 42. 
der Druckſachen.) 





I. 
v. Sybel. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
hinter dem Worte „Berechtigung“ die Worte: 
„rorläufig und zunächſt“ 
einzuſchalten. 
v. Sybel. 
Unterſtützt durch: 
Dr. v. Roenne. Berger (Witten). Reinhardt. Solger. Koefter. 
Evelt. v. Richthofen (Jauer). Grundmann, Steltzer. Thomée. 
v. Eynern. 


Dr. Sammacher. v. Moenne. Das Haus der Abgeordneten wolle bes 
ſchließen: 
Die Königliche Stants-Regierung aufzufordern, 
die baldigſte Ausführung einer direkten Eiſenbahn von Eöln 
nah Caſſel mit allen ihr zu Gebote ftehenden Einflüfjen 
zu fördern. 


Berlin, den 15. Februar 1869. 


Antragfteller: 


Dr. Hammader. Dr. vo. Roenne, 
Unterftügt durch: 


Goedderg. Reinhardt: Schroeder. Fiſchbach. Berger (Witten). 

Dr. Websky. Tweſten. v. Sybel. Engel (keobihüg). van Buiren, 

Strudmann. Faucher. Herberg. Klein (Hannover). Gerftenberg. 

Werftler. Biegler (Hanau). Hellwig. Redecker. Dr. Elliſſen. 

Dr. Webrenpfennig. Haad. Roſcher. Brande. Richter (Ejien). 

Dr. Engel (Schleiden). Dr. Müller (Hannover. Jacobi (Kiegnig)- 
Nofentreter. Hoene. 
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Zweiter Bericht 


Kommiſſion für Handel und Gewerbe 
über 


Petitionen. 


Die Rheiniſche Eifenbabngejelihaft bat von Dfterratb an der Kölns Zorn. H. Nr. 1206. u. 2061. 


Krefelder Strede eine Linie nah Dften gebaut, welche längs Uerdingen an 
den Rhein führt, den Rhein mittels einer bejonderen Fähr-Anſtalt bei Rhein: 
haufen überjchreitet und über Mülheim an der Ruhr für's erfte bis Eſſen 
reichte. Diefe 54 Meilen lange Strede „Oſterrath-Eſſen“ wurde am 1. Sep» 
tember 1866 dem Betriebe übergeben. Unter dem 28. Mai 1866 ertheilte 
die Staats-Regierung der Rheiniihen Eifenbahngejellihaft die Genehmigung, 
biefelbe ab Effen weiter zu führen bei den Zechen Königin» Elifabeth und 
Bonifacius vorbei bis zu der Privatbahn der Zehe Karolinenglüd 
unmeit der Zehe Holland bei Bodum und an diefelbe anzufchließen. In 
Folge defjen wurde die Rheinifche Eifenbahn bis über die Grenze von Weft: 
falen, zu dem zwiichen Steele, Bohum und Gelſenkirchen ziemlih in ber 
Mitte gelegenen Fleden Wattenſcheid, und insbejondere die Linie ab Ofterrath 
um 1, Meilen ausgedehnt. 
Die Konzeſſion zu der Bahn von Ofterrath bis Efjen ift ertheilt (Gefep- 
Sammlung 1863 ©. 477.): 
„in Anerfennung ber Bortheile, welde die Ausführung dieſer 
Zweigbahn für die bergbaulihen, gewerblichen und Verkehrs-In— 
tereffen des Efjener und Ruhrgebiets, ſowie des linken Rheinufers 
mit ſich bringt;* 
und die Konzeffion zu der Fortſetzung (Gejep-Sammlung 1866 ©. 321.): 
„in Anerkennung der Vortheile, welche dieſe Fortiegung der Dfter- 
rath⸗Eſſener Zweigbabn und der Ausbau der Anſchlüſſe zu den 
Zehen und gewerblihen Etablifjements für die bergbaulidhen, ges 
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werblihen und Verkehrs⸗Jutereſſen des Eſſen-Bochumer Reviers 
und des linken Rheinufers mit fi bringt.“ 

Daß diefe Bahn den von ihr unmittelbar berührten Bergwerfen und 
Fabriken, die zum Theil erft dadurch einen Anſchluß an das Eifenbahnneg 
ihrer Umgebung erlangten, große Bortheile gewährt, fteht außer allem Zweifel. 
Dagegen ift ihre Einwirkung auf den allgemeinen Verkehr hinter den Erwar— 
tungen, welche das Land an fie gefnüpft hatte, erheblich zurüdgeblieben. Die 
Urſachen liegen in dem Umftande, daß die Strede Oſterrath-Eſſen-Wattenſcheid 
bloß nad dem linken Rheinufer einen Ausweg bat, in der Richtung nad 
Weften aber einzig mit der Köln-Mindener und der Bergiſch-Märkiſchen Bahn 
und auch nur an folden Stellen Berührung hat, wo dieſe feinen Anlaß 
haben, einen Theil ihres Verkehrs auf fie überzuleiten. Perſonen und Sachen, 
die auf den beiden lepteren Bahnen aus dem DOften und Nordoften fommen, 
gelangen auf ihnen, und ohne die Rheiniſche Bahn zu benupen, nicht bloß 
bis Düffeldorf und Köln, fondern bis Arnheim, Nimwegen, Venlo, Aachen, 
Dingerbrüd, Gießen u. |. w. 

Bei der Köln-Mindener Bahn ift deshalb aud nah Eröffnung des Bes 
triebö der Sirede Ofterrath- Effen-Wattenfheid nur für einzelne, von dieſen 
unmittelbar berührten Orten eine Arachtermäßigung eingetreten. Dafür bat 
fih die Köln Mindener Bahn innerhalb deffelben Verfehrsgebietes auf Streden, 
für welche die Rhein. Eifenbabn nicht fonkureirt, duch Frachterhöhungen 
ihadlos zu halten gewußt. (Bergl. Bericht der Efjener Handelsfammer für 
das Jahr 1867.) 

Mie ſehr der Verfchr der Rheiniſchen Bahn im Effen-Bohumer Revier 
binter dem der beiden andern Bahnen zurüditeht, zeigt eine Vergleihung der 
Beförderung von den Bahnhöfen zu Elfen, ald dem Hauptpunfte der Dfter- 
rath⸗Eſſen-⸗Wattenſcheider Strede. Es wurden im Jahre 1867 von Effen, 
beziehungsweile Stadt-Bahnbof und Bahnhof Alteneffen, verfandt auf der 

Köln-Mindener Bahn 16,620,666 Gentner. 
Berg.-Märkiihe Bahn 5,390,246 u 
Rheiniihen Bahn. . 2,689,725 # 

Perfonen wurden im Jahre 1867 befördert von Efjen auf der 
Köln-Mindener Bahn 102,923. 
Derg.-Märkifchen Bahn 227,716. 

Rheiniihen Bahn . . 36,074, 

Der einzige erhebliche Verkehr, den dieſe Strede der Rheiniſchen Bahn 
bat, befteht in der Abfuhr von Kohlen. Bon den 104,259 Güterwagen, 
weldhe im Sahre 1867 mittels der Dampf-Fähre zu Rheinhauſen über den 
Rhein gegangen find, waren 

41,618 mit Koblen beladen, 
41,096 leer 
und unter den 41,096 leeren Wagen waren 39,769 Koblenwagen. 

Man könnte hierzu jagen, die kümmerliche Entwidelung des Verkehrs 
auf der niederrheiniich » Weftfäliihen Strede der Rheiniſchen Bahn berube 
lediglich in Umftänden, welche ſich ſchon bei deren Anlage hätten überſehen 
laſſen. Dieſe Seitenftrede fjei von vorn herein nur auf den Koblenbezug 
des linken Rhein-Ufers und die örtlihen Bebürfniffe der Effener Gegend an- 
gewiejen gewelen; der gegenwärtige Erfolg entipredhe aljo genau den be: 


Ihränften Vorausfegungen, unter denen der Bau begonnen worben fei. Diefer 
Vorwurf trifft im Wirklichfeit aber das Unternehmen wohl nicht. Als bie 
Abzweigung der Nheiniihen Bahn zum rechten Nhein-Ufer begonnen wurde, 
lag es außer aller Berechnung, daß eine Bahn vom Niederrhein nad den 
Hanjeftädten, an welche ſchon damals fehr lebhaft gedacht wurde, jemals der 
Köln-Mindener Eifenbabn-Gejellihaft zufallen werde; vielmehr durfte gerade 
die Rhein. Eiſenbahn-Geſellſchaft fih Hoffnung machen, daß — fobald erft 
die Hannoverfhe Regierung den Bau einer ſolchen Bahn genehmige, — deren 
Ausführung und Betrieb, wenigftens bis zur Hannoverſchen Grenze, ihr zus 
fallen werde, Die Ofterrath-Effener Strede ift alfo in der berechtigften Vor— 
ausfegung unternommen worden, daß ihr die Fortſetzung im nordöſtlicher 
Richtung nicht immer verfagt bleibe. Das Leptere ift gleihwohl eingetreten, 
jeitbem der Köln-Mindener Eiſenbahn-Geſellſchaft die Linie von Venlo bis 
Hamburg, und außerdem die Herftellung einer Anſchluß-Bahn von Eſſen nad) 
Haltern, alfo in der nordöftlichen Richtung überlaffen wurde, in welder die 
Rheiniihe Eifenbahn die Fortjepung der Strede Oſterrath-Eſſen beabfichtigt 
hatte. Daß der lepteren Gefellihaft an demjelben Tage (28. Mai 1866), an 
welchem die Köln-Mindener Geſellſchaft die Konzeffion für Venlo Wefel-Münfter- 
Dsnabrü empfing, die Erlaubniß für die Weiterführung ibrer Strede von 
Efjen bis Wattenfheid und zum Anſchluß an die dortigen Steinfohlengruben 
und noch in demfelben Fahre die Konzeſſion für die Strede Ehrenbreitenfteins 
Siegburg wurde, mag eine Schadloshaltung für die Aktionäre der Rheiniſchen 
Eifenbahn geweien fein, für die Intereffen des Bergbaues, der Hüttenin— 
duftrie und für alle, für den Verſandt nach dem Norden und Often arbeitenden 
Gewerbe im großen Ganzen ift damit aber fo gut wie nichts getban, viel» 
mehr deren Hoffnung, von der monopoliftiichen Zarifpofitif der beiden jept 
die Gegend allein beherrſchenden Eifenbahnen erlöft zu werden, auf ungewilje 
Zeit wieder zerftört worden. 

Die niederrheinifch-weftfälihe Sirede der Rheinischen Eiſenbahn vermittelt 
alfo zur Zeit nur einen ganz einfeitigen Verkehr der Effener Gegend mit dem 
Meften, und auch faft nur im Koblenverfandt. Aber jelbft dieſe einzige Er— 
leihterung, welche daraus für die Koblenabfuhr nah gewiffen Richtungen 
entipringt, verliert den größten Theil ihrer Bedeutung, Sobald die Köln-Min« 
dener Bahn außer der Brüde zu Köln nod eine Brüde zu Welel, und die 
Bergiſch-Märkiſche Bahn ihre Brüde bei Düffeldorf fertig haben werden. Wenn 
die Rheiniſche Bahn in diefer, nicht mehr fernen Friſt noch immer auf die 
ZTıajeftanftalt zu Rheinhaufen angewieſen ift, fo muß fie auf einen großen 
Theil des Verkehrs wieder verzichten, den fie jept, wenn auch mit den größten 
Anftrengungen und gerade, wenn fie am meiften leiften joll, zur Winterszeit 
oft mit wechenlangen Unterbrechungen ermöglidt. Der Koblenverjandt auch 
nah Dem linken Rheinufer fällt dann faft ausſchließlich an die beiden Bahnen 
zurüd, welche in jeder Jahreszeit den Nheinübergang fiher baben. Dann 
wird ed aber aud der Rheiniſchen Eiſenbahn nicht möglich fein, die Eifenerze 
aus ter Eifel und von der Lahn gegen mäßige Fracht und ftetig zu ben 
Hchöfen im Kohlenrevier zu liefern. 

Soll die Niederrheiniich» Weftfäliihe Strede der Rhein. Eijenbahn die 
wirthichaftlihe Bedeutung gewinnen, um deren Willen der Staat den foft- 
fpieligen Bau geftattete, jo bedarf fie ſowohl einer Fortjegung nad dem Often 
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als einer feften Aheinbrüde. Das Eine bedingt das Andere: Ohne eine Rhein⸗ 
brücke hat der Verkehr diefer Strede feine Zufunft, und ohne Erweiterung ber 
Strede würdedieBrüde feinen ausreichenden Ertraghaben. Daß dieſe Erweiterung, 
nachdem ihr der Norden durch die Köln: Mindener und der Süden durch die Bergiſch- 
Märkiiche Bahn verſchloſſen ift, nur nad dem Oſten geſucht werden fann, fteht 
wohl außer Frage. Daß die Rheiniſche Eifenbahn-Gejelihaft aber zu beiden Au— 
lagen bereit und nur durch ungewöhnliche Hinderniffe von deren Ausführung abges 
halten fei, gift in den zunächſt dabei intereffirten Gegenden als feftftehende Thatſache. 

Die auf die Befeitigung folder Hinderniffe, wenn fie wirklich vorhanden 
fein follten, gerichteten Wünſche haben ihren Ausdrud gefunden in zwei Pe 
titionen: 

Der Handelsfammer für den Kreis Eſſen, vom 26. De 
zember 1868. (II. Nr. 1206.), und 

der Handelskammer für den Kreis Bohum, vom 28. Ja» 
nuar 1869. (II. Nr. 2061.). 

Beide Petitionen nehmen auf die vorgetragenen Berhältnifje Bezug, be- 
onen, daß die Nhbeiniihe Bahn dem Weftfäliihen Bergbau und der Induftrie 
von Eſſen und der Grafſchaft Mark nicht die Dienfte leifte, die man bei ihrer 
Weiterführung von DOfterrath auf das rechte Rheinufer erfehnt; fie heben her— 
vor, daß PVerkehrserleihterungen, die in der wefllihen Richtung geboten, aber 
in der öftlichen Nichtung verfagt würden, widernatürliche, alſo ungefunde Ent: 
widelungen zur Folge haben müßten, und verfihern, aus Verhandlungen mit 
‚der Direktion der Rheiuiſchen Eifenbabngejelichaft die Neberzeugung gewonnen 
zu haben, daß es deren freier Wille nicht fei, wenn die Strede nod immer 
zu Watteniheid auslaufe und die Trajektanftalt Feiner feſten Brüde Plap 
made. Sie bitten, der Rheinischen Eiſenbahngeſellſchaft zu geftatten: 

1. Die Linie Ofterrath » Effen « Wattenfheid nah Oſten, zunächſt bis 
Dortmund, zu verlängern; 
2. Eine ftehende Brüde über den Rhein bei Rheinhaufen zu bauen. 

Für den Fall, daß andere Eijenbahnen aus dem Eijenbahn-Gejege vom 
3. November 1838 Widerſpruch gegen die Weiterführung der Bahn, als gegen eine 
Konkurrenzbahn, erheben jollten, erwarten fie, daß für Die Weiterführung, als „im In— 
tereffe des gemeinfamen Berfehrs für nothwendig zu erachtend,“ der Art. 41. 
der Bundesverfalfung zur Geltung gebracht werbe. 

Indem die Kommilfion für Handel und Gewerbe in die Berathung 
biejer Petition eintrat, wurde der Zweifel angeregt, ob die Petentinnen legitie 
mirt Seien, die erwähnten Anträge zu ftelen. Der Berireter des Herrn 
Hanbels-Minifterd hob hervor, daß die Petentinnen für die Rheinische Eijen- 
bahn-Geſellſchaft — wie fie e8 eigentlich thäten — aufzutreten, feinerlei Voll— 
macht hätten; fie hätten ſolche um jo weniger, als die Rheinische Eijenbahn- 
Geſellſchaft ſelbſt ſich noch nicht einmal um die Konzeifion für die Strede 
von Bodum nah Dortmund beworben babe. Aus dem Schufe der Koms 
miſſion wurde erwidert, daß die Abficht der Rheiniſchen Eifenbahn, über Watten- 
ſcheid nad) dem Dften weiterzugeben, und ebenfo die Abneigung der Staats: 
Regierung, ihr Diefes zu genehmigen, notoriſch fei. Bei folder Lage der Sache 
fönne die Staats-Regierung es unmöglid für werthlos halten, wenn aus den 
bei der Angelegenheit interejfirten Landestheilen Aeußerungen darüber laut 
würden. Daß die Rheiniſche Eijenbahn-Gefellihaft bei dem Projekte ein 
Haupt-Intereffe habe, ſei außer Zweifel, aber eben fo gewiß fei es, daß bie 
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Bewohner der Kreife Effen und Bodum dabei aud aufs Höchſte intereffirt 
jeien, und dab inabefonder die Handeläfammer des Kreifes Bodum die Inter- 
effen der Bergwerfe, denen an der Fortjegung der Bahn außerordentlich viel 
gelegen fei, zu vertreien babe. 

Die Anträge jelbft wurden getrennt gehalten: 

I. Hinfihilih der Fortiegung der Rheiniſchen Bahn von Wattenideid 
nah dem Often erflärt ber Herr Negierungssommiffar: Bor etwa zwei Jahren 
babe die Rheiniihe Eiſenbahn-Geſellſchaft fihb um die Konzejfionirung bis 
Bodum beworben; damals fei die Gejelihaft aber mit der Ausführung älterer 
Konzeifionen jo jehr im Nüdftande geweien, daß der Herr Handelaminifter habe 
Bedenken tragen müflen, ſchon wieder neue Konzelfionen, um deren Willen 
jene vieleicht noch länger würden vernadhläffigt werben, zu gewähren. Seit 
dem habe die Rheiniihe Eijenbahn=Gejellihaft die Arbeiten in der Eifel und 
auf der Linie von Ehrenbreitftein nah Siegburg anſehnlich gefördert, und 
darum werde die jept neuerdings von der Stadt Bochum nachgeſuchte Eifen- 
babhnverbindung mit Wattenſcheid, alfo in Wirklichkeit die Fortjegung der 
Rheiniſchen Eifenbahn bis Bodum, nicht mehr beanftandet, jo daß nad) dieſer 
Richtung den Wünſchen der Petentinnen bereits Rechnung getragen fei. Eine 
Konzeſſion für die Fortjegung bis Dortmund könne aber nod nicht in Aus— 
ſicht geftellt werden. Hierbei fomme in Betracht, dab die Bergiſch-Märkiſche 
Eijenbahn verfuhen fünne, fih auf den 8. 44. des Eiſenbahn-Geſetzes, welcher 
Konfurrenzbahnen dreißig Jahre lang ausichliefe, zu berufen, während da— 
gegen die Anwendbarfeit des Artifeld 41. der Bundesverfaffung ſehr zweifel: 
baft jei. 

An fi jei aber auch fein Bedürfniß für den Bau der Linie Watten- 
iheid- Dortmund anzuerfernen. Wohl aber entiprehe ed den allgemeinen 
Intereffen, wenn die Intereffen der Köln- Mindener Bahn, die in jüngfter 
Zeit mandperlei Ausfälle gehabt habe, etwas geihont würden, was nicht ge 
ſchehe, wenn die Rheiniiche Bahn bis Dortmund und weiter vordringe. Die 
Rheinische Bahn könne jehr füglich ihre Entwidelung in anderen Gegenden 
als gerade innerhalb des Weftfäliihen Kohlenbeckens ſuchen; gleichwohl 
werde ihr nichts im Wege jein, wenn fie jest ihre Ehrenbreititein-Siegburger 
Linie bis Witten verlängern wolle. 

Dagegen wurde bemerkt, der Antrag laute nit auf Fortſetzung der 
Bahn von Bodum nah Dortmund, jendern auf Kortfegung der Bahn von 
Wattenfheid nah Oſten, zunächſt nah Dortmund. Die Zweigbahn von 
Wattenſcheid nah Bodum jei eine Sade für fih, Die Linie von Watten- 
jcheid über Dortmund nah dem DOften laſſe fih aber nicht unter die „Kon— 
furrenze Bahnen” im Sinne des EifenbahnsGelepes bringen. Auf dieſer 
Strede handele es fih um ganz andere Bergwerke, als die welche ſchon den 
Verkehr auf der Bergiſch-Märkiſchen oder Köln-Mindener Bahn hätten. Dieje 
Frage fei bereits bei der Kommilfion im vorigen Winter zur Sprache ges 
fommen, als die Beichwerden der Zehen Hannibal und Königsgrube 
vorgelegeu hätten. Dieje Gruben hätten Anſchlüſſe an die Rhein. Bahn ber: 
ftellen wollen; das jei vom Minifterium verlagt worden, weil für fie bereits 
Scyienenftränge zu anderen Bahnen, die ihrem Bedürfniß genügten, beftänden. 
Richtig fei allerdings, daß ſolche Zweigbahnen zur Köln-Mindener Bahn ge 
baut feien, aber ebenfo richtig, daß ſolche nicht befahren würden, ſowohl weil 


die Köln- Mindener Bahn den Betrieb auf diefen Nebenftreden nicht eröffne 
als auch den Tarif jo body ftelle, daß die Gewerlſchaften es vorgögen, be» 
ziehungsweile vorziehen würden, die im Befite der Köln-Minderer Bahn 
befindlichen Anihlüffe an die Rheiniſche Eifenbahn bei Wattenſcheid unbenupt 
zu laffen und auf eigene Koften neue Anſchlüſſe bis zur Rheiniſchen 
Bahn dort zu bauen. Diele Berhältniffe entiprängen aus der beionderen 
Rüdfihtnahme der Eifenbahn » Verwaltung auf die Wünſche der 
Bergiſch-Märkiſchen und ganz bejonders ber Köln » Mindener Bahn. 
Wenn es der Rheinischen Eiſenbahn-Geſellſchaft gewiffermaßen zum 
Vorwurf gemadt werde, daß fie auf Umwegen eine Erweiterung ihrer Linie 
durch das Koblenrevier ſuche, jo ſei dieſes Streben die Folge der Berhältniffe, 
alſo gang natürlich, und nur ein Beweis, wie ſehr unjere Eifenbahn-Gejep- 
gebung einer durchgreifenden Reform bedürfe. 

Wenn, wurde Schließlich bemerkt, der Linie von Wattenſcheid nah Dort« 
mund wirklich Das Kunfurrenzverbot entgegengehalten werde, jo jei mit dem 
vorliegenden Falle um jo mehr Anlaß gegeben, die Frage über die Bedeutung 
und Tragweite der betreffenden Gefepeäftelle zum Austrag zu bringen, 

1I. Die Rheinbrüde bei Rheinhauſen betreffend erklärte der Vertreter des 
Herrn Handelsminiſters, ſeitens des Handelsminiſteriums werde die Xrajeft- 
anftalt als für die Bedürfniffe der Rheiniſchen Eifenbahn ausreichend erachtet; 
gleihwehl jei, wenn dem Wunſche der Rheiniſchen Bahn nad einer Brüde noch 
nicht entſprochen fei, nicht jo ſehr dieſe Anficht, ſondern überwiegend das mili— 
tairifche Bedenfen des Krivgs-Minifteriums zur Geltung gefommen. Ueber 
das Leptere fi weiter zu Äußern, erklärte der Here Regierungs-Kommiſſar 
nicht in der Lage zu fein. 

Die fortgefegte Geltendmadhung der militairifhen Rüdfihten im Gegen- 
füge zu den wirthſchaftlichen Intereffen des Landes wurde lebhaft beflagt und 
dabei die Grwartung geäußert, daß cine Fräftige Vertretung dieſer Intereſſen 
durch den Herrn Handels-Minijter den Widerfprud des Kriegsminifteriums 
bejeitigen werde. 

Weiter wurde ausgeführt, daß die Hinderniffe, welde der Ucberbrüdung 
des Rheins auch jept nech gemacht würden, nachdem der Brüdenbau bei 
Düſſeldorf geftattet und der bei Weſel geſichert jei, Die Entwidelung des ges 
ſammten Eiſenbahnweſens binderten; bekanntlich ftemmten dieſelben ſich auch 
gegen den Brückenbau, den die Bergiſch-Märkiſche Eiſenbahn in Ruhrort 
nöthig habe. Die Verkehrs-Intereſſen lägen ſo, daß man gleichzeitig mit der 
Brücke zu Rheinhauſen die zu Ruhrort befürworten müſſe; beide ſeien gleich 
wichtig, wenn auch die zu Rheinhauſen vom Standpunkte der Petentinnen 
aus, weil fie mehr Kohlen nach dem Süden über den Rhein führen würde, 
als die wichtigere erſcheine. 

Die Trajeftanftalten feien, aud wenn fie täglich 900 bis 1000 Wagen 
überiepten, unzureichend und verjagten gerade, wenn der Kohlenverſandt am 
dringlichiten jei, oft den Dienft. Der Nupen der Brüden jei für Krieg und 
Frieden gleih groß, die Bedenklichkeiten, die fih an friegeriihe Greigniffe 
fnüpfen ließen, kämen nur für verhältnismäßig furze Sriften in Betracht und 
jeien in Wirklicykeit nur dann von Belang, wenn man den faft undenfbaren 
Fall annehme, es werde einmal unmöglich fein, Eiſenbahnbrücken dem Feinde 
ungangbar zu machen, 
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Die Kommilfion erachtete mit allen gegen drei Stimmen, daß beide 
Petitionen fowohl wegen der Weiterführung der Rheinischen Eifenbahn, als 
der Rheinbrüde zu Rheinhauſen zur Berüdfihtigung zu empfehlen ſeien. Sie 
beantragen baber, 

das Haus der Abgeordneten wolle beichließen, 
die Petitionen der Handeläfammer des Kreiles Effen und 
der Handeläfammer des Kreiſes Bodum (II. Nr. 1206 und 
2061) der Königlichen Staats-Regierung zur Berückſichti— 
gung zu überweijen. 

Berlin, 15. Februar 1869, 


Die Kommiſſion für Handel und Gewerbe. 


Dr. Sammacher, (Vorſitzender). Dr. Becker, (Berichteritatter). 

v. Sybel. 3. Muntau. Dr. Müller (Hannover). Grundmann. 

v. Bredow. Weefe. Graf Saurma. Dr. Braun (Wiesbaden). 
Dr. 2Vchenbach. 


N 298. 
Saus der Übgeordneten. 
10, 2egislatur» Periode. 
II. Seffion 1868. 





Antrag 


dem von der Königlichen Stants-Regierung vor⸗ 
gelegten Geſetz-Entwurf, betreffend die An— 
lage einer Ciſenbahn von Finnentrop über Olpe 
nach Rothe-Mühle im Biggethal (Nr. 42. 
der Druckſachen.) 


v. Behr. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
dem einzigen Paragraphen der Vorlage in fine die Worte hinzu— 
äufegen: 
„ſobald die betreffenden Grundentihädigungsfoften von den 
Intereffenten übernommen jein werden.‘ 


Berlin, den 16. Februar 1869, 
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Haus der Abgeordneten. 
10, Legislatur« Periode. 


U. Seffion 1868, 
— — 


Auf die Tages-Ordnung einer der nächſten Plenarſitzungen wird geſetzt 
werden: 


Schlußberatbung über den Geſetz-Entwurf, 
betreffend die Uebereiguung der Dotationsfonds der Hülfsfallen 
an die Prosinziale und kommunalſtändiſchen Verbände der act 
älteren Provinzen der Monardie. 
(Nr. 106., 181. und 267. der Drudiaden.) 


Referenten: Die Abgeordneten v. Brauchitſch (Rlatow) und Tweften. 


Anträge der Meferenten: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen, 
dem Gelep- Entwurfe in der Faſſung des Herrenhaufes (gleich der 
uriprünglihen Vorlage der Königlihen Staats Regierung) mit 
den nachfolgenden Zufägen die verfallungsmäßige Zuftimmung zu 
ertheilen, nämlid: 
1) in der legten Zeile des S. 1. hinter dem Worte „Vermögen“ 
einzuschalten: 
unter den nachſtehenden Beftimmungen ; 
2) dem Gejep- Entwurf hinzuzufügen: 


$. 3. 
Nach der im Artikel 105. der Verfaſſungs · Urkunde vor» 
gelehenen neuen Organifation der Provinzen und ihrer 
Vertretungen werden denjelben die Beltände der Hülfe- 
fafjen im Wege der Gefepgebung überwiejen. 


Berlin, den 16. Februar 1869. 


Der Präfivent des Haufes der Abgeordneten. 
v. Forckenbeck. 
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N 300. 
Haus der Abgeordneten. 
10. Regislatur« Periode. 
II. Seffion 1868. 





Antrag 


dem Bericht der verftärften Kommiſſionen für das 
Unterrichtöwejen über den Gejeß- Entwurf, be- 
treffend die Erweiterung, Ummwandelung und 
Nenerrichtung von MWittwen- und Waiſenkaſſen 
für Glementarlehrer. (Nr. 286. der 
Drudiachen.) 


Dr. Braun (Wiesbaden)... Das Haus der Abgeordneten wolle beichliegen: 
in dem Eingange des Gefep-Entwurfes hinter die Worte „Um— 
fang derſelben“ einzufhalten „mit Ausnahme des Gebietes des 
vormaligen Herzogthums Naſſau und der vormaligen freien Stadt 
Franffurt am Main.* 


Berlin, den 16. Februar 1869, 


Antragfteller: Dr. Braun (Wisbaben). 
Unterftügt durch: 
Dorn. Mohr Ruß. Knapp. Kugler Ebner. 


Ne 301. 


Berichterftatter: Haus der Abgeordneten, 
Abgeordneter Arndts. 10. Legislatur » Periode. 
— — — II. Seſſion 1868. 





Bericht 


XIX. Kommiſſion über den Entwurf des 

Fiicherei-Polizeigejeßes für den Umfang der 

Rheinprovinz und den Regierungsbezirk Wies— 
baden. (Nr. 229, der Druckſachen.) 


Dar vorbezeichnete Gejep-Entwurf ift in der Sipung des Herrenbanfes vom 
28. Januar c. per majora ohne Abänderung angenommen worden, obwohl 
die Kommilfion mit 7 gegen 6 Stimmen die Ablebmung deffelben in Antrag 
gebradht hatte, nicht etwa um deöwillen, weil ſich gegen die Nüglichfeit und 
Nothwendigfeit des Geſetzes Bedenken erboben hätten, ſondern lediglich aus 
dem Grunde, weil man es nicht für zuläifig eradhtete, Die in dem Gefep- 
Entwurf ($. 3.) vorgelehenen Beftimmungen über die Tages» und Sahres- 
zeiten, in denen Fiſche nicht gefangen werden dürften, über die Ginrichtung 
der Nepe und Geräthe, über die Schonung der für den Handel und Konſum 
werthlofen jungen Brut, im Wege der Verordnungen durch die Bezirks— 
Negierungen treffen zu laffen und schon jept Strafen feftzuftellen für die 
Uebertretung von Beftimmungen, Die man noch gar nicht keune, die vielmebr 
erft in der Folge und zwar einfeitig von den Bezirks » Regierungen erlafien 
werden jollten. 

Eine folde Delegation von Geſetzgebungs-Befugniſſen ericheine bedenflid, 
und cd ſei die Mitwirkung aller drei Faktoren der Geſetzgebung, alfo die Auf 
nahme der betreffenden Straffille in das Geſetz ſelbſt nöthig. Dieje Auf— 
nahme, ‚welche aud in anderen Fällen, z. B. Dei der Kilcherei »- Ordnung für 
den Regierungs-Bezirk Straljund erfolgt ſei, gewähre überdies den großen 
Bortheil eines einheitlichen Geſetzes und vermeide die Unzuträglichfeiten, welche 
jedenfalle daraus eniftchen müßten, daß von ſechs verichiedenen Bezirks-Re— 
gierungen ſechs bejondere Verordnungen erlaffen würden. Endlich werde durd 
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die Aufnahme in das Geſetz jelbft auch den Wünfchen des Rheiuiſchen Pros 
vinzialsandtages entiproden, weldyer beantragt habe, alle die Fiſcherei berüb- 
renden Anordnungen mit Einbegriff der Beftimmungen des $. 3. durch den 
Erlaß eines Gefeges zu regeln, wie dieſes beifpieldweile in Frankreich, nachdem 
der Erlaß jener Beftimmungen früher den Präfeften übertragen worden, für 
den ganzen Umfang des Kaiſerreichs durch das Gefep vom 25. Januar 1868 
geſchehen ſei.“ 

Bei der Berathung des Geſetz -Entwurfs duch die unterzeichnete Kom— 
miſſion am 8. Februar c., welcher als Vertreter der Königlichen Staals-Re— 
gierung beiwohnten 

Geheimer Ober-Finanzrath v. Wilmowsfi für das Finanz -Mi— 

niſterium, 

Präſident Oppermann für das Miniſterium für landwirthichafte 

liche Angelegenheiten, 

Geheimer Regierungs-Rath Jakobi für das Minifterium für 

Handel und Gewerbe, 

Geheimer Ober-Juſtiz-Rath Wever für das Juftiz-Minifterium 
wurde in der General-Diskuffion von einer Seite hervorgehoben, daß Polizei- 
Geſetze allein nicht ausreihen würden, die Fiſchzucht genügend zu heben, daß 
vielmehr dazu die Seftftelung der Fiſchereirechte, Wafferrehte und Bildung 
von FilchereisBezirken erforderlich fei, wie diefes der Ausſchuß des Provinzial 
Landtags bereits angedentet babe; ſodann wurden ım Weſentlichen die— 
jelben Bedenfen und Ginwendungen gegen den Geſetz-Entwurf erheben, weldye 
in der Kommiſſion des Herrenhaufes dagegen geltend gemacht und Eingangs 
ausführlid mitgetheilt find; insbejondere wurde hervorgehoben, wie zu bes 
fürchten ftebe, daß durch die Delegation der Gejepgebung an die verſchiedenen 
Bezirks-Regierungen die Nechtseinheit gefährdet werde. ebenfalls erſcheine es 
wünjdenswerth und nothwendig, daß den Vertretungen der Kommünen und 
Kreife eine Mitwirkung bei den zu erlaffenden Beftimmungen, oder doch eine 
qutachtliche Aeußerung über die leptern geftattet werde. 

Bon den Vertretern der Königlichen Staats-Regierung und von einem 
andern Theil der Kommilfions-Mitglieder wurde indeß dem gegen den Geſetz— 
Entwurf erhobenen Bedenken eingehend und lebhaft widerjprodyen. 

Es wurde hervorgehoben, daß bei der Verſchiedenartigkeit der klimatiſchen 
und territorialen Berhältniffe der Nheinprovinz und mit Rüdficht auf die faſt 
von allen Seiten angrenzenden fremden Gebiete ber Erlaß eines einheitlichen 
Geſetzes und die Feftiegung allgemeiner Strafbeftimmungen abjolut unpraktiſch 
geweien fein würde; nach dem Geſeß vom 11. März 1850 über die Polizei— 
Verwaltung würden die Bezirks « Neyierungen unzweifelhaft befugt geweſen 
jein, PolizeisVerordnungen, wie die in Rede ftehenden, zu erlaffen; falls die— 
jelben fih innerhalb des Strafmarinums von 10 Rihlrnu. bewezt hätten; 
lepteres babe aber mit Rüdfiht auf die reichlichen Nevenüen, weldye die 
Fifcherei gewähren könne und mit Rückſicht auf die Erhaltung jenes wichtigen 
Nahrungsmittelds nicht mehr ausreihend erichienen und deshalb habe man 
durch ein Geſetz die Strafmaße erhöhen müffen, ohne dadurch den polizeilichen 
Charakter der zu erlafjenden Beftimmungen zu alteriren. 

Alen betheiligten Juſtiz-Behörden babe der Geſetz-Entwurf zur Begut- 
achtung vorgelegen, derielbe jei von jenen, abgejeben von einigen unweſent— 
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lichen Redaktionsbedenfen, übereinftinmend genehmigt und dadurch aud von 
jener Seite anerfannt, daß für den vorliegenden Fall der Wen der Polizei» 
Verorduungen der geeignete und richtige fei. 

Eine Bezugnahme auf das franzöfiiche Geſetz ſei um deswillen nicht zus 
treffend, weil Frankreich faft alle feine Flüffe von der Quelle bis zur Mün— 
dung beherrſche, was in der Nheinprovinz und im Regierungs-Bezirk Wiese 
baden nicht der Full ſei. Auch die Berufung auf die Fiſcherei-Ordnung für 
den RegierungssBezirt Stralfund ſei um deswillen hinfällig, weil gerade 
diefe Fiſcherei-Ordnung beweiſe, daß nicht auf geſetzgeberiſchem Wege, fondern 
durch die Bezirfs-Regierungen derartige Beſtimmungen, wie die in Rebe ftehen- 
den zu erlaffen jeien. 

Das unterm 30. Auguſt 1865 für den Megierungsbezirt Stralſund er- 
lafjene Geſetz babe ſchon nah 3 Jahren in umfafjender Weile geändert were 
den müffen, weil fi Irrthümer und Mängel ergeben hätten, welche bei einer 
derartigen Materie unvermeidlich feien. 

Ein bei der Geueral-Diskuſſion von einem Mitzliede der Kommilfton 
gefteltes Amendement, dahin lautend, „daß den verfchiedenen Reffortminiftern 
die betreffenden Beftiepungen übertragen werde*, wurde zurüdgezogen, nach— 
dem von den Bertretern der Staatd-Negierung dagegen geltend gemadt war, 
dab eine ſolche Mafiregel der beftebenden Gelepaebung widerſpreche und des— 
halb das Amendement unannebmbar je. — Bei der demnächſt eröffneten 
Spezialberathung wurden „Einleitung und Ueberjchrift des Eutwurfs,* ferner 
$. 1. und $. 2, ohne Diskuffion und einftimmig genehmigt. 

Zu $. 3. wurden folgende Anträge geftellt: 

1) den Eingang in folgender Art zu faffen: 
„Nah Anhörung der Provinziale oder Kommunal» Bers 
tretung jol duch Verordnungen der Bezirks-Regierung feft- 
geftellt werben.” 

2) „Die Pofition 3. $. 3. gänzlich zu ftreichen.* 

3) Den Einging in folgender Weile zu faſſen: 
„Durd Verordnungen der Bezirks - Negierungen fell nad) 
eingebolten Gutachten der Kreis « Vertretungen  feftgeftellt 
werden.” 

Zur Abftimmung gebradyt, wurden die Anträge zu 1. und 2. mit 
9 gegen 2 Stimmen abgelehnt, dagegen ber Antrag sub 3. mit 6 gegen 
5 und demmächft der $. 3. mit jenem Amendement mit 9 gegen 2 Stimmen 
angenommen. | 

Die SS. 4. und 5. des Gefep » Entwurfs wurden in der Faſſung ber 
Borlage eiuftimmig genehmigt. 

Zu $. 6. wurde von einem Mitglied beantragt, folgende Beltimmung 
hinzuzufügen: 

„Hierher ift jedoch nicht zu rechnen, wenn in Nothfällen durch 
Aufräumen von Biden Fiſchlaich zerftört wird, fowie diejenige 
Zerftörung von Fiſchlaicht, welche durd einen im Yandesfultur 
Interefje erforderlichen Umbau und Herftellurg von Bewäſſerungs— 
Anlagen entfteht.* 

Nachdem darauf hingewiefen war, daß durd das in $. 6. der Vorlage 
enthaltene Wort „vorſätzlich“ nur die doloje Zerftörung von Fiſchlaich ala 
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firaffällig bingeftellt werde, wurde der Antrag abgelehnt und der $. 6. mit 
I gegen 2 Stimmen genehmigt. 

Gegen den $. 7. der Vorlage wurde von Seiten eines Kommiſſions— 
Mitgliedes aus Naffau geltend gemacht, daß es im Negierungsbezirf Wied: 
baden zu dem größten Unzuträglichfeiten führen würde, wenn z. B. in der 
Stadt Wiesbaden oder in den übrigen Badeorten den Filchverfäufern, Die 
größtentheils aus dem Heffifhen herüberfimen, die Auflage gemacht werden 
ſollte, nachzuweiſen, dab die zum Verkauf zum Markt gebrachten Fiſche aus 
Behältern oder aus Gewällern, in denen der Fang geftattet, herrühren. Hier 
dur würde der Fiihbande! für Wirsbaden und die übrigen Kurorte im 
Taunus gänzlih und nicht zum Vortheil der Kurorte aufhören. 

Diefer Ausführung gemäß wurde beantragt, 

den 8. 7. zu Streichen, 

Bei der Abftimmung wurde $. 7. mit 9 gegen 2 Stimmen angenom- 
men, indem die Erwägung durchgriff, daß ohne die Vorſchrift des 8. 7, die 
übrigen Strafbeftimmungen mehr oder weniger illuſoriſch werden würden. 

Die 88. 8. und 9. wurden ohne Diskuſſion einftinmig genehmigt. 

Zu $. 10. wurde erwogen, daß, im Falle der 8. 3. mit der beichloffenen 
Aenderung die Zuftimmung des Hauſes erlangen möge, alsdann die Hinaus- 
rückung des Termins, mit welchem das Geſetz in Kraft treten folle, erfor 
derlich ericheine, indem der Gefeg- Entwurf noh einmal dem Herrenhauſe zur 
Berathung vorzulegen und auch demnächſt zum Erlaß der Verordnungen 
Seitens der Bezirks-Regierungen und zur Einholung der Gutachten der Kreis- 
Vertretungen längere Zeit erforderlich Tei. 

Mit Rückſicht hierauf wurden zwei Anträge geftellt, der eine dahin 
lautend: 

„anftatt des 1, Oktober 1869” „den 1, Januar 1870*, 
der zweite dahin lautend: 
„anstatt des 1. Oktober 1869* „den 1. April 1870 zu jubftituiren.* 

Bei der Abftimmung erhielt der erftere Antrag die Majorität und bier 
nächſt wurde das ganze Gefep in der aus der anliegenden Zufammenftellung 
erlichtlichen Faſſung mit 9 gegen 2 Stimmen angenommen. 

Berlin, den 12. Februar 1869. 


Die XIX. Kommiffion für die Berathung des 

Sejeb- Entwurfs eines Filcherei-Polizeigefeges 

für den Umfang der Nheinprovinz und den 
Regierungsbezirk Wiesbaden. 


Ferno orſitender). Arndts (Berichteritatter). Böhmer, Engel 
(Leobſchütz. U. Goeddertz. Meulenbergh. Ruß. v. Sanden. 


Zufammenftellung 


der 


Beſchlüſſe des Herrenhaufes mit den Beſchlüſſen 
der Kommilfion. 
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Fiſcherei⸗Polizeigeſetz 
für 
den Umfang der Nheinprovinz und den Regie— 
rungsbezirt Wiesbaden. 















Mr Wilhelm, von Gottes Gnaden „König von 
Preußen ?r., 


verordnnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtags Unferer Monardie 
für den Umfang der Nheinprovinz und des Regierungs-Bezirks Wiesbaden, 
was folgt: 


8. 1. 
Den Vorſchriften diefes Geſetzes ift die Fiſcherei in den öffentlihen und 
Privatgewällern mit Ausnahme der gejchloffenen Gewäſſer unterworfen. 
Unter geſchloſſenen Gewällern find Diejenigen zu verftehen, welche von 
anderen fiſchhaltigen Gewäffern dergeftalt getrennt find, daß die Fiſche nicht 
aus dem einen in die andern übertreten fünnen. 


8. 2. 
Filcherei im Sinne diefes Gejepes ift das Fangen der Fiſche und Krebie. 


8. 3. 
Durd Berorduungen der Bezirks-Regierungen ſoll feftgeftellt werden: 


1) zu melden Tages- und Jahreszeiten die Fiſcherei in Wetreff der 
verfchiedenen Fiſchgattungen und Gewäffer verboten ift; 
2) weldye Arten von Nepen, Geräthen und jonftigen Vorrichtungen 
zum Fiſchfange verboten find: 
3) welche Fiſche und Krebje mit Nüdfiht auf dern Maß, Gewié 
und Gattung nicht gefangen werden dürfen. 
Solde Verordnungen fünnen im Intereffe der Fünftlichen Fiſchzucht Aus 
nahmen beftimmen. 
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Fiſcherei⸗Polizeigeſetz 


für 
den Umfang der NRheinprovinz und den Regie— 
rungsbezirt Wiesbaden. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc., 


verordnnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtags Unſerer Monardie 
für den Umfang der Rheinprovinz und des Negierungs Bezirks Wiesbaden, 
was folgt: 


s. 1 
Unverändert. 

8. 2 
Unverändert. 

8. 3. 


Durch Verordnungen der Bezirfs-Negierungen jol nach eingeboltem 
Gutachten der Kreisvertretungen feftgeftellt werden: 
1) zu weldyen Tages- und Jahreszeiten die Filcherei in Betreff der 
verſchiedenen Fiſchgattungen und Gewäſſer verboten ift; 
2) welche Arten von Nepen, Geräthen und jonftigen Vorrichtungen 
zum Fiſchfange verboten find; 
3) welde Fiſche und Krebfe mit Rüdfiht auf deren Maß, Gewicht 
und Gattung nicht gefangen werden dürfen. 
Solche Verordnungen können im Intereſſe der fünftlichen Fiſchzucht Aus— 
nahmen beſtimmen. 
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8. 4 
Mit Geldbuße bis zu Dreißig Thalern oder Gefängniß bis zu vier Wochen 
werben beftraft Fiſchereiberechtigte, welche 
1) den Beftimmungen über die Schon» und Fangzeit zuwiderhandeln, 
oder die Fijcherei in verbotener Weiſe oder mit verbotenen Geräthen 
betreiben; 
2) Fiſche und Krebfe, deren Fang unterjagt ift, wenn fie dennoch 
gefangen find, nicht ſofort ins Waſſer zurüdbringen. 
$ 5. 
Mit Geldbuße bis zu fünfzig Thalern oder Gefängniß bis zu ſechs Wochen 
wird beftraft: 
wer vorfäglih Kalk, Brechnüſſe, Kokelsförner oder andere zur 
Betäubung oder Ködtung der Fiſche geeignete Subftanzen ine 
Waſſer wirft. 
Wird die Uebertretung in der Schonzeit begangen, jo ift auf Geldbuße 
nicht unter Zehn Thaler oder Gefängniß nicht unter einer Woche zu er: 
fennen. 


$. 6. 


Wer den in einem Gemäfjer liegenden Fiſchlaich vorſätzlich wegnimmt, 
zerftört oder bejhädigt, wird mit Geldbuße bis zu Zwanzig Thalern oder 
Gefängniß bis vierzehn Tagen beftraft. 

g. 7. 

Die nämliche Strafe ($. 6.) trifft denjenigen, welder mit Fiſchen und 
Krebjen während der Schongeit, oder mit ſolchen, deren Fang verboten iſt, 
bandelt, chne fi darüber genügend auszumeilen, daß Diejelben aus Be- 
bältern, oder aus Gewäfjern, in denen der Fang geftattet war, herrübren. 

$. 8. 

In den Fällen der nad) SS. 4., 5. und 7. vorgejehenen Uebertretungen 
erfolgt die Konfisfation der unterfagten Fijchereigeräthe, jowie der gefangenen 
oder feil gehaltenen Fiſche und Krebſe. 


8.9. 

Hinfihtlih des unberechtigten Fifhens und Krebſens hat es bei der Be— 
ftimmung des $. 273. des Strafgeſetzbuchs jein Bewenden mit der Maßgabe, 
daß auf Strafe von mindeftens Zehn Thalern Geldbuße oder einer Woche 
Gefängnig zu erkennen ift, wenn das Vergeben mittelft der im $. 5. er— 
wähnten Subftanzen verübt ift. 

$. 10. 

Das gegenwärtige Gejep tritt mit dem 1. Oftober 1869 in Kraft. 

Mit diefem Zeitpunkte werden alle Strafbeftimmungen, welhe Materien 
betreffen, auf welche das gegenwärtige Geſetz ſich beziebt, außer Wirfjamfeit 
gelept- 


9 
Befchlüffe der Kommiſſion. 





$. 4. 
Unverändert. 

8.5 
Unverändert. 

$. 6. 
Unverändert. 

8.7 
Unverändert. 

8.8 
Unverändert. 

$. 9 
Unverändert. 

8. 10, 


Das gegenwärtige Gefep tritt mit dem 1. Sanuar 1870 in Kraft. 

Mit diefem Zeitpunfte werben alle Strafbeftimmungen, welde Materien 
betreffen, auf welde das gegenwärtige Geſetz ſich bezieht, außer Wirkfamkeit 
geſetzt. 
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Wi, Wilhelm, von Gotted Gnaden König von 
Preußen 2r., 


ertheilen Unferem Finanz» Minifter und Unjerem Minifter für die landwirth— 
ſchaftlichen Angelegenheiten hierdurch den Auftrag, den beiliegenden Entwurf 
eined Gejepes wegen Ausdehnung der Verordnung vom 28. September 1867, 
betreffend die Ablöfungen von Neallaften, welde dem Domainenfisfus im vors 


maligen Königreihe Hannover zuftehen, nebft Motiven den beiden Häufern __ 


des Landtages der Monarchie zur verfaffungsmäßigen Beſchlußnahme vor: 
zulegen. 


Berlin, den 16. Februar 1869. 


Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Seldhow. 


Allerhöchſte Ermächtigung. 


Entwurf eines Gefetes, 


wegen 


Ausdehnung der Verordnung vom 28. Sep— 

tember 1867, betreffend die Ablöjungen von 

Reallaſten, welche dem Domainenfisfus im vor- 
maligen Königreich Hannover zuftehen. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ıc., 


verordnien für die Provinz Hannover mit Zuftimmung beider Hänfer des Land— 
tages Unjerer Monardie, was folgt: 


$.1. 

Die Beftimmungen der Verordnung, betreffend die Ablöjung von Real- 
laften, welde dem Domainen » Fiskus im vormaligen Königreihe Hannover 
zuftehen, vom 28. September 1867 (Geſetz-⸗ Sammlung Seite 1670) werden 
mit den in den nachſtehenden $$. 2—13. enthaltenen Ergänzungen und Ab» 
änderungen auf die Ablöjung von Reallaften, melde anderen Berechtigten 
zuftehen, ausgedehnt. 


$. 2. 

Sowohl ter Berechtigte ald der Berpflichtete ift auf Ablöſung nach diefen 
Beftimmungen anzutragen befugt. 

Die Provokation auf Ablöfung Seitens eines Verpflichteten muß ſich ſtets 
auf ſämmtliche feinen Grundftüden obliegende Reallaften erftreden. Ausge— 
ſchloſſen davon bleiben jedoch diejenigen einer Gejammtheit von Berpflichteten 
obliegenden Reallaften, deren Abftelung nah Vorſchrift der Hannoverſchen 
Ablöfungs-Drdnung, bei welcher es in diefer Beziehung fein Bewenden behält, 
nur von ben Berpflicdhteten gemeinjchaftlid verlangt werden darf. 

Die Provofation auf Ablöfung Seitens des Berechtigten muß ftets alle 
Reallaften umfaſſen, welche für ihn auf den Grundftüden eines ganzen Ge» 


meinde-Berbandes haften. 
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Wenn in den Fällen, in welden die Verpflichteten Die Abftelung einer 
Reallaft nur gemeinihaftlih fordern dürfen, verpflichtete Grundftüde außer: 
halb des Gemeinde: Verbandes liegen, jo muß fi die Provofation des Bes 
rechtigten zugleih auf alle für ihm auf diefen Grundftüden haftenden Reals 
laften richten. 


E% 


Im Falle des $. 4. der Verordnung vom 28. September 1867 findet 
auf die Provokation des BVerpflichteten die Ablöfung nur durch Kapital, aber 
ohne Zufimmung des Berechtigten nicht durch eine Amortifationsrente ftatt. 
Dies gilt aud von den auf Grund ves Geſetzes vom 13, April 1836 feftge 
ftelten Alodififationdrenten. 


8. 4. 


Die im $. 5. jener Verordnung erwähnte Amortifationsrente ift nicht an 
den Beredhtigten, jondern an eine für die Provinz Hannover nah Maßgabe 
des Preußischen Gelepes vom 2. März 1850 zu errichtende Rentenbanf, welde 
mit einer der beftehenden Nentenbanfen vereinigt werben kann, zu zablen, 
Dagegen bat der Berpflichtete die Abfindung für Nenten oder NRententbeile, 
welde den Betrag eines Silbergroſchen nicht erreichen ($. 8. der Verordnung) 
dem Berechtigten unmittelbar zu gewähren. 


$. 5. 

Der Zeitpunft des Beginnes der Amortilationsperiode, welder auf den 
1, April oder 1, Dftober fallen muß, wird von der Direktion der Nentenbant 
beftimmt. Derjelbe darf nicht eher eintreten, ald bis die Ablöjungsrente nicht 
allein vorläufig, jondern endgültig feitgelegt und bereit? an Die Stelle der 
abgelöften Laft getreten ift. 

Die bis zu diefem Zeitpunfte etwa laufende Ablöjungsrente hat der Ver: 
pflichtete unmittelbar an den Berechtigten zu entrichten. 


8. 6. 

Dur mit Beginn der Amortiſations-Periode erfolgende Uebernahme der 
Rente auf die Nentenbanf wird der Verpflichtete von jeder Verhaftung wegen 
berfelben und der dafür zu gewährenden Abfindung ſowohl gegen den Berech— 
tigten, als gegen dritte Perjonen frei und bleibt dafür allein der Nentenbanf 
verantwortlih. Die Rentenbank-Rente genießt bei Konfurrenz mit anderen 
Berpflihtungen des belafteten Grundftüds daſſelbe Vorzugsrecht, welches bie 
Gelege den Staats:Struern beilegen. Sie bedarf in gleicher Weiſe, wie die 
Ablöfungs-Kapitalien der Eintragung in das Hypothekenbuch. 

Ihre Löſchung erfolgt auf Grund einer von der Direftion der Nenten- 
bank ausgeftellten Quittung; die Beibringung Des Rezeſſes, auf weldem die 
Rentenbanf-Rente berubt, ift dazu nicht erforderlich. 


8.7. 
Die in den F8. 9. und 10. der Verordnung vom 28. September 1867 
dem Fiskus beigelegten Befugniffe, ftehen in Anſehung der Reutenbanf-Renten 
der Direktion der Rentenbank zu. Für diefe Nenten gelten bei Zerftüdelung 
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ber belafteten Grundftüde aud die Vorfhriften des F. 11. a. a. D. Außer 
dem kann die Direftion der Rentenbank verlangen, daßfRentenbeträge, weldye 
fi) nach der BVertheilung der Rente jährlih auf weniger als einen Thaler 
belaufen, fofert durch Kapitalzahlung nah Vorſchrift des $. 12, der Verord⸗ 
nung vom 28. September 1867 abgelöft werden. 


8. 8. 

Die in Gemäßheit der $$. 12. und 13. a. a. O. vorzunehmenden Kün- 
digungen von NRentenbanfeRenten und Kapitalzahlungen für diefelben müfjen 
bei der Direktion der Rentenbank oder bei den von lepterer zur Annahme 
von Kündigungen und Kapital-Zahlungen autorifirten Beamten erfolgen. 
Kapital- Zahlungen können nur gegen Duittung der Direktion der Rentenbanf 
gültig geleiftet werden. 


8.9. 

Der Berechtigte erhält ald Abfindung von der Nentenbauf für die an fie 
übergegangene Rente gleichzeitig mit deren Uebernahme den zwanzigfachen Bes 
trag diejer Rente und zwar in Rentenbriefen nach deren Nennwerth und joweit 
durch folde der von der Rentenbank zu leiftende Abfindungsbetrag nicht voll= 
ftindig gewährt werden kann, in baarem Gelbe. 


$. 10. 


Auf diefe Nentenbriefe und die Geſchäfte der Rentenbank finden die Vor— 
ichriften in den 88. 3., 32.—48., 52.—54. und 57, des Preußischen Geſetzes 
über tie Errichtung von Rentenbanfen vom 2. März 1850 und in dem 
Geſetze vom 14. September 1866 (Gejep-Sammlung Seite 547.) Anwendung. 


Al, 


Wenn der Berpflichtete die Ablöfung auf Grund des 8. 3. der Verords 
nung vom 28. September 1867 durch Baarzahlung des achtzehnfachen Bes 
trages des Jahreswerths der abzuftellenden Rechte bewirken will, fo ift der 
Berechtigte befugt, die Abfindung zum zwanzigfachen Betrage in Nentenbriefen 
zu verlangen. Für diefen Fall find die Beftimmungen der 88. 59.—63. des 
Geſedes über die Errichtung von Nentenbanfen vom 2. März 1850 maß— 
gebend. 


$. 12, 


Die Abfindung durch Rentenbriefe wird einer Kapital:Abfindung gleich 
geachtet, welche bei inländiſchen Staats-Kaſſen zinsbar belegt ift (8. 174. IL. 
der Hannoverfhen AblöfungsDrdnung vom 23. Juli 1833). Dritte Berech— 
tigte müſſen fih die gerichtlihe Hinterlegung der Nentenbriefe bis zu ihrer 
Ausloofung gefallen laſſen. 


$. 13, 

In dem über die Ablöfung aufzunehmenden Rezeffe find zugleih die 
Ergebniffe der Auseinanderiegung zwiſchen dem Nentenpflidhtigen und ber 
Rentenbant, zwiihen dem Erften und dem Berechtigten und zwiſchen diejem 
und der Nentenbanf feftzuftellen. Die Rechte der Nentenbanf werden hierbei 


von der Ablöfungs.Kommiffion von Amtswegen wahrgenommen. Der Zu« 
ziehung der Direltion der Rentenbanf bedarf es nicht. 

Diefe darf nur auf Grund eines von der Ablöſungs-Kommiſſion beftätigten 
und ihr von derfelben in Ausfertigung mitgetheilten Rezeſſes Nenten auf die 
Rentenbant übernehmen. 

Auch hat fie die gefammte Abfindung an Rentenbriefen und baarem Gelbe 
nur demjenigen zuzuftellen, welchen die Ablöfungs-Kommilfion als den berech— 
tigten Empfänger bezeichnet. 


$. 14. 

Dei Rezeffen und Verträgen, melde den Berechtigten geftatten, die Ab» 
löſung unter Bedingungen, die ihnen günftiger find als fie das gegenwärtige 
Geſeß enthält, von dem Berpflichteten wider deren Willen zu verlangen, ber 
hält e8 anf Erfordern der Berechtigten fein Bewenden. 

$. 15, 

Die Befugniß, auf die Ablöfung von Domainen- Abgaben nad) den 
Grundſätzen der Berordnung vom 28. September 1867 anzutragen, wird 
hierdurch zugleich den Berpflichteten beigelegt. Jedoch iſt diefelbe den in den 
$$. 2. 3, und 14. des gegenwärtigen Geſetzes enthaltenen Beſchränkungen 
unterworfen. 

$. 16. 

Die Vorſchrift im Schlußſatze des $. 7. dieſes Gefepes findet auf die 

Domainen-Amortifationg- Renten gleichfalls Anwendung. 
$. 17. 

Inſoweit die im 8. 3. Nr. 6. der Hannoverjhen Verordnung vom 
10. November 1831. erwähnten Abgaben von Ziegeleien, Mühlen, Schank— 
wirthſchaften und ähnlichen mit dem erblihen Beſitze eines Grundftücks vers 
bundenen gewerbsartigen Betrieben nit dem Gejege über die Aufhebung und 
Ablöfung gewerblicher Berechtigungen vom 17. März 1868. (Gejep- Samme 
lung ©. 249.) unterliegen, werben biefelben hierdurch für ablösbar nad) den 
Beftimmungen der Verordnung vom 10. November 1831. und deren Ergän— 
jungen erflärt. 

Dagegen wird in Anjehung derjenigen Berechtigungen, welche Kirchen, 
Pfarren, Küftereien, ſonſtigen geiftlihen Inftituten, kirchlichen Beamten, 
Öffentlichen Schulen und deren Lehrern, höheren Unterrichts: und Erziehungs» 
Anftalten, frommen und milden Stiftungen oder Wohlihätigfeits-Anftalten, 
fo wie den zur Unterhaltung aller vorgedacdhten Anftalten beftimmten Bonds 
äuftehen, durch das gegenwärtige Gejep nichts geändert. Diefe Ausnahme 
erſtredt fi aber nicht auf die Realberechtigungen des ven der Klofter- Kammer 
verwalteten Klofterfonde. 

8. 18. 

Unfer Finanz-Miniſter und unfer Minifter für die landwirtbihaftlichen 

Angelegenheiten find mit der Ausführung des Gefepes beauftragt. 


Beglaubigt. 
(L. S.) 
Der Ber Minifter für die landwirhfhaftliden 
Finany-Minifter. Angelegenheiten. 


v. d. Heydt. v. Selchow. 


Motive 


zu 
dem Entwurfe eines Gejetes wegen Ausdehnung 
der Verordnung vom 28. September 1867, be- 
treffend die Ablöjung von Neallaften, welche dem 
Domainenfisfus im vormaligen Königreiche 
Hannover zuftehen. 


Nas der Verordnung vom 10. November 1831 und der Ablöſungs-Ordnung 
vom 23. Juli 1833 fteht im vormaligen Königreih Hannover dem Ber: 
pflichteten die Befugniß zur völligen Ablöfung der Reallaften durch Kapital 
zum 25fachen Betrage des Jahreswerthes der abzuftellenden Rechte zu, wäh. 
rend ber Berechtigte nur eine Rentifizirung ber veränderlichen Gefälle ver 
langen, außerdem aber feine Rentifizirung und feine Kapital-Ablöfung erzwingen 
fann. Demungeadhtet ift die Ablöfung der ben Privatberehtigten und Kor— 
porationen zuftehenden Reallaften bis auf einen ungefähren Jahreswerth von 
250,000 Rthlrn. vorgeichritten, wozu nod der Werth der Gefälle der Slofter- 
fammer im Sahreöbetrage von etwa 40,000 Rthlrn. tritt. 

Da die Ablöjung der dem Domainenfisfus in der Provinz Hannover 
zuftehenden Neallaften bei weitem mehr zurüdgeblieben war, fo ift dem bor« 
tigen Provinzialetandtage eine Verordnung vorgelegt worden, wonach auf 
die Provokation des Fiskus die Ablöfung durch Kapital oder eine Amortifations- 
rente in der nämlichen Weiſe bewirkt werden fol, wie dies in den älteren 
Landeätheilen geſchieht. Man glaubte dieje Erleichterung auf den Antrag ber 
Berpflichteten noch nicht gewähren zu dürfen, um feinen unzeitigen Drud auf 
die Ablöjungen der Abgaben, welde Privatberehtigten zuftehen, zu üben. 

Indeß jene Verordnung fand nicht allein eine jo günftige Aufnahme bei 
der ProvinzialsBertretung, daß fie auf deren Wunſch bereits unterm 28. Sep- 
tember 1867 zum Gejepe erhoben wurde, jondern fie rief auch den Antrag 
des Landtages hervor, daß die in ihr zur Geltung gelangten Normen unter 
Bermittelung einer Nentenbanf auf Reallaften, welche nicht dem Fisfus zuftehen, 
ausgedehnt werben mögen und daß zugleih den Verpflichteten, jowohl des Do— 
mainenfisfus, ald anderer Beredhtigter die Provofations-Befugniß in ähnlicher 
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Art wie nad den Preußiſchen Geſetzen vom 2. März 1850 eingeräumt werde. 
Deöwegen ift einfin diefem Sinne abgefaßter Gefep- Entwurf dem zweiten 
Hannöverſchen Provinzial-Landtage vorgelegt und von demjelben mit lebhafter 
Befriedigung aufgenommen, aud gegenüber dem von einer großen Mehrheit 
des erften Standes dagegen geltend gemachten Widerſpruche mit ber Bemer- 
fung begleitet worden, daß ber Entwurf nad der auf eingehende Berathung 
geftüpten UWeberzeugung des Landtages einen ungerechtfertigten Eingriff in 
woblerworbene Rechte der Berechtigten nicht enthalte, wohl aber auf politiichen 
und wirtbfhaftlihen Gründen driygend anzuempfeblen ſei. 

Unter diefen Umftänden darf nicht länger Anftand genommen werben, 
die bewährten Preußiſchen Ablöjungs- Grundfäpe auf die Provinz Hannover 
- zu übertragen, und der beiliegende Gelep-Entwurf hat den Zwed, diejer Ab- 
fiht zu genügen. Zu den einzelnen Borihriften des Entwurfes find nur 
folgende wenige Erläuterungen erforderlich. 

Die 88. 2. und 3, find den 88. 95. und 65. des Ablöſungs-Geſetzes von 
2. März 1850. unter Beahtung einiger Bejonderheiteu der Hannöverichen 
Ablöfungsordnuung vom 23. Juli 1833. nachgebildet. 

Der $. 4. ſoll es der Beftinmung der Regierung überlaffen, ob für 
Hannover eine felbftftändige Rentenbauk zu gründe, oder ob biefelbe wegen 
des geringen Umfanges und des allmähligen Anwachſens ihrer Geſchäfte mit 
einer benachbarten Rentenbanf zu verbinden ift. 

Im $. 5. wird die Uebernahme der Renten von der vorgängigen end— 
gültigen Feflfegung und davon abhängig gemacht, daß die Renten bereitd an 
die Stelle der abgelöften Laften getreten find. Die Beranlaffung dazu liggt 
darin, daß die Hannöverfhe Ablöjungsordnung in Streitfälen eine vorläufige 
Rentifizirung unter Vorbehalt demnächftiger Ausgleihung zuläßt und für ben 
Eintritt des Ausführungstermins nah Verſchiedenheit der Laften, verſchiedene 
Anorbuungen trifft, daß aber die Rentenbankf-Renten unveränderlide und zur 
Zeit der Uebernahme bereits fällige fein müffen. 

Der $. 6. entipridt den 8$. 49. Nr. 1. 50. und 18. des Rentenbanfs 
Gejeped vom 2. März 1850. und dem $. 241. des Hannöverſchen Ablöſungs- 
geſetzes. 

Der 8. 7. ſtimmt mit den 88. 19— 21. des Rentenbank-Geſetzes und 
mit dem Gejege vom 27. Juni 1860 (Gejeg- Sammlung Seite 383) überein; 
der $. 8. mit den $$. 26. und 27. des Rentenbanf« Gejepes. 

Die übrigen Beftimmungen des Gejep- Entwurfes bedürfen mit Ausnahme 
des $. 17. feiner befonderen Erläuterung. 

Der Borbehalt einer fünftigen Schließung der Rentenbank durd ein zu 
erlaffendes Gefep ift entbehrlih, da das Einjchreiten der Gejepgebung ohnehin 
unbeicpränft ift, und daher ift feine dem $. 56. des Rentenbanf» Gejepes 
ähnliche Borfhrift aufgenommen worden. 

Im erften Abſatze des $. 17. werben bie Abgaben von Ziegeleien, 
Mühlen ic. auf den bejonderen Wunſch des Provinziallandtages den allge 
meinen Ablöjungsgrundjäpen unterworfen, weil die in ber Gewerbeverfaffung 
beruhende Urſache, aus welder die Verordnung vom 10. November 1831 die 
Unablösbarkeit diefer Abgaben ausgejproden hatte, gegenwärtig nicht mehr 
vorhanden ift. 
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Der zweite Abjap $. 17. regelt das Verhältniß des Gefep- Entwurfes zu 
den Abgaben der Kirchen, Schulen und anderer Inftitute, für welche das 
Preußiſche Geſetz vom 15. April 1857 bejondere Beftimmungen getreffen hat. 

In Uebereinftimmung mit dem lepteren jo der Gelep- Entwurf auf die 
erwähnten Präftationen im Allgemeinen feine Anwendung leiden, in Folge 
defjen es bei dem bisherigen Nechtözuftande der Provinz Hannover bewendet, 
wonach die aus dem Kirchen- und Schulverbande entiprungenen Leiftungen 
unablösbar, andere Berechtigungen diefer Inftitute aber auf den Antrag ber 
Verpflichteten zum 26 fachen Betrage des Iahreswerthes ablösbar find. Dies 
jenigen Berehtigungen, welche dem von der Klofterfammer verwalteten Klofter 
fonds zuftehen, jollen jedoch wie andere Privatberedhtigungen den Vorſchriften 
des Gejep- Entwurfes unterliegen, weil diefelben nah den in der Provinz 
maßgebenden Anjhauungen den Domaineupräftationen gleichftehen. 
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N 303. 
Haus der Abgeordneten. 
10. 2egislatur Periode. 
Il. Seffion 1868. 





Auf die Tages-Ordnung einer der nächſten Plenar-Sitzungen werden ges 
ſetzt werben: 
I. 
Schlußberathung über den Geſetz-Entwurf 
wegen Ausdehnung der Verordnung vom 28. September 1867, 
betreffend die Ablöſungen von Reallaſten, welche dem Domainen— 
Fiskus im vormaligen Königreich Hannover zuſtehen. 
(Nr. 302. der. Druckſachen.) 


Referent: Abgeordneter Miquel. 


Antrag des Neferenten: 
Das Haus der Abgeordneten wolle bejchliefen: 
dem vorbezeichneten Gejep « Entwurfe die verfaffungsmäßige 
Zuftimmung zu ertheilen. 


Schlußberatbung über den Antrag des Abgeordneten v. Dieft: 
an die Königliche Staats-Negierung das Erſuchen zu richten, 

in Erwägung zu zieben, ob nicht die vortragenden Nätbe 

der Minifterien, — unter Berückſichtigung gewilfer Moda— 

litäten binfidhts der Spruch-Kollegien, denen Ddiejelben ans 


gehören, — auch unter Diejenigen Beamten » Kategorien 
aufzunehmen, welde zur Dispofition geftellt werden kön— 
nn? — 


und eventualiter dem Landtage in jeiner nächſten Sejfion eine dem 
entiprechende Geſetzes-Vorlage zu maden. 
(Nr. 275. der Drudiaden). 


Referent: Abgeordneter v. Kardorff. 


Antrag des Neferenten: 


Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen, 
dem vorbezeichneten Antrage die Zuftimmung zu ertbeilen. 


Berlin, den 16. Februar 1869. 


Der Präfident des Haufed der Abgeordneten 
v. Forckenbeck. 


— — — 


N 304. 
Haus der Übgeordneten. 
10. Zegislatur- Periode. 
II. Seffion 1868. 





Abänderungs- Anträge 


den Beichlüffen der XIV. Kommiſſion in Be: 
treff des Gntwurfes eines Geſetzes über die 
Srwerbung und den Verluſt der Eigenjchaft als 
Preußiſcher Unterthan, jowie über den Eintritt 
in fremde Stantsdienfte. (Nr. 257. der 
Drudjachen.) 


Virchow, Lasfer. Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
1) die Nr. 3. im $. 12. folgendermaßen zu fallen: 
3) durch Erwerbung fremder Staats » Angehörigfeit und zehn» 
jährigen Aufenthalt im Auslande ($. 20.) 
2) In $. 20. hinter „verlaffen” folgende Worte einzuſchieben: 
„in einem fremden Staate die Staats » Angehörigfeit er» 
werben.“ 


; II. 

v. Dieft. Das Haus der Abgeordneten wolle beichliehen: 
In $. 14. ($. 15. der Herrenhaus-Borlage) Nr. 1. Zeile 4. das 
Wort „blos” zu ftreichen. 


Berlin, den 16. Februar 1869. 


v. Dieft, Antragfteller. 


v. Sreng. 2% Blum Spangenberg v. Gerlad,. v. Waldam. 
Studmann (Geldern). Foerſter. v. Richthofen (Rybnid), Stumm. 
Cretius. Graf Pfeil. Hoffmann. v. Leſſing. Dr. Kellner. 
Dr. Künzer. Havenftein. Grafv. Wingingerode. de Nye. v. Arnim. 
Freiherr v. Droſte-Hülshoff. v. Niebelihüg. v. Sepdemwip- 
Dr. Wantrup. © d. Oſten. v. Pommer⸗Eſche. Graf Keller. 
v. Kaltenborn. v. Bodelſchwingh. Metſcher. v. Denzin. 
v. Tempelhoff. 


N 305. 


Berichterftatter: Saus der Abgeordneten. 
Abgeordneter Freiberr v. d. Ned. 10. 2egislatur» Periode, 
— — ꝰ t 11. Seffion 1868. 
— —ñN— 


Bericht 


vereinigten Kommiſſion für Finanzen und Zölle 
und für Handel und Gewerbe, 


1) über den Geſetz-Entwurf, betreffend die Dechung der im Jahre 1869 
erforderlichen Ausgaben zur weiteren Bervolltändigung und beileren 
Ausrüftung der Staats-Eifenbahnen. (Ar. 112. der Drucfachen); 

2) über die Vorlage der Königlichen Staats-Regierung, betreffend 
das, mit der Oberfchlefifhen Eifenbahn-Gefelfhaft wegen Auflöfung 
des Garantie- Fonds für das Anlagekapital der Breslau-Pofen- 
Glogauer und der Pofen-Chorn-Bromberger-Eifenbahn und wegen 
Hebernahme der auf diefem Garantie-Fonds laftenden Verpflichtung 
zur Gewährung von Pinszufhüffen auf die allgemeinen Staats- 
Fonds unter dem 20. 18. Januar 1869 getroffene Heberein- 

kommen. (Ar. 288. der Drucfaden.) 


Die Königliche Staats-Negierung beantragt in dem erftgedachten Befep- 
Entwurf die Zuftimmung der Landes-Vertretung zur Berausgabung einer 
Summe von 2,142,000 Rtblen. für die Staats-Eiſenbahnen. Es follen da— 
mit die fogenannten außerorbentlihen Ausgaben für das Jahr 1869, weldye 
in dem Etat für 1869 nur mit einem Betrage von 359,154 Rihlrn. Dedung 
gefunden haben, beftritten werden. Die obige Summe von 2,142,000 Rthlrn. 
ſoll theild dur Verwendung von Eriparniffen bei einigen früheren Anleihen 
für Eifenbahn-Bauten, mit 781,334 Rthlen. 21 Sgr. 6 Pf., theils durch 
Veräußerung von Gffeften des Garantie » Fonds für die Breslaus 
Pofien:-Glogauer Eifenbahn mit 1,360,665 Rthlrn. 8 Sgr. 6 Df. beſchafft 
werben. In den Motiven wird ausgeführt, daß dieje Ausgaben mit 316,000 
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Rthlrn. für die Niederſchleſiſch-Märkiſche, mit 433,000 Rthlrn. für die Oft 
Bahn, mit 203,000 Rihlru. für die MWeftphäliiche, mit 291,400 Rtehlrn. für 
die Saarbrücker, mit 740,600 Rtblen. für die Hannoverſche, mit 158,000 
Rthlrn. für die Naſſauiſche Bahn ſchon für das Jahr 1869 unumgänglich 
nothwendig jeien, daß fein Bedenken obwalte, die erwähnten Erſparniſſe bei 
verjhiedenen Eifenbahn-Anleihen anberweit zu verwenden und daß der Ga- 
rantie-Fonds für die Breslau- Polen» Glogauer Eifenbahn von 1,400,000 
Rthlrn. nah den beftehenden Verträgen mit der Oberichlefiihen Eifenbahn- 
Gefelihaft gegenwärtig auf einen Beftand von 200,000 Rthlrn. ermäßigt 
werben könne, weil die Breslau-Pofen-Glogauer Eifenbahn ſchon feit länger 
als fünf Jahren eines Zins-Zufchuffes nicht mehr bedurft habe. 

Die Berathung der unterzeichneten Kommiſſionen hat unter Theilnahme 
des Heren Geheimen Ober⸗Finanzraths Meinede, in Vertretung des Finanze 
Minifteriums, und des Herrn Geheimen Ober-Baurathd Koh und des 
Herrn Regierungs-Aſſeſſors Simon in Bertretung des Minifteriumsd für 
Handel ꝛc., Statt gefunden. 

Die Kommilfionen haben zunädft fein Bedenken getragen, die in ben 
Motiven aufgeführten und näher erläuterten Ausgabe-Pofitionen als geredht- 
fertigt anzuerkennen. Die ordentlihen oder dauernden Ausgaben für die 
Staatöbahnen, d. b. die Koften der Verwaltung, Unterhaltung und des Be- 
triebes, einjchließlih der fjogenannten rneuerungs » Koften, werden in 
den jührlihen Etats für die einzelnen Staats-Bahnen berüdfichtigt. Dies 
ſen fteben die fogenannten außerordentlihen oder einmaligen Ausgaben 
gegenüber, welde Erweiterungen oder mothwendige Meliorationen bes 
Unternehmens bezweden z. B. Neubauten oder Erweiterungen der beftehenden 
baulichen Anlagen auf den Stationen, Legung des zweiten Geleifes, Vermeh— 
rung der Betriebsmittel und Dergleihen. Für derartige Ausgaben, durch 
welde eine Erhöhung des Wertbs der Anlage, aljo eine Vermögens-Verbeſſe— 
rung erzielt wird, geftattet man nad den beftehenden geſetzlichen Vorſchriften 
und Berwaltungs-Örundjägen den Privat-Eifenbahn-Gelellihaften, wenn fie 
es verlangen, die Erhöhung ihres Grundfapitals dur Aktien oder Anleihen. 
Anolog diefen Grundfägen trennt auch unſere Staats: Eifenbahn» Verwaltung 
die ordentlihen von den auferordentlihen Ausgaben und fuht die Dedung 
für die letzteren, jofern der Staats-Haushalt dafür die Mittel nicht darbietet, 
entweder in Staatd-Anleihen oder, wie bier, im fonftigen, zur Dispofition 
ftehenden Vermögens » Objekten des Staats. Dies ift aljo nichts Ungewöhn- 
liches oder Unftatthaftes, wenngleih die Eijenbahn- Verwaltung nad dem Etat 
pro 1869 einen Ueberihuß von 2,434,480 Rthlrn. 26 Sgr. 6 Pf. nachweiſet, 
welder zur Dedung der Summe von 2,142,000 Rthlrn. vollauf genügt hätte. 
Mit anderen Worten: nad den bisher befolgten Grundjäpen fönnen fogenannte 
außerordentliche oder einmalige Bedürfnilje für das Staats » Eijenbahn » Nep 
aud im außerordentlihen Wege durd Anleihen oder Verwendung anderer 
verfügbarer Fonds aufgebradht worden. 

Dies erhellt am Beften aus der Art und Weile, wie die ertraordinairen 
Ausgaben der Eifenbahn » Verwaltung für Die legt verfloffenen Sabre 
1867 und 1868 gededt worden find, 

Für das Jahr 1867 find bewilligt worden durch den Etat einfchliehlich 


des Dispofitiond-Fonds von 100,000 Ribln. . . . 1,614,746 Rthlr. 
durch das Anleihe-Gefep vom 9. März 1867 
(in der fogenannten 24 Millionen » Anleihe! . - . 6,115,000 Ribtr. 


Summa 7,719,746 Rthlr. 
für das Fahr 1868 durch den Etat ein- 
ſchließlich des Ditpofitiond = Fonds von 
150,000 Rtblen. . Far RIES 
durch das Anleihes-Gejep vom 17. Dezember 
1868 (die jogenannte 40 Milionen-Anleibe) . . . 18,258,000 Rihlr. 


18,621,354 Rihlr. 
7,719,746 Rthlr. 


im Ganzen alio . 26,341,100 Rthlr. 

Diefe Summe ift ungewöhnlid hoch: fie begreift aber in ſich 
11,715,000 Rihlr. für das zweite Geleife auf der lingften Strede der Oft: 
bahn, wie auf Streden der Weſtphäliſchen und der Saarbrüder Bahn, und 
5,543,000 Rthlr. für die nen erworbenen Hannoverſchen und Naffauiichen 
Bahnen, welde bedeutender Aufwendungen bedurften. Alſo auch für die 
Fahre 1867 und 1868 ift der bei weitem bedeutendfte Theil des außerordent⸗ 
lichen Bebürfniffes auf außerordentlihem Wege, durd Anleihen, beichafft 
worden. Es wäre nicht möglich gemejen, jolhe Summen durch den Stat 
flüffig zu machen, hätte man auch den gefammten Ueberſchuß der Eifenbahn- 
Verwaltung opfern wollen. Daß man die, zur Dedung des Bedarfs für 1869 
nöthige Summe nit wieder durd eine befondere Anleıbe, ſondern durch 
Verwendung anderweiter verfügbarer Fonds zu decken beabfichtigt, faun nur 
gebilligt werden, um jo mehr, als es ſich nicht empfohlen haben würde, für 
eine verbältnifmäßig geringfügige Summe ohne Notb wieder eine neue 
Staatd-Anleibe zu machen. 

Unter den einzelnen Ausgabe-Pofitionen wurden nur die beabfidhtigten 
Ausgaben für die Niederſchleſiſch-Märkiſche Eifenbahn und zwar für den Er- 
weiterungsbau des Bahnhofes Frankfurt a. D., deögleihen der Bahnhöfe 
Guben und Breslau einer nähern Erörterung unterzogen. Die Koften dafür 
find im Ganzen zu 680,540 Rthlr. berechnet, wovon bier für 1869 
316,000 Rthlr. gefordert werden, jo daß für das Fünftige Jahr uoch 
364,540 Rthlr. zu beichaffen bleiben werden. Dieje beträchtlihen Koften 
find Inhalts der Motive dur den Anſchluß der im Bau begriffenen Mär: 
kiſch-Poſener Eifenbahn (von Pofen nah Frankfurt a. D. reip. Guben) an 
die Niederſchleſiſch-Märkiſche Bahn bei Franffurt a. D. und bei Guben, fer 
ner durch den Anſchluß der Halle-Guben-Sorauer Bahn an diefelbe Bahn 
ebenfalls bei Guben, endlih durd den Anſchluß der Rechten Oder-Ufer-Bahn 
an die Niederſchleſiſch-Märkiſche Eifenbahn bei Breslau hervorgerufen. Der 
8. 45. des Eifenbahn:Gejeges vom 3. November 1838 jchreibt vor, daß eine 
beftehende Gejelichaft (hier die Niederſchleſiſch-Märkiſche Staatebahn) ver- 
pflichtet fei, nah den Beftimmungen des Hanbels-Minifterii den Anſchluß 
anderer Eifenbabn-Unternehmungen an ihre Bahn geſchehen und fi gefal- 
len zu laſſen babe, daß die zu diefem Behuf erforderlihen baulichen 
Einrihtungen von der ſich anſchließenden Gejellihaft bewirkt werben. 
Der Handeld-Minifter werde hierüber, jowie über die Verhäliniffe beider Un— 
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ternehmungen zu einander das Nöthige bei ber Konzeſſion des Anichluffes feſt⸗ 
fegen. Mit Bezug auf obige gefeglihe Beftimmung wurde der Zweifel an— 
geregt, ob nicht die drei anfchließenden Eiſenbahn-Geſellſchaften die Koften des 
Anſchluſſes allein zu tragen hätten. Nah den in den Motiven angegebenen 
und von den Herren Regierungs-Kommifjarien näher erläuterten Gründen 
traten jebedy die Kommilfionen der Auffaffung der Königlidden Staatd-Res 
gierung bei, daf nicht unbedingt ale Koften folder Anſchlüſſe den anſchlie— 
enden Bahnen allein zur Laft gelegt werden fünnen, daß vielmehr der Bahn, 
an welche ber Anſchluß einer andern Bahn erfolgt, diejenigen Aufwen« 
dungen zur Laft fallen, welde nöthig find, um ihren Bahnhof zur 
Aufnahme des von der neuen Bahn ihr zugebradhten Verkehrs geeignet 
zu maden und um denfelben ben Anforderungen des eigenen Betriebs 
entiprehend zu vervollftändigen. Die anfhliefende Bahn hat dagegen 
ſämmtliche Koften der zu ihren Zweden beftimmten Bauwerfe und der in 
ihrem Jutereſſe nöthig werdenden Aenderungen vorhandener Bauwerke zu 
tragen. Nach diefen Grundiägen find mit der Märkiich»Pofener, der Halle 
Buben- Sorauer und der Rechten » Ober» Ufer Bahn» Gefellichaft befondere Ber: 
einbarungen gefroffen, in welchen unter Beachtung der oben angegebenen 
Grundjäge die Vertheilung der Koften geregelt if. Es wurde bierbei nur 
noch der Wunſch autgeiprohen, daß in ähnlichen Fällen fünftig die mit den 
betheiligten Gelellichaften getroffenen Vereinbarungen mitgetheilt werden, um 
die Landes-Vertretung in den Stand zu fepen, die Angelegenheit um fo 
gründlicher prüfen zu fünnen. Zu bemerken ift noch, daß zur Vollendung 
mehrerer Bauwerfe und Beihaffungen, für welde bier pro 1869 eine Rate 
von 2,142,000 Rthlrn. gefordert wird, im Ganzen noch eine weitere 
Summe erforderlih bleibt, deren Bewilligung demnach wahrſcheinlich pro 
1870 beantragt werben wird. 

Die Verwendung der Erjparniffe bei mehreren früheren Eifenbahn » Ans 
leihen wirb nicht zu beanftanden fein, wenngleih erfahrungsmäßig derartige 
Eriparniffe den Unternehmungen ſelbſt, für welche die Anleihen bewilligt find, 
oft recht zu Statten gekommen find, um erft jpäter auftauchende Bedürfniffe 
gerabe der betreffenden Bahnen damit zu deden. Die Eriparniffe find ge- 
macht worben bei den Anleihen für die Königsberg-Eydtkuhner, die Brom« 
berge Thorner, die Niederſchleſiſch-Märkiſche (zweites Geleife), die Kreuze 
Güftriner, die Saarbrüder: Trier» Luremburger, die Schlefiihe Gebirgsbahn 
und die Berlin» Cüftriner Bahn. Es darf vorausgefegt werden, daß bie 
Gejammt- Summe von 781,334 Rthlrn. 21 Sgr. 6 Pf. bei den genannten 
Unternehmungen wirflid entbehrt werden fann und feine Nachforderungen für 
diefelben zu machen fein werden. 

Dagegen wurden gegen die Statthaftigfeit der Herabminderung des Ober« 
ſchleſiſchen Garantie-Fonds von 1,400,000 Rthlrn. auf die Summe von 
200,000 Riblrn. rechtliche Bedenken erhoben. Es wurde bemerft, daß nad 
Maßgabe der mit der Oberichlefiihen Eiſenbahn-Geſellſchaft abgejchloffenen 
Verträge zwar das garantirte Breslau » Pojen» Glogauer Eifenbahn-Unternehmen 
die Auflöfung jenes Garantie- Fonds bis auf einen Beftand von 200,000 Rtbirn. 
fid) gefallen laſſen müffe; bei der neuerdings, im Jahre 1868 erfolgten Garan— 
tirung des Pofen- Thorn» Bromberger Eiſenbahn-Unternehmens feine indeß 
dieſer Fonds und zwar in der Höhe von 1,400,000 Rıblrn. für die Dauer 
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der, der eben gedachten Bahn gewährten Garantie von Neuem vinfulirt 
zu fein. Es wurde dabei auf $. 11. des mit der Oberſchleſiſchen Geſellſchaft 
unter dem 30. November 1867 abgeſchloſſenen Bertrags und das Garantie 
Geſetz vom 11. März 1868 (Gefep-Cammlung S. 270.) Bezug genommen. 
Die Herren Regierungs-Kommiffarien beftritten, daß der Oberſchleſiſchen Geſell— 
Ihaft nad dem Vertrage vom 30. November 1867 und dem Garantie » Gefep 
vom 11. März 1868 ein Widerfprucdhsredht gegen die Reduktion des Fonds 
von 1,400,000 Rtblrn. auf 200,000 Rthlr. zuftehe, überreicdhten indeß Abichrift 
eined inzwildhen mit ben BVorftänden der gedachten Gejellihaft unter dem 
18.720. Ianuar 1869 abgeihloffenen Bertrags, wonad die Gejellihaft mit 
ber Auflöjung des gejammten Garantie-Fonds unter der Bedingung fih einver- 
ftanden erfläre, daß ihr eintretenden Falls diejenigen Summen, für melde 
ber Garantie-Fonds aufzufommen gehabt haben würbe, aus den bereiteften 
Mitteln der Staatö-Kafje gewährt würden. Ueber diejes Abfommen 
werde eine, auf den 6, Februar 1869 berufene General» Berfammlung ber 
Aktionaire der Oberichlefiihen Gejelihaft Beſchluß faſſen. Wie au der Text 
des Vertrages erwähne, habe die Königliche Staats-Regierung dieſes Abloms 
men treffen zu ſollen geglaubt, um alle möglichen Zweifel zu beſeitigen. Un- 
ter diefen Umftänden wurde mit Zuftimmung der Vertreter der Staats + Res 
gierung die weitere Berathung der Vorlage bis zur Beſchlußnahme der Ge: 
neral-Berfammlung vertagt. 

Nahdem die General-Berfammlung dem Uebereinfommen einftinnmig die 
Zuftimmung ertheilt hatte, ift baffelbe von der Königlihen Staatt-Negierung 
unter dem 13. Februar d. 3. dem Haufe zur verfaffungsmäßigen Beihluß- 
nahme vorgelegt. In den Motiven wird die Zuftimmung der Landes » Ber 
tretung zu bem Uebereinfommen beantragt. Es wird bemerft, eine forgfältige 
Prüfung des Materiald habe zwar die Staats-Regierung nicht zu überzeugen 
vermodht, daß der Vertrag vom 30. November 1867 die Rebuzirung des Gas 
rantie-Fonds auf 200,000 Rtblr. ausſchließe. Es fei indeß aus den Verhand⸗ 
lungen genügender Anhalt für die Annahme gewonnen, daß die Intentionen 
ber Geſellſchafts-Vorſtände der Oberfchlefiichen Eijenbahn bei Abſchluß bes 
Vertrags vom 30. November 1867 allerdings dahin gegangen feien, ben Fonds 
auf die, in $. 10. bes Bertrags angegebene Dauer der Garantie in Höbe 
von 1,400,000 Rthlrn. zu erhalten. 

Die Kommilfionen find daher nunmehr in der Lage, auf die Prüfung des 
materiellen Inhalts des vorgelegten Uebereinfommens einzugehen. Dabei fann 
die Frage, ob der Garantie-Fonde dem Pofen-Thorn-Bromberger Eifenbahn- 
Unternehmen in der Höhe von 1,400,000 Rthlrn. gehaftet hat, füglich auf ſich 
beruben. Das Uebereinfommen dürfte als ein Vergleich anzuſehen fein, deffen 
Inhalt die Intereffen des Staats in feiner Weile benachtheiligt. 

Es handelt fi nur um Uebertragung der Garantie von einem ſpeziel— 
len Staatd-Fonds auf die allgemeinen Staats-Fonds und zwar ohne 
Ausdehnung der Verpflichtungen des Staats. Ganz gleihen Inhalts war die 
bereitd genehmigte Borlage der Stants-Regierung in Betreff der Auflöjung des 
Göln-Mindener Garantie-Fonds, deffen Beftände zur Dedung des allgemeinen 
Staatd-Defizitd verwendet werben ſollen. Auch ift mit der Königlichen Staatd- 
Regierung anzuerkennen, daß der Staat vorausfihtlih niemals in die Lage 
fommen wird, in Bolge des jegigen Mebereinfommens wirklich Zuſchüſſe aus 


der Staatöfaffe zu zahlen, indem die Inufenden Dividenden und Super-Divis 
denden aus dem Oberjchlefiichen Unternehmen (nad dem Etat pro 1869 zu 
730,131 Rthlr. 10 Sgr. berechnet) unter allen Umſtänden ausreichen dürften, 
die etwaigen Zins-Ausfälle ſowohl bei der Breslau-Pofen-Glogauer, als ber 
Pofen-Thorn-Bromberger Eifenbahn zu been. Der Nachtheil des Geſchäfts 
wird daher nur darin beftehen, daß bei gänzlicher Ausleerung des Fonds der 
Eiſenbahn-Verwaltung eine Einnahme von rund 136,700 Rthlr. verloren gebt 
(efr. Etat pro 1869). Diefer Nachtheil kann aber nicht in Betracht fommen, 
weil ein unabweisliches Bedürfniß zur Verfilberung des Fonds vorliegt, gleich 
wie bei dem Göln-Mindener Fonds. 

Von einem Mitgliede der Kommilfion für Handel und Gewerbe ift ein 
Amendement eingebracht worden, wonad in einem beionderen Paragraphen 
des Geſetz-Entwurfs ausgeſprochen werden joll: 

„Iede Verfügung der Staate-Regierung über die unter Verwen— 
dung dieſer Gelomittel hergeftellten Bahn-Anlagen durch Beräuße- 
rung bedarf zu ihrer Nechtegültigfeit der Zuftimmung beider 
Häufer des Landiags.” 

Bekanntlich bat die ohne vorgängige Genehmigung des Landtags in dem 
Berirage vom 10. Auguft 1865 vorgenommene gänzlihe Umgeftaltung ber 
Verhältniffe des Staats zu dem GCöln- Mindener Eifenbahn-Unternehmen, 
namentlich die Aufhebung der Aftien-Amortifation, desgleihen die Veräuße— 
rung der Aachen Düffeldorfers und der Ruhrort-Crefeld⸗Kreis-Gladbacher Bahn 
an die Bergiſch-Märliſche Gejellichaft das Haus der Abgeordneten veranlaßt, bei 
jeder geeigneten Gelegenheit die Unveräuferlichfeit der Staats-Eijenbahnen ohne 
vorgängige Genehmigung der Landes = Vertretung geſetzlich ficher zu ftellen. 
Dies ift durch die Anleihe Gejepe vom 9. März 1867 und vom 17. Februar 
1868 bereit bewirft in Anſehung 

der Oftbahn-Strede von Cüſtrin bis Eydkuhnen, 
mehrerer Bahnhöfe der Oftbahn, 
der Reparatur-Werfftätte berjelben zu Berlin, 
des zweiten Geleifes auf der Strede der Weſtphäliſchen Bahn von 
Soeft nad Altenbefen, 
bes dritten Geleifed auf der Strede der Saarbrüder Bahn von 
Neunkirchen bis zur Grube Reden, 
der Werfftätte der Saarbrüder Bahn bei St. Johann, 
der Saarbrüfen-Saargemünder Bahn, 
der Strede der Schleſiſchen Gebirgsbahn von Dittersbach nad 
Altwaffer, 
der Bahnhöfe der Niederichlefiich -» Märkiihen Bahn bei Berlin, 
Görlitz und Koblfurt, 
der Berliner und der Breslauer Bahnhoft-Verbindungsbahn, 
(Geſetz vom 9. März 1867.) 
ferner in Anjehung 
der Bahnen Göttingen » Ahrenshaujen und Northeim Herzberg. 
Dfterode, 
mehrere Theile der Hannoverfhen Eijenbahnen, 
der Bahnen Bebra-Hanau und Elm-Gemünbden, 
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der Bahnen von Limburg nah Hadamar und von Diep nad 
Hahnftädten, 
mehrere Theile der Naſſauiſchen Eiſenbahn, 
der Bahn von Ruhbank über Landeshut nah der Böhmiſchen 
Grenze, 
der Bahnen von Schneidemühl nah Dirſchau und von Thorn 
nad Snfterburg. 

(Geſetz vom 17. Februar 1868.) 

Es wurde zwar darauf hingewieſen, daß es ſich im vorliegenden Falle 
nit um Verwendungen für neu zu bauende ganze Bahnen, auch nit um 
Theile von Eifenbahnen, fondern nur um verjchiedene Anlagen auf beftehenden 
Staatsbahnen handele. Der Antrag wurde gleihwohl unter Hinweiung auf 
den Vorgang in den Gefegen vom 17. Februar 1867 und vom 9. März 
1868 ohne Widerfprud von Seiten der Herrn Negierungs:Kommiffarien ein- 
ftimmig angenommen. j 

In Folge der zweiten nachträglichen Vorlage ergab ſich die Nothwendig- 
feit, den mit der erften Vorlage eingebrachten Gejep-Entwurf zu vervollftän- 
digen. Man war unter Zuftimmung der Vertreter der Königlichen Staats» 
Regierung der Anfiht, daß es fidh empfehle, die Auflöfung des Fonds und 
die Uebertragung der auf demfelben ruhenden Laft auf die allgemeinen Staats— 
Fonds in den Tert dis Gejepes felbft aufzunehmen, und nicht etwa in dem— 
jelben blos die Genehmigung des Uebereinkommens auszuiprehen. Das Ueber 
einfommen involvirt die Abänderung mehrerer gefeglih ſanktionirter Garanties 
Verträge und mehrerer förmliher Garantiegefepe; der Inhalt deffelben be 
dürfe aljo wohl der ausdrücklichen geleglihen Sanftion, was korrekter Weiſe 
nur durch Aufnahme ausdrüdlicher Beftimmungen in den Text des Gejepes 
jelbft erfolgen fann; dies Verfahren ift aud in den Geſetz wegen Auflöjung 
des Eöln » Mindener Garanties Fonds befolgt. Es erjcheint daher auch ange— 
mefjen, Die Beftimmungen über die Auflöiung des Fonds und die Uebertragung 
der Garantie auf die allgemeinen Staats-Fonds in $. 1. vorangehen zu laſſen. 

Hiernad beantragen die vereinigten Kommilfionen: 

das Haus der Abgeorbnneten wolle beſchließen; 
den verwollftändigten Geſetz-Entwurf, wie berjelbe der Negierungd« 
Borlage gegenüber diefem Berichte abgedrudt und beigefügt ift, 
die verfaffungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen. 


Berlin, den 16. Februar 1869. 


Die vereinigten Kommiſſionen 


für Finanzen und Zölle. für Handel und Gewerbe. 
v. Bonin (Geuthin), Vorfigender. Frhr. Dr. Hammacher ( Borfipender),. Dr. 
v. d. Meck(Berichterftatter).v. Saltzwedell Müller (Hannover). Grundmann, 
(Gerbauen). Schubartb. Laßwitz. Dr. Becher. Muntan, Dr. Braun 
v. Dechend, Frhr. v. Maſſenbach. (Wiesbaden). Weeſe. Graf Menard, 
v. Benda. v. Loga. v. Kalteuborn. Dr. Acheubach. v. Sybel. Jacobi 
Nichter (Hirſchberg). Dr. Webeky. Eiegnitz. Graf Saurma. v. Bredow. 
Dr. Glaſer. Simoun v. Zaſtrow. 
Dr. Loewe. Ziegler (Breslau). Hoeue. 
Miquel. Dunder. Agricola, Ohm, 


Zufammenftellung 


Regierungs- Vorlage mit den Beichlüffen der 
vereinigten Kommilfionen für Finanzen und 
Zölle und für Handel und Gewerbe. 
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Hegierungs: Borlage. 


1) Entwurf eines Gefetses, 


betreffend 


die Deckung der im Jahre 1869 erforderlichen Ausgaben zur weiter 
Dervolltändigung und befferen Ausrüſtung der Staatsbahnen. 


8. 1. 

Dar Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ift ermächti 
zur Beftreitung der im Jahre 1869 erforderlihen Ausgaben für weitere Ve 
vollftändigung und befjere Ausrüftung der Staats-Eifenbahnen bis auf Hi 
von 2,142,000 Rthlrn. die Eriparniffe aus den durch die Gejepe vom 10. M 
1858, 2. Juli 1859 und vom 24. September 1862 für Eifenbahnbauten ! 
willigten Staatö- Anleihen zu verwenden, und, foweit diefelben nicht ausreich 
den Neftbetrag aus den zur Verfügung ftchenden Mitteln des nah Maßge 
des Vertrages der Staats» Regierung mit der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn- 
fellihaft vom 28. Juli 1853, der Gejepe vom 20. Februar 1864 und vi 
13. Mai 1857, fowie des dreizehnten Nachtrages zum Statut der Oberid 
fiiden Eiſenbahn-Geſellſchaft gebildeten Garantiefonds für die Breslau-Poſt 
Glogauer Eifenbahn zu entnehmen. . 


$. 2. 
Der Finanzminifter und der Minifter für Handel, Gewerbe und öffe 
lihen Arbeiten werden mit der Ausführung dieſes Gejepes beauftragt. 
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Beſchlüſſe der KRommiffionen. 


Entwurf eines Gefetes, 


betreffend 


die Auflöfung des Pberfchlefifhen Eifenbahn-Garantie- Fonds unter 

Uebernahme der auf demfelben haftenden Garantie-Pfliht auf die all- 

gemeinen Staatsfonds, desgleichen die Deckung der im Bahre 1869 

erforderlichen Ausgaben zur weiteren Vervolltändigung und  befferen 
Ausrüftung der Staatsbahnen. 


ir Wilbelm, von Gottes Gnaden König von. 


Preußen ꝛc., 


verorbnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtags der Monardie, 
was folgt: 


&. 1. 

Der für das Breslau-Pofen-Öloganer und das Pojen»-Thorn- 
Bromberger EijenbahnsUnternehbmen in Gemäßheit der Gejepe 
vom 20. Februar 1854, 13. Mai 1857. und 11. März 1868, ſowie 
des bdreizehnten Nahtrags zum Statut der Oberſchleſiſchen 
kiſenbahn-Geſellſchaft in Höhe von 1,400,000 Rthlrn. gebildete 
Garantie-Fonde wird auf Grund des, mit der ebengedadten 
Gifenbabn-Gejellfhaft unterm 20/18. Januar.1869 abgejdlofje- 
nen, beigedrudten Uebereinfommens, weldes bierdurd die Ge- 
nehmigung erhält, aufgelöft und die auf demjelben haftende 
Terpflihtung zur Gewährung von Zinszuſchüſſen auf die allge- 
meinen Staatsfonds übernommen. 


$. 2. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentlihe Arbeiten 
it ermädtigt, zur Beftreitung der im Jahre 1869. erforderliden 
Ausgaben für weitere Vervollftändigung und bejjere Ausrüftung 
der Staatsbahnen bis auf Höhe von 2,142,000 Rthirn. die Er- 
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Negierungs : Vorlage. 


2) Vorlage der Negierung, 
betreffend 


das, mit der Dberfchlefifhen Eifenbahn-Gefellfchaft wegen Auflöfun 
des Garantie-Fonds für das Anlage-Kapital der Breslau-Pofen-Glo 
gauer und der Pofen-Chorn-Bromberger Eifenbahn und wegen Weber 
nahme der auf diefem Garantie-Fonds lafenden PBerpflidtung zur Ge 
währung von. Binszufhüfen auf die allgemeinen Staats-Fonds unter: 
18/20. Ianuar 1869 getroffene Hebereinkommen 
zur Berfalfungsmäßigen Beſchlußnahme. 


13 
Befchlüffe der Kommiffionen. 


iparnifje aus den, durch die Gejepe vom 10. Mai 1858,, 2. Juli 
1859 und 24. September 1862. für Eiſenbahnbauten bemwilligten 
Staatd-Anleiben zu verwenden, und, foweit diejelben nit aus» 
reihen, den Reftbetrag aus den Beftänden des in $. 1. gedadten 
Garantiefonds zu entnehmen. 


8. 3. 

Fede Verfügung der Staats-Regierung über die, unter Ver— 
wendung obiger ®eldmittel bergeftellten Bahn: Anlagen durch 
Veräußerung bedarf zu ihrer Rechtsgültigkeit der Zuftimmung 
beider Däufer des Landtags, 


8. 4. 
Der Kinanzg-Minifter und der Minifter für Handel, Gewerbe 
und öffentlihe Arbeiten werden mit der Ausführnng diejes Ge» 
ſetzes beauftragt. 


15 
Copia. 





lebereinfommen 


betreffend 


die Auflöfung des Garantie-Fonds für das An— 
Inge Kapital der Breslau: Pojen-Glogauer und 
der Pojen- Thorn-Bromberger Eiſenbahn. 


Der Staat ift durch den Vertrag vom 28. Zuli 1853 (Geſetz Sammlung 
pro 1853, Seite 739.) berechtigt, den in Gemäßheit des $. 1. des dreizehnten 
Nachtrags zum Statut der Oberihlefiihen Eiſenbahn-Geſellſchaft (Allerhöchſt 
beftätigt am 27. Dezember 1858 — Gefep-Sammlung pro 1859, Seite 6 
bis 7.) in Höhe von 1,400,000 Rthlrn. angefammelten Garantiefonds zur 
Dedung etwaiger Zinsausfälle des AnlagesKapitals der Breslau-Poſen-Glo— 
gauer Eijenbahn auf 200,000 Riblr. zu vermindern, uachdem die gedachte 
Eifenbahn während fünf hintereinander folgender Jahre einen Neinertrag von 
wenigftens 34 Prozent aufgebracht bat. 

Dieſe Borausfegung ift eingetreten. 

Es find jedoh aus dem Bertrage vom 30. November 1867 (Geſetz⸗ 
Sammlung pro 1867, Seite 271. ff.) Zweifel bergeleitet worden, ob der 
Staat ſchon jept von diefem Rechte Gebraud zu maden befugt und nicht 
vielmehr verpflichtet jei, den Garantiefonds auf die im 8.10. 1. c. bezeichnete 
Dauer der Zinsgarantie für das Anlage-Kapital der Pojen-Thorn-Bromberger 
Eiſenbahn in Höhe von 1,400,000 Rıblra. zu erhalten. 

Zur Behebung diefer Zweifel und in der Abſicht, die Garantie des 
Staates anderweit zu normiren, ift zwilchen dem Regierungs-Aſſeſſor Simon, 
als Kommifjarius des Mlinifters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
einerjeitö und der Königlichen Direction der Oberſchleſiſchen Eifenbahn, ver- 
treten durch deren Vorfipenden, Geheimen Regierungs-Rath Lentze, ſowie 
deren Mitglieder, Regierungs-Rath Gehlen und Regierungs-Afjeffor Förſter 
und dem Verwaltungs-Rathe der genannten Geſellſchaft, vertreten durch Die 
in der Sißzung deijelben vom 13. Januar er. hierzu autorifirten Mitglieder: 
Geheimen Kommerzien-Rath Frand, Banf-Direftor Fromber g und Stadtrath 
Friedenthal andererfeits, unter Vorbehalt der nad Zuftimmung der Landes» 
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Bertretung einzubolenden landeäberrlihen Genehmigung ſowie der Genehmi— 
gung ber General-Berfammlung der Actionaire der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn 
folgendes Uebereinfommen getroffen worden. 


8. 1. 

Die Oberſchleſiſche Eifenbabn-Gefelihaft räumt dem Staate das Recht 
ein, den in Gemäßheit ber Verträge vom 28. Juli 1853 und vom 30. No» 
vember 1867 zur Dedung etwaiger Zind-Ausfälle des Anlage-Kapitald der 
DreslaurPofen-Glogauer und der Pojen-Khorn-Bromberger Eifenbahn be» 
ftimmten Garanties$onds aufzulöfen, und über die in demielben befindlichen 
Wertbpapiere ohne jede Beihränfung nad alleinigem Ermeſſen frei zu 
verfügen. 


8. 2. 

Der Staat übernimmt dagegen, jobald und fjoweit er über die in dem 
Garantier-Konds befindlihen Effecten zu anderen, als ben in den Verträgen 
vom 28. Juli 1853 und vom 30. November 1867 bezeichneten Zwecken ver: 
fügt, die Verpflichtung, etwaige Zuſchüſſe zur Verzinſung des Anlage-Kapitals 
der BreölausPojen-Ölogauer und der Pojen«Thorn-Bromberger Eijenbabn 
nah Maßgabe der oben bezeichneten Verträge eintretendenfalld jederzeit aus 
den bereiteften Mitteln der Staatskaſſe in demjelben Umfange zu leiften, wie 
dies aus dem Garantie-Fonds zu geſchehen hätte, wenn derjelbe für die im 
8. 10. des Vertrages vom 30. November 1867 vereinbarte Dauer in Höhe 
von 1,400,000 Rthlrn. und nad Erlöihen der Zins-Garantie für das Anlage 
Kapital der Pojen-Thorn-Bromberger Eifenbahn in Höhe von 200,000 Athirn. 
bei zinsbarer Anlegung der Beftäinde deffelben zu 44 Prozent beibehalten wäre. 


$. 3, 
In den jonftigen Berpflihtungen des Staates hinſichtlich der gegen die 
Oberſchleſiſche Eifenbahn:Gejelihaft übernommenen Zinsgaranrieen wird durch 
diejed Mebereinfommen nicht geändert. 


Berlin, den 20. Januar 1869. Breslau, den 18. Sanuar 1869. 


Für die Königliche Direftion der Ober- 
9%. Simon. Schleſiſchen Eiſenbahn. 
Regierungs-Aifefjor. 9%. Lentze. Geblen. Foeriter. 


Für den Verwaltungsratb der Oberichlefiichen Eiſenbahn-Geſellſchaft. 
ga. Frand, Friedenthal. Fromberg. 


As 306. 
Haus der Übgeordneten. 
10. egislatur« Periode. 
Il. Seffion 1868. 





Wir Wilhelm, von Gotted Gnaden König von 


Preußen ꝛc., 


ertbeilen hierdurch Unſerem Finanz Minifter den Auftrag, ben beiden Häuſern 
bed Landtags der Monardie den beifolgenden Entwurf eines Gejepes, be» _ 
treffend die Schließung der vormals Nafjauiihen Unteroffizier-Wittwen- und 
Waijenkaffe, deren Verwaltung und die Verwendung ihres Vermögens, zur 
verfaffungsmäßigen Beihlußnahme vorzulegen. 

Gegeben Berlin, den 13. Februar 1869. 


Wilhelm. 
v. d. Heydt. 


Allerhöchſte Ermächtigung. 


Digitized by Google 


— 


Entwurf eines Geſetzes, 


betreffend 


die Schließung der vormals Herzoglich Naſſaui— 
ſchen Unteroffizier- Wittwen- und Waiſen-Kaſſe, 
deren Verwaltung und die Verwendung 
ihres Vermögens. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc., 


verordnen, mit Zuflimmung beider Häuſer des Landtags der Monardie, 
was folgt: 


F. J. 

Die durch Edikt vom 23. März 1833 gegründete vormals Herzoglich 
Naſſauiſche Wittwen- und Waifenfaffe für die Reliften von Unteroffizieren und 
zu dieſer Kategorie gehörenden Militairperionen, wird bierdurd dergeftalt ge— 
ihloffen, daß fortan die Aufnahme neuer Mitglieder nicht mehr ftattfinbet. 


8. 2. 

Die Verwaltung der gejhloffenen Kaffe gebt auf den Staat über, die 
Wittwen- und Waifen » Penfionen, welde aus biefer Kaffe zu entrichten jein 
würden, werden fortan aus der Staatefaffe gezahlt und dagegen die Beiträge 
der Mitglieder zu derjelben cingezogen. 

Das Bermögen der gejchloffenen Kaffe Fällt der Verfügung des Staates 
anbeim. 


$. 8, . 

Hinfichtlih der Penfionen und der Beiträge bleiben die für die Kaffe 
gegenwärtig beftebenden Vorſchriften maßgebend. 

In allen auf die Höhe der Beiträge oder den Penfionen bezüglichen 
Streitfällen fteht den Intereffenten ber geſchloſſenen Kaffe der Rechts— 
weg offen. 

1 * 
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8. 4. 

Der Finanz-Minifter wird mit der Ausführung diefes Gejepes brauftragt, 
mit welchem die bisherigen auf die Verwaltung der geſchloſſenen Kaffe bezüg« 
lihen Vorſchriften außer Kraft treten. 

Urkundlich nnter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrüdtem 
Königlihen Infiegel. 

Gegeben, ben 1869. 


Beglaubigt: 


Der Finanz: Minifter. 
v. d. Heydt. 


pr 


Motive. 


Zur Sicherung des Unterhaltes der Wirtwen und Waijen ter Unteroffiziere 
und der zu diejer Kategorie gehörigen Militaird im vormaligen Herzogthum 
Naffan war durch Herzogliches Edift vom 23. März 1833 eine befondere 
Wittwen- und Waiſenkaſſe gegründet, an welcher Theil zu nehmen alle ver: 
beiratheten aftiven Militaird ter bezeichneten Charge, jowie die verheiramheten 
bejoldeten Unteroffigiere der Rejerve verpflichtet waren. 

Die Mitglieder des Inftituts, welche penfionirt und nicht in die Reſerve 
verfegt wurden, ſowie die ohne Penfion aus dem Militairtienft entlafjenen 
und aud diejenigen, welde cine Eivil-Anftellung in dem vormaligen Herzog» 
thum Naſſau erhielten, leptere jedoeh nur infofern mit ihrer Anftellung feine 
Berechtigung zu einer Givil-Penfion für ihre Reliften verbunden war, konnten 
durch Fortentrichtung der Beiträge von der zulept bekleideten Militaiccharge 
das Recht auf Penfion für ihre Wittwen und Wailen fih erhalten. 

Die monatlihe Erhebung der Beiträge geihab bei den im aftioen Mili- 
tairdienft befindlichen Mitgliedern mittelft Abzugs an der Löhnung, bei den 
Nejerve-Unteroffizieren und den übrigen ijolirt wohnenten Mitgliedern aber 
durch die Kofal-Rezepturen auf Grund der von der Verwaltungs-Kommilfion 
tes Inſtituts eribeilten EinnahmesMeberträge. 

Die Berwaltung des Inftituts, welchem alle Vorrechte einer milden 
Stiftung beigelegt waren, ftand unter der oberen Aufſicht und Leitung bes 
vormaligen Naffauiihen General» Kommandos und ift mit der Einverleibung 
des Herzogthums Naffau in den Preußiihen Staat auf die dieljeitige Militair 
Berwaltung übergeführt worden. 

Die Etatuten der Kafje fanden fi indefjen mit den Gruntjügen ber 
Preußiſchen Militair-Berwaltung infofern nicht vereinbar, als nad lepterer 
Abzüge von der Löhnung der Unteroffiziere unftatıhaft find, mithin Die ftatutari« 
ide Beftimmung wegen der Erhebung der Beiträge durch Abzug von der 
Löhnung den in der aktiven Armee verbliebenen Unteroffizieren gegenüber nicht 
mehr zur Ausführung gebracht werben fonnte. 

In Folge der hieraus folgenden Befugniß der Unteroffiziere, beliebig aus 
der in Rebe ftehbenden Wittwen- und Wailen» Kaffe auszutreten, haben fid 


nun gegenwärtig die Verhältniſſe der Lepteren fo geftaltet, daß nur nod 4 
dem aftiven Dienftftande angehörige Unteroffiziere u. |. w. Mitglieder der 
Anftalt find, während 91 Landjäger und 54 Perfonen aus dem Beamten» 
Stande ihre Mitgliedihaft aufrecht erhalten haben. 

Unter diefen Berhältniffen ift die Kaffe nicht eigentlih mehr ber Für- 
forge für die Hinterbliebenen von Militair-Perfonen gewidmet, und die Milis 
tair-Behörben baben bei deren Verwaltung Fein hervortretendes Interefje mehr. 
Es ift deshalb die Frage hervorgetreten, ob nicht die Verwaltung diefer Kaffe 
unter gleichzeitiger Schließung derjelben für den Beitritt neuer Mitglieder für 
Rechnung des Staates zu übernehmen ſei, in derfelben Weile, wie dies durch 
das Geſetz vom 6. März v. I. (Gefep- Sammlung Seite 195) rüdfihtlid 
mehrerer durch die Verordnung vom 15. September 1867 (Gejeg-Sammlung 
Scite 1646) gefchloffenen Beamten» Witiwen- und Waiſen-Kaſſe der neuen 
Landestheile geſchehen ift. 

Aehnliche Berbältniffe, wie fie bei diefen Kaffen obgewaltet haben, find 
für eine analoge Regelung der Verwaltung der ehemals Naſſauiſchen Unter: 
offizier-Wittwen» und WaifensKaffe geltend zu machen. 

Nachdem eine Zwangspflicht zum Beitritt zu der Kaffe für die aftiven 
Unteroffiziere ꝛc. nicht mehr befteht, Beiträge neuer Mitglieder der Kaffe des— 
halb nicht mehr zufließen, iſt nicht anzunehmen, daß die Kaffe, deren Aus— 
gaben nad dem legten Rehnungs-Abichluß die Einnahmen um etwa 500 Rthlr. 
überftiegen haben, während einer Reihe von Jahren wieder im Stande jein 
wird, aus den laufenden Einnahmen die reglementsmäßigen Penfionen zu 
beftreiten. Für einen ſolchen Kal ift zwar in den Statuten der Kaffe beftimmt, 
daß der ganze aus den laufenden Einfünften vorhandene disponible Fonds 
unter ſämmtliche Penfionsberechtigte verhältnißmäßig vertheilt werden fol; es 
ift indeffen Ihen von der ehemals Naſſauiſchen Regierung der Anftalt die 
Erfüluag ihrer vollen im Statut übernommenen Berpflihtungen durch Ge— 
währung ber erforderlichen Subvention in eintretenden Fällen ermöglidt wor— 
den. Im Hinblid hierauf würde auch von Seiten des Preufiihen Staates 
den Hinterbliebenen der Mitglieder des Juſtituts, zumal Die Legteren zum 
weitaus größten Theil in das Beamten » Verbältniß übergetreten find, eine 
gleihe Unterftügung billigerweije nicht zu verjagen fein. Wirb aber dies an— 
erkannt, fo ift es zwecklos, die Kaffe noch als jelbftftändiges Inftitut mit den 
Rechten einer milden Stiftung beizubehalten. Vielmehr wird unter ausdrüd- 
licher Scliefung derjeiben für den Beitritt neuer Mitglieder die gelonderte 
Verwaltung und Rechnungsführung aufbören fünnen und es werden die Beis 
träge der Interefjenten zur Staatsfafje einzuziehen fein, welde dagegen ihrer 
ſeits die Gewährung der ftatutenmäßigen Wittwen- und Waifen:Penfionen zu 
übernehmen bat. Dem Staate würde unter dieſen Umftinden auch das Ber 
mögen der Kaſſe (weldes in Naſſauiſchen Partial-Obligationen im Nominal- 
werthe von 4200 Fl. — 2400 Rihlr., in gerichtlichen Schuld» und Pfand» 
Berichreibungen im Betrage von 4400 Fl. — 2514 Rthlr. 8 Sgr. 7 Pf, 
fowie in Preußiihen Staatsihuld = Verjchreibungen de 1867 und 1868 im 
Nominalw:rthe von 3300 Rthlr., in Summa alfo in 8214 Rthlr. 8 Sgr. 7 Pf. 
befteht) zu übermweilen jein. 

Auf dieſen Erwägungen beruhen die $$. 1. und 2. des Gejep-Entwurfs. 
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Daß nad $. 3. deffelben hinfichtlich der Penfionen und der Beiträge bie 
für die Kaffe gegenwärtig beftebenden Vorſchriften maßgebend fein follen, ent 
ipricht dem Prinzip des $. 1. und findet ſich ebenſo wie die Beftimmung über 
die Zuläffigfeit des Nechtäweges in allen auf die Höhe der Beiträge und ber 
Penftonen bezüglihen Streitfällen in dem Gejepe vom 6. März v. I. 

Mit der Ausführung bed Gejepes, welche dem Finanz Minifter zu übers 
tragen fein wird, verlieren die auf die Verwaltung der Kaffe bezüglichen be— 
fonderen Vorſchriften ihren Zwed und ihre Anwendbarkeit und find daher, 
wie im $. 4, vorgefeben, mit diefem Zeitpunfte außer Kraft zu jepen. 


— 9424·· 


° 30%. 
Saus der Abgeordneten. 
10, 2egislatur» Periode. 


II. Seffion 1868. 
u — 


J. 


Abänderungs- Antrag 


dem Geſetz-Entwurf betreffend die Anlage einer 
Eiſenbahn von Finnentrop über Olpe nad) 
Rothe: Mühle im Bigge-Thal. (Nr. 42. 
der Druckſachen.) 


Dr. Sammacher. Das Haus der Abzeorbneten wolle beſchließen: 

für den Fall der Annahme der Regierungs-Vorlage in fine die 

Worte hinzuzufügen: 
„bald die Sntereffenten entweder den Grund und Boden 
unentgeltlih übergeben vder ſich verpflichtet haben, Die 
Auslagen für den Grund und Boden fpäteftens binnen 
fünf Fahren nah ftattgehabter Betriebs» Eröffnung zu er 
ſtatten.“ 


Dr. Hammacher. 

Unterſtützt durch: 
Müller (Hannover). Berger (Poſen). Elliſſen. Schubarth. Witt. 
v. Bennigſen. Dr. Websky. v. Hennig. v. Puttkamer. Roſcher. 
Gerſtenberg. Koppe. Biedenweg. Dr. Brandé. Roſentreter. 
Lauenſtein. Tweſten. Jordan. Meyer (Diepho). van Buiren. 
Thies. Herberg. Schoof. Miquél. Dr. Weber (Erfurt), Wölfel. 
Plehn (Marienwerder),. Hillingh. v. Düffel. Engel (Leobihüp). 

Dr. Wehrenpfennig. 


2 
1. 


Berbefferungs: Antrag 


zu 


8. 22. des Entwurfs einer Gemeinheitstheilungs - Brdnung für den 
Regierungs-Bezirk Wiesbaden mit Ausnahme des Breifes Biedenkopf. 
(Ar. 287. und 223. der Drucfaden.) 


Knapp, Mohr. Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen: 
zwiihen dem 4. und 5. Abjap des $. 22. des Gejep- Entwurfs, 
folgendes einzuſchalten: 

„In dem Gebiete des vormaligen Herzogthums Naffau 
werden die nad Vorſchrift des $. 16, u. ff. des Naſſauiſchen 
Steuer » Edifid vom 10, und 14. Februar 1809 von dem 
belafteren Grumdeigenthümer für die Dienftbarfeitörechte mit 
Vorbehalt des Nüdgeiffs bezahlter Abgaben bei der Aus 
einanderjegung nad Maßgabe des durchſchnittlichen Betrages 
der lepten zwanzig Jahre aufgerechnet.” 

Berlin, den 16. Februar 1869. 


Knapp. Mohr. 
Unterſtützt durch: 


Bender. Berger. Behrenz. v. Berswordt. Born. Coupienne. 
Duncker. Eberty. Fiſchbach. Haebler. Ebner. Hagen. Harkort. 
Hermes. v. Hilgers. v. Hoverbeck. Keuffel. v. Kirchmann. 
Dr. Koſch. Dr. Kugler. Larz. Laßwitz. Dr. Löwe. Meulenbergh. 
Pariſius. Dr. Paur. Plehn (Danzig). Dual. Richter (Königsberg). 
Rohland. Runge Ruß. v. Saucken (Georgenfelde), v. Saucken 
(Tarputſchen) Schmidt Schulze (Berlin). Uhlendorff. Weeſe. 
Dr. Virchow. Dr. Waldeck. Windthorſt (Lüdinghaufen).. Ziegler 
(Breslau). 


N 308. 
Sausd der Abgeordneten. 
10. 2egislatur« Periode. 
II. Seffion 1868. 





Abänderungs-Antrag 


den Beichlüffen ver XIV. Kommiffion in Be— 
treff des Entwurfes eines Geſetzes über die 
Erwerbung und den Verluſt der Gigenfchaft als 


Preußiſcher Unterthan, jowie über den Gintritt 
in fremde Staatsdienfte. (Nr. 257. der 
Druckſachen.) 


Das Haus der Abgeordneten wolle beichliegen: 
im $. 20. der Kommilfions » Beihlüffe ($. 21. der Herrenhaus» 
Vorlage) den erften Sap dahin zu fallen: 
Preußen, welche die Preußiihen Staaten verlaffen und ſich 
zehn Sahre lang ununterbroden im YAuslande aufhalten, 
verlieren dadurch die Eigenihaft als Preußen, wenn fie in 
einem Staate des Auslandes die Stantsangehörigfeit ers 
worben haben. Die vorbezeichnete Frift ıc. 
(wie im Kommilfionds-Entwurf.) 


Miquel. Lauenjtein. 
Unterftüßt durch: 
Thies. v. Düffe. Dr. Elliſſen. Schubarth. Dr Websty. 
Dr. Weber (Erfurt). Redeker. Ziegler (Hanau). Baehr. Roſcher. 
Meyer (Diepholz)j. Jordan. Dr. Müller (Hannover). Hellmwig. 
Haad. Budbdenberg. van Buiren. Hillingb. Dr. Wehrenpfennig. 
Strudmann. Leſſe. Witt. Bennigjen. 


II. 


II. 
Antrag 


zu 


dem Bericht der verftärkten Kommiffionen für das Unterrichtsweſen 

über den Gefeh- Entwurf, betreffend die Erweiterung, Hmwandelung 

und Neuerrichtung von Wittwen- uhd Waifenkaffen für Elementarlehrer. 
(Ar. 286. der Druckſachen.) 


Dr. Rariten. Das Haus der Abgeordneten wolle beichliegen: 

1) in $. 4. ftatt „Sculftellen‘ zu fegen: 
„kehrerſtellen“. 

2) ftatt des $. 6. zu ſetzen: 
die Verwaltung der Elementarlehrer-Wittwens und Watjen- 
faffe geihieht durh ein Kuratorium in welchem drei er 
wählte Mitglieder der Kaffe fein müffen, deſſen jonftige 
Zufammenfegung aber duch das Statut beftimmt wird. 

3) ftatt $. 7. zu ſetzen: 

In jedem Kafjenbezirfe wird ein Borftand aus gewählten 
Vertretern der Gemeinden, aus gewählten Mitgliedern der 
Kaffe und einem Vertreter der Schulinfpeftion nad nähern 
Beftimmungen des Statuts gebildet. 

4) ftatt 8. 8. zu ſetzen: 

Der Borftand ($. 7.) hat die Befugniß, die Erhöhung der 
bisherigen Beiträge und Antrittögelder, jowie Aenderungen 
in der Höhe der zu zahlenden Wittwen- und Wailen-Pen: 
fionen unter Genehmigung der Regierung feftzuftellen. 

5) im $. 10, das Alinea: „unter Wahrung der bereits erworbenen 
Rechte der einzelnen Theilnehmer“ zu ftreichen, dagegen binter dem 
vorlegten Alinea hinzuzufügen: 

„und die bereits erworbenen Rechte der einzelnen Theilneh- 
mer gewahrt werben müſſen.“ 
Berlin, den 16. Februar 1869. 


Dr. Karften. 

Unterftügt durd: 
v. Kleinforgen. Sachſe. Lutteroth. Wieſe. Pflueg. Böhmer. 
Ahlmann. Schlidting Drabid. Warke Ohm. Hänel. Koid. 
Warburg. Virchow. Bender, v. Hoverbed. Eberty. Haebler. 
Windthorft (Lüdingbaufen).. Richter (Königsberg). Hagen (Görlip). 
Berger (Witten). Beder (Dortmund). Behrenz. Hermes. Laßwitz. 
Pauli. Runge Fiſchbach. Ruß. Mohr. Born Meulenbergb. 

Larz. Goupienne Loewe Dunder Beeie. 


A 309, 
Saud der Abgeordneten. 
10, £egislatur- Periode. 
II. Seffion 1868. 


Anträge 


dem Dritten Berichte der Kommiſſion für das 
Unterrichtswejen über Petitionen. (Nr. 280. 
der Druckſachen lit. A.) 





Dr. Künzer. Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen: 

1) Ueber die Petition des Magiſtrates und der Stadtverordnneten-Ver- 
fammlung zu Breslau (TI. 354), die Königlihe Staats-Regierung 
aufzufordern, unter Aufhebung der bisherigen Entſcheidungen, der 
Kommune Breslau die Genehmigung zur Gründung einer Real 
ihule und eines Gymnafii zu ertheiien, ohne diefe Genehmigung 
davon abhängig zu maden, daß den gedachten Anftalten ein bes 
jonderer fonfeifioneller Charakter gegeben werde, zur Tagesord» 
nung überzugeben. 

Dagegen: 

die Petition des Geheimen Regierungs « Rathes und Profeffore 
Dr. Elvenih zu Breslau und Genofjen (II. 625.), betreffend bie 
Errichtung einer katholiſchen Realſchule erfter Ordnung in Breslau 
und die Ablehnung der Anträge auf Errichtung konfeſſionsloſer 
Unterrichts» und Erziehungs: Anftalten, ber Königliden Staats— 
Regierung zur Berüdjihtigung zu überweijen. 
Berlin, den 15, Februar 1869, 


Dr. Künzer, Antragfteller. 
Unterftügt durch: 
Dr. Adenbad. Dr. Kellner. de Nyß. Trütſchler. v. Falfenftein. 
Mooren. Wide Polomefi. B.v. Richthofen (Rybnid). 2. Blum. 
Schr. v. Edardftein. Graf Frankenberg A. v. d. Kneſebeck. Kuſchel. 
v. Briefen. Frhr. Raip vo. Freng. Melsheimer Koch. Thilo. 
gampugnani. Graf Strahwig. v. Aulod. Dr. Weber (Hörter). 
Frhr. v. Drofie-Hülshoff. v. Werdid. Dr. Wautrup. Dr. Krebs. 
Köſter. Hobbeling. Reihenfperger v. Mallindrodt. Dr. £ibelt. 
Windthorft (Meppen). v. Czarlinski. v. Sczaniecki. v. Breza. 
v. Lubienski. Szuldrzunefi. v. Krafidi. v. Thokarſki. Schön. 
v. Zakrzewski. v. Jackowski. Fehr. v. Elmendorff. 
Bahlmann. Hoffmann. 
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Dr. Noepell. Dr. Wehrenpfennig. Das Haus der Abgeerdneten 
wolle beichließen: 
1) Die Petitionen des Magiftratte und der Etadtverordneten zu 
Breslau vom 19. November 1868 der Staats » Regierung zur 
Abhülfe zu übermweilen, 
2) Ueber die anderweitigen biefelbe Sache betreffenden Petitionen 
zur Zages-Orbnung überzugeben. 


Berlin, den 16, Februar 1869. 


Dr. Roepell. Dr. Behrenpfennig. 
Unterftügt durch: 
Zweiten. v. Betbmann-Hollweg. Lasker. Dr. v. Rönne Witt. 
v. Hennig. Dr. Engel. Kurtius. Richter (Sangerhaufen). Müller 
(Solingen). v. Loga. Florſchütz. Plehn (Danzig). Techow. Haad. 
Plehu (Marienwerder). Leſſe. Wölfe. G. v. Bunjen. v. Unrub. 
Braun (Wiesbaden). U. v. Saucken-Julienfelde. Dr. Schlaeger. 
Braum (Herefeld), v. Benda. v. Bennigien. Paur. Dr. Weber 
(Erfurt). Dr. Hammader v. Bonin (Genthin). Detker. Baehr. 
v. Sybel. Pieſchel. Hoene. 


Laßiwitz. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
die Petition des Magiftrats und der Stadtverordneten zu Breslau 
vom 19. November 1868, betreffend die Gründung einer Reals 
Thule und eines Gymnaſiums ohne beſonderen Fonfelfionellen 
Charakter, 

ber Königlihen Staatd-Regierung zur Berückſichtigung zu überweiſen. 


Berlin, den 16, Februar 1869, 


Laßwitz. 

Unterftüpt durch: 
Pariſius. Ziegler. v. Kirchmann. Dr. Koſch. Haebler. Qual. 
Uhlenderff. Behrenz. Richter (Königsberg). Pauli. Rohland. 
Wölfe. W. Roſcher. Lasker. Hagen (Görlig). Plehun (Danzig). 
v. Saucken-Tarputſchen. Runge. Dr. Müller (Kauban). Weeſe. 
W. Loewe. Waldeck. Dr. Virchow. Berger (Poſen). H. Becker. 
Graeger. Berger (Witten). Schulze (Berlin). Warburg. Faucher. 
Windthorſt (Küdinghauſen). Ruf. Harkort. Redeker. Coupienne. 
Warpe. Thomſen (Danzig), v. Hoverbeck. Keuffel. Dr. Eberty. 
Dr. Müller (Hannover). v. Loga. v. Saucken-Julienfelde. Knapp. 

Dr. Websky. 
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Abänderungs- Anträge 


dem Entwurfe eines allgemeinen Jagdpolizei— 
Geſetzes. (Nr. 260. der Druckſachen.) 


v. Beeflen: Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 

1) Im 3. Alinen des $. 2. die Worte zu ftreihen „gegen ben Ein» 
lauf von Wild.* 

2) Im 4. Alinea des $.2. nah dem Worte „entſcheidet“ einzufchalten 
die Worte „in erfter Inſtanz“. 

3) Das 2. und 3. Nlinea tes $. 5. zu ftreichen. 

4) Den 2. Abſatz des $. 7. in der Faffung der Vorlage zu ftreichen, 
dagegen in folgender Faffung anzunehmen: 

Mittelft Beichluffes des Jagdvorſtandes fann die Thei- 
lung eines Gemeindebezirks behuf der gefonderten Verpachtung in 
mehre Reviere ($. 16.) erfolgen, jedoch nur dann, wenn jedes 
Revier eine Fläche von mindeftens 1000 Morgen enthält. 

5) Den Anfang des 1. Alinea des 8. 8. in folgender Weiſe zu fallen: 

Mittelft Beichluffes der Sagdvorftände Fönnen m. ſ. w. 

6) Den Schluß des $. 9. in folgender Weije zu faſſen: 

mit Genehmigung des Jagdvorſtandes anzuſchließen. 

7) Den $. 10. in der Faſſung der Vorlage abzulehnen, dagegen in 
folgender Faſſung anzunehmen: 


$. 10. 


Diejenigen Grundftücde, welche nicht nach vorftehenden 88. 5. 
bis 9. zu einem gemeinihaftlihen Jagdbezirke vereinigt oder 
einem jelbftftändigen Sagdreviere zugelegt werben find, find, fo» 
fern fie zufammen die normalmäßige Fläche ($. 5.) umfafjen zu 
einem eigenen gemeinſchaftlichen Jagdbezirke zu vereinigen. 

Umfaffen fie diefe Fläche nicht, grenzen fie aber an einen 
gemeinichaftlihen Jagdbezirk, jo find fie diefem gemeinſchaftlichen 
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Jagdbezirke einzuverleiben. Werden fie von mehren gemeinſchaft- 
lihen Jagdbezirken begrenzt, fo entſcheidet darüber, weldem ges 
meinfhaftlihen Jagdbezirke fie anzufchließen find, die Mehrheit 
der Grundbefiger (mad ber Fläche des Grundbefipes berechnet) 
deren Grundftüde angefchloffen werben ſollen. Zrifft bie Mehr— 
beit diefer Grumdbefiper innerhalb einer von dem Landrathe zu 
beftimmenden Frift in dieſer Beziehung feine Wahl, jo verfügt 
der Landrath über den Anſchluß. Ein Widerſpruchsrecht gegen 
den Anſchluß flieht den Iagbvorftänden der gemeinſchaftlichen 
Jagdbezirke nicht zu. 

Denn bie im Anfange dieſes Paragraphen bezeichneten 
Grundftüde, welche die normalmäßige Fläche ($. 5.) nicht ums» 
faffen, nicht an einen gemeinihaftlihen Jagdbezirk grenzen, fon« 
bern von einem oder mehren jelbftftändbigen Jagdbezirken um— 
grenzt find; fünnen die Befiger diejer jelbftftändigen Jagdbezirke 
verlangen, daß ihnen die Ausübung der Jagd auf dieſen Grundftüden 
pachtweijeübertragen werde. Beim Mangel gütlicher Einigung unterden 
Betheiligten erfolgt die pachtweiſe Uebertragung durch den Landrath. 
Derjelbe hat gleichzeitig bie nach dem Jagdertrage des umſchloſſenen 
und umſchließenden Bezirks zu bemeſſende Entſchädigung vorbe- 
haltlich der beiden Theilen zuſtehenden richterlichen Entſcheidung 
feſtzuſetzen. Im Falle einer ſolchen pachtweiſen Uebertragung durch 
den Landrath hat der betreffende Beſitzer des ſelbſtſtändigen Jagd— 
bezirkes den Wildſchaden zu vergüten, welcher auf den betreffenden 
Grundſtücken verurſacht wird. Wünſchen gleichzeitig die Befitzer 
mehrerer die betreffenden Grundſtücke begrenzenden ſelbſtſtändigen 
Jagdbezirke die pachtweiſe Uebertragung unter den vorſtehenden 
Bedingungen, dann hat unter dieſen die Mehrheit der Grundbeſitzer 
(nach der Fläche des Grundbeſitzes berechnet) zu wählen, deren 
Grundſtücke pachtweiſe übertragen werben ſollen. Trifft dieſe Mehr— 
heit innerhalb einer von dem Landrathe zu beſtimmenden Friſt keine 
Wahl, fo verfügt der Landrath über die pachtweiſe Uebertragung. 

Wenn feiner von ben Befipern der umgrenzenden ſelbſt— 
ftändigen Sagdbezirfe die pachtweiſe Uebertragung unter den vor— 
ftehenden Bedingungen verlangt, bilden Die betreffenden Brund— 
ftüäde einen eigenen Iagbbezirf ohne Rüdfiht auf die Beftim- 
mungen ber $$. 2. und 5. dieſes Geſetzes. 

8. Im Fall der Annahme des $. 11. 
a) im 2. Alinea die Schlußworte: 
„er ift ohne folden Antrag befugt, im Interefje der 
Öffentlihen Sicherheit das Ruhenlaffen der Jagd zu 
gebieten“ 

zu ftreichen; 

b) dem Paragraphen folgenden Zujag zu geben: 
4) Wird auf Grund der Beltimmungen dieſes Pas 
ragraphen dem Forftbefiger pachtweiſe die Ausübung 
der Jagd auf fremden Grundſtücken übertragen, fo 
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bat er allen Wildſchaden auf dieſen Grundftüden zu 
vergüten.“ 
9) Dem letzten Alinea des 8. 12. nad den Morten „die Abgrenzung 
erfolgt” einzufchalten, die Worte: 
„unter Zuziehung der betheiligten Grundbeſitzer.“ 
10) Den $. 13. in der Fafjung des Entwurfes zu ftreihen, dagegen 
in folgender Faffung anzunehmen: 
$. 13, 

Die Befiger der einen gemeinfhaftlihen Jagdbezirk bildenden 
Srundftüde werden in allen Iagdangelegenbeiten von einem 
Jagdvorſtande vertreten, welher aus vier von den Grundbefigern 
aus ihrer Mitte zu mwählenden Deputirten unter dem Vorſitze des 
Gemeindevorftebers beziehungsweife Bürgermeiſters, Schulgen u.ſ. w. 
beftebt. 

Die Wahl der Deputirten erfolgt durh Stimmenmehrheit der 
Grundbefiger, wobei die Stimmen nad der Größe der einzelnen 
Grundbefigungen zu beredinen find. Die Wahl ift jedes Mal 
drei Monate vor Ablauf bes beftehenden Pachtvertrages bezie- 
hungeweile vor Abſchluß eines neuen Pachtvertrages zu erneuern. 

Der Jagdvorſtand faßt feine Beidlüffe nah Stimmenmehrheit; 
bei Gleichheit der Stimmen ift die des Borfipenden entſcheidend. 
Beihlußfäbig ift der Iagdoorftand, wenn die ſämmtlichen Mit 
glieder unter Angabe des Zwedes eingeladen und außer dem Vor— 
fipenden wenigftens zwei Mitglieder anweſend fint. 

Für diejenigen gemeinſchaftlichen Jagdbezirke, welche nit ganz 
innerhalb der Grenzen eines und deffelben Gemeinde-Bezirkes bes 
legen find ift derjenige Gemeinde-Vorſteher beziehungsweile Bürger- 
meifter, Schulze u. |. w. Borfipender des Sagdvorftandes in deſſen 
Bezirke der größte Theil der betreffenden Grundftüde liegt. 

11) Den erften Alinea des $. 14. folgenden Zufap nachzufügen: 
Sofern nicht die ſämmtlichen Mitglieder des Jagd— 
Borftandes einftimmig das Gegentheil beichliefen, müſſen 
in ben Pachtvertrag ſichernde Beftimmungen wegen des 
Witdihadens aufgenommen werben. 
12) Dem dritten Alinen des $. 14. folgenden Zuſatz nachzufügen: 
Die Beftätigung der Licitationd» Bedingungen kann nur 
verweigert werden, foweit dieſelben gegen geieplihe Beftim- 
mungen verftoßen oder nicht genügend Far gefaßt find. 
13) Im erften Alinea des $. 15. ftatt des Wortes: 
„Gemeinde: Borftande* das Wort: „Iagd-Borftande” und 
im zweiten Alinea ftatt des Wortes „Gemeinde BVorftand‘ 
das Wort „Jagdvorſtand“ zu jepen. 
14) Zwiſchen das erfte und zweite Alinea des $. 15. folgende Beſtim— 
mung einzufügen: 

Der Jagd-Vorſtand hat alljährlid den Vertheilungs— 
plan aufzuftellen und nad vorgängiger öfientlicher Bes 
fauntmadung 14 Tage zur Einfiht der Betheiligten auss 
zulegen. Soweit während dieſer Frift Feine begründeten 
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Reklamationen gegen die Vollſtändigkeit oder Richtigfeit 
des Vertheilungéplans erhoben find, ift derſelbe bei ber 
Bertheilung zu Grunde zu legen. 
Wenn die Empfangsberehtigten innerhalb Sahresfrift 
nah der Auslegung des Bertheilungsplanes die ihnen da» 
nad gebührenden Gelder nicht gehoben haben, erlöichen 
ihre Anſprüche an biefen Geldern zu Gunften der Ort: 
Armenfaffe. 
15) Im 3. Alinca des $. 16. die Worte „und bes Landraths“ zu 
ſtreichen. 
16) Den Schluß des $. 18. von den Worten an: „Unentgeltlich er» 
balten den Jagdſchein“ ganz zu fireichen. 


Berlin, den 16. Februar 1869. 
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Kommijjion für das Quftizwejen 
“ über 


Petitionen. 


A. 


Berichterſtatter: 
Abgeordneter Dr. Bähr. 
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Die Petition des Bauerngutsbefigers Elsner zu Niederlangjeifersdorf, Die 
verweigerte Einleitung einer Unterfuhung wegen Wahlfälſchung betreffend, ift 
von der Juftiz-Kommilfion auf Grund der vom Königlichen Juſtiz-Miniſterium 
mitgetheilten Aften geprüft und in Gegenwart des Herrn Geheimen Juftiz- 
Nath Freiherr v. Glaubig als Negierungs « Kommiljard berathen worben. 
Es liegt derjelben Folgendes zu Grunde. 

Am 28. Februar 1867 fand in dem Wabhlfreis Reichenbach-Neurode eine 
engere Wahl für den Reichstag zwilhen dem Landrath Dlearius zu Reis 
henbad und tem Stadtgerichtsrath Tweſten ftatt. Zu Diefem Wahlbezirk 
gehört auch das Dorf Niederlangleifersdorf, in welchem der Geridhtsicholz 
Dinter mit 5 Beifigern die Wahl leitete. 

Das Wahlprotofoll ergiebt durchaus feine Anomalien. Es erwähnt nidt, 
daß irgend welche Wahlzettel bei der Abgabe als unzuläjfig zurüdgemiejen, 
oder bei der Eröffnung für ungültig erklärt jeien. Es bezeugt, daß 164 
Stimmen abgegeben, und von diejen 127 auf Dlearius, 37 auf Tweften 
gefallen jeien. Die Zahl der verzeichneten Stimmen (164) ftimmt überein 
mit der Zahl der Wähler, welche in der Wahllifte zum Zeichen ihrer Abs 
ftimmung mit einem Kreuz verjehen worben find. 
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Ende März 1867 reicht der dermalige Petent, Gottlieb Elsner, eine Anzeige 
beim Staats-Anwalt zu Schweidnig ein, worin er 55 Perfonen namhaft macht, 
welde zu befunden bereit jeien, für Tweſten geftimmt zu haben. Hierauf, 
in Vergleih mit dem Umftande, daß nah dem MWahlprotofoll nur 37 Stim— 
men für Tweften fi vorgefunden, wird der Antrag gegründet, wiber ben 
Gerichtsſcholzen Dinter und die Mitglieder der WahlsKommilfion eine Unter- 
ſuchung wegen Wahlfälichung nad $. 85. des St.“G.«B. einzuleiten. r 

In dem hiernächſt eingeleiteten ES frutinial-Verfahren — welches beiläufig 
bemerft auch, ohne erfichtliches Intereffe für die Unterfuhung, auf die Frage 
ausgedehnt worden, wer die von ac. Elsner eingereichte Denunziation vers 
faßt babe — befunden 55 Zeugen, (ſämmtlich, mit Ausnahme eines, beeidigt), 
daß fie Stimmzettel für Tweſten theils zu Händen des Scholzen Dinter 
(35), theils an andere Mitglieder der Wahl» Kommiffion abgegeben haben. 
45 diefer Zeugen befunden, wie fie jelbft gejehen, daß ihre Stimmzettel in bie 
Wahlurne hineingeworfen feien. Die übrigen 10 äußern fih in dieſer Be 
ziehung unbeftimmt. 

Im Einzelnen iſt rüdjichtlih diefer Zeugen noch Folgendes zu ber 
merfen : 

1. Eieben derfelben ftehen nicht in der Wahllifte, und wollen gleihwohl 
ihre Stinnmen abgegeben haben. Sie gehören zu den Zeugen, welche aus— 
drücklich ausfagen, daß ihre Zettel in die Wahlurne bineingefommen feien. 

Alle übrigen Zeugen ftehen in der Wabhllifte und es findet fich bei ihrem 
Namen das Abſtimmungs-Kreuz. 

2. Zwei Zeugen fünnen nicht lefen. Der eine (Kaſſera) bekundet, daß 
feine Tochter ihm gejagt, daß der Name Tweſten auf dem Zettel gedruckt 
ftand. Der andere (Earl Langer, umbeeidigt) jagt, daß er den Zettel von 

Ernſt Gläfer erhalten und diefer ihm gejagt habe, daß Tweſten darauf ſtehe. 

Die Toter des Kaſſera und Ernft Gläfer find nit vernommen. 

3. Zwei Zeugen (Mofer und Schmidt) erklären, nur unvollfommen 
lefen zu können, verfihern aber gelefen zu haben, daß der Name Tweften 
auf ihrem Zettel geftanden. 

4. Zwei Zeugen (Scholz und Miesner) haben ihren Zettel am 
Tage vor der Wahl gelefen, denfelben in die Taſche geftedt, und dann, obne 
ihn nochmals zu leſen, abgegeben. 

5. Der Zeuge Fr. Ernft Schenke verfihert, einen auf Tweften lau: 
tenden Zettel, in einen auf Dlearius lautenden Zettel eingewidelt, au 
Dinter abgegeben zu haben, welcher denjelben vor feinen Augen in die Urne 
gelegt. Als Veranlafjung giebt er an, daß ber Scholz; Dinter jedem Wähler, 

. weldyer von dem vor dem Wahllofal poftirten Gemeindediener einen auf den 
Laudrath Dlearius lautenden Zettel angenommen, cine Cigarre präfentirt 
babe. Dieje Cigarre babe aud er genommen, und gleichzeitig einen Zettel 
mit dem Namen Dleariud. Im diefen Zettel von etwas grauem Papier 
babe er den auf weißem Papier gedrudten Stimmzettel für Tweſten hinein 
gelegt, und beide abgegeben, ohne daß, wie er glaube, Dinter es gemeift, 
daß es zwei Zettel geweſen. 

Die vernommenen Mitglieder der Wahl-Kommiſſion äußern fi folgen» 
dermaßen, 

Scholze Dinter giebt an, fortwährend bei der Wahl anweſend gemeien 
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zu jein, und nur minutenlang fid) entfernt zu haben. Sämmtliche in feiner 
Anweſenheit abgegebene Stimmzettel habe er felbft abgenommen, und jofert 
in die Wahlurne gelegt. Ueber den Vorgang der Eröffnung der Stimmzettel 
fagt er: „nad Beendigung der Wahl wurden ſämmtliche in der Urne befind- 
liche Wahlzettel ungeöffnet aus der Urne heraus auf den Tiſch geſchüttet, und 
bier, da die Zahl derjelben bei verſchiedenem Nachzählen nit ſtimmte, von 
mir und mehreren Beifipern mehrere Male durchgezählt, bis fi bei allen 
Zählenden dafjvlbe Reſultat herausſtellte.“ Dann ſeien Die Zettel eröffnet und 
das Nefultat notirt worden. 

Wundarzt Fritſche Fat das Protokoll geführt. Seiner Anfiht nach find 
feine Wähler zugelafjen, die nicht in der Wahlliſte geftanden. Er hat über: 
haupt feine Ordnungswidrigfeiten bemerft. 

Schmidt jagt aus: es wurden die Zettel von 1 oder 2 Wählern, deren 
Namen fih nicht jofort in der Wahlifte auffinden ließen, unter die Urne 
gelegt, und da ſich aud jpäter die Namen nicht fanden, von dem Wablvor: 
fteher bei Seite geworfen. Irre ich nicht, fo lautete ein Zettet auf Tweften, 
der andere auf Dlearius. 

Damit ftimmen aud die Kemmilfiond » Mitglieder Hahn und Blajer 
überein. 

Auf Vorhalt gefteht nun auch Dinter zu, daß 2 Wahlzettel, welche von 
nicht in die Lifte eingetragenen Wählern abgegeben worden, unter die Urne 
gelegt, und Später im Einverſtändniß mit den Beifigern bei Seite ge- 
legt jeien. 

Kaplan Knittel jagt: es waren auch nur etwa 2 oder 3 Zettel mehr, 
als in der Wahlliſte ftanden, abgeg:ben worden. Diele wurden nicht in die 
Urne gelegt, jondert Faffirt, weil die noch bejonders notirten Namen der Ueber— 
reicher nicht in der Wählerliſte ftanden. 

Ueber die Frage, ob bei Eröffnung der Wahlzettel Deffentlidfeit 
ftautgefunden, liegen folgende Ausjagen vor: 

Fritſche: Scholze Dinter erflärte die Deffentlichfeit für ausgeſchloſſen, 
und haben wir chne Beifein Dritter bis zum Schluſſe der Verhandlung uns 
befunden. 

Schmidt: Die Ermittelung des Wahlrefult.ts erfolgte ohne Beilein 
anderer Perjenen. 

Hahn und Blajer flimmen mit Schmidt überein, fügen jedoch hinzu, 
der Gaftwirtd Gottfried jei ab» und zugegangen. 

Dinter erflärt: er babe die Deffentlichfeit nicht ausgeſchloſſen. Es 
feien bei Ermittelung des Wahlergebniffes Gaftwirth Gottfried, Poſtexpe— 
dient Heidler und Gärtner Dworatihed zugegen gemwelen. Elsner habe 
er wegen Ungebührlihkeit ausweiſen müſſen. 

Knittel: So viel er ſich erinnere, jei bei Ermittelung des Wahlergebs 
niffes Niemand zugegen geweien. Elsner verlangte Zutritt, wurde aber 
vom Wahlvorfteher zurückgewieſen, „wie id glaube, wegen feines groben Be: 
nehmens.“ 

Es find hierauf die von Dinter benannten drei Perſonen vernommen. 
Heidler und Dworatjched befunden, bei der Eröffnung der Zettel hinzus 
gefommen und gegenwärtig geblieben zu jein. 

Gaftwirth Gottfried jagt aus: Er fei mehrmals nah 6 Uhr auf furze 
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Zeit in den Saal gekommen. „Was in diefer Zeit die Herren am Wahltiſch 
getban, babe ich nicht beobachtet, davon wurde geſprochen, daß 4 cder 6 oder 
8 Zettel übrig ferien, und wurde beſchloſſen, dieſelben zu vernichten. Ueber 
den Grund, warum die Zettel übrig wären, kann ich nichts angeben; entweder 
hatte der Ueberreicher nicht in der Lifte geftunden, oder ber Protofolführer 
hatte vergefjen, bei Einigen in ber Lifte die Zettelabgabe zu vermerken. — 
Bei Faffung des Beichluffes einige Zettel zu vernichten, wurde ausdrücklich 
gelagt, daß gleichviel Olearius'ſche und Tweſten'ſche Zettel vernichtet 
werden follten, und murben die Zettel aud in der That, entweder vom 
Scholz Dinter oder von mir in den Ofen geftedt." (Zeuge ift bereit, feine 
Ausfage zu beihwören.) 

Mit diefer Vernehmung ſchließt das Ermittelungsverfahren und es ers 
theilt darauf der Staats-Anwalt folgende Verfügung: 

Ihre Denunciation gegen den Gerichts-Scholzen Dinter und Genofjen 
wegen Wahlfälfhung — $. 85. Straf» Gefep- Buchs — weiſe ich hierdurch 
zurüd. 

Wenn jhon von Ihnen und 54 Mitunterzeihuern des mit Ihrer Des 
nunciation eingereichten Schriftftüds, aljo 55 Perfonen, beihworen worben ift, 
daß diefelben am 28. Februar 1867 bei der engern Wahl der Abgeordneten 
für den Reichstag des Norddeutihen Bundes zu Nieder Lang-Geifersdorf auf 
den Namen bes Stabtgerichte-Natb Tweften lautende Stimm-Zettel abgegeben 
haben, während die betreffende Original-Wahl-Berhandlung im Ganzen nur 
37 Stimmzettel für Tweften eingegangen nachweift, fo ift doch durch die ftatt« 
gehabten umfafjenden gewichtlihen Erhebungen nicht erwiefen worden, daß 
Seitens des Wahlvorfteherd Dinter reip. der Wabhlbeifiger vorfäplih, — wie 
$. 85. Straf» Gefep » Bud vorausjegt — die rehtmäßige Anzahl der 
Etimmzettel vermindert, oder ſolche Zettel verfäliht oder vertaufcht worden 
wären. 

Es ift zunächſt zu berüdfictigen, daß von den 55 Zeugen, ihren eignen 
Angaben zufolge, zwei, Kafjerra und Garl Langer, gar nicht lefen fönnen und 
nur von dritten Perlonen erfahren haben, daß auf den von ihnen abzuge 
benden Zetteln ber Name „Tweſten“ ftehe; ferner, daß andere, wie Benja- 
min Moſer und Johann Schmidt nur ganz mangelhaft zu lejen verftehen; 
weiter, Daß mehrere Zeugen, wie z. B. Johannes Scholz und Joſeph Mieöner, 
ihre Stimmzettel nicht direft vor der Wahl, fondern nur am Tage vorher 
gelefen und biejelben inzwiſchen bis zur Abgabe in ihren Kleidertaichen ver 
wahrt haben, wobei immerhin fo oder fo eine Vertaufhung der Stimmzettel 
in der Zwiſchenzeit ftattgefunden haben könnte. 

Es fann daher nicht für zuverläffig feftgeftellt erachtet werben, daß wirf« 
lid von allen 55 Zeugen auf den Namen des Stadtgerichts » Ratha Tweſten 
lautende Stimmzettel abgegeben worben. 

Der Zeuge Friedrih Ernft Schenke bekundet jogar, daß er 2 Zettel — 
einen für Tweſten und einen für den Landraſh Dlearius zujammengewidelt 
abgegeben. — 

Endli find von den Zeugen, welche die Abgabe von Stimmzetteln für 
weiten beihworen haben, 6 — Wilhelm Winkler, Carl Schäfer, Auguft 
Rudolph, Gottlieb Herrmann Reinert, Wilhelm Spielmann und Maurer Gott: 
frid Schenfe — gar nicht in der Lifte der Wahlberechtigten aufgeführt. 
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Dieſe Perfonen hätten Daher eigentlich auch gar nicht zur Wahl zugelafjen 
werden jollen. 

Wenn defjenungeadhtet Seitens des Wahl-Vorſtandes von den letztgedachten 
nicht wahlberechtigten Zeugen, vielleicht auch nod von anderen, nicht in ber 
Lifte der Wahlberechtigten aufgeführten, Perfonen Stimmzettel unrichtiger 
Weiſe angenommen worden find, jo mußten hinterher mehr Stinmzettel vor: 
handen fein, als zum Wahlaft erjchienene wahlberechtigte Perfonen durd bie 
Wahlverhandlung nachgewieſen wurden. 

Ties ſcheint auch in der That der Fall geweſen zu ſein. Denn uns 
partbeiifche Zeugen, welde der — übrigens ohne Ausſchließung der 
Deffentlihkeit ftattgebabten Feftftellung des WahlsRejultates 
durch den Wahl-Vorſtand beigewohnt, wollen gekört, rejp. beobachtet 
haben, daß Seitens des Wahl-Vorſtandes beichloffen worden, eine Anzahl 
„übrige* WahleZettel, und zwar, wie ausdrüdlid hervorgehoben, gleichviel ob 
Tweftenihe oder Dleariusfce, zu vernichten, und daß dieſer Beſchluß 
demnädft auch wirflih zur Ausführung gelangt. 

So inforreft ein ſolches Verfahren auch ift, jo fällt es doch nicht unter 
die Siraf-Beftimmung des $. 85. des Straf Geſetzbuchs. Denn der Wahls 
Vorſtand bat augenscheinlich nicht die Abficht gehabt, die rechtmäßige An- 
zahl der Wahlzettel zu vermindern. Bielmehr war die Abſicht des Wahl— 
Borftandes, von dem man nad allen Ermittelungen annehmen muß, daß 
er in gutem Glauben handelte, zweifellos nur darauf gerichtet, die von 
nicht wablberechtigten Perfonen zu Unrecht angenommen, aljo unrecht: 
mäßigen Wablzettel wieder fortzuſchaffen. 

Schweidnig, den 1. Januar 1868. 


Für den Königlichen Staats: Anwalt 
Blumenthal. 


Gegen diefe Verfügung bat der Denunziant bei der Ober-Staard-Ans 
waliſchaft Beichwerde erhoben, in welcher er die Entiheidungs-Gründe des 
Staats-Anwalts einer Kritif unterwirft, und weiter noch drei Zeugen benennt, 
welche gleih ihm aus dem Wahllofal ausgewieſen feien, desgleihen drei 
weitere (auch in der Wählerliſte mit Kreuzen bezeichnete) Wähler, melde be— 
jeugen wollen, daß aud fie Stimmzettel für Tweſten abgegeben haben. 

Es ift dieje Beichwerde durch folgende Verfügung zurüdgewiejen worden. 

Auf Ihre Beihwerde vom 21. v. Mis. wird Ihnen eröffnet, daß zum 
ftrafgerichtlihen Einfchreiten gegen den Schulzen Dinter oder einen der 
Borftandsmitglieder bei der am 28, Februar v. I. in Lang-Seifferädorf ftatt 
gefundenen Wahl feine Beranlafjung vorliegt. 

Wenn nad den erfolgten Ermittelungen aud nicht in Abrede zu ftellen 
ift, daß bei dieſer Wahl erhebliche Unregelmäßigfeiten vorgefommen find, ſo 
find doch nad dem Geſetz ($. 85. Strafgefepgbuh) nur ſolche Handlungen 
ftrafbar, melde auf eine vorſätzliche Verfälſchung des Wahlrefultats ab» 
zielen und daß der Scholge Dinter oder ein anderer der Wahlvorſtands— 
Mitglieder fih dergleihen Handlungen ſchuldig gemaht hat, ift weder bes 
wieſen, noch duch die von Ihnen nachträglih benannten Zeugen zu ers 
weilen. 


u A _ 
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Feſtgeſtellt ift ſchon jept, daß bei ver Wahl von dem Borftande in dem 
amtliden Protofolle nur 37 Stimmen als für den Stadtgerichtsrath Tweſten 
in Berlin abgegeben regiftrirt find, während die Anzahl der wirflid abge: 
gebenen Stimmen mehr betragen hat; ob aber diefe mehr abgegebenen Stim- 
men aus bloßem Berfehen nicht regiftrirt find, oder ch deren Negiftrirung 
und Berüdfihtigung son einem ber Mitglieder des Vorftandes cder von allen 
vorſätzlich unterlaffen ift, dies ift ganz unaufgeflärt geblieben. Es fommt 
hierbei noch insbefondere in Betracht, daß der Scholze Dinter nah den 
Ausjagen der vernommenen Zeugen nur 31 Stimmzettel für Tweften in 
Empfang genommen bat, die übrigen 21 Stimmzettel theild von anderen 
Borftandsmitgliedern in Empfang genommen, tbeild von den Wählern felbft 
in die Urne geworfen find, fo daß alfo auch aus der Mebergabe der Stimm: 
zeitel an Dinter nicht einmal ein überwirgender Berdadht dafür entnommen 
werben kann, daß er dergleihen vorſätzlich befeitigt habe und zwar um fü 
weniger, als nad der eingejehenen Wahlhandlung diejenigen Etimmzettel, 
die dem Dinter nad den Zeugen» Ausfagen übergeben find, fih ſämmtlich 
in der Wahl-Urne befunden haben. 


Breslau, den 24, Februar 1868. 


Der DOber-Staats: Anwalt. 
gez. Greiff. 


Hiergegen weiter Beihwerde führend, wendet fid Denunziant an das 
Königliche FuftizeMinifterium. Er benennt noch einen weiteren (in der Wühlers 
lifte gleichfalls befreuzten) Wähler, welcher bezeugen wolle, für Tweften ge 
ftimmt zu haben. Er bemerkt, wie Zeuge Kluß befunden werde, das Stimme 
zettel während der Wahl fih unter der Urne befunden, und daß der von ihm 
abgegebene Stimmzettel nicht in die Ume, fjondern auf dem Rande gelegt 
werden fei. Er legt Eremplare der gedrudten Stimmzettel für Dlearius 
und Tweften vor, um zu beweiien, daß biefelben durch Farbe und Stürfe des 
Papiers auch äußerlich erfennbar geweſen feien. 

Es ergeht hierauf folgende Verfügung. 

Auf Ihre Vorftellung vom 10. v. Mis. wird Ihnen bei Rüdiendung 
der Anlagen eröffnet, daß der JuftizMinifter nad) eingehender Prüfung ber 
umfafjenden ErmittelungssBerhandlungen, melde in Folge Ihrer, auf Wahl— 
fälfhung gerichteten Denunziation vom 31. März v. I. ftattzefunden haben, 
die Verfügung des Königlihen Ober » Staats » Anwalts zu Breslau vom 
24. Februar c. nicht für ungerehtfertigt erachten kann. 

Wenngleich nah Inhalt jener Verhandlungen über 50 Wähler von denen 
jedenfalls über 40 nicht nur ald qualificirte, fondern auch als wirklich erfchienene 
und votirende Wähler in die Wahllifte eingetragen find, eidlich verfihern: ihre 
Stimme für den Stadtgerichts-Rath Tweſten abgegeben zu haben, und gleihwohl 
das Wahlprotofoll vom 28. Februar 1867 nur 37 Stimmen als für Tweften 
abgegeben verzeichnet, jo ift doch aus dieſer, für die materielle Unrichtigfeit Des 
Wahlprotofolls ſprechenden Thatfahe noch feineswegs mit Nothwendigfeit 
ein überzeugender Schluß dahin zu zieben, daß eine vorſätzliche Verände— 
rung der rechtmäßigen Anzahl der Stimmzettel, oder eine Vertaufhung von 
Stimmzetteln vorgenommen worden ift. 
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Ebenfo wenig ift jenes Beweisergebniß für die fernere Frage, welden 
Mitgliedern des aus ſechs Perſonen zuſammengeſetzten Wahlvorftantes Die 
Verſchuldung jenes Widerſpruchs zwiſchen dem Wahlpretofoll und der Wirk» 
lichkeit zur Laſt fällt, von fchlüffiger Bedeutung. In Bezug auf beide Fragen 
fehlt es an jeder Aufklärung, obgleih ein binreichender Belaftungs » Beweis 
bei beiten Punkten erforderlich fein würde, um ein ftrafrechtliches Einfchreiteu 
gegen ein, mehrere oder jämmtlihe Mitglieder des Wahlvorftandes geredht- 
fertigt erſcheinen zu lafjen. 

Auch die in Ihrer Beihwerde vom 10. März c. angeführten neuen Bes 
weismomente ſiud nicht geignet, in den bezeichneten Richtungen weiteres Licht 
zu verbreiten. Auf die beantragte Vernehmung noch meherer Wähler, welche 
für ꝛc. Tweſten geftimmt haben follen, fommt es nicht an, meil zugegeben 
werben fann, aud von der Königlihen Ober-Staatsanwaltſchaft anerfaunt 
worden ift, daß die wirklich geichehene Abgabe einer größeren Zahl von 
Stimmen für Tweften, als im Wahlprotofolle vermerkt worden, ſchon jept 
feftfteht. Der Weber Kluß, welcher bezeugen fol, daß der von ihm abge 
gebene Stimmzettel nicht in die Wahlurme, jondern nur auf den Rand ber- 
jelben gelegt worden jei, hat bei feiner am 11. Zuli pr. ftattgefundenen Ver⸗ 
nehmung ausdrücklich bezeugt, daß Scholz Dinter ben Zettel, welchen Zeuge 
abgegeben, vor deffen Augen in die Urne gelegt bat. Wenn der Zeuge ferner 
befunden joll, daß fi während des Wahlaktes ſchon unter der Wahlurne 
Stimmzettel befunden haben, jo ift auch dieſe Thatſache ohne aufflärende 
Debeutung, weil nad den bisherigen Ermittelungen ſchon feftgeftellt ift, daß 
einige Zettel ſolcher Perfonen, welche nicht jogleih in der Wählerlifte gefunden 
wurden, cinftweilen unter die Urne gelegt und jpäter, als deren Nichte 
eintragung in Die Wahlliften Fonftatirt war, bei Seite geidafft 
worben find. 

Hiernach kaun Ihrem Antrage auf ſtrafrechtliche Verfolgung des Scholgen 
Dinter und der übrigen Mitglieder des Wuhlvorftandes auf Grund bes 
$. 85. Strafgeſetzbuchs ohne beffere Begründung der Denunziation nicht ftatt- 
gegeben werben. 


Berlin, den 14. April 1868. 


Der Yuftiz : Miniiter. 
In deſſen Bertretung 
v. u. zur Mühlen. 


Während nod die Sache bei Königlihen Juftiz-Minifterium ſchwebte, ift 
von Scholze Dinter bei der Staats-Anmwaltihaft ein Schrififtüd eingereicht, 
worin er dad von der Wahl-Kommilfion eingehaltene Verfahren näher dar— 
legt und zu entihuldigen bemüht ift. Er jagt: die Wähler jeien größtentheils 
truppmweile erſchienen und haben ftürmifch ihre Zettel abgeben wollen; dadurch 
ſei es gekommen, daß Zettel für den Augenblid angenommen, jedoeh unter 
der Urne refervirt feien; die Zettel jowie der Zettelabgeber feien notirt worden; 
babe fih dann der Trupp entfernt und die BWahl-Kommilfion etwas Zeit ge- 
babt, jo fei die Lifte fpeziell Durdgegangen, und, wenn fi der Name nicht 
vorgefunden, der Zettel vernichtet worden. Dieſes nidyt ganz forrefte Verfah— 
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ren fei eingejhlagen worden, um Exceſſe zu vermeiden, die bei der großen 
Aufregung zu befürchten geweſen feien. 

Die wiederholten Zurüdweifungen haben den Denunzianten veranlaßt, 
fi mit der vorliegenden Petition an das Abgeordnetenhaus zu wenden. Er 
erachtet bei dem erheblichen Unterfhied in der Zahl der vorgefundenen und 
befundetermaßen abgegebenen Stimmzettel für Tweften eine Wahlfälſchung 
nicht für zweifelhaft, und glaubt auch, daß die Thäterſchaft jedenfalls die Mit 
wirfung des Scholzen Dinter feinem Bedenken unterliege. Der Umftand, 
daß auch unberehtigte Wähler Stimmzettel abgegeben haben, fünne nicht ent« 
jheiden, da einmal angenommene Stimmzettel nit nachträglich Eaffirt wer- 
den fünnen, am wenigften, fo wie bier geſchehen, in weit größerer Anzahl als 
die Zahl der unrehtmäßig abgegebenen. Die wiederholte Zurüdweilung 
der Denunziation wird als eine Rechisverſagung bezeichnet, und es wird 
gebeten: 

die Erhebung der Anklage gegen den Scholzen Dinter und 
Genoffen wegen vorjägliher Verminderung der Wahlzettel zu 
veranlaffen. 
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Bei der Berathung dee Petition hielt der Herr Regierungs-Kommiſſar 
den in der Berfügung des Königlichen Juftiz-Minifteriums eingenommenen 
Standpunkt aufredt.. Er wies insbejondere darauf hin, daß der $. 85. bes 
Strafgeſetzbuches nur die vorfägliche Verminderung der rehtmäßigen 
Anzahl der Wahlzettel mit Strafe bedrohe; da aber hier mehrere Wähler mit ab» 
geftimmt haben, die nicht in die Wahllifte eingetragen gewefen ſeien, auch bereits 
ein Zeuge aufgetreten ſei, der die gleichzeitige Abgabe zweier Stimmzettel 
bezeugt habe, überdies die Möglichkeit vorliege, daß der volle Umfang ber 
rechtöwidrig in die Urne gelangten Zettel nicht aufgeklärt jet, jo könne die bes 
zeugte Kaffirung von Wahlzetteln nur zu dem Zmwede, unrehtmäßig abge— 
gebene Stimmzettel zu bejeitigen, als erfolgt angejehen werden, und es liege 
deshalb, wegen Mangel des erforderlichen dolus, das bier fraglihe Vergehen 
nit vor. Abgeſehen hiervon, fehle es aud an jedem genügenden Anhalts- 
punkte für die Frage, weldem der verſchiedenen Mitglieder der Wahl-Kom— 
mijfion eine rechtswidrige Bejeitigung von Wahlzetteln zur Laſt falle, 

Die Zuftize Kommilfion in ihrer Mehrheit konnte ſich diefer Sachauf— 
faffung nit anſchließen. 

Objektiv betrachtet, muß es als eine höchſt auffällige Erſcheinung ange 
ſehen werden, daß, während 55 Zeugen, faft ſämmtlich beeidigt, verſichern, 
Stimmzettel für Tweften abgegeben zu haben, aud 45 dieſer Zeugen mit 
eigenen Augen gejeben zu haben erklären, mie dieſe ihre Stimmzettel in Die 
Wahlurne gelangt jeien, fi in diefer nur 37 Zeitel für Tweften vorgefunden 
baben follen. Das Auffallende dieſes Widerſpruchs wird durd die Bemäns 
gelung, welche der Staats- Anwalt in feiner Verfügung vom 1. Januar 1868 
den Zeugenausjagen zu Theil werden läßt, offenbar nicht bejeitigt; da nas 
mentlich die Zeugen, melde nur ſchlecht lejen können oder ihre Stimmzettel 
Tags zuvor geleien und dann in die Taſche geftedt zu haben erklären, bier 
dur in ihrer Verfiherung, daß ihre Stimmzettel auf Tweften gelautet, nicht 
minder glaubwürdig werden; die Ausjagen ber Zeugen, welde gar nicht leſen 
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fönnen, ſich durch Vernehmung ber Perfonen, welche ihnen die Stimmzettel 
vorgelefen, hätten ergänzen laffen; der vom Zeugen Fr. Ernft Schenke zur 
Urne gebrachte Zettel für Tweſten nicht dadurch zu eriftiren aufbörte, daß 
Zeuge gleichzeitig einen Zettel für Dlearius abgegeben hat; und endlich 
aud der Umftand, daß fieben der vernommenen Zeugen nicht in die Wahls 
lifte eingetragen waren, das Verſchwinden ihrer Stimmzettel nicht erklärt, 
wenn dieje, wie fie verfihern, von der Wahltommilfion angenommen und in 
die Urne gelegt worden waren. Ebenſo war man übereinftimmend ber An— 
fiht, daß die Gründe, welche in der Verfügung der Ober» Staatsanwalts als 
muthmaßliche Erklärung des obengedachten Wideripruchs aufgeführt find, nicht 
zutreffen. Das Auffallende jenes Widerſpruchs würde fih aber nod ver 
mehren, wenn die weiter vom Denuncianten benannten vier Zeugen befunden 
würden, daß aud fie Stimmzettel für Tweften abgegeben haben. Es wären 
alsdann — die Wahrheit ſämmtlicher Zeugenausſagen vorausgeſetzt — nicht 
weniger als 22 auf Tweften lautende Stimmzettel jpurlos verſchwunden. 

Diefem objektiv vorliegenden Verdachte ftehen aber auch in fjubjeftiver 
Beziehung ſehr erhebliche Verdachtsgründe zur Seite, wenn glei zugegeben 
werden muß, daß im diefer Beziehung die Unteriuhung noch unvollftäudig 
ift. Es ift anzunehmen, daß verjchiedenartige Vorgänge ftattgehabt, welche 
auf den Beftand der Stimmzettel eingewirft haben; deren Berjchiedenartigkeit 
aber benupt worden jei, um die Sade in’s Trübe zu ziehen. Nach anfäng- 
lichem Zögern tritt Son in der Vernehmung der Kommilfions- Mitglieder zu 
Zage, daß einzelne Stimmzettel, weil die Namen der Stimmgeber nicht jofort 
in der Wahllifte aufzufinden geweſen, einftweilen unter die Urme gelegt, und 
dann, nachdem ſich herausgeftellt, daß die betreffenden Perionen wirklid nicht 
in der Lifte ftanden, kaſſirt worden jeien. Die Zahl der joldergeftalt bejei« 
tigten Stimmzettel wird/zu 1 bis 2, 2, oder 2 bis 3 angegeben, Ein ſolches 
Berfahren, wenn es aud nicht ganz den Borichriften des Wahl-Neglements 
entipricht, wirrde doch feinenfalls unter die Strafbeitimmung des $. 85. dei Straf 
geieg-Buchs fallen, da die unberechtigter Weije abgegebenen, noch nicht in die Urne 
gebraten Stimmzettel als „rechtmähige“ im Sinne » des Geſetzes nicht ber 
trachtet werden konnten. Dffenbar aber erklären dieſe Vorgänge, ſchon ber 
Geringfügigkeit der angegebenen Zahlen nah, das enorme Defizit an Zweiten» 
ſchen Stimmzetteln nicht, auch abgejehen davon, daß gerade Diejenigen 7 Zeugen, 
denen allein gegenüber — weil fie nicht in der Wahllifte ftehen — das frag- 
liche Verfahren als möglich gedadht werden fann, befunden, daß ihre Zettel 
in die Urme gefommen jeien. 

Während aber dieſe Kaffirung einzelner nicht in die Urne gelangter 
Wahlzettel, welde von michteingetragenen Wählern abgegeben worden, nad 
dem ganzen Zujammenhang, und wie vollends aus der legten Erklärung des 
Scolzen Dinter erhellt, im Laufe des Wahlverfahrens („wenn ein Trupp 
Wähler fih entfernt, und die Wahlfommilfion etwas Zeit hatte*) erfolgte, 
taucht in der Ausjage des Zeugen Gottfried ein hiervon ganz verjchiedener 
Borgang auf, welder anjcheinend dem Defizit an Stimmzetteln weit näher 
rückt; daß nimlid bei Beginn der Stimmzählung eine Anzahl Wahl- 
zettel „übrig geweien“ d. h. mit der in der Wahllifte vermerkten Zahl der 
Abftimmenden nicht übereingeftimmt habe, und deshalb nad Beihluß der 
Wahlkommiſſion „in den Ofen geftedt jei*. Bon diefem Borgang haben bie 

2 


10 


Mitglieder der Wahlkommiſſion gänzlih geſchwiegen; und nur die erfte etwas 
myſteriöſe Ausfage des Scholze Dinter, wo derfelbe von dem anfänglichen 
Nicht-Stimmen und wiederholten Nahzäblen der Stimmzettel redet, läßt 
etwas Derartige einigermaßen ahnen. Allerdings bezeichnet ꝛc. Gottfried 
die Zahl der folchergeftalt beieitigten Zettel nur zu 4, 6 oder 8; audy erwähnt 
er, es jei davon die Rede geweſen, gleihviel Olarius'ſche und Tweften’iche 
Stimmzettel zu vernichten. Wie dem aber auch fei: jedenfalls nimmt diejer 
Bernichtungs-Aft, wenn er jo wie befundet vorgefommen, einen weit ernfteren 
Charafter an. 

63 erfcheinen nämlich die einmal in die Wahlurne gelangten Stimm 
zettel unbedingt als „rechtmäßige“. Der Gedanke, einen Theil dieſer Zettel 
deshalb kaſſiren zu dürfen, weil unberechtigte Wähler an der Wahl Theil 
genommen, jceitert Schon au der natürlichen Unmöglichkeit, die von den un— 
berechtigten Wählern abgegebenen Zettel unter den berechtigten herauszufinden. 
Es bleibt alfo nichts übrig, als jämmtliche Zettel vorläufig als beredhtigt 
gelten zu lafjen; wie denn auch ausdrüdlih in $: 19. des Wahl-Reglements 
vom 30. Dezember 1866 vorgeihrieben ift, daß, wenn die in der Urne vor— 
gefundenen Zeitel mit der Zahl der notirten Stimmgeber nicht übereinftimme, 
dies nebft dem etwa zur Aufklärung Dienlichen im Protofolle anzugeben jei“. 
An und für fi liegt hiernady in der bewußter Weile vorgenommenen Ber: 
nihtung mehrerer in der Urne vorgefundener Zettel, jei ed auch auf den an— 
geführten Grund hin, eine „vorjägliche Verminderung der rehtmäßigen Anzahl 
der Zettel" Seitens der Wahlkommiſſion, alio der Thatbeftind des in 8. 85. 
des SteafsGejepe- Buches bezeichneten Vergehens vor. Und es fonnte nur bie 
Frage eniftehen, ob etwa Gründe vorliegen, welche die dem Strafgejeg zuwider 
laufende Handlung als jubjektiv entihuldigt betrachten ließen. 

Die Geltendmahung ſolcher Entſchuldigungsgründe — ſo weit fie übers 
haupt rechtlich gedacht werden fünnen — hatte aber jedenfalls die Anfläger- 
ſchaft der Vertheidigung zu überlaffen. Die Unterftellung des Staats- 
Anwalts, daß der Wahlvorftand, „wie man nad allen Ermittelungen annehmen 
müſſe“, in gutem Glauben gehandelt babe, war um jo weniger obne Weiteres 
begründet, als bejondere Ermittelungen, welde auf den guten Glauben bins 
wieſen, in den Akten nicht erfindlih find. Umgekehrt bilden die befundete 
offene Parteinahme des Wahlvorftehers für einen der Kandidaten, das bedenk— 
liche Verfahren deffelben in Zulafjung der Deffentlidfeit bei der Wahlprüfung, 
und endlih das aud durch das Gottfriedſche Zeugniß noch nicht völlig aufs 
geflärte Defizit an Stimmzetteln für Tweſten Momente, weldhe zur be- 
ſonderen Vorſicht in jener Annahme mahnten. 

Es war daher nad Anſicht der Mehrheit der Juſtiz-Kommiſſion durch— 
aus nicht zu billigen, daß der Staatsanwalt gerade in dem Augenblid, als 
ed durch die Ausjage des Zeugen Gottfried Licht in der Sache zu werden 
begann, das Berfabren ſchloß und die Denunziation zurüdwies, Es hätte 
vielmehr jene Ausſage jahgemäß zur Weiterführung der Unterjuhung benugt, 
und zu dem Zwede die gerichtlihe Vorunterfuhnng beantragt werden jollen, 
wo man dann, wie faum zu zweifeln ift, der Wahrheit weit näher getreten 
fein würde. Auch der Zweifel, welche ber verichiedenen Mitglieder der Wahl« 
Kommilfion ih als die Schuldigen herausftellen werden, fonnte nicht edit» 
fertigen, von vornherein auf Berfolgung der Sache zu verzichten. 
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Hiernach und zugleih in Hinblid darauf, daß es fi bier um ein Ver— 
geben handelt, bei deſſen gehöriger Verfolgung die Kandes-Vertretung im 
höchſten Maße intereffirt ift, weil darauf ihre eigene Integrität beruht, glaubt 
die Mehrheit der Zuftiz-Rommilfion beantragen zu müffen, daß das Abge- 
geordnetenhaug, fo viel an ihm liegt, auch noch in der gegenwärtigen Sad» 
lage dahin wirfe, daß der Gerechtigkeit in dieſer Sache freier Lauf gelaffen 
werde. — 

Abweichend hiervon ift die Minderheit der Juſtiz-Kommiſſion der Anficht, 
daß zwar zu beflagen ſei, daß diefe Sache der gerichtlichen Borunterfuhung 
entzogen worden; daß jedoch dermalen ein weiteres Ergebniß der Sache nicht 
zu erwarten ftebe, und deshalb der Uebergang zur Tages-Ordnung fih em» 
pfehle. — 

Die JuftizeKommilfion trägt hiernach darauf an: 

Die vorliegende Petition der Königlihen Staats-Negierung zur 
Berückſichtigung zu überweifen. 


B. 


Berichterjtatter: 
Abgeordneter Dr. Bähr. 


— ⸗ — 


Zur Entwäſſerung des Thales der faulen Obra find die Befiper von 
Grundftüden in jenem Thale, und darunter aud eine größere Anzahl Ein— 
wohner der Dorfihaft Muſchten, zu einem Berbande vereinigt worden, auf 
deffen Koften die Entwäfferung, und zwar gegen den Willen der Einwohner 
von Muſchten, ausgeführt worden if. Wenig befriedigt von der ihren Grund» 
ftüden dadurch angeblih zu Theil gewordenen Berbefjerung, weigerten Die 
betheiligten Mufchtener Einwohner jeit dem Jahre 1865 die Zahlung der auf 
fie vertheilten Koften. Mehrere einfache Verſuche der angeordneten adminiftra» 
tiven Beitreibung feheiterten daran, daß die mit der VBollftredung beauftragten 
Diener jämmtlihe Geböfte ftets verichloffen fanden. Am 6. März 1868 
wurden darauf mit Vollftredung der Erefution zwei Gensdarmen, ein Kreis: 
Erefutor und der Gerichtöihulze zu Muſchten beauftragt. Als fie erſchienen 
und zunächft die Erekution in dem Gehöfte des Bauer Chriftian Jänſch voll» 
ziehen wollten, fanden fie wiederum die Zugänge verihloffen und verriegelt, 
auch gegen das Thor von innen Stügen geftellt. Die Deffnung wurde von 
dem amwelenden Beliger verweigert. Verſuchte Gemalt-Anwendung gelang 
nicht. Die Dorfbewohner von Muſchten jammelten fih an Ort und Stelle, 
lärmten, nahmen eine bedrohliche Haltung an, ftellten ſich angeblid mit dem 
Rüden gegen das Hofthor, und weigerten auf Aufforderung des Gensdarmen 
fi zu entfernen. Die Beamten ſahen fid) genöthigt, wiederum unverrichteter 
Sache abzuziehen. 

Zur näheren Erläuterung des Thatſächlichen jei no erwähnt, dab wegen 

2 * 
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ber Vorgänge vom 6. März ein Strafverfahren wider 39 Einwohner von 
Muſchten eingeleitet ift; daß von dieſen 8, darunter die dermaligen Petenten 
Jänſch und Apelt, wegen Widerftands gegen die Staatögewalt jeder zu 
3 Monaten, die übrigen jeder zu 14 Tagen Gefängniß in erfter Inftanz 
verurtheilt find, eine gegen dieſes Urtbeil eingelegte Berufung aber noch nicht 
entſchieden ift. 

Weiter ift nun jene Angelegenheit nad Angabe der Petenten in folgender 
Weiſe verlaufen. Wenige Tage nah jenem Vorgange erhielten die beiden 
Petenten nebft noch jechs anderen Einwohnernvon Muſchten (anfcheinend die näm- 
lichen, welche fpäter mit 3 Monaten Gefängniß belegt worden find) eine Vor: 
ladung auf den 11. März vor den Landrath Grafen v. d. Goltz zu Züllichau. 
Nur die beiden Petenten leifteten Folge. Bor dem Landrath erichienen, wurden 
fie von demfelben wegen ihres am 6. März geleifteten Widerftandes für ver 
haftet erklärt und in das Polizei-Gefängnis zu Züllichau abgeführt. Am 
13. März erſchien der Landrath jelbft mit einer größeren Anzahl Gensdarmen 
zu Muichten, und ed wurde nun die Erefution überall ohne Widerftandsleiftung 
vollzogen. Auf Begehren der dortigen Einwohner, ibre verhafteten Mir Eins 
wohner nunmehr alsbald freigelaffen zu ſehen, erklärte der Landrath fich hierzu 
bereit, wenn das Geld für eine telegraphilche Depeſche nah Züllichau beichafft 
werde, Dies geihah, und die Petenten wurden, nachdem fie von Mittwoch 
Mittag bis Freitag Nachmittag 34 Uhr gejeffen, aus, der Haft entlaffen. Erft 
nachdem Dies geicheben, gelangte auch Seitens des Staatsanmwalts, an weldem 
Tags zuvor die Sache abgegeben war, die Anordnung ihrer Freilaffung an. 
An Mufchten hatte aber angeblid der Landrath zuvor noch erflärt: 

er würde fie (die Petenten) nicht eingeftedt haben, wenn fie bei 
ihrem Erſcheinen im Termine erflärt hätten, fie wollten bezahlen. 

Die gegen fie vollzogene Berhaftung bat die Petenten veranlaft, eine An- 
zeige wider den Landrath Grafen v. d. Goltz wegen rechtswidriger Verhafs 
tung nad $. 317 des St. ©. DB. bei dem Staatsanwalt einzureihen. Sie 
bezeichnen die Verhaftung als eine rechtswidrige, weil dieſelbe in den Vor— 
Ichriften des Geſetzes zum Schuge der perjönlichen Freiheit von 12. Februar 
1850 Feine Redtfertigung finde, namentlich auch der $. 6 dieſes Geſetzes, welcher 
die Verhaftung von Perionen im abminiftrativen Wege geftatte: 

„wenn der eigene Schuß dieſer Perfonen oder die Aufrechthal- 

tung ber öffentlihen Sittlifeit, Sicherheit und Ruhe biefe 

Mapregel dringend erfordern‘ 
sorliegend nidht anwendbar geweſen. Vielmehr erſcheine die Verhaftung im 
Hinblide auf die angeführte Meußerung des Landraths: „Er würde fie nicht 
eingeftedt haben ꝛc.“, als eine reine Erpreffungsmaßregel, um fie zu einer ver- 
weigerten Zahlung zu möthigen. Wegen einer bloßen Zahlungsweigerung 
fünne Niemand eingeftet werden, zumal wenn er, wie es bei ihnen der Fall 
geweien, in gutem Glauben jei. 

Diefe Denunciation ift vom Staatsanwalt zu Groffen zurückgewieſen 
worben, weil nad) ben Vorgängen vom 6. März zur Verhütung einer Wie- 
derholung der Ercefje die vorläufige Feſtnehmung der Petenten auf Grund 
des 8. 6. des Geſetzes vom 12. Februar 1850 durchaus nicht ungerechtfertigt 
geweien, aber auch abgejeben hiervon eine mit dem Bewußtfein der Nechts- 
widrigfeit vorgenommene Inhaftnahme nicht inbicirt fei. 
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Eine biergegen erhobene Beihwerde an den Ober⸗Staatsanwalt, des⸗ 
gleihen an das Königliche ZuftizeMinifterium ift ohne Erfolg geblieben. 

Nunmehr wenden ſich die beiden Petenten an das Abgeordnetenhaus, in« 
dem fie in ihrer Verhaftung einen groben Eingriff in ihre perlönliche Freiheit 
erblicken, hierfür die früheren Gefichtspunfte geltend maden, und noch an— 
führen, daß der Landrath ja nicht einmal ihr competenter Polizei-Verwalter 
gewejen, biejer vielmehr ber Befiper des Domaniums Muſchten, Dr, Jablonski 
fei. Sie bitten die Petition dem Herrn JuftizeMinifter zur Abhülfe zu 
überweijen. 


Bei der Berathung, welder ald Regierungs-Kommiffar Herr Appellations- 
Gerichts-Rath Wittmarck beimohnte, erflärte biejer, es fei, wie in der Petition 
angeführt, richtig, daß die Petenten mit mehreren andern Bewohnern von 
Muſchten am 11. März v. I. auf das Landrathsamt beichieben, dort von 
dem Landrath Grafen v. d. Golg verhaftet jeien, daß der Landrath am 
12. März biervon dem Staatsanwalt in Groffen zum weiteren ſtrafrechtlichen 
Einihreiten und zum Befinden über die Fortdauer der Haft Mittheilung ge 
macht babe, daß diefer am 13. März die Freilaffung verfügt babe, und daß 
die Freilaffung aud an dieſem Tage, an welden die Erecution in Muſchten 
sollftredt worden, erfolgt fei. Der Herr Regierungs-Rommiffar vervollftän- 
digte diefe Angaben noch dahin, daß der Landrath nad dem Borgange vom 
6. März Militair zur Executionsvollſtreckung zuzuziehen beabfidhtigt babe, 
daß er aber von dem Regierungs-Präfidenten in Frankfurt a. D. angewieſen 
fei, unter Zuhülfenahme einer genügenden Zahl von Gensdarmen perſönlich 
die Ereeution „nach zuvoriger Feftnehmung der Haupträbelsführer auf Grund 
des 8. 6. des Geſetzes vom 12. Februar 1850” zu vollftreden; eine Weifung, 
die der Landrath dann in der bezeichneten Weife befolgt habe. 

In der Kommilfion ſprachen fi) überwiegende Stimmen dafür aus, daß 
die fraglihe Verhaftung, aud nad) der angeblih vom Landrath v. d. Golg 
gethanen Aeußerung, keineswegs in der Bedeutung einer Erpreffungsmaaßregel 
behufs Ernöthigung einer Zahlung aufgefaßt werden könne, daß dieſelbe 
vielmehr offenbar nur gejhehen jei, um im Boraus den Widerftand gegen 
die wiederholt zu verluchende Erecution zu breden. Gleichwohl wurde von 
mehreren Seiten fi mißbilligend über dieſe Verhaftung geäußert, indem nicht 
anzuerfennen fei, daß vorliegend, um die zwei Tage jpäter zu bewirkende Ere- 
eution vorzubereiten, man von dieſer Verhaftung als einer „zur Aufrechthaltung 
der Sicherheit und Ruhe dringend erforderlihen Maafregel* reden könne; 
wie ed denn auch einen peinlichen Eindrud made, daß gerade diejenigen beiden 
Einwohner, melde, gehorſam der landräthlihen Borladung, fi zu ber ver- 
meintlihen Vernehmung geftellt haben, dort mit einer Verhaftung überrafcht 
jeien, während die Uebrigen, Ungeborfamen, davon verihont geblieben, Gleich— 
wohl war man faft alljeitig der Anficht, daß die Vorjchrift in $. 6. des Ge- 
ſetzes vom 12. Februar 1850. nicht Far und präcis genug Die Bedingungen, 
unter welchen eine Verhaftung ftatthaft ſei, aufftelle, um annehmen zu fönnen, 
daß vorliegend ber Landratb — auch abgejehen von dem ibm zugegangenen 
höheren Befehl — „mit Vorjap eine rechtäwidrige Verhaftung“, d. b. eine 
Berbhaftung mit Bewußtſein ihrer Rehtswibdrigfeit vorgenommen babe. 
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Nur darüber beftand Meinungsverfchiedenheit, daß eine Minorität die Petition 
ohne Beriterftattung im Haufe erledigen wollte, während die Majorität eine 
ſolche Berichterſtattung beſchloß, mit dem Antrage: 
das Abgeordnetenhaus wolle über die vorliegende Petition zur Tas 
gesordnung übergeben. 


Ü. 


Berichteritatter: 
Abgeordneter Gleim. 
nn 


Sourn. II. Rr. 250. Der Rechtsanwalt Carl Udermann in Marburg, früher in Wetter, 
bat fih an das Haus der Abgeordneten mit einer Petition gewendet, deren 
Zwed ſich nad drei verichiedenen Richtungen bin erftredt. 

Er will: 

1) Befeitigung der den Heſſiſchen Anwälten durch die neue Gerichts— 
Organifation, das neue Prozeverfahren und die Einführung der 
Preußiihen Anwaltskoſten: Gelege und Tarife überhaupt zuges 
fügten Nachtheile. 

2) Aufhebung einer ihm bei Verlegung feines Wohnfiges von Wetter 
nad Marburg gejtellten Bedingung, daß er bei feinem Auftreten 
vor den Amtsgerichten jeines feitherigen Rejfriptionsbezirkes den 
Parteien Diäten und Reiſekoſten nicht in Rechnung ftellen dürfe. 

3) Abhülfe der in der Anwendung der fo eben zu 2, erwähnten 
Bedingung gegebenen, jeiner Meinung nad unftatthaften Aus: 
dehnung. 

Das Ergebniß der hierüber in einer Sitzung ber Juftiz » Kommilfion, 
welcher als Kommilfar der Königlichen Staats-Regierung ber Herr Geheime 
Juftizrath Freiherr v. Glaubig beimohnte, geflogenen Verhandlungen ift im 
Weſentlichen, ſowohl was thatſächliche Verhältniſſe, als deren Beurtbeilung 
betrifft, folgendes: 

Der Beihwerdefübrer ift im Jahr 1856, damals Obergerichtö-Referendar, 
Iandeöherrlih zum Advofaten für die Juſtiz-Aemter Wetter, Rauihenberg 
und Franfenberg mit dem Wohnfige in Wetter ernannt, und bat im Novem« 
ber 1867 darum nachgeſucht, feinen Wohnſitz von dem Amtsgerichtsort Wetter 
nad dem benachbarten einige Stunden entfernten Marburg, dem Sip bes 
Kreisgerichts, verlegen zu dürfen, welches Anſuchen ihm unter der obigen Bes 
dingung gewährt worden it, jedoch nicht ohne ihn vorher darum zu fragen 
und nachdem er fid mit diefer Bedingung einverftanden erklärt bat. 

Dielen, den Gegenftand der 2. Beichwerde betreffenden Punft hält der 
Petent für ganz beionders gravirend, namentlih im Hinblick auf eine, ganz 
das entgegengelepte Princip anerfennende, Verfügung des Herrn FuftizeMinifters 
an den Juftiz» Senat zu Ghrenbreitftein vom 21. April 1868 (abgedrudt in 
Hinihius Zeitichrift II. p. 588.) 
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Was den 3. Beichwerdepunft betrifft, jo bat nad der Darftellung des 
Petenten das Kreisgericht Marburg in einer vor daffelbe gehörigen Sache das 
Amtsgericht Frankenberg mit Enticheidung eines Prioritätsftreits beauftragt; 
der Petent ift zur Wahrung der Rechte einet Glienten nad Aranfenberg ges 
reift, e8 find ihm aber die berechneten Reiſekoſten und Diäten geftrichen, und 
das Apellationdgeriht bat auf erhobene Beichwerde entichieden, daß es dem 
Kreisgericht nicht zugemutbet werden könne, in des Beihwerdeführers perſön— 
lichem Iutereffe anders zu verfahren, als es fonft im Intereſſe der Parteien 
und nad Lage der Sache geeignet befunden werde. Bei einer weiter an ben 
Herrn Zuftiz « Minifter erhobenen Beihwerde ift dem Beichwerdeführer auf 
feine Geſuche um Erweiterung feines Geihäfts-Bezirfs und Beleitigung der 
ihm auferlegten Beſchränkungen eröffnet, daß der Herr Juſtiz-Miniſter Feine 
Veranlaffung gefunden babe, die gemachte Beihränkung aufzuheben. In 
diejer letzteren Beziehung fällt aljo Beihwerde 3. mit Beſchwerde 2. zu« 
fammen. 

Um die einzelnen BeſchwerdePunkte gebörig würdigen zu können, ift es 
erforderlich, die Verhältniffe der früher Heifiihen Anwälte in einem allge 
meinen Ueberblid zuſammen zu fafjen. 

In Hefjen beftand ein Unterſchied zwiſchen Ober- und Untergeridhts- 
Anwälten bis zur Einführung der neuen Gerihts-Organijation vom Jahre 
1867, wenn auch die materielle Bedeutung diejes Unterſchiedes nah und nad 
an Wichtigkeit abgenommen hatte, und nur noch in Bezug auf den terri« 
torialen Wirkungskreis der Anwälte hervorirat. Ein Unterjdied in den Er— 
forderniffen, insbejondere der Befähigung zur Anftellung als Ober: oder 
Untergerichtss Anwalt beftand, wenigftens geſetzlich, nicht. 

Bei der Anjtellung wurde jedem Anwalt, Ober- vder Untergerichts- 
Anwalt, ein territorial beftimmter Wirkungskreis angewiejen. 

Für die Obergerihts-Anwälte war er ein für allemal in dem Sprengel 
desjenigen Obergerichts gegeben, für weldes die Ernennung erfolgte. Ihr 
Wohnſitz war ftetd in dem Drte, wo das betreffende Obergericht jeinen 
Sig hatte. Für die Untergerichts-Anwälte waren ſolche ein für allemal ab» 
gegrenzte Sprengel nit vorhanden, fie wurden bei jeder Anftellung nad 
Bedürfniß, nah Wunſch u. j. w. bejonders gebildet, und es wurde in dem 
Anſtellungs-Reſkripte befonders erwähnt, für welche Juftiz-Aemter (Unter 
gerichte) der Anwalt beftellt, uud an welchem Gerichtd-Orte ibm jein Domizil 
angemiejen jei. 

Der materielle, aber wie gejagt, im Lauf der Zeit vielfah abgeſchwächte 
Unterjhied war der, daß bis zu dem (in Nachbildung ver Preußiſchen 
Prozeß-Gejepgebung für die gemeinrechtlihen Landestheile von 1849) erlafjenen 
proviſoriſchen Gelege vom 22. Juli 1851 die Obergerihts- Anwälte vor den 
Untergerichte-Anmälten voraushatten, daß vor den Obergerichten die Partheien 
perjönlid nur unter Beiftand eines Obergerichts-Anmwaltes vortreten fonnten, 
und jhriftlihe Eingaben nur, wenn fie mit der Unterjchrift eines Obergerichts- 
Anwalts verjehen waren, bei den oberen Gerichten paifiren durften, bei den 
Untergerichten aber ein jolder Vertretungszwang nit eriftirte und nur 
Schriften mit der Unterihrift eines inländiihen Anwalts verjehen jein 
mußten. 

Was insbeiondere den Bezug von Reifefoften und Diäten Seitens ber 
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Anwälte angeht, jo war bier, abgejehen von Saden unter 50 Rthlru., für 
welche bejondere Vorjchriften galten, die Verordnung vom 17. Novenber 1829 
. maßgebend und ift aus diefer auch der Unterſchied der Befugnif der beiden 
Anwalts- Kategorien zu erfehen. In $. 12. diefer Verordnung beißt es: 
„Die Obergerichts-Anwälte, desgleichen die bei einem 
Untergericht zugelaffenen Sachwalter find befugt, bei jedem 
Untergerichte vorzutreten. Diejelben dürfen aber Tagegelder 
und Reijekoften für Geichäfte bei folden Gerichten, für welche 
fie nicht rejfribirt find, niemals wider Die Gegenpartbei, und nur 
dann gegen bie Parthei, von welder fie beauftragt find, in Red 
nung bringen, wenn ein beshalbiges Verſprechen in bie ihnen 
ertbeilte Vollmacht jhriftlih (micht blos durd ein gedrudtes For- 
mular) mit aufgenommen worden ift.” 

Während das gedachte proviforische Geſetz vom 22. Juli 1851 und die dazu 
gehörige Verordnung vom 30. Oktober ej. mit Einführung mündlider Ber- 
bandlungs-Termine in Givilprozeffen den Untergerichts- Anwälten die Vertretung 
ihrer Klienten bei den oberen Gerichten ermöglichte, ging das Gerichts- 
Drganilationdgejep vom 28. Dftober 1863 infofern noch weiter, ald nun aud 
die Ueberreihung von Prozeßſchriften bei den oberen Gerichten der Mitwir- 
kung eines Obergerichtd-Anwalts nicht weiter bedurfte, unbeichadet des Erfor« 
derniſſes, daß die Partheien bei den oberen Gerichten überhaupt durd Anwälte 
vertreten jein mußten. 

Sept war bei der Gleihberedhtigung zum Auftreten und Schriftenein- 
reihen der Unterſchied zwiſchen den Obergerichts- und Untergerichts-Anwälten 
bis auf feine Bedeutung für den Reſkriptions-Bezirk verſchwunden, aber eben 
für diefen lepteren Begriff und die damit in Verbindung ftehende Diätenfrage 
war er immer nod, und um fo mehr wichtig als die Anftellungen der An: 
walte nad wie vor ald Obergerichts-Anwälte für den ein für allemal gegebenen 
Rejkriptionsbezirf des Obergerichtsſpreugels oder als Untergerihts-Anwälte für 
einen in conereto beftimmten Bezirk erfolgten. 

Der Begriff des Reifriptionsbezirfd war aber für die Untergeridts-Ans 
wälte, nachdem fie aud bei den oberen Gerichten vertreten durften, Fein rein 
territorialer mehr, infofern in den meiften Fällen das höhere Gericht feinen 
Sig in dem Sprengel des Untergerichts » Anwalts nicht hatte, vielmehr war 
nun ein jachliches Element bineingetragen, denn wenn die Untergerichts » An« 
wälte für die von ihnen bei den Obergerichten zu verhandelnden Saden, na» 
mentlih aud der Gegenparthei gegenüber, diätenberechtigt jein jellten, fo 
mußten die betreffenden Sachen aus dem Reſkriptionsbezirk fein, 

Bei den noch immer in Kraft gebliebenen Beftimmungen des $. 12. der 
Berorbnung vom 17, November 1829 zeigten ſich Unzuträglichfeiten in Bezug 
auf die Diäten zc. nicht, weil dieſe Koften, wenn aud zu verſchiedenen Zeiten 
verjhieden, doch ftets auf jehr mäßige Marimaljäge beitimmt waren. 

In diefen Zuftand greift num die neue Legislation vom Jahre 1867 ein. 
In dem Gerihts-Organijationsgefep für Helfen vom 26. Juni 1867 beißt es 
in 8. 35.: 

„Die vorhandenen Anwalte find zur Praris bei jammtlichen Kreis» 
und Amtsgerichten in dem vormaligen Kurfürftentbum Heffen und 
den vormals Königlih Baieriihen Gebietstheilen mit Ausſchluß 
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der Euflave Kaulsdorf befugt, besgleihen erhalten die bei dem 
Ober-Appellationsgeriht in Kaffel und bei den Obergerihten an« 
geftellten Anwalte die Befugniß zur Praris bei dem Appellationd- 
gericht und den fämmtlichen Kreis: und Amtegerihten.* 

„Inſofern den Anwalten jedoch durch dieje Beftim- 
mung eine örtlide Erweiterung ihres bisherigen Wir- 
fungsfreifes eingeräumt wird, bürfen fie den Partheien Reife, 
foften und Diäten nicht in Rechnung ftellen. Eine Beränderung 
ihres bisherigen Wohnorts kann nur mit Genehmigung des Juſtiz— 
Minifters erfolgen.“ 

Hierdurd find die Pefugniffe der Heſſiſchen Anwälte zunächſt darin bes 
Ihränft, daß feiner derjelben beim bödhften Gerichtshof fungiren darf, die 
Untergerichts » Anwälte aber namentlih noch dadurch beeinträchtigt, Daß fie 
nicht, wie bieher bei den oberen Gerichten, beim Appellationsgeriht auftreten 
tinfen, jo daß aljo gegen früher wieder ein erheblicher Borzug der Ober: 
gerichte- Anwälte gegen die Untergerichts-Amwälte eingetreten ift, der fi na— 
mentlih aud darin zeigt, daß die Obergerichts-Anwälte in ihrem ganzen gro— 
pen bisherigen Obergerichtebezirt Neifefoften und Diäten beziehen, während 
den Untergerichtds Anwälten, wenn fie num nothgedrungen ihren Wohnfig ver— 
legen müffen, ein Verzicht auf dieles Recht zugemuthet wird. 

Ein ganz infonvenabeler Zuftaud ift aber durch die Einführung des 
Anwaltsgebührengefeges vom 12. Mai 1851 injefern geihaffen, als danach 
bie früher beftandene Firirung eines Marimaljages der Reiſekoſten und 
Diäten aufgeheben ift, nur die Reijezeiten und Entfernungen maßgebend find, 
und in den einzelnen Sachen ganz unverhältnifmäßig hohe Beträge an der: 
artigen Koften entftehen. 

Der Petent hebt als diejenigen Nachtheile, welche durch die neuen Vers 
erdnungen den Helfiichen Anwälten, namentlid) den Untergerichts> Anwälten, 
zugefügt feien, hervor: 

1. den Verluft der Praris der Untergerichts. Anwälte bei den höheren 
Gerichten; 

2. daß die meiften Prozeßſachen von den Juſtiz-Aemtern auf die 
Kreisgerichte übergegangen und die Untergerichts-Anmwälte dadurch 
penöthigt feien, ihren Wohnfip an den Kreisgerihts-Drt verlegen 
zu laſſen. 

Zwei andere Punkte beziehen ſich auf die Normirung der Gebühren: 
läge ſelbſt. 

In Anfehung des zweiten der fo eben bezeichneten Bejchwerdegegenftände 
ift es richtig, daß, während früher mit jehr geringen Ausnahmen ſämmtliche 
Nechtöftreite im erfter Inftanz vor den Juſtiz-Aemtern verhandelt wurden, 
jept jo ziemlid das umgekehrte Verhältniß eingetreten ift, indem der größte 
Theil der zu den höheren Gebührenforderungen beredhtigenden Prozeffe in 
erſter Inſtanz vor die Kreisgerichte gehört. 

Bei der Diskuſſion der Sache erflärte der Herr Negierungs-Kommiffar, 
daß der Haupipunft ver Beichwerde die (die Preußischen Gebührengeſetze in 
Hefjen einführende) Verordnung vom 30. Auguft 1867 treffe. Die Königliche 
Staats Regierung habe erfannt, daß bei diefen Beftimmungen in Heſſen in 
Bezug auf Diäten und Gebühren der Anwälte Unzuträglichkeiten ſich herausgeſtellt 
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hätten, deren Bejeitigung nur im Wege der Gejepgebung erfolgen fünne, und 
fei man auch mit Aufftelung eines Gefep-Entwurfes bereits fpeziell bes 
Ihäftigt. 

Was den zweiten Beſchwerdepunkt, die bei der Verſetzung nad Marburg 
gemachte Bedingung, betreffe, jo habe biebei die Staats» Regierung vollkom— 
men gejeplih und auch gejeglicher Nothwendigfeit folgend, gehandelt, wie ber 
$. 35. ber Verordnung vom 26. Juni 1867 ergebe. Der Beſchwerdeführer 
habe ohnehin eingewilligt, und es jei aud zuvor das Appellationsgeriht ges 
bört worden, weldes gerade den Vorſchlag gemadt habe, daß man dem Bes 
ſchwerdeführer, der nah Marburg habe verfegt fein wollen, die Möglichkeit 
benehme, in dem bisherigen Rejkriptiousbezirf Diäten zu beziehen; es ſei 
dabei auch das Konfurrenzverhältniß mit einem weiteren in Wetter domizilir« 
ten Anwalt ins Auge zu faſſen. Es jolle eine Unzuträglidfeit darin nicht 
verfannt werden, allein fie jei eben nur Folge der geſetzlichen Beftimmung. 

Der dritte Beihwerdepunft ſei lediglich Sache der Judikatur und hier» 
über beftaud aud in der Kommiſſion fein Zweifel. 

Denn nun angefihts dieſer Sachlage von einer Seite her der Antrag 
geftelt wurde, über die Petition in ihren drei Richtungen einfach zur Tages— 
Drdnung überzugeben, indem namentlid mit der in Ausſicht geftellten gejep« 
lien Regelung der Aumaltöverhältniffe die ſämmtlichen Beſchwerdepunkte ihre 
Erledigung finden würden, jo ırhob ſich doch zu dem zweiten Punkte von 
mehreren Seiten Widerjprud, indem die Bejhwerde, ungeachtet der von Seiten 
des Petenten erfolgten Einwilligung, für begründet angefehen werden müſſe, 
da ihm durd die anderweite Gerichts» Organifation und den Uebergang der 
erhebliheren Sachen von dem Amtsgeriht an das Kreiögericht gewiſſer— 
maßen die Prapis unter ben Füßen weggezogen, mithin die Ginwillie 
gung in bie geftellte Bedingung nicht eine freiwillige geweſen ſei. Es fei 
daher bier, auch abgejehen von der allgemeinen gejeplichen Regelung der An: 
waltsverhältniffe, Abhülfe zu wünſchen, welche nun, wenn zuläffig im Ver— 
waltungswege, jonft aber im Wege der Gefepgebung, zu erfolgen haben 
werde, 

Dagegen wurde zur erften Beſchwerde der Antrag auf Uebergang zur 
Tages-Ordnung für begründet anerkannt, insbeſondere nachdem no von dem 
Herren Regierungs: Kommiflar hervorgehoben war, daß der gegenwärtige Zu- 
ftand dringend eine baldige Abhülfe und eine Regelung der Verhältniffe der 
Helfiihen Anwälte erheifhe, und es die Abficht fei, die vor dem 1. Sep: 
tember 1867 angeftellten Anmälte mit ben fpäter anzuftellenden möglichft 
gleich zu halten. 

Inſoweit eine Aenderung der Gebührenfäge jelbft angeftrebt werde, war 
die Kommilfion der Meinung, daß die Petition zu weit greifend fei, um bier 
darauf eingehen zu fünnen, und ohnehin würde diefer Punkt bei der zu er- 
wartenden Legislation eben wohl in Erwägung gezogen werden fönnen. 

Der Uebergang zur Tages-Ordnung in Anfehung der 3ten die Zudifatur 
betreffenden Beſchwerde wurde als felbftverftändlich angefehen. 

Die Kommilfion beantragt demnad: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
Ueber die Petition des Necdhtsanwalts Udermann zu Marburg 
in Anfehung der Gegenftände 1. und 3. zur Tages-Ordnung über: 
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zugeben, dagegen zu 2. die Petition der Königlihen Staats-Re— 
gierung zur Berüdfihtigung zu überweifen. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Parifius. 


— ñ———— — 


Die Vormünder Händler und Genoſſen zu Belgard überreichen das 
Formular eines Erziehungsberichtes, wie derjelbe den VBormündern innerhalb 
des Kreis: Gerichtö-Bezirks Belgard aljährlid ausgehändigt wird, damit dic» 
felben ihn ausfüllen, ſodann durd den Geiftlihen, Ortsvorfteher und Schul: 
Ichrer atteftiren lafjen und zu den Bormundfchaftsakten einreichen. Sie ber 
rechnen, daß durch die Erziehungsberichte, weldye fie für zwecklos halten, dem 
Staate jährlich an Drudkoften und Schreibgebühren mindeftens 9845 Nthlr. 
10 Sgr. Koften erwachſen, daß aljo durch das Fortfallen der Erziehungsberichte 
eine nicht unerheblihe Summe eripart werben würde und verjuchen endlich 
die Nuplofigkeit jener Berichte bei den einzelnen Kolonnen des Formulars 
nachzuweiſen. Sie beantragen, die Ausgaben für Erziehungsberichte dem 
Staate zu erjparen. 

Die Kommilfion für das Juftizweien verhandelte über die Petition unter 
Zuziehung eines Kommiſſars des Yuftigminifteriums, des Geheimen Juſtiz— 
raths Dr. Fald. 

Gegen die Erziehungsberichte wurde mehrfah geltend gemacht: die Er- 
ziehungsberichte im Gebiete des Allgemeinen Preußiihen Landrechts würden 
von Bormündern und Vormundihaftsgerihten in der Regel für überflüffig 
erachtet, insbefondere als eine büreaufratiihe Maßnahme angeſehen. Freilich 
feien fie ein Ausfluß der in dem landrechtlichen Vormundſchaftsrecht nieber- 
gelegten Grundfäge, wonach die Fürforge für die Minderjährigen einfchlieptich 
der eigentlihen Erziehung nicht den VBormündern unter Oberauffiht bes 
Staates, fondern den Bormundidaftsgerichten unter Benupung der Bor: 
münder als ihrer unfelbftftändigen Werkzeuge übertragen fei. Daß das ges 
ſammte Vormundſchaftsrecht, mindeftens im Bezirke des Allgemeinen Land- 
vechts, einer volftändigen Reform dringend bedürfe, darüber fei wohl Ein« 
ftimmigfeit vorhanden; bei einer folhen Reform aber müßten vorausſichtlich 
die Erziehungaberichte befeitigt werben. 

Der Vertreter der Königlihen Staats-Regierung erflärte: 

Die Erziehungsberidhte feien durch bie $$. 326. und 327. Tit. 18. Th. II. 
des Allgemeinen Landrechts vorgeſchrieben: 

8. 326. Wenn glei die Erziehung dem Bormunde felbft nicht 

aufgetragen ift, fo liegt ihm dennoch ob, ein wachſames Auge 

darauf zu richten und die bemerften Fehler der Erzieher der 

Obrigfeit anzuzeigen. 

$. 327, Ueberhaupt muß der Bormund von dem Aufenthalte, 
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ber Verpflegung und der Erziehung des Pflegebefohlenen 
dem vormundſchaftlichen Gerichte, wenigftens einmal im Jahre, 
getreue und pflihtmäßige Anzeige machen. 

Die von den Petenten vorgelegten Formulare enthielten mehr, als im Land» 
recht, welches allerdings das Schwergewicht der vormundſchaftlichen Fürjorge 
auf das Bormundihafts- Gericht lege, von den Vormündern verlange. Nach 
den Erfahrungen des Juſtiz-Miniſteriums fei übrigens der Nupen ber Er» 
ziehungs » Berichte in vielen Fällen nachweisbar. Das Bedürfniß zu einer 
Reform des Bormundſchaftsrechts werde indeß von Ler Stants- Regierung in 
vollem Maße anerfannt; der Zuftiz » Minifter habe auch bereits Vorarbeiten 
zum Entwurf einer einheitlihen Bormundfhafts-Ordbnung für dem 
Preußiihen Staat angeordnet; bei diefer würde aud die Frage über die Er« 
ziehungsd-Berichte in Erwägung gezogen werden. Man erachtete, daß die Frage 
über den Werth diefer Erziehungs « Berichte aljeitig eine reiflihde Erwägung 
verdiene, namentlih nad der Richtung hin, ob fi nicht eine Beſchrän— 
fung eines zu weit ausgedehnten Formalismus empfehle. Demgemäß be- 
ſchloß die Kommilfion hierauf mit großer Mehrheit, dem Abgeorbnetenhaufe 
zu empfehlen: j 

über die Petition, 
mit Rüdfiht auf die Erflärung der Staats:Regierung, wo— 
nad bereits Vorarbeiten zu einer einheitlichen Bormund- 
ſchafts-Ordnung für den Preußiihen Staat angeordnet feien, 
jur Taged-Orbnung überzugeben. 


Berlin, den 5. Februar 1869. 


Die Kommiffion für das Juſtizweſen. 


Miller [Solingen], (Borfipender). Warifius, Kratz. Lampugnani. 

Zeile. v. Gucrard. Wagener (Franzburg). Dr. Baehr (Kaffel). 

v. Seydewitz. Thilo. Gleim. Körbin. Windthorft (Meppen). 
Raster. 





N 312. 


: Baus der Abgeordneten. 
10. 2egislatur- Periode. 
IT. Seffion 1868, 


— ER 


Antrag 


dem Berichte der XIV. Kommilfion über den 
Entwurf eines Indigenats-Geſetzes (Nr. 257. 
| der Drudjachen.) 


Dr. Baehr (Kaffe). Das Haus der Abgeordneten wolle befchließen: 


den 8. 17. des Kommilfions - Entwurfs in folgender Weile abzu- 
ändern: 


537; 


Die durch Aushändigung der Entlaffungs » Urkunde 
($. 13.) erflärte Entlaffung bewirkt erft dann den Berluft 
der Eigenſchaft als Preuße, wenn der Entlaffene die Staats- 
Angehörigkeit in einem anderen Lande erworben bat. 
Berlin, den 17. Februar 1869, 


— deren 


—— 


N 313. 


Rerichterftatter: Haus der Abgeordneten. 
Abgeordneter v. Koerber. 10. Legislatur-Periode. 


— — II. Seffion 1868. 


— 


Bericht 


Kommijjton für die Agrar-Verhältniſſe, betreffend 
den Gejeh- Entwurf über die Schonzeit des 
Wildes (Nr. 155. der Druckſachen des Abgeord— 
netenhaujes und Nr. 25. und 41. des 
Herrenhaufes.) 


Die unterzeichnete Kommilfion hat in Gegenwart der Herren Vertreter des 
landwirthichaftlihen und des Finanz Minifteriums den vorgenannten, mit den 
Beichlüffen des Herrenbaufes hierher gelangten Gejeg- Entwurf in drei Sipungen 
berathen und erftattet darüber folgenden Bericht: 

Durch das Geſetz vom 31. Dftober 1848. wurde in den altländiiden 
Provinzen der Preußiſchen Monardyie das Jagdrecht anf fremden Grund und 
Boden aufgehoben ($- 1.) und die Jagd jeden Grundeigenthümer innerhalb jeiner 
Grenzen verliehen ($. 3.); gleichzeitig wurden auch durch $. 8. defjelben Ge: 
fees die jagbpolizeilihen Vorſchriften über die Schon», Setz- und Hegezeit des 
Wildes bejeitigt. 

In Folge der hierdurch eingetretenen unbedingten Freiheit des Jagdrechts 
verminderte ſich der Wildſtand in kurzer Zeit in jo auffälliger Weile, daß 
man der Vernichtung defjelben entgegen jehen mufte, wenn das Wild nicht 
wieder während der Zeit, während wilder es, der Natur der Dinge nad) 
zu feiner Fortpflanzung der Ruhe bedarf, geihont werden würde. 

Diefer zur Erhaltung eines Wiloftandes nothwendigen Bedingung trug 
dann das Jagdpolizei-Geſetz vom 7. März 1850. in fo fern Rechnung, als 
der $. 18. deffelben die früher zur Zeit der Verkündigung des Gejeges vom 
31. Dftober 1848. geltend gemwejenen Beitimmungen der Hege- und Schon— 
zeit wieder herftellte. Es bleibt jedoch zweifelhaft, vb damit auch alle Ver- 
orduungen wieder in Kraft getreten find, melde ganze Wildarten im Interefje 
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“ einzelner Jagdberechtigten geihont wiſſen wollten; die Erfeuntniffe der Ge— 
richte find deshalb hierüber and verichieden und ſich wideriprechend ausgefallen. 

Die Strafen für das Tödten oder Einfangen des Wildes während ber 
vorgeihriebenen Schonzeiten, Seitens der fonft zur Jagd berechtigten Per 
jonen, werden nad den, ebenfalls durch das Gejeg vom 7. März 1850 8. 18. 
wieder in Kraft getretenen Borjchriften der Verordnung vom 9. Dezember 1842 
und des Publifandums vom 7. März 1843 feftgefept. 

Nach Lage der Gefepgebung ift die Schonzeit des Wildes in den alt- 
ländiſchen Provinzen der Monarchie nur allein rüdfihtlid der niederen Jagd 
dur die Allerhöchſte Kabinets:Drdre vom 18. November 1841, welde bie 
Königlichen Negierungen zur Feftfepgung der Termine für die Eröffnung und 
Schließung der niebern Jagd für jedes Jahr ermächtigt, geregelt; für bie 
hohe und mittlere Jagd aber find die Schwierigkeiten, welche durch die Un» 
Marheit verjdiedener Verordnungen und durch die Ungemwißheit über den recht- 
lichen Foribeftand anderer Berordnungen entftehen, nur durch den Erlaß eines 
die Schonzeiten regelnden Gejepes zu löſen. 

Die Beftimmungen des Allgemeinen Landredts über die Schonzeiten wer: 
ben durd die Vorfchriften der Provinziale und Lokal-Ordnungen abgeändert ; 
in den, zu dem Geſetz-Entwurfe von der Königlihen Staats-Negierung ge 
gebenen Motiven find neunzehn der wichtigiten der in Frage fommenden 
Provinzial-Gejege aufgeführt, außerdem eriftiren noch eine erhebliche Zahl 
minder wichtiger Verordnungen. 

Diele verjhiedenen Forſt- und Jagdordnungen enthalten viele von ein« 
ander abweichende und joggr widerjpredhende Beftimmungen; jo werben in 
Einigen Thiere zu den jagdbaren gezählt, welde in Anderen den nicht jagd- 
baren Raubtbieren zugerechnet werden; nur wenige dieſer Jagdordnungen ums 
fafjen die Gefammtheit der jagdbaren Thiere, die Meiften haben nur ein 
Interefje an einzelnen Wildarten. 

In formeller Beziehung ift der rechtliche Beſtand mancher diefer Vers 
ordnungen durch die, ſeit dem Gniftehen der Geſetze, — welche zum heil 
ein hohes Alter haben, — in Folge des ftattgehabten Wechſels der Regie— 
rungd-Gewalten, vergefommenen Aenterung der Landesgefege in Frage ges 
ftellt, au die im Laufe der Zeit veränderte Geftaltung der Bezirfe, für 
welde die einzelnen Verordnungen gegeben worden und das Eingehen der 
frühern Grenzen diejer Bezirke, laffen es jegt bei manden Befigungen kaum 
feftftellen, weldes Gele die Befolgung zu beanipruchen bat. 

In den neu erworbenen Landestheilen ift die Gefepgebung rückſichtlich 
der Schonzeiten des Wildes nicht in einer chen jo ungünftigen Lage als in 
den altländiichen Provinzen; es find dort im Ganzen 8 verſchiedene Bejepe 
über die Hege- uud Schonzeiten in Geltung, welde mit Ausnahme der für 

Schleswig: Holftein im Jahre 1784 gegebenen Verordnung, erft in der neueften 
Zeit erlaffen worden find. Aber auch dieſe Geſetze find ſämmtlich lückenhaft, 
das Thema nicht erichöpfend und unter fih nicht übereinftimmend. 

Mit Rüdfiht auf diefen Zuftand der Gejepgebung über. die Schonzeiten 
des Wildes in der ganzen Monarchie, mit Ausihluß der Hohenzollernſchen 
Lande, für welche ein derartiges Gejep im Jahre 1853 erlaffen worden ift, 
wurde das dringende Bedürfniß zum Erlaß eines die Materie regelnden und 
die ganze Menardie, mit Ausnahme der Hohenzollernſchen Lande, umfaſſen— 
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den Geſetzes, von der Kommiſſion einſtimmig anerkannt, auch konnte in ber 
Verſchiedenheit der Kultur- und klimatiſchen Verhältniſſe kein ausreichender 
Grund gefunden werden, um den Forderungen der Einheit der Rechte— 
pflege in dieſem Falle nicht Rechnung tragen zu ſollen. Aud aus 
dem Umftande, daß die Feſtſetzung der Edonzeiten als ein Theil 
der Tagdgejepgebung angeſehen werden muß und dab die Staats-Re— 
pierung dem Landtage den Eniwurf eines Jagdpelizei-Geſetzes zur Beichlußr 
nahme bereit® vorgelegt bat, wurde von der Kommilfien fein Bedenken ber 
geleitet in die Beratbung des erftgenannten Geſetzes einzutreten, weil die 
Feſtſetzung der Schonzeiten, als ein beſonderer Thell der Iagdgefepgebung 
ohne Nachtheil unabhängig ven der Letzteren vorgenemmen werden kann. 
Allerdings wurde von einer Seite geltend gemacht, daß ſich Die getrennte Bee 
handlung dieſes Theils des Jagdpolizei-Geſetzes nicht empfehle, weil das ganze , 
Jagdpolizei-Geſetz einer wejentlihen Berbefferung betürfe und dieſe dur 
die gelonderte Annahme des vorliegenden Gefep-Entwurfes erjchwert werden 
müſſe. 

Bon verſchiedenen Seiten wurde in der Kommiſſion der Grundſatz auf— 
geftelt, daß Die Abficht des Schongejeges nur dahin gerichtet fein könne, einen 
mäßigen Wildftand in jo weit zu erhalten, als dadurch nicht die Landeskultur— 
Intereffen gejhädigt würden, und daß allein unter dieſem Gefihtspunfte die 
Feſtſtellung der Schonzeiten erfolgen fünne, 

Zu dem Eingange des Gejch-Entwurfes übergebend, wurde der Ausihluß 
der Hohenzollernfchen Lande für gerechtfertigt erachtet, weil für Diefe unter dem 
2. Mai 1853 ein Geſetz über die Schenzeiten des Wildes erlaffen ift, welches 
nur in wenigen Punkten, die durch bie geographiſche und iſolirte Lage diejes 
Landes bedingt find, von dem vorliegenden Gefege abweiht. 

ad $. 1, wurde als zwedmäßig anerfannt, daß bei dieſer Vorlage der, 
bieher von den einzelnen Forft: und Jagdordnungen und von dem Allgemeinen 
Landrechte befolgte Weg, nämlich zuerft eine allgemeine Schongeit feitzuftellen 
und dann für einzelne Wildgattungen beiondere Schonzeiten folgen zu laſſen, 
verlajfen und das ganze Thema dur Spezial-Beftimmungen erihöpft worden 
ift, weil hierdurch Mißverftändniffen vorgebeugt und die Ueberfiht erleidy« 
tert wird, 

Nummer 1, des $. 1. wurde einftimmig angenommen. 

Zu Nummer 2. wurde beantragt, die im Herbſte angelepte Schon: 
jeit vom 15. Dftober bis 15. Dezember zu ftreihen und nur Die 
Schonzeit für dieſes Wild vom 1. März bis ult. Mai beftchen zu laf» 
fen, meil es ſich wicht empfehle, gerade bei Dielen Wildgattungen, welde 
wie nicht in Abrede zu ftellen, den an die Forften grenzenden Feldern den 
meiften Schaden zufügten, die Schonzeit, zum Nachtheil der angrenzenden 
Grundeigenthümer, weiter auszudehnen. Auch fei nicht zu befürdten, daß 
bei dem Wegfall der Herbftichonzeit die Erhaltung diejer Wildgattungen zu 
ftark gefährdet fei, weil dieſe Thiere doch nur in zufjammenbängenden, größeren 
Forftrevieren fich halten fönnten, welche faſt ausnahmelos in dem Befipe folder 
Perſonen fi befinden, von denen eine pfleglihe Handhabung der Jagd ans 
zunehmen fei. 

Dagegen wurde geltend gemacht, daß der Hirih während der Herbit- 
ſchonzeit, welche gleich nad der Brunftzeit und zum Theil noch in die Brunfts 
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zeit fallen würde, leicht zu erlegen jei, weil er dan abgemagert und ſchwach, 
daß zu dieſer Zeit das Fleiſch (Wildpret) beinahe ungeniepbar, deshalb auch 
aus volfawirtbichaftlihen Gründen das Schonen des Hiriches während der 
angegebenen Zeit geboten fei. 

Ben anderer Seite wollte man jedoch diefe Gründe nicht für ausreichend 
zur Feſtſetzung einer Herbitihenzeit für den Hirih erachten, weil die land» 
wirthihaftlihen Intereffen durch eine ausgedehnte Echonzeit dieſes Wildes 
gefhädigt werden würden, und weil Die Jagdberechtigten im eigenen Interelie 
von dem nicht feiften Wilde feine größere Stüdzahl erlegen würden. 

Der Herr Negierungs- Kommiffar erflärte ſich entſchieden für die Bei— 
bebaltung der Herbftichongeit; deſſen ohnerachtet wurde diejelbe bei der Ab» 
ftimmung mit 7 gegen 3 Stimmen geftrihen. Darauf wurde einftimmig 


beſchloſſen, den Dammhirſch, welder durch den Beſchluß des Herrenbaujes 


aus diejer Nummer in Nr. 4. geſetzt war, der Regierungs-Vorlage gemäß, 
wieder unter Nr. 2. aufzuführen, da der in Dem Kommiſſions-Berichte des 
Herrenbaujes angegebene Grund zur Abänderung derjelben, „daß dem Waid— 
manne Gelegenheit geboten werde, während der Brunftzeit einen Hirſch zu 
hießen“, nach der vorgenemmenen Streihung der Herbitihenzeit in Nr. 2,, 
nicht mehr befteht. 

Zu Nr. 3. wurde zunächſt in Uebereinftimmung mit dem Beſchluſſe des 
Herrenhaufes und im Ginverftändnig mit dem Heren Regierung: Kommillar 
von der Kommilfien beichloffen, das Jungwild als Kalb bis zum legten Des 
zember des Geburtsjahres zu bezeichnen. Mit dieler, wie erwähnt, auch vom 
Herrenhaufe angenommenen Bezeichnung fteht der Beſchluß deſſelben ad Nr. 3. 
nit im Ginflange; nad dieſem ſollen nämlich die Wildfälber bis ultimo 
Januar geihoffen werden dürfen, während nach der gegebenen Definition vom 
1, Sanuar ab, das Sungwild unter dem Namen „Kälber“ nicht mehr 
eriftirt, fondern unter anderen Benennungen aufgeführt werden muß, 

Es ift demnad der Schluß der Scießzeit für die Kälber auf ultimo 
Dezember zu normiren; wenn Diet aber geſchieht, je if der Anfang der 
Schonzeit für das weibliche Rehwild, weldyes unter Nr. 5. der Herrenhaus: 
Vorlage ſich vorfindet, nur um 14 Tage auseinanderliegend mit dem Beginn 
der Schonzeit der unter Nr. 3. verzeichneten MWildgattungen, während der 
Schluß der Schonzeit beider Nummern zulammenfällt. Da nad der Anficht 
der Kommiffien die möglichſte Verringerung der Nummern dringend wüns 
ſchenswerth ift, weil nur in diefem Falle die Einhaltung der Schonzeiten zu 
erwarten ftebt; jo wurde mit Rüdfiht auf die unerheblihe Verſchiedenheit 
der Schonzeiten der unter den genannten beiden Nummern aufgeführten Wild» 
arten, der Antrag geftellt und einftimmig angenommen, das weiblihe Reh: 
wild und Nehfälber, welche unter Nr. 5. der Herrenhaus-Beſchlüſſe verzeichnet 
find, dort zu ftreihen und unter Nr. 3. einzureihen, jo daß diefe Nummer 
nun das weibliche Rothe, Damm, Reh-Wild und deren Kälber umfaßt und 
dadurch gleichzeitig die Regierungs » Vorlage rüdjihtlih des weiblihen Reh— 
wildes und der Rehkälber wieder berftellt.. Hinfihts der Nothr und Damm 
wildfülber, jchließt die Schonzeit gegen die Regierungs-Vorlage um 14 Tage 
früber, fällt aber mit dem Beichluffe des Herrenbaujes zujammen. 

ad Nr. 4. wurde einftimmig beichloffen, nach der Regierungs-Vorlage die 
Sconzeit ult. April enden zu laffen, weil der Dammſpießer und Rehbock 


a um, ;IIII 
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im Mai ſchon zum Abſchuſſe fi eigneten, indem fie dann ſchon in gutem 
Zuſtande (feift) jeien. 

Nummer 5 ift geftrihen und zu Nummer 3 gejtellt worden. 

Nummer 6. Es wurde ausgeführt, daß der Dachs zwar in mander 
Beziehung müplih jei, in anderer Beziehung aber auch nicht unerheblichen 
Schaden verurjadse, indem derſelbe nicht bloß die Gier nüglicher, Inſekten 
freffender Vögel, ſowie der Faſanen, jondern auch junges Geflügel ıc. ver 
zehre. Verſchiedene Forft: und Jagd » Ordnungen zählten deßhalb die Dachſe 
den nicht jagdbaren Raubthieren zu, aud im neuefter Zeit jeien die Urtheile 
der Sachverſtändigen über die Nüglichkeit diejes Thieres wideriprehend. Dem 
noch läge fein genügender Grund vor, den Dachs zu jchonen zu einer Zeit, 
während weldyer er am wertbooflften jei. Die Kommilfion beſchloß darauf ein« 
flimmig, den Dachs diefelbe Schongeit wie dem unter der legten Nummer 
aufgeführten Wilde zugeben und ihn unter Nummer 6 zu ftreichen. 

Nuummer 7 wurde nad) dem Herrenhaust-Beihluffe angenommen, 

Zu Nummer 8 wurde der Antrag, die Gänſe, welche in der Regierungs- 
Borlage ih verfanden, hier wider zuzufegen, abgelehnt, weil diefe Thiere 
zwar für einzelne Gegenden von einiger Bedeutung, in anderen Landesſtrichen 
dagegen eine wirflide Plage jeien, da fie in großer Zahl, öfter zu Zaujenden, 
auf Die jungen Saaten im Arübjahr einfielen und durch Beihädigung der— 
jelben zu Mifernten Beranlaffung gäben. 

Dagegen wurde der Antrag, die Schonzeit der Enten vom 1. März 
anftatt vom 1. April beginnen zu lafjen, einftimmig angenommen, weil Dies 
jelben in manden Gegenden ſchon im März brüten und zu dieler Zeit auch 
zum Genuſſe ſehr ſchlecht find. 

Nummer 9. Hier wurde hervorgehoben, daß die Bezeichnung „alles andere 
jagöbare Sumpf- und Wafjergeflügel* jehr unbeftimmt fei, weil die bisher gel» 
tenden Jagd» und Forft » Ordnungen binfichts der Thiere, welche fie zu dem 
jagdbaren Sumpf und Waffergeflügel zählen, nicht übereinftimmen; ein auf 
Streihung dieſer Worte gerichteter Antrag wurde jedoch mit 7 gegen 3 Stim« 
men abgelehnt. 

Dagegen wurde der Antrag, binter „alles andere jagdbare Sumpf und 
Walfergeflügel® zu jegen „mit Ausnahme der wilden Gänfe und aller Reiher— 
arten” angenommen, Die wilden Gänje bejonders auszunehmen, wurde bed: 
halb für nöthig erachtet, weil diefelben jonft unter diefer Nummer wieder 
hätten eingeführt werden können, nachdem fie unter der Nr. 8, ausgemerzt wors 
den find; die Reiher wurden aus dem Grunde ausgeichloffen, weil fie den 
Fiſchen arg nadhftellen. 

Die durch Beſchluß des Herrenhaufes unter Nr. 10, mit einer bejonderen 
Schonzeit aufgeführten Nebhühner, wurden in bie folgende und legte Nummer, 
wie dies in der Negierungs » Vorlage der Fall war, hineingeſetzt, weil nicht 
nur der leichteren Ueberſicht wegen die Feftjegung ein und derjelben Schonzeit 
für alle diejenigen Wildgattungen, welche fih in offenen Feldern zn halten 
pflegen, zu empfehlen, fondern auch anzunehmen jet, daß wenn die Schonzeit 
einer dieſer Wildarten früher endet als die einer anderen, Dielelbe in vielen 
Fällen, namentlich wenn ein Jäger einzeln jagt, nicht inne gehalten werden 
würde. 

Ein Antrag dahin: „dab Rebhühner, wenn Schnee liegt, nicht gejchoffen 
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werben dürfen,“ wurde abgelehnt, weil der Ausdruck „wenn Schnee liegt” 
unbeftimmt jei, und weil in Gebirgsgegenden zwiſchen dem Freiwerden der 
Felder von den darauf angebauten Früchten und dem eintretenden Schneefalle 
oft ein zu furzer Zeitraum liege, auch Lokalitäten ſich vorfänden, in denen Diele 
Jagd nur im Winter während des Froftes ausführbar jei. Die unter der 
legten Nummer von dem Herrenhauie nah der Regierungs-Vorlage feftgejepte 
Schonzeit wurde einftimmig, in gleicher Weile aud die beiden lepten Alinea 
des $. 1, angenemmen. 

Der Antrag, anftatt der erften Worte im $. 2. „die Provinzial» Regie 
zungen“ zu ſetzen: „die Ober: Präfidenten” wurde abgelehnt, weil die Eröff- 
nung der niederen Jagd für eine ganze Provinz nicht zu derielben Zeit ftatte 
finden fönne, fondern einzelne Kreife wohl in allen Provinzen auszufchließen 
fein würden; die ſachgemäße Beurtheilung der hierbei in Betracht fommenden 
Momente aber von den Bezirfs-Negierungen am Sicherſten zu erwarten. jei. 
Anftatt „Provinzial-Regierungen® wurde dann gelegt „Bezirks - Regierungen 
(Landdrofteien).” 

Da es fid nicht empfiehlt, den Anfang der Schonzeit für das Fleine 
Wild, mamentlid für den Hafen, nad dem 1. Februar eintreten zu laffen, 
dagegen ein feſtſtehender Schluß-Termin für dieſe Jagd als wünſchenswerth 
erachtet wurde, ſo beſchloß die Kommiſſion zu Ende der zweiten Zeile und 
im Anfang der dritten Zeile des erſten Alinea des $. 2. die Worte „Anfang 
und“, jowie in ter vorlegten Zeile dejjelben Alinea die Worte: „den Anfang 
niemals nad tem 15. Februar und* zu ftreichen. 

$. 3. handelt von dem Grlegen des Wildes auch während der Schunzeit 
zum Schupe gegen Wildſchaden. 

Hierzu war ein Antrag einzebradt, welder tem $. 3. folgende Fafjung 
geben wollte: 

Mo das Wild auf beftellten Aedern zu ſchaden gebt, kann 
dafjelbe auch während der Schonzeit erlegt werden. Darüber ob 
Wildihaden vorhanden ift, emticheidet die Ortsbehörde und falls 
dieſe jelbft dabei beiheiligt ift, die nächſt vorgejegte Polizei-Behörde. 
Ift der Befiper der befhädigten Saaten nit zugleich der Jagd» 
berechtigte, fo hat er den Lepteren aufzufordern, das Wild abzu- 
ſchießen und falls derfelbe diejer Aufforderung nadzufommen fi 
weigert, ift der Erſtere befugt, das Wild felbft zu erlegen, muß 
in diefem Falle aber das erlegte Wild gegen ein feſtgeſetztes 
Schießgeld an den Jagdberechtigten abliefern.“ 

Ferner wurde ein Zuſatz-Antrag zum $. 3. eingebradt, dahin lautend: 

„Wo Roth» und Dammwild auf fultivieten Yedern an Ges 
treide oder Hackfrüchten nahweislih Schaden zufügend betroffen 
wird, kann dafjelbe auch während der Sconzeit gefangen oder 
geſchoſſen werden; jedech findet in Diefem Kalle der $. 7. dieſes 
Geleped wegen der Verwerthung des erlegten Wildes Anwendung. 

Die beiden in der Kommilfion anweſenden Herrn Regierungs-Kommiſſare 
pea chen fich entjdieden gegen die Annahme dieler Abänderungs- Anträge aus, 
indem fie ausführten, daß die Beltimmungen über den Wildſchaden in das 
Iagd-Polizeigefep gehörten; das in Beratbung befindliche Geſetz babe aber 
einzig und allein nur den Zmed, die Hege- und Schonzeiten zu reguliren. 


* 


Hiergegen wurde geltend gemacht, daß der $. 3. von den Befugniſſen 
zur Erlegung des Wildes auch während der Schonzeit handele und daß alſo 
übec eine beabfichtigte Erweiterung der bisher beftchenden Befugniffe bier 
entidieben werden müſſe; es fei dies um jo nöthiger, weil die Jagd» Polizei 
Ordnung vom 7. März 1850 in ben 88. 23. und 24. feinen genügenden 
Schup gegen Wildfhaden gewähre. 

Nahdem dann der zuerft aufgeführte Abänderungs-Antrag des F. 3. ab» 
gelehnt worden war, wurde das Zufap-Amendement mit 6 gegen 3 Etimmen 
angenommen. 

Die $$. 4. und 5, fanden ohne Widerſpruch Annahme. 

Zu dem $. 6. wurde beantragt, dem erften Alinea des Paragraphen fol: 
gende Worte hinzuzufügen: 

„In Bezug auf das Ausnehmen der Kibip-Eier findet Diele Be— 
ftimmung feine Anwendung.” 

Es wurde hervorgehoben, daß in manden Gegenden das Einjammeln 
der Kibip-Eier eine bedeutende Einnahmequelle bilde und daß dies nicht ver 
boten werden fünne, ohne gleichzeitig erhebliche Vermögens-Beſchädigungen zu 
veranlaffen. j 

Dieſer Zuſatz Antrag wurde mit 6 gegen 3 Stimmen und dann der 
ganze Paragraph einftimmig angenommen, 

Beim $. 7. wurde beantragt: 

1) im erften Alinea das Wort „oder“ vor „feil bietet zu Streichen 
und nad „feil bietet“ einzufügen „fauft*. 
2) das zweite und dritte Alinea zu ſtreichen. 

Zur Bezründuug diefer Anträge wurde angeführt, daß die Befolgung der 
Vorſchriften über die Schonzeiten nur dann gefichert jet, wenn während derfelben der 
Handelmit Wildpret gänzlich verboten wäre und wenn ſowohl der Berfäufer, alsder 
Käufer defjelben mit Strafe belegt würden; denn e8 fei unzweifelbaft, daß wenn der 
Handel mit Wild in den, in den 88. 3. und 4. gedachten AusnahmesFällen geftattet 
wäre, die Legitimation durd ein Atteft ($. 7.) in feiner Weife vor Mißbrauch 
ihüge, daß vielmehr oft durch längere Zeit der Handel auf Grund eines jols 
hen Atteftes betrieben werden würde. Der Nachtbeil, welder den Jagdbe— 
rehtigten in den, in den $$. 3. und 4. bezeichneten Ausnahmefällen dadurd 
erwachſe, daß fie das Wildpret nicht an den Markt bringen dürften, werde das 
durch reihlid aufgewogen, daß fie während der Schonzeit feinen Wildfrevel 
mehr zu befürdten hätten, weil dem MWilddiebe der Abjap dann beinab uns 
möglih gemacht fein würde; die Erreihung dieſes Zwedes würde durch die 
Beitrafung des Käufers, deſſen Mitwirkung die Erlangung eines pefuniären 
Vortheils erft ermöglicht, weſentlich gefördert werben. 

Obgleih die Herren Regierungs- Kommifjare fi gegen die Annahme 
beider Anträge ausipraden, jo wurden diefelben bei der Abftimmung dennoch 
angenommen. 

Zu dem $. 8. wurde beantragt, deinjelben folgende Faſſung zu geben: 

„Ale dem gegenwärtigen Geſetze entgegenftehenden Geſetze 
und Verordnungen find aufgehoben.“ 

Den übrigen Theil des Paragraphen dagegen in Wegfall zu bringen, 
weil das Publifandum vom 17. September 1787 von den zahmen Schwänen 
handle, aljo deshalb nicht in das Gejeg über die Schungeiten des Wildes ge- 
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böre; das Publifandum auch gegenwärtig nicht mehr zu Recht beftebe, weil 
das Strafgeſetzbuch die früber beftandenen Verordnungen dieſer Art aufge 
hoben habe. Dieſe Ausführungen wurden von anderer Seite jede nicht 
für richtig anerkannt, und der Antrag mit 7 gegen 4 Stimmen ab» 
gelehnt. 

Zu dem $. 8. wurde ferner ein Zufap-Antrag dahin eingebradt: 

„Inhalts dejjen das Tödten oder Beihädigen eines zahmen 
Schwaus bei 75 Rtblrn. und das Ausnehmen oderBernichten der Eier, 
jowie dag Zerftören der Nefter diefer Schwäne bei 20 Rthlru. Geld« 
ftrafe in dem Regierungsbezirt Potsdam verboten ift.* 

Zur Begründung defjelben wurde angeführt, daß es zwedmäßig jei, die 
auf das Tödten der zahmen Schwäne, jo wie die auf das Ausnehmen der 
Eier und das Zerftören der Nefter derſelben ftehenden Strafen in dieſem Ge— 
jepe gleichzeitig aufzunehmen, um diefelben dadurch zur Kenntniß des Publis 
fums zu bringen. 

Der Herr Regierungs » Kommifjar bielt eine derartige Bekanntmachung 
an diefer Etelle nicht für erforderlich, weil die Behörden das Publitandum 
som 17. September 1787 von Zeit zu Zeit veröffentlicht hätten und bas 
Publifum, welches dabei interejfire, mit der Verordnung genügend befannt 
jei. Bei der dann cerfolgenden Abftimmung wurde der Zujap » Antrag mit 
8 gegen 3 Stimmen abgelehnt; darauf der $. 8. in der Herrenhaus-Borlage 
und jhließlih das ganze Geſetz mit den vorgenommenen Abänderungen mit 
7 gegen 4 Stimmen angenommen. — 

Die Kommiffion trägt darauf an: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichliehen: 

Dem Gejege über die Schonzeiten des Wildes (Nr. 155 

der Drudjahen) mit den von der Kommiſſion beichloffenen 

Henderungen die verfaſſungsmäßige Zuftimmung zu er— 

theilen. — 

Zwei der Agrar Kommilfion überwiejenen Petitionen und zwar: 

1) Nr. II. 810. von dem Wildhändler Schall ünd 
2) Nr. II. 2010, von dem Gutsbefiger Krefeldt 
welche Wünſche binfihts der Schonzeit des Wildes enthalten, find bei der 
Berathung des vorliegenden Gejep-Entwurfes berüdjihtigt worden und be» 
antragt daber die Kommilfion: 
Die Petitionen IT. 810. und II. 2010. für erledigt zu erachten. 


Berlin, den 15. Februar 1869. 


Die Kommiffion für die Agrar-Verhältniffe. 


v. d. Sinefebeck [Teltow] (VBorfigender). ©. Moerber (Berichterftatter). 

W. Beejten. v. Hanftein. v. Thofarsfi. Knapp. v. Berswordt: 

Wallrabe. Witt (Schriftführer). Schulze (Random). Thies. Allnoch. 

M. v. d. Kneſebeck (Ruppin). Hagen (Fürſtenthum). Freiherr 
v. Kaltenborn. 


Zufammenftellung 


der 


Herrenhaus-Vorlage mit den Beſchlüſſen der 
Kommilfion. 
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Herrenhaus: Vorlage. 


Entwurf eines Geſetzes, 


über 


die Schonzeiten des Mildes. 


Wir Wilbelm, von Gottes Gnaden König vo) 
Preußen ıc., 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häufer des Landtages für dem ganze 
Umfang der Monardie mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen Lande, wie folg| 


$. 1, 
Mit der Jagd zu verihonen find: 

1) das Elchwild in der Zeit vom 1. Dezember bis ult. Auguft; 

2) der Rothhirſch, Nothipießer in den Zeiten vom 15. Oftober b 
15. Dezember und vom 1. März bis ult. Mai; 

3) weiblides Roth, Dammwild und Wildfälber in der Zeit vo 
1. Februar bis 15. Dftober; 

4) der Dammhirſch, Dammipießer und Rehbock in der Zeit vo 
1. März bie ult. Mai; 

5) weibliches Rebwild in der Zeit vom 15. Dezember bis 15. Oft 
ber, Rebfälber das ganze Jahr bindurd); 

6) der Dada in der Zeit vom 1. Degember bis ult. September; 

7) Zrappr, Birk, Hafel-, Faſanenhähne in der Zeit vom 1. Ju 
bis ult. Auguft; 

8) Enten in der Zeit vom 1. April bis 23. Juni; 

9) Schnepfen aller Art, wilde Schwäne und alles andere jagdba 
Sumpf: und Wafjergeflügel, in der Zeit vom 1. Mai bis 23. Sun 


10) Rebbühner in der Zeit vom 1. Dezember bis ult. Auguft: 
11) Auer-, Birk-, Hajele, Zravpe, Faſanenhennen, Hafen, Wachtel 
in der Zeit vom 1. Februar bis ult. Auguft. 
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Beichlüfle der Rommiffion. 


Entwurf eined Gefetes, 


über 


die Schonzeiten des Wildes. 


Wir Wilhelm, von Gotted Gnaden König von 
Preußen ꝛc., 


verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtags für dem ganzen 
Umfang der Monardie, mit Ausihluß der Hohenzollernihen Lande, 
wie folgt: 
$. 1. 
Mit der Jagd zu verihonen find: 
1) Das Elchwild in der Zeit vom 1. Dezember bis ult. Auguft; 
2) Der Rothhirſch, Rotbipießer und Dammhirſch in der Zeit vom 
1. März bis ult. Mai; 
3) Weiblihes Rothe, Damm», Rehwild und deren Kälber in 
ber Zeit vom 1. Sannar bis 15, Oftober; 
4) Der Dammipießer und Rehbof in der Zeit vom 1. März bis 
ult. April; 


5) Trapp⸗, Auer, Birk:, Hafel, Faſanenhähne in der Zeit vom 
1. Zuni bis ult. Auguft; 

6) Enten in ber Zeit vom 1. März bis 23. Juni; 

7) Schnepfen aller Art, wilde Schwäne und alles andere jagbbare 
Sumpf und Waffergeflügel mit Ausnahme der milden 
Gänſe und aller Reiberarten in der Zeit vom 1. Mai 
bis 23. Juni; 


8) Trapp», Auer», Birk-, Halel-, Faſanenhennen, Reb» 
hühner, Wachteln, Hajen und Dachſe in ber Zeit vom 
1. Februar bis ult. Auguft. 

1* 
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Herrenhaus-Vorlage. 







Alle übrigen Wildarten dürfen das ganze Fahr hindurch gejagt werde 
Beim Roth, Damm und Nehmwilde gilt das Jungwild als Kalb & 
zum lepten Tage des auf die Geburt folgenden Dezember-Monate. 


8. 2. 
Die ProvinzialeRegierungen find befugt, für die $.1.sub 11. genann \ 
Wildarten, aus Nüdfihten der Landesfultur und der Sazdpflege, den Anfa 
und Schluß der Schonzeit aljährlid dur bejondere Verordnung andern 
feftzufepen, fo aber, daß der Anfang niemals nad dem 15. Febru 
und der Schluß niemals vor dem 15. Auguft einzutreten hat. 
Diefe Befugniß, die Schonzeit zu ſchließen, fteht der ProvinzialeRegi 
rung aud für das sub Nr. 10. bezeichnete Wild zu. 


8. 3. 
Die in den, einzelnen Landesheilen zum Schupe gegen Wildſchaden in 
Betreff des Erlezens von Wild auch während der Schonzeit, gejeglich beſte— 
benden Befugniffe werden durch dieſes Geſetz nicht geändert. 


$. 4. 
Auf Erlegung von Wild in eingefriedigten Wildgärten durch die zur 
Ausübung der Jagd Berechtigten findet diejes Gejep feine Anwendung. 


8. 5. 
Für das Zödten und Einfangen des Wildprets während der vorgefchrie- 
benen Schonzeiten treten folgende Geldbußen ein: 

1) für ein Stüd Eldwib . .» . . 2... 50 Rthlr. 
2) für ein Stud Rotbwid -. . - 2 2.2.30 = 
3) für ein Stud Dammwid . . » 2..20 = 
4) für ein Stüd Rebwid . ». ». »...1 =» 
5) für einen Dad . . . . Bene RE: 
6) für einen Auerhahn oder — ——— 08 
7) für einen Birkhahn oder Henne 3 
8) für einen Haſelhahn oder Heune. 3 — 
9) für einen Faſanenn.. 10 
10) für einen Schwan. ». » » 2» 222.10 4⸗ 
11) für eine Trappeee. a 
12) für einen Dalen - » 2 2 2 2 44 
13) für ein Rebhbuhn . . . 2» 
14) für eine Schnepfe, Ente * one Stüd 

Waffergeflügel . - - PER ee 
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Befchlüffe der Kommiffion. 


Alle übrigen Wildarten dürfen das ganze Jahr hindurd gejagt werben. 
Beim Roth, Damm» und Rehwilde gilt das Jungwild als Kalb bis 
zum legten Tage des auf die Geburt folgenden Degember-Monats. 


8. 2. 
Die Bezirfs-Regierungen (Randdrofteien) find befugt, für die 
Z. 1. sub 8. genannten Wildarten, aus Rückſichten der Landesfultur und 
der Jagdpflege, den Schluß der Schonzeit allzährlich durch beiondere Ber- 
erdnung anderweit feitzulegen, jo aber, daß ber Schluß niemals vor dem 
15. Auguft einzutreten hat. 
Alinea 2 fällt fort. 


— 


Die in den einzelnen Landestbeilen zum Schutze gegen Wildſchaden in 
Betteff des Erlegens von Wild auch während der Schunzeit, geſetzlich beſte— 
henden Befugniſſe werden durch dieſes Geſetz nur in ſofern geändert als da, 

8. 5 
Unverändert. 


wo Roth» oder Damm-Wild auf kultivirten Aedern an Getreide 
oder Hadfrühten nahweislih Schaden zufügend betroffen wird, 
dafjelbe aud während der Schongeit gefangen oder geiholien 
werden fann; jedoch findet aud in dDiefem Falle der $. 7. dieſes 
Sejepes, wegen der Berwerthung des erlegten Wildes, An 
wendung. 
8. 4, 
Unverändert. 
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Serrenhaus:Borlage. 


8. 6. 

Das Ausnehmen der Eier oder Jungen von jagdbarem Feberwilde if 
aud) für die zur Jagd berechtigten Perjonen verboten; doch find diefe, Tomi 
die Befiger von Fafanerien befugt, die Eier, welche im Freien gelegt worden 
in die Brutanftalten zu übertragen. 

Wer jenem Berbote zuwiderhandelt, verfällt in die $. 347, Nr. 12. dei 
Strafgeſetzbuches feſtgeſetzte Strafe. 


u 

Ber nad Ablauf des 14. Tages, nad eingetretener Hege- und Scon- 
zeit, während berjelben Wild, rücfichtlidy beffen die Jagd in diejer Zeit unter- 
jagt ift, in ganzen Stüden oder zerlegt, aber noch nicht zum Genuffe fertig 
zubereitet, zum Berfauf berumträgt, in Läden, auf Märfıen, ober fonft auf 
irgend eine Art zum Berfaufe ausftellt, oder feil bietet, cder wer den Verfauf 
vermittelt, verfällt, zum Beften der Armen-Kaffe derjenigen Gemeinde, in 
welcher die Uebertretung ftattfindet, neben der Konfiefation des Wildes, in 
eine Geldbuße bis 30 Rthlr. 

Iſt das Wild in den 88. 3. und 4. gedachten Ausnahmefällen erlegt, 
jo bat der Verkäufer oder derjenige welcher den Verkauf vermittelt, fih durch 
ein Atteft der betreffenden Ortspolizei-Behörde, über die Befugniß zum Wer 
faufe zu legitimiren. 

Ver ed unterläßt, fi mit joldem Attefte zu verfehen, fol ſchon deshalb 
in eine Geldbuße bis 5 Rthlr. verfallen. 


8.8. 


Alle dem gegenwärtigen Geſetze entgegenftehenden Gelege und Verord— 
nungen find aufgehoben, in den Theilen der Mark aber, für welche die Korft- 
Ordnung vom 10. Mai 1720 erlaffen war, bleibt rüdfihtlih der Schwäne 
das Publifandum vom 17. September 1787 in Gültigkeit. 


wre 
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$. 6. 


Das Ausnehmen der Eier oder Jungen von jagdbarem Federwilde ift 
auch für die zur Jagd berechtigten Perſonen verboten; doch find Diele, jo wie 
die Befiger von Fafanerien befugt, die Eier, welde im Freien gelegt worden, 
in die Brutanftalten zu übertragen. In Bezug auf das Ausnehmen 
' der Kibitz-Eier findet dieje Beftimmung Feine Anwendung. 

Ber jenem Berbote zumwiderhandelt, verfällt in die $. 347, Nr. 12. des 
 Strafgefepbuches feftgelepte Strafe. 


8.7. 

1 Wer nad Ablauf des 14. Tages, nad eingetretener Hege- und Schon» 
zeit, während decjelben Wild, rückſichtlich deſſen die Jagd in diefer Zeit unter⸗ 
jagt if, in ganzen Stüden oder zerlegt, aber noch nicht zum Genuffe fertig 

\ zubereitet, zum Verkauf herumträgt, in Läden, auf Märkten, oder jonft auf 

irgend eine Art zum Verkaufe ausftelt, feil bietet, fauft oder wer ben 
Berfauf vermittelt, verfällt, zum Belten der Armen-Kaſſe derjenigen Gemeinde, 
in welcher die Webertretung ftatt findet, neben der Konfisfation des Wildes, 
in eine Geldbuße bis 30 Rthlr. 


unverändert. 
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aus 


fende | 


Mr. 


1, 


wu 


10, 


Megierungs:Borlage. 


Ueberlidt der Schonzeiten. 


Wildgattung. 


Elchwild 


Rothhirſch, 
und Dammhirſch 


Weibl. Roth-, Damm⸗ 
und Rehwild und 
Rehkälber 


Dammſpießer, Reh- und 
Spießbock 


Rothe und Dammwild— 
Kãärber 


Dachs 

| 

Auer, Birk, Haſel-, 
FBalanen-Hähne 


Gänſe, Enten 


j 
| 


Rothſpießer 


Schnepfen aller Art, wil- 


de Schwäne und al— 
led andere jagbbare 
Sumpf: und Raffer: 
Geflügel 


' Auer, Birke, Hafel-, 
Faſanen⸗Hennen, Has 
ſen, Rebhũhner, Wach⸗ 
teln, Trappen 


Schonzeit. 


1. Dezember bis ult. 
Auguſt. 


15. Oftober bis 15. Des 
zember und 1. März 
bis ult. Mai. 


1. Sınuar bis 15. Ob 


tober. 
1. März bis ult. April, 
1. März bis ult. Dftober. 
1. Dezember bis ult. Sep: 


tember. 


1, Juni bis ult. Auguft. 


1. April bis 23. Januar. 


1. Mai bis 23. Juni. 


1. Februar bis ult. Auguft. 


Für die sub 10 benannten Wildarten iſt die Regierung 


befugt, 


aber, 


die Schonzeit alljährlih anderweit feitzujepen, 
daß Ddielelbe niemals nad dem 15. Februar beginnt 


und niemals ver dem 15. Auguſt zu Ende gebet. 


jo 


Lau⸗ 
fende 
Nr. 


10, 


11. 








Herrenbaus:Borlage, 


Ueberiiht der Schonzeiten. 


BWildgattung. 


Elchwild 


Rothhirſch und Roth— 
ſpießer. 


Weibl. Noth-, Damm-— 
wild und Wildkälber 


Dammhirſch, Damme 
ſpießer und Rehbock 


Weibl. Rehwild. 
Rehkälber. 


Dachs 
Trapp-⸗, Auer⸗, Birk-—, 


Hafele, Faſanen- 
Hähne 


' Enten 





Scongeit. 


1. Dezember bis 


Auguft. 
15. Dftober bis 15. < 
zember und 1. Mär, 
bis ult. Mai. 
1. $ebruar bis 15. 
tober. 
1. März bis ult, Di 
15. Dez. bis 15. OftoE 
Das ganze Jahr. 


1. Dezember bis ı 
eptember. 


1, Zuni bis ult, Augı 


1. April bis 23. Su 


de Schwäne und als | 


les andere jagbbare 


Sumpf: und Waffer- 
Geflügel 
Rebhühner 
Auer-⸗, Birf-, Halele, 
Zrapp», Faſanen⸗ 
Hennen, Hafen, 
Wachteln 


Schnuepfen aller Art, wil« | 1. Mai bie 


23. Zu 


1. Dezember bis ı 
Auguft. 


1.&ebruar bis ult.Augı 


Kür die sub 11. benannten ꝛc. (wie nebenftchend). 


Diefe Befugniß, die Schonzeit zu fließen, ftebt | 
Negierung auch für das sub 10, bezeidinete Wild zu. 
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Borfchläge der Kommiſſion. 





Ueberjidt der Schon: und Scießzeiten. 


mde Wildgattung. Schonzeit. Schießzeit. 


| 
| 
1. Elchwild 1. Dezbr. bis ult. Auguft. | 1. September bis ult. November. 


2 Rothhic, Rothſpießer, | 1. März bis ult. Mai. | 1. Juni bis ult, Februar. 

Dammpirid | 

\ 

3. Weibl. Roth, Damme, | 1. Januar bis 15. Oftbr. | 16. Dftober bis ult, Dezember. 
| Rebwild und deren 


Kälber 
4 Dammſpießer u.Rebbod. | 1. März bis ult. April, | 1. Mai bis ult, Februar. 


— Auer⸗ Birk, | 1. Juni bis ult. Auguft. 1. Septbr. bis ult. Mai. 
Hafel-, * Fafanen- 
Haͤhne 


6. | Enten 1. März bis 23. Juni. | 24. Juni bis ult. Februar. 
| —— aller Art, wilde 1. Mai bis 23. Juni. 24. Juni bis ult. April. 
Schwäne u. alles an- 
\ dere jagdbareSumpf- 
\ m. Waffergeflügel mit 
\ Ausnahme der wilden 
‘  Gänfe und aller Rei« 
berarten 


8. | / Zrappe, Auer», Birf-, | 1. Febr. bis ult. Auguft. | 1. Septbr. bis ult. Januar. 

Hafele,  Fafanen- 

Hennen, Rebhühner, 

| Wachteln, Hafen und 
achſe 


| 





Die Bezirks » Regierungen find befugt, für die sub 8. genannten Wild— 
arten den Schluß der Schonzeit aljäbrlidy feftzufegen, jo aber, daß der Schluß 
niemal® vor dem 15. Auguft einzutreten bat. 
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N 314. 
Haus der Abgeordneten. 
10 Yegislatur- Periode. 
Il. Seffion 1868. 


— ——— — 


Amendement 


zu 


$. 2. des Geſetz-Entwurfs, betreffend die Sr: 

weiterung, Umwandlung und Neuerrichtung von 

Wittwen- und Waiſenkaſſen, für Slementarlehrer. 
(Nr. 286. der Druckſachen.) 


Dr. Webrenpfennig. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
in den $. 2. als zweites Almen den Zulap einzufügen: 
Dieſer Minimallag wird aud den Hinterbliebenen derjenigen 
öffentlichen Elementarlehrer zu Theil, welche nicht Mitglie— 
der der gedachten Kaſſen waren. 


Perlin, den 17. Februar 1869. 


Dr. Webrenpfennig- 
Unterftügt durch: 


Dr. Detfer. Gleim. Ulotb. Hellwig. HBerrlein. Kelle. Baebr. 

Ziegler (Hanau), Tmweften. v. Bennigjen. Lasker. Haad. Lent. 

Hoene Müller (Hannover). Werftler. Faucher. Bromm. Schoof. 

v. Hennig. Roepell. Schubartb. Gerlid. Strudmann. Wieie. 

v. Sauden-Julienfelde Richter. Klein (Hannover). Lauenſtein. 

Delius. Pieſchel. Oppermann. Dr. Ellifien. Buddenberz. 
Redeker. Mever (Diepholz). Jordan. 


N 315. 
Saus der Abgeordneten. 
10. egislatur» Periode. 
II. Seffion 1868. 





Antrag. 


Berger (Witten): Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
die Königliche Staatsregierung aufzuforbern, fo bald wie möglid, 
jpäteftens. aber zu Anfang der nächſten Seffion, einen Geſetz -Ent⸗ 
wurf über den Bau einer feften Brüde bei Tilfit und einer Eifen- 
bahn von Memel nah Tilſit zum Anſchluß an die Zilfit-Iufters 
burger Bahn dem Landtage vorzulegen. 


Motive, 

Die Notbwendigkeit, die wichtige Hafenftadt Memel durch Herftellung 
einer Eifenbahn » Verbindung ver dem ihr drohenden Berfalle zu bes 
wahren, die desfalfigen früheren Erflärungen der Landesvertretung 
und die Zufage der Königlihen Staatöregierung. 


Berlin, den 16. Februar 1869. 


Berger (Witten). 

Unterftüßt burd: 
Becker. Behrenz. Bender v. Berswordt. Born. Goupienne. 
Dunder Eberty. Ebner. Fiſchbach. Häbler Hagen Harkort. 
Hermes. v. Dilgers. v. Hoverbed, Keuffel. v. Kirchmann. Knapp. 
Koſch. Kugler Larz. Laßwitz. Löwe Meulenbergh. Mohr. 
Müller (Lauban). Parifius Paur. Plehn (Danzig). Dual. Ridter 
(Königsberg). Nohland. Runge Ruf. v. Sauden (Georgenfelde). 
v. Sauden (Tarputſchen). Schmidt. Schulze (Berlin). Ublendorff. 
Virchow. Waldeck. Weeſe. Windthorſt (Lüdinghaufen). Ziegler 
(Breslau). Böhmer Ohm. Wieſe. Pflueg. Sachſe. v. Kleinſorgen. 
Dr. Ahlmann. Dr. Karſten. Schlichting. Drabich. Wartze. 
Pelzer (Aachen). v. Proff-Irnich. v. Bockum-ODolffs. Frech. 
Dr. Lutteroth. zur Megede. Nücker. Bromm. Wolff. Deutz. 
Winkelmann, zur Mühlen. Allnoch. Kratz. Thomſen (Danzig). 

Warburg. 





N 316. 
Haus der Abgeordneten. 
10. Legislatur» Periode. 
II. Seffion 1868. 
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Verbeſſerungs⸗-Antrag 


dem Kommiſſionsbericht (Druckſachen Nr. 276.) 


v. Hoverbeck: Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
An Stelle des von der Kommilfien zur Annahme entpfohlenen 
Geſetz-Entwurfs folgendes Geſetz anzunehmen: 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
verordnen unter Zuftimmung beider Häufer des’ Landtages 
der Monardhie, was folgt: 
Einziger Paragraph. 

Der Handels-Minifter wird ermächtigt, der Bergiſch-Mär— 
kiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft den Bau und Betrieb einer 
Eiſenbahn von Finnentrop über Olpe nad Nothemühle im 
Biggethale unter folgenden Bedingungen zu übertragen: 

I) die Gejellichaft ift berechtigt, etwaige Zinsausfälle des 
Baufapitald vorgedadhter Eifenbahn bei dem Reiner- 
trage der Ruhr-Siegbahn vor den Zinjen der Ruhr: 
Sieg-Obligationen zu verrechnen; 

2) dieſelbe übernimmt vorweg 4 Prozent der Zinjen des 
vermittelft einer bejonderen Anleihe zu beichaffenden 
Kapitals auf die eigenen Fonds wie bei der Ruhr» 
Siegbahn; 

3) der Staat wird mit 4 des Reingewinns wie bei ber 
Rubr-Giegbahn betbeiligt; 

4) Die Amortifation der auszugebenden Obligationen mit 
1pCt. des Kapitald und der erjparten Zinſen von 
den amortifirten Obligationen ſoll erſt beginnen, for 
bald und jeweit die Bahn Rinnentrop » Rothemüble 
und bie Ruhr-Siegbahn nad) Defung der Zinfen für 
das alte und meue Unternehmen und Dedung des 
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Amortifations-Erforderniffes für die Ruhr-Sieg-Obli- 
gationen die nöthigen Mittel dazu gewähren; 

5) die Zinsgarantie ift der Bergiſch-Märkiſchen Gejell- 
ſchaft nur für das veranfchlagte Kapital von 2%, Mil- 
lionen zu bewilligen, welchem jebod die unvermeid- 
lihen Koursverlufte bei Emiljion ber auszugebenden 
Obligationen hinzugerechnet werden dürfen. 


‚Berlin, den 17. Februar 1869, 


v. Hoverbed. 

Unterftügt durch: 
Dr. Beder. Berger (Witten). Behrenz. Goupienne v. Berswordt— 
Wallrabe Dunder Ebner. Eberty. Fiſchbach. Häbler. 
Hagem. Harkort. Hermet. Keuffel. v. Kirdmann. Dr. Kojd. 
Larz. Laßwitz. Löwe Meulenbergb. Pariſius. Dr. Paur. 
Plehn (Danzig). Dual. Rohland. Runge v. Sauden (Georgen: 
felde). v. Szuden » Tarputihen. Schmidt. Schulze (Delipid). 

Ublendorff. Windtborft (Lüdinghaufen). 


aM; 


M 317. 
Sausd der Abgeordneten. 
10, 2egislatur» Periode. 
I. Seffion 1868. 





Antrag 


dem Bericht der verftärften Kommiffionen für 
das Unterrichtsweſen über den Gejet- Entwurf, 
betreffend die Erweiterung, Ummandelung und 
Neuerrichtung von Wittwen- und Waiſenkaſſen 
für Glementarlehrer. (Nr. 286. der 
Druckſachen.) 


Schlichting. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, 
die Königliche Staats-Regierung zu erſuchen: 
über die Zahl uud das Alter der Mitglieder der Wittwen- 
und Waifenkaffen, Zahl und Alter ihrer Angehörigen, der 
vorhandenen Wittwen, Halbwaifen und Ganzwaifen ſtati— 
ftiiche Erhebungen zu veranlaffen und in der nächſten Diät 
dem Haufe vorzulegen. 


Berlin, den 17. Februar 1869. 





N 318. 
Haus der Abgeordneten. 
10. Legislatur- Periode. 
II. Seffion 1868. 





Abänderungs- Anträge 


dem Berichte der XIV. Kommiffion über den 
Entwurf eines Geſetzes betreffend die Erwerbung 
und den Verluſt der Eigenſchaft als Preußiſcher 
Unterthan, jowie über den Eintritt in fremde 
Staatsdienfte. (Nr. 257. der Druckſachen.) 


v. Dieft. Das Haus der Abgeorbneten wolle beichließen: 
dem $. 14. ($. 15. der Herrenhaus » Vorlage) sub, 1. folgende 
Faffung zu geben: 

1) „Preußen ꝛc. bis haben“, jodann „daß nach deren pflichtmäs 
figer Ueberzeugung nicht die begründete Vermuthung vor« 
liege, die Entlaffung werde zu dem Zwede nachgeſucht, um 
fih der Militairpflicht im ftehenden Heere oder der Flotte 
zu entziehen.“ 


v. Bötticher. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
im $. 14. ($. 15. der Herrenhaus: Borlage): 

1) in Nr. 2. hinter „Heere“ einzuſchalten: 
„oder zur Flotte” 

2) in Nr. 4. jept 3. binter „Landwehr“ einzuſchalten: 
„‚owie den zur Rejerve, der Flotte und zur 
Seewehr“ 

Berlin, den 17. Februar 1869. 
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N 319. 
Haus der Ubgeordneten, 
10. Legislatur-Periode. 
II. Scffion 1868. 





Entwurf eines Geſetzes, 


über 


die Erwerbung und den Verluft der Eigenſchaft 
als Preuße, jowie über den Eintritt in fremde 
Stantspdienfte. 


(Nach den Befchlüffen des Hauſes der Abgeordneten.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc., 


verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtags der Monardie, zus 
gleih aud für das Jadegebiet, was folgt: 


ii 
Die Eigenihaft als Preuße wird begründet: 
1) durd Abftammung ($- 2.), 
2) durch Legitimation ($. 3.), 
3) durch Berbeirathung ($. 4.) und 
4) durch Verleihung ($- 5. ff.). 
Die Adoption hat für ſich allein dieſe Wirkung wicht. 


8.2. 
Jedes ebelihe Kind eined Preußen wird durch die Geburt Preupe, 
aud wenn ed im Auslande geboren ift. 
Unehelihe Kinder folgen der Mutter. 


$. 3. 
Iſt die Mutter eines unebelihen Kintes Ausländerin, der Vater aber 
ein Preuße, fo wird das Kind durch eine dem gejeplichen Beltimmungen gemäß 


erfolgte Legitimation Preuße. 
—1 


2 


z. 4. 


Eine Ausländern wird Preußin durch Berbeiratbung mit einem 
Preußen. 


8. 5. 

Die Berleibung ($. 1. Wr. 4.) erfolgt durd Ausfertigung einer Naturas 

liſations-Urkunde. Zur Ertheilung derjelben find die Landespolizei-Behörden 
ermächtigt. 


$. 6. 

Eine von Uns unmittelbar oder von Unferen Central- oder Provinzials-Bes 
hörden vollzogene ober beftätigte Beftalung für einen in den Preußiſchen uns 
mittelbaren oder mittelbaren Staatödienft aufgenommenn Ausländer vertritt 
zugleih die Stelle der Naturalijationd - Urkunde. Eine Ausnahme biervon 
findet Statt bei denjenigen Ausländern, weldye im Auslande in unferen Dienften 
als Konfuln, Handels-Agenten u. j. w. angeltellt werben. 

In den Borfchriften über die Zulaffung von Ausländern zum Staats» 
dienfte wird durch diefe Beftimmung nichts geändert. 


8.7, 
Die Eigenihaft ald Preuße fol nur ſolchen Ausländern verliehen werden, 
welche 

1) nach den Geſetzen ihrer bisherigen Heimath dispoſitionsfähig ſind, 
es ſei denn, daß der Mangel der Dispoſitionsfähigkeit durch die 
Zuſtimmung des Vaters, des Vormundes oder Kurators des Auf- 
zunehmenden ergänzt wird; 

2) einen unbejdholtenen Lebenswandel geführt haben; 

3) an dem Orte, wo fie ſich niederlaffen wollen, eine eigene Woh— 
nung oder ein Unterfommen finden; 

4) an diefem Drte nad den daſelbſt beftehenden Verhältniſſen ſich 
und ihre Angehörige zu ernähren im Stande find. 

Bon Angehörigen der Königreihe Bayern und Württemberg und des 
Großherzogthbums Baden fell, im Falle der Reziprogität, bevor fie naturalifirt 
werden, der Nachweis, daß fie die Militairpflicht gegen ihr bisheriges Vater 
land erfüllt haben oder davon befreit worden find, gefordert werben. 


$. 8. 


Die Landespolizei » Behörden find verpflichtet, vor Ertheilung der Natu— 
ralifations » Urkunde die Gemeinde, reipeftioe den Armenverband desjenigen 
Ortes, wo der Aufzunehmende ſich niederlaffen will, in Beziehung auf die 
Erforderniffe des $. 7. Nr. 2., 3. und 4. mit ihrer Erklärung zu bören. 


8.9. 
Die Naturalifationdelrkunde begründet mit dem Zeitpunfte der Aushäns 
digung alle Rechte und Pflichten eines Preußen. 
$. 10, 


Die Verleihung der Eigenſchaft ald Preupe ($$- 5. und 6.) erftredt 
fi, infofern nicht dabei eine Ausnahme gemacht wird, zugleih auf die 
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Ehefrau und die noch unter wäterlicher Gewalt ftehenden minderjährigen 
Kinder. 

Iſt bei einem diejer Angehörigen die im $. 7. Nr. 2. erforderte Unbes 
Iholtenheit nit außer Zweifel, und wird daber deſſen Aufnabme unzuläffig 
gefunden, fo ift die ganze Familie zurückzuweiſen. 


$. 11. 


Der Wohnfig innerhalb Unferer Staaten begründet für fi allein die 
Eigenſchaft als Preuße nicht. 


$. 12. 
Die Eigenſchaft ald Preufe gebt verloren: 

1) durch Entlaffung auf Antrag ($$. 13. u. ff.), 

2) durd Ausſpruch der Behörde ($$. 18. u. 20.), 

3) durdy Erwerbung fremder Staats: Angebörigkeit und zebnjährigen 
Aufenthalte im Auslande ($. 19.), 

4) bei einer Preupin durch deren Verheirathung mit einem Auss 
länder. 


$. 13. 


Die Entlaffung ($. 12. Nr. 1.) ift bei der Yundespolizeis Behörde des 
Wohnorts nachzuſuchen und erfolgt durch eine von diejer Behörde ausgefertigte 
Urkunde. 


$. 14. 


Die Entlaffung darf nicht ertheilt werben: 

1) Preußen, welche fih in dem Alter vom vollendeten 17. bis zum 
vollendeten 25. Jahre befinden, bevor fie ein Zeugriß ber Kreide 
Erfap- Kommiffion darüber beigebradht haben, daß nad deren 
pflihtmäßiger Ueberzeugung nicht die begründete Vermuthung vor« 
liege, die Entlaffung werde zu dem Zwede nachgeſucht, um fi 
der Militärpflicht im ftehenden Heere oder der Flotte zu entziehen; 

2) Militär Perfonen, welde zum ſtehenden Heere oder der Flotte 
gehören, Offizieren des Beurlaubten-Standes und Beamten, bevor 
fie aus dem Dienfte entlafjen find; 

3) den zur Nejerve des ftehenden Heeres und zur Landwehr, jowie 
den zur Reſerve der Flotte und zur Seewehr gehörigen und nicht 
als Difiziere angeftellten Perfonen, nachdem fie zum aktiven Dienfte 
einberufen worden find. 


8. 15. 


Aus anderen, ald aus den im $. 14. bezeichneten Gründen darf in 
Friedenszeiten die Entlafjung nicht verweigert werden. Kür die Zeit eines 
Krieges oder einer Kriegsgefabr bleibt bejondere Anordnung vorbehalten. 


$. 16. 


Die Entlaſſungs-Urkunde ($. 13.) bewirkt mit dem geitpunfte der Auss 


bändigung den Berluft der Eigenihaft als Preuße. 
1 * 
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& 17. 

Die Entlaffung erftredt ſich, injofern nicht dabei eine Ausnahme gemacht 
wird, zugleid auf die Ehefrau und die nod unter väterlicher Gewalt ftehenden 
minderjährigen Kinder. 

$. 18, 


Preußen, welde im Auslande fi aufhalten, können der Eigenſchaft als 
Preufe durd einen Beihluß der Kandespolizeis Behörde verluftig erflärt wer— 
den, wenn fie im Kalle eines Krieges oder einer Kriegsgefahr einer 
ausdrüdlihen Aufforderung zur Rückkehr binnen einer bejtimmten Friſt 
feine Folge leiften. 

$. 19. 


Preußen, welche die Preußischen Staaten verlaffen, in einem fremden Staate 
die Staats: Angebörigkeit erwerben und fid zebn Sabre lang ununterbredhen 
im Auslande aufhalten, verlieren dadurch die Eigenjchaft als Preuße. Die 
vorbezeichnete Frift wird von dem Zeitpunkte des Austritts aus Preußen oder, 
wenn der Austretende fid) im Befige eines Neijepapiers oder Deimathicheines 
befindet, von dem Zeitpunfte ihres Ablaufs au gerechnet. 

Für Preußen, welde fih in einem Staate des Auslandes mindeftens 
fünf Sahre lang ununterbroden aufhalten und in demſelben zugleid die 
Staats Angehörigkeit erwerben, kann durd; Staatävertrag die zehmjährige Frift 
bis auf eine fünfjährige vermindert werden, ohne Unterschied, ob die Betheiligten 
im Befige eines Reiſepapiers oder Heimatbsicheines fi befinden oder nicht. 

$. 20. 


Der Eintritt eines Preußen in fremde Stantsdienfte ift erft nad er— 
folgter Entlaffung deffelben ($. 16.) unbeihränft geftattet. 

. Tritt ein Preuße ohne Unjere Erlaubniß in fremde Staatsdienfte, jo 
fann die LandespolizeisBebörde denlelben durh Beſchluß der Eigenſchaft als 
Preuße verluftig erklären, wenn er einer ausdrüdlihen Aufforderung zum 
Austritt binnen einer beftimmten Friſt Feine Folge leiftet. 

$. 21. 
Wenn ein Preuße 
1) mit Unferer unmittelbaren Erlaubniß bei einer fremden Macht 
dient, oder 
2) im Sulande von einer fremden Macht in einem von und zuge 
lafjenen Amte, wie das eines Konfuls, Handels» Ygenten u. j. w. 
angeftellt wird, 
jo verbleibt ihm feine Eigenihaft als Preuße. 
$. 22. 

Die Borjhriften der 88. 18. bis 20. finden auf Preußen, welde ſich 
in dem Gebiete eines zum Norddeutſchen Bunde gehörigen Staates aufbalten 
oder in die Dienfte defjelben treten wollen, feine Anwendung. 

$. 23. 

Die Kabinets-Ordre vom 10. Januar 1848 (Gejeg- Sammlung 1848 
©. 25.), ſowie alle diefem Geſetze zumwiderlaufenden Vorihriften werden auf 
gehoben. 

Urkundlich ꝛc. 
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Berichterftatter: Haus der Abgeordneten. 
Abgeordneter Iacobi (Liegnip). 10. 2egislatur = Periobe. 
— — ⸗ II. Seffion 1868. 





Bericht 


Kommiljion für Handel und Gewerbe über den 
Entwurf des Gejeges über die Handelskammern. 
(Nr. 169. der Drudjachen.) 


Die Staatd-Regierung bat den Entwurf eines Geſetzes über die Handels» 
Kammern vorgelegt, weldes die Errihtung, Geftaltung und Wirkſamkeit 
biejer JIuftitute für den ganzen Staat gleihmäßig regeln joll, während 
gegenwärtig eimerjeit? für die alten Provinzen, für Hannover, für Naſſau 
und für Frankfurt a. M. verihiedene Verordnungen darüber beftehen, andrer— 
feits für Kaffel und für Schleswig-Holſtein noch feine geſetzliche Anordnung 
diejer Art erfolgt ift. 

Die unterzeichnete Kommilfion hat fid) mit der Berathung dieſes Gejep- 
Entwurfs in vier Sigungen beſchäftigt, welchen als Negierungs - Kommillar 
Herr Geheimer Negierungsratb Jebens beimohnte. 

I. Die General-Diskujfion gab den nachfolgenden Anfichten Ausdrud: 

Wenn es darauf ankäme, die Inftitution der Handelsfammen zuerft bei 
und einzuführen, jo würde Die Frage, ob es überhaupt als ein Bedürfniß 
anzuerfennen ei, eine Anorbuung der Staatsgewalt und deshalb einen be: 
jonderen Akt der Gejepgebung dafür in Anjprud zu nehmen, einer jehr 
zweifelövollen Erwägung unterliegen. Die Handelsfammern ſollen nad ihrer 
bisherigen Beftimmung eine Imtereilen» Bertretung Des größeren 
Handels und Gewerbeftandes jein und insbefondere die Staats »Ver- 
waltung in der Sorge für diefe Zweige der materiellen Kultur mit ihren Gr» 
fahrungen unterftügen. ine ſolche Vertretung fann für diejes, wie für andere 
Gebiete des wirthſchaftlichen Lebens und für alle Interefjen im ganzen Bereiche 
der bürgerlichen Gejelihaft jhon quf dem Wege der freien Bereinigung 
mit voller Wirkung zu Stande fommen. Dergleihen aus der eigenen Ini— 
tiative der Betbeiligten bervorgegangene Organe beftehen in großer Zahl für 
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die mannigfachſten Lebenskreiſe, Berufe und Beigäftigungen und bilden ſich 
tagtäglich von Neuem. Die Landwirthſchaft zumal befigt eine jolde Dr» 
ganiiation in den landwirtihaftlihen Vereinen, welhe den ganzen Staat 
mit einem Nepe von Vertretungen für Gemeinden und Kreije, für Regierunge- 
bezirke und Provinzen bededen und ihre Berufs s Intereffen nicht nur unter 
den Landwirthen jelbft in mannigfachſter Weile anregen und fördern, jondern 
aud den Behörden gegenüber geltend machen und jo vellftändig eine öffent- 
liche, eine amtliche Anerkennung gefunden haben, daß — um nur Ginzelmes 
bier zu erwähnen — der Staat diejelbe mit jeinen Geldmitteln in Verfols 
gung ihrer Zwede unterftügt, und. die Vorfigenden der landwirthſchaftlichen 
Provinzial» Vereine geborene Mitglieder der höchſten landwirthſchaftlichen 
Fad- Behörde unferes Staates, nämlich des Landes-Oekonomie-Kollegiums find, 
In ähnlicher Weile befteben auch für die Aufgaben und Zwede des Handels 
und der Gewerbe jelbft neben den Handelsfammern mancherlei Vereine, welche 
fi) aud den Behörden gegenüber eine wirfjame Stellung errungen haben. 
Andere Länder, wie England zumal, befigen gerade unter dem Namen Han« 
delsfammern gleihartige Standes - Vertretungen wie wir, doch dieſe find nur 
auf dem Boden freier Fachgenoſſenſchaft erwachſen. Ein glänzendes Beijpiel 
bierfür ift die Handelsfammer zu Mandefter, die Wiege jener Beftrebungen, 
welde den gänzlihen Umſchwung der Handelt» und Finanz » Politik 
von Gngland zur Folge hatten. Man wird mit fehlgehen, 
wenn man erwartet, daß auch bei uns in ſolchen, von dem 
freien Anerfenntniffe des Bedürfniffes hereorgerufenen und fortwährend 
getragenen und genährten Vertretungen ein friſcheres Leben pulfiren werde, als 
in fo manden, durd Anordnung der Staatsgewalt geihaffenen und erhaltenen 
Handelsfammern. Befigen wir dod auch an Stelle der Handelsfammern für 
ſehr wichtige kommerzielle Mittelpunfte fogenannte kaufmänniſche Korporationen, 
welche Feinerlei Beitrittszwang mehr fennen und, nur durch das Band gemein- 
jamer Intereffen zufammengebalten, ihre Stelung jehr würdig ausfüllen. Iſt 
endlich nicht der Deutihe Handelstag felbft wiederum eine Frucht freier 
Vereinigung Dentiher Handeläfammern? Wäre alſo noch einfah zu ent— 
ſcheiden, ob die Stants-Verwaltung fi jelbft ſolche Hülfs-Anſtalten zur 
Vertretung der Handels» und Verfehrs- Iutereffen aus den Kreilen der Ber 
theiligten Ihaffen oder deren Entftehung dem freien Vereinigungsrechte über- 
laſſen ſolle, je dürfte es jchwer fallen, dem Rechte der Autonomie vorzus 
greifen. 

Inteffen die Preußiſche Gelepgebung und gleich ihr die Gejepgebungen 
anderer Deutiher Staaten haben ſich bereits längft dem Vorgange ange 
ſchloſſen, welchen Frankreich ſchon im Aufange diejes Jahrhunderts lieferte, 

Dort, in dem Mufterftaate der äußerſten Gentralifation, war es der 
Napeleoniiden Verwaltung, welche die irdiiche Vorſehung für Alles fein jolte, 
bebufs Erfüllung der nun einmal übernommenen Pflicht, von Negierungsmwegen 
auh Handel und Gewerbe zu leiten und zu reglementiren, eine wirkliche 
Nothwendigkeit, ſich hierfür die Beihülfe der nöthigen Sachkunde durch geſetz— 
lihe Anordnung zu fihern. So wurden die Handelsfammern geſchaffen, — 
wie ein Franzöſiſcher Volfswirth jagt, A rethercher les faits, à preparer les 
discussions, en un mot à eclairer les esprits, 

Eöln erbielt eine Handelsfammer ſchon im Jahre 1803. Dieje Einrich— 
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tung verbreitete fihb dann unter Preußiicher Herrſchaft weiter in der Rhein— 
provinz und übertrug fich von dieſer auf benachbarte gewerbreiche Diftrifte, 
zulegt dur die Verordnung vom 11. Februar 1848 auf den ganzen Staat. 
Naſſau und Hannover folgten und in den Jahren 1863, beziebentlidh 1866. 

Unſere Handelsfammern find: durch bejondere gejepliche Anordnungen be— 
gründete, vom Staate ausdrüdlih anerkannte, auf der Beitragspfticht der 
Berheiligten berubende Organe mit berathender Stimme für die Wahrneb- 
mung der Bedürfnifie des Handels und der verwandten Gewerbe. Der 
Schwerpunft ihrer Wirkjamfeit liegt, mie die Motive richtig befagen, in der 
Bermittelung der Beziehungen zwiſchen dem Handelsſtande und der Staats— 
Regierung. 

Wir zählen gegenwärtig in der NRheinprovinz 18, in Weſtfalen 10, in 
Sadien 4, in Brandenburg 2, in Schlefien 7, in Pommern 1, in Polen 1, 
in Preußen 3, — dann in der Provinz Hannover 20, in Naffau 3 Handelde 
fammern; daneben 9 faufmänniihe Korporationen. 

Durd die Zeitdauer ihres Beſtehens und durch die Größe ihrer Zahl haben 
ih die Handelsfammern foldergeitalt in unfern Staats-Drganismus eingebüıs 
gert, der Handelsſtand bat ſich jo jebr daran gewöhnt, durch fie jeine Wünſche, 
Anſprüche und Rechte bei der Regierung geltend zu machen, fie haben auch 
unverfennbar in der Erfüllung ihrer Aufgabe jo vielen Nugen gejtiftet, find 
insbeiondere den Behörden durch Mittheilungen, Anträge und Gutachten viel» 
fach eine Quelle jo Ihäpbarer Erfahrungen geweien, daß es nicht die Abficht 
jein darf, aus prinzipiellen Bedenken gegen die urfprüngliche Nothwendig: 
feit einer derartigen Gejepgebung gegenwärtig deren Fortbeitand und Kort« 
entwidelung vereiteln zu wollen. Dieje Fortentwidelung bat and das Haus 
der Abgeordneten jelbft jchon gebilligt und angeregt, indem es mittelit Be— 
ichluffeg vom 22. Januar 1867 die Staats-Regierung aufforderte, der Landes» 
vertretung eine Gejegvorlage zu machen, wonach das aktive und paljive Mabl« 
recht zu den Wahlen der Handelefannmer-Mitglieder auf die Mitglieder des 
Vorſtandes und Aufſichtsraths von Aftien-Gefellihaften und die Vertreter von 
Gewerkihaften ausgedehnt werde. 

Die Staats-Regierung beabfihtigt nun, durd die gegenwärtige Gelege!» 
Borlage dieſem Beichluffe des Abgeordnetenhaufes nachzukommen, zugleich die 
beftehenden Vorſchriften, welche in manden Beziehungen veraltet find oder 
ſich nicht ala angemefjen bewährt baben, zu reformiren und das Handelds 
fammerwejen für den ganzen Staat durd eine einheitliche Geleggebung zu 
regeln. Die Kommilfion anerfannte das Bedürfnis einer ſolchen Reform an 
und für fib und billigte, da Feine innere Veranlaſſung vorhanden ift, die 
allgemeine gejeglihe Grundlage für die Handeldfammern in den verſchie— 
denen Landestheilen verjdieden zu wählen, vielmehr das Gegentheil geboten 
ericheint, den Erlaß einer einbeitlihen Gejepgebung für den ganzen Staat. 
Ebenjo war die Kommiſſion damit einverftanden, daß die Verordnung vom 
11. Februar 1848, welche im Wefentlihen für den Hanteläftand, wie für die 
Staatd-Berwaltung ihren Zwed erfüllt hat, den Ausgangspunkt für die neue 
Geſetzgebung bilde. 

Es iſt zwarinein.r Petition, unterzeichnet: „Der Landesvorort des Preußiichen 
HandwerkersBundes, C. E. Neubaus, Borfigender, I. Kafka, Stellvertreter, 
A.Fingleff, Schriftführer,“ d.d. Berlin, den 29. Januar 1869 (II. Nr. 2144.), der 
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Antrag geftellt worden, die Gejeges-Borlage dahin umzuändern, „daß die Hand» 
mwerfämeifter ebenfalls eine beiondere Vertretung in den Handelsfammern er- 
erhalten, und diefe im eigentlihe Handels» und Gemwerbefammern umgeftaltet 
werben.“ Es zielt dies ab auf Erneuerung des Verſuches, melden die Gefep- 
gebung vor 20 Jahren mit der Errichtung von Gewerberäthen made, in 
denen der Handwerkerftand, der Fabrifenftand und der Handelsſtand, jeber 
mit 4 der Mitglieder vertreten war. Diejer Verſuch hat befanntlid mit dem 
baldigen Abfterben ber neuen Schöpfung geendet und fordert nit zur 
Wiederholung auf. Die damalige Kombination der entgegengelepten Elemente, 
einerjeitö der Gewerbe- und Handelsfreiheit, andererſeits der zünftigen Ge— 
bundenbeit, bezwedte deren Verſöhnung und Ausgleihung, führte aber nur 
zu erbitterten Kämpfen, deren Ausgang gegenfeitige Lähmung oder Ausicheiden 
des einen Elements und einleitige Geltung des andern war. 

Die Handelsfammern find zwar ihrer weientlihen Aufgabe nad nicht 
auf Wahrnehmung der Intereffen des Kleingemerbes hingewieſen, — indeſſen 
baben fie aud bisher ſchon dem Gewichte der BVerfettung aller und jeder, 
großer und Heiner Induftrie » Elemente willig nadgegeben, und fie werden 
dies in Zufunft um jo mehr thun, als fie, wie weiter unten erhellen wird, 
nunmehr dur das Mittelglied der Genoffenihaften in eine gewiſſe Follegiale 
Beziehung zu den Kleingewerben treten. Im Mebrigen fonnte die Kommils 
fion ein inneres Bebürfniß, dem Stande der Handwerfer durch Anordnung 
der Gelepgebung eine bejondere BVertretung zu fihern, nicht anerkennen. 
Diejenigen, welche aus dem Dalein unjerer Handelsfammern ohne Weiteres 
die Berehtigung und Nothwendigfeit von Handwerferfammern folgern, 
mögen nicht überjehen, daß bei Erörterung dieſer Frage ſchon die außerordent= 
lie Iofale Verſchiedenheit der Intereffen des Handels und ter Fabrif-In« 
duftrie zu Refultaten führt, weldhe dem Handwerfe gegenüber, deſſen einzelne 
Zweige fi überall weſentlich gleichartig geftalten, nicht zutreffen. 

Nach dem Schluffe ihrer Berathung über den vorliegenden Gejep- 
Entwurf ging der Kommiſſion noch eine gleichartige Petition zu (TI. Nr. 2336), 
unterzeichnet: Berlin, den 9. Februar 1869. Im Auftrage der Vorſtände 
lämmtlicher Berliner Innungen W. Bierberg, Obermeifter der Schuhmader- 
Iunung, 3. Schwarz, Obermeifter der Dredsler-Innung u. ſ. w. Darin 
wird der fofortige Erlaß eines Gejepes über die Errichtung von Gewerbe 
fammern nachgeſucht: „Diele ſollen den Handwerfer- und Gewerbeftand ver- 
treten, — für jeden Stadt: oder Landfreis ſei mindeftens eine Gewerbe- 
fammer zu errichten, — zur Durdfübrung ihrer Zwede feien ſämmtliche Ges 
werbetreibende nah dem Klaſſen- und Ginfommenfteuer » Fuße zu bes 
fteuern u. j. w. Nur unter gleichzeitiger Gemähruug von Gewerbefammern 
dürfe das Gejep über die Handesfanımern in das Lebeu treten. Denn 
dem Handelsſtande fortdauernd eine Einrichtung zugefteben, welde ihn 
weit über alle übrigen Berufsktaffen an Bedeutung emporgeboben babe, und 
welche die Bürgerlihe Lehnsherrihaft deſſelben auch noch ſtaatsrechtlich be 


feftigen und erhöhen zu wollen ſcheine, — dagegen dem Stande der Hand» 
werfer eine gleihe Einrichtung verſagen, — biefe die Herftellung einer 


modernen Klaſſenherrſchaft begünftigen, melde die blutigen Errungenſchaften 
früberer Jahrhunderte völlig vereitele. Die Handwerker würden durch Er— 
richtung von Gewerbefammern ſicherlich in den Stand gejept werben, mit 
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ber Zeit allen Gebreden Abhülfe zu verihaffen, melde ihren eigenen und 
den mit den ihrigen verflochtenen Verhältniffen der übrigen Klaſſen der Ges 
ſellſchaft aufleben.” 

Die Kommiffion fonnte fih aucd durch den Inhalt diefer Petition nicht 
veranlaßt finden, den Gegenftand näher aufzunehmen. Das BVerlangen ber 
Antragfteller, „ſich volfommen frei und felbftftändig zu konſtituiren,“ ift 
ihnen ſchon durch das verfaffungsmäßige Vereinsrecht gewährt. Dagegen 
kann die angeblihe Notwendigkeit, 4—500 Gewerbefammern dur die 
Gefepgebung zn fonftitwiren, durch die augenfcheinliche Webertreibung jener 
Klagen und Befürdtungen, fowie jener Hoffnungen und Verheißungen 
nicht erwiejen werden. Auch dieſe Petenten laffen außer Betracht, wie allein 
ſchon in dem Umftande, daß zwiſchen dem Großhandel, Bergbau und Fabrif- 
Betriebe der verfchiedenen Gegenden bie allerweientlichften Unterſchiede obmal- 
ten, und von Gegend zu Gegend die größten Eigenthümlichkeiten wechſeln, 
für die Staats-Verwaltung ein Bedürfnif nach jolden lofalen Fach-Organen 
der ebengedachten Erwerbftände gegeben ift, weldes in Bezug auf die Hand» 
werfe und andere Kleingewerbe keineswegs ftattfindet. 

Die Beſorgniß und Behauptung der Antragfteller, daß „dur die 
Handelöfammern der Handelsftand zum bürgerlihen Bormunde der Hand« 
werfer eingefept werde”, und ihre Beſchwerde über diefe „unwürdige Bevor- 
mundung und gänzlihe Mißachtung ihrer eigenen Intereſſen“ beruhen auf 
einer nicht richtigen Auffaffung des Weſens der Handelsfammern. Die 
Motive der Regierungs » Vorlage begegnen jener Beſorgniß mit den unzwei⸗ 
deutigen Worten: 

„Das Handwerk kann und ſoll in den Handelskammern feine 
Vertretung finden“. 

I. Spezial-Distuffion. 

$. 1. Die gefeplihe Beftimmung der Handelsfammern erjhien in dem 
Regierungs-Entwurfe der Hauptſache nad ſolchergeſtalt umgrenzt und gefenn= 
zeichnet, mie es ber rationellen Aufgabe dieier berathenden Fach⸗Organe und 
ihrer bisherigen bewährten Thätigfeit entipricht; «8 wurde jedoch für nöthig 
befunden, die gewählte Fafjung dahin zu ändern, 

daß einmal der Wechſelverlehr der Handeldfammern mit allen Behör- 

den, mit den höheren, mittleren und unteren, mit Staats- und 
Gemeindebehörben, joweit und weil alle dieje mit Angelegenheiten 
der Gewerbe» und Hanpels-Berwaltung befaßt find, als zulälfig 
und wünjchenswerth bervortrete; 

daß ferner die beiden Aufgaben der Handelsfammern, erftens die ftatiftijche, 

— die Schilderung der vorhandenen Zuftände, — und zweitens 
die Fonjultative, — die Erftattung von Gutachten, — in ihrer 
sollen Bedeutung fi fundgeben, jo daß namentlich fein Zweifel 
über die Berehtigung der Handelstammern vorwalte, aud aus 
eigener Bewegung ben Behörden Vorichläge und Anträge zu 
unterbreiten; 

daß endlih Die Beziehung zu der Staats- und Gemeinde-Verwaltung 

nit als ein befonderes Attribut neben der Wahrnehmung der 
Gejammt-Intereffen des Handels und der Gewerbe, jondern als 
eine nothmendige Aeuferung dieſes Berufs bezeichnet werde. 


Der Herr Regierungs » Kommiffar erinnerte biergegen nur, daß ein wirf- 
liches Bedürfniß, die Unterftüpung anderer Behörden, als der Prowinzial- und 
Gentralbehörden, durch die Handeldfammern förmlich zu legalifiren, in ber 
Prar.s ſchwerlich bervorgetreten jein werde, da die eigentlihe Verwaltung 
von Handel und Gewerke im Weſentlichen Doch nur bei den eben gedachten 
Inftanzen liege. 

Der Ausdruf „Handel und Gewerbe“ ift laut den Motiven aus der 
Verordnung vom 11. Februar 1848 in das neue Geſetz übernommen worden, 
um zu verhüten, Daß diejenigen Gewerbe, welde in untrennbaren Beziehungen 
zu dem Handel fteben, nicht ausgeſchloſſen eriheinen. in allgemeiner Beruf 
der Handelefammern, alle Gewerbe, namentlich Die Handwerke, zu vertreten, 
bat dadurd keinekwegs angedeutet werden ſollen. Indefien die mebr oder 
minder nabe Mechlelbeziebung des Handels zu den andern gewerblichen Be— 
tufsfreifen wird Nieniand in Abrede ftellen wollen. Wenn im Uebrigen nicht 
entging, daß die Nebeneinanderftellung von Handel und Gewerbe nicht eigent- 
lich forreft jei, weil die Gewerbe im weiteren Sinne aud den Dandel um ; 
taffen, jo wurde dieſer Ausdruck doch alt berfümmliche Gegenüberftellung 
der fteffumbildenden und der vertbeilenden Güterproduftion nicht beanftandet. 


$. 1. 


wurde in der abgeänderten Faſſung einftimmig angenommen. 


5.2. 
a) Andere Geſetzgebungen haben die Errichtung von Handelekammern 
für das ganze Land diepoſitiv vorgeichrieben. In Preußen iſt Dagegen Die 
Gründung derſelben davon abbängig geweſen, daß dafür aus dem Schooße ter 
Betbeiligten jelbft fib ein ernftes Bedürfniß geltend macht, und beftimmte 
Anträge bervortreten. Hieran will die Gejepesvorlage feftbalten, und Die 
Kommilfien fonnte dies nur billigen, da fie prinzipiell dem Gejege überbaupt 
bloß eine Erleichterung des Ausdruds der freien Bereinigung, der eige— 
nen genoffenihaftlihen Konftituirung der Betheiligten zuweilen fann. Auch 
praftiich ift es im feiner Meile zu empfeblen, Rad» Organe dort zu ichaffen, 
wo ihnen nicht lebendige Intereſſen entgegenfommen. Dies führt nur zu 
Sceinweien und Sceinleben, unnüg und läftig für die Betbeiligten, wie 
für die Staats- Verwaltung. Der entgegengeiegte Antrag in einer vorlic- 
genden Petition der Handelefammer zu Trier (IL. Nr. 2171.), jeden Regie: 
rungs-Bezirk derart in Handelsfammerbezirfe zu theilen, daß jeder landräth— 
liche Kreis in einer beftimmten Handelskammer jeine Vertretung erhalte, fand 
feinen Anklang. 

b) Der Entwurf verlangt für die Errichtung einer Handeldfammer lan— 
deshberrlihe Genehmigung. Es wurde beantragt, dafür die Genehmigung 
des Handelsminifters zu jepen, weil es fi hier lediglih um einen, den 
Gedanken des Geiepes ausführenten Aft der Verwaltung bantelt, mit 
weldem die Krone zu bebelligen weder der Würde derſelben entipricht, noch 
auch gegenüber den Anforderungen geichäftlicher Vereinfahung ſich als zweck— 
mäßig empfehlen fann. 

Der Herr Regierungd-Kommilfar wied zwar darauf bin, daß Die 
beftebende Preußiihe Gejepgebung (Verordnung vom 11. Februar 1848) 
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die Inmdesherrlihe Genehmigung vorjhreibe, eine ſolche Sanftion aud durd 
den halbbehördlihen Charakter der Handelskammern angezeigt ericheine, daß 
ferner der Handelaftand jelbft ein Gewicht darauf legen werde, die Errichtung 
feiner Organe auf unmittelbare Königliche Verordnung zurüdzuführen, wie 
denn auch bei Beratbung des Handels » Gejepbudhes die Aufrehterhaltung 
des Vorzugs landesherrliher Beftätigung ihrer Statuten von einer 
faufmänniichen Korporation ausdrüdlicd befürwortet ſei. 


Dieſen Anführungen wurde jedoch entgegengehalten, daß die Gejepgebung 
der anderen deutſchen Staaten, jo aud in Hannover und Naffau, die Geneb- 
migung für die Errichtung der Handelskammern einfah borthin gelegt babe, 
wohin fie sachlich allein geböre, nämlich in die oberfte Verwaltungs: 
Behörde. 

Die Kommilfion entſchied ſich mit allen gegen eine Stimme für die be: 
antragte Nenderung. 


5.3. 


a) Diejer beruft zur Iheilnahme an der Wahl der Handelsfanımer-Mit: 
glieder „diejenigen Kaufleute und Geſellſchaften, welde als Inhaber einer 
Firma in dem für den Bezirf der Handeldfammer geführten Handeleregifter 
eingetragen ſtehen.“ Aljo einerjeits die einzelnen Perjonen, welde für all» 
einige Rechnung ohne Gelellihafter oder nur mit einem ftillen Geſellſchafter 
Hanbelsgejchäfte betreiben, — andererſeits alle faufmänniihen Kollektiv» Un: 
ternehmungen als ſolche, — offene Handelszefelihaften, Kommandit-Gejell- 
ſchaften und Aktien-Geſellſchaften, — ſollen wahlberedtigt fein, inſofern 
ihre Firmen im Handelsregifter eingetragen find. Die hierfür in den Moti- 
ven der Regierungs-Vorlage eingehend erörterten Gründe erjhienen der Kom 
miſſion durchaus triftig. Es wird folchergeftalt einestheild der Kreis der 
Wahlberechtigten gegen die kleineren Handelsgeidäfte, gegen das Handwerf 
und andere Gewerbe jo abgegrenzt, wie es der Aufgabe der Handeläfammern 
entipricht, anderntheils ein ganz ſicheres, zuverläffiges Kriterium der ar 
rehtigung in dem Handels-Regiſter gegeben. 


Die Kommilfion vergegenwärtigte fi zwar, baß in den Handels-Re— 
giftern auch vielfah ſolche Perjonen eingetragen find, welche nad Art und 
und Gegenftand ihres Gewerbebetriebs jprahgebräudhlich nicht unter dem 
Stande ter Kaufleute begriffen zu fein pflegen. Indeſſen im Sinne des 
Handelsgeſetzbuches (Art. 4.) ift „als Kaufmann anzujehen, wer gewerbsmäßig 
Handelsgeihäfte betreibt,“ und als Handelsgefhäfte find alle in Kauf und 
Berfauf, in Lieferung, in Fabrikation u. |. w. beftehenden Gewerbe bis an 
die Grenze des Kleinhandels und des Handwerks zu verftehen. (Art. 271.) 

Deshalb ging man von dem Vorſchlag ab, den Ausdrud „Kaufleute“ 
etwa noch durd den Zujag „ewerbetreibende* zu verdeutlichen, da diele, 
wenn den geleglichen Borihriften entiprehend im Handelsregifter eingetragen, 
aud geieglih als Kaufleute gelten. 

b) Wenn die Motive jagen, daß der Ausdruck „Geſellſchaften“ „ſtatt“ 
„Handels-⸗Geſellſchaften“, welche doch das eigentliche Komplement zu „Kauf 
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leuten“ bilden, ſchon um deshalb gewählt jei, weil nah der Hannoverſchen 
Gelepgebung die Beitimmungen des Handels-Geſetzbuches über Aktien und Kom 
mandit-Aftien-Gejelihaften auf alle Erwerbs-Geſellſchaften diejer Art, auch 
wenn fie nicht Haudels-Gejellihaften find, Anwendung finden, und weil fein drin- 
gender Anlaß vorliege, derartige Gejellihaften von dem Wahlrechte fürdie Handels» 
fammern auszujchließen, jo wird fi hieraus zwar eine gewiſſe Infongruenz zwiſchen 
der Provinz Hannover und den übrigen Landestheilen ergeben, indefjen glaubte 
die Kommilfion, darüber als unweſentlich hinweggehen zu fünnen, nachdem fie 
noch von dem Herrn Negiernngs-Kommifjar die Mitteilung entgegengenom— 
men hatte, daß die Ausiheidung ſolcher Erwerbs:Gejellihaften, unter denen 
z. B. Gafthofs- und Badeanftalts-Gejelihaften zu verfteben feien, aus den 
übrigen Eintragungen im Handelsregifter mehr Mühe machen würde, als die 
Sade werth jei. 
ec) Mit bejonderer Lebhaftigfeit trat die Frage in den Vordergrund: 
Sind unter den wahlberechtigten Gejellihaften des Ges 
jep-Entwurfes aud die eingetragenen Genoflenjhaften zu 
verſtehen? 

Die Bejahung der Frage ſchien daraus zu folgen, daß das Bundes-Geſetz 
vom 4. Juli v. J. beftimmt: 

„Genoſſenſchaften gelten als Kaufleute im Sinne bes Allgemeinen 
Deutihen Handelsgeſetzbuches.“ 

Mithin werde man denjelben auch bezüglich der Handelsfammern nicht die 
Gleihberehtigung mit den Kaufleuten verfagen fünnen. 

Dagegen ſchien indefjen zu jpreden, daß der Genofjenihaften und des 
Genofjenfhafts » Negifterd hier und in den folg.nden Paragraphen nirgends 
bejonders gedacht ift, obwohl es an diefer Stelle der Deutlichkeit halber nüp- 
ih, an anderen Stellen der Bollftändigfeit halber jogar nothwendig fein 
würde. Bejonders fiel ed auf, daß aud die Motive Feinerlei Andeutung über 
bieje, jo bedeutungevolle Frage enthielten. 

Der Herr Regierungs = Kommifjar erwiderte hierauf, daß es allerdings 
die Abfiht der Staats-Regierung jei, auch die Wahlberehtigung der eingetra- 
genen Genofjenjhaften anzuerfennen, daß aber ihre ausdrückliche Aufführung 
bier nicht angezeigt jei, denn der allgemeine Ausdrud „Geſellſchaften“ um— 
ſchließe auch die Genofjenihaften, melde das Gejep vom 4. Juli 1868 wört- 
lich dahin definire: 

„Gejellihaften von nicht gejchlofjener Mitgliederzahl, welche 
die Förderung des Kredits, des Erwerbes oder der Wirthichaft 
ihrer Mitglieder mittelft gemeinihaftlichen Gejchäfte-Betriebes bes 
jweden.“ 

Wenn ferner eingewendet werde, daß die alleinige Hinweiſung auf das Han= 
delö:Regifter das Genofjenihafts » Regifter auszuſchließen ſcheine, ſo ſei 
dies um deshalb micht richtig, weil das gedachte Gele im $. 4. ausdrüd- 
lich jage: 

„das Genvfjenihafts-Regifter bildet dort, wo ein Handels-Regiſter 
eriftirt, einen Theil defjelben.” — 
in Preußen jeien aber überall Handels-Regifter eingeführt, mithin erſcheine 
neben denjelben die bejondere Erwähnung der Genoijenihafts-Regifter in 
diefer Gejepes-Borlage entbehrlih. — Dagegen jei nit zu verfennen, daß in 
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einigen folgenden Paragraphen die ausdrüdlihe Nambaftmadhung der Ges 
nofjenihaften geboten jein werde. 

Die Kommilfion nahm diefe Erklärung ded Herrn Regierungs-Kommiſſars 
mit Genugthuung entgegen, weil fie Gewidt darauf legt, daß die Hinein— 
ziehung der Genofjenihaften die Sphäre und den Beruf der Handelsfammern 
in einer für die praftifche Wirkſamkeit derſelben jhäpbaren Art erweitern und 
ihre Aufgabe auf eine verheißungsvolle Entwidelungsftufe unferes wirthſchaft— 
lihen und namentlih aud des gewerblichen Lebens mit erſtrecken werbe. 
Durch die Genofjenfhaften verknüpfen fih dann aud die Kleingewerbe in 
gewiljem Maße mit den Handeläfammern und finden auf einfach praktiſchem 
Wege die Möglichkeit, auch ihr bejonderes Intereffe in denjelben zur Berüd- 
fihtigung zu bringen. — Uebrigens fonnte den regierungsfeitigen Darlegungen 
nur dahin beigepflichtet werben, daß bie hier gewählten Bezeichnungen („Ges 
ſellſchaften“ und „Handels-Regiſter“) auch für die Genofjenihaften dedend feien. 

Es entging der Kommilfion nicht, daß die Genoſſenſchaften ala jolde ihrer 
Natur nah nicht ſämmtlich den Handel» und Gewerbetreibenden im engeren, nament= 
lich nicht im gewerbefteuerlihen Sinne beizuzählen find, da die Borjhufs, Roh— 
ftoff-, Konſum⸗ ıc. Vereine zunächſt nit auf Erwerb und Gewinn nad Außen, 
jondern auf die innere Kräftigung der wirtbichaftlihen und gewerblichen Thätig- 
feit ihrer Mitglieder gerichtet find, und es entiprang hieraus die Frage, ob 
man nicht lediglich diejenigen Genoffenfhaften bei den Handelskammern be» 
theiligen jolle, welde in den eigentlichen Handels- und Gewerbebetrieb ein» 
treten und deshalb Gewerbefteuer entrichten. Indeſſen die Kommilfion und 
der Herr Vertreter der Staatö- Regierung begegneten fi in der Auffallung, 
daß die Genoſſenſchaften, wenn nicht alle, jo doch in ihrer ganz überwiegenden 
Mehrzaht einen folden Einfluß auf die Gefammt-Intereffen des Handels und 


- der verwandten Gewerbe ſei's ſchon ausübten, jei’s mehr und mehr ausüben wür« 


den, daß die allgemeine Einräumung eines Bertretungsrechtes bei den Handelsfam» 
mern ebenjo den Genoſſenſchaften jelbft eine dankenswerthe Anerkennung ihrer Wich- 
tigfeit, wie dem öffentlichen Wejen von Nupen jein werde. Auch die Bundes- 
Gefepgebung beftinmt, wie oben erwähnt, ohne je nad) dem mehr oder minder 
fommerziellen Charakter der einzelnen Genoſſenſchaft zu unterjcheiden, daß dies 
jelben jämmtlih als Kaufleute gelten. 

d) &s wurde erwogen, ob die Faſſung des Gejep » Entwurfes auch für 
diejenigen Fälle genüge, wo der Bezirk der Handeläfammer und der Bezirk 
des Dandelögerichtd und daher auch des von dieſem geführten Handelsregifters 
fi nicht deden, oder wo der Bezirk der Handelsfammer mehrere Handels- 
Gerichts Bezirke umfaßt. Diefe Frage war zu bejahen, da unter dem für den 
Bezirk der Handeld-Kammern geführten Handels-Regifter ein jedes Handels: 
Regiſter verftanden werden muß, weldes oder doch jo weit ed dieſen Bezirk, 
beziehungs weiſe die Eintragungen für denjelben im fih ſchließt. 

e) Wenn der $. 3. den Vorbehalt macht, für einzelne Handels— 
Kammern das Wahlreht neben der Firmen» Eintragung noh an eine 
gewiffe Höhe der Gewerbefteuer » Veranlagung zu binden, aljo von 
einem größeren Umfange des Gemwerbebetriebes abhängig zu ftellen, fo ift 
dies unter der Vorausſetzung zu billigen, daß hiermit gerade den eigenen 
Wünſchen und Anträgen des Handels» und Gemwerbeftandes Rechnung getra- 
gen werben joll. !epteres ift in dem Gejege durd die Klauſel: „nah Ans 
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börung der Betheiligten“ vorgefehen. Wenn nun nad) folder Erörterung er 
belt, daß die Iofalen Verhältniſſe eine gewiffe Einfchränfung des Wahlrechts 
und der forrelaten Beitragspflicht erfordern, fo findet die Kommilfion darin 
nur eine Berüdfihtigung des für fie leitenden Prinzips möglihft autonomer 
Geftaltung der Handelsfammern. 

Im Uebrigen war aud bier in Konfequenz des vorigen Beſchluſſes „lau— 
desherrliche Genehmigung* in „Genehmigung des Handels-Minifters* zu vers 
wandeln. 


$. 4. 


reformirt die beftebende Gefepgebung dabin, daß auh dem Berg« 
bau feine geordnete Vertretung in der Handelöfammer gefichert wird. Dies 
entipricht dem Bedürfniffe und den vieljeitig geäuperten Wünſchen des Berg» 
baubetriebes und bat auf bisher ſchon bei der Drganilation mehrerer Handeld« 
fammern praktiſche Geltung gefunden. 

Die allgemeine geleplihe Anerkennung dieſes Grundfages ift ein Fort— 
ſchritt, welchen — wie oben bemerft — das Abgeordnetenhaus jelbjt angeregt bat. 

Auch bier ift an dem Prinzipe feftgehalten, daß das Wahlrecht einerjeits 
dem Alleineigentbüner von Bergwerfen für feine Perjon, andererjeit# der Ge— 
werfichaft, der Bergbau: Aktien» oder jonftigen Geſellſchaft als ſolcher folleftiv 
zuſtehen joll. 

a) Bei näherer Erwägung diejes Paragraphen, welde unter Theilnahme 
des Herrn Dber-Berg-Naths Freiherrn v. d. Heyden-Rynſch ftattfand, wurde 
zunächft die Frage geprüft, ob es nicht zweckmäßig jei, aud dem bergbau- 
artigen Steinbrud-Betriebe, weldher z. B. auf Dachſchiefer, Mühlfteine, 
Traß, oft in großartigem Umfange geführt werde, in den Kreis der Handels- 
fammer-Bertretung hineinzuziehen. 

Man überzeugte fi indefjen, daß hiervon abzufteben ſei, einmal weil 
jonft über die Grenzen desjenigen Betriebes hinausgegangen werde, welder 
techniſch und geieplih unter Bergbau begriffen werde, Dann weil dies zu einer 
bedenflihen Spezialifirung führen würde, endlid weil im Allgemeinen anzus 
nehmen jei, daß ber Betrieb bedeutender Brüche jener Art fih in den Händen 
firmirter Perfonen oder Gejelihaften befinde, alſo ohnehin ſchon auf Ver— 
tretung bei der Wahl zur Handelskammer rechnen dürfe. 

Dann wurde erörtert, ob es gerechtfertigt jei, den ganzen Eifenerzbau, 
joweit er nicht dem Bergrechte unterliegt, jondern in den, $. 211. des allges 
meinen Berggejepes vom 2:. Juni 1865 genannten, Yandestheilen als Aus- 
fluß der Rechte des Grundeigentbums betrieben wird, alſo namentlich inner 
halb Schleſien, — wie nach der Gejepes » Vorlage der Regierung beabfichtigt 
ift, — von jeder Berüdfichtigung auszufchliegen. Die Motive begründen dies 
dadurd, daß der (dortige) Eifenerzbau der Regel nad in engiter Beziehung 
zu dem Hüttenbetriebe ftebe und mithin durch diefen ſchon genügend vertreten 
werde. Da indefien dieje thatſächliche Vorausiegung nit überall zutrifft, da 
ferner eine jolde enge Verbindung von Bergbau und Hüttenbetrieb aud in 
anderen Zandestbeilen mehr oder minder vorfommt, und jomit feine über: 
überwiegende Beranlaffung obwaltet, dem Bergbau auch Eijenerze, er möge 
auf Verleihung beruhen oder nicht, eine gleihartige Behandlung zu verfagen, 
jo beſchloß die Kommilfion, demſelben auch in Schleſien und den übrigen 
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vorbezeichneten Landestheilen die Vertretung bei ber Handelskammer möglich 
zu machen. Dies ift einfach Dadurch zu erreichen, daß der vorgenannte $. 211. 
des allgemeinen Berggeſetzes in den 8.4 der Gejepes-Vorlage mithineingezogen 
wird, und deshalb der eingeihobene Sag dieſes Paragraphen folgende Faffung 
erhält: 
„einjchlieglich derjenigen, welde innerhalb der SS. 210, 211 und 
212 des allgemeinen Berggefepes bezeichneten Landestheile Eijen- 
erz⸗, beziebungsweile Steine oder Braunfohlen » Bergbau bes 
treiben. 

b. Es wurbe ferner erinnert, daß die Faſſung der Gejeped-Vorlage den Fall, 
wo der Bergbau nidyt von dem Eigentbümer, fondern von einem Dritten gegen 
eine Nugunge-Abgabe betrieben werde, wohl gegen die Abfiht nicht ausdrüd- 
lich vorgelehen habe, und daß zur Verhütung jeden Zweifels es fih empfehlen 
dürfte, dies nachzuhelen, was durch den Zuſatz „Pächter“ wenngleich nicht 
juriftiih vollfommen zutreffend, doch mit genügender Deutlichfeit geſchehen 
fönne. 

Demgemäß wurde der Entwurf ergänzt. 

e) Es ift zu billigen, daß, wie nicht aller und jeder, auch der Meinfte 
Handele-Betrieb, fondern nur Geihäfte von einiger Bedeutung, fo au der - 
Bergbau nur dann, wenn er in einem gewilfen Umfange betrieben wird, zu 
der Vertretung der Verkehrd-Intereffen berufen werden jol. Eine allgemein 
gültige Grenzziehung fann hierfür nicht empfohlen werden, jondern die örtli« 
lichen Verhältniſſe müfjen maßgebend jein, und daher fann bier nur das 
(ſelbſtverſtändlich ebenfalls auf Anhörung der Betheiligten zu gründende) Er— 
mefjen der Staats-Verwaltung Platz greifen, wie ſolches die Gefepes-Borlage 
beabſichtigt. 

Uebrigens iſt der hier gebrauchte Ausdruck „Chef der Berg- und Hütten⸗ 
Verwaltung” ſonſt in unſerer Dienſt-Pragmatik nicht üblich und forderte ded+ 
balb zu der Frage auf, ob etwa die Staats-Negierung damit eine andere Stelle 
habe bezeichnen wollen, als denjenigen Minifter, zu deſſen Gejchäftsbereich die 
Berg- und Hüttenverwaltung gebört, aljo zur Zeit den Handels-Minifter. 
Da die Herren Regierungs-Kommiffarien dies verneinten und für die gewählte 
Baffung nur die Angemeffenheit genauer Bezeichnung des betreffenden Ges 
ſchaͤftszweiges geltend machten, fo erichien dies der Kommilfion nit ausreichend 
für die ungewöhnlihe Terminologie, und fie fubititwirte daher Die unzwei— 
deutige Bezeihnung: „Handele-Minifter.“ 

d) Nicht räthlich ift es, daß der Gefep-Entwurf Die Verwaltung dadurch 
bindet, für die zur Wahl berechtigende Jahres-Produktion gerade einen bes 
ftimmten Werth zu verlangen; der Zwed wird, namentlich bei dem wichtigen 
Koblenbergbau, weit einfacher dur Beitimmung eines Minimal-Quantums 
der Förderung zu erreichen fein. Solchergeſtalt ift aud bisher ſchon bei Er: 
richtung von Handelsfammern verfahren, z. B. ein Bergwerf mit einer Stein« 
fohlen» Förderung von 75,000 Tonnen jährlich gleich einem zu 12 Rthlrn. 
Gewerbefteuer veranlagten Handelsgeihäfte angeiehen worden. Aus dieſem 
Grunde wurde hinter „Werth“ eingeihaltet: „oder Umfang“. 

Ausdrücklich wird bemerkt, daß Eeitens der Herren Regierungs« Kom- 
mifjarien es als unzweifelbaft erflärt wurde, unter Jahres» Produktion ledig— 
ih die Probuftion des betreffenden Bergwerks während des legten Jahres 
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zu verftehen, und daß im Anbetracht diefer Erklärung von einer besfallfigen 
zufäplichen Aenderung in der Gefeped-Borlage abgejeben wurde. 

e) Schließlich ift noch zu erwähnen, daß man fi allfeitig verftändigte: 
die Wahlberehtigung der bergbautreibenden Perjonen, Gewerfichaften und 
Geſellſchaften fei von der Wohnfipfrage ganz unabhängig und fomme nur 
in demjenigen Handelsfammer-Bezirfe und in jedem Handeltfammer-Bezirke 
zur Geltung, wo ein zur Theilnahme an der Wahl qualifizirendes Bergwerf 
betrieben wirb. 

8. 5. 

a) Während der einzelne Kaufmann feine Wahlberehtigung ein- 
fach als eine perfönlihe Befugniß ausübt, kann das der Gejellihaft oder Ge: 
werfichaft als folder zuftehende Wahlrecht nur im Wege der Bertretung gel« 
tendb gemacht werben. Die Art dieſer Vertretung durch einen Geſellſchafter, 
ein BVorftandsmitglied oder einen Nepräfentanten erjcheint zweckmäßig ger 
ordnet. 

Es war jedoch nöthig, bierbei der Genoſſenſchaften ausdrücklich zu 

gedenken, ſowie die Faſſung durch eine Bezugnahme auf 8. 3. zu verbeut« 
lichen; welches beides im Einverſtändniſſe mit dem Herrn Regierungs-Kom— 
miſſar bewirkt wurde. 
b) Von einer Seite wurde vorgeſchlagen, den Frauen, welche Handels— 
geſchäfte betreiben, in Konſequenz des Artikel 6. des Handels-Geſetzbuches, 
wonach ihnen alle Rechte und Pflichten eines Kaufmanns zuſtehen ſollen, 
auch bei der Wahl zur Handelskammer die perſönliche Stimmberechtigung, 
einzuräumen. Man könne die politiſche Berechtigung derſelben, als außerhalb 
der Natur und der Beſtimmung des Weibes liegend, gänzlich ablehnen, oder 
als eine zur Zeit nicht ausgetragenene Frage auf ſich beruhen laſſen und 
deſſenungeachtet geneigt ſein, den Handelsfrauen die perſönliche Abgabe einer 
Stimme bei der Zuſammenſetzung einer reinen Intereſſenvertretung, als die 
natürliche Folge jener geſetzlich anerkannten, vollen Geſchäfts-Selbſtſtändig— 
feit, zuzubilligen. Diele Anregung fand in der Kommilfion feine Unter 
ftügung. Man entgegnete, daß es ſich auch bier um Die Aus— 
übung eines öffentlihen Rechts handle, deſſen perfönlihe Wahrnehmung 
durd eine Frau ebenjojehr der Sitte, wie dem Syſtem unferer ganzen Ges 
fepgebung widerfpreden würde. Noch jo eben habe das Abgeordnetenhaus 
bei feiner Beihlußfaffung über die Städte-Drdnung für Schleswig-Holſtein 
anerfannt, daß nur der Mann zur Theilnahme an Gemeindewahlen berufen 
fein dürfe. Auch bei dem bier in Rede ftehenden Wahlakten fünnten leiden: 
ſchaftliche Bewegungen in die Deffentlichfeit treten, von welchen man jede 
Frau fern halten müffe. Die Konjequenz des Vorſchlages führe ſogar zur 
Befepung der Handelsfammer mit weibliden Mitgliedern. mulier taceat in 
eeelesia! Der Gefeg-Entwurf babe übrigens die Rückſicht auf das Intereſſe 
der Handelsfrau nicht vernadhläffigt, indem er ihr die Stimm- Abgabe durd) 
den Profuriften geftatte. 


$. 6. 
$. 6. ftellt das Prinzip auf, daß wer in demſelben Handelsfammer-Be- 
zirfe durch irgendwelhe Kumulation mehrere Titel, ſei's aus perjönlicher Bes 
rechligung oder aus irgend einer gejelichaftlichen Betheiligung mehrfach wahl- 
berechtigt ift, gleichwohl nie mehr wie eine Wahlftimme ausüben dürfe. Es 
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blieb biefer Grundfag nicht ohne Anfehtung, weil das Wahlreht doch ein 
Attribut jeder einzelnen Firma, jeder einzelnen Bergbauunternehmung bilde, 
und dieje gewiffermaßen reale Eigenſchaft fonfequenterweife nicht unter dem 
BZufammentreffen mehrerer Wahlberehtigungen in berjelben Perfon leiden dürfe. 
Es fönnte fonft die Folge eintreten, daß erhebliche, geihäftlih und Iofal ge» 
trennte Intereffen nicht zu dem ihnen gebührenden Einfluß auf die Bil» 
dung der Handeläfammern gelangten. Hieraus ergab fi der Antrag; den 
Eingang dieles Paragraphen fo zu fallen: 
Ber — — auf Grund feiner Betheiligung an mehreren Firmen 
oder Bergbauelinternehmungen in bemjelben Handelsfammer-Be- 
zirke wahlberechtigt iſt, kann fo viel Wahlftimmen abgeben, als 
er wahlberectigte Firmen oder Bergbauslinternehmungen vertritt. 

Der Herr Regierungd-Kommiffar jpra fi) dagegen aus, indem er bie 
Ausführungen der Motive wider die Bereinigung mehrerer Stimmen in Einer 
Perſon aufrecht erhielt. Auch aus der Mitte der Kommiffion rieth man davon 
ab, weil jonft zu leicht eine oder wenige Perfonen fi in der Lage fehen 
fönnten, die Zufammenfegung der Hanbelsfammern für ihre Sonder-Intereffen 
zu mißbrauden. Erſcheinungen lepterer Art feien, wie durch Beifpiele belegt 
wurde, ſchon gegenwärtig vorgefommen, obwohl eine jolhe Stimmen-Rumu- 
lation noch nicht gegolten babe; um fo mehr jeien fie unter der Herrihaft 
eines entgegengefepten Prinzips zu beforgen. Die Zahl derer, welche bei 
Handelsfammer-Wahlen erſcheinen, jei oft fo gering, daß die Vereinigung 
mebrerer Etimmen in einer Perfon um fo leichter in ein Wahlmonopol aud- 
ſchlagen fünne. 

Bei der Abftimmung wurde jener Antrag mit allen gegen eine Stimme 
abgelehnt, 

Uebrigens beftätigte der Herr Regierungs-Kommiſſarius bei dieſer Gelegen» 
beit ausdrücklich die Richtigkeit der Anfiht, daß eine Sozietät, welche unter 
ihren Geſellſchaftern zugleich perfönlihe Wahlberechtigte zählt, dur ein an 
ich perſönlich nicht wahlberechtigtes Mitglied vertreten werden fann, und daß 
aledann die perſönlich wahlberedhtigten Sozii ihr eigenes perfönliches Recht, 
Ieder für fih ausüben fünnen. Hierdurch finden die Erwägungen, weldye 
jenem Antrage zum Grunde lagen, für die praftiihe Handhabung des Wahl« 
rechts ſchon eine wejentlihe Berückſichtigung und Ausgleihung. 

Die Faffung dieſes Paragraphen gab zu gewilfen Ausftellungen Anlap, 
melde in Webereinftimmung mit dem Herrn Regierungs-Kommiſſar durch 
einige Aenderungen erledigt wurden. 


7% 

Die Frage, ob und welden Bedingungen die Wählbarkeit unterliegen 
fell, wurde ſehr eingehend diskutirt. 

Einerſeits ſprach man ſich gegen jede Beihränfung aus und beantragte 
die gänzlihe Streihung dieſes Paragraphen. — Gerade bei diefem Punkte 
müffe fih das praftiich beweiſen, was in der allgemeinen Diskuſſion mehrfach 
betont worden, daß nämlich die Handelsfammern ihrem Wejen nad nur die 
geleglicdh ausgeprägte Form für die autonomijche Vertretung der Handels- 
Intereffen fein follen. Der Staat habe für die Zufammenjepung der Han« 
delskammern vor Allem Eins zu wünjden, daß nämlich die höchfte Fach- und 
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Sadfunde in ibnen vertreten fei, — und eben Dies müfje vernünftiger Weile 
doch auch der lebhafteſte Wunſch der Wähler jein. Wenn die Geſetzes-Vorlage 
auf eine Beftimmung über das Erforderniß des unbeicholtenen Rufes ver: 
äichte, weil — wie die Motive jagen — man das Vertrauen in den Hanbels- 
ftand jepen müſſe, er werde feine Wahl nur auf Perſönlichkeiten lenken, welde 
fih im Befige der allgemeinen Achtung, befinden, — wie fünne man anderer 
feitö Zweifel daran hegen wollen, ob der Handelsftand auch genugiam an 
feine Intereffen denfen werde, um feine Vertretung nur bei Männern von 
gereifter Einfiht und voller Fachkenntniß zu ſuchen? Natürlih ſei bei 
voller Freiheit der Wahl die Möglichfeit von Mißgriffen um irgend einen 
Prozentjap größer, doch gegen ſolche Mißgriffe würde baldigft eine wohl» 
thätige Neaftion eintreten, und deshalb erſcheinen fie minder bedenklich, 
als daß dur pofitive Einſchränkungen des Geſetzes eine tüchtige Kraft gänz— 
ih von dem Eintritt in die Handelöfammern zurüdgebalten werde. 

Man wolle nicht behaupten, daß die in der Regierungs-Borlage geftellten 
Bedingungen der Wählbarfeit au und für ſich unzwedmäßig feien; nein, im 
Gegentbeil, fie brauchten garnicht vorgeichrieben zu werden, um dennod 
regelmäßig beachtet zu werden, weil ein Alter von 30 Jahren, der Wohnfig 
und ein fünfjähriger Gejchäftebetrieb im Bezirke der Handelskammer fi 
unwillkührlich als thatſächliche Vorausſetzungen der Wahl geltend machen 
werden, von denen man fiherlih nur dann abgehen werde, wenn ein Mangel 
jener natürlihen Bedingungen durch anderweite Eigenjhaften reichlich aufge 
wogen werde. 

Es wurde auch darauf bingewiefen, dab es dem Handelsftande jehr 
ſehr ſchätzbar fein könne, fi die bewährte Kraft und Einficht eines Veteranen 
bes Kontors oder der Fabrik, welcher fih von der unmittelbaren Betheiligung 
an dem Geſchäfte zurüdgezogen babe, in jeiner Vertretung zu erhalten, — 
während dies durch die Regierungs-Vorlage ausgeihloffen werde. Franfreid 
räume in feinen Handelsfammern neben den negotians mit wohlbewußter 
Abfiht aud den anciens negotiants eine Stelle ein. Das Hauptgewidt 
legten endlih die Vertreter diefer Anficht darauf, daß man grundläglid 
jedem entbebriihen Reglementiren der Gejepgebung, namentlih auf Ges 
bieten, die ihrer Natur nad der Selbjtbeitimmung angehören, entgegen- 
treten müffe. 

Der Herr Regierungs-Kommiſſar erwiderte hierauf, daß für die Staats— 
Regierung die Beleitigung aller Schranfen der Wählbarkeit niht annehmbar, 
vielmehr die unveränderte Beibehaltung der proponirten Gejeges - Vorſchriften 
von entichiedenem Werthe fei, um dadurch eine Garantie für die geichäftliche 
Reife und Erfahrung der Handelsfammer » Mitglieder zu bewahren. Die 
gänzliche Streihung diejer Beftimmungen würde weit über diejenigen Reform» 
Anträge binausgeben , welde aus dem Schooße der Handelöfammern jelbft, 
alfo der zur Sache am meiften Berufenen, laut geworden wären. Der Er— 
folg könne nur zu leicht der jein, daß ftatt einer joliden Kenntniß der lofalen 
Zuftände und Intereffen und eines gewiegten Urtheils über die jpeziellen Be» 
dürfniffe derjelben ſich mehr literariich gebildete Kräfte in die Handelskammern ein- 
drängen und den Hauptwerth derjelben, getreue Organe des Handeld- und Gewer- 
beftandes der beftimmten Gegend zu fein, ſchmälern würden. Es fünne natürs 
lich nicht die prinzipielle Nothwendigfeit gerade eines 30-jährigen Alters oder 
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gerade einer 5ejährigen Geichäftszeit als ein abſolutes Minimum dargethan 
werden, — alle ſolche Grenzziehungen bätten etwas Willfürliches, es käme 
dabei nur darauf an, die große Negel richtig zu treffen, und daß dies der 
Fall ſei, hätten au die Vertreter der vollen Wahlfreibeit anerfannt. — Int» 
bejondere müſſe aud der Meinung wideriprodhen werden, dab es zu bedauern 
jein würde, wenn die Veteranen des Handel » und Gewerbeftandes, welche 
fih von der unmittelbaren Berheiligung am Geſchäfte zurüdgezogen hätten, 
von der Wählbarkeit ausgeihloffen wären. Denn diefe „Kaufleute außer Dienft“ 
ftänden doch eben nicht mehr mitten im Strome des Verkehrs, und — bie 


Möglichkeit jeltener Ausnahmen vorbehalten — ginge ihnen allmäblig bie 


Füblung mit dem geihäftlichen Leben verloren. — Wenn übrigens noch ber 
Einwand erhoben fei, daß nad der Faffung des Entwurfs es heine, als 
wenn die Sjührige Dauer der Gintragung ind Handelsregifter gerade für die 
augenblidlihe geſchäftliche Qualität des Kandidaten gefordert werde, fo läge 
dies nicht in der Abficht, ſondern es jolle eine Gejammtzeitdauer von 5 Jahren 
auch bei verihiedenartigen Eintragungen genügen. 

Endlich erflärte der Herr Negierungd-Kommifjar auf Befragen, daf, wie 
Profuriften als ſolche nicht wahlfäbig feien, jo auch ihre Eintragung in diefer 
Eigenschaft nicht mitgerechnet werben jolle. 

Nah mebhrieitigem Austauſche der entgegengelegten Anfichten wurde von 
der Kommilfion die gänzlihe Streihung dieſes Paragraphen abgelehnt‘, da» 
gegen beſchloſſen: 

a) das Erforderniß des Lebensalters auf 25 Jahre herabzufegen (mit 
allen Stimmen gegen 4), 

b) von jeder Zeitdauer der Gintragung in das Handelsregiſter, 
beziehungmweife der Gejchäftsbetheiligung abzufehen (mit allen 
Stmmen gegen 3). 

Hiernach entfiel denn aud die Schlufbeftimmung diefes Paragraphen 
über den Fall, wo die Einrihtung des Handelsregifters noch nicht 5 Jahre 
in dem Handeldfammer- Bezirke befteht. 

Die Bollftändigkeit der Faffung erforderte, auch in dieſem Paragraphen 
die Genoſſenſchaften bejonders zu erwähnen. 

Es war beantragt, neben dem Alleineigenthum auch die Betheiligung an 
dem Miteigenthbum eines Bergwerks als einen genügenden Titel der Wähl— 
barkeit anzuerkennen, da ſonſt dem Miteigenthümer ein Recht verlagt jei, 
weldes dem Repräjentanten, der doch häufig nur Beamter der Gewerfihaft 
ei, zuftehe. Dieſer Antrag wurde indefjen abgelehnt, weil nad dem nunmehr 
angenonmenen Prinzipe des Gelepes die Wählbarkeit von der unmittelbaren 
aftiven Geſchäfts- und Betrichs » Betheiligung abhängig fein ſolle, wofür 
die mittelbare Beziehung durch den bloßen Kuren» Befig nicht genügen 
fünne. 

g. 8. 

Der Gejep » Entwurf will nicht geftatten, daß mehrere Gelell« 
ihaften oder aber mehrere Borftandsmitglieder einer und derjelben Ges 
jelihaft oder Gewerkſchaft gleichzeitig Mitglieder derſelben Handels— 
fammer jeien. Es ift richtig, dab der Mangel einer ſolchen Vorſchrift 
möglichermweile die Folge haben föünnte, daß in einer KHandelsfammer 
die Vertretung der Gejammt » Intereffen unter dem Uebergewichte von 
Sonder-Intereffen Abbruch litte, und die Handbelsfammer zum Organe ein« 
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zelner Gejchäfte und Unternehmungen oder doch einzelner Gejhäftszweige und 
Geihäfts-Gattungen herablänfe. Andrerſeits darf aber auch nicht überjehen 
werben, daß jene Einſchränkung der Wählbarkeit infofern jehr mißlich fein 
fann, als gerade die tüchtigften Geſchäftsleute ſich häufig an einer Mehrzahl 
von Unternehmungen leitend betheiligen, und deshalb bei Unterjagung jebes 
Zufammentreffend von Geſellſchaftern oder Vorftands-Kollegen deſſelben Ge— 
ſchäfts die Wahl einer tüchtigen Kraft die Wählbarkeit vieler anderer, höchſt 
qualifizirter Perſonen ausjhliefen könnte. Aus dieſer lepteren Erwägung ent« 
iprang der Vorſchlag, die fraglihe Einfhränfung ganz fallen zu laſſen; 
man fönne ed doch wohl dem eigenen Urtheile des Wahlkörpers überlaffen, 
ob der Umftand, daß mehrere Perfonen zufällig irgend einem Geſellſchafts- 
Borftande gleichzeitig angehören, die Beforgniß vor einer befangenen Hingabe 
derjelben an ihre einjeitigen Gemeinjhafte-Iutereffen begründen dürfte. Es 
fei dies eben eine Frage, welche fih in der Allgemeinheit gar nicht entjcheiden 
laffe, jondern nur für den einzelnen Zal und für die einzelne Perlon 
geprüft fein wolle. 

Regierungsfeitig würde jedoch die Nothwendigkeit dieſer Beihränfung der 
Wählbarkeit eindringlich betont; es fei dies eine wejentlihe Garantie für die 
möglichfte Mannichfaltigkeit in der Zufammenfegung der Handelstammern und 
für die Unparteilichkeit ihrer Darftellungen und ihres Urtheils. Die erhobenen 
Bedenken dürften übrigens aud einen erheblichen Theil ihres Gewichts ver— 
lieren, wenn man ſich vergegenwärtige, daß nur das Zufammenfigen in dem» 
jelben Borftande, dem eigentlich geichaftsführenden Organe einer Gejellichaft, 
nit ſchon die Mitgliedichaft in demjelben Aufrichtsrathe einer Geſellſchaft 
ausſchließend wirfe. 

Die Mehrzahl der Kommijfion neigte fi der Auffafjung der Regierung 
zu, bielt jedoch dafür, daß man zu weit gebe, aud die gleichzeitige Mitglied» 
haft an dem Vorftande einer Gewerkſchaft jhon für einen Ausſchließungs— 
grund zu erflären, da von den Intereffen einer einzelnen Gewerlſchaft am 
Wenigften eine jchädlihe Präponderanz über die Gejammt » Intereffen des 
Handeläfammer» Bezirks zu beforgen if. Demgemäß wurde $. 8. amendirt, 
nahdem der Antrag, nur den Eintritt von mehr als zwei Mitgliedern einer 
Gejellihaft ıc. in diefelbe Handelsfammer als unzuläffig zu bezeichnen, abge: 
lehnt worden war. 


$. 9. 
Gegen $. 9. erhoben ſich feine Ausftellungen. 


$. 10. 


Bei $. 10. war mur in Konjequenz früherer Beſchlüſſe „landesherrliche“ 
Genehmigung in „Genehmigung des Handeld-Minifters“ zu verwandeln. 


sg. 11, 12. 


a) $$. 11. und 12. legen nad dem Vorſchlage der Regierung die Auf- 
ftelung der Wäbhlerliften, die Abhaltung des Wahltermines und die Prüfung 
und Belanntmahung der Wahlen in die Hand der Staate-Behörde. 

Bon mehreren Mitgliedern der Kommiffion wurde dies als eine entbehr- 
liche büreaufratiiche Einmiſchung angefochten, und ftatt deſſen — abgeſehen 
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von der erften Einrichtung von neuen Handelskammern — einfach die eigene 
Selbftthätigkeit der Betheiligten verlangt. Die Handelsfammer möge jelbft 
die Wäbhlerlifte führen, ſolche öffentlich auslegen, Einwendungen gegen diejelbe 
entgegennehmen und prüfen und nur im Fall, daß fie deren Triftigkeit nicht 
anerfenne, die Entjheidung der Staats » Behörde einholen; fie ſelbſt möge 
ferner die Wahlen unter Leitung ihrer Mitglieder abhalten, das Ergebniß der 
Wahlen prüfen und befannt mahen; auch bier natürlich die Entiheidung von 
Beihwerden durch die Staatsbehörde vorbehalten. Für ein ſolches Eintreten 
der Selbfiverwaltung ſpreche einmal, daß es nicht mehr ala billig jei, wenn 
die Intereſſenten für eine lediglich zu ihrem Vortheile beftehende Einrichtung 
auch Lediglich jelbft jene Formalien zu beforgen hätten; ferner daß dieje Ge» 
ſchäfte jo einfacher Natur feien, dap man von den Vertretern des Groß» 
handels und der Groß-Induftrie mit Zuverficht eine durchaus befriedigende Er» 
ledigung erwarten dürfe; — dies um jo mehr, ald die vielen politiiden 
Wahlen eine allgemeine Bertrautheit mit ſolchen Verhandlungen verbreitet 
hätten; in jeder Handelskammer würde fiherlid eine Mehrzahl von Mitglie- 
dern vorhanden fein, weldye bei Staats- und Gemeindewahlen jhon in leiten» 
der Stellung thätig gewejen wären. 

Der Herr Regierungs-Kommiſſar glaubte, keinetwegs in dieſer Allgemein: 
beit die Vorausſetzung theilen zu follen, daß die Führung der Wählerliften 
und das ganze Wahlverfahren ohne Beforgniß vor Mängeln und Mißgriffen 
den Handelskammern jelbft überlaffen werden dürfe, da was bei Handels- 
fammern von größerer Bedeutung fi erwarten laffe, doch nicht ohne Weiteres 
bei allen zutreffe. Es feien bei den Wahlen zu Handelsfammern ſchon lei— 
denſchaftliche und ſtürmiſche Gegenſätze vorgefommen, deren Ausgleihung oder 
Beherrihung eine geübte Kraft erforder. Der Staats-Negierung müffe es 
aber von nicht geringer Wichtigkeit fein, daß ein Organ, welches fie als die ger 
jegliche Vertretung des Handels und der verwandten Gewerbe anerkennen jolle, 
auf durchaus Forreftem Wege zu Stande gefommen ſei. Auch dürfe jelbft die 
bloße Führung der Wählerliſte nicht jo gering angeſchlagen werden, da dieſe 
nicht einfah aus dem Handels:Regifter zu ſchöpfen jei, jondern unter Um— 
ftäuden au den Bergbau in fid aufzunehmen, ſowie auf Gewerbefteuer« 
Kriterien zurüdzugeben habe. Der bloße Vorbehalt der Beichwerdeführung 
bei der Staatd-Behörbe fünne durchaus nicht die Garantie erjepen, welche die 
unmittelbare amtliche Zeitung der Verhandlungen und deren Prüfung durch 
die Regierung und den Ober: Präfidenten darbiete, 

Die Kommilfion fonnte aus dieler Darlegung nicht die Ueberzeugung 
gewinnen, daß die regierungsleitig beabfichtigte Einmiſchung der Behörden in 
eine ihrer ganzen Natur nah auf die Autonomie hinweiſende Angelegenheit 
wirklich geboten jei, und beſchloß deshalb die in Rede ftehenden Paragraphen 
jo zu amendiren, daß ber Staats-Behörde nur bie Entjheidung auf eingelegte 
Beihwerden gewahrt wird. 

Als jelbjtverftändlih wurde hierbei bezeichnet, daß die Regierung in den 
allgemeinen Befugniffen, welde aus der Stellung einer jeden Auffihts-Be- 
börde folgen, au den Handeld» Kammern gegenüber nicht beichränft werben 
joll; daß fie aljo unter anderem das Recht behält, in befonderen Ausnahme» 
füllen ihrerfeits einen Kommiffarius zur Beleitung einer Wahl abzuordnen, 
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erner die Wählerlifte oder die Wahlverhbandlungen ex oflicio der Prüfung 
einzuforbern. 

b) Bejonders zu erörtern blieb noh, auf welchem Wege die Hanbeld- 
fammer fi die Materialien zur Führung der Wählerlifte beſchaffen folle, — 
ob namentlich die foftenfreie Mittheilung der erforberlihen Nachrichten feitens 
der Gerichte, fowie feitens der Berg. und der Gewerbefteuer-Behörden in dem 
Geſetze ausdrücklich vorzuſehen fei. 

Die Kommiſſion glaubte hiervon Umgang nehmen zu dürfen. Denn 
bie leßtgedachten Behörden würden, wie die Herren Regierungs » Koms 
miſſarien ausdrüdlich verfiherten, von der Minifterial-Inftanz mit der entipredyenden 
Weiſung verfehben werden. Was aber die Entnahme der nöthigen Data aus 
den Hanbelsregiftern betrefft, jo find letztere befanntlich öffentlich, und die 
Einfiht derfelben ift während der gewöhnlichen Dienfiftunden Jedem geftatte, 
(Art. 12. des Handelsgeſetzbuches); die Handelskammer kann alſo ganz ein 
fach auf diefem Wege fi jelbft die Lifte aufftellen; diefelbe aber bei fort- 
laufender Richtigkeit zu erhalten, erſcheint noch weit leichter und einfacher, da 
ja alle Eintragungen in das Hanbelsregifter von dem Handelsgerichte in be« 
ftimmten öffentlihen Blättern befannt gemacht werben. Nöthigenfalls kann 
eine nachträgliche Vergleihung der Wähler-Liſte mit dem Handelsregiſter volle 
Sicherheit gewähren. Der Umftand, daß die Handelsfammer vielleicht ganz 
ausnabmsweife nicht an dem Drte des Handelsgerihts ihren Sig hat, oder 
daß der Bezirk der Handelsfammer etwa in mehrere Handelögerichts » Bezirke 
gehört, — erſchien als kein durchgreifendes Bedenken, da ed doch nur ab und 
zu auf eine Reife deö Sekretär der Handelöfammer nad dem Sipe des Ge- 
richts ankommen würde, 

Auch der Herr Regierungs-Kommiſſar hielt dafür, daß wenn einmal die 
Mähler-Lifte von der Handeldfammer jelbft geführt werden folle, derjelben 
Behuſs fiherer Kenntnig von den Gintragungen in das Handels-Regifter die 
dur das Handelsgeſetzbuch gegebene Deffentlichfeit genüge. 


$. 13, 
Bei $. 13. wurde eine DVereinfahung in der Zujammenfegung des 
Wahlvorſtandes 
durch Beſchränkung deſſelben auf den Vorſitzenden, einen Stimmen« 
ſammler und einen Schriftführer zuläſſig und deshalb angemeſſen 
befunden, 
weil die Zahl der erſcheinenden Wähler erfahrungsmäßig nicht groß zu fein 
pflegt, und das ganze Wahlgefhäft jehr einfacher Art ift. 


$. 14. 

$. 34. erhielt einen Zufag zur Erledigung eines nad Faſſung der Ge- 
jeped-Vorlage offen bleibenden Zweifeld für den FaN relativer Stimmen- 
mehrbeit. 

$. 15. 

$. 15. ift in Gemäßheit des oben angenommenen Prinzips, die Prüfung 
der Wahlen in erfter Linie der Handels-Kammer jelbft und nur für den Bes 
ſchwerdefall der Regierung (jedenfalls nicht der entfernten Inftanz des Ober- 
Präfidenten) vorzubebalten, anderweit redigirt worden. 
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$. 1 6. 


Bu $. 16 wurde die Frage diskutirt, ob zur Verhütung ber Beläftigung 
des Handelsftandes mit alljährlihen Wahlen fih vielleicht eine ſechs jährige 
Dauer der HandeldsfammersMitzliedichaft empfehlen könnte, wonädft das 
Ausſcheiden des einen Drittheild nur alle zwei Jahre ftattzufinden hätte. Ins 
deſſen eß überwog hiergegen die Betrahtung, daß die Willigkeit zur Ueber 
nahme eines meift nicht ohne Koftenaufwand, deſſenungeachtet aber nad der 
Abfiht des Geſetzes durchaus unentgeltlih zu führenden Ehrenamtes unter 
einer längeren Funktionsdauer leiden fünnte; jo wie daß durch den öfteren 
Wechſel eine Bürgihaft für reges friſches Leben geboten jei. 

Die fernere Anregung, in dem alle, wo nad Wahlbezirken gewählt 
worden, und der oder die Vertreter eines Wahlbezirks lange vor dem Schluffe 
eined Jahres ausicheiden, die Neuwahl jofort abzuhalten, damit der betreffende 
Wahlbezirt nicht in der Handels-Kammer unvertreten jei, wurde durd bie 
Erwägung erledigt, daß die Wahlen zwar in, doch nit für den Wahlbezirk 
ftatifinden und feineswegs auf Angehörige deſſelben beihräuft find, ſondern 
fih auf Wahlberedhtigte des ganzen Handels-Kammer-Bezirfs richten Fünnen. 

Endlih wurde zur Verhütung jedes Zweifels ausdrüdlich feftgeftelt, daß 
es die Abficht ſei, 

a. die vor Ablauf ber geieplihen Zeit ſich erledigenden Stellen nicht 
bloß für den Reſt diefer Zeit, jondern für die volle dreijährige 
Wahlperiode wieder zu bejepen; ebendefhalb 

b. nie mehr als 4 jümmtlicher Stellen in der Handels-Kammer durch 
Neuwahl zu erjegen, aud wenn 4 aller Stellen durch Tod oder 
ſonſtiges Ausſcheiden erledigt fein follte. 

Es wird aljo der Fal eintreten fünnen, daß ein Theil der äl- 
teften dreijährigen Mitglieder, oder felbft alle dieſe nicht ausjcheiden 
dürfen, jondern in das vierte Jahr ihrer Funktion überzugeben 
haben. Deshalb jagt auch der Gelep-Entwurf: 

„Die Mitglieder verjehen ihre Stellen in der Regel brei 
Jahre lang.” 

Mebrigens wurde $. 16. unverändert angenommen. 

Ebenſo $. 17, 

$. 18. handelt von dem Ausſchluß eines Mitgliedes, weldes durch feine 
Handlungsweife die öffentliche Achtung verloren hat. Gegen einen diesfällis 
gen Beſchluß der Handelöfammer, jol der Rekurs an den Ober-Präfidenten 
offen ftehen. Lepteres wurde argefochten, weil der Staats-Behörde dadurch 
eıne Aufgabe geftellt werde, melde fie in der Regel garnicht löſen könne. 
Wie fol diefelbe fih ein zuverläjfiges Urtheil darüber bilden, ob der Ausge- 
ſchloſſene mit Recht die Adtung feines Gleichen verloren hat? Geftattet man 
einmal ein ſolches judicium parium, (und man thut Redt daran), — jo 
muß man bafjelbe endgültig jein laffen, jelbft auf die Gefahr hin, daß 
vielleicht einmal ein Oftrazismus geübt werbe. 

Wen ein Beihluß von 4 aller Mitglieder der Handelsfammer ausichließt, 
bleibt moraliſch und faktijh ausgeftoßen, auch wenn ihn der Ober-Präfident 
reftitwirt, denn entweder er weicht doch zulept der Beratung feiner Kollegen, 
oder aber dieje legen das Amt nieder. 

Diefen Bemerkungen wurde entgegnet, wie man nicht verabreden wolle, 
daß ein Aueſchließungs -Verdilt der Handelsfammer infofern eine endgültige 

3 “ 
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Wirkung haben möchte, ald ber davon Betroffene mit wieder mit 
feinen Kollegen zufammenfigen wolle, fönne und werde; auch fei 
es richtig, dab die Entiheidung für die angerufene Behörde miß— 
ih fein werde; indeffen liege ed doch zu ſehr im Redte und in ber 
Billigkeit, dem vielleicht durch Parteihaß oder aus unlauteren Motiven Bers 
folgten die Möglichkeit einer Remedur offen zu laffen; er fünne dann rubig 
fagen: an unparteiiſcher Stelle ift der Angriff auf meine Ehrenhaftigfeit uns 
gerechtfertigt befunden, — nun fann ich freiwillig die Handeld-Rammern 
verlaffen. 

Aus diefen Gründen wurde die Aufrechtbaltung des Rekurſes beichloffen, 
jebod dem „Ober-Präfidenten“ die „Regierung“ jubftituirt, da fein erfenn- 
barer Grund vorliegt, von der Kompetenz der nächſten Inftanz abzuſehen; 
je ferner dieſelbe, defto ſchwerer muß ihr das Urtheil über diefe Frage nad 
Schall und Ruf fallen. 

Ferner erihien e3 angemefjen, in ber Faſſung dieſes Paragraphen noch 
bejonders zu betonen, daß die Handelskammer mit der förmliden Eröffnung 
eines ſolchen Verfahrens nicht ohne Weiteres vorzugehen, jondern zunächſt ſich 
jelbft ein Urtheil darüber zu bilden babe, ob der beftimmte Fall auch wirklich 
die Einleitung eines jo ſchweren Schrittes gebiete. 

88. 20.—26, der Vorlage normiren das wirthihaftlihe und Finanzrecht 
der Handelefammern. 

a) Nah Anſicht der Kommilfion wird hierbei einmal zu ſehr ins Kine 
zelne gegangen, andererjeit3 werden die Grenzen zu enge gezogen, und Die geredhten 
Anſprüche auf diejenige Selbftftändigfeit, weldhe der Großhandel und die große 
Fabrif-Induftrie für das eigene geſchäftliche und finanzielle Ermeffen ihrer 
Vertreter billigerweile erwarten müfjen, nicht genuglam berückſichtigt. 

Die Kemmiffion hält es für nöthig, bier an tie Spige das allgemeine 
Zugeftändniß zu ftellen, daß die Handelsfammer jelbftftändig über den für 
die Erfüllung ihrer Zwecke erforderlichen Koftenaufwand zu beſchließen und 
ihr Kaffene und Rechnungsweſen zu ordnen habe; 

ferner von der Hinweiſung auf die Geſchäfts-Räumlichkeiten, welche die 
Gemeinde des Handelafammerfipes gewähren könnte, ganz abzufehen, weil 
dies in der Praxis doch immer nur Sache bed guten Willens der Gemeinde 
bleiben würde; — 

ebenfo lediglich die Möglichkeit, nit die Nothwendigfeit der Benupung 
einer Öffentlichen Kaffe, und zwar nad freier Wahl entweder der Gemeinde» 
fafje oder der Staats-Steuerfaffe, für die Rendantur ber Handelsfammer auszu— 
Iprechen, die um fo mehr, als aus ber Mitte der Handelsfammern ſchon 
ausdrüdliih der Wunſch laut geworben ift, in diefer Hinſicht nicht gefeplich 
gebunden zu fein, fondern z. B. das Anerbieten unentgeltliher Verwaltung 
ihrer Kafje Seitens eines Mitgliedes annehmen zu dürfen; — 

endlih das Marimum für die ohne bejondere ftaatlihe Genehmigung 
frei zu gebende Höhe des Koftenaufwandes von 5 pCt. auf 10 pGt. der Ges 
werbefteuer vom Handel zu beftimmen, da jonft die Handelskammer in ihrer 
finanziellen Gebahrung einen zu geringen Spielraum haben würde. 

Der Herr Regierungs-Kommiffarius befürwortete, die Beftimmungen des 
Entwurfes im Wefentlihen unverändert anzunehmen, da diefelben aus der gewiß 
gerechtfertigten Tendenz hervorgegangen feien, im Gefepe felbft die Marime 
der Sparfamfeit zum Ausdrud zu bringen und unnötbige Belaftungen ber 
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Beitragepflihtigen zu verhüten. Insbeſondere fei es nicht räthlich, den ledig- 
ih in das Grmefjen der Handelsfammer zu ftellenden Steuerzufhlag auf 
10 pCt. zu erhöhen. ine nicht geringe Anzahl der Handelsfammern fei bisher 
mit erheblich weniger, ala 5 p&t. ausgefommen; dies werde in Zukunft um jo 
mehr möglich fein, als der Kreis der Beitragepflichtigen fih durd die Ge— 
noſſenſchaften, Bergbautreibenden u. |. w. vergrößern werde. Man follte doch 
Anftand nehmen, durch einen Sap, welder das thatſächlich erwieſene regel» 
mäßige Bebürfniß weit überichreite, zur künſtlichen Steigerung dieſes Bedürf- 
nifjes einen Anreiz zu geben. 

Hierauf wurde erwidert: — als allgemein leitender Geſichtspunkt fei bei der 
Rinanzfeage erft recht feftzuhalten, daß die Handelsfammern aus der eigenen freien 
Wahl ihrer Berufsgenoffen hervorgehen und das Vertrauen derjelben zur Legitima— 
tion für ihre Beichlüfie haben ; — wolle man auch zugeben, daß die Ermädtigung 
der Hanbeläfammer, den Hanbelsjtand lediglich nad ihrem Ermeffen zu befteuern, 
auf begründete Bedenken der allgemeinen Finanzpolitik ftoße, fo dürfe Doch die 
Grenze ihres Arbitriums nicht fo enge gezogen werden, daß fie hinter dem Er— 
forberniß der Mittel für eine tüchtige Berufserfüllung zurücdbleibe; es jeien aber 
bisher gerade ſolche Handelskammern, welche ihre Aufgabe mit befonderem Er- 
folge und zu bejonderer Befriedigung der Staatd-Regierung, wie der öffent- 
lichen Meinung gelöft hätten, nicht im Stande geweſen, aud nur mit 10 pGt. 
auszureihen, — ein Marimum son 10 p&t. würbe alfo in fo manden Fällen 
nur ein Minimum fein; — eine Neigung der Handelskammern zu entbehrs 
lihen Ausgaben jei um jo weniger zu vermuiben, als vorausfidtlih gerade 
die Mitglieder derjelben durd die Höbe ihrer Gewerbeftener den Zuihlag am 
Meiften empfinden würden; — endli gäbe es ein recht wirkſames Korreftiv 
gegen eine etwaige Neigung, die Grenzen der Sparjamfeit zu überfchreiten, das 
jei die Oeffentlichkeit der Etatd-Aufftellung und der Rechnungslegung, — 
Beides beabfihtige die Kommilfion in dem Gelege einzuführen. 

Im Sinne tiefer und der obigen Ausführungen wurde die Amendirung 
der $$. 20. ff. beſchloſſen. 

b) Der Entwurf hatte nit Mar genug geftellt, 

1) wie fih das Berfahren bei der Einſchätzung zur fingirten Ge— 
werbefteuer, nämlih in Betreff der gejeplich nicht zur Handels» 
gewerbefteuer veranlagten Wahlberechtigten (Genofjenichaften, 
Bergbautreibenden, Branntweinbrenner, Bierbrauer, Müller, Flei— 
her und anderer im Hanbels-Regifter eingetragenen Gewerbetrei— 
benden) geftalten ſolle; 

2) wie demnächſt die Einziehung der Beiträge zu erfolgen habe. 

In beiden Beziehungen wurde $. 22. ($. 23. der Regierungs-Vorlage) 
mit Einverftändniß des Herrn Regierungs-Kommiſſars durch Feftftellung des 
leitenden Prinzips ergänzt, indem übrigens die Voraueſetzung beſtimmend war, 
daß die nähere Negulirung dieſer Punkte dur eine beiondere Inſtruktion 
jeitend der Minifterien erfolgen werde. 

e) Es ift von einigen Seiten beantragt worden, nad) dem Vorgange de. 
Hannoverfhen und Naffauiihen Gelepgebung und abweichend von der bis— 
berigen altländiihen Gejepgebung die Bewilligung von Reiſekoſten und 
Diäten, oder doch der Erfteren für die außerhalb wohnenden Mitglieder zus 
zulaffen. 
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Auch in der Kommilfion blieb diefer Antrag von einer Seite nicht ohne Für⸗ 
ſprache. Man einigte fi jedoch dahin, an ber vollen Unentgeltlichfeit der Handels— 
fammer-Mitgliebfchaft feftzuhalten, da, wenn irgendwo der reine Gharafter bes 
Ehrenamtes angezeigt fei, dies von einer ſolchen Intereffen- Vertretung gelten 
müſſe. Auch für die außerhalb wohnenden Mitglieder fei das Opfer unente 
geltlicher Amtirung jo unbedeutend, daß wer dafjelbe nicht bringen wolle oder 
fünne, beffer ungewählt bliebe. Endlich jolle ja auch Feinerlei gefepliche Ver— 
pflitung zur Annahme ber Wahl ftattfinden, fondern deren Ablehnung ganz 
unverfhränft jein. 

d) Es kam an dieſer Stelle ferner zur Sprade, ob und in welchem Um: 
fange und in welder Art die Beilegung der Rechte einer juriftiichen Perlön- 
lihfeit an die Handelefammer durch das Geſetz vorzufehen jein möchte. 
Einerfeit3 war zuzugeftehen Daß — wie die Motive der Regierungs-Vorlage 
ſchon ausführen — ein Bedürfniß bierzu fih in irgend allgemeinen Maaße, 
bisher nicht Fundgegeben habe; — andererjeit? fann ein ſolches doch jeder Zeit 
bei einzelnen Handelskammern hervortreten. Da nun die neuere Gefepgebung 
überhaupt von der Bereitwilligfeit getragen wird, den wirthſchaftlich felbftftän- 
digen Eriftenzen auch die Nedhtsperfönlichkeit einzuräumen, fo ſchien das 
gleihe Zugeſtändniß an die Handelsfammern behufs bequemerer VBollziehung - 
ihrer Rechtsgeſchäfte nahe zu liegen. Ein Mißbrauch di je: Perfonal-Eigen> 
haft zu Operationen, welche außerhalb der geſeßlich n Aufgabe der Handels— 
fammern lirgen, werde durch das Auffichtsrecht der Behörden ausgeichloffen. 

Der Herr Regierungs-Rommiffarius bemerfte hierauf, daß, wo ein wirf- 
liches Bedürfniß vorliegen follte, eine einzelne Handelsfammer in wünjdens« 
werther Erweiterung des Kreifes ihrer nächſten wirthſchaftlichen Zwecke durch 
Beilegung der Rechtsperſönlichkeit zu unterſtützen — (man denke an den Fall 
einer Zuwendung von Kapital oder Grundſtücken) —, alsdann die Staats- 
Regierung gewiß keinen Anftand nehmen werde, hierauf einzugehen. 

Im Uebrigen dürfte der fürzlichft in das Haus der Abgeordneten einges 
brachte Gejep-Entwurf, betreffend die privatrechtliche Stellung von Vereinen, 
Anlaß bieten, Diefe Frage auch binfichtlih der Handelskammern generell zu 
erwägen, weshalb hier um jo mehr von einem biesfälligen allgemeinen Ans 
trage abzufehen fein dürfte. Hiermit einverftanden, ließ die Kommilfion den 
Gegenftand fallen. 


$$. 26. bis 31. 


Die 88. 26. bis 31., welche den Geihäftsgang regeln, unterlagen nur 
wenigen Ausftellungen. 

a) Die beftehende Berordnung vom 11, Februar 1848 verpflichtet die 
Handelefammern unbedingt zu fortlaufenden Veröffentlihungen ihren Kom— 
mittenten gegenüber. Der Gejep- Entwurf will dies auf den Fall beichränfen, 
wo die Handelsfammer nicht die Deffentlichkeit ihrer Sipungen beſchließt. 
Obwohl die Kommilfion nidt daran zweifelte, baß die Handelsfammern jelbft 
davon ausgehen würben, daß die Deffentlichfeit ihrer Sipungen fein Aequi— 
valent der vorgedachten Publikationen jei, und daß leptere das nothwendige 
Korrelat des ihnen geſchenkten Bertrauens bleiben, jo bielt fie es doch 
für bedenklich, im Geſetze gewiffermaßen das Gegentheil anzudeuten. 
Hiernach wurde $. 27. geändert, und zugleich in Mebereinftimmung mit ben 
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obigen Beihlüffen die Verpflihtung öffentliher Rehnungslegung hin 
zugefügt. 

b) Es trat in Erwägung, ob nidt das Minimum der Zahl anmejender 
Mitglieder, an welches die Gültigkeit der Beichlüffe zu binden fei, etwa auf 
ein Drittbeil berabgefept, — 
ob ferner nicht eine Beihlußfaffung auch über Gegenftände, welche nicht bei 
der Ladung mitgetheilt worden, aber ihrer Dringlichkeit halber eine jofortige 
Entſchließung wũnſchenswerth machen, als Ausnahme von der Regel nachge— 
geben werben fünne. 

Der Herr Regierungs-Kommiffarius wibderrieth Beides, weil es der Staats- 
Regierung von ganz beionderer Widtigkeit fein müſſe, wohl vorbereitete Guts 
achten und nicht blos von einem Bruchtheil der Handels » Kammern, vielleicht 
von Sonder-Intereffen diktirt, entgegenzunehmen. Die Kommijfion theilte dieſe 
Auffaſſung und beihloß nur —, ohne Widerjprud von Seiten des Herrn Re— 
gierungs-Kommiljard —, die einfade Hälfte der Mitglieder für beihlußfähig 
zu erflären. 

c) Man verftändigte ſich dahin, 

daß die Form der Ladung zu den Sipungen (ob ſchriftlich oder 
durch die öffentlichen Blätter :c.), 
ebenfo die Formalien des Protofolls 
der Geſchaͤfts-Ordnung zu überlaffen, 
daß ferner unter den $. 29. gedachten Ausfertigungen aud Aus 
weifungen an die Kafje zu verftehen jeien. 
88. 31 figd. 

Bei Bemefjung des Gejhäfts- Bereiches der Handels -» Kammer trat bie 
Frage in den Vordergrund, ob das Gefep nicht ausdrücklich die Berechtigung 
oder aud Verpflichtung der Handels » Kammer, außer und vor Gericht Fauf- 
männiihe Gutachten und Xttefte auszuftellen, anerkennen jolle. 

Dafür wurde geltend gemacht: 

Es werde in den Motiven unterftelt, daß bisher nur die Handels» 
Kammer zu Frankfurt a. M. derartige Gutachten abgegeben habe. 
Seit Emanation des Handels = Gefepbucdes fei aber der Zuftand 
faftiih der, daß in allen progefjualiihen Streitigkeiten über das 
Beftehen von Ujancen die Handels » Kammern von den Gerichten 
um Auskunft vequirirt werben; daß diejelben aud Attefte über 
Kourfe und Preife ertheilen, jei jogar dur die Börjen » Ordnungen 
fanftionirt. XThatfählih würden ferner die Handels» Kammern nicht 
jelten nicht allein vom Prozeß-Richter, jondern aud vom Vormund⸗ 
ſchafts⸗Richter angegangen: 
um Auskunft über die Preife von Artikeln, welche nicht an der 
Börſe notirt werben, 
über Handelögewohnbeiten, die nad ber Judikatur des Ober- 
Zribunals nit unter die Begriffe der Handelsgebräuche fallen 
(Zeit des Markt» und Börfenverfehrs, börjenübliche Friften für 
Kündigungen und Prämienerflärungen), 
über den Geſchäftskreis einzelner Firmen, über Beftellungen 
von Mäklern, Mefjern, Sadhverftändigen, Auftions- Kommiffarien 
und über viele andere Dinge. 
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Sie gäben ſolche Ausfunft auch an Private und verhinderten namentlich im 
Verkehr zwiſchen ortsangehörigen und fremden Kaufleuten viele Prozeſſe 
im Keim. 

Klage darüber jei nie erhoben worden, wohl aber jeien die Mitglieder 
der Handelsfammern nicht jelten dadurch beläftigt worden, daß fie jpäter über 
die Richtigkeit der von ihnen gegebenen Auskunft unnügerweile zum Beugen: 
eide herangezogen würden. 

Der Herr Regierungs-Kommiſſarius führte in Entgegnung deſſen aus, 
daß ſeitens der Staats» Regierung abfihtlih von einer geſehlichen Beftim- 
mung fraglider Art Abftand genommen worden jei, um die Hundels- 
fammern nit übermäßig zu belaften und ihre Kräfte auf möglicher 
weile Fleinlide Entſcheidungen zu zeriplittern. Innerhalb der Grenzen 
bes $. 1. bleibe ohnehin den Handelsfammern unbenomnen, pareres ab» 
zugeben, und zwar auch ohne spezielle gerichtliche Requifition auf uns 
mittelbaren Antrag der Betheiligten. Man habe bisher jhon ganz mißbräuch— 
liherweife die Handelsfammern für jolde Gutachten in Anſpruch genommen, 
welche jeder Mäkler oder ein Kaufmann ebenfogut oder noch befjer abgeben 
fünne, z. B. über die Güte oder Probemäßigfeit einer beftimmten, im Pro— 
zeffe begriffenen Waare. Man müſſe fih hüten, diefe Iuftitution von 
ihrem gefeplihen Standpunkte, nämlich dem Boden der Gejammtintereffen- 
Bertretung, auf Befaſſung mit Spezial-Intereffen untergeordneter Art hinüber 
zu drängen, 

Die Kommilfion glaubte, von einer entiprehenden Amendirung des Ges 
jepes abfehen und es dabei bewenden laffen zu dürfen, daß durch die Auf: 
nahme diefer regierungseitigen Erklärung in den Bericht das Anuerkenntniß 
ber beregten Befugniß der Handelsfammern ausdrüdli Fonftatirt werde. 

$. 32. beftimmt, daß die Handelsfammer, wenn fie mit ihren Berichten 
ſich unmittelbar an die Gentralbehörden wendet, Abſchrift davon der Bezirks» 
regierung einzufenden habe. Zwedmäßig, wie es an fid ift, daß dieſe Mit: 
teilung zugleih an bie der Sache zunächſt ftehende Behörde erfolgt, damit 
dieje inzwiſchen die Erledigung vorbereiten oder herbeiführen kann, — war 
es doch nöthig, ftatt „Bezirfäregierung“, in deren Geſchäftskreis feineswegs 
alle Handelds und Verkehrs⸗Intereſſen gehören, den allgemeineren Austrud zu 
wählen: „diejenige Provinzialbehörde, in deren Geſchäftskreis der Gegenftand fällt.“ 


Es ift hier der Ort, nod zu erwähnen, daß die Handelöfammer in Trier 
den Antrag geftellt bat, eine periodiihe Zufammenberufung von Vertretern 
der Handelskammern des ganzen Staates oder doch der einzelnen Provinzen 
unter Leitung von Staats-Kommiſſarien anzuordnen. Eine ſolche nad fran- 
zöͤſiſchem Vorbilde empfohlene Einrihtung fand nicht den Beifall der Kom- 
milfion, da ihrer Ueberzeugung nad die Gejepgebung, wie die Verwaltung 
nicht wohl thun würden, noch über die Handelsfammern hinaus Die freie 
Vereinsthätigkeit des Gewerbe und Handeläftandes durch regierungsfeitige 
Mapnahmen zu erfepen. 





Die übrigen Paragraphen der Geſetz-Vorlage bis zum Schlufje wurden 
nad) wenigen redaktionellen Aenderungen, — und jodann der ganze Gejeps 
Entwurf einftimmig angenommen. 
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Die unterzeichnete Kommilfion beantragt nunmehr, 
das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

1) dem angebogenen Entwurfe eines Geſetzes über die Handels» 
fammern die verfafjungsmäßige Zuftimmung zu ertheifen, 

2) die ebengedachten Petitionen II. Nr. 1271, II. Nr. 2144 
und II. N. 2356, jomie die Petitionen vieler Aftiengelell- 
ſchaften und Gewerkſchaften d. d. Horft bei Steele den 
29. Dezember v. I. um gejeplihe Regulirung ihres aftiven 
und palfiven Wahlrehts (II. Nr. 1272) durd diefen Be- 
richt für erledigt zu erachten. 


Die Kommiffion für Handel und Gewerbe. 


Dr. Sammacher, (Norfigender)., Aacobi, (Berichterftatter). 
v. Sybel. 3. Muntau. Dr. Müller (Hannover). Grundmann. 
v. Bredow. Weefe. Graf Saurma. Dr. Braun (Wiesbaden). 
Dr. Beder. Dr. Uchenbach. Graf Menarb. 
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Regierungsd: Borlage. 





Entwurf 


eines 


Geſetzes über die Handelskammern. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König v 
Preußen ꝛc., 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages für den Umfang 
Monardie, was folgt: 


$. 1: 
Beftimmung und Errichtung Die Handelsfammern haben die Beftimmung, die Gejammtintereffen 
der Handelötammern. Handel» und Gewerbetreibenden ihres Bezirfes wahrzunehmen und die Pi 


vinziale und Gentral-Behörden in der Förderung des Handeld und ber ( 
werbe durch thatlählihe Mittheilungen und Erftattung von Gutachten 


unterftügen. 
$. 2. 
Die Errihtung einer Handelsfammer unterliegt der lanbesherrlichen | 
nehmigung. 


Bei Ertheilung diefer Genehmigung wird zugleih über die Zahl 
Mitglieder und, wenn die Errichtung für einen über mehrere Orte fih 
ftredenden Bezirk erfolgt, über den Sip der Handelsfammer Beftimm 


getroffen. 
$. 3. 
Wahlberechtigung und Wahl · Zur Theilnahme an der Wahl der Mitgliedec find diejenigen Kaufe 
barfeit. und Geſellſchaften berechtigt, welche ala Iuhaber einer Firma in dem für 


Bezirk der Handelsfammer geführten Handelsregifter eingetragen ſtehen. 
Mit Iandesherrliher Genehmigung kann jedoch für einzelne Hand 
fammern nad Anhörung der Betheiligten beftimmt werben, dab das Wi 
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Beichlüffe der Kommifflon. 


Entwurf 


eines 


Geſetzes über bie Handelöfammern. 















Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ır., 


nen mit Zuftimmung beider Häuler des Landtages für den Umfang ber 
marchie, was folgt: 
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Die Handelöfammern haben die Beftimmung, die Gejammtintereffen der Beftimmung und Errichtung 
dandel- und Gewerbetreibenden ihres Bezirkes wahrzunehmen, insbejondere der Hanbelöfammern. 
Die Behörden in der Förderung bes Handels und der Gewerbe durch that« 
fihlige Mittheilungen, Anträge und Erftattung von Gutachten zu unter 


8.2. 

Die Erridhtung einer Handeldfammer unterliegt der Genehmigung des 
Jandels-Miniſters. 

Bei Ertheilung dieſer Genehmigung wird zugleich über die Zahl der 
Mitglieder und, wenn die Errichtung für einen über mehrere Orte fi er- 
enden Bezirk erfolgt, über den Sig der Handelsfammer Beftimmung 
iroffen. 


8. 3. 

# Zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder find diejenigen Kaufleute Wahlberechtigung und Wäht: 
Rd Gejellichaften berechtigt, welche als Inhaber einer Firma in dem für den barkeit. 

rl der Handelsfammer geführten Handelsregifter eingetragen fteben. 

Mit Genehmigung des Handels-Minifters kann jedoch für einzelne 

ıbelsfammern nah Anhörung der Betheiligten beftimmt werden, daß das 
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recht außerdem dur die Veranlagung in einer beftimmten Klaſſe ode 
einem beftimmten Sape der Gewerbefteuer vom Handel bedingt jein fo 


Ex 

Zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder find ferner berechtigt 
im Bezirle der Handelöfammer den Bergbau treibenden Alleineigenthiü 
eined Bergwerkes, Gewerkſchaften und in anderer Form organifirten ®k 
ſchaften — einjchließli derjenigen, welche innerhalb der in den 88. 210. 
des allgemeinen Berggejepes vom 24. Juni 1865 (Geſetz- Sammlung Seite? 
und im Artifel XII. der Verordnung vom 8. Mai 1867 (Geſetz Samml 
Seite 603.) bezeichneten - Landestbeile Stein» und Braunfohlenbergbau 
treiben — infoweit die Jabresproduftien einen von dem Chef der Berg: 
Hütten-Berwaltung nad den örtlichen Verhältniffen für die einzelnen Hand 
fammern zu beftimmenden Werth erreicht. 


Die fisfaliihen Bergwerfe find von der Theilnahme an der Wahl ai 
geſchloſſen. 


Ss. 6. 

Die Wahlſtimme einer Akten-Geſellſchaft darf nur durch ein im Ha 
delsregiſter eingetragenes Vorſtandsmitglied, die jeder anderen Gejellichaft ı 
durdy einen ebendafelbjt eingetragenen perſönlich haftenden Geſellſchafter, 
einer Gewerfihaft oder anderen im $. 4. bezeichneten Gejellihaft nur du 
den Repräjentanten oder ein Borftandsmitglied, die einer Perjon mweiblid 
Geſchlechts oder einer unter VBormundihaft oder Kuratel ftehenden Perl 
nur durch den im Handelsregifter eingetragenen Profuriften abgegeben werd 


$. 6. 

Wer nah den Beltimmungen des $. 3. und zugleich des $. 4, od 
auf Grund friner Betheiligung an mehreren Firmen oder Bergbaus Unterne 
mungen in bemjelben Handelskammer-Bezirke wahlberechtigt ift, Darf glei 
wohl nur eine Wahlftimme abgeben und hat fih, wenn er mehreren Wal 
freilen des Hanbelsfımmer » Bezirks ($. 10.) angehört, vor Ablauf der 
Einwendungen gegen die Wählerliſte beftimmten Friſt ($. 11.) zu erflän 
in welhm Wahltreije er jein Wahlrecht ausüben will. 


4 
Zum Mitgliede einer Handelöfammer kann nur gewählt werden, wer 
1) das dreifigfte Lebensjahr zurüdgelegt bat, — 
2) in dem Bezirke der Handelöfammer feinen ordentlihen Woh 
fis bat, SE; 
3) feit mindeftens fünf Jahren: 

a) in dem für den Bezirk der Handelsfammer geführten Hr 
dels-Regiſter entweder ald Inhaber einer Firma oder 9 
verfönlih haftender, zur Vertretung einer Handelsgejelid: 
befugter Geſellſchafter, oder als Mitglied des Vorſtand 
einer Aktien-Geſellſchaft eingetragen fteht, 
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hirecht außerdem dur die Veranlagung in einer beftimmten Klaffe ober 
fuem beftimmten Cape der Gewerbefteuer vom Handel bebingt jein jo. 


| $. 4. 
“ Zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder find ferner berechtigt bie 
Bezirfe der Handelskammer den Bergbau treibenden Alleineigenthümer 
te Pächter eined Bergwerkes, Gewerkſchaften und in anderer Form orga» 
zen Geſellſchaften — einschließlich derjenigen, weldhe innerhalb der in den 
‚210. 211. 212, des allgemeinen Berggejepes vom 24. Juni 1865 (Gejep- 
imlung Seite 749.) und im Artifel XII. der Verordnung vom 8. Mai 
1 (Sir. Sammlung Seite 603.) bezeichneten Landestheile Eijenerz-, 
ehungeweiſe Stein» oder Braunkohlen-Bergbau betreiben — 
fomeit die Sahretproduftion einen von dem Handeld-Minifter nad den 
gilichen Berhältnijien für die einzelnen Handelsfammern zu beftimmenden 
Berl oder Umfang erreicht. 
Die fiskaliſchen Bergwerke find von der Theilnahme an der Wahl aus» 
offen. 


$. 5. 

Die Wahlftimme einer Aktien-Gejelihaft oder einer Genoſſenſchaft 

Fnur dur ein im Handelsregifter eingetragenes Vorftands-Mitglied, die 

anderen im $. 3. bezeihneten Geſellſchaft nur durch einen ebendajelbft 

kragenen perlönlih haftenden Gejellihafter, die einer Gewerkſchaft oder 

m im $. 4. bezeichneten Gejellihaft nur durch den Nepräjentanten oder 

ands » Mitglied, die einer Perjon weiblihen Geſchlechts oder einer 

fr Bormundihaft oder Kuratel ftehenden Perjon nur durch den im Han- 
fegifter eingetragenen Profuriften abgegeben werden. 


a 86. 

Ber nad vorftehenden Beftimmungen ($- 3. bis 5.) in demielben Han« 
llammer - Bezirke mehrfach ftimmberehtigt ift, darf gleihwohl nur 
je Bahlftimme abgeben und bat fih, wenn er gleichzeitig in mehreren 
ahlfreiim des Handelstammer-Bezirks ($. 10.) ftimmberedtigt ift, vor 
lauf der zu Einwendungen gegen die Wäbhlerlifte beftimmten Frift ($. 11.) 
erfläten, in welhem Wahlfreije er jeine Stimme ausüben will. 











3 8.7. 
; Zum Mitgliede einer Handelstammer kann nur gewählt werden, wer 
1) das fünfundzmwanzigfte Lebensjahr zurügelegt bat, — 
2) in dem Bezirfe der Handelskammer jeinen ordentlihen Wohne 
fig hat, men 


3) a) in dem für dem Bezirk der Handelsfammer geführten Han— 
deläregifter entweder als Inhaber einer Firma oder als 
perfönlih baftender, zur Vertretung einer Handelögejellicaft 
befugter Gejellihafter, oder als Mitglied des Borftandes 
einer Aktien » Gejellihaft oder Genojjenihaft eingetra« 
gen fteht, 





Mabiverfahren. 
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b) oder bei einer der im $. 4. bezeicheten Bergbau-Unterne 
mungen im Bezirfe der Handelskammer als Allein « Eige 
thümer, Repräjentant oder Vorftandsmitglied betheiligt ift. 

Wenn die Einrichtung des Handelsregifterd in einem Handelsfamme: 
Bezirke noh nit fünf Jahre lang befteht, fo genügt die Eintragung 
einer der zu 3a bezeichneten Stellungen zur Zeit der Wahl, infofern d 
Gewählte in einer diefer Stellungen bereits jeit fünf Jahren thätig g 
weſen ift. 

$. 8. 

Mehrere Geſellſchafter oder Vorftandsmitglieder einer und derſelben G 
jellihaft oder Gewerfihaft dürfen nicht gleichzeitig Mitglieder derielben Har 
delsfammer fein. 

8.9. 

Diejenigen, über deren Vermögen der Konkurs (Falliment) eröffnet if 
find bis nah Abſchluß diejes Verfahrens und diejenigen, welde ihre Zahlun 
gen eingeftellt haben, während der Dauer der Zahlungseinftellung weder wahl 
berechtigt noch wählbar. 

$. 10. 

Mit landesherrlicher Genehmigung kann ein Haudelskammer-Bezirk zun 
Zwede der Wahl der Mitglieder in engere Bezirke eingetheilt werben, injofer: 
fih aus den örtlichen Verhältniſſen hierzu ein Bedürfniß ergiebt. 

g. 11. 

Für jeden Wablbezirt bat die Regierung eine Lifte der Wahlberechtigte 
aufzuftellen. Diejelbe wird zehn Tage lang öffentlih ausgelegt, nachdem vi 
Zeit der Auslegung mindeftens zehn Tage vorber öffentlih befaunt ge 
macht ift. 


Einwendungen gegen die Lifte find unter Beifügung der erforderlichen 
Beiheiniqgungen bis nad Ablauf des zehnten Tages nad beendigter Auslegung 
bei der Regierung anzubringen und von diefer endgültig zu enticheiden. 


ı 
4 










$. 12. 

Nah erfolgter Feftftellung der MWählerlifte bat für jeden Wahlbezirk e 
von ber Regierung zu ernennender Kommiſſarius den Wabhltermin zu 
ftimmen und öffentlich befannt zu machen. Iſt der Termin zur Wahl d 
Mitglieder einer bereits errichteten Handelskammer beftimmt, jo erhält di 
eine bejondere Benahrihtigung von dem Termine. 

8. 13, 

In der Wahlverfammlung führt der ernannte Kommifjarius ($. 12) da 
Borfig. Es wird ferner ein Wahlvorftand gebildet. Zu demjelben gehöre 
außer dem BVorfipenden und zwei von ihm aus den anmwejenden Wahlbere 
tigten zu beftimmenden Beifigern, zwei Stimmenjammler und ein Schri 
führer, welde die anmwejenden Wahlberechtigten aus ihrer Mitte wählen. 


x 
\ 
| 
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b) oder bei einer der im $. 4. bezeichneten BergbausUnternehmuns 
gen im Bezirke der Handelskammer als Allein » Eigen- 
thümer, Repräjentant oder Vorſtandsmitglied betheiligt ift. 





8. 8. 
Mehrere Geſellſchafter oder Vorftandsmitglieder einer und derfelben Ge- 
ſellſchaft dürfen nicht gleichzeitig Mitylieder derjelben Handelskammer fein. 


8.9. 


Unveränbert. 


$. 10, 

Mit Genehmigung des Handels: Minifters fann ein Handelskammers 
Bezirf zum Zwecke der Wahl der Mitglieder in engere Bezirke eingetheilt 
werben, infofern fi) aus den örtlichen Verhältniſſen hierzu ein Bebürfniß ergiebt. 

$. 11. 

Für jeden Wahlbezirk ift bei Errihtung einer Handelsfammer 
von der Negierung, fonft von der Handelsfammer felbft eine Lifte der 
Wahlberechtigten aufzuftellen. Diefelbe wird zehn Tage lang öffentlich aus- 
‚ gelegt, nachdem die Zeit und ber Drt der Auslegung mindeftens zehn Tage 
\ vorher öffentlich befannt gemacht find. 

Einwendungen gegen die Lifte find unter Beifügung der erforderlichen 
Beſcheinigungen bis zum Ablauf des zehnten Tages nad beendigter Ausle— 
gung, wenn die Handelsfammer eingerichtet werben foll, bei der 
Regierung, fonft bei der Handelskammer ſelbſt anzubringen, und 

falls jie von diejer für unbegründet erachtet werben, an die Re— 
gierung zu befördern, von Lepterer aber endgültig zu ent» 
ſcheiden. 


$. 12. 

Nah erfolgter Feftftellung der Wählerlifte hat für jeden Wahlbezirk bei 
Einrihtung der Handelsfammer ein von der Regierung, fonft von der 
Handelsfammer aus der Zahl ihrer Mitglieder zu ermennender 
Kommiffarius den Wahltermin zu beftimmen und öffentlih bekannt zu 
madhen. 

8. 13. 


Sn der Wahlverfammlung führt der ernannte Kommilfarius ($. 12) den. 


Borfig. Es wird ein Wahlvorftand gebildet. Zu demſelben gehören, außer 
denn Vorfigenden, ein Stimmenjanmler und ein Schriftführer, weldhe von 
den anweſenden Wahlberechtigten aus ihrer Mitte gewählt werben. 

5 


Wablverfahren. 


Dauer der Funktion und 
Wechſel der Mitglieder. 
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$. 14, 

Die Wahl erfolgt nah abfoluter Stimmenmehrheit durd geheime Ab: 
ftimmung mittelft Stimmzettel, welde außer den im $. 5. erwähnten Fällen 
von den Stimmberedhtigten perjönlic abzugeben find. Bei Stimmengleichheit 
entjcheibet das Loos. rgiebt fi bei einer Wahl in der erften Abftimmung 
weder eine abjolute Stimmenmehrheit, noch Stimmengleihheit, jo werden Die: 


jenigen, welde die meiften Stimmen erhalten haben, in doppelter Anzahl dei 
zu Wählenden auf die engere Wahl gebradt. 


Ueber die Gültigkeit der Wahlzettel entiheidet der Wahlvorſtand mittelft 
Stimmenmehrheit, bei Stimmengleihheit der Vorfipende. 


g. 15. 


Das Wahlprotofoll ift von dem Wahlvorftande zu unterzeichnen und 
von dem Borfigenden durch die Regierung dem Ober- Präfidenten zur Prü- 
fung und Beranlafjung der öffentlihen Befanntmahung zu überreihen. Er— 
giebt ſich bei diefer Prüfu g, daß in der Perjon eines Gemwählten nicht Die 
geſetzlichen Erforderniffe zutreffen oder daß in anderer Beziehung bei ber 
Wahl gegen weſentliche Vorſchriften verftoßen ift, jo verfügt der Ober-Dräfident 
die Zufammenberufung der Wähler zu einer anderweiten Wahl. Eine gleich: 
Verfügung ergeht, wenn ber Gewählte die Annahme der Wahl ablehnt oder 
die hierüber erforderte Erflärung nicht innerhalb einer vom Ober-Präfidenten 
zu beftimmenden Frift abgiebt. 


$. 16. 


Die Mitglieder der Handelsfammern verfehen ihre Stellen in der Regel 
drei Jahre lang. Am Schluffe jeden Jahres werden durch Neuwahl zunächſt 
die duch den Tod oder fonftiges Ausſcheiden vor Ablauf der gejeplichen 
Zeit erlebigten Stellen wieder bejept. Im übrigen jcheiden von den Mit» 
gliedern am Schluffe jeben Jahres jo viele aus, daß im Ganzen der Dritte 
Theil ſämmtlicher Stellen zur Wiederbefepung gelangt. Die Ausiheidenden 
beftimmt das höhere Dienftalter und bei gleihem Alter das Loos. 

Seht die normale Gelammtzahl der Mitglieder einer Handelsfammer 
bei einer Theilung durch drei nicht voll auf, fo wird die nächſt höhere Zahl, 
welche eine ſolche Theilung zuläßt, der Berechnung des ausicheidenden Dritt- 
theild zu Grunde gelegt. 

Die Ausfheidenden können wieder gewählt werben. 


63 


Jeder in der Perjon eines Mitgliedes eintretende Umftand, welder das. 
felbe, wenn er vor der Wahl vorhanden geweſen wäre, von der Wählbarfeit 
ausgeſchloſſen haben würde, hat das Erlöſchen der Mitgliedichaft zur Folge. 
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8.14. 


Die Wahl erfolgt nah abjoluter Stimmenmehrheit durch geheime Ab- 
Mimmung mittelft Stimmzettel, welde außer den im $. 5. erwähnten Fällen 
von den Stimmberehtigten perlönlih abzugeben find. Bei Stimmengleihheit 
entiheidet das Loos. Ergiebt fi bei einer Wahl in der erften Abftimmung 
weder eine abfolute Stimmenmehrheit, noch Stimmmengleihheit, ſo werben 
Diejenigen, welde die meiften Stimmen erhalten haben, in doppelter Anzahl 
der zu Wählenden auf die engere Wahl gebracht. Falls mehr Perfonen, 
ala die Doppelte Anzahl der zu Wählenden, die relativ mei- 
fen Stimmen erhalten, entſcheidet bei Feftftellung ber Lifte der 
‚auf die engere Wahl zu Bringendben unter denen, welde gleich— 
viele Stimmen haben, das Loos. 

Ueber die Gültigkeit der Wahlzettel entjheidet der Wahlvorftand. Das 
 Bahlprotofoll ift von dem Wabhlvorftande zu unterzeihnen. 


$. 15. 


| Die Handelsfammer bat das Ergebniß der Wahl öffentlid 
‚belannt zu maden. 

* Einfprüde gegen die Wahl, find binnen 1Otägiger Friſt bei 
der Handeldfammer anzubringen und von der Regierung end» 
gültig zu entſcheiden. 


$- 16, Dauer der Funktion und 
Unverändert. . Wechſel der Mitglieder. 


8. 17. 
Unverändert. 


5* 
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$. 18. 


Die Handelslammer kann ein Mitglied, welches durch feine Handlungs— 
weile die öffentlihe Adtung verloren bat, nah Anhörung defjelben, durch 


einen mit einer Mehrheit von wenigftens zwei Drittbeilen ihrer Mitglieder 


Geſchäfts ⸗Lokal und Perjonat. 


Koftenaufwand. 


abzufafjenden Beſchluß aus ihrer Mitte entfernen; es fteht jedod dem Be— 
tbeiligten gegen einen ſolchen Beſchluß der Rekurz an den Ober » Präfiden- 
ten offen. 


8. 19. 
In derſelben Art ($.18.) kann die Handelsfammer ein Mitglied, gegen 
welches ein gerichtliches Strafverfahren eröffnet wird, bis nah Abſchluß des— 
felben von feinen Funktionen vorläufig entheben. 


$. 20, 


Die erforberlihen Gejhäftsräumlichfeiten bat die Handelskammer felbft 
zu beihaffen, infofern ihr diefelbeı v.icht au ihrem Sipe von der dortigen 
Gemeinde angewiejen werden können, 


g. 21. 


Die Handelsfammer ift befugt, die von ihre für erforderlich erachteten 
Arbeitsfräfte anzunehmen und die Vergütung derjelben innerhalb der in ven 
88. 23. 24. beftimmten Grenzen feftzufepen. 


8. 22. 


Ueber den erforderlichen Koftenaufwand ift von ber Handeläfammer all 
jährlih ein Etat aufzuftellen und der Regierung vorzulegen. 


$. 23. 


Die etatsmäßigen Koften werden auf die jämmtlihen Wahlberechtigten 
nad dem Fuße der Gemwerbefteuer vom Handel veranlagt und ald Zufchlag 
zu diefer erhoben, 

Die nicht zur Gewerbefteuer vom Handel veranlagten Wahlberechtigten 
werben von der Handelsfammer aljährlid nad dem Umfange ihres Geſchäfts— 
betriebes auf einen fingirten Sat der Gewerbeftener vom Handel eingefchäpt 
und in diefem Berhältniffe zu den Koftenbeiträgen herangezogen. Beſchwerden 
über dieſe Einfhäpung unterliegen der Entſcheidung der Regierung. 
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— —— —— 


g. 18. 


Die Handelskammer kann ein Mitglied, welches nach ihrem Urtheile 
urch ſeine Handlungsweiſe die öffentliche Achtung verloren hat, nah Auhö— 
ung deſſelben, durch einen mit einer Mehrheit von wenigſtens zwei Dritttheis 
en ihrer Mitglieder abzufaffenden Beſchluß aus ihrer Mitte entfernen; es fteht 
doeh dem Betheiligten gegen einen folhen Beſchluß der Rekurs an die Re 
gierung offen. 


$. 19. 
Unverändert. 


8. 20. 


Die Handelskammer beſchließt über den zur Erfüllung ihrer 
geiegliden Aufgabe erforderlihen Koftenaufwand und orbnet ihr 
Kaſſen- und Rechnungsweſen jelbftftäindig. 

Sie nimmt die von ihr für erforderlih erachteten Arbeits» 
fräfte an, jegt die Vergütungen für biefelben feft und bejhafft 
die nöthigen Räumlidfeiten. 


| g. 21. 

| Die Mitglieder verſehen ihre Geſchäfte unentgeltlid. Nur 
ie durh Erledigung einzelner Aufträge erwadfenden baaren 
uslagen werden ihnen erftattet. 


8. 22. 


Die Handelsfammer bat alljährlih einen Etat anfzuftellen, öffentlich 
belannt zu machen und der Regierung mitzutheilen. 


$. 23. 


Die etatsmäßigen Koften werden auf die ſämmtlichen Wahlberechtigten 
nah dem Fuße der Gewerbefteuer vom Handel veranlagt und als Zufchlag 
zu diefer erhoben. 

Die nit zur Gewerbefteuer vom Handel veranlagten Wahlberechtigten 
werben von der Handelskammer alljährlih nah dem Umfange ihres Geſchäfts— 
betriebes im vorhergehenden Jahre auf einen fingirten Sap der Ge— 
werbefteuer vom Handel eingefhäpt und in diefem Verhältniffe zu den Koften- 
beiträgen herangezogen. Die Betheiligten werden feitens der Han« 
belsfammer von dieſer Einfhäpung benadridtigt. Beſchwerden 
darüber find binnen 10tägiger Frift bei der Handelsfammer an» 
jubringen umd unterliegen der endgültigen Enticheidung der Regierung. 

Die Erhebung der Beiträge geihieht auf Anordnung ber Re- 
gierung. 


Koftenaufwand. 


Geſchäftsgang. 
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g. 24. 


Einer vorgängigen Genehmigung der Regierung bedarf ed, wenn | 
Beſchaffung des Aufwandes für ein Jahr einen fünf Prozent der Gemwer! 
fteuer vom Handel überfteigenden Zuſchlag zu derfelben erfordert uder we 
der vorgelegte Etat überihritten werben joll. 

Im erfleren Tale kann Die Negierung die etatsmäßigen Koften im | 
Geſammtſumme ſoweit herabfegen, daß der zu ihrer Dedung erforderlihe I 
ſchlag nicht mehr als fünf Prozent der Gewerbefteuer vom Handel beträgt. 


$. 25. 


Die Koftenbeiträge werden der Gemeindefaffe am Sipe der Handel 
fammer überwieſen. Die Gemeindefafje hat in dem Grenzen des Gtats a 
die Anweifungen der Hantelsfammer die Zahlungen zu leiften und darüb 
bejondere Rechnung zu legen. Die Rechnungen werden von der Handelsfan 
mer geprüft und abgenommen. 


$. 26. 
Zu den Koften gehören auch die durch Erledigung einzelner Aufträ 
ben Mitgliedern der Handelskammern erwachſenden baaren Auslagen. 3 
Uebrigen verjehen die Mitglieder ihre Geſchäfte unentgeldlic. 


$. 27. 


Bu Anfang jeden Jahres wählt die Haubelsfammer aus ihrer Mil 
einen Borfigenden und einen Stellvertreter defjelben. Im Falle des Au 
ſcheidens des Borfigenden oder feines Stellvertreters vor der geieplihen Ze 
erfolgt eine Neuwahl für den Neft diefer Zeit. 


$. 28. 


Die Handelskammern können die Deffentlihkeit ihrer Sipungen befchli 
fen. Wenn die Deffentlichkeit nicht ftattfindet, find fie verpflichtet, den Haı 
dels und Gewerbetreibenden ihres Bezirkes durch fortlaufende Mittheilung vı 
Auszügen aus den Berathungspretofollen, jowie am Scluffe jedes Jahres 
einer bejonderen Weberfiht von ihrer Wirkjamfeit und von der Lage und de 
Gange des Handeld und ber Gewerbe durch die öffentlichen Blätter Kenn 
niß zu geben. 

Ausgenommen von der öffentlichen Beratbung und Mittheilung Bleibe 
diejenigen Gegenftände, welche in einzelnen Fällen den Handelsfammern a 
für die Oeffentlichkeit nicht geeignet von den Behörben bezeichnet oder vo 
ihnen jelbft zur Veröffentlichung nicht geeignet befunden werden, 


$. 29. 
Die Beihlüffe der Handelsfammern werden — außer den in den $ 
18. 19, beftimmten Fällen — durh Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stim 


— og FE 
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g. 24. 


Einer vorgängigen Genehmigung der Negierung bebarf es, wenn Die 
Beihaffung des Aufwandes für ein Jahr einen zehn Prozent der Gewerbe 
fteuer vom Handel überfteigenden Zuſchlag zu derjelben erfordert oder wenn 
der vorgelegte Etat überjchritten werden fol. 

Im erfteren Falle kann die Regierung die ctattmäßigen Koften in ber 
Geſammtſumme joweit berabjepen, daß der zu ihrer Dedung erforderliche 


Zuſchlag nit mehr als zehn Prozent der Gewerbefteuer vom Hunbel 
beträgt. 


8. 25. 


Die Koftenbeiträge können unter Genehmigung der Regierung 
auf Antrag der Handelsfammer der Gemeindefaffe oder der Staats— 
Steuerkaſſe am Sipe der Handelöfammer überwielen werden. Die be— 
treffende Kaſſe hat alsdann in den Grenzen des Eratd auf die Anwei— 
Jungen der Handelöfammer die Zahlungen zu leiften und darüber Rechnung 


zu legen. Die Rechnungen werben von der Handelöfammer geprüft und ab- 
genommen. 


$. 26. 
Unverändert wie $. 27. der Regierungs-Borlage. 


$. 27. 


Die Hanbelöfammern fünnen die Deffentlihkeit ihrer Sigungen beſchlie— 
ben. Jedenfalls find fie verpflichtet, den Handel» und Gewerbetreiben- 
den ihres Bezirkes durch fortlaufende Mittheilung von Auszügen aus den Bes 
rathungeprotofollen, ferner am Scluffe jedes Jahres in einer bejonderen 
Meberfiht von ihrer Wirkjamfeit und von der Lage und dem Gange bed 
Handels und der Gewerbe, jowie jummarijh von ihren Einnahmen 
und Ausgaben durd die öffentlichen Blätter Kenntniß zu geben. 

Ausgenommen von der öffentlihen Berathung und Mittheilung bleiben 
diejenigen Gegenftände, welde in einzelnen Fällen den Handelsfammern als 
für die Deffentlichkeit nicht geeignet von den Behörden bezeichnet ober von 
ihnen jelbft zur Veröffentlihuug nicht geeignet befunden werden. 


$. 28. 
Die Beihlüffe der Handelsfammern werden — außer den in ben $$. 
18. 19. beftimmten Fällen — durch Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stim- 


Sefchäftsfreis. 


Uebergangd- und Schluß: 
beftimmungen. 
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mengleichheit entjheidet die Stimme des Vorfigenden. Bei Wahlen fini 
das im erften Abſatze des $. 14. beftimmte Verfahren ftatt. Zur Abfaif u 
eines gültigen Beichluffes ift die Ladung aller Mitglieder unter Mittheilus: 
der Berathungsgegenftände und die Anweſenheit von mehr als der Hälfte d 
Mitglieder erforderlich. 

Ueber jede Berathung iſt ein Protokoll aufzunehmen. 


8. 30, 
Die Handelölammern führen ein den heraldiſchen Adler enthaltend 
Siegel mit der Umſchrift: „Handelskammer zu ...... H 


Ihre Ausfertigungen werden außer von dem Vorfigenden oder Defi: 
Stellvertreter noch von mindeftens einem Mitgliede vollzogen. 


$. 31. 


Die weiteren Beftimmungen über den Geihäftsgang werden von D 
Handelslammer in einer ber Regierung mitzutheilenden Geſchäftsordnur 
getroffen. 


$. 32. 
Der Geihäftskreis der Handelsfammern wird im Milgemeinen durch ib 
Beftimmung ($- 1.) begrenzt. 


$. 38. 


Alljährlich bis ſpäteſtens Ende Juni haben die Handelsfammern üb: 
die Lage und den Gang des Handeld während des vworbergegangenen Fahr: 
an den Handelsminifter zu berichten. 

Auch in anderen Fällen ift ihnen geftattet, ihre Berichte unmittelbar a 
die Gentralbehörben zu erftatten. 

Sn allen Fällen haben fie von den an die Gentralbehörden erftattete 
Berichten gleichzeitig der Bezirls-Regierung Mittheilung zu machen. 


$. 34. 


An denjenigen Orten, an welden Handelstammern ihren Sig haben 
werben von dieſen die Handelsmäkler — unter Vorbehalt der Beftätigun; 
der Regierung — emannt. 


$. 35. 


Börſen und andere für den Handelsverkehr beftehende öffentliche Anftal 
ten können unter die Aufficht der Handelskammern geftellt werden. 


$. 36. 


Die Berfaffungen und Einrichtungen der beftehenden Handeläfammen 
find mit dieſem Gefege in Uebereinftimmung zu bringen. Der Danbelsmini 
fter hat, die hierzu erforderlichen Anordnungen, insbejondere auch über der 
Sig, die Bezirke und die Zahl der Mitglieder der einzelnen Handelsfammer 
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‚ mengleichheit entjdeidet die Stimme des Borfipenden. Bei Wahlen findet 
das im erften Abjape bes $. 14, beitimmte Verfahren ftatt. Zur Abfaffung 
eines gültigen Beichluffes ift die Ladung aller Mitglieder unter Mittheilung 
der Beratbungsgegenftände und die Anweſenheit von mindeftens der Hälfte 
der Mitglieder erforderlich. 

Ueber jede Berathung ift ein Protofoll aufzunehmen. 


$. 29, 


Die Handelskammern führen ein den heraldiichen Adler enthaltendes 
Siegel mit der Umſchrift: „Handelskammer zu (für). ....- 

Ihre Ausfertigungen werden außer von dem Borfigenden ober beffen 
Stellsertreter noch von mindeftens einem Mitgliede vollzogen. 


$. 30. 


Die näheren Beftimmungen über den Geihäftsgang werben von ber 
Handelöfammer in einer der Regierung mitzutheilenden Geihäftsorbnnng 
getroffen. 


8.31. 


Der Geihäftöfreis der Handelsfammern wird im Allgemeinen durch ihre Geſchäftekreid. 


Beſtimmung ($. 1.) begrenzt. 


8§. 32. 
Alinea ?. und 2. unverändert wie $. 33 der Regierungd-Borlage. 


In allen Fällen haben fie von den an die Gentralbehörden erftatteten 
Berichten gleichzeitig derjenigen Provinzial Behörde, in deren Geſchäfts— 
freiß der Gegenftand fällt, Mittheilung zu maden. 

$. 33. 

Unverändert wie $. 34. der Regierungs-Borlage. 


$. 34. 
Unverändert wie $. 35. der Regierungd-Borlage. 


$. 35. 
Unverändert wie $. 36. der Regierungsd-Borlage. 
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zu treffen. Bis zu den in Verbindung mit Ddiejen Anordnungen zu bejtim 
menden Beitpunften bleiben für die beftehenden Handelsfammern die über ihr 
BVerfaffungen und Cinrihtungen ergangenen Gelege, Verordnungen und fon 
ftigen Beftimmungen in Kraft. 


z. 37. 
Auf die zu Berlin, Stettin, Magdeburg, Zilfit, Königsberg, Danzig 


. Memel und Elbing beftehenden faufmänniichen Korporationen und auf da 
Kommerz Kollegium zu Altona finder dieſes Selen Feine Anwendung. 


$. 38, 


Die in dieſem Gejege den Regierungen zugewieienen Aunftionen werden 
da wo ProvinzialsRegierungen nah Maßgabe der in den älteren Landesthei— 
len beitebenden Einrichtungen neh nicht errichtet And, von dem ihnen ent: 
iprechenden Landespolizei-Behörden ausgeübt. 


$. 39. 
Unbeichadet der Beftimmung des $. 36. treten außer Kraft: 

die Verordnung über die Errichtung von Dandelsfammern vom 
11. Kebruar 1848 (Geſetz » Samml. für die Königlib Preußiihen Staaten 
©. 63.) — 

die Verordnung über die Errichtung von Handelsfammern vom 7. April 
1866 (Geil. Samml. für das Königreih Hannover S. 99.) — 

die Verordnung vom 17. Oftober 1863 (Berordnungsblatt des Her: 
zogthbums Naffau S. 307.) — 

die Verordnung über die Drganifation der Handelsfammer ber freier 
Stadt Franffurt vom 20. Mai 1817 (Gef. und Stat. Samml. J. S.113.) — 

fowie die ſämmtlichen zur Vollziehung und Ausführung dieſer Verord— 
nungen ergangenen Beftimmungen — 

endlich alle allgemeinen und beienderen, den Vorſchriften des gegenwär— 
tigen Geſetzes entgegenftebenden Gelege und Verordnungen. 


Beichlüffe der Kommiſſion. 


$. 36. 
Unverändert wie $. 37. der Regierungs-Vorlage. 


$. 37. 
Unverändert wie $. 38. der Regierungs Vorlage. 


$. 38. 
Unverändert wie $. 39. der Regierungs-Vorlage. 
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Abänderungs- Antrag 


dem Dritten Bericht der Unterrichts-Kommiſſion 
(Nr. 280. der Drudjachen lit. A.) - 


Lent. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

I. Die Petition des Magiftrats und der Stadtverord» 
netensBeriammlung zu Breslau der Königlihen Staats» 
Regierung mit der Aufforderung zu überweilen, unter Aufhebung 
der bisherigen Entiheidungen der Kommune Breslau die Geneh— 
migung zur Gründung einer Nealihule und eines Gymnafiums 
zu ertbeilen, ohne dieſe Genehmigung davon abhängig zu machen, 
das den gedachten Anftalten ein bejonderer konfelfioneller Charakter 
gegeben werde; 

II, über die Petitionen ©. 4. des Kommilfions-Berihts Nr. 1.—30. 
zur Tages-Ordnung überzugeben, 


Motive. 


Der Beihluß der ftäbtiichen Behörden von Breslau: 
den beiden aus ftädtiichen Mitteln neu zu errichtenden höheren 
Lebranftalten (St. Johannes-Gymnaſtum und Nicolai-Realichule) 
einen befonderen Eonfeffionellen Charafter nicht beizulegen 
diejelben vielmehr den Schülern fowie den Lehrern aller Glaubens. 
befenntniffe zugänglih zu machen, übrigens den Religions-Un«- 
terriht an dieſen 2ehranftalten gleichfalls aus ſtädtiſchen Mit« 
teln für die verſchiedenen Konfeffionen erteilen zu laffen, 
verftößt gegen fein Geſetz, im Gegentbeil jcheint es nad Artikel 24. 
der Berfaffung, daß in anderen als ben öffentlihen Volksſchulen bie 
fonfeifionellen Berhältniffe nicht berüdfichtigt werden jollen. 
Auf Vollsihulen hat der vorftehende Beihluß feine Beziehung. 
Dieſer Beſchluß verlegt auch feine Anforderungen, welde vom 
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Standpunft des Unterrichts, der Erziehung und der Religion zu 
ftellen wären. 

Dan fann nit daran zweifeln, daß die ftäbtiichen Behörden, 
welde jenen Beſchluß faßten, über die Angelegenheiten und bie Be- 
dürfnifie ihrer Stadt am beften unterrichtet find. Magiftrat und 
Stadtverordueten » Berfammlung von Breslau find große Körper- 
ſchaften, welche Vertreter aller Glaubensbelenntniffe, namentlich aud 
ftreng firdlich aefinnte Männer in fi ſchließen, und fie haben zu 
wiederholten Malen den oben bezeichneten Beihluß, faft mit 
Stimmeneinbeit gefaßt und erneuert, und zwar mit Einſchluß 
des bei weitem größten Theiles ihrer Fatholiihen Mitglieder. 

Wenn die Stadt Breslau die mit großen Geldopfern verbundene 
Errichtung und Unterhaltung jener beiden großen Lehranftalten, wozu 
fie durch fein Geſetz verpflichtet ift, aus freiem eigenen Antriebe anbietet, 
jo liegt für den Staat umjoweniger eine Veranlafjung vor, diejes 
Anerbieten zurüdzumeilen, oder, was dem gleich fommt, die 
Genehmigung an für unannehmbar erachtere Bedingungen zu fnüpfen, 
als dem Staate das Recht der ſtaatlichen Aufſicht ſowie der Be 
ſtätigung jebes Lehrers zufteht. 

Jener Beſchluß der Breslauer ftädtiichen Behörden entipricht 
der Gleichberechtigung aller Konfeificnen überhaupt, und verlegt 
insbeſondere, wie genaue ftatiftiiche Ermittelungen aus ben legten 
15—16 Jahren ergeben, keine lofalen konfeſſionellen Intereſſen, na⸗ 
mentlih nicht diejenigen der fatholiihen Bevölkerung Breslaus. 
Denn nicht die Zahl der farheliihen Schüler aus Breslau, fon» 
dern bödftens der Zuflug auswärtiger fatholiiher Schüler, bat 
das fatholiihe Gymnaſium zu Breslau überfüllt. 

Im Sabre 1867 beſuchten, nad den Konfeifionen betrachtet, 


evange tathbo ;»-.: Diffie 
. rüfſhe jüdiſche ſenten 


1) das Eliſabeth-Gymnaſium 293 14 239 — 
2) das Magdalenen -» Gym«- 

nafum . 2 2 2.20. 578 21 105 — 
3) das katholiſche Gymnaſium 16 608 80 — 
4) das Friedrichs-Gymnaſium 113 10 141 — 
5) die Realſchule am Zwinger 480 102 97 4 
6) die Realſchule zum hei— 

ligen Geife . . . . 8399 72 79 _ 


189 87 MM 4 


Bon diefen Schülern waren zu Breslau Einheimiſche: 
788 Evangeliſche 
301 Katholifche 
416 Jüdiſche 
das beißt: von 1505 einheimiſchen Gymnaſialſchülern waren 
52,, Prozent evangeliiche 
20,, „atholiſch 
27,s „iüödiſch 
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Nah dem Prozentiag der Bevölkerung (Zählung von 1864) blie- 
ben die Evangeliihen um 6,, Prozent zurüd, die Katholiihen um 
13, , Prozent, wegegen die Juden ihren Prozentiag um ca. 20,, Prozent 
überftiegen. 

Der Prozentjap der auswärtigen Gymnafialihüler betrug 
1867: 

bei dem Elifabetb-Gymnafium 14 Prozent 

bei dem Magbalenen-Gymnafium 20 " 

bei dem Ariebrihe-Gymnafium  30,,  ., 

bei dem Katholiihen Gymnafium 86,  „ 
(legteres hatte im Jahre 

1861 266 einheimiſche und 375 auswärtige Schüler 

1864 284 r „837 

1867 292 R „380 R x 

wobei zu bemerfen ift, daß in den oberen Klafjen die Ein— 
heimiſchen nur etwa 4 betragen.) 

In den fonfejfionellen Berhältniffen der Stadt Breslau liegt 
jomit fein Bedürfniß für höhere Lehranftalten mit konfeſſionell katho— 
lhiſchem Gbarafter, felbft wenn die Stadt überhaupt Konfeſſions— 
Anftalten gründen wollte. 

Gegen eiferfüchtige Abrehnungen zwiſchen den verjchiedenen Kon« 
fefftionen: ob die Eine oder die Andere bevorzugt ei, 
liegt die befte Abhülfe in der Errichtung höherer Lehranftalten ohne 
KonfeffiondPrivilegium. 

Ganz außerhalb der Kompetenz aber jowohl der Staats. 
Regierung als der Landesvertretung liegt es, die Stadt Breslau 
veranlaffen zu wollen, aus ihren Mitteln eine höhere Lehranftalt, 

namentlih aljo tie, in den Gegenpetitionen geforderte katholiſch 
Realſchule, zu begründen. 


Berlin, den 17. Februar 1869. 


„ " 


Lent.- 

Unterftügt durch: 
Dr. Hammader. Dr. v. Rönne Tweſten. Lasker. Bennigjen. 
Leſſe. Dr. Faucher. Helling. Frank. Techow. Gottſchewski. 
Ziegler (Hanau). v. Saucken (ulienfelde). Müller (Solingen). 
Kanngießer. Miquél. Witt. Berger (Poſen). Schroeder. Baehr. 
Richter (Sangerhauſen). Oetker. Pariſius. Peltzer (Düffeldorf). 

Dr. Eberty. Virchow. Paur. Dr. Müller (Lauban). Dual 
Dr. Brandé. 
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En EEE 


- Abänderungs- Antrag 


dem Bericht der verftärkten Kommiſſionen für das 
Unterrichtöwejen über den Gejeß: Entwurf, be: 
treffend die Grweiterung, Umwandelung und 
Nenerrichtung won Wittwen- und Waiſenkaſſen 
für Slementarlehrer. (Nr. 286. der 
Druckſachen.) 


Windthorſt (Meppen), Miquel. Das Haus der Abgeordneten wolle bes 
ſchließen: 
in 8. 7. der Kommiſſionsvorſchläge einzuſchalten 
1) in der erſten Zeile hinter dem Worte „Kreiſe“ „reſp. Aem— 
ter oder ſelbſtſtändiger Städte“ 
2) in der zweiten Zeile hinter dem Worte „Kreiſes“ reſp. 
Amts oder ſelbſtſtändiger Stadt“ und 
3) in der dritten Zeile anſtatt der Worte „Kreishauptmann, 
Bürgermeiſter eximirter Städte“ zu ſetzen: 
„Amtshauptmann, Bürgermeiſter ſelbſtſtändiger 
Städte*. 
Berlin, den 18. Februar 1869. 
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I; die Tages-Ordnung einer der naͤchſten Plenars Sipungen wird ge⸗ 
kst werden: 


Miündlicher Bericht der XII. Kemmiſſien über den von den Ab: 
geordneten Dunder und Dr. Eberty eingebrachten Geſetz-Entwurf, 
betreffend die Aufhebung der Beſchränkungen der Preßfreiheit 
(Mr. 118. der Druckſachen). 


Berichterſtatter: Abgeordneter Mofcher. 


Antrag der Kommiffion: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
I. dem vorbezeichneten Geſetz-Entwurf unverändert die verfaffungsmäßige 
Zuftimmung zu ertheilen; 
II. die nachſtehend bezeichneten Petitionen, nämlich: 
1) des Dr. H. Stolp hierſelbſt, II. Nr. 44. 
2) des Buchdruckereibeſitzers J. Fränkel zu Sorau, II. Nr. 50, 
3) des Buchdruckereibeſitzers C. Jancke in Colberg und Genoſſen, 
II. Nr. 65., 
4) des Borfipenden des Vereins der Berliner Buchdrudereibefiger, 
Dr. £, Müller, H. Nr. 66., 
5) des Redakteur der Deutſchen Gewerbezeitung, Günther in Berlin, 
1. Nr. 93., . 
6) des Redalteurs der Haude- und Spenerſchen Zeitung, Dr. Aleris 
Schmidt, und Genoffen, I. Nr. 177., 
7) des Buchhdrudereibefigers Pfingften und Genoffen zu Itzehoe, I. 
Nr. 357., 
8) des Buchdruders Beig zu Pinneberg, IT. Nr. 358,, 
9) des Buchdruders Hamburg zu Neumünfter, II. 359., 
10) des Verlagsbuchhändlers Ehlers zu Neuftadt in Holitein, 
Il. 360., 
11) des Verlags- und Sortiments-Buchhändlers Fränkel zu Olden⸗ 
burg in Holftein, II. 361,, 
12) des Buchdruckers Schüthe zu Oldesloe, IT. 362, 
13) des Buchhändlers Pauly zu Heide, IT. 363, 
14) des Buchdruckers Hanfen und Genoffen zu Tönning, II. 364, 
15) des Buchdrudereibefigers Heppler und Genoflen zu Appenrade, 
IT. .365., 


2 


16) des Buchdruckereibeſitzers Höbner und Comm. und Genoffen zu 
Altona, Il. 441., 

17) des Buchdruders Mönd zu Bredtſtedt, II. 442,, 

18) des Buche und Papierhändters Heldt und Genojjen zu Gdern- 
förde, II. 443,, 

19) des Buchdruckers Maaß zu Alensburg, IL. 444. 

20) des Herausgebers des Eiderſtädter Wochenblattes, Bade zu Fries 
drichsftabt, II. 445., 

21) des Buchdruckers Lühr und Dirds und Genofjen zu Garding, 
U. 446,, 

22) des Buchdruders Jebens und Genoffen zu Hufum, IL 447., 

23) des Verlagsbuchhändlers G. v. Maack und Genofjen zu Kiel, 
Il. 448,, 

24) des Buhdruders Caspar und Genofjen zu Preep, II. 449., 

25) des Buchdruders Hirt zu Ploen, II. 450., 

26) des Buchdrudereibefipers Waeſer zu Segeberg, II. 451, 

27) des Redakteurs Groth zu Wefjelbüren, Il. 452., 

28) des Buchdruckers Puvogel au Wandsbeck, II. 453., 

29) des Buchdruckereibeſitzess und Beitungsverlegers 9. Hartung 
und Genofjen zu Königsberg i. Pr, II. 726., 

30) des Buchdrudereibefigers A. Schroth in Danzig und Genoffen, 
1I. 727, 

3l) Des Buchdrudereibefigers Guftav Nötbe zu Graudenz. II. 728. 

32) Des Buchdruckers H. Stobbe zu ZTiegenbef. Il. 729. 

33) Des Buchdrudereibefiperd A. Bretihneider in Marienburz. 
1I. 730. 

ſoweit ſolche ſich auf Dielen Gegenftand bezieben, durch den Beſchluß 
ad I. für erledigt zu erachten. 


Berlin, den 18, Kebruar 1869. 


Der Präfident des Hauſes der Abgeordneten, 
v. Forckenbed. 
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Haus der Übgeordneten. 
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—nrrſ — 


Siebenter Bericht 


Kommiffion für Petitionen. 


A 


Beridhterftatter: 


Abgeordneter Kent. 
— u u — 


Dar praftiihe Arzt Dr. Rojenftod zu Röfjel hat am 16. Mai 1867 vor Journ. IL. Nr. 134. 
dem Cioilſtands-Richter des Königlichen Kreisgerihts zu Röffel zu gericht: 

lihem Protokoll angezeigt, daß er und ſeine drei Kinder aus der jüdiſchen 
Slaubensgemeinde austreten; er bat von diefem Austritte auch dem Vorftand 

der jüdiſchen Gemeinde Kenntiniß gegeben. 

Am 24. Juni 1867 wurde ihm eine Tochter geboren. Die Eintragung 
ihrer Geburt erfolgte gegen den Wideriprud des Vaters nicht in das Diffl- 
denten:Givilitands-Negifter, jondern in das Geburts-Regifter der Juden. 
Dr. Rojenftod beihwerte fid bierüber bei dem oſtpreußiſchen Tribunal zu 
Königsberg. Dafjelbe wies die Beſchwerde durch Verfügung vom 13. Sep» 
tember 1867 unter nachſtehender Begründung zurüd: 

„Wenn der $. 17. der Verordnung vom 30. März 1847, 
betreffend die bürgerliche Beglaubigung der in gewiffen geduldeten 
Religions » Gejellihaften vorfommenden Geburten, Heirathen und 
Sterbefälle dur die darüber von den Ortsgerichten zu führenden 
Regifter, welche ih auch auf ſolche Perfonen erftreden jollen, die 
aus ihrer Kirche ausgetreten find, und noch feiner vom Staate 
genehmigten Religiond + Gefellihaft angehören, (Gejeg- Sammlung 
1847 S. 125— 128.) beftimmt: 

„der Austritt aus der Kirche ($. 16.) fann nur durd eine 
vor dem Richter des Orts ($. 2.) perfönlih zum Protofol 
abzugebende Erklärung Erfolgen.* 

„Dieje Erklärung hat uur dann rechtliche Wirkung, wenn 
die Abfiht aus der Kirche auszutreten, mindeftens 4 Wochen 
vorher dem Richter des Orts in gleicher Weile erflärt worden 
ift. Der Richter bat von der zuerft bei ihm abgegebenen 
Erklärung dem fompetenten Geiftlihen ſofort Mittheilung zu 
machen, * 
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fo ift damit nur die Form gegeben, in welder der Austritt aus 
den im Staate öffentlich aufgenommenen Kirchengejellihaften ge: 
ſchehen kann. 

Auf die nur geduldeten Religionsgeſellſchaften findet, wie ſich 
aus dem Patente vom 30. Diärz 1847, die Bildung neuer Reli 
gionsgeſellſchaften betreffend, (Gefep-Sammlung 1847 Seite 121) 
der eitirten Verordnung von demfelben Tage und der Inftruftion 
vom 10. Mai 1847 über das bei Beglaubigung von Geburten, 
Heirathen und Sterbefällen auf Grund der Verordnung vom 30. 
März 1847 zu beobachtende Berfahren (Iuftiz-Minifterial-Blatt 
1847 Seite 135) inöbefondere $. 20, ergiebt, die obige Beftim« 
mung feine Anwendung. 

Mit Recht hat daher das Königlihe Kreisgericht zu Röſſel 
Ihrer zum Protofoll vom 16. Mai 1867 für Sie und Ihre drei 
Kinder ausgeſprochenen Abficht, aus der jüdiſchen Neligionsgejell- 
ſchaft austreten zu wollen, feine Wirkung und weitere Folge beige: 
legt, Sie und Ihre Kinder vielmehr nad, wie vor, als 
zu diejer Religions-Geſellſchaft gebörig betrachtet und 
demgemäß die Eintragung der Geburt ihrer Tochter Elife 
Sohanna in das Geburtäregifter der Juden bewirlt. 
Einen Austritt aus der jüdiſchen Religionsgeſellſchaft ohne Ueber- 
tritt zu einer der im Staate öffentlich aufgenommenen Kirhen« 
Geſellſchaften kennt das Geſetz wicht, und iſt ein folder Aus: 
tritt mithin rechtlich unmöglich.“ 

Dieſe Entfheidung des Appellations» Gerichts, gegen welche nad) $. 35. 
der Verordnung vom 2. Januar 1849 eine weitere Beichwerde nicht ftatt- 
findet, bildet den Gegenftand einer Petition, welche Dr. Rojenftod unter 
dem 22. November 1867 an das Haus ber Abgeordneten gerichtet bat. Nach— 
bem die damalige Petitiond-Kommijfion, „weil Petent in der freien Aus— 
übung jeiner Religion nicht beeinträchtigt jei“, Mebergang zur Tages-Ordnung 
ohne Bericht beidhloffen hatte, demnächſt aber die Petition von einem Mit: 
gliede des Haufes wieder aufgenommen, aber nicht mehr zur Berathung ges 
langt war, hat Dr. Rojenftod diefelbe Petition unter dem 12. November 
1868 von Neuem eingereicht. Er bezeichnet es darin als einen Glaubens 
Zwang und einen Notbitand, wenn der Austritt aus dem Judenthume nur 
dann ftatthaft jein folle, wenn derjelbe mit dem gleichzeitigen Uebertritte zu 
einer der im Staate öffentlich aufgenommenen Religionsgejellihaften ver 
bunden fei. 

Das Auskunftsmittel, auf dem Ummege eines zuerft im die fatholijche 
oder evangeliihe Kirche vorzunehmenden Mebertrittes und demnächſt ſofort 
folgenden Uebertrittes aus fepterer zu den Diffidenten, müfje er verjhmähen, 
ba ibm der Religionswedfel eine Sahe des religiöjen Bewußtjeins, nicht 
eine äußere, heuchleriſche Formalität fei. Er beantragt: 

„Das Haus der Abgeordneten wolle die Königliche Staats-Re— 
gierung veranlaffen, daß dieſelbe die öffentlichen Behörden an— 
weile, den Austritt aus der jüdiihen Glaubensgenoffenihaft an— 
äuerfennen, auch ohne, daß der Webertritt in eine der vom Staate 
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öffentlich aufgenommenen Religionsgeſellſchaften ſtattgefunden hat, 
event., 
falls dieſes nach Lage der Geſetzgebung nicht für ſtatthaft erachtet würde, 
daſſelbe wolle die Initiative ergreifen zur Feſtſtellung einer ge— 
ſetzlichen Form, durch welche es den jüdiſchen Staatsbürgern mög— 
lich gemacht wird, an dem Genuß der Freiheit des religiöſen 
Bekenntniſſes in ganzem Umfange Theil zu nehmen, auch ohne 
Uebertritt in eine der vom Staate öffentlich aufgenommenen Reli— 
gionsparteien.“. 

Die Kommiſſion, welche in Gegenwart des Geheimen Juſtiz-Raths 
Schelling als Kommiſſars des Königlichen Juſtiz-Miniſteriums, die Petition 
berieth, hat mit allen gegen eine Stimme beſchloſſen, vorzuſchlagen: 

das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, die Peti— 
‚tion des Dr. Roſenſtock der Königlichen Staats-Regie— 
rung zur Berüdiihtigung eventuell im Wege der Ge» 
. fepgebung zu überweifen. 

Der Bertreter der Staats- Regierung hatte fih dahin ausge 
ſprochen: 

Ob die beſchränkende Auslegung, welche in den Entſcheidungen der Ge: 
richte den $$. 16. und 17. der Verordnung vom 30. März 1847 gegeben 
worden, für richtig zu erachten ſei, fünne dahin geftellt bleiben. Ueber Fragen 
der Gejeped- Auslegung ſei der Juſtiz-Miniſter nicht befugt, die Gerichte mit 
bindender Anweiſung zu verjehen, und es fünne daher eine Abhülfe im Wege 
der ZuftizeAufficht nicht in Ausficht geftellt werden. 

Es müfje aber auch bezweifelt werden, ob aus dem vorliegenden, nur 
vereinzelt daftehenden Fall, die Nothwendigkeit folge, den Weg der Gejepgebung 
zu beichreiten. Um das Verhältniß des Petenten zu der betreffenden Juden— 
gemeinde zu löfen, habe es genügt, feinen Austritt gegenüber dem Gemeinde: 
Vorftande zu erflären, diefen Schritt habe der Petent auch feiner eigenen Anz 
gabe nad) gethan und damit jeine vollftändige religiöfe Unabhängigkeit erlangt. 

Einer Diffidenten« Gemeinde wolle er fih nicht anſchließen; er verlange 
nur, daß feine Kinder nicht ferner in das Juden-, jondern in das Diffidenten» 
Regifter eingetragen würden, die Eivilftands» Gefepgebung ſei aber eine ganz 
fonforme für Juden und Diifidenten, fo zwar, daß die Gerichte jelbft Mifch- 
eben zu dem Givilftants » Regifter zugelaffen hätten; es laffe ih daher nicht 
abſehen, daß die Gemwifjensfreiheit des Petenten davon abhänge, ob feine Kinder 
in dad eine oder das andere Regifter eingetragen würden. Der vorjährige 
Beihluß der Kommiffion ſcheine daher durchaus gerechtfertigt zu fein. 

Kür die Majorität der Kommiſſion war dagegen die nachftehende Er. 
örterung beftimmend: 

Die Petitionsbeihwerde jei feineswegs ohne thatſächlichen Inhalt und 
Bedeutung- 

Wenn Jemand, vieleicht nad Ichweren inneren Kämpfen, zu dem Ent» 
ſchluſſe gelangt Sei, feinen jeitherigen Glauben zu verlaffen, fo fei er auch un» 
zweifelhaft berechtigt, die äußere Anerkennung jeines Glaubens auch darin zu 
verlangen, daß er fortan nicht mehr den Bekennern des von ihm aufgegebenen 
Glaubens zugerechnet werbe. 

Wie der aus der fatholiihen und evangeliihen Kirche ausgetretene Chrift 
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berechtigt fei, zu fordern, daß er nicht mehr als Katholif oder Evan- 
gelifcher bezeichnet werbe,. mit demjelben Rechte und mit derjelben Bedeutung 
könne der aus der jüdiihen Religions » Gefellichaft ausgetretene frühere Jude 
ed ablehnen, no den Juden zugezählt zu werben. Das Tribunal zu Königs: 
berg ſpreche aber in feiner Verfügung vom 13. September 1867 geradezu das 
Gegentbeil aus: „Mit Recht hat das Kreisgericht Röffel Sie und Ihre Kinder 
nad wie vor, als zur jüdiſchen Religions: Gejellihaft gehörig 
betrachtet und demgemäß die Eintragung der Geburt Ihrer Tochter in das 
Geburts-Regifter der Juden bewirkt.“ 

Es ſei aber auch Diele vermeintlih fortbeftehende Zugehörigkeit zum 
Judenthum feineswegs ohne praftiihe und bürgerliche Bedeutung, jo z. B. 
in Betreff der Zuläffigfeit von Eheſchließungen, ganz abgeiehen von 
der bier nicht zur Sprache gebrachten Frage nah den, der jüdiihen Gemeinde 
gegenüber etwa ferner beftehenden oder aufgehobenen Verpflichtungen. 

Nah dem Artikel 12. der Verfaſſungs-Urkunde, jowie nad dem $. 41. 
Allgemeinen Landrechts II. 11. und $. 182, Allgemeinen Landrechts IL. 6. 
jei der Austritt aus einer Religions-Gejellihaft jederzeit ftatthaft, und Die 
Befugniß bierzu Sei unter die bürgerlihen Rechte zu jubjummiren, welche 
nach $. 1. des Gejepes über die Verhältniffe der Juden vom 23. Juli 1847 
den Zuden in gleihem Maße wie den Chriften zuftehen. Diejer Frage 
gegenüber: ob nämlich der Austritt des Dr. Rojenitod in geſetzlich gültiger 
Form erfolgt jei, ſei es auch gleichgiltig, — was nach anderer Richtung bin 
allerdings erheblich erſcheine, — ob der in den $$. 16. 17. der Verordnung 
vom 30. März 1847 erwähnte Austritt aus Der „Kirche für welde bie pro= 
tofollariihe gerichtliche Korm vorgeichrieben wird, auch auf die Juden ſich 
beziehe. Der von Dr. Rojenftod, ſowohl vor Gericht als dem jüdiſchen 
Gemeinde-Borftande angezeigte Austritt fei unter allen Umftänden in völlig 
ausreichender und rechtöverbindlicher Form erflärt worden, und bei bieler 
Sadhlage ſei es unrecht, denjenigen, welder aufgehört habe Jude zu fein, 
noch ferner ald Jude zu bezeichnen und zu behandeln. 

Aber auch das Geſetz felbft, der F. 16. der Verordnung vom 30, März 
1847. ftehe diejer Auffaffung nicht entgegen;. er lautet in feinem bierher ges 
börigen erften Abjape: 

„Die Vorſchriften der gegenwärtigen Verordnung finden auch auf 
Geburten, Heirathben und Sterbefälle folder Perjonen Anwendung, 
weldye aus ihrer Kirche ausgetreten find, und nod feiner vom 
Staate genehmigten Religions-Gefellichaft angehören.“ 

Einige Mitglieder der Kommilfion waren der Anfiht, daß gerade unter 
dieſes Geſetz der vorliegende Fall geböre. Dr. Rofenftod jei zwar ausge 
treten „aus feiner Kirche“ aber noch feiner vom Staate genehmigten Religions— 
Geſellſchaft beigetreten. 

Die oben angeführten gerichtlichen Verfügungen, wideriprehen diejer Auf— 
faffung, nad ihrer Meinung find unter „der Kirche” des $. 16. cit. nur Die 
öffentlich) anerfannte evangeliihe und Fatholiihe Kirche zu verſtehen. Dieſe 
beichränfende Auffaffung fol aus dem Patente vom 30. März 1847, die 
Bildung neuer Religions » Gejellihaften betreffend aus der Verordnung von 
demjelben Tage und der Minilterial-Inftruftion vom 10. Mai 1847. (Juftiz- 
Minifterial-Blatt, 1847. S. 135.) fidh ergeben. 


Es ift dies von ben Vertretern der entgegengejepten Anficht nicht aner- 
kannt, mindeftens für zweifelhaft erachtet worben. 

Zunächſt enthalte die Minifterial» Inftruftion vom 10. Mai 1847 gar 
Nichts von Belang, fie wiederholt lediglich im F. 1. und am Scluffe, im 
$. 20., den Wortlaut der Berordnung vom 30, März 1847 („Perfonen, 
die aus ihrer Kirche ausgetreten find*. „Zeigt Iemand an, daß er die Al» 
fiht babe, aus feiner Kirche auszutreten® „der aus der Kirche Ausge— 
ichiedene *). 

Die Verordnung und das Patent vom 30. März 1847, liegen ihrem 
Wortlaut nad, wenn man überhaupt den Ausdrud „Kirche“ als einen, auch 
auf nicht hriftlihe Religions: Gefellihaften anmwendbaren erachte, die Bezie— 
bung auch auf die jüdiſche Religions-Geſellſchaft zu. 

Man könne auch zum Beweile, daß „Kirche“ nad dem Sprachgebrauche 
dieler beiden Gefege nicht identiſch ſei, mit der öffentlih aufgenommenen 
„Kirche*, auf den $. 15. der Verordnung binweifen, wo ausdrücklich von 
den „chriſtlichen, öffentlich aufgenommenen Kirchen“ die Rede ift, während 
doch diefer Zuſatz überflüffig fein würde, wenn der Ausdrud „Kirche“ für 
fi allein ſchon daſſelbe bezeichnete. Man könne ferner hinweiſen auf die 
mit dem Patente vom 30. März 1847 veröffentlichte Zufammenftellung — 
Geſetz- Sammlung Seite 123) in deren Nummer 4. den nur genehmigten 
Religions-Geſellſchaften gradezu die Bezeihnung einer geduldeten „Kirchen- 
geiellihaft“ gegeben wird. Die entgegengelepte Anficht beziehe ſich auch 
auf eine Entſcheidung des Ober» Tribunald vom 15. Januar 1855 durd 
welche anerkannt fein fol, daß „zur Wirkſamkeit des beabfitigten Austritts 
aus dem Judenthum außer der gerihtlihen Austrittö-Erflärung ber Bei- 
tritt zu einer anderen Relegions-Geſellſchaft erforderlich ſei“. 

In der That lautet auch jo der in Striethorft’s Archiv Bd. 16. Seite 166. 
überjchriftlich mitgetheilte Rechtsſatz. Aber es ſei, jo wurde entgegnet, Dies 
in ſich widerſprechend und thatſächlich unrichtig. Erfteres deshalb, weil eine 
Austritts » Erflärung in gerihtlicher Form nur da erfordert werde, wo 
die Verordnung vom 30. März 1847 Anwendung finde, und unrid« 
tig deshalb, weil das Dber » Tribunal in feiner damaligen Entideidung, 
wie die die Urtelgründe, Seite 109. a. a. Drte, ergeben, grade die bier 
einzig welentliche Frage: „ob der $. 17. der Verordnung vom 30. März 1847 
auf Chriſten zu beſchräuken oder ach auf Juden zu beziehen ſei“, ala für 
den damaligen Streitfall unerheblih, ausdrücklich und abſichtlich unerörtert 
gelaffen habe. Das Appellations» Gericht gegen deſſen Entſcheidung damals 
die Nichtigkeitsbeſchwerde eingelegt war, ſei aber daſſelbe Oſtpreußiſche Tri— 
bunal, gegen deſſen jetzige Verfügung die gegenwärtige Petition gerichtet iſt. 

Für Diejenigen alſo, welche der Anſicht ſind, daß die Anwendbarkeit 
der $$. 16. 17. J. cit. auf Juden keineswegs ausgeſchloſſen ſei, konnte es 
demzufolge kein Bedenken haben, den erſten Theil der Petitions-Beſchwerde 
für begründet zu erachten. In der Befugniß des Miniſters liege es, die von 
ihm ſelbſt erluſſene und durch die Verordnung vom 30. März 1847, ſowie 
das Geſetz vom 23. Juli 1847 ihm ausdrüdiih übertragene Ausführungs— 
Infteuftion zu deflariren, reſp. zu ergänzen. Diefe Befugniß werde freilich 
dann nicht vorliegen, wenn das Königliche YuftizeMinifterium eine andere 
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rechtliche Auffaffung über die Bedeutung der 88. 16. 17. 1, eit. hätte, und 
dieſe lepteren Beftimmungen auf die Juden nicht für anwendbar erachte. 

In diefem Falle ſowie überhaupt für Diejenigen, welche dieſe leptere 
Auffaffung für die richtige halten, ift dann die zweite Eventualität ber 
Petitionsbeſchwerde eingetreten, nach welder es wünſchenswerth ericheint, im 
Wege der Gejepgebung dem in ber Petition vorgetragenen Uebelſtande 
Abhülfe zu verſchaffen. Denn darüber herrſchte in der Kommilfion Einver 
ftändniß, daß es allerdings ‚ein Uebelftand fei, wenn Jemand trop feines 
Austritts aus feiner Religionggelellihaft dennoch als derjelben noch angebörig 
betrachtet werde, wenn ſich dies auf jeine Kinder miterftrede und wenn es, 
um died zu vermeiden, nur ein Ausfunftsmittel gebe, welches man als ver— 
werfli bezeichnen müfje, nämlih den nur äußerlichen und jchnell vorüber: 
gehenden Uebertritt zu einer der öffentlich aufgenommenen Kirchen, zu welchen 
der Webertretende innerlich gar nicht geböre und nicht gehören wolle. 

Dies find die Erwägungen, weldhe die Kommiffion zu dem oben im 
Gingange mitgetheilten Antrage beftimmt haben. 

Der Bertreter der Regierung bezweifelte wiederholt, daß ein rechtliches 
Intereffe dabei ubmwalte, ob die Kinder des Petenten in das eine oder das 
andere Megifter eingerragen wurden. Hinſichtlich der Zuläffigfeit der Ehe— 
ſchließung mit Mitgliedern der anerkannten hriftlichen Kirchen befänden fi 
Diffidenten in feiner günftigeren Lage als Juden. 


Berichterftutter 
Abgeordneter Larz. 
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Im Sabre 1866 wurde gegen 25 Bürger der Stadt Gurzno in Weft« 
preußen eine Kriminalunterfuhung eingeleitet wegen Berläumdung des Bür- 
germeifterd Hoffmeifter dajelbft. Die Angeklagten hatten ein gemeinidhaft 
fiches BVorftellen an die Regierung zu Marienwerder gerichtet, in weldem fie 
bem ꝛc. Hoffmeifter ſehr ſchwere Anschuldigungen machten. Dies Vorftellen 
gab BVeranlaffung zu der erwähnten Verläumdungsklage. 

Bei Verhandlung der Sache vor dem zuftändigen Griminalgerichte, dem 
Kreisgerichte zu Strasburg, wurde der Einwand der Wahrheit der behaup— 
teten Thatiahen erhoben, und der Art vollftändig bewielen, daß die Frei— 
iprehung der jämmtlihen Angeklagten rechtskräftig ausgeſprochen worden ift. 

Es wurde nämlih durch die Erhebungen des Griminalgerichtes that» 
ſächlich für feftgeftellt eradtet: 

1) daß der PBürgermeifter Hoffmeifter eine verbeiratbete Frau, 
welche ihn angetreten hatte, um mit ibm über die beabfichtigte 
Anftellung als Hebeamme zu verhandeln, zum Beiſchlafe zu be 
reden verfucht, daß er von derjelben im Einverftändnilfe mit ihrem 
davon unterrichteten Ehemann, in ihr Haus beftellt, dort bei dem 
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vorher verabredeten Eintreffen des Ehemannes, aus einem Verfted 
bervorgebolt, hart angelaffen, und nur erft nad Erlegung einer 
Buße von 5 Rthlrn. der ferneren Berfolgung enthoben fei, — 

2) daß er eine zweite Frau durch den Polizeidiener in fein Amts— 
zimmer beftellt, um mit ihr über ihre Anftellung als Hebeamme 
zu verhandeln, daß er Diefelbe, unter dem Berjprehen, ihr 
dabei behülflich zu fein, zum Beilchlafe zu bewegen verincht, 
und mit dieſer Frau, ihrer Weigerung ungeachtet, ben Beiſchlaf 
wirflih vollzogen, dem Ehemann derjelben aber, ald er ihm dar» 
über Borftellungen machte, mit Verhaftung gedrobt bat, 

3) daß er, als Verwalter einer Konkursmaſſe, zu dieſer gehörige 
Pferde zu Reiſen, namentlih auch bebufs Abhaltung von Zer- 
minen in der Konkursjahe gebraucht, gleihwohl für diele Reifen 
die ‚vollen Reifekoften liquidirt und aus der Maffe angenommen 
bat, — 

4) daß er Kiehuftubben, welde ein Auderer in der Königlichen Forſt 
gerodet, und die dieſem eigenthümlich gehörten, wider deffen Willen, 
obne alle Berechtigung dazu, aus der Forft weggenommen und 
auf jein Gehöft gebracht bat, 

5, daß er, ald Polizeir-Berwalter, wegen unterlafjener Beauffihtigung 
eines Hundes ein Strafmandat amtlich erlafjen, hinterher aber, 
ald Polizeianwalt, dem Angeflagten Rath ertheilt bat, wie er durch 
Angabe von Zeugen über unrichtige Thatſachen fi von ber 
Strafe befreien könne, 

6) daß er eine Frau, welche ihn amtlih angetreten, mit Schimpf- 
worten belegt bat, 

7) daß er mit einer andern Frau in feiner Eigenſchaft, ala Schiebs- 
mann, einen Antrag aufgenommen, ber ibren Intentionen ganz 
widerfpredhend war, und daß er, in berfelben Eigenſchaft, von 
einer dritten Brau, für feine Amtshandlungen ein Kalb geſchenk— 
weile angenommen bat. 

In Folge diefer Vorfälle petitionirten die Stadtverorbneten der Stadt 
Gurzno feit einer Reihe von Jahren um Entfernung ihres Bürgermeifters; fie 
find aber ſowohl von der Königlichen Regierung zu Marienwerder, als von dem 
Ober-Präfidenten der Provinz Preußen, und dem Minifterio des Innern ab» 
jchlägig beſchieden worden, 

Es überreiht num einer dieſer Stadtverordneten, der Bürger Telesphor 
Kopczynski, das Erkenntniß des Kreiögerichtes zu Strasburg vom 3. April 
1866, in welchem die eben näher bezeichneten, thatſächlichen Feſtſtellungen ges 
troffen find, mit der Anfrage: 

ob es, abgejehen von den bezeichneten, im Lande, — in 
Europa, — ja in der ganzen Welt, vorgelegte Behörden 
gäbe, welche litten, daß ein Menih, von der Qualififation des 
Bürgermeifter Hoffmeifter, im Drte verbleibet — 

Aus dem übrigen Inhalte der Petition, in welder das Verhalten des 
Bürgermeifterd Hoffmeifter auf das lebhaftefte verurtheilt wird, ergiebt ſich, 
daß Petent in Mebereinftimmung mit feinen Mitbürgern, den dringenden 
Wunſch begt, daß der ıc. Hoffmeifter von feinem Amte entfernt werde. 
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Nachdem dies Sachverhältniß durch Mittheilung des Erkenntniſſes des 
Kreisgerichtes zu Straßburg vom 3. April 1866 und der Beſcheide der Be— 
börben fonftatirt worden war, wurde der zugezogene — des Herrn Mi« 
nifters des Innern zur Grflärung aufgefordert: 

ob in Folge der Feftftellungen in dem Erfenntnijje vom 3. April 
1866 ein Disziplinarverfahren gegen den Bürgermeifter$offmeifter 
eingeleitet worben fei, und eventuell mit welchem Erfolge? 

Der Herr Regierungs =» Kommiffar begann damit, dab er die vielfältigen 
und langjährigen Beihwerden der Bürgerihaft Gurzno über ihren Bür- 
germeifter ald das Ergebniß einer Goterie bezeichnete, welche ſich in der fehr 
ungebildeten Bevölferung gebildet und fih zur Aufgabe gemadt hätte, den 
Bürgermeifter Hoffmeifter aus dem Amte zu entfernen. Der Herr Regierungs— 
Kommilfar fuhr dann fort: die Beſchwerden der Einwohner der Stadt 
Gurzno über ihren Bürgermeifter wären übertrieben. Die Königliche Regie 
rung zu Marienwerber habe durch den betreffenden Staatsanwalt ein Scrus 
tinialverfahren veranlaßt, und daffelbe habe ergeben, daß ein kriminalrechtlich 
zu abndendes Vergeben, welches gegen den Bürgermeifter Hoifmeifter zu ver 
folgen fei, nicht vorliege. Außerdem fei eine jehr eingehende Revifion der ge— 
jammten Gejhäftsverwaltung deffelben, namentlich auch der gleichfalls bemängelten 
Kaffenverwaltung durch einen befouderen Kommiffar vorgenommen, und jet 
feftgeftellt, daß die gejammte Verwaltung des ꝛc. Hoffmeifter ih in der 
beften Verfaſſung befinde. 

Die in dem Erkenntniffe des Kreisgerichtes zu Strasburg feftgeftellten 
Thatſachen unterligen zum größten Theile der Entiheidung des Kriminals 
gerichtes, in welchem Halle nah ben Beftimmungen des Diöziplinargefepes 
vom 21. Juli 1852 ein disziplinariiches Borgeben ausgeſchloſſen fei, andere 
begründeten nur einen Givilaniprud, oder wären an ſich unerbeblid oder 
fie entzögen fi, wie die in der Eigenihaft als Polizeis Anwalt oder Schieds— 
mann vorgenommenen Handlungen, wegen Mangels an Kumpetenz der Kog— 
nitition der Königlihen Regierung. 

Es blieben alfo nur die dem Bürgermeifter Hoffmeifter Schuld gegebenen 
unfittlihen Handlungen beftehen. Diele lägen aber der Zeit nach ſehr weit 
zurüd, der Bürgermeifter Hoffmeifter babe ſich feitber eines tadelloſen Lebens— 
wandels befleißigt und die Königliche Regierung zu Marienwerder habe daher 
wegen dieſer allerdings in hohem Grade zu mißbilligenden Handlungen eine 
ernfte Rüge gegen Denjelben ausgeiproden. Dadurch jei das Verhalten des 
ıc. Hoffmeifter hinreichend geſühnt, und es könne von einer weiteren Bes 
ftrafung nicht die Rede jein, da wegen einer und derſelben Handlung eine 
doppelte Beftrafung rechtlich unzuläffig ſei. Politiihe Rüdfichten hätten bei 
Beurtheilung der Handlungsweile des Bürgermeilters Hoffmeifter nicht obs 
gewaltet, derielbe babe bei den Wahlen eine oppoſitionelle Stellung einge 
nommen. 

Uebrigens jei die Einwohnerjhaft zu Gurzno gegenwärtig mit der Amts— 
führung des Bürgermeiftere Hoffmeifter vollftändig zufrieden. Bei dieſer 
Sadlage könne einem eiwaigen Antrage auf Ueberweilung der Petition ein 
Refultat nicht in Ausſicht geftellt werden. Die Staats-Regierung babe Die 
dringende Pflicht, die ihr untergecrdneten Beamten gegen ungerechte und maaß— 


loſe Angriffe zu ſchützen, nnd von dieſem Geſichtspunkte aus fei ein weiteres 
Vorgehen gegen den Bürgermeifter Hoffmeifter zu vermeiden. 

Bei der hierauf eingeleiteten Beratbung wurde zunädift dem Gefühle 
äuferfter Mißbilligung Ausdrud gegeben, daß die VerwaltungssBehörden es 
unternommen hätten, ein Subjeft im Amte zu jhügen, weldes fih Hand» 
lungen babe zu Schulden kommen lafjen, wie die gerichtlich feitgeftellten. 
Wenn die Bürgerfchaft, und mit ihr der Petent, jeit Jahren und mit großer 
Energie, die Entfernung des Bürgermeifter Hoffmeifter aus dem Amte be> 
trieben hätte, jo könne ihr das nicht zum Vorwurfe gereichen, dieſelbe befinde 
fi in ihrem vollen Rechte, und v8 jei cin gutes Zeichen, daß fie davon Ge: 
brauch zu maden beftrebt ſei. 

Die thatſächlichen Feftftellungen in dem Verläumdungs-Prozeſſe ftänden 
unumftößlich feft und wirkten vollen Beweis nit nur für den erwähnten 
Verläumdungs-Prozeß, jondern au außerhalb defjelben, namentlid aber bei 
der Ddisziplinariihen Beurtbeilung der Handlungsweile des Bürgermeifters 
Hoffmeifter. Dieſe Beweisfraft würde im geringften nicht alterirt durch 
den Umftand, daß die Staats-Anwaltihaft nad erfolgtem ScrutinialsBerfahren 
ein kriminalrechtliches Borgeben, als indizirt, nicht angenommen habe. Bon 
welhen Gefihtspunften der Staats-Anwalt dabei geleitet worden jei, Eonftire 
nicht, er könne zu jeinem Beſchluſſe gar wohl durch eine ihm eigenthümliche 
Auffafjung der rechtlichen Momente geleitet jein Gerade aber der Umftand, 
daß die Staats-Anwaltihaft gegen den Bürgermeifter Hoffmeifter nit 
eingejchritten, und weil danach formell feftftehe, daß kriminalrechtlich zu ahn- 
dende Vergeben gegen ben ac. Hoffmeifter nicht vorliegen, gerade dieſer 
Umftand wirfe: 

daß die Disziplinar» Behörde nunmehr vollftändig freie Hand 
babe, jelbftftändig zu beurtheilen, ob das Berbalten des Bürger« 
meifters Hoffmeifter den Vorſchriften des Disziplinars-Gejepes 
unterliege? 

Auf eine Beurtheilung der einzelnen Anihuldigungspunfte im Sinne des 
Regierungs-Kommiſſars, käme es im geringften niht an. Es fei gleichgültig, 
ob aus einzelnen der feitgeftellten Punkte fid) lediglich ein Civilanſpruch er 
gebe, und ob die Eigenſchaft des Hoffmeifter als Polizei-Anwalt und 
Schiedemann die Beurtheilung der in diefe Refforts fallenden Pflihtwidrigfeien 
feitens der Berwaltungs-Behörben, wegen Mangel der Kompetenz, ausſchließe. 
Die vorgejepte Dienftbehörde habe nad) $. 2. des Disziplinar-Geſetzes vom 
21. Juli 1852 ganz allgemein zu prüfen: 

ob der Bürgermeifter Hoffmeifter fih der Würde, des Anſehens 
und bes Vertrauens, welche jein Beruf erfordere, entiprechend, 
verhalten babe? 

Diefe Frage müfje nad demjenigen, was oben, als richterlich feitgeftellt, 
mitgetheilt worden ift, unbedenflih verneint werben. 

Läge die Sache nun fo, dann jet es dringende Pflicht der Staats Regie 
rung, das Verſäumte nachzubolen, und für die Entfernung des untauglichen 
und unmwürdigen Bürgermeifterd Sorge zu tragen. Dies könne jelbtserftänd- 
lich nicht, ohne Weiteres geichehen, jondern nur im Wege des fürmlichen, 
nad Maßgabe des Gelepes vom 21. Juli 1852, auf Entfernung aus dem 
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Amte, einzuleitenden Disziplinarverfahrene. Es wurde hieran der Antrag 
gefnüpft: 
die Petition des Stadtverordneten Kopezynski vom 25. November 
pr. der Königlihen Staats-NRegierung mit der Aufforderung zu 
überweilen, für Einleitung der Disziplinarunterfuhung auf Ente 
fernung aus dem Amte gegen ben Bürgermeifter Hoffmeifter 
Sorge zu tragen, 

Diefer Antrag erhielt im Schooße der Kommiffion von allen Seiten die 
lebhaftefte Zuftimmung. Bon einem Mitgliede wurde die Benölferung ber 
Stadt Gurzno, gegenüber ihrem Bürgermeifter, in Schup genommen, aus 
den ſchon oben angebeuteten Gründen, und behauptet, daß die Stadt Gurzno 
in ber Kultur hinter andern Heinen Landftädten nicht zurüditebe. Von an— 
derer Seite wurden die redtlihen Bedenken, welde dem Antrage möglicher: 
weile entgegenftänden, und auf melde aud der Negierungs-Kommiffar hinge— 
deutet, dahin erörtert, daß die Einleitung der Disziplinar » Unterjuchung, 
welche der Antrag nur verlange, der Entiheidung des Disziplinarhofes im 
geringften nicht präjudizire, daß alſo von einem Eingriffe in die Judifatur 
nicht die Rebe jei. Ebenjowenig fünne man jagen, daß die dem Bürgermeifter 
Hoffmeifter ertheilte Rüge der Einleitung des Disziplinar-Berfahrens hin- 
derlich ſei. Die Rüge fei weiter nichts als eine durch die vorgeſetzte Dienft- 
behörde verhäugte einfache Dronungsftrafe, wogegen die fürmlide Disziplinars 
Unterfuhung gar nicht ftattgefunden habe. Wie durdichlagend auch der Grund— 
ja — „ne bis in idem“ — für das richterliche Strafverfahren jei, 
jo finde derjelbe doc feine Anwendung auf das Disziplinar » Verfahren, wel 
des unter beftimmten Borausjegungen neben dem gerichtlihen Berfahren 
nebenher gehe. Es hieße alle Disziplin lodern, wollte man den Dienftvor- 
geiepten höheren Grades hindern, ein Dienftvergehen, welches ihm durch die 
Drdnungsftrafe nicht hinreichend geſühnt ericheint, angemefjen zu ahnden. 

Ein anderes Mitglied wendete fi gegen die Behauptung deö Regierungs- 
Kommiſſars, daf gegenwärtig, nahdem ein jo langer Zeitraum verflofjen, — 
die Malverfationen des Hoffmeifter datiren zum Theil aus dem Jahre 
1863 — es nicht mehr amgeneljen erſcheine, eine Beltrafung deſſelben 
herbeizuführen, zumal derſelbe ſich jeit jener Zeit eines durchaus tabel- 
lofen Privatlebens befleißigt habe. Es wurde darauf hingewieſen, daß 
die Einwohner der Stadt Gurzno, wie der MRegierungs = Kommilfjar 
jelbft anerkannt, feit dem Jahre 1863, mit großer Gonjequenz, bei den zu: 
ftändigen Staatöbehörden Beſchwerde über die Dienftführung des Bürgermeifter 
Hoffmeifter geführt, und daß gerade aus dem Umftande, daß dieſe Beſchwer— 
den bis in die neuefte Zeit wiederholt wären, eine allgemeine Unzufriedenheit 
mit diefer Dienftführung fi ergebe. Eine Unzufriedenheit, welche fi jo viele 
Sabre hindurch conftant äußere, verdiene unter allen Umftänden Beachtung. 
Der Behauptung des Herrn Regierungs-Kommifjare, daß die Beoölferung 
der Stadt Gurzno gegenwärtig mit der Dienftführung ihres Bürgermeifterd ganz 
zufrieden fei, wurde entgegengelept, daß — wenn die der neueften Kundgebuns 
gen ungeachtet, wirklich der Fall fein jollte — dann die Besölferung durch 
ihren Bürgermeifter demoralijirt jei. 

Endlih wurde in Abrede geftellt, daß die Beamten eines bejondern 
Schupes ihrer vorgefepten Dienftbebörden bebürften. Ein ſolcher Shup werde 
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von einem jedem ehrliebenden Beamten zurüdgewiejen werden; derjenige Be— 
amte, der feine Amtöpflicht genau erfülle, ſchütze fich jelbft am beiten, und wo 
das nicht der Kal, müſſe die Staats » Negieeung die volle Verantwortlichkeit 
der Beamten fordern. Gegen ungeredhte Angriffe jhüpe das Geſetz. Schließ- 
li wurde von einem Mitgliede der Kommilfion, in dem Wunſche nad ftär- 
ferer Specialifirung, folgender Antrag proponirt: 
die Petition der Königlihen Staats-Regierung mit ber Auffor« 
derung zu überweijen, wegen der dem Bürgermeifter Hoffmeifter 
zur Laſt gelegten und in dem Erfenntniffe des Kreisgerichtes zu 
Strasburg vom 3. April 1866 für erwielen angenommenen Ber- 
gehn, namentlich wegen der dort conftatirten verſuchten und wirfe 
lich vollbrachten, unfittlihen, Handlungen auf Grund des $. 22. 
bes Geſetzes vom 21. Juli 1852 des foörmlichen Disciplinarver- 
fahren gegen demfelben einzuleiten. 

Dieje Specialifirung wurde bei der Abftimmung nicht beliebt. Für den 
Biürgermeifter Hoffmeifter trat Niemand ein, und wurde der zuerft 
geftellte Antrag, einftimmig, angenommen, Die Kommijfion ſchlägt daher 
dem Hohen Hauje vor: 

die Petition des Stadtverordneten Kopzyuski vom 25. Novem- 
ber pr. der Königlichen Staats « Regierung mit der Aufforderung 
zu überweijen, für Einleitung der Disciplinarunterfuhung auf 
Entfernung aus dem Anıte gegen den Bürgermeifter Hoffmeifter 
Sorge zu tragen. — 

Der Berlefung und Feftitellung des Berichtes hat der Regierungs» Koma 
mifjar nicht beigewohnt. Derfelbe hatte wegen dringender Dienftgejchäfte 
Bertagung der Sache nachgeſucht, und die Abgabe einer Erflärnng in Aus» 
ſicht geftellt, weldye geeignet jei, die Sade zu vereinfachen. 

Die Kommilfion hat geglaubt, darauf nicht eingehen zu können, wegen 
der Dringlichkeit der vorliegenden Angelegenheit. Es ift indeſſen dem Regie— 
rungs » Kommiffar die Abgabe einer nachträglichen Erklärung vorbehalten. 
Die Anführungen des Negierungs =» Kommiffars bei Verhandlung der Sache 
in der Kommilfion find auf Grund des abgeihloffenen Sipungsprotofolls in 
dem Berichte reproduzirt. Die nachträglich abgegebene Erklärung des Re— 
gierungs-Kommiffard lautet folgendermaaßen: 

„Die in ter vorliegenden Petition dem Bürgermeifter 9. zu 
G. zum Borwurfe gemachten Vorfälle find ſchon acht oder neun 
Jahre ber. Sie wurden im Jahre 1860, in Verbindung mit 
einigen anderen Beihwerben gegen Den Bürgermeifter H., von dem 
Petenten K. und mehreren andern Einwohnern von G. der Auf 
fihtsbehörde angezeigt. Die Bezirks » Regierung bat von Anfang 
an die Angelegenheit zum Gegenftande der forgfältigften Erörterung 
gemadt. Wegen desjenigen Theiles der Beichwerden, welcher fi 
auf die Amtsverwaltung und insbefondere die Kaffenführung bes 
Bürgermeifterd H. bezog, veranftaltete die Regierung im Februar 
1861 eine jpezielle, jehr genaue Revifion feiner gelammten Ge- 
ſchäfts- und namentlich der Kaffen- Verwaltung, welche jedoch ergab, 
dab dieſe Verwaltung fi durchgängig in mufterhafter Ordnung 
befand und die dagegen erhobenen Vorwürfe, insbejondere der Un- 
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reblichfeit, völlig unbegründet waren. Soweit die Anzeigen ben 
Bürgermeifter gemeiner Vergeben bezüchtigten, wurden biefelben, 
weil fie eventuell die ftrafgerichtliche Verfolgung erforderten, im 
April 1861 der Ober» Staatdanwaltihaft zugefertigt, damit auf 
dieſem Wege — wie die Regierung fih äußerte — „bie Wahrheit 
ermittelt und entweber der ıc. H. oder die Denuncianten der ge— 
rechten Beftrafung überwielen würden.“ 

„Die Ober-Stants-Anwaltihaft ordnete über diefe Beihul- 
digungen ein Sfrutinials-Berfahren an, in welchem auch über die 
in ber vorliegenden Petition und dem beigefügten gerichtlichen Er— 
fentniffe dem ꝛtc. 9. zur Laft gelegten Berihuldungen von Erheb— 
lichkeit bereits Beweis erhoben und Zeugen eiblih vernommen 
wurden. Dies Verfahren hatte aber fein anderes Ergebnif, als 
daß die Staatd« und Oberſtaats-Anwaltſchaft erfärte, 
zur Verfolgung des ac. H. im Wege der ſtrafgerichtlichen 
Unterifuhung feinen genügenden Grund zu finden. * 

„Die Regierung erachtet hiernach das Refultat der Ermittes 
lungen nicht für fo gravirend, um zur Einleitung eines förmlidhen 
Disziplinar- Verfahrens auf Entfernung vom Amte gegen den Bür- 
germeifter H. zu fchreiten. In einer Strafs-Berfügung, welche fie 
an benjelben unterm 2. Januar 1865 erließ, rügte fie jebod 
jehr nahdrüdlih, neben einigen geringen Dienftwiedrigfeiten, bie 
vorgefommenen gröblihen Berftöße gegen Zucht und Sittlichkeit, 
(Punft 1. der Petitions-Anlage) und eröffnete ibm, „wenn heute 
von ftrengeren Maßregeln gegen ihn Abftand genommen werde, 
fo babe er das dem günftigen Ausfalle der Geſchäfts- und Kaffen- 
Revifion zu danfen; es werde indeß die Unterfuhung auf Dienft- 
Entjegung gegen ihm eingeleitet werben, ſobald er zu neuen be 
gründeten Beichwerden Anlaß geben jollte!* 

„Die Beihwerdeführer wurden mit entſprechendem Beſcheide 
verjeben, eine Anjhuldigungsihrift vom 1. Februar 1863 aber, 
deren Inhalt nad den ftattgehabten Ermittelungen zum Theil für 
verläumderiſch erachtet wurde, auf Antrag des Angegriffenen der 
Staats-Anwaltihaft übergeben, welche gegen die Unterzeichner An— 
Mage erhob.“, 

„Das Reiultat des dieferbalb eingeleiteten Strafverfahrens 
war das ber Petition beigeichloffene Erfenntniß, welches die An— 
geihuldigten (Hobndorf und Genoffen, darunter au der Petent 
zT. 8.) wegen erbrachten Beweiſes ber Exceptio veritatis von ber 
Anklage der Beleidigung und Verläumdung bed Bürgermeifters 9. 
freiſprach“. 

„Als ſodann im Folge dieſes Urtheils die alten Anträge auf 
Amts-Entjegung des ꝛc. H. von dem Petenten K. erneuert wur« 
den, verwies ihn die Negierung, mittelft Beicheides vom 2. Jar 
nuar 1867, darauf, daß alle dem ıc. H. jeitber gemachten und 
namentlih aud die in ber Sade contra Hohndorf zur Sprade 
gebraten Vorgänge, bereitd früher erörtert und durd die Ver— 
fügung vom 2. Januar 1865 erledigt ſeien, zu einer weiteren Bes 
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ftrafung des H. aber um fo weniger Veranlaffung vorliege, als 
derjelbe ſich ſeit dem letztgedachten Zeitpunft einer ganz mufter« 
haften Verwaltung ſeines Amts, ſowie eines vorwurfsfreien Private 
lebens befliffen habe.“ 

„K. und mehre andere der früher gegen den Bürgermeifter 
aufgetretenen Ankläger haben fih darauf, zum Theil mit einer 
langen Reihe neuer Beichuldigungen beichwerbeführend an das 
Dber-Präfidium der Provinz, ſowie an den Herrn Minifter des 
Innern gewendet und die illjepung des Vürgermeifterd verlangt, 
Es erfolgten wiederum eingehende Erhebungen über die neuen 
Anfhuldigungepunfte, welche fih vorzugsweile auf das Kaffen- 
und Rechnungs-Weſen bezogen, unter genauer Prüfung der bezüg- 
lihen Jahresrechnungen.“ 

„Zum großen Theil wurde die völlige Unmwahrbeit diefer neuen 
Anſchuldigungen klar geftellt, in Uebrigen ergaben fie fih als nit 
erweislih, bis auf einzelne geringe Unregelmäßigfeiten, bei denen 
es ſich jedoch nicht entfernt um Unreblidhkeiten handelte. Der Ober 
Präfident, und in weiterer Snftanz der Herr Minifter des Innern 
haben darauf, nad forgfältigfter Prüfung aller Verhandlungen, 
durch Beſcheid an die Beichwerdeführer vom 29. Juli 1867 und 
reip, 16. September 1868 die wiederholten Anträge "auf Her— 
beiführung der Dienft » Entiepung des ꝛc. H. nad Lage der 
Sache aud ihrerfeits ablehnen zu müſſen geglaubt. Es wurde 
dabei erwogen, daß die neuen Anfhuldigungspunfte größtentbeils 
als grundlos, im Uebrigen als wenig erheblich ſich berausgeftellt 
hatten, daß dieſes Erhebungs-Reiultat ein ungünftiges Licht auf 
die Zuverläffigfeit der ftetig fich wiederholenden, auch auf bereits 
völlig widerlegte Punkte immer neu zurüdlommenden Beichuldi« 
gungen warf, und daß die alten, in der Sache contra Hohndorf 
erörterten Ausjchreitungen des ꝛc. H., wegen deren die Bezirkd« 
Regierung, bei voller Kenntniß derſelben, jhon im Januar 
1865 befunden und auf eine Strafverfügung fih beſchränkt hatte, 
jest um fo mehr die Abftandnahme von dem Verfahren auf Dienfte 
Entjegung zuließen, als über jenen Borgängen nunmehr 7 bis 
8 Jahre verflofjen waren, und ıc. H. jeit Anfang 1865 amt— 
ih wie auferamtlih zu neuen begründeten Vorwürfen feinerlei 
Anlaß gegeben hatte. Die ProvinzialsBehörben rühmten im Gegentheil 
fortdauernd feine Geſchäfts-Verwaltung als eine bejonders tüchtige 
und für die Kommune erjprießliche, welche die Ordnung im ftäbtifchen 
Haushalte bergeftellt habe und das Gemeinwejen mit der, dort 
jehr nöthigen Energie und Umfiht zuſammenhalte. Außerdem 
wurde berüdfihtigt, dap das in Sachen contra Hohndorf ergan« 
gene Erfenntniß von 1866 fein gegen den Bürgermeifter H. direkt 
ergangenes Strafurtheil fei, daß ungünftigftenfalls demjelben feine 
weitergehende Bedeutung, wie einer gerichtlich ergangenen Verur— 
theilung, welde den Verluſt des Amtes nicht zur Folge gehabt, 
beigelegt werden könne, daß hiernach, gemäß $. 5. Abſatz 2. des 
Disziplinar-Gejepes vom 21. Juli 1852, der zuftändigen Dienft« 
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bebörde nad) freiem Ermeffen bie Entiheidung darüber vorbehalten 
ei, ob noch ein fürmliches Disziplinar-Verfahren wegen der näm— 
lichen Vorgänge einzuleiten ſei oder nit, und daß insbeſondere 
für die, Dienftbebörde bei ihrer diesfälligen, nad) der eigenen ges 
wiſſenhaften Ueberzeugung zu bemeffenden Entſchließung das Urteil 
des Jujurien-Richters nicht ſchlechthin maßgebend fein könne, ſchon 
weil daſſelbe nicht als Ddireftes Strafurtbeil gegen den Bürgers 
meilter H. ergangen jei, weil ferner die Mehrzahl der darin feſt— 
geſtellten Anfchuldigungspunfte ſich eventuell nur zur gerichtlichen 
Strafverfolgung geeignet hätten, die Staats-Anwaltichaft aber der 
Verhandlung und Entſcheidung des Injurien = Prozejjes aſſiſtirt 
hatte, ohne gleihwohl — ſo wenig wie nah dem früheren Skru— 
tinialsBerfabren — zu einem ftrafgerichtlihen Einſchreiten gegen 
den ꝛc. H. Anlaß zu finden, Dies waren die Gründe, aus denen 
es auch in der Ober Präfidial: und Minifterial-Inftang für ſtatt— 
baft und angemeſſen erachtet wurde, über die Strafoerfügung der 
Regierung vom 2. Januar 1865 nad jo langer Zeit nicht mebr 
binauszugeben.* 

„Es würde bedenklich fein, Dielen Standpunft jept zu ver- 
lafien. Die vorliegende Petition bringt fein Novum, es würde 
daher an einem zureibenden Grunde fehlen, die im Disziplinar- 
wege in drei Inſtanzen ergangenen Entiheidungen gegen den 
x. 9. in pejus zu reformiren, zumal die in Den höheren 
Inftanzen aufreht erhaltene Strafverfügung der Regierung vom 
2. Januar 1865 ausdrüdlih nur für den — noch nicht eingetres 
tenen — Ball, dab H. zu neuen begründeten Beſchwerden 
Anlaß geben jollte, die Gröffnung der Disziplinar-Unterfuchung 
auf Dienftentlaffung auch wegen der älteren Beihuldigungen vor» 
bebalten hat. Deffen ungeachtet diefe Unterſuchung jegt anzuords 
nen, würde gegen die Regel des Strafrehtä: ne bis in idem, 
verftoßen. Im Intereffe der öffentlihen Autorität befteht zur Zeit 
feine Nothwendigkeit, die Dienftentiepung des zc. ©. berbeizus 
führen, denn der befriedigende Zuftand der Kommunal: Verwaltung 
und der Öffentlichen Ordnung in der Stadt beweift, daß bei der 
Mehrzahl der Bürgerichaft das Anjehen des Bürgermeifters in 
feiner bedenflihen Weile gelitten hat. Der Petent und die noch 
zu ihm ftebenden Gegner des Bürgermeifters repräfentiren nicht 
die in der Gemeinde überwiegende Stimmung. Der Petent ift 
ſogar der alleinige Unterzeichner der Petition, während bei der 
Anihuldigungsichrift gegen den Bürgermeifter, welde zu dem Ins 
jurien-Prozeß von 1865/66 Anlaß gegeben bat, nod 24 Perſonen 
außer dem Petenten betbeiligt waren. Der Königlichen 
Staats:Regierung muß deshalb die weitere Erwägung in 
der Angelegenheit vorbehalten werden, zumal die Dienft- 
behörde auf dem Gebiete der Dienftdisciplin wejentlih auf ihr 
eigenes pflihtmäßiges Ermeſſen gemielen iſt ($., 2., 17., 33. des 
Disziplinargejeges vom 21. Juli 1852). Wenn Namens der Kö: 
niglihen Negierung bier im Sinne der milderen Auffaffung für 
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den angegriffenen Bürgermeifter eingetreten ift, jo geſchieht dies 
nicht in Verkennung der Sträflichkeit feiner früheren Fehltritte, 
namentlid der groben Unfittlichkeiten, jondern in Wahrnehmung 
der Pflicht, auch die ihm zu Statten fommenden Bertheidigungs- 
Momente hervorzuheben, und dei Angegriffenen, welcher an dieſer 
Stele nicht felbft fi verantworten fann, gegen die übertreibende 
Darftellung der Petition und daraus etwa herzuleitende, zu weit 
gehende Folgerungen in Schug zu nehmen.“ 

„Im Uebrigen muß noch ausdrücklich bemerft werden, daß 
Nüdfihten auf politifche Parteiftellung bei diefer Angelegenheit 
nicht im Mindeften im Spiele find. Zu den Beichuldigungen, 
welde der Petent K. und Genofjen im neuerer Zeit gegen den 
Bürgermeifter 9. erhoben haben, gebören beilpielsweile aud die, 
daß er bei den Reichstagswahlen für einen eppofitionellen Kan— 
didaten agitirt, und daß er im Jahre 1863 der polniſchen In— 
jurreftion Vorichub geleiftet, gegen das Preußiſche Militir aber fi 
ſehr tadelnswerth benommen habe. Die Auffichtäbehörden haben diefe, 
wie eine Anzahl ähnlicher unfubitantüirter Verdächtigungen lediglich 
ad acta genommen.” 

Bei der Aeftjtelung des Kommiſſionsberichts, welche ohne Betheili— 
gung des, nach feiner vorher gemachten Anzeige durch anderweite Kandtags- 
Verhandlungen am Erſcheinen verhinderten Regierungs-Kommiſſars “erfolgt 
ift, war der Kommifjarius zufolge eingeholter näherer Inftruftion beauftragt, 
noch die nachſtehende Schluß-Erklärung hinzuzufügen: ' 

Die Königlihe Staate : Regierung ift zur znochmaligen eine 
gebenden Erwägung der Frage bereit, ob mit Ginleitung der 
förmlichen Dieciplinar-Unterfuhung auf Amtsentiegung noch nade 
träglih gegen den Bürgermeifter H. vorzugehen, jowie ob 
wegen der, der ftrafrichterlihen Gogintion unterliegenden Hands 
lungen die Sache nochmals an die Staatsanwaltſchaft zu bringen 
jei, und wird deshalb die Ueberweiſung der Petition anbeimgeftellt. 

Auf eine nähere Erörterung der Gründe, warum den in dem 
gerichtlichen Erkenntniffe wider Hohndorf und Genofjen als 
erwiejen angenommenen Vorgängen, ſchon ibrem feftgeitellten 
Thatbejtande und der Lage des Beweiſes nad, Diejenige 
Bedeutung vom Standpunkte der Dienftrehörde nicht hat beigelegt 
werden können, welche die Petition und die in der Kommijfion 
ausgeiprochenen Anfichten jenen Vorgängen beimeffen, hat für jeht 
nicht eingegangen werden fünnen, weil hierzu die Unterſuchungs— 
Akten erforderlich find. Diejelben find eingefordert worden, aber noch 
nicht angelangt. Es muß deshalb beantragt werden, den Abſchluß 
des Berichts jo fange auszuſetzen, bis das Eintreffen der Akten, 
welches jeden Tag zu erwarten ijt, die Abgabe einer eingebenderen 
Gegen: Erklärung der Staats-Negierung über dieje Punfte ermög— 
lichen wird. Eventuell wird von Seiten der Königlihen Staats« 
Regierung hierdurch ausdrücklich Lonftatirt, dab fie nur aus dem 
eben bezeichneten Grunde dieſer ipegielleren Grgen:- Ausführung für 
jept ih begeben muß, die Auffaſſung der Kommilficn aber in 
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der Schärfe bes gegenwärtigen Berichts, bezüglich der Mehrzahl 
jener Einzelpunkte nicht als begründet anerkennen kann.“ — 


Ü. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Strudmann. 
— — 


Eine große Anzahl von Gaſtwirthen in Kiel bat an das Abgeordneten- 
haus die Bitte gerichtet, jobald als möglih die Initiative dazu zu ergreifen, 
daß der F. 14. der Sabbaths-Ordnung für die Herzogthümer Schleswig: 
Holftein vom 10. März 1840 aufgehoben werden möge. Diejer $. 14. lautet: 

$. 14. Geräuſchvolle Hochzeiten, rmdtebiere und Tanzgelage find 

auch an den Borabenden der Sonn. und Fefttage verboten und 

die auf einen Sonnabend oder den Tag vor einem Fefttage 

fallenden Jahr- und Viehmärkte jollen um 4 Uhr Nachmittags 

beendigt jein. Alle übrigen für die ganze Feiertagszeit an ben 

Sonn» und Fefttagen geltenden Vorſchriften find auch an den 
Borabenden bderjelben von 9 Uhr an zu beobadhten. 

und in dem $. 8., auf welden im $. 14. Bezug genommen wirb, heißt es: 

$. 8. Alle geräufhvollen Bergnügungen, als Masqueraden, Zanze 

beluftigungen, Gelage in öffentlihen, wie in’ Privathäuſern, ale 

. Kegel» oder jonftigen mit Geräujd verbundenen Spiele, Vogel— 

ſchießen, Ringreiten, alle öffentlihen Aufzüge, alle Schaufpiele 
und ähnliche Darftellungen, jowie Konzerte an öffentlihen Orten, 
mit Ausnahme der Aufführung geiftliher Mufif, ebenfalls alle 
Gaftmähler in öffentlihen Häufern, imgleihen alle mit Muſik 
gefeierten Gaftmähler in Privathäufern, find in der Feiertagszeit 
unterfagt. 

Zur Begründung ihrer Bitte führen die Petenten an, daß fie auf eine 
weitere Erörterung der Frage, ob es überhaupt angemeffen jei, an dem Sonn» 
abend Abend, mit welhem die Arbeit der Woche abichliefe, und auf welden 
ein Rubetag folge, öffentliche Luftbarfeiten zu verbieten, ſich nicht einlaffen, viele 
mehr nur- hervorheben wollen, daß jene Beichränfung, welche ihr Verdienſt 
ſchmälere, fi in den alten Provinzen des Preußiiben Staats nirgends finde, 
und daß fie daher mit Recht hätten erwarten dürfen, diejelbe wieder mindeftens 
bei Einführung der Preußtihen Gewerbefteuer in Schleswig-Holſtein aufge— 
hoben fein, die die Beichwerung mit gleichen Laften auch die Gewährung 
gleicher Nechte gebieteriich zu fordern feine. Zugleich bemerken fie, daß die 
Angehörigen der Kriegsflotte in Kiel am Sonnabend Abend mehrfach rauſchende 
Feſte in öffentlihen Wirthshäuſern gefeiert hätten, 

Ueber dieſe Petition wurde in der Sigung der Petitiond- Kommilfion 
vom 23. Januar 1869 in Gegenwart von Vertretern der Minifter des Innern 
und der geiftlichen, Unterrichts- und Medizinal- Angelegenheiten verhandelt. 

Der Referent ſprach feine Anfiht dahin aus, daß die in Nebe ftehende Vor— 
ichrift des $. 8. der Schleswig-Holſteinſchen Verordnung vom 10. März 1840 
zwar auf einer übermäßig ftrengen Auffaſſung der Sabbathsheiligung berube und 
auf die Dauer ſchon aus dem Grunde wohl nicht haltbar jein werde, weil fie in 
feiner der alten Provinzen des Staates beftehe, daß aber bei dem bezüglich 
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der Gefepgebung über die Feier der Sonn: und Fefttage in Preußen befolgten 
Grundjage, diefe Gefepgebung zu dezentralifiren und je nadı den Verſchieden— 
beiten der in ben einzelnen Provinzen und Regierungs-Bezirken herrſchenden 
Anfihten und religiöfen Stimmungen abweichende polizeiliche Vorſchriften zu 
treffen, eine Aufhebung jener Vorſchrift von Seiten des Abgeorbnetenhaufes 
erft dann empfohlen werden könne, wenn feftftehe, das ſolches den Anfichten 
und Wünfcen der dortigen Bevölkerung entſpreche, was aus einer Petition der 
bei der Aufhebung intereffirten Gaftwirthe allein nicht geſchloſſen werden könne, 
vielmehr vorzugsweiſe duch Anhörung der dortigen Provinzial-Organe zu 
ermitteln fei. Er flug deshalb vor: 
a) die Petition der Königlihen Staats-Regierung als Material bei 
Neoifion der Schleswig-Holfteinihen Verordnung vom 10. März 
1840, betreffend bie Feier der Sonn- und Fefttage, zu überweijen. 

Der Bertreter des Minifters der geiftlihen, Unterrichts» und Medizinals« 
Angelegenheiten erklärte fih mit diefem Antrage einverftanden, indem er bes 
merkte: Die Königlihe Staats:Regierung werde auch für die neuen Pros 
vinzen daſſelbe dezentralifirende Prinzip in Betreff der Gejepgebung über die 
Sabbathsheiligung befelgen, wie für die alten Provinzen. Bis jept ſeien aus 
ber Provinz Schleswig. Holftein Anträge auf Aenderung der dortigen Sabbathe- 
Drdnung an bie Staatd-Regierung nit gelangt, und eine Prüfung der Sade 
daher nod nicht erfolgt. Bei einer Nevifion der Schleswig Holfteinfchen 
Sabbathe-Ordnung werde aber die Staats-Regierung vorzugsweile auch deu 
Punkt in's Auge fallen, ob die Beibehaltung der allerdings von den altlän« 
diihen Vorſchriften abweichenden Verſchrift des $. 14. den Aufichten ber 
dortigen Bevölkerung entiprede. 

Bon mehreren Seiten wurde bemerflid gemacht, daß hier der Inftanzen» 
zug nicht gewahrt fei, da die Petenten ſich noch gar nicht an die Königlichen 
Behörden, insbefondere die Provinzial-Regierung, um Abhülfe gewandt hätten. 

Hierauf wurde aus dem Schoße ber Kommilfion, wie von Seiten ber 
Regierungd » Kommiiffare entgegnet, auf die Wahrung des Inftanzenzuges 
fomme ed im vorliegenden Falle niht an, da die Petenten fih nicht über 
eine Maßregel einer Behörde befhwerten, jondern um Aufhebung einer ge 
jeglichen Beftimmung bäten, welde gar nidt einmal von Seiten ber Pro- 
vinzial-Regierung erfolgen Fünne. 

Ein im Laufe der Debatte auf Uebergang zur Tages-Ordnung wegen 
nicht gewahrten Inftanzenzuges geftellter Antrag wurde in Anlaß dieſer Ent- 
gegnung zurüdgezogen. 

Ein Abgeordneter ftellte jodann den Antrag, 

b) die Petition ber Königlihen Stants-Regierung zur Regulirung 

der Angelegenheit zu überweijen, 
indem er davon ausging, daß der Antrag des Referenten zu unbeftimmt fei. 
Denn derjelbe laſſe es noch dahin geftellt, ob hier eine Abhülfe zu treffen fei, 
während ſchon jeht überjehen werben Fönne, daß die weitgehende Vorſchrift 
bes in Nede ftehenden $. 14. feinenfalls aufrecht zu erhalten fei. Daß die 
Petenten als Gaftwirthe Intereffe an Aufpebung dieſer Vorſchrift hätten, fei 
fein Grund, auf ihr Gefuch geringeres Gewicht zu legen, da Petitionen regel» 
mäßig von folhen Perfonen ausgehen, welche ein Interefje an dem Gegen» 
ftand der Petition haben. 
3 
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Diefer Auffafjung wurde von mehreren Seiten beigetreten, insbeſondere 
von Seiten eines Mitgliedes, welches nod darauf aufmerfjam machte, daß 
eben jo wie in Schleswig » Holftein, auh in Hannover, wo eine dem er- 
wähnten $. 14. ähnliche Beftimmung beftehe, die Verhältniffe einer Regelung 
bebürften. . 

Der Bertreter bed Minifterd des Innern bemerkte hierauf: Als nad ber 
Einverleibung Hannovers in ben Preußiihen Staat die Hannoverihe Sabbaths« 
Ordnung zur Kenntniß des Minifteriums des Innern gelangt fei, habe man 
dort die Frage einer Prüfung unterzogen, ob einzelne, beſonders ftrenge Bes. 
ftimmungen berfelben aufgehoben werben follten. Das Ergebniß dieſer Prü- 
fung fei jedoch gewefen, daß, da man nicht gewußt habe, ob diefe Beftim- 
mungen der dortigen Bevölkerung nicht etwa lieb und werth feien, man bes 
ichloffen habe, nicht eher zu einer Aufhebung zu fchreiten, als bis desfallſige 
berechtigte Wünjche aus der Provinz felbft an die Staats-Regierung gelangten. 
Diefes fei bis jept nicht der Fall geweien, wohl aber der Königlihen Staate« 
Regierung von verſchiedenen unbefangenen Seiten beftätigt worden, daß fie 
richtig gehandelt habe, indem fie nicht aus eigenem Antriebe mit der Aufhebung 
vorgegangen fei. Ganz in derjelben Weije werde nun ber Minifter bes Innern 
verfahren im Betreff der Provinz Scleswig- Holftein, als deren geeignetes 
Organ bier aber unmöglich die Gaftwirthe wegen ihres eigenen Privatinterefies 
anerkannt werben könnten. 

Es wurde bierauf entgegnet, wenn die Angelegenheit im Haufe zur 
Berhandlung fomme, jo würben die Vertreter aus ber Provinz Schleswig» 
Holftein Gelegenheit haben, fi) über die dort in biefer Beziehung nr 
den Anfihten zu äußern. 

Bon einer Seite wurde fchließlih ber Antrag geftellt: 

c) die Petition der Königlihen Staats-Regierung zur Erwägung zu 
überweifen, 

ba der Antrag b. zu weit gehe, weil die Regierung und das Abgeordneten: 

haus gegenwärtig noch nicht darüber inftruirt feien, ob überhaupt eine Rege- 

lung der Sade fi als nothwendig darftelle, und da man eine Petition nur 

dann der Königlihen Staats» Regierung als Material — wie der Antrag a. 

wolle — überweiſen fünne, wenn die Regierung erflärt habe, daß fie über» 
haupt etwas thun wolle. 

Bei der Abftimmung wurde ber Antrag b. mit 10 gegen 9 Stimmen 
angenommen. 


D. 
Berihterftatter 
Abgeordneter v. Lattorf. 
— —— — — 

Der F. 2. der Verordnung Königlicher Regierung zu Erfurt vom 12. 
May 1854 betreffend die äußere Heilighaltung der kirchlichen Sonn, Felt 
und Feiertage lautet: 

„An feinem Sonn- oder kirchlichen Fefts und Feiertage darf wäh. 
vend des Bor: oder Nadmittags-Gottesdienftes an öffentlichen 
Orten, es ſei im Freien oder im gejchloffenen Räumen, Mufil ge 
macht werden. 
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Deffentlihe Konzerte dürfen aud vor dem Beginn des Bor 
mittags-Gottesdienftes nicht ftattfinden.* 

Auf Grund der Beftimmung im legten Alinea ift dem Inhaber bes 
etwa , Stunde von Erfurt auf dem fogenannten Steiger belegenen Ber» 
gnügungs-kofald, Eilbardt, welder bis zum Erlaſſe diefer Verordnung 
während der Sommermonate an den Sonntagen in ben Frühftunden von 
6 bis 8 Uhr MorgensKonzerte veranftaltet hatte, von ber bortigen Polizei 
Berwaltung die fernere Abhaltung derartiger Konzerte unterfagt worben. 
Die hierüber von dem x. Eilhardt bei der Königlichen Regierung zu 
Erfurt refp. dem Königlihen Minifterio des Innern erhobenen Beſchwerden 
find zurüdgewiejen worben. Derjelbe hat deshalb in einer unterm 14. No— 
vember v. 3. an das Haus ber Abgeorbneten gerichteten Petition darum 
gebeten : 





fein Gejuh um Aufhebung reſp. Diepenfation von $. 2. der ge 
dachten Verordnung der Königlichen Staats-Regierung zur Berück— 
fihtigung und Abhülfe zu überreichen. 

Petent motivirt fein Geſuch insbefondere dadurch, dab: 

1) durch den Beſuch diefer Konzerte Niemand vom Kirchenbeſuche 
abgehalten werben braude, da der Gottrsdienft erft um 9 Uhr 
beginne, 

2) bei der Lage feines Etabliffements in 4 ftündiger Entfernung von 
der Stabt die Klänge der Muſik denjenigen Stabtbewohnern, 
welde in jonntägliher Ruhe zu Haufe verbleiben wollten, nicht 
ftörend werben könnten, und 

3) in vielen Babdeorten ſowohl, ald namentlih aud in den Städten 
Berlin, Magdeburg und Halle eine mildere Praris in Betreff 
jener Anordnung Plap greife. 

Ueber diefe Petition ift in der Sigung der Petitiond- Kommilfion vom 
22. Sanuar 1869, weldyer 

ein Kommiffar des Königlihen Minifterii ber geiftlichen ꝛc. 
Angelegenheiten, und 
ein Kommiffar des Königlihen Minifterii des Innern 
beiwohnten, berathen worden. 

Lepterer erflärte, daß bereits im Jahre 1862 eine diefelbe Angelegenheit 
betreffende Beſchwerde Gegenftand eingehender Erörterungen im Schooße bes 
Minifterii geweien, die betreffende Beſchwerde indefjen auf Grund überein» 
ftimmender gutachtlicher Aeußerungen ber Provinzial« Behörden habe zurüd» 
gewiejen werben müffen, da ein Bedürfniß zu einer generellen Aufhebung der 
vorbezeichneten Beftimmung in $. 2. jener Berorbnung ebenfowenig habe an« 
erfannt werden können, als eine Beranlaffung vorgelegen, eine Ausnahme 
von berjelben zu ftatuiren. 

Es fei überhaupt niemals Abſicht geweſen, die Vorſchriften über bie 
äußere Heilighaltung der Sonn» und kirchlichen Zefttage im ganzen Umfange 
der Monarchie nad durchaus gleichen Grundfägen zu regeln. Vielmehr habe 
die Staatö-Regierung bisher ftetd auch in diefer Beziehung. die Bedürfniffe 
der einzelnen Landestheile für maßgebend erachtet, und dabei den dort herr» 
ichenden Gewohnheiten und Anjhauungen der Bevölkerung Rehnung tragen 
zu müffen geglaubt. Dem entiprechend feien bie Vorſchriften über die Heilig 
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haltung ber Sonn» und Fefttage auch nicht als allgemeines Landesgejep er 
laffen, fondern es jeien, auf Grund einer Verordnung vom Jahre 1837, 
fowie des Gejepes vom 11, März 1850, von den einzelnen Regierungen für 
ihre Bezirke die betreffenden — von einander theilweis abweichenden — Be: 
ftimmungen ergangen. 

Wenn in einigen größeren Städten, z.B. in Berlin, in dieſer Beziehung 
eine mildere Praris befolgt werde, fo ſeien dabei lokale Berhältniffe zu be: 
rũckſichtigen, die dort Ausnahmen thunlid und zwedmäßig erſcheinen ließen, 
während in Fleineren Städten — und inäbejondere aud in Erfurt — die 
Abhaltung von Konzerten vor dem Frühgottesdienfte ſowohl bei den Stabt- 
bewohnern jelbft, wie bei ben dort eingepfarrten, auf dem Wege zur Kirche 
fi befindenden Landbewohnern, Aergerniß zu erregen geeignet jei und deshalb 
nicht geftattet werden bürfe. 

Die Stants-Regierung fünne daher nur wünſchen, daß über die vorlie— 
gende Petition zur Taget-Drdnung übergegangen werde. 

Bon anderer Seite wurbe hierauf entgegnet, daß es zwar völlig in ber 
Ordnung ſei, wenn der Staat den Gottesdienft jelbft vor Äußeren Störungen 
bewahre; indefjen babe die Regierung fih auf dieſen Schug zu beſchränken 
und von weitergehenden polizeilichen Maßnahmen zum Zwecke einer äußeren 
Heilighaltung der Sonn- und Fefttage Abftand zu nehmen. Unter allen 
Umftänden müßten jene Ungleihheiten in der Handhabung der Eezüglichen 
Anordnungen vermieden werden, da die Staats-Regierung foldye auf die Dauer 
nicht werbe aufrecht erhalten fünnen. 

Es fomme nicht jelten vor, daß des Sonntags Morgens vor bem Gottes» 
dienfte Militair-Mufifen gemadt und aud bier in Berlin fogenannte mufifa- 
liſchen Matinéen während des Gottesdienftes ftattfänden. — 

In Betreff der zulept gedachten Matinden entgegnete der Regierungs- 
Kommillar, daß folhe während der Gottesdienftftunden hierorts nicht ger 
ftatten würden und nach den hierüber ergangenen bejondern Beftimmungen 
auch in ber Zeit zwiſchen dem Vormittags» und dem Nachmittags-Gottesdienfte 
im Allgemeinen nicht zuläffig ſeien. Nur in bejonderen Fällen werbe eine 
Erlaubniß hierzu ertheilt und zwar hätten Sr. Majeftät der König die Er 
theilung diefer Erlaubnig früher Allerhöchftjelbft fih vorbehalten, fpäter aber 
dem Minifter des Innern und feit Kurzem dem hieſiegen Polizei-Präfidenten 
übertragen. 

Wolle man — jo wurde andrerſeits entgegnet — aber auch in der— 
gleihen Dingen individuelle und lofale Rüdfidhten gelten laffen, jo komme 
in bem vorliegenden Falle doch in Betradht, daß das ſ. g. Steiger-Etabliffe- 
ment } Stunde von Erfurt entfernt liege und durch die Feftungswerfe von der 
Stadt getrennt fei, jodaß man nicht annehmen fünne, es würden die Stadt- 
bewohner durch die qu. Frühkonzerte geftört. Ueberdies fei gar nicht erwiefen, 
daß die Bevölkerung in Erfurt wirklich Anftoß an jenen Konzerten nehme, 
die bis zum Jahre 1854 längere Zeit hindurch beftanden hätten. Bon diefer 
Seite wurbe beöhalb beantragt: 

die vorliegende Petition der Königlichen Staatd-Regierung zur 
Berückſichtigung zu überweilen. 

In ähnlichem Sinne wurde von andern Mitgliedern der Kommilfion gels 

tend gemacht, es laſſe fih überhaupt nicht annehmen, daß die qu. Frühfonzerte 
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Anftop erregen könnten, da fie unfhuldige Bergnügungen, viel unſchuldiger, 
als die geräufchvollen Abendbeluftigungen feien, denen noch nirgends ein Hin- 
berniß in den Weg gelegt worben. N 

Wenn nun die Verordnung vom 12. Mai 1854 folde auch für bie 
Stadt Erfurt unterfage, fo ſei diefed Verbot ohne Berückſichtigung der lokalen 
Berhältniffe erlaffen, ein Ausfluß individueller Anfichten der betheiligten Mit 
glieder des dortigen Regierungsfollegii und puritanifchen Geiſtes. Es liege 
daher alle Beranlaffung vor, bier Nemebur zu fchaffen, weshalb beantragt 
wurde: 

die vorliegende Petition der Königlihen Staats-Regierung zur 
Abhülfe im fpeziellen Falle zu überweifen. 

Gegen dieſe beiden Iepteren Anträge wurde insbefondere Folgendes her- 
vorgehoben: 

Bereits bei Gelegenheit früherer Verhandlungen über einzelne Beſchwerden, 
welche in Betreff der Verordnungen über die äußere Heilighaltung der Sonn», 
Feſt- und Feiertage erhoben worden find, hat das Abgeordnetenhaus — in 
ber Sigung vom 28. Februar 1859 — den Beſchluß gefaßt, über die damals 
vorliegenden Petitionen zur Tages-Ordnung überzugehen, 

in Erwägung, daß einerfeits die beftehenden Polizei-Borjhriften 
über die Sonntagsheitigung im Allgemeinen als zwedmäßig und 
beilfam anerkannt würden und fomit eine generelle Revifion der— 
jelben nicht als Bedürfniß ericheine; und 

in fernerer Erwägung, daß andrerjeits, wenn einzelne Beftim« 
mungen ber über die Sonntagsheiligung beftehenden polizeilichen 
Verordnungen zu nicht gerechtfertigten Beihränfungen führen foll- 
ten, erwartet werben bürfe, daß die Staatt-Regierung auf erhobene 
Beſchwerde die nöthige Abhülfe gewähren werde. 

Sp wenig wie damals könne auch jept das Bedürfniß einer generellen 
Revifion jener Verordnungen oder die Nothmendigkeit einer Abhülfe in dem 
ſpeziellen Falle anerfannt werden; insbefondere fei es nicht Sache des Abge— 
orbnetenhaufes in lepterer Beziehung die Initiative zu ergreifen. 

Vielmehr müſſe ein befonderd Gewicht auf die Lage der Geſetzgebung, 
welche nach dieſer Richtung hin mit Recht decentralifire, gelegt werben. Wenn 
dem entiprehend auf Grund des allegirten Gefeßes vom 11. März 1850 die 
Bezirks » Regierungen, als die zur Zeit beftehenden Organe, für den Bereich 
ihres Bezirkes die in Rede ftehenden Verordnungen erlaffen hätten, jo erſcheine 
ed auch nothwendig, daß diefen Organen die Beurtheilung der einzelnen hier 
bei zur Erörterung fommenden lofalen Berhältniffe und Stimmungen über- 
faffen werde. Bon bier aus fönnten leßiere nicht hinlänglich beurtheilt wer: 
den und es erſcheine durchaus bedenklich, auf Antrag nur Eines Intereffenten, 
der dabei doch zunächſt fein Privatintereffe im Auge habe, die Staats-Regie, 
rung zu einer Ausnahme-Mafregel zu beftimmen, jo lange nicht liquide, von 
andren Seiten bezeugte Gründe dazu nöthigten. 

Die Möglichkeit fei nicht ausgeſchloſſen, daß aud für Erfurt die Beibe- 
baltung des in Rebe ftehenden Verbots gerade in Berüdfihtigung der dort 
obwaltenden Iccalen Verhältniffe und Anfhauungen der Bevölkerung angemeffen 
ericheine, und die übereinftimmenden Urtheile der betreffenden Provinzialbes 
hörden unterftügten eine ſolche Annahme. 


Sourn. IL. Nr. 41, 
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Aus diefen Erwägungen wurde der Antrag: 
über die Petition zur Tagesordnung überzugehen, 
mit 10 gegen 8 Stimmen angenommen. 


Berichterftatter: 


Abgeordneter Dr. Branbe. 
En 


Der Bundarzt I. Klaffe Grützmacher in Pehau bei Magdeburg, in 
Berbindung mit 130 feiner Standesgenoffen, wendet fi an das Hohe Haus 
mit der Bitte, bei Königliher Staats-Regierung eine Berbefferung der Stan» 
bes-Berhältniffe der Wundärzte I. Klaffe befürworten zu wollen. Die Wünſche 
ber Petenten laffen fih im Wejentlihen unter drei Hauptpunfte zufammen- 
faffen. 

Zuerft beſchweren Petenten fi darüber, daß man ihnen die Befugniß, 
fi das Prädikat „praktiſcher Arzt“ beizulegen, ftreitig made. Sie bes 
ziehen fich hierbei auf Erkenntniſſe der Gerihtshöfe, insbefondere des König» 
lichen Ober-Tribunals, welhe in Sachen der Wundärzte I. Klaffe Laskonsky 
in Sarne, Fuchs in Blumenthal und Gerhardt in Budau den Grundfap aufs 
geftellt haben, daß die Bezeihnung „praftiiher Arzt” auf dem Schilde eines 
Wundarztes I. Klaffe feine Anmaßung eines Titels im Sinne des $. 105. 
bes Strafr-Gejepbuches, jondern nur die Bezeichnung für den Betrieb eines 
Gewerbes fei. 

Ungeachtet diejer freifprehenden Erfenntnifje habe aber dennoch die Kö» 
nigliche Staats» Regierung durch Minifterial» Verfügung vom 1. Juni 1855 
feftgeftelt, daß die Führung des Präbifats praftiiher Arzt von Seiten 
eines Wundarztes I. Klaffe mit einer Orbnungsftrafe zu ahnden jei. 

Ein weiterer Beſchwerdepunkt betrifft die ihnen verwehrte Führung bes 
auf einer nichtpreußifchen Univerfität erworbenen Doftortitele. In Beziehung 
hierauf führen fie eine Minifteriele Verfügung vom 13, Februar 1860 an, 
welde ausſpricht: es könne zwar nad ben beftehenden Beftimmungen und 
mit Rüdfiht auf das den Univerfitäten Deutihlands beiwohnende Recht, den 
Doktortitel zu verleihen, den damit beliehenen Perjonen nicht verjagt werden, 
diefen Zitel zu führen; nur den Wundärzten I. Klaſſe ſei es ver» 
boten, ohne bejondere Genehmigung den Zitel eines Doftors ber 
Medizin zu führen. Auch diefer Verfügung gegenüber berufen fie fi auf 
Erkenntniſſe der Gerichte, namentlih des Königlichen Ober-Tribunals vom 
7, Sebruar 1868, worin der Grundjag aufgeftelt wird: „Die afademijche 
Doktorwürde ift Fein Titel; derjenige, welcher bei einer ausländiihen Deut- 
hen Univerfität diefe Würde erlangt hat, macht ſich nicht ftrafbar, wenn er 
fi Doktor nennt, ohne dazu bie Anerkennung und Genehmigung in Preußen 
erwirft zu haben.“ 

Der dritte Punkt betrifft die Riederlaſſnngs-VBVeſchränkung. Wundärzte 
I, Klaffe haben, laut Approbation berfelben, die Befugniß zur unbeſchränkten 
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Ausübung der Hetlfunft in allen ihren Zweigen nur infofern, als fie an 
Orten fi nieberlaffen, wo zur Zeit ihrer Niederlaffung ein promovirter Arzt 
nit anjälfig war. Sofern fie aber einen Drt zu ihrer Nieberlaffung er- 
wählen, an welchem ein folder Arzt bereit? wohnt, dürfen fie nur in dem 
beihränften Maafe eines Wundarztes II. Klaffe medizinische Praris betreiben. 
Sie erbliden hierin eine Beihränfung der Gewerbefreiheit und der Freizügig- 
feit, wie ſolche durch die Gefepgebung des Norbdeutihen Bundes nnnmehr 
au in Preußen geſetzlich jankftionirt fei. 

In der Kommilfion war man geneigt, die Beſchwerden ber Petenten 
als begründet anzuerfennen; man bob hervor daß die fchiefe Lage, in welder 
der Stand der Medico»- Chirurgen gegenüber dem Publikum und den promo» 
virten Aerzten ſich befinde, das Ergebniß des Umftandes jei, daß die König« 
lihe Staats⸗Regierung diefen Stand überhaupt ins Leben gerufen habe. Man habe 
das Verfehlte dieſes Erperiments auch längft erfannt, denn feit mehr als 20 Jahren 
ſchon habe man dieBildungzanftalten für Chirurgen I. Klaffe geihloffen und Kan- 
didaten zur Staatsprüfung nicht ferner zugelaffen. Es fei daher unbillig 
für den begangenen Fehler Unſchuldige büßen zu laffen, eine ganze Klaffe 
verbienftooller Staatsbürger, von deren Dienftleiftungen unter Umftänden, ind« 
bejondere während ber Feldzüge in ben Jahren 1864 und 66, der Staat 
mit vollem Bertrauen und mit beftem Erfolge den umfaffendften Gebraud 
gemacht habe. Allerdings fei nicht zu verfennen, daß die Nieberlaffungs-Be- 
Ihränfung in der Konzeffiondertheilung ihren Grund babe, ba aber Diejelbe 
wenn auch nicht mit dem Wortlaut, doch mit dem Geifte bes Freizügigkeits— 
Gefepes, jowie des fogenannten Nothgewerbe-Gefepes im Widerſpruch ftehe, fo fei 
zu erwarten, daß auch in dieſer Hinfiht, die Königlide Staats-Regierung den 
Wünſchen der Petenten Schwierigkeiten nicht entgegenftellen werbe. Diele 
Erwägungen führten zu dem Antrage: Die Petition der Königlichen Staats» 
Regierung zur Berüdfihtigung zu überweifen. 

Dem entgegen bezog fih der Herr Negierungs-Rommiffarius hinſichtlich 
der beanſpruchten Führung der Bezeihnung als „praftiihe Aerzte” auf ben 
Beihluß des Abgeorbnetenhaufes vom Jahre 1863, Hinfichtli der Führung 
bed mediziniihen Doftortiteld und der Domieilbeſchränkung auf die in Folge ber 
Allerhöchſten Kabinets-Orbre vom 28. Juni 1825 ergangene Cireular⸗Verfügung 
vom 24. Auguft 1825, betreffend die Eintheilung und die Prüfung des ärzte 
lichen Perſonals, und bemerkte, daß wenn die Medico⸗Chirurgen ed unterlafjen 
hätten, fi die höhere Qualififation der Aerzte zu erwerben, fie auch Feinen 
Anſpruch darauf hätten, die an jene höhere Dualififation gefnüpften Rechte 
auszuüben. Das Geſetz vom 8. Juli 1868 habe gemäß $. 2. den Gewerbe 
betrieb des ärztlihen Perfonals unberührt gelaffen und das Geſetz vom 1.No- 
vember 1867 über die Freizügigkeit gemäß $. 1. Nr. 3. den Gewerbebetrieb 
ben Bunbdes-Angehörigen nur unter ben für Einheimiſche geltenden gejeplihen 
Beftimmungen geftattet, wozu in Preußen die Domizilsbeihränfung der Wund⸗ 
ärzte I. Klaſſe gehöre. Hiernach ſei das Verlangen ber Petenten de lege 
lata unbegründet. Die weitere Frage ob die Domizild-Beihränfung de lege 
ferenda aufzuheben fei, werbe bei der NRevifion der Gewerbe-Orbnung zu er 
ledigen fein und falle den geſetzgebenden Organen bes Norbdeutihen Bundes 
anbeim. 

Bon Seiten eines Mitgliedes der Kommiffion wurde geltend gemacht, 
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daf die Bezeihnung „praftiiher Arzt‘ als eine ausſchließliche Befugniß ber 
promovirten Aerzte angeſehen werde; es fei daher eine Schädigung dieſer, 
wenn man einer andern Klafje von Medizinern, welche bei weiten geringere 
Opfer zum Erwerb ihrer Qualififntion gebradt hätten, bie gleiche 
Befugniß einräumen wolle. Außerdem führe dies, fowie der Gebraud 
des Doktortitel, Seitens der Mebilo » Chirurgen zu einer Täu— 
ſchung des Publikumz. Man fole auch mit, durch Anerfennung 
diefes Titels dem verwerfligen Handel Feiner Univerfititen mit Doktor Dis 
plomen Vorſchub leisten. Bezüglich der Niederlaſſungs-Beſchränkung dürften 
dagegen Billigfeitsgründe Erwägung verdienen; die Petenten jeien durchweg 
Leute im vorgerücdten Lebensalter, es fei nicht zu beforgen, Daß viele berjelben 
die Orte ihrer Niederlaffung, wo fie einen Wirfungsfreis fi begründet, ohne 
Noth verlaffen und an andern Plägen den dort anfäßigen Aerzten eine läſtige 
Konkurrenz bereiten würden. — Dem Cinwande, daß die Angelegenbeit 
Bundesſache fei, die Petition daher zur Kompetenz des Norddeutſchen Reichs— 
tags gehöre, wurde entgegnet, daß die Petenten, ald Angehörige der Preußi— 
ſchen Monarchte, wohl einen Anfprud darauf hätten, zu erwarten, die König- 
lichen Staats-Negierung werde fi zur Vertreterin ihrer Intereffen gegenüber 
den Bundesbehörden machen. Es wurde jodann beantragt, die Petition, nad) 
ihren Hauptgründen in drei Theile zu ſondern und, ad a, betreffend Führung 
ber Bezeihnung „praftiiher Arzt’, ſowie ad b, betreffend Führung des Dok— 
tortiteld, durch Uebergang zur Zages»- Ordnung zu erledigen, ad c, dagegen, 
betreffend Domicile-Beihränfung, der Königlihen Staats-Regierung zur Ber 
rüdfichtigung zu überweifen. Diejer Antrag wurde, nad dem ber obener- 
wähnte Antrag, die Petition in ihrer Totalität zur Berückſichtigung zu über- 
weien, abgelehnt war, mit überwiegender Majorität zum Beihluß der Kome 
milfion erhoben. 
Die Kommilfion beantragt demgemäß: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
die Petition des Wunbdarztes I. Kl. Grützmacher und Genoffen 
betreffend Aufhebung der Niederlaflungs- Beihränfung der Wund» 
ärzte I. Kl. der Königlichen Stants-Regierung zur Berückſichti— 
gung zu überweijen. 


F. 


Berichterftatter 
Abgeordneter Goeddertz. 


Pen Ed 


In einer von jämmtlihen 20 Aerzten, Wund» und Thier-Aerzten ber 
früheren Fürftenthüämer Sigmaringen und Hehingen an das Haus der Ab» 
geordueten gerichteten Petition ijt ber Antrag geftellt worden: 

„die Königliche Staatd-Regierung zur baldigen Einführung ber 
Preußiſchen Medizinaltare in die vormaligen Hohenzollernſchen 
Landestheile aufzufordern.“ 


25 


Zur Begründung ihres Antrages führen Petenten an, daß die in erwähn— 
ten anbestheilen jegt noch beftehenden Mebizinaltaren, und zwar in Sig. 
maringen bie Sigmaringenihe Tare vom 1. Zuli 1828 und in Hedingen 
die Württembergiihe Taxe vom 14. Oftober 1830, unter fich ſelbſt und zu 
denen der angrenzenden Länder in gar feinem Verhältniß ftänden, ja faum 
die Hälfte, und in vielen Sägen jogar nur ungefähr ein Viertel der Preu- 
Bilden Medizinaltare betrügen, und legten jelbe zum Beweis ihrer Behaup- 
tung eine vollftändige Vergleichätabelle der verſchiedenen Medizinaltaren bei. 

Petenten behaupten ferner, daß beide in den Hobenzollernichen Landen 
no beftehende Taren zu einer Zeit emanirt feien, wo die Preile der Lebens— 
mittel, des Haushaltes, der Mietbe, Heizung ꝛc. jowohl, als auch die Koften 
der Befriedigung der wiſſenſchaftlichen und gejelligen Anforderungen, auf 
welde der gebildete Arzt Anſpruch zu machen berechtigt fei, nur einen Heinen 
Bruchtheil der jegigen betrugen, auch hätten die älteren Aerzte den Vorzug 
genofjen, daß ſelbe in dem ehemaligen Fürftenthümern, und zwar in Sig. 
maringen beinahe alle, und in Hechingen alle Aerzte, durch eine bejoldete 
Staats-Anftellung für die zu nieorigen Taren einigermaßen ſchadlos gehalten 
worden jeien; von den jüngeren Aerzten dagegen, welche die dur die Preus - 
Biihe Gejepgebung vorgeihriebenen Borbereitungsftudien gemacht, und bie 
geleglihen Gramina in Berlin beftanden hätten, fei in der nächſten Zeit 
feiner jo glüdlih gewelen, als Medizinalbeamter eine Bejoldung zu erlanzen, 
alle jeien vielmehr auf den durd die niedrigen Taren ſich jo ſehr gering 
ftellenden Ertrag der Praris angewiefen, ein Ertrag, der fein Aequivalent 
für ihre ärztlichen Bemühungen biete. 

Seit Jahren haben Petenten fi wiederholt an die Königlihe Regie 
rung zu Sigmaringen und an Se. Ercellenz den Herrn Minifter für geiſt— 
liche, Unterrichts» und Medizinal» Angelegenheiten um Einführung der Preu— 
ßiſchen Mebdizinaltare in die Hohenzollernihen Landestheile yewandt, aber 
leider bisher vergebens. Auch die Königliche Regierung zu Sigmaringen 
babe fi, auf die wiederholten Eingaben ber Hobenzollernihen Aerzte, in 
mehreren motivirten Berichten, und zwar vom 3. Dftober 1857, 15. Januar und 
12. Oftober 1861 und 14. Juni 1862 bei Sr. Excellenz dem Herrn Minijter 
für Einführung einer revidirten, für die gedachten ehemaligen Fürftenthümer 
gültigen gleichmäßigen Medizinaltare verwandt, und fih in ben legten Bes 
richten vom 25. Dftober 1865 und 14. Juni 1867 ſehr dringlih für mög— 
lichft balvige Einführung der altländiſchen Medizinaltare ausgeiproden. 

Daß alle diefe Eingaben bei Sr. Ercellenz bisher fein williges Gehör 
gefunden haben, jei um jo befremdender, als andere ſpäter erworbene Yandes- 
theile in dieſer Hinficht viel günftiger behandelt worden jeien; jo jei die Preu— 
Bilde Mebizinaltare bereits am 2. Juli 1867 in das vormalige Herzogthum 
Naffau eingeführt worden, während den Hohenzollernihen Aerzten, ſeit acht- 
zebn Jahren treue Preußiiche Unterthanen, diefe Begünftigung bis jept noch 
nicht zu Theil geworben jei. 

Geftügt auf vorftehende Gründe ftellte Referent den Antrag, „dieje Pr 
tition der Königlihen Staats: Rezierung zur Abhülfe zu überweiſen.“ 

Der anmwelende Vertreter des Herrn Minifters für Medizinal-Angelegen» 
beiten gab hierauf folgende Erklärung ab: 

„Die Revifionsbedürftigkeit der Hohenzollernſchen Medizinals 
. 4 


26 


taren werde von der Stants-Regierung anerfannt. Dagegen könne 
die geſuchte Abhülfe in der Einführung der Preußiihen Medizinal- 
tare von 1815 nicht gefunden werden, weil die letztere ſelbſt einer 
Nevifion dringend bedürfe. Die Einführung derjelben im Herzug- 
thum Naſſau erfläre ih daraus, daß bievon die Einführung des 
Prinzips der Ärztlihen Freizügigkeit abgehangen habe. Um diejes 
zu erreichen, babe man darüber hinwegſehen müfjen, daß die Tare 
von 1815 jelbft der Verbeſſerung bebürfe, für Hohenzollern, wo 
derartige dringende Gründe nicht vorlägen, werde die Abhülfe 
von einer allgemeinen Revifion der Tare zu erwarten jein. Mit 
legterer jet die Staats-Regierung beſchäftigt. Ob ein Rejultat 
davon ſchon in nächfter Zeit zu erwarten ſei, laffe ſich noch nicht 
überfehen. Die Anfichten darüber gingen auch in ärztlichen Kreijen 
ziemlih weit auseinander, indem von manden Seiten die bloße 
Aufhebung der Tare befürwortet werde, Uebrigens babe die ganze 
Frage nicht die Bedeutung, welde ihr vielfach beigelegt werde, da 
die Medizinaltare von 1815 eine blos jubfidiariihe Natur habe, 
und den Berabredungen der Betheiligten nicht präjudizire. 

Bei der allgemeinen Revifion der Tare werde auf die aus 
Hohenzollern laut gewordenen Wünſche, joweit fie als berechtigt 
anzuerkennen find, von der Staats-Regierung Nüdfiht genommen 
werben.“ 

Bon einem Mitgliede der Kommiſſion wurde unter Stellung des An— 
trags auf einfahe Tages-Drbnung, die Petition für ganz unbegründet gehal- 
ten, indem der Geldwerth in den Hohenzollernſchen Yandestheilen ein bedeu— 
tend höher jei als im übrigen Preußen. 

Dieſer Anfiht wurde von einem anwejeuden Hobenzollernihen Abgeord— 
neten aufs entichiedenfte widerſprochen, au weiter angeführt, daß die Könige 
lihe Staatö-Regierung ſchon ſeit 1855 auf die beabfichtigte allgemeine Reform 
verwiejen habe, es aber dringend nöthig fei, daß baldmöglichft in Hohenzollern 
eine Aendernng in der Medizinaltare eintrete. 

Bon allen Mitgliedern der Kommilfion, die in dieſer Angelegenheit weiter 
das Wort ergriffen, wurde das in der Petition augeregte Bedürfuiß für Hohen: 
zollern anerkannt, nur erklärten Viele nach der Mittheilung, welde der Herr 
Regierungs » Kommifjar gemacht, fi gegen den Antrag des Referenten auss 
Ipreden zu müſſen, und wurde von einem Mitgliede folgender Antrag geftellt: 

„Die Petition der Königlihen Staats « Negierung mit der Aufs 
fordberung zu überreichen, bei der bevorftehenden allgemeinen Mes 
vifion der Medizinaltare auf die berechtigten Wünjche der Petenten 
Rückſicht zu nehmen.* 

Motivirt wurde diefer Antrag unter Anderem damit, daß man durch dens 
jelben der Königlichen StaatseRegierung einen Antrieb geben wolle, die ſchon 
längft in Ausficht geftelte allgemeine Revifion der Medizinal-Taxe baldigft zur 
Erledigung zu bringen. 

Diejer Antrag wurde, nachdem jener auf einfache Tazes- Ordnung gegen 
wenige Stimmen verworfen worden, mit großer Majorität angenommen. 

Der Antrag des Referenten war hierdurch bejeitigt. 
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Berichterftatter 
Abgeordneter Frhr. v. Hilgers. 

ET 

Der Stellenbefiger und Holzhändler Blafius Brzoſa zu Chrosczütz, Kreis 
Oppeln, bat die Konzeſſion zur Erridtung einer Gaſtwirthſchaft nachgeſucht, 
und ift feiner Angabe nah in allen Inftanzen zurüdgemiejen worden, wie 
dies auch Durd eine der Petition beigefügte Ober » Präfidial» Verfügung uns 
zweifelhaft feftitebt. 

Brzoſa führt in feiner dagegen erhobenen Beſchwerde an, das Dorf 
Chrosczũtz zäble etwa 2400 Einwohner; es dehne ih nahe an eine halbe 
Meile aus; es werde dur die frequente Chauffee von Kupp nah Oppeln 
durdihnitten, und wo diefe in das Dorf eintrete, liege jein Etabliffement. 

Die beiden noch vorhandenen Wirthſchaften befänden fih an den beiden 
Enden des Dorfes, 2500-3000 Schritt von dem feinigen entfernt, und liege 
nahe, daß in dem großen Dorfe die Errichtung einer dritten Wirtbihaft an 
der Chauſſee Bedürfniß jei. 

Der verftorbene Landrath babe das eingefehen und ihn deshalb aufge- 
fordert, einen Gajtbof zu erbauen, und er habe in Folge deſſen weit über 
feine wirthſchaftlichen Verhälmiſſe hinaus Einrihtung getroffen. Dann ſei 
ibm die Konzeſſion abgeihlagen worden, die Gebäude verfielen und er gebe 
zu Grunde, 

Zu Chroeczütz beftebe das Verhältniß, daß dem Erbſcholtiſei-Beſitzer die 
Führung des Amtes abgenommen und die Polizeir-Verwaltung an ben Königl. 
Nentmeifter zu Kupp übertragen worden jei, daß bie Führung des Scholzen« 
Amtes aber von den beiden Gaftwirtben Pampud und Rokott gehandhabt 
werde, von denen Lehterer es zur Zeit vermwalte. 

Daß von Dielen eine Konkurrenz nicht gewünſcht werde, liege auf ber 
Hand, und bier liege das Hinderniß der Konzelfions-Ertheilung, da die Ober. 
Behörden mit den Lofals Berbältniffen nicht vertraut, ſich lediglich auf bie 
Angaben der Konkurrenten zu ftügen genötbigt feien, und kaum umhin fönnten, 
anders al& in deren Sinne zu enticheiden. 

Allerdings jei in dem 4 Meile von Chrosczütz entlegenen Dorfe Duasno 
nzwilchen nech eine neue Scanfftätte entftanden, das fei aber eine bie Ber 
dürfnißfrage des erftgedadhten Ortes nicht berührende Thatjache. 

Das Petitum gebt demnach auf Ertheilung der Konzejfion. 

Dem erlebigten Inftanzenzuge wurde von Seiten des zu der Verhandlung 
zugezogenen RegierungssKommiffar nicht wideriproden, deszleichen dem nicht, 
daß das Dorf Chrosczüg über 2000 Einwohner zähle, ja er führte an, daß 
in der mit gedachtem Dorf in nächſter Verbindung ftehenden Ortichaft, wo 
Petent wohne, fogar noch über 1000 Köpfe vorhanden feien. 

Er führte ferner an, daß die beiden alternirend fungirenden Scholzen 
nicht in Perfon die vorhandenen Schankwirthſchaften führten, ſolche vielmehr 
verpachtet hätten; fie wären im Beſitz des Privilegiums zum Betrieb der 
Schankſtätten. Nicht auf ihr Urtheil allein fei die Konzeſſions-Ertheilung 
verweigert worden, der Rentmeifter von Kupp babe fih gleichfalls gegen ſolche 
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erflärt. Daß der verftorbene Landrath Petenten unter Zuſicherung ber 
Konzeifions-Ertheilung zum Bau aufgefordert, jei nicht nachgewieſen. Es 
werde vermuthet, daß Petent die Abfiht habe, fein Grundſtück zu veräußern 
um nad erhaltener Konzelfion einen höheren Preis zu erzielen. Webrigens 
feien aud) die Gebäulichkeiten wie Petent für den Betrieb einer Gaſtwirthſchaft 
nicht bejonderd geeignet. 

Gr beantragt demnach tie Petition durch Zages-Orbnung zu erledigen, 

Diefem Antrage wurde von mehreren Mitgliedern der Kommiſſion wider« 
iprochen. Es wurde hervorgehoben, daß die beiden beftehenden Wirthſchaften 
ihrer Lage nad für dem durchgehenden Berfehr nuplos ſeien. Daß es wohl 
faum einen von einer Chauſſee durchſchnittenen Ort von über 3000 Köpfen 
gebe, ber nur zwei Schankwirthſchaften habe, und dabei nicht einmal eine ſolche, 
welche dem auf ber Chauffee verfehrenden Publikum zugänglich jei. Aller 
dings fei ohne nähere Lokalkenntniß es gefährlich, die Bedürfnißfrage bejahend 
zu entſcheiden, aber bier fei bie Bejahung entſchieden indizitt. Daß der ver- 
ftorbene Landrath ben Petenten zum Bau eines Gafthofes aufgefordert, ſei 
freilich nicht nadhgewiefen, darauf fomme es aber vorliegend auch nicht an, 
ebenjo wenig als darauf, daß die Vermutbung erhoben worden fei, Petent 
wolle dur die erlangte Konzeſſion den Werth jeines Grundftüds bei bem 
beabfihtigten Verkauf erhöhen. 

Auch fomme die inzwilhen zu Quasno erfolgte Konzeifions-Ertheilung 
nicht in Betracht, weil fie zu ganz anderen Zwecken ertheilt worden jei. 
Endlich fei für die Angaben wegen nicht bejonderer Eignung von Perjon und 
Lokal nit von Belang, weil nähere Daten nicht angeführt worden, und die 
desfallfigen vagen Angaben ohne Zweifel von den Gegnern der Konzejfions- 
Ertheilung, d.h. von den Konkurrenten bergefommen jein möchten, bie aller 
dings zwar nicht in Perjon ihre Wirthihaften, doch aber durd Pächter üb- 
ten, und erhebliches Intereffe dabei hätten, moͤglichſt hohe Pachterträge zu 
erzielen. 

Gegen Lekal und Perſon lägen demnach erhebliche Thatſachen nicht vor, 
und das Bedürfniß einer Gaſtſtätte an der Chauſſee zu Chroſczütz ſei unter 
den vorliegenden Umftänden unzweifelhaft gegeben. Die Kommiſſion entſchied 
ſich demnad mit großer Majorität die Petition dem Haufe der Abgeordneten 
zur Berüdfihtigung zu empfehlen, und besfallfigen Beihluß der Staatd« 
Regierung zu überweilen. 


Berichterſtatter: 
Abgeordneter Wehr. 


—r ⸗ i iſ—j — 


In der Ortſchaft Ellerwald 5. Trift bei Elbing bat ſich unter Vollzie— 
bung eines entworfenen Statuts Seitens der beitretenden Mitglieder ein 
Verein gebildet, welcher gejelige Erheiterungen zum Zwed bat. Einige 60 
Mitglieder, hauptſächlich bäuerliche Befiger, worunter mehrere Scholzen und 
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auch Kirchenvorſteher, haben die Statuten unterzeichnet und find dem Bereine 
beigetreten. 

Die Neffource-Mitglieder wollten zu ihrem Verſammlungsorte ein in der 
Nähe der Zeyerichen Kirche gelegenes Lokal, das Liedtke'ſche, wählen und zwar 
mit Abfiht in der Näbe der Kirche, weil viele Gejelihafts- Mitglieder nicht 
am Orte wohnen, aber zur Zeyerfhen Kirche gehören und das Liebtfejche 
Lokal das geeignetfte Abfteige-Duartier bildet. Einen noch in größerer Nähe 
der Kirche gelegenen Krug wollen die Mitglieder vermeiden, weil fie dafelbit 
genöthigt find, mit ihrem Gefinde zu verkehren und ift diefer Umftand mit 
ein Grund zur Bildung ber Geſellſchaft geweſen. 

Die Reffource-Mitglieder wenden ſich zunächft an das Rent-Amt zu Elbing 
und bitten unter Cinreihung der Statuten, diefelben zu beftätigen und dem 
Eigenthümer des Lokale, Liedtfe, Erlaubniß zu ertbeilen, den Nefjource-Mit- 
gliedern Speifen und Getränfe verabfolgen zu dürfen. Das Königlihe Rent 
Amt verweigert die Erlaubnis und jagt: Die vorgelegten Statuten fünnen 
nur dann beftätigt werden, wenn in Stelle des $. 2 der Statuten bezeichneten 
Lofals ein anderes, pafjendered® und mit in unmittelbarer Nähe der Kirche 
belegenes gewählt würde. Dat Königliche Landraths-Amt zu Elbing, ſowie 
die Regierung zu Marienwerder und das Königliche Minifterium billigen das 
Reikript des Nent- Amtes ohne Anführung weiterer Gründe. Nur die König» 
liche Regierung zu Marienwerder will aud das Bedürfniß nit anerkennen 
und verweigert aud aus dieſem Grunde die nachgeſuchte Erlaubniß. Die Per 
tenten wenden fih nun, da der Inftanzenzug erihöpft, an das hohe Haus der 
Abgeordneten und bitten: 

a) Der Geſellſchaft die polizeiliche Genehmigung zu ertheilen und das 
Liedtkeſche Lofal ald Verſammlungsort zu geftatien; 

b) dem ac. 2iedife die Erlaubniß zu ertbeilen, an die Mitglieder 
Speijen und Getränke zu verabfolgen. 

Ein Königliher Regierungs-Kommifjarius ift anweſend. 

Die Petition wird befürwortet und der Antrag geftellt, diejelbe der Königs 
lichen Staatö-Negierung zur Berüdfihtigung zu überweiien. 

Bom Herren Regierungs-Rommiflarius wird im Laufe der Debatte zus 
nächſt hervorgehoben, daß es jept häufig vorfomme und üblich werde, Gejell: 
haften zu bilden unter beliebigen Statuten und Namen, um dadurd die 
Schank-Konzeſſion Einer Perfon zuzuwenden, und auf dieſe Weife die be 
ftehenden geleglichen Beftimmungen zu umgeben. Es ftände unter Anderem 
in folden Geſellſchafte-Statuten gewöhnlich, daß es jedem Mitgliede freiftehe 
Fremde einzuführen, und auf dieſe Weife würde es bald ein öffent 
liches Lokal. 

Es wurde ihm hierauf zunächſt von einem Mitgliede erwibert: man 
fönne daraus erſehen, daß das ganze Konzeſſionsweſen hierauf nicht mehr 
pafje und es wünſchenswerth jei, daſſelbe ganz aufzuheben und den Schank 
freizugeben. Im vorliegenden Falle liege aber eine ſolche Fälſchung nicht 
vor, denn jowohl die Statuten enthielten feinen jolden Paragraphen; im 
Gegentheil die Aufnahme und Einführung darnach wäre jehr beſchränkt; auch die 
unterj&riebenen Mitglieder (Scholzen und Kirchenvorfteher) bürgten dafür; und 
der von den Petenten angeführte Grund, nicht mit dem Gefinde zujammen 
in bemjelben Zimmer fein zu wollen; diejes Alles ließe im vorliegenden Falle 
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auf feine Simulation jchliefen. . Diefer Anfiht traten auch, nad einigen 
Gröterungen und Auseinanderfegungen,, der größte Theil der Kommilfions- 
Mitglieder bei. ine längere Diafuffion entipann fi über die von einem 
Mitgliede anfgeworfene Frage, ob es gejeplich ftatthaft ſei, eine beichränfte 
Schank-Konzeſſion zu eribeilen; im vorliegenden Kalle alſo die Beihränfung 
nur allein an die Reffource » Mitglieder Spelſen und Getränfe verabfolgen 
zu dürfen. . 

Der Herr Negierungs-Kommiffarius und einige andere Mitglieder bielten 
eine ſolche Beihränfung nicht für ſtatthaft, auch nicht für ausführbar. Hätte 
2. Liedtfe die Schanffonzeiffen, fo fei er auch berechtigt, einem jeden Anderen 
Getränfe zu verabfolgen und könnten ihm nicht von Seiten der Behörden ber 
ftimmte Perfonen bezeichnet werden, denen er nur allein Etwas zu verab- 
folgen hätte. 

Es wurde nun auf bie angeführten Gründe der Behörden zurüdgegangen 
und zunächſt der von der Königlichen Negierung zu Marienwerber angeführte eine 
Grund: es fei fein Bedürfniß vorbanden, als in fich jelbft erledigt betrachtet, 
denn wenn einige 60 Mitglieder das Bedürfniß hätten einen Verein zu grüns 
den, fo wäre das Bedürfniß wohl vorhanden. Der zweite Grund, die allzu— 
große Nähe der Kirche, konnte von der Mehrheit der Kommilfion nicht als 
ein genügender angeleben werben, aus dieſem Grunde einer geichloffenen Ger 
jellichaft das Lofal zu ihren Zufammenfünften zu verweigern jei Etwas klein— 
ih, da man dod mit Sicherheit annehmen fünne, daß die Neffource-Mit- 
glieder, worunter Kircenvorfteber und die angejehnften Grundbefiger der 
Gegend, Feine frivolen Vergnügungen in Ausſicht nehmen werden und den 
Sottesdienft ftören oder die Nube des Ariedhofes entweihen würden. Die im 
Eingange angeführten Gründe der Petenten, weshalb diefelben dieſes Liedtke'ſche 
Lokal insbejondere für geeignet hielten, wurden nochmals hervorgehoben und 
als durchſchlagend anerfannt und die Mehrheit ſprach ſich mit Entſchieden— 
beit dafür aus, daß die Nähe der Kirche Fein Grund fei, die Beltätigung der 
Statuten zu verweigern, den Neffource- Mitgliedern die Benutzung des ger 
wählten Liedtke'ſchen Lokals und dem ꝛc. Liedtke die Genehmigung zur 
Berabreihung von Speifen und Getränfe zu verlagen. 

Bon einer Seite wurde erwähnt, daß es faſt jcheine, daß die Königlichen 
Behörden das Zufammentreten von ſolchen gelelligen Bereinen nicht billigen 
und hindernd entgegenträten. Der Herr NegierungssKommijfarius trat diefer 
Aufaffung entgegen und ſuchte aus dem Berichte des Landrathsamts zu 
Elbing zu beweilen, daß die Behörden in der Sache lediglich objectis verfahren 
feien. 

Dem Antrage eines Mitgliedes, die Beſchlußfaſſung zu vertagen, und 
eine Lofalzeihnung einzufordern, um zu ſehen, ob das Liedtke'ſche Lofal 
wirflih jo nabe der Kirche liege, wurde widerfproden, da die Nähe des 
Liedtke'ſchen Lokals Fonftatirt und von Niemandem beftritten werde. 

Schließlich beantragt die Kommilften mit 13 gegen 10 Stimmen: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
Die Petition in allen ihren Theilen der Königlihen Staatä 
Regierung zu überweijen. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Köfter. 


— —— —— 


Der Buchdruckereibeſitzer J. Fränkel zu Sorau, zugleich Redakteur der 
zu Sorau erſcheinenden Sorauer Zeitung wurde wegen zweier in dieſe Zei— 
tung im Monat Mai und Juni 1866 aufgenommenen Korreſpondenzartikel 
zur Unterfuhung gezogen. Der auf den 21. Juli 1866 angejegte Audienz- 
termin mußte, da der Angeklagte mittlerweile als Landwehrmanu eingezogen 
war, aufgehoben werden. Nah erfolgter Demobilifirung wurde anderweitiger 
Zermin auf den 5. Oktober 1866 anberaumt, und der Angeklagte durch das 
an diefem Tage erlaffene Erfenntniß des Kreisgerihts zu Sorau wegen Prei> 
vergebens mit einer 14tägigen Gefangnißftrafe, und da er bereits früher zwei— 
mal wegen Preßvergebens zu einer Strafe rechtsfräftig verurtheilt war, mit 
Entziehung der Konzeſſion ald Buch- und Steindruder beftraft. Das Urtheil 
wurde auf eingelegte Appellation des Angeklagten am 8. Ianuar 1867 ber 
ftätigt und hat die Nedtsfraft erlangt. Mittlerweile war der Allerhöchſte 
Gnabdenerlaß unterm 20. September 1866 ergangen, weldyer beſtimmte, „daß aus 
Anlaf des ruhmvoll wiederhergeitellien Friedens allen denjenigen Perjonen, welde 
bis dahin unter andern wegen eines mittelft der Prefje begangenen, oder in 
dem Gejege über die Prefie vom 12. Mai 1851 unter Strafe geftellten 
ftrafbaren Handlung zu einer Freiheits- oder Geldftrafe rechtskräftig ver— 
urtheilt worden find, diefe Strafe in fo weit fie noch unvollftredt war, in 
Gnaden erlaffen werden fol. — Wegen derjenigen Verurtbeilungen der vors 
bezeichneten Art, welche erft nad dem 20. September 1866 wegen einer vor 
diefem Tage begangenen, unter den Erlaß fallenden ftrafbaren Handlung 
rechtskräftig erfolgen möchte, jollen die von Amtswegen zu’ftellenden Anträge 
des Juſtiz-Miniſters erwartet werden.“ 

Dieier Gnadenerlah hatte auf das gegen Fränkel wegen eines vor dem 
20. September 1866 begangenen Vergehens und erft ſpäter gefällten und 
demnädjt rechtskräftig gewordene Urtheil die Wirkung, daß die erfannte Ger 
füngnipftrafe vorläufig ausgejegt, die Kofteneinzichung fiftiet und die Aus: 
übung des Buddrudergewerbes bis dahin geftattet reip. nicht inbibirt wurde, 
daß die Allerhöchſte Entſcheidung darüber ergangen war, ob und in wie weit 
aud wegen diefes zur Zeit des Gnadenerlaffes noch nicht rechtskräftig abar- 
urtheilten Vergehens eine Gnade einzutreten babe. Dieſe Allerhöchſte Spe— 
zialentſcheidung iſt unterm 4. Dezember 1867 ergangen.’ ! Die! Gefäugniß— 
ftrafe ift unter Niederschlagung der Koften in Gnaden erlaffen, dagegen find 
die nachtheiligen Folgen der Aberfenuung der Gewerbebefugniß ausdrüdlic 
aufrecht erhalten. Fränkel hatte jhen vorher ein beionderes Gnadengeſuch um 
Wiederverleihung der Konzeſſion zur Ausübung der Druderei eingelegt und die Kö— 
niglihe Regierung zu Frankfurt a. O. um Berorwortung und Unterftügung 
erjudt. Nachdem der Allerhöhfte Etlaß vom 4. Dezember 1867 ergangen 
war, eröffnete die Negierung zu Frankfurt dem ıc. Fräukel, daß ihm von da ab ber 
Betrieb des Gewerbes als Buch» und Steindruder veriagt bleiben müſſe. Gleichzeitig 
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wurbe er auf die Borjchriften der $$. 177 und folgende der allgemeinen Gemerbe- 
Drönung vom 17. Januar 1845 mit dem Bemerken aufmerffam gemadt, da 
die dortige Porlizeiverwaltung angewieſen jei, die Befolgung dieſer Vorſchrift 
jeinerfeits forgfältig zu überwachen. An dem Tage des Einganges diejer Re— 
gierungs- Verfügung, dem 6. April 1867, will ꝛe. Fränfel den Betrieb jeiner 
Buhdruderei eingeftelt haben, giebt aber zu, daß er den damals fertigen 
Sap der Nr. 42. der Sorauer Zeitung, welde am 8. April fällig wurde, 
nad Guben hat jchaffen und dort beim Buchdrudereibefiger A. Salomon 
bat druden laſſen. Nachdem Fränkel diefe Nummer der Zeitung verausgabt 
hatte, wurde defjen Prefje durch die dortige Polizeibehörde verfiegelt und bie 
von Guben zurüdgelommene Form mit Beſchlag belegt, weil jene in dem Um— 
ftande, daß die Sränfel’ihen Typen gelegt und die Form demnädft zum 
Drude abgezogen war, eine unbefugte Ausübung des Buchdrudereigewerbes 
zu finden glaubte. Fränkel, welher anderer Anfiht war, erklärte der Be— 
börde, daß er fi nicht hindern laſſen werde, die ihm gehörigen Typen zum 
Sape auch fernerhin zu verwenden. Dieje Erklärung hatte die Berfiegelung 
ber Drudereilofalien und, wie Petent angiebt, gleichzeitig feines Arbeits- und 
Aufenthaltortes zur Folge. ine biergegen bei der Königlihen Regierung 
und bei dem Minifterium des Innern erhobene Beſchwerde hatte feinen Er— 
folg, indem dieſe Behörden die ftattgefundene Siegelung als eine gejeglich 
zuläffige Präventivmaßregel billigten. Fränkel wurde demnächſt wegen un« 
befugten Gewerbebetriebes unter Anlage geftellt und zu einer Geldftrafe von 
20 Rthlen. verurtheilt. Das biergegegen eingelegte Rekursgeſuch ift als uns 
begründet zurüdgemwiejen worden. Unterm 15. Auguft pr. wurde Fränfel 
auf das eingereichte Gnadengefuh durch die Minifter des Innern und ber 
Zuftiz dahin beichieden, daß er der Gnade Sr. Majeftät nicht habe empfohlen 
werden können, weil er inzwilchen zu neuen gerichtlichen Berurtheilungen 
wegen Berläumdung und Beleidigung von Beamten, und wegen Gewerbe: 
Kontravention Beranlafjung gegeben babe. 

Der Gegenftand des legteren Vergehens ift oben angegeben; Gegenftand 
des erfteren bilden Aeußerungen und Urtheile, welche Fränkel gegen richter 
liche Beamte aus Veranlafjung der befannten gegen den Abgeordneten Tweſten 
ergangenen Entſcheidung fih bat zu Schulden kommen lafjen. Er ift in 
erſter Inſtanz dieferhalb zu 20 Rihlrn. Geldbuße verurtheilt. Nah er 
- folgter Beftätigung des Erfenntniffes in zweiter Inſtanz jchwebt die An— 
pelegenheit gegenwärtig beim Obertribunal. — Fränkel beantragt nun 
unter Darftelung diejes Sadhverhältniffes in der bei dem Abgeordnetenhaufe 
eingereichten Petition: Dafjelbe wolle 1) die Königlihe Staats-Negierung zur 
Ertbeiligung der Konzeſſion an ihn als Bude und Steindruder veranlaffen, 
2) das Verfahren der dortigen Polizei-Behörde bei Verfiegelung jeiner Druderei» 
Lokalien als eine Weberichreitung ihrer Amts-Befugniffe der Königlichen Staats» 
Regierung zur Abhilfe reſp. Schadloehaltung überweifen. Den erfteren Ans 
trag rechtfertigt er durch die Behauptung, daß das Verfahren der verichietenen 
Behörden gegen ihn ein äußerſt hartes und Ihonungslofes, mit den wohl 
wollenden Abfihten, die den Gnaden-Erlaß vom 20. September 1866 ver- 
anlaßt haben, nicht übereinftimmendes jei; die Verfiegelung jeiner Drudereis 
Lokalien halte er für ungeredhifertigt, weil nicht in dem Segen von Typen, 
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jondern nur in dem Abdruden derielben, und in dem Bervielfältigen durch 
den Drud, alſo in dem eigentlichen Herftellen eines Produktes der jelbftftän- 
dige Gewerbebetrieb des Buchdruckerei⸗Geſchäftes gefunden werben könne. — Die 
Prüfung dieſer Petition bat in Gegenwart eines Vertreters des Juſtiz— 
Minifteriums und des Minifteriums des Innern ftattgefunden. Grfterer be 
ftätigte die faktiihen Angaben des Petenten, infoweit fie die erfolgten Berur- 
tbeilungen betreffen, und madhte darauf aufmerffam, daß durd den Gnaden- 
Erlaß vom 20. September 1866 nur die erfannten Geld» und Gefängnißftrafen, 
nicht aber auch ohne Weiteres der Verluft zum Gewerbebetriebe, worüber ein 
Erkenntnis fi verhalte, aufgehoben worden jei. Der Vertreter des Minifterii 
des Innern verfidherte, daß der Petent von den Behörden nicht hart und den 
Beftimmungen des Gnaden-Erlaſſes zuwider behandelt jei, daß man vielmehr 
das jpeziell eingelegte Gnadengefuh zu unterftügen wohl die Abficht gehabt 
habe, wenn der Petent durch die wiederholten Vergehen wegen Beleidigung 
und Berläumdung, jo wie gegen unbefugten Gewerbeberriebes ſich diejer Unter- 
ftügung und Bevorwortung nicht unwürdig gemacht hätte. Die Verfiegelung 
der Preffe durch die Polizei-Behörde müſſe als eine durchaus zuläffige Präventiv» 
Mafregel anerfannt werden. Durch die Königlide Regierung zu Frankfurt 
fei ermittelt und fonftatirt worden, daß in der Fränkelſchen Druderei der 
volftändige Sag der Nr. 42 der Sorauer Zeitung in der bisherigen Form, 
und mit denjelben Typen gedrudt worden wie bisher, und daß dieſe Zeitungsr 
Nummer in dem Auftrage ded ıc. Fränkel von den in feinem Lohne ftehen- 
den Schriftieger-Gehülfen und Lehrlingen in feiner Offizin und in feinem Auf: 
trage gefegt worden, und daß die Form dann nad Guben gebracht und auf 
der Prefje von A. Salomon dafelbft abgezogen worden fei. 

In Uebereinftimmung mit dielen Ausführungen und mit der Anſchauung 
des erfennenden Richters, welcher den Fränkel wegen diefer Thatſachen einer 
unbefugten Ausübung des Drudereigeihäfts für jhuldig erflärt hatte, konnte 
der Referent in der ftattgefundenen Siegelung der Preſſe eine Ueberſchreitung 
der Amtsbefugniffe der Polizeibehörde nicht erfennen; und da aud in Ber 
ziebung auf den Umfang und die Ausdehnung der Siegelung Petent durch 
Angabe der einzelnen zum Drudereigefhäft angeblih nicht gehörigen Woh— 
nunge und AufentbaltssLofale feine Anichuldigung gegen die Polizeibehörde 
nicht juftifiziet hatte, jo fand der Antrag des Referenten, über dieſen Theil 
der Petition zur Tages-Ordnung überzugeben, bei der Kommilfion feinen 
Widerſpruch. Dagegen machte ſich in Betreff des weiteren Autrages, Die 
Staatd-Regierung zu veranlaffen, daß dem Petenten die Konzeſſion zum Be; 
triebe der Buchdruderei im Wege der Gnade wieder ertbeilt werde, eine vers 
ſchiedene Anfiht geltend. Während alljeitig zugegeben werden mußte, daß 
durch den Gnaden-Erlaß vom 20. September 1866, welcher fih nur auf da- 
mals bereits vechtäfräftig erkannte, noch nicht verbüßte Strafen bezieht, Die 
in Rede ftehende Verurtheilung nicht amneftirt worden ift, und daß das in 
dem Erlaß vorgeichriebene Berfahren in Betreff der bereits verübten, aber noch 
nicht rechtskräftig beftraften Vergeben in Betreff des Petenten ftattgefunden, 
und durch den Allerhöchſten Spezial-Erlaß vom 4. Dezember 1867, wonach die er— 
fannte Gefängnißftrafe erlaffen und die entftandenen Koften niedergefchlagen 
find, feinen Abichluß gefunden bat, daß alſo dem Petenten ein Recht auf 
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Wiederverleihbung der Gewerbes Konzeifion überall nicht zur Seite fteht, — 
waren die Mitglieder der Kommilfion verjchiedener Anficht darüber, ob Gründe 
vorliegen, welche den Petenten einer Berüdfihtigung und Ueberweifung feines 
Gejudes an die Königlihe Staatt-Regierung würdig ericheinen laffen und 
dieſe wünjchenswertb machen. Einerſeits wurde in Uebereinſtimmung mit ben 
Anführungen des Herrn Regierungs-Kommiſſars hervorgehoben, daß das nachträg- 
lid) eingereichte Gnadengefuch von den Königlichen Behörden bereits geprüft worden 
jei, daß unter Berückſichtigung, daß ein theilweiſer Gnaben-Erlaß bereits ftattgefun- 
den bat, und daß Petent befonderelmfiände, welche bei dieſem Gnaden-Erlaffe nicht 
ſchon vorgelegen haben, und erwogen worben find, nicht angeführt habe, — 
in ber That feine Beranlaffung vorliege, das Gnadengeſuch zu bevorworten, 
und daß das Verhalten des Petenten in der jüngften Zeit, welches zu neuen 
Unterfuhungen und gerichtlihen Beltrafungen geführt hat, keinesfalls geeignet 
jei, denfelben der Allerböchften Gnade von neuem zu empfehlen, — aljo es 
ih durchaus vechtfertige, aud über diejen Theil der Petition zur Tagesord⸗ 
nung überzugeben. Andererfeitd? wurde von Mitgliedern der Kommilfion ba- 
gegen bervorgebeben, daß der Gegenftand und die Veranlaffung der neuer: 
dings eingeleiteten Unterfuhungen und Beftrafungen in der That doch ein un— 
bedeutender und vielleicht jehr entſchuldbarer jeien ; indem Peteut von der feis 
nesfalle zweifellos unrichtigen Rechteanſchauung geleitet worden ſei, daß in 
dem alleinigen Segen von Typen cin felbitftändiger Betrieb des Buchdruckerei⸗ 
gewerbes nicht gefunden werden fünne, und die ungünftige Beurtheilung ber 
Richter, welche das Straferfenntniß gegen den Abgeorbneten Tweften erlafjen 
haben, eine zu jener Zeit allgemeine, und bei der Aufregung, welde das Er- 
fenntniß bei einem großen Theile der Benölferung hervorgerufen, entſchuldbare 
geweien fei. In dem Gnabenerlafje vom 20. September 1866 jei zwar nicht 
ausdrüdlid hervorgehoben, daß außer. der Geld» und Gefängnipftrafe auch 
die in dem Erkenntniß ald Strafe aberfannte Befugniß zum Gewerbebetriebe 
ammneftirt jei, die Intention fei ed aber jedenfalls geweſen, dab alle nadhtheili« 
gen Wirkungen aufgehoben jein ſollten. Die Nichtigkeit dieſer Anficht gebe 
aus dem von dem Minifter des Innern unterm 26. November 1866 an alle 
feine untergeordneten Behörden erlafjenen Nejkripte hervor, worin ausgeſprochen 
fei, daß denjenigen Perfonen, welche wegen eines bis zum 20, September 
1866 mittelft der Prefje begangenen Vergehens die Befugniß zum Betriebe 
eined im $. 1. des Preßgefepes bezeichneten Gewerbes aberfannt worden ift, 
die Genehmigung zu dieſem Betriebe von ben Bezirfö-Regierungen wieber er 
tbeilt werden könne. — Man müffe ferner annehmen, daß bei ben zur Zeit 
des Gnabenerlafles zwar verübten, aber noch nicht rechtefräftig abgeuriheilten 
Vergehen diejelbe Abfiht auf Begnadigung vermittelit Allerhöchſter Nachtrags⸗ 
Begnadigung vorgelegen habe. Hierzu fomme nod in Beziehung auf ben 
Petenten der befondere Umftand daß zur Entiheidung und Fällung des Urtheils 
darüber, ob ihm die Konzejfion zum Gewerbebetriebe entzogen werben müſſe, 
Termin bereits auf den 21. Zuli 1866 angejept war; und daß die Ausfepung 
des Termind nur dadurch veranlaßt uud ia die Zeit nad ber Publikation 
des Gnabdenerlaffes verlegt wurde, weil der Petent ald Landwehrmann zur 
Fahne einberufen war. Diefem Umftande allein fei es aljo zuaufcreiben, 
daß das Erkenntniß durch den Gnadenerlaß vom 20. September 1866 nit 
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direft berührt worden, und bie darin ausgeſprochenen Strafen ald amneftirt 
zu erachten feien. — 

Bei der demnächſt erfolgten Abftimmung in ber Kommilfion votirte die 
Mehrzahl der Mitglieder dahin, dab auch über diefen Theil der Petition zur 
Tagesordnung überzugeben fei. — Die Kommiffion beantragt demnach beim 
Hohen Haufe, über die Petition bes Buchdruders Fränkel zur einfaden 
Tagesordnung überzugehen. 


K. 


Berichterftatter: 
Prinz zu Hohenlohe, 


— )— 


Das Ortegericht zu Rieglip, Kreis Neiſſe, beſchwert ſich über die vielen 
Beihädigungen, welche bei Gelegenheit ber Felddienſt-Uebungen durch bie 
Truppen der Garnifon ber Feftung Neiffe an dem Feldfrüchten verurfadht 
werden, und führt namentlih an, daß am 28. Juli v. I. die Truppen des 
2. Bataillons 2. Oberſchleſiſchen Infanterie» Regiments Nr. 23. und 
1. Bataillons des 4. Oberſchleſiſchen Infanterie-Regiments Nr. 63. unter bem 
Kommando der Herren Major v. Kraht und Oberft-Lieutenant v. Bod auf 
den Grundftüden bes der Wittme Weiß gehörigen Dominii und bes Bauern 
Albert Böhm, laut eingereihter vom Ortsgerichte beicheinigter und feftge- 
ftellter Liquidation, einen Schaden von in Summa 17 Rtblr. 25 Sgr. 9 Pf. 
angerichtet haben. 

Die fofort veranlaßten Schritte bei den zuftändigen Behörden haben einen 
weiteren Erfolg nicht gehabt, als daß jchließlih die Intendantur bes 6. Armee- 
Korps zu Breslau im Auftrag des Kriegsminifterii (Militair-Delonomie« 
Departement) die Petenten auf ben Rechtsweg verwiejen hat, da fidh die beiden 
Kommandeure weigerten die nach ihrer Meinung viel zu hoch liquidirten Koften 
zu berichtigen, und die Entihädigung aus Fonds der Militair-Bermaltung 
nad Lage ber beftehenden Beftimmungen im vorliegenden Falle nicht er» 
folgen könne. 

Die Petenten wenden fih an das Abgeorbnetenhaus mit dem Antrage, 
die Kommanbeurd von Zruppen, welche Flurſchaden verurjacdhen, 
veranlaffen zu wollen, diefen Schaden zu vergüten, ſowie zu ver- 
mitteln, daß zur Erntezeit, wie im Frühjahr und Herbft, wenn 
die Felder bebaut find, durch Wacht. und Felddienſt⸗Uebungen, 
fein Schaden an Feldfrüchten und Saaten verurfacht werbe. 


In der Kommilfion wurde erwogen, daß ben Petenten allerdings bie 
Beihreitung des Rechtswegs offen fteht, und daß in Zukunft durch den von 
der Staatt-Regierung dem Landtage vorgelegten, im Herrenhauſe bereits be 
fchloffenen, im Abgeorbnetenhaufe in ber Berathung befindlichen Entwurf, 
bet Geſetzes betreffend die Entziehung und Beichränfung des Grund-Eigenthums 
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($$. 47.—51.), die. Vergütung derartiger. bei Felddienft-Uebungen verurſachten 
Flurſchaden einer vereinfachten und genauen Regelung entgegengebt. 

Es wurde beihloffen, dem Hohen Haufe der Abgeordneten den Weber- 
gang zur Taged» Ordnung über die vorliegende Petition zu empfehlen. 


- Berlin, den 16, Februar 1869. 


Die Kommiljion für Petitionen. 


v. Saucken-Julienfelde, Vorfigender. Earl Prinz zu Sobenlobe. 

v. Saltzwedell (Gr: dauen). Dr. Oppermann. Kantaf. v. Schvening. 
v. Brandt. Larz. Grofchfe. Hoch. Goeddertz. Dr. Brande. 
Kvefter. Zweigel. Saad. Dr.Gneift. Wehr. Freiberrv. Hilgers. 
Freibere v. Michtbofen (Jauer). v. Gerlach. v. Boetticher. 
Dr. Freiherr v. Schwartzkoppen-Nottorf. Struckmann. 
Nichter (Sangerhauſen). Freiherr v. Michthofen (Rybnif). 

v. Lattorff. Lent. Uhlendorff. 


e 
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GHaus der Abgeordneten. 
10, 2egislatur» Periode. 
U. Seffion 1868. 





Abänderungs- Anträge 


dem Entwurfe eines allgemeinen Jagd-Polizei— 
Geſetzes. (Nr. 260. der Drudjachen.) 


v. Bodum: Dolffs. Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
Il. Die Eingangs Formel wie folgt zu faffen: 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
verorbnen mit Zuftimmung beider Häufer de3 Landtages der Mor 
narchie, zugleih aud für das Jadegebiet, mas folgt. 


11. Im $. 7. und allen ferneren Paragraphen, in welden das Wort: 
Gemeinde-Vorſtand vorfommt, ftatt deffelben zu jegen: Jagd—⸗ 
Borftand. 


III. An die Stelle des $. 11. zu ſetzen: 


$. 11. 


1) Sind Grundftüde, welde weder als Einzelbefig die normale 


Größe eines jelbftftändigen Jagdreviers, noch als Kompler die 
normale Größe eines gemeinihaftlihen Jagdbezirks erreihen, von 
einem mindeftens 1000 Morgen großen Befiptbum ganz ume 
jchlofien, jo hat der Landrath im Mangel gütliher Einigung un— 
ter den Betheiligten und wenn die Beliger der umſchloſ— 
fenen Grundftüde die Jagd auf denjelben nit ruben 
laſſen wollen, ein Abfommen dahin zu treffen, daß der 
Beliger des umſchließenden Grundftüds 6 Jahre lang 
die Jagd aufden umſchließenden und den umjcloiienen 
Grundftüfen gegen eine nad dem Sagdertrage der Geſammt— 
Fläche zu bemefjende, an die Beliger der umſchloſſenen Grund— 
ftüde zu zahlende Entihädigung, vorbehalilich der beiden Theilen 
zuftebenden Berufung auf rihterlihe Entiheidung, ausübt. 

Nah Ablauf Dieier Periode ſteht dem Beiliger dei 
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umidlojjenen Einzelbeſitzthums, bezüglih einem, bis 
bödftens drei der Beſitzer des umſchlofſenen Kompleres 
das Recht zu, ibrerleits 6 Jahre lang die Jagd auf 
ibrem Sagdgebiet, nahdem daſſelbe durd den Landrath 
vermittelft Hinzulegung einzelner Theile des umſchlie— 
Benden Bejiptbums zu einem gehörig abgerundeten, 
jelbftftändigen Sagdrevier bezüglihd einem gemein 
Ihaftlihen Jagbbezirf abgegrenzt worden, bdergeftalt 
auszuüben, daß jie an den Bejiger des umjhließenden 
Bejipthums eine, ebenmäsig wie sub Nr. 1. bemejiene 
Entjhädigung zu entridten haben. 

In gleidher Weiſe wird, jo lange feine gütlide 
Einigung unter den Betheiligten eintritt, von 6 zu 
6 Jahren abgewedjelı. 

2) Eind die von einem Walde von mindejtens 1000 Morgen Fläche, 
welcher ein einziges Beſitzthum bilder, ganz umſchloſſenen Grunds 
ftüde ihrem Umfange nad zwar geeignet, um als jelbfiftändiges 
Jagdrevier beziehentlih gemeinihaftliher Jagdbezirk behandelt zu 
werden, aber in jo unregelmäßigen langgeftredten Grenzen bele— 
gen, daß auf ihnen die Jagd nur unter erbeblider Beeinträchti— 
gung des Walobefigers und unter Gefährdung der öffentlichen 
Sicherheit ausgeübt werden kann, jo tritt das sub Nr. 1. ans 
gegebene Berfabren ein. 


IV. Im $. 12. an die Stelle der Schlußworte: 
„und einem Deputirten des Stadtvorſtandes“ 
zu jegen: 
„den Deputirten der betbeiligten, gemeinſchaftlichen 
Zagdbezirfe und den betreffenden Bejigern jelbitftän- 
diger Jagdreviere.“ 


V. An die Stelle des $. 13. der Herrenhaus » Vorlage den $. 13. der 
Regierungs-Vorlage treten zu laſſen. 


VI. 3m $. 14. das Alinea 1. wie folgt zu faffen: 

In allen gemeinihaftlihen Jagdbezirfen ift die Jagdnutzung 
dur den Jagd-Borjtand im Wege des öffentlichen Meiftge- 
botes zu verpachten. 

und das Alinea 3 zu ftreiden. 


VO. An die Stelle des $. 16. der Herrenhaus « Vorlage den $. 16. ber 
Negierungs- Vorlage mit Streihung bes Alinea 2. der- 
jelben treten zu lajjen. 


VII. Im $. 17. an die Stelle der Worte 
„der Aufſichtsbehörde“ 


zu fepen: 
„des Jagd» Vorftandes.* 


IX. Im $. 18. 
a) die Schlußworte des Alinea 1. „und jelbigen bei der Ausübung 
der Jagd ftets mit ſich zu führen“ 
zu ftreiden. 
b) den Eingang bes Alinea 2. wie folgt zu faffen: j 
Auch Ausländern und außerhalb ihres Kreijes ſich 
aufbaltenden Inländern fann der Landrath einen Jagd— 
Ihein gegen die Bürgſchaft eines Kreiseingeiejlenen, 
wenn er ſolche für nöthig hält, ertheilen. Der Bürge 
u. |. w. 
e) im Alınea 3. zu jegen ftatt 
„Abgabe von drei Thalern“ 
zu ſetzen: 
„Abgabe von einem Thaler“ 
d) den Schluß des Alinea 5. a. wie folgt zu faſſen: 
— vereidigten, im Privat-, Gemeinde-, oder 
Staats-Dienſte ſtehenden Forſt- und Jagdbeamten“. 


X. Im $. 19. das letzte, im $. 20. das dritte Alinea zu ſtreichen. 


XI. An die Stelle des $. 23. der Herrenhaus-Vorlage den,$. 23. der 
Regierungs-Vorlage treten zu lafjen. 


XI. Im $. 27. Zeile 2. hinter „Theile einzufchalten „eines jelbft- 
ftändigen Jagdreviers oder” 


XII. Im $. 28. Zeile 2. ftatt „werden darf‘ zu jegen „wird“ 
XIV. die $$. 32. und 33, zu ftreiden. 


XV. Auf $. 31. 
als $. 32. den $. 34. der Negierungs-Berlage folgen zu laffen. 
und den Schluß-Paragraph als $. 33. zu bezeichnen. 


Berlin, den 18. Kebruar 1869. 


— ee 
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N 326. 
Haus der Übgevrdneten. 
10. egislatur« Periode. 
II. Seffion 1868. 





Verbefferungs- Antrag 


dem Entwurfe einer Gemeinheitstheilungs-Drd- 
nung für den Regierungs-Bezirk Wiesbaden 
mit Ausnahme des Kreiles Biedenkopf. 
(Nr. 287. und 223. der Drudiachen.) 


Born. Das Haus der Abgeordneten wolle beichliehen : 

1) den $. 18. zu ftreihen und dafür zu ſetzen: 
Die Umlegung derjenigen Grundftüde, welde nicht zur 
Abfindung aufzubebender Berechtigungen abzutreten find, 
erfolgt nad) den im NegierungsBezirfe Wiesbaden (mit Aus— 
nahme des Kreiſes Biedenkopf) geltenden Beltimmungen 
über Güterfonjolidationen, 

2) den $. 30. zu ſtreichen. 

Berlin, den 19, Februar 1869. 


fen 
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Berichterftatter: Haus der Abgeordneten. 
Abgeord. Freih. v. d. Kneſebeck (Ruppin.) 10. Xegislaturs Periode. 
ö—fh II. Seſſion 1868. 
— u — 


Zweiter Bericht 


er 


Kommiſſion für die Agrar-Verhältniſſe 
über 


Petitionen. 


ad II. Wr. 1610., 1611., 1612., 1646., 1688., 1726., 1727., 1763., 
1945., und 2337. 


Son feit vielen Jahren und namentlih durch den verftorbenen Ober: Präs 
fiventen der Provinz Weftphalen, Freiherrn v. Binde, war die Aufmerkjamfeit 
der Stantö-Regierung auf das Projekt bingeleitet worden, Die in den Kreijen 
Paderborn, Büren, Wiedenbrüd, Lippſtadt und Beckum zwiſchen der Kippe, 
dem Hauftenbady und der Ems belegene jogenanute Boderhaide, eine Damals 
ertragloje durh Sumpfflähen unwirthbare, fterile Haideflähe von 6—700U 
Morgen durch Beriejelung in tragbares Grasland und Wiejen umzuwandeln, 

Man hatte durch die im Jahre 1849 gemachten techniſchen Ermittelungen 
feftgeftellt, daß der aus den höheren Wafjerftänden der oberen Lippe bei Neu— 
haus für die Boderhaide zu gewinnende Waſſerſchatz unbeihadet der Schiff: 
fahrt unterhalb Lippftadt von der Art jei, daß damit 12,000 Morgen durch— 
ſchnittlich jährlih elfmal 24 Stunden lang 4 Zoll hoch bei einmaliger Be- 
nugung des Waſſers beriejelt werben könne. 

Die Königlihe Staats-Regierung war außerdem durch die aufgeltellten 
Anſchläge und Rentabilitäts-Rehnungen zu der Meberzeugung gelangt, daß 
bier mit verhältnißmäßig geringem Koftenaufwande einem namentlid an Deus 
gewinnft nur armen Landftriche jehr bedeutende Aufhülfe gewährt wer: 
den fünne, 

Wegen der Mittellofigfeit der Jutereffenten Fonnte jedoh das in Rebe 
ftehende Meliorationswerf auf deren alleinige Koften ohne ftaatlihe Beihülfe 
nicht bergeftellt werden, die Königlihe Staats-Regierung legte daher der da— 
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maligen Landesvertretung in der Sipungs-Periode 184950 einen Gejep-Ent- 
wurf vor, wodurd bie Regierung ermächtigt werben follte, der zu bildenden 
Sozietät ein Darlehn bis zum Betrage von 108,000 Rtblen. aus Staatd- 
fonds vorzuftreden und zwar zinäfrei für fünf Sabre, von da an mit 5 pCt. 
verzinälidh, wovon 2 p&t. auf Amortifation verrechnet werden jellte, jo daß 
das Kapital in 34 Jahren zu erftaiten fein würde. 

Die Koften der Vorarbeiten und die Remuneration der zur Ausführung 
ber Arbeiten zu verwendenden Beamten follten außerdem aus der Staatsfaffe 
beftritten werben. . 

In der über diefe Gejeges » Borlage handelnden Kammer =» Verhandlung 
vom 8. Februar 1850. erflärte auf die Bemerkung eines Mitgliedes, daß die 
vom Staate zu bewilligende Beihülfe von 108,000 Rthlrn. in jpäterer Zeit 
nicht ausreichend jein würde, der damalige Staate-Minifter des Innern Freis 
herr v. Manteuffel unter Anderem ausdrüdlid: 

„er erlaube fih darauf aufmerfjam machen zu müſſen, daß der 
Staat feineswegs die Verpflichtung übernehme, mit der beantragten 
Summe das Werk zu Ende zu führen, fondern daß fie nur den 
Zweck hat, ed der Geſellſchaft möglich zu machen, ihre Grundftüde 
zu melioren.” — 

Die Landes » Vertretung bewilligte die von der Staats » Regierung ver» 
langte Summe ald Darlehn zur Beihülfe an die zu bildende Meliorations- 
Soeietät der Boder Haide, und wurde in weiterer Folge deſſen, bas von 
Sr. Majeftät dem Könige unter dem 24. Juli 1850. fanftionirte Statut in 
Nr. 32. der Gejep-Sammlnng von 1850. publizirt. 

Durch diefes Statut ift die Genoffenihaft mit Korporations-Rechten und 
in den $. 3. und 4. mit allen ftanılihen Privilegien der Befugniß zur Heran- 
ziehung und Loslafjung der anliegenden Grundftüde ausgeftattet; — ein aus 
dem Königlihen Kommiffarius und zwei von dem Bermwaltungeratbhe ge— 
wählten Beifigern gebildetes Schiedsgericht enticheidet nah $. 63. über 
die GStreitigfeiten innerhalb der Societät, ein weiteres Rechtsmittel findet 
nit ftatt. 

Auf Grund dieſes Statuts find nun feit dem Jahre 1850. ca. 6000 
Morgen der Regulirung und Benutzung zu Riejelwielen innerhalb des Ver 
bandes unterworfen worden, eine Berzinfung oder Amortifation der vom 
Staate 1850. ald Darlehn erhaltenen 108,000 Rthlr. und der jpäter in vers 
ſchiedenen Raten erfolgten Darlehen und Zujhüffe im Betrage von 126,000 
Rthlrn. hat bisher nicht erfolgen können. 

Wenn man nun bedenkt, daß der Sozietät vom Staate bis zum Jahre 
1868 die Summe von 234,000 Rthlen. bisher ohne Zinjen, außerdem aber 
von Privaten noch 112,000 Rtblr. zu 4 bis 5 pCt. verzinslih dargelichen 
und verwandt worden, und daß etwa 2000 Morgen innerhalb der Sozietät 
no gar nicht ausgebaut find, weil die Befiger vom Ausbau einen genügen» 
den Erfolg nit erwarten, aber gleihwohl pro Morgen jührlih einen Beitrag 
von 1 Rıhlr. 10 Sgr. reip. 2 Rthlrn. zur Sozierät bezahlen müjjen, fo ericheint 
es erflärlih, daß dieſe Uebelftände in Verbindung mit dem Bewußtſein einer 
auf ſämmtlichen Grundftüden laftenden Solidarhaft für die erborgten Kapi« 
talien und Zinſen in dem größeren Theile der Interefjenten eine weit vers 
breitete Mipftimmung und den Wunſch nad Erlöjung aus einer jo verjchuls 
beten Genoſſenſchaft hervorgerufen haben. 
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Diefe finanziell und ökonomiſch unvortheilhaft erjcheinenden Verhältniſſe 
auf der Boder Haide haben innerhalb der Intereffenten ſowohl als aud in 
der landwirthichaftlichen Preſſe ſchon zu verfchiebentlihen Kontroverſen geführt, 
aus denen jo viel zu erfennen tft, daß die im der oberen größeren Hälfte 
gelegenen regelmäßig berieielten Grundftüde bedeutend an Werth gewonnen 
haben, dagegen die Befiper der anderen Hälfte eimestheild gar feine Berieje- 
lung wollen, anderntheils für fie das nöthige Waffer aus der im Sommer 
wafjerarmen Lippe nicht zu beſchaffen ift. 

Die an der Lippe liegenden Mühlenbefiger lagen über die willfürliche 
Entziehung des Waffers, während anderwärts in Folge der fünftlihen Hoch— 
leitung des Waſſers die angrenzenden Aeder durh Stau und Näffe an Ber 
jumpfung zu leiden haben, 

Namentlich ſcheinen die auf der Kippftadter Feldflur theilweife auf Grund 
des F. 3. des Statutd gegen den Willen der Beſitzer in den Meliorations- 
Verband eingeihleflenen ehemaligen Weideflähen nicht nur nichts gewonnen, 
jondern weientlih an ihrem Nutzungswerthe verloren zu haben, bleiben gleich— 
mohl aber zu den Abgaben und Lajten der Sozietät nah $. 63. verpflichtet, 
und werden, da es im Intereffe der Genoſſenſchaft liegt, die Laſten auf mög— 
lichſt viel Schultern zu vertheilen, auch dazu jo weit es möglich heran— 
gezogen. 

Was nun die einzelnen Petitionen jelbft anbelangt, jo beflagen zu» 
nädft ſich: 

1) die Mühlenbefiger I. W. Brülle, D. C. Manderjohn, 6. ®. 
Siegfried, und Ehr Menjendief darüber, daß die Sogietät über 
ihre Befugniß hinaus, das Lippewaffer nur bis auf 3 Fuß am Pegel zu 
Sander bei Neubaus, jept nad Belieben bei Lippftadt vorbei nah Gappel 
ableite und dadurd ihre Mühlen dem Untergange weihe. 

Die Petenten find in zwei Snftanzen vom Gerichte abgewielen, und 
haben ſich vergebens an die zuftindigen Rekursbehörden, den Dber-Präfidenten 
der Provinz und an den Minifter der landwirthihaftlihen Angelegenheiten 
gewendet. 

2) Der Ehriftian Menſendiek, ſpricht außerdem in einer befonderen 
Petition als Befiper der Fürſtlich Lippeihen Erbpachtemühle zu ippftadt die 
Bitte aus: j 

daß die Sozietät angewieſen werde von dem auf Königliche Ber: 
ordnung angelegten Nüdleitungs » Kanal entiprechenden Gebraud 
zu maden, damir das Bemäfjerungsmafler, wie früher geichehen, 
der Lippe wieder zugeführt werde. 

Diefer Nüdleitunge- Kanal ift in Verfolg einer Immebdiat » Eingabe des 
Petenten durch Allerhöchſte Kabinets-Ordre des jegigen Könige damals Prin— 
zen Regenten im Sabre 1860 ambefohlen und zur Abhülfe der Lippeſchen 
Mühlen ausgeführt worden. 

3) Der Gutebefiper Heinrih Bedbof zu Suberlage und der Delonom 
Heinrich Wilbrandt nebit vierundzwanzig anderen Grundbefigern zu Gappel 
bei Lippſtadt beſchweren fi über die ihren Grundftüden durch die Bemäffe- 
rungs » Anlagen der Meliorationd = Sozietät zugefügten Schaden und bean- 
ſpruchen Erjap dafür, indem fie nachweiſen, daß ihre an den nicht mit hoben 
Ufern umgebenen Flüſſen Glenne und Lippe gelegenen Grundſtücke durch das 
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in dieſe geleitete Waffer des Hauptkanals an Nüdftau und Verſumpfung 
leiden. 

4) Ein anderer Heinrich Wilbrand und die Tagelöhner Zadenburger 
und Niebujer im Bruche bei Lippftadt, welche ebenfalld an Verſumpfung 
ihrer Grundftüde leiden, bitten, 

„daß eine Kommilfion abgefendet werde, welde ihre Angaben 
prüfen joll, weil fie dadurch eine gründliche Abhülfe ihrer gerechten 
Klagen erhoffen“. 
| 5) Die Einwohner Holthaas und Walfenhaus genannt Brögel- 
wirth aus Suderlage, Kirchſpiel Liesborn bei Wiebenbrüd tragen in ihrer 
Petition vor, ihre Vorfahren hätten fih durch die glatten Worte und Vor— 
fpiegelungen verleiten laffen dem Meliorationg = Verbande beizutreten. Die 
Sozietät habe aber jept zur Herbeiführung des Waffers noch feinen Spaten 
anlegen laffen und werbe dies auch mie thun, weil dad Terrain zu viele 
Dinderniffe biete, welche einen zu großen Koftenaufwand erheiihen. Die 
Petenten jcheinen nun jhon in dem Jahre 1857 mit ihren jährlihen Bei: 
trägen zur Sozietät in Reft geblieben und deshalb im Wege der Erefution 
ausgepfändet worden zu fein; ſeit jener Zeit aber wiederum ihre Beiträge 
nicht bezahlt zu haben, in Folge deſſen fie jegt mit Einziehung der Zahlung 
von rejp. 1820 Rthlr. und 451 Rthlr. 4 Sgr. 3 Pf. bedroht werden. 

Sie haben nun zwar angeblih bei dem Ober: Präfidenten und bei dem 
Minifter für Landwirtbihaft um Abſtellung gebeten, find von dem erfteren 
abihläglidh, von dem anderen indeffen gar nicht beichieden worden, und 
bitten jegt, da ihnen fein Menſch dieie Sunmen auf ihren dem Verbande 
zugehörigen Grundftüden borgen werde, ihr übriges Vermögen jedoch unmög- 
lich dafür haftbar jei: 

„bei dem Herrn Minifter dahin zu wirken, daß fie aus dem So» 
jietätd-Verbande auf Grund des $. 68. des Statuts ausgeichieben 
und die von ihnen geforderten Beiträge niebergejchlagen werden.“ 

6) Zwei und ſechszig Bürger Ad. Brülle und Konforten aus Lipps 
ftabt ſowie 

7) Heinrich Dollmann ebendajelbft ſuchen in ihren Petionen jehr aus— 
führlih nachzuweiſen, daß die Meliorations- Anlage für ihre in dem Ges 
meinde⸗Bezirk Lippftadt' gelegenen Grundftüde nicht allein eine entichieden vers 
fehlte, jondern, daß das Rejultat ihres, theils in Folge faliher Boripiegelungen 
freiwilligen, größtentheils aber erzwungenen Beitritts zur Meliorationg: Sozie 
etät in großen Koften und unabjehbaren Beiträgen und in ungeheurer Ent— 
wertbung ihrer Grumdftüde beitehe, welche tbeilweis ſchon vor Erridtung der 
Sozietät als Fettweiden volljtändig fultivirt geweſen jeien; umd bitten das 
Haus der Abgeordneten wolle ihre Petition einer eingehenden Erwägung wür« 
digen und jelbe dem Herrn Dlinifter der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
zur Abhülfe übermweijen. 

8) Diejen beiden Petitionen aus der Einwohnerihaft ſchließen ſich die 
Stadtverordneten und der Magiftrat der Stadt Lippſtadt au, und heißt es 
in ber Eingabe des legteren an das Haus der Abgeordneten vom 6. d. Mts. 
wörtlid: 

„zwar find wir mit der Darftellung des Sachverhältniſſes nicht 
überall einverftanten, indem wir uns vielmehr überzeugt halten, 
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daß ſämmtliche bei dem Zuftandebringen der Sozietät nach dem 
Allerhöchſt vollzogenen Statut vom 24. Juli 1850 und bei der 
bisherigen Leitung dir Sozietät: Angelegenheiten betheiligten Bes 
börden und Beamten des Staates, troß der unzweifelhaft vorge- 
fommenen Srrtbümer in den Borausjegungen und beziehungsweile 
Mängel in der Ausführung, nur die Abfiht gebabt haben, durch 
das Statut und durch die vom Starte für die Sache gebrachten 
nambaften Geldopfer, allen Suzietätt-Mitgliedern, und fomit auch 
dei theils freiwillig beigetretenen, theils zwangsweiſe nad) $. 3. 
des Statut? zugezogenen der Stadt -Lippftadt angehörigtn Inter« 
effenten nüglih zu werden.” 

„Dagegen find wir mit den Antragftellern einverftanden in 
dem Urtheile, daß ihnen die Sozietäts-Mitgliedſchaft nicht Vortheil 
jondern Schaden gebracht habe, und bei Fortdauer derjelben auch 
ferner Nachtheil bringen würde.“ 

„Wir verfennen nit die Schwierigkeiten, eine Anzahl von 
Mitgliedern einer mit Schulden und Berbindlichfeiten belafteten 
Sozietät gegen den Willen der übrigen in der Sozität verbleibenden 
| Mitglieder aus dem Sozietätd-Verbande zu entlaffen, aber dieſe 
Schwierigkeit ift nicht unüberwindli, fobald man zu der Meberzeu« 
gung gelangt fein wird, daß jowohl der freiwillige als ber er 
zwungene Beitritt zur Sozietät auf einem Irrthume in den aller: 
weientlichften Borausjegungen beruhet ($. 3a. bes Statuts).“ 

„Diejer Irrthum ift vorhanden, und er murzelt darin, daß 
man die in vollftändiger Kultur befindlichen vortrefflihen Lipp- 
ftädter Weidegrundftüde, welche von den Befipern aud nad wie 
vor als Viehweiden benugt werden, und nad den hier obwalten- 
den wirthſchaftlichen Verhältniſſen als Weiden nicht zu entbehren 
find, mit den damals völlig ertraglofen, jeder Kultur und wirth— 
Ihaftlihen Produftivität ermangelnden, blos elendes Haidekraut 
erzeugenden wüften Zlächen der Boder Haide und des Lippe» 
bruches zu einer und derfelben Sozietät zufammengejchweißt, und 
daß man je, indem man die Haideflädhen einer wirflihen Melios 
ration durch Bewäſſerung zugänglid machte, die einer derartigen 
Melioration gar nicht berürfenden auch der Bewälferung mit 
| düngendem Lippewaffer nach der örtlihen Lage jeither nicht zur 
| gänglihen guten Lippftäbter Weidegrundftüde durd mangelhafte 
Entwäfferungs- Anlagen deteriorirte, und die Eigenthümer zwang, 

diefe Melioration ihrer Grundſtücke mit verhältnißmäßig jehr 
ſchweren Geldopfern noch zu bezahlen.“ 

Der Magiftrat von Lippftatt ichließt mit den Worten: 

„Im Staate der Intelligenz und der Geredtigfeit 
wird und muß es Mittel und Wege geben, die Fort- 
dauer eines jolhen Mebelftandes zu beihränfen, wenn 
auch der Zuftand ein formell redilih unantaftbarer 
lein jollte. 

9. Der Steuer-&mpfänger Neufich zu Halle i. W. endlich, welder 
früher Katafterbeamter und Geometer in dortiger Gegend und bei dem Melio- 











rations-Werke auf der Boder Haide von Anfang an felbft mit Wiefenbau 
beihäftigt geweſen, aud mit der Zeit durch Ankauf verihiedener Parzellen 
Eigenthümer mit 341 Morgen ausgebauten Miefelwieien Mitglied der Suzietät 
geworben ift, entwidelt in feiner jehr gründlichen und mit techniſchen Belägen 
und Zaren verjebenen Eingabe den biftoriihen Hergang und die jegigen Zus 
ftinde auf der Boder Haide; er fucht Die Fehler in der Anlage, aber auch gleich- 
zeitig die Möglichkeit zu deren Beleitigung nachzuweiſen, und glaubt, daß im 
Ganzen ein Kapital von mindeſtens 20,000 Rtbirn. dazu gehören würde, um alle 
Haupt-Be- und Entwäſſerungs-Anlagen in das richtige Verhältniß zu bringen. 

Er führt hierauf an jeinen eigenen Grundftüden aus, daß feine Specus 
lation, fid} mit erborgtem Gelde eine ſo große Fläche in der Boder Haide 
anzufaufen, eine pekuniär nicht glüdliche geweien; wenn er fih auch das Ver— 
dienft vindiziren mülfe, durch fein emergiiches Worgeben ein gutes Beijpiel zur 
Nadeiferung und zum Gelingen der ganzen Melicrationen gegeben zu haben. 

Der Petent ſchließt endlich mit dem Projefte, feine in der Boder Haide 
belegenen Grundftüde in verihiedenen Parzellen und zerlegt als Gemwinnfte zu 
einer Lotterie innerhalb der Sozietäts-Genoffen herzugeben, welche beftimmt 
ift, dem Befiger die auf den Grundftüden verwendeten baaren Auslagen und 
zum Ankauf derielben gemachten Schulden wieder zu erjtatten, außerdem aber 
nad der vorgelegten Tare und darauf bafirten VerlojungsPlan einen Ueber: 
ſchuß von 20,000 Rthlrn. gewähren, um das oben bezeichnete Kapital zur 
Beleitigung der Uebelftände in der BewählerungssAnlage zu gewinnen, und 
welches Kapital alſo im allgemeinen Intereſſe der Sozietät verwendet wer— 
den fol. 

Da jedoh nah dem Geſetze vom 20. März 1827 Ausipielung von 
Grundftüden innerhalb eines Privatzirfeld unansführbar ift, fo bittet der Per 
tent, das Haus der Abgeordneten wolle 

einem Spezialgelege, welches nur die öffentlihe Ausfpielung durch 
die Königlich Preußiihe Staate-Lottericen feines in und bei dem 
Meliorations: Gebiete der Boder Haide belegenen Grundbefipes er- 
laubt, die Zuftimmung ertbeilen. 

Aus dieſen bier aufgeführten Petitionen ift nun, wie ſchon oben ange— 
deutet, zumächft erfichtlich, dap im ihnen die Uebelftände in der Verwaltung, 
die Härten in der Anwendung. des Statuts, die techniſchen Fehler in der 
Anlage und endlich einige Wege zur Abbülfe näher nachgewieſen werben, fie 
find daher ſämmtlich als ein ſchätzbares Material zu einer eventuellen Abjtel- 
fung der Webelftände und der erbetenen Nevifion des Statuts für die König: 
liche Staats-Regierung zu beiradten. 

Wenn man aud gewiß anerkennen muß, daß die Königliche Staats: 
Regierung bei Beförderung und fortlaufender Unterftügung der Meliorationg- 
Arbeiten auf der Boder Haide im Sinne altpreußiiher Tradition nah dem 
Vorbilde der landeswäterlihen Verwaltungen des großen KRurfürften und ber 
Könige Friedrih Wilhelm I. und Ariedrid II. d. h. im der Abſicht gehandelt 
bat, dem betreffenden Landestheile einen wejentlihen Vertheil zuzumenden und 
die Landes Kultur zu fördern, jo läßt ſich gleihwohl nicht verhehlen, daß es 
vielleicht beffer gewejen wäre, wenn die Königlihe Staats-Regierung ſchon 
vor mebreren Jahren das Werk zu einem beftimmten Abſchluß gebracht hätte, 
ala berechtigte Zweifel über den Erfolg und Klagen über die Höhe der Koften 
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laut wurben und als ökonomiſche wie technijche Autoritäten, namentlich der 
befannte Wiefen-Baumeifter Vincent gerechte Bedenken gegen die Ausdehnung 
des Beriefelungsmerfes auf jo große Dimenfionen wie dort in der Boder Haide 
geäußert hatten, 

Daß den dortigen Uebelftänden namentlih in Bezug auf Berzinfung 
und Amortifation der vom Staate erhaltenen Darlehne durch die fortgejepte 
Nahfiht der Königlihen Staats-Negierung fein Ende gemacht, jondern mit 
der Zeit nod vergrößert worden, geht unter anderen ſchon aus der Verhand- 
lung des Berwaltungsrathes und Vorftandes der Genofjenfhaft vom 30. De: 
zember 1865 hervor, wo erflärt wird, „daß der durchſchnittliche NRein- 
ertrag der melivrirten Grundftüde die Zinfen des Anlage-Kapi— 
tald und den jegigen Beitrag von I Rthlr. 10 Egr. pro Morgen 
nit einmal dedt; und jhlieplih die Regierung gebeten werden muß, 
zur Bermeidung des Untergangs der Sozietät und zur Verwirk— 
Iıhung der verbeißenen Erfolge durh Gewährung der dazu 
nötbigen Zuſchüſſe die Sozietät lebensfähig zu erhalten.“ 

Da nun aus allem diejem hervorgeht, daß eine Wiedererftattung ber 
vom Etaate gegebenen Kapitalien jo wenig wie eine Verzinſung derjelben irgend 
denkbar, jo wird ſchon aus diefem Grunde eine Revifion des Statuts erfor 
derlih, indem fein anderes Mittel übrig bleiben mödte, als auf gefeplichen 
Wege die in demjelben ſtipulirte Berzinfung und Amortilation der betreffenden 
Summen zu erlaffen und dadurch die Sozietät weſentlich zu entlaften; gleich“ 
zeitig aber durch anderweitige Revifion des Statuts eine eventuelle Ausſcheidung 
einzelner Theile aus der Sozietät, denen nur Schaden aus der Genoſſenſchaft 
erwächſt, zu ermöglichen. 

In der über diefen Gegenftand ftattgehabten Berathung der Agrar-Kom- 
milfien bemerfte der anmwelende Herr Kommiljarius der Königliden Staats» 
Regierung zunäcdft, dab die unter Nr. 5 aufgeführte Petition inzwiſchen 
idon durch Aufhehung der Erefution und fernere Stundung der Beiträge 
Seitens des Ober: Präfidenten der Provinz Berüdfihtigung gefunden habe, 
und wurde in Betreff der son den Mühlen: Befigern in der Stadt Lippftadt 
in den Petitionen Nr. 1. und 2. angebradten Beihwerdepunfte darauf aufs 
mertſam gemacht, das bier ſchon gleihlautende Erfenntniffe der Königlichen 
Gerichte vorlägen und beziebungsweije abgewartet werden müſſe, ob die Pe- 
tenten dieſelben rechtäfräftig werden laſſen, cder aber den ihnen nod offen 
ftebendeu Weg der Einreihung der Nichtigfeitsbeihwerden, betreten würden. 

Die Petition Nr. 9. des Steuerempfängers Neufirh wird von der Kom— 
miffion näher beleuchtet, und nur injoweit als fie Material zur Bearbeitung 
des Statuts biete, der Ueberreihung an die Regierung werth gehalten, wogegen 
man alljeitig der Meinung war, daß die Intention des Petenten betreffend 
die in Vorſchlag gebradte Lotterie nicht der Berüdfihtigung zu em« 
pfehlen jei. 

Ueber die Zuftände der auf der Lippftäbter Gemarkung gelegenen und 
zum Meliorations:Berbande zugezogenen Weidegrundftüde wurte von einer 
diejen dortigen Verhältniſſe naheftebenden Seite nohmals ein ausführliches 
Bild entworfen und der dringende Wunſch der dortigen Interefjenten motivirt, 
unter allen Umftänden und jobald als möglid aus dem Verbande ausge» 
ſchieden zu werden. 
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Der Kommiffarius der Königlichen Staats-Regierung entwidelte hierauf 
in eingebender Weile und unter Himmeifung auf das Etatut, wie der Ber: 
waltungsratb wohl befugt gemelen fei, im Intereffe des Meliorationt- Projektes 
die betreffenden Grundftüde auch theilmeis gegen den Willen der Eigenthümer 
dem Meliorationd-Bezirfe zuzulegen und daß nah $. 4. und $. 68. eine 
Ausiheidung einzelner aus dem Berbande nur auf einen rechtzeitig ange» 
brachten und begründeten Antrag des Befiperd dur einen vom Ober-Präfi- 
denten ber Provinz beftätigten Beichluß des Verwaltungs-Rathes erfolgen 
könne. 

Die Königliche Regierung ſei daher um ſo weniger im Stande geweſen, 
einſeitig die Ausſcheidung einzelner Grundftüde zu verfügen, ala die betreffenden 
Petenten den im Statute vorgeihriebenen Inſtanzenzug no nicht erſchöpft 
haben und außerdem bierzu Verhandlungen mit dem Berwaltungerathbe und 
Vorftande ter Societät und befondere Ermittelnngen erforderlich jeien. Die 
Agrar⸗-Konmiſſion erfannte jedoch einen großen Theil der vorliegenden Uebel» 
ftände und bie dringende Nothwendigfeit der Revifion des Statuts an, und 
einigte fih daher zu dem Antrage: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
die Petitionen der Königlihen Staats-Negierung als Material bei 
der Revifion des Statutd der Meliorationd - Societät der Boder 
Haide zur Erwägung und beziehungsweiſe zur Abhülfe zu über- 
weijen. 

Berlin, den 19. Februar 1869, 


Die Kommiffion für die Agrar-Verhältnifje. 


v. d. Kneſebeck [Teltow] (Vorfigender. U. v. d. Kneſebeck 

|Ruppin| (Berichterftatter). Witt (Schriftführer). v. Kverber. Knapp. 

v. Sanſtein. Allnoch. Freiheir v. Kaltenborn. v. Berswordt: 

Wallrabe. Sagen (Fürſtenthum). Thies. Schulze. WB. Beeſten. 
v. Thokarski. 


N 328. 


Berichterftatter: Haus der Abgeordneten. 
Abgeordneter Virchow. 10. 2egislatur= Periode. 
— — — II. Seſſion 1868. 





Vorbericht 


der 


Kommilfion zur Prüfung des Staatshaushalts— 

Etats über die Gtatsüberjchreitungen und außer: 

etatsmähigen Ausgaben des Sahres 1866. u. 1867. 
(Drudjachen Nr. 65.) 


Unter Allerhöchſter Ermädtigung vom 21. November v. 3. find dem Haufe 
der Abgordneten Nachweiſungen über die Etats-Ueberſchreitungen und jonftigen 
ertraordinären Ausgaben, weldhe im Staatshaushalts:Gtat nicht vorgejeben 
waren, für die Jahre 1866 und 1867 zur nachträglichen Genehmigung vor- 
gelegt worden. Bei der Prüfung diejer Borlagen ſtieß die unterzeichnete Kom- 
milfion auf mehrere Poften, welde ihrer beſonderen Beichaffenheit wegen im 
Zufammenbange unter einander, jedoch getrennt von den übrigen zu behandeln 
ſchienen, und deren vorgängige Erledigung für die weiteren Entſchließungen 
jowohl der Kommilfion, als des Haufes bejtimmend fein muß. Es handelt 
ih dabei um folgende Pofitionen: 
A. in den Nachweiſungen für das Jahr 1866, bei der Verwaltung 
der Hohenzollernihen Lande: 
1) Etatdelleberichreitung in Kap. 10 des Ordinariums (S. 56): 
Renten und Entihädigungen für aufgehobene Rechte 2063 Fl. 
37 Kr. 
2) Außeretatsmäßige Ausgabe Nr. 2 (S. 72): Erfte Rate 
von der Entihädigung des Fürften von Thurn und Taxis 
33,000 #1. 
3) Außeretatsmäßige Ausgabe Nr. 2 (ebendafelbft): die gleiche 
Entihädigung des Fürften von Fürftenberg 24,000 Al. 
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B. In der Nachweiſung für das Jahr 1867: 

1) Auperetatsmäßige Ausgabe Tit. 4. (S. 156): Zahlung 
an den Fürften zu Sayn-Wittgenſtein-Hohenſtein in Folge 
des über die Aufgabe jeiner Nechte abgeſchloſſenen Rezeſſes 
35,715 Rihlr. 

2) Außeretatsmäßige Ausgabe bei der Verwaltung der Hohen- 
zollernihen Lande Nr. 2 (S. 166): Zweite Rate der Ent- 
ihädigung an den Kürften von Thurn und Taris 30,000 Al. 

Diele ſämmtlichen Ausgaben gebören in diejelbe Kategorie. Sie beruben 
auf Verträgen, welde die Staats-Regierung auf Grund der Königlihen Ver: 
ordnung vom 12. November 1855 mit den genannten, früher reihsunmittels 
baren Fürften abgeihloffen bat. Für feine dieſer Ausgaben hat die Regierung 
die verfafjungsmäßige Zuftimmung der Landesvertretung gehabt; fie bat fie 
auf ihre eigene Verantwortlichkeit bin geleiftet, und zwar zum Theil unter 
ausdrücklichem Wideriprude des Hauſes der Abgeordneten. In lepterer Ber 
ziehung ift Folgendes zu bemerfen : 

Der mit dem Fürften von Thurn und Taxis unter dem 15. Suli 1864 
abgeihloffene und unter dem 24. Dftober 1865 beftätigte Rezeß fam zum 
erften Male im Haufe der Abgeordneten zur Sprache bei Gelegenheit der Be- 
rathung über den Staatshaushalt des Jahres 1867. In der Sipung vom 
14. Dezember 1866 (Stenographiihe Berichte Bd. II. S. 1185—89) wurde 
die Sache des Weiteren erörtert. In dem Etats-Entwurf für 1867 befand 
fi in Kap. 9. Renten und Entſchädigungen für aufgebobene Rechte, eine Summe 
von 1217 Fl., nehmlich 1200 51. für Zinjen aus dem noch refticenden Kapital 
von 30,000 Al. und 17 Fl. an Entſchädigung für aufgehobene Bürgerannahme: 
Gebühren. Auf Antrag des Abgeordneten Graf wurde dieſe Summe ger 
ſtrichen, und der gejeglide, von der Negierung angenommene und publizirte 
Staatshaushalts-Etat enthält dieſelbe nicht. Trotzdem befindet fie ſich unter der 
gegenwärtig zur nachträglichen Genehmigung vorgelegten erſten Pofition 
von 2063 Fl. 37 fr. 

Die in dem Rezeß als Entſchädigung ſtipulirte Summe von 63,000 Fl., 
welde zum Theil in 1866, zum Theil in 1867 gezahlt worden ift, bat der 
Entſcheidung des Haufes bis jegt unmiütelbar nicht vorgelegen. Allerdings 
war in derjelben Seifion von 1866—67 Seitens der Abgeordneten Graf, 
Eberty und Schanz (Drudiahen Nr. 117) der Antrag geftellt, den Vertrag 
mit dem Fürften von Thurn und Taris für rechtsungültig zu erfliren, und 
die Juſtiz-Kommiſſion, an welde derjelbe zur Berathung überwiefen war, 
beantragte in ihrem Berichte (Drudjahen Nr. 210), zu erklären: 

1) es entipricht nicht dem Geſetze vom 10. Juni 1854, daß die König- 
liche Staats Regierung im Gefolge der Verträge vom 15. Zuli 1864 
ohne Genehmigung der Landes » Vertretung durch die Königliche 
Verordnung vom 24. Oftober 1865 eine Entihädigung von 
63,000 Fl. für den Kürften von Thurn und Taxis feſtge— 
ftellt bat; 

2) die Zahlung von 33,000 Fl. der Entihädigung aus den etats— 
mäßigen Meberihüfjen der Hohenzollernſchen Landeskaſſe ift nad 
Artifel 99. der Verfaſſung ungültig erfolgt. 

Allein diejer Bericht kam wegen Schluffes der Seifion nicht mehr zur 
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Verhandlung. Indeß war die Staats» Negierung nicht blos durd Dielen 
Bericht, ſondern noch mehr durch die Beihlüffe des Abgeordnetenhauſes vom 
9. Mai 1865, auf welde wir zurüdfommen, von der Aufaffung, welde in 
diefem Theile des Landtages herrſchte, in volle Kenntniß gelegt. 

Achnlic verhält es ſich mit dem BVertrage des Fürften zu Sayn-Wittgen- 
fteinsHobenftein, der am 5. Mai 1865 akgeihloffen und am 24. Juni 1867 
beftätigt worden ift. Durd denselben ift eine Entihädigung von 35,715 Rthlrn. 
und eine vom 1. Januar 1868 ab zablbare Rente von 1000 Rthlrn. ftipulirt. 
Veptere Summe erregte bei den Vorberatbungen über den Etat des Jahres 1868 
die Aufmerfjamfeit der Kommiffarien des Hauſes, und einer derjelben, der Abs 
geordnete Virchow, ftellte den Antrag: 

Das Haus der Abyeordneten wolle beſchließen, die an den Fürſten 
zu Sayn-WittgenfteinsDobenftein zu zahlende Rente von 1000 Rthlrn. 
jo lange nicht zu bewilligen, als der unter dem 5. Mai 1865 mit 
dem Fürften abgeichloffene und durch Königliche Verordnung vom 
24. Juni 1867 (Amtsblatt der Regierung zu Arnsberg vom 2. Nos 
vember 1867) beftätigte Vertrag die Zuflimmung der Landes-Ver— 
tretung nicht gefunden hat. 

Das Haus nahm in der Sipung vom 14. Dezember 1867 (Stenographijcher 
Beriht S. 408 --14) in namentlicher Abftimmung den Antrag an, ſtrich die 
1000 Rihlr. aus dem Etat umd letzterer erhielt in dieſer Form die Zuſtim— 
mung des Herrenhauſes und der Krone und wurde Geſetz. Es war Dies 
um fo mehr bemerfenawerth, als nach der erften Abftimmung des Abgeordneten: 
hauſes der Herr Finanz-Minifter in einem beionderen Schreiben (Drudiachen 
Nr. 270) unter dem 8. Februar 1868 die Genehmigung dieſer Summe gefordert 
und erflärt hatte, die Regierung könne ſich dieſer Zahlung nicht entziehen, 
weil fie, wie mit Sicherheit vorberzuiehen fei, im Rechtswege zur Erfüllung 
des abgeichloffenen Vertrages verurtheilt werden würde. Zrogdem hatte das 
Haus auch in der Schlußberathung am 13. Februar die Summe bei noch— 
maliger namentlicher Abftimmung abgejept. 

Deſſenungeachtet leiftete die Regierung die Ausgabe und der Herr Finanz- 
Minifter erflärte bei den Berhondlungen über den Etat Des Jahres 1869 in 
der Sigung des Haufee vom 19. November v. 3. (Stenographifcher Bericht 
Seite 137), er beabfidhtige dielelbe als Etats-Ueberſchreitung der nachträglichen 

- Genehmigung des Landtages zu unterbreiten. Im Uebrigen erachte er fi 
zur Zahlung verpflichtet. Trotzdem verwarf das Haus die Summe von Neuem 
und hielt aud in der Schlußherathbung in der Sigung vom 14. Januar d. $. 
den Beihluß aufrecht (Stenographiiher Beriht ©. 1042). Auch der Etat 
für 1869 ift jo Gejeg geworden, ohne daß die Negierung die Ermächtigung 
zu der Ausgabe erlangt bat. 

Unter jolden Umftänden würde die Kommiſſion die nachträgliche Geneh— 
migung der in der jegigen Vorlage bezeichneten Summen natürlich nicht be— 
fürworten fünnen, wenn nicht Dem nad allen Seiten bin unzuträgliden und 
faft unleidlichen Zuftande der Gejepgebung in Beziehung auf die ebemals 
NReihsunmittelbaren mindeftens in jomeit Abhülfe geichafft würde, dab die 
Kandesvertretung in Zufunft vor ähnlihen Anſprüchen geihünt jei. Für das 
finanzielle Verhalten der Regierung fei die Verordnung vom 12. November 1855 
beftimmend, in fofern fie im $. 2. die Entfchädigungen an die Reichsunmittel— 

1 “ 


im 
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baren eingeführt habe, von denen in dem Geſetze vom 10. Juni 1854 gar 
nicht die Rede geweſen; die erfte Forderung müffe aljo die Aufhebung dieſer 
an fih unzuläffigen Beftimmung fein. Laffe fih aber vorberjehen, daß es 
auch bei künftigen Verträgen ohne Entihädigungen nicht abgeben werde, jo 
‚dürfe die Yandesvertretung nach Lage der Gejepe und Berfaffung nicht um— 
gangen werden, und jo ergebe ſich als zweite Forderung die Bejeitigung ber 
Beftimmung des Gejeges vom 10. Juni 1854, daß die Wiederherftelung der 
Rechte der Reihsunmittelbaren durd Königliche Verordnung zu erfolgen babe. 

Bon ſolchen Erwägungen au:zebend, ftellte man einen Antrag auf Aen— 
derung der Gejeggebung in Beziehung auf die Reihsunmittelbaren, der in 
folgender Form in der Kommilfion eingebradht wurde: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, folgendem 
Geſetz-Entwurf die verfaffungsmäßige Zuftimmung zu ertbeilen: 


Geſetz, 
betreffend die Ordnung der Rechts-Verhältniſſe mittelbar gewor: 
dener deuticher Fürften und Herren. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. ſ. w. 
verordnen, unter Zuftimmung beider Häufer des Landtags der 
Monardie, was folgt: 


$. 1. 

Die Verordnung vom 12, November 1855, betreffend Die 

Ausführung des Geſetzes vom 10, Juni 1854 (Gefep-Samm- 
fung 1855. ©. 688. Nr. 4307.), ift aufgehoben. 


$. 2. 
Die MWiederherftelung der durd die Gejepgebung jeit dem 
1. Januar 1848 verlegten Rechte und Vorzüge mittelbar gewor- 
dener Deuticher Reihsfürften und Grafen (Geiep vom 10. Zuni 1854. 
Geſetz- Sammlung ©. 363.) erfolgt vom 1. Januar 1869 an nur 
noch auf dem Wege der Gejepgebung (Art. 62. der Berfaffungs- 
Urfunde). 


Zur weiteren Begründung dieſes Antrages wurde auf die Entftehunge- _ 
Geſchichte des Gefepes vom 10. Juni 1854 und der Verordnung vom 12. No— 
vember 1855, ſowie auf die langjährigen Differenzen, welche daraus hervor- 
gegangen feien, hingewieſen. In erfterer Beziehung ift Folgendes zu erwähnen: 

Nachdem unter dem 7. Mai 1853 das Geſetz über die Bildung der 
Erſten Kammer, des jegigen Herrenhaufes, ergangen war, jo ergaben ſich 
mandherlei Schwierigkeiten in Beziehung auf den Eintritt der Standesherren 
in dieſelbe, welche fid in ihren Rechten verlegt glaubten. Um der Erledis 
gung diefer Schwierigkeiten und damit der Neubildung der Erften Kammer 
vorzuarbeiten, bradte in der Sigung der damaligen Grften Kammer der Ab» 
geordnete Dr. Stahl den Antrag ein (Drudiahen Nr. 18. der III. Legisl. 
II. Sitzungs-Periode): 

an die Königlidie Staats » Regierung den Antrag zu richten, ges 
jegliche Anordnungen den Kammern vorzulegen, durch welche bie 
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ehemals unmittelbaren reichsſtändiſchen Häufer in die ihnen durch 
den Deutihen Bund zugefiherten Rechte, foweit folde in 
der Geſetzgebung feit dem März 1848 beeinträchtigt find, wieder 
eingejept werden. 

In der niebergefegten Kommilfion erklärte der Kommiflarius des Mis 
nifters des Innern, die Regierung ſei ſchon feit längerer Zeit mit dem Gegen- 
ftande beihäftigt und die Refultate ihrer Verhandlungen könnten bald an 
die Kammer gelangen. Trotz diefer Verſicherung entſchied fid) die Kommiſſion 
(Drudjaben Nr. 61. III. Legist. II. Sipungs-Periode) für die Annahme des 
Antrages. Die Erfte Kammer beſchloß jedoch in ihrer Sitzung am 1. Februar 
1854 die Bertagung auf 3 Wochen, und in der That wurde fhon innerhalb 
diefer Friſt unter Allerhöchfter Genehmigung vom 17. Februar der betreffende 
Geiep » Entwurf vorgelegt (Drudjahen Nr. 132,, III. Legisl. II. Sipungs- 
Periode). 

Schon in der Sigung vom 3. März wurde dieſer Entwurf in erfter, am 
28. in zweiter Leſung mit einigen Aenderungen angenommen, welche leptere 
namentlih dahin gingen, daß auch ſolche Rechte wieder bergeftellt werben 
ſollten, welche erft durch die jpätere Bundesgefepgebung (nad 1815) zuges 
fihert worden jeien. 

In der Zweiten Kammer ftieß das Gefeg auf größeren Widerftand. 
Schon in der vorberathenden Kommijfion fand die Meinung Ausdrud (Drud: 
ſachen Nr. 235. III. Legisl. II. Seifion Seite 3.): 

die Vorlage gehe theild durch einzelne Beftimmungen, theild durd) 
unbeftimmte und zweideutige Autdrüde weit über das Nothwen— 
dige und zu Rechtfertigende hinaus und gebe der Beiorgniß Raum, 
daß den betreffenden Häufern mande Konzeifionen gemadt werden 
möchten, welde, ohne durch eine wirklich beftehende Rechtspflicht 
geboten zu fein, dem Sinne der Verfaffung und der jept gelten» 
den Staats-Einrichtungen zumiderliefen. 

Es wurde erflärt: 

es jei verfaffungswidrig, Verfügungen, wie die in Rede ftehen» 
den, bei melden mögliherweile dem Lande jogar pefuniäre 
Laften aufgelegt werden könnten, der ordentlihen Geſetz- 
gebung zu entziehen und fie einfeitiger Königlicher Berordnung 
anbeim zu geben, wie denn überhaupt die Kammern in ihrer 
Eigenihaft als Volksvertretung nimmermehr fompetent jein fünns 
ten, die ihnen durch die Verfaffung übertragenen Befugniffe und 
Verrichtungen au eine andere Staatsgewalt zu delegiren, vielmehr 
verpflichtet jeien, fie jelbft auszuüben und in allen Dingen über 
Beobachtung der Berfaffung zu wachen. 

Es wurde ferner bemerkt, daß ein derartiges Gejep, weldes fi als eine 
Dellaration der BerfaffungssUrfunde anfündige, an fih unzuläffig fei, va es 
die Berfafjung nicht deklarire, ſondern in wichtigen Punkten gänzlich ändere. 
Tropdem entihied fih die Kommilfion jchließlih für die Annahme. Dabei 
fan in Beziehung auf die jegt vorliegenden Fälle bejonderd bemerkt werden, 
daß ſchon bei diefer Gelegenheit die Fürften von Thurn und Zaris und von 
Fürftenberg ausdrücklich als joldhe genannt wurden, auf welde dus Geſetz 
Anwendung finden jolle. 
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In der Kammer felbft war die Oppofition noch entichiedener. Insbe— 
jondere warnte der Abgeordnete Kühne eindringlih ver der Annahme des 
Geſetz- Eutwurfes, mamentlih vor dem Berlaffen des Gejepgebungsmeges. 
Schon in der Sitzung vom 4. März 1854 machte er darauf aufmerkjan, baf 
fih in den Vorlagen eine jhwere Omilfion finde, indem bei dem Abdrude 
des Art. 14. der Bundesafte der Pafjus ganz weggelafjen ſei, welcher feſt— 
ftellt, daß bei der näheren Beftimmung der geſammten Berhältniffe der Standes» 
herren im Deutihen Bunde das Bayeriſche Edikt vom 19. März 1807 die 
Grundlage fein jollte. Auf jeinen Antrag wurde dieſes Ebdift, weldyes die 
Rechte der Standesherren erheblich beſchränkt, neu gedrudt und vertheilt; es 
blieb jedoeh ohne Wirfung. Bei der erften Beratbung des Geſetz-Entwurfes 
am 5. April 1854 erneuerte der Abgeordnete Kühne feine Warnungen. Er 
erwähnte, daß er jelbft als Bevollmächtigter der Regierung jeit 1820 die 
Verhandlungen mit den Etandeäherren geführt babe, daß bis 1848 alle media— 
tifirten Häufer abgefunden gemeien feien, indem ihnen zum Theil mehr gewährt 
worden, als die Bundesgejepgebung ihnen zugefichert habe, daß 1848 auf 
Wunſch der Standesherren jelbft mancherlei Aenderungen vorgenommen feien, 
und daß alle diefe Verträge nun von Neuem in Frage geftellt würden. Selbft 
manche Bertheidiger des Entwurfes waren von Beſorgniſſen nicht frei. So 
erflärte der Abgeordnete Reiheniperger (Geldern): 

Ich nehme zu meiner Gemiljensberubigung Akt von der Er— 
Härung des Herrn Regierungs-Kommiſſars, daß eine weitergehende 
Anerkennung der Rechte, wie folde durch die Bundesgejeggebung 
zugefihert wurde, außerhalb der Abficht der Regierung liege. Ic 
behaupte daher, daß, wenn die Königlihe Verordnung weiter 
gehen jollte, (mas nicht in den Intentionen Sr. Majeftät liegen 
fann), die Staatö-Regierung dadurd eine ernfte Verantwortichkeit 
übernehmen würde. Es würde ein ſolches Verfahren der Regierung 
ja faum qualifiziert werden fünnen, wenn diefelbe die vorliegende 
Faſſung des Entwurfs nur dadurch zur Annahme der Kammer 
brädte, daß fie erflärte, man beabfichtige nicht, über das Maaß 
der bundesgeſetzlich garantirten Rechte hinauszugeben, — und dann 
nadträglih dennoh Etwas thue, was damit im direften Wider: 
ſpruche ſteht. Ich halte dies nicht für möglid. (Sten. Ber. 
©. 761.). 

Der Minifter des Innern v. Weftphalen ermiderte darauf: 

Was den Inhalt der Vorlage betrifft, jo ift er auf diejenigen 
voͤlkerrechtlichen Verträge bezogen, melde hier allein in Frage 
fommen fünnen, und die Kaffung ift von der Art, daß daraus 
nicht geichloffen werden fann, weitere Rechte, als in den Verträgen 
zugefichert find, zuzugeftehen. (Sten. Ber. S. 763.) 

Der damalige Regierungs-Kommiffar Geheimer Ober: Regierunge = Rath 
Sulzer erläuterte Ipäter deh viel angefochtenen Paſſus des Entwurfes, worin von 
denjenigen Rechten der Standesherren die Nede war, die ihnen „auf Grund 
ihrer früheren ftantsrechtlichen Stellung im Reiche und der von ihnen be— 
jeffenen Landeshoheit“ zuftehen, dahin: 

Dieſe Worte jelbft erſcheinen vollkommen gerechtfertigt, wenn 
man fie nur jo auffaßt, wie fie in der That gegeben find, daß 
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fie nämlich mehr enuntiativer als dispofitiver Ratur find, daß fie 
“ motiviren jollen den dispofitiven Theil des Geſetzes. (Sten. Ber. 
©. 771.). 

Nachdem die Gegenanträge der Abgeordneten v. Patomw uud v. Bonin 
abgelehnt worden, nahm die zweite Kammer dad Geſetz in erfter, am 26. 
April in zweiter Leſung an, und am 10. Suni erhielt es die Königliche 
Sanftion. 

Es dauerte jedoch noch über ein Fahr, ehe die in dem Deklarations-Geſetze 
vorbebaltene Königliche Verordnung erſchien. Die Erfte Kammer (Herrenhaus) 
war inzwilhen unter dem 12. Dftober 1854 gebildet worden und ed war 
im $. 2. Nr. 2. der Königlihen Verordnung den nad der deutichen Bundes» 
afte vom 8. Juni 1815 zur Standſchaft berechtigten Häuptern der vor 
maligen Deutjhen reichsſtändiſchen Häuſer“ die erbliche Berechtigung ver: 
lieben. Indeß zögerte ein großer Theil der Standesherrn, in das Herrenhaus 
einzutreten. Erſt unter dem 12. November 1855 folgte die Königliche Ver— 
ordnung in Ausführung der dem Könige ertbeilten Vollmacht: im $. 1. 
derjelben wurden bie Rechten der Standesherren wieberhergeftelit erklärt. Allein 
es erfolgte aud, was man gefürchtet hatte: im $. 2. wurde dem Ober: 
Präfidenten v. Düesberg Vollmacht ertheilt zu Verhandlungen, nicht 
bloß über Hejtitellung der den Standesheren zuftehenden Rechte und 
Borzüge,, jondern auch über die etwa in Anſpruch genommenen 
Entihädigungen. 

Lange Zeit erfuhr die Yandesvertretung nichts von dieſen Verhandlungen. 
Erft im Sabre 1861 wurde dur eine Petition aus Rheda die Aufmerk— 
feit des Haujes der Abgeordneten auf Verhandlungen mit dem Fürften von 
Bentheim RHeda gelenkt, worin demjelben allerlei weitgehende Zngeftändnifje 
gemacht jein jollten (Drudj. Nr. 40.), und obwohl ſich zeigte, daß die Berhandlungen 
noch zu feinem Ergebniß geführt hatten, jo hielt das Haus bie Angelegenheit 
doch für wichtig genug, um die Petition (zum Theil) der Staats » Regierung 
zur Berüdfihtigung zu überweiſen (Stenographiiher Beriht 1861. ©. 259), 

Erſt im Jahre 1862 trat man der Sache näher. Die Budget = Kom» 
milfion hatte in ihrem Berichte (Drudjahen Nr. 92, VII. Legisl. I. Seifion 
©. 25) erwähnt, daß unter den Ausgaben des Haupt-Ertraordinariums in den 
Fahren 1860 und 1861 jih 80,000 Rthlr. befänden, die an den Fürften 
zu Wied als Entihädigungen gezahlt seien. Im der Sitzung vom 
9. Auguft 1862 jtellte der Abgeordnete Eberty den Antrag: 

das Königlide Staats » Minifterium aufzufordern, die mit den 
Fürften von Solms-Braunfels und Wied über die Wiederher: 
ftellung der durch Artikel 4. der Verfafjung aufgehobenen Rechte 
geſchloſſenen Verträge der Landesvertretung vorzulegen. * 

Das Haus nahm diejen Antrag mit jehr großer Majorität an. (Steno» 
graphiſcher Beriht S. 1111.). 

Im folgenden Iahre ging die Budget-Kommijfion (Drudjagen Nr. 70. 
VII. Legisl. II. Seſſion 1863) genauer auf die Sade ein, ließ zunächſt die 
von dem Regierungs-Kommiſſarius mitgetheilten Verträge durh eine Sub— 
kommiſſion prüfen, und beſchloß endlih den Antrag bei dem Haufe eins 
jubringen : 

zur Prüfung der von der Königlichen Staats-Regierung mit den 
bisher Reihsunmittelbaren geſchloſſenen Verträge eine bejondere 
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Kommilfion zu erwählen und an diefelbe die bei Gelegenheit der 
Budget-Berathung mitgetheilten Verträge zu überweiſen. 

In der Sikung vom 11. März 1863 nahm das Haus dieſen Antrag 
an. Die betreffende Kommilfion wurde gewählt und trat in Berathung; 
wegen des Schluſſes der Seſſion fam es jedoch nicht mehr zur Bericht- 
erftattung. 

Sn der folgenden Seffion ermeuerte der Abgeordnete v. Carlowitz 
alabald den Antrag auf eine bejondere Kommiſſion (Drudjahen Nr. 32., 
VII. Legisl., I. Seffion 1863— 1864). Diejelbe wurde beſchloſſen und erftattete 
nad eingehenden Berathungen einen umfafjenden Beriht (Druckſachen Nr. 101.) 
über die gejammte Frage. Derjelbe fam jedoch wiederum wegen des Schlufjes 
der Sejfion nit mehr im Haufe zur Berathung. Dies geſchah erft, als in der 
folgenden Seſſion, wiederum auf Antrag des Abgeordneten v. Carlowitz 
(Drudjaden Nr. 41., VIIL Legist., II. Seifion 1865), eine neue Kommij- 
fion ihren Bericht geliefert hatte (Drudjahen Nr. 83.). Derjelbe wurde in 
der Sigung vom 9. Mai 1865 im Haufe durchberathen, und, nachdem 14 ver 
ſchiedene, über einzelne Punkte handelnde Rejolutionen angenommen worden, 
folgende zujammenfaffende Schlußrejolution beſchloſſen: 

A. Es ift dem Geſetze vom 10. Juni 1854 nicht entipredhend: 

I. daß die Wiederherftelung der durd die Gejepgebung jeit dem 
1. Januar 1848 aufgehobenen Rechte und Borzüge für die Fürften 
zu Wied, zu Solms-Braunfeld® und zu Solms-Hohenſolms-Lich 
anftatt dur Königliche Berorbnungen in Form von Verträgen er- 
folgt ift; | 

II, daß in dieſen Verträgen Rechten, welche durch die Verfaffung oder 
die Gejepgebung ſeit 1848 nicht betroffen worden, und welde mit 
den gegenwärtigen Staatseinrichtungen nicht vereinbar find, 
namentlich 

1) der Befreiung von der Erbidhafts-Stempelfteuer, 

2) der Befreiung von der Einquartierung, 

3) dem Recht erefutiviicher Beitreibung der Domänengefälle im 
Berwaltungswege, 

4) dem Ausſcheiden der fürftlihen Aamilien und Befipungen 
aus dem Kommunal-Berbande, 

5) dem Bergregal und der Bergverwaltung des Fürften zu 
Wied 

eine neue vertragsmäßige Beſtätigung gegeben worden iſt; 

III. daß durch dieſelben auch ſolche aufgehobene Rechte, welche nicht 
auf völkerrechtlichen oder bundesrechtlichen Beſtimmungen, ſondern 
nur auf der Preußiſchen Geſetzgebung beruhten, namentlich 

1) die Landestrauer, joweit fie über das Trauergeläute hinausgeht, 

2) die Befreiung von ordentlihen Perjonalfteuern, 

3) die Aufſicht über die Gemeinde-Berwaltung, jowie die Ges 
nehmigung, Beltätigung oder Ernennung von Gemeinde-Be- 
amten und von Schullebrern, 

4) dem Kürften zu Solms-Braunfels auch das Recht, Polizei 
ftrafen zu mildern oder zu erlafjen, 

wieberhergeftellt worden find; 


IV. 


daß den Fürften auch Rechte, melde ihnen miemals zugeftanden 
baben, namentlid das Recht der Präfentation zu richterlihen und 
anderen Beamtenftellen bei Gerichts-Behörden, jomie das Vorrecht, 
daß Gerichts⸗Behoͤrden ſich in gewiſſen Fällen als Königlich Preu- 
ßiſches und Fürſtlich Wiediſches, bezw. Sons » Braunfels: 
ſches und Solms » Hohenfolms-Lihihes Gericht bezeichnen und 
fi der Fürftlihen Wappen in Verbindung mit dem Königlichen 
bedienen jollen, . 


eingeräumt worden; 


V. 


VI. 


daß ohne vorgängige Genehmigung der Landesvertretung Geldent- 
Ihädigungen feftgelegt und gezablt, daß ſolche namentlid für die 
unentgeltlidy aufgehobene Jagdgerechtigkeit und Jagdfreiheiten be- 
willigt worden find; 

daß das Geſetz vom 10. Juni 1854 auch aufden Grafen zu Stol- 
bergeWernigerode angewendet worden ift. 


B. Die Königlihe Staata-Regierung wird daher aufgefordert: 


I. 


— 
— 


III. 


die Regierungsalte, durch welche den Fürſten zu Wied, zu Solms- 
Braunfels und zu Solms-⸗Hohenſolms-Lich 

1) die Landestrauer, jomeit fie über das Trauergeläute hin— 
ausgeht, 

2) die Befreiung von orbentlihen Perjonalfteuern, 

3) das Recht der Präjentation zu richterlichen und anderen Be- 
amtenflellen bei Gerihts-Behörden, jowie das Borredht, daß 
Gerichts-Bebörden fih u. j. w. (wie oben) bedienen jollen, 

4) das Recht, Polizeiftrafen zu mildern oder zu erlaffen, 

5) die Auffiht über die Gemeinde-Berwaltung und die Ge— 
nehmigung, Betätigung oder Ernennung von &emeindes 
Beamten oder Schullebrern 

beigelegt worden, und durch welche den Grafen zu Stolberg-Wer- 

nigerode verſchiedene durch die Geſetzgebung jeit dem 1. Januar 

1848 aufgebobene oder beichränfte Rechte wieberhergeftellt, bezies 

hungsweiſe ftatt derjelben andere Rechte eingeräumt worden find, 
außer Kraft zu jepen; 


. die völferrechtlih garantirten Rechte der übrigen vormals reichd- 


unmittelbaren Standesherren nicht durch Berträge, ſondern durch 
Königliche, in der GeſetzSammlung aufzunehmende Verordnung 
wiederherzuſtellen und dabei genau die Schranken des Geſetzes vom 
10. Juni 1854 und bes Art. 14. der Bundesafte einzuhalten; 
ohne vorgängige Genehmigung der Landesvertretung feine Ent— 
ihädigungen für die gedachten Stanbesherren feftzuftellen oder an 
diejelben zahlen zu lafjen; 


IV. Die Verordnung vom 21. Juni 1815 und die Inftrution vom 


30. Mai 1820, ſoweit fie über die Feftlepungen des Artikels 14. 
der Bundesakte, ſowie der fonftigen Bundes-Gejepgebung hinaus» 
geben und mit ben verfafjungsmäßigen Rechtszuftänden nicht ver« 
einbar find, baldthunlichſt einer Revifion, beziehungsweiſe Aufbe- 
bung zu unterftellen und dem Sandtage eine entipredhende Vorlage 


zu machen, aud die nad den Normen der gedachten Verordnung 
2 


10 


und SInftruftion bis zum Sabre 1848 mit den vormals Reichs- 
unmitelbaren gejchloffenen Berträge behufs einer ebenmäßigen Ab- 
änderung zur Verhandlung zu ziehen. (Stenographiide Berichte 
Seite 1415—16). 

Seitdem fam in der Budget-Kommiſſion des Jahres 1866 (Drudiaden 
Nr. 50. VIII Legisl. III. Seſſion S. 14.) der Vertrag mit dem Fürften von 
Thurn und Taxis zur Sprade; auf bejonderen Antrag legte die Regierung 
denfelben vor. Der Bericht der darüber niedergeiepten Kommiſſion ift ſchon 
früher erwähnt; ebenfo die Verhandlungen über die Verträge mit dem Fürften 
zu Sayn-Wittgenftein-Hobenftein. 

Aus dieſer Ueberſicht der ftattgehabten Verhandlungen wurde zu beweiſen 
geſucht, daß die bier vorliegende Angelegenheit einen Flecken der Preußiſchen 
Gejepgebung darftelle, deſſen Bejeitigung im alljeitigen Iutereffe liege. Bon 
vorn berein babe man unter dem Titel einer Deklaration eine der Verfaffung 
wieberftreitende Beftimmung getroffen, und die Königlihe Verordnung babe 
hinterher, trog der bündigen Zufagen des Minifters und entgegen dem Wort» 
laute des Geſetzes, die Ermächtigung zur Kontrahirung von Entihädigungs- 
Verträgen ertheilt, woburd das verfafjungsmäßige Recht der Landes Bertres 
tung arg gefhädigt worden ſei. Wie beträchtlihe Summen auf Grund 
dieſer ungefeplihen Ermädtigung gezahlt worben jeien, erjehe man aus der 
_ beifolgend abgedrudten Ueberfiht. Damit nicht zufrieden, habe man aud in 
anderen Ridhtungen, wie dur die NRefolution des Haufes vom 9. Mai 1865 
feftgeftellt jei, die Vollmacht des Gejepes weit überjchritten und Verträge ab» 
geihloffen, deren Nechtögültigkeit in weientlihen Punkten beanftandet mer: 
ben müffe. " 

Ein derartiges Verfahren fei um fo jchwerer begreiflih, als es ſich dabei 
an ih nur um ganz wenige Familien gehandelt habe, und als der Zweck, 
deffenwegen dieſe lange Reihe bedenklicher Vorgänge eingeleitet fei, nur höchſt 
unvollfommen erreicht worden wäre. Noch jept feien einzelne ber jo bevor- 
zugten Standesherren nicht in das Herrenhaus eingetreten; Diejenigen, welche einge» 
treten feien, hielten ſich großentheils von den Sigungen beffelben fern. Ea liege alfo 
zu Tage, daß nichteinmalder Erfolg das eingefchlagene Berfahren gerechtfertigt habe. 

Wenn nun alle Aufforderungen des Abgeordnetenhaufes an die Staats- 
Regierung bis jept ohne Wirkung geblieben jeien, jo erſcheine es ganz unmöglich, 
bie nachträgliche Genehmigung für die verausgabten Summen zu ertbeilen, 
ohne daß die Staats-Negierung nicht gewiffe Bürgihaften gebe, daß fie auf 
den verfafjungs- und gejepmäßigen Weg zurüdfehren wolle. Erkläre fie id 
dazu bereit, jo jei in ben vorgefchlagenen Gelep- Entwurf die Form eines Waffenftill- 
ftandes geboten. Man könne dann zunächſt von der Rechtagültigkeit der ſchon ge— 
ſchloſſenen Verträge abſehen; dieſe Seite der Frage bleibejpäterer Vereinbarung vor« 
behalten. Jedenfalls werbe das Haus jeine Redtsauffaffung nicht aufgeben. 
Alein die finanzielle Frage laffe fi getrennt von der Rechtsfrage behandeln. 
Denn die Regierung babe das Geld ausgezahlt und es jei fein Berfahren 
denfbar, wie man die Stanbeöherren zwingen fünne, daſſelbe wieder heraus» 
zugeben. Man könne fih alſo höchſtens an die Minifter halten, welde das 
Geld gezahlt hätten. Nun jei aber für einen großen Theil der gezablten Ent: 
ſchädigungen ſchon die Entlaftung ausgefprohen. Es ſei nämlih in frübern 
Fahren die Zahlung, auf das Haupt-Ertraordinarium angewielen worden, deſſen 





11 


einzelne Pofitionen einer nadträglihen Genehmigung nicht unterliegen, und 
die Decharge habe bei Gelegenheit der allgemeinen Rechnung ftattgehabt. Ein 
Theil jei überdies durch das Indemnitäts-Geſetz gededt. Gin Zurüdgeben 
über das Jahr 1866 hinaus jei demnach an fi unmöglid. Aud die Summen 
an die Fürften von Thurn und Zaris, von Fürftenberg und zum Theil an 
den Fürften zu Sayn-Wittgenſtein-Hohenſtein ſeien verausgabt. Ertheile 
man bier die nachträgliche Genehmigung, jo fünne daraus für Die Rechtsgültig- 
feit der Verträge weiter nichts gefolgert werden. Acceptiren die Regierung und 
die Landesvertretung das vorgeſchlagene Geſetz, jo jei es ſelbſtoerſtändlich, daß 
das Haus dieſe nachträgliche Genehmigung ausſprechen werde. 

Der Kommifjarius des Finanz» Minifters Geheimer Ober: Finanz» Rath 
Wollny erflärte darauf: Obwohl die Staatd-Regierung auf einem diametral 
verſchiedenen Standpunfte fiehe und die Nedhtögültigfeit der Verträge als 
unzmeifelbaft eradhte, jo wünſche doch auch fie eine Verftändigung, und fie 
jebe die Grundlage einer jelhen in tem gemachten Vorſchlage. Wie jehr fie 
geneigt fei, den Wünſchen des Haujes Rechnung zu tragen, möge man daraus 
erieben, daß der Herr Finanz Minifter nach dem legten Beſchluſſe des Haufes 
Anordnung geltoffen babe, die Zahlung der Rente von 1000 Rthlrn. an den 
Fürften zu Sayn»Wittgenftein- Hobenftein und einer rüdftändigen Kapital» 
Entihädigung von etwa 21,000 Rtihlrn. an den Fürften Salm-Salm fofort 
zu fiftiren. Allerdings werde die Sache dadurd zur richterlichen Entſcheidung 
gedrängt werden und es jei faum zweifelhaft, daß Fiskus verurtheilt werben 
würde zu zahlen. Die Lage werde daburd nicht gebeilert werden. Die be 
treffenden Berträge zerfielen in vier Kategorien: 

1) jolde, in denen Zahlung geleiftet und Decharge ertbeilt jei (Wied, 
Solmd- Braunfels, Solms: Hohenfolms-Lih, Salm-Horſtmar, Eroy), 

2) folde, wo Zahlung geleiftet jei und jept die Genehmigung nad)» 
geſucht werde (Thurn und Taxis, Fürftenberg, zum Theil Sayn), 

3) ſolche, wo die Zahlung noch nicht geleiftet, aber die Verträge ab» 
geſchloſſen ſeien (Salm-Salm, zum Theil Sayn), 

4) jolde, wo Verträge noch nicht geichloffen jeien, zum heil 
Verhandlungen noch nicht ftattgefunden haben (Sayn-Wittgenftein- 
Berleburg, Bentheim: Steinfurt, BentheimeXTedienburg, Arenberg). 

Die erſte Kategorie komme nicht mehr in Betracht. Für die zweite und 
dritte Kategorie müſſe die Regierung fordern, daß ihr Sicherheit in dem 
Geſetze geboten werde, daß die von ihr geleifteten Zahlungen nicht beanftander 
und für noch zu leiftenden Zahlungen die nöthigen Mittel zur Bers 
fügung geftellt würden. Auch die Regierung jei bereit, alle diejenigen Punfte, 
über welde Meinungs-Berjhiedenheit beftehe, für jept auf fi) beruhen zu 
laſſen; fie werde auch dem nicht entgegen jein, daß die ferneren Verhandlungen 
mit den 4 Staudesherrn ad 4. nicht mehr dur Königliche Verordnung, fon« 
dern durch befondere Gefege zum Abjchluffe gebradt würden. Dafür beane 
ſpruche fie aber, außer Verantwortlichkeit in Beziehung auf den Finanzpunft 
geiept zu werden. Nicht einverftanden jei fie damit, daß Die ganze Verord— 
nung von 1855 außer Kraft gejept werde. Das Alinea 1. des $. 1. der 
jelben enthalte die in dem Gejepe vom 10. Juni 1854 vorgeidhriebene Wieder» 
berftellung; es könne alſo nur Alinea 2. des $. 1., jowie $. 2. und 3. der 
Berorbnung aufgehoben werden. Eines Zurüdgehens bis auf das Gejeg von 
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1854 bebürfe es nicht; überdies käme bier in Frage, da es fih nm ein 
Berfaffungs-Gejeg handle, ob nicht felbft bei Abänderung einzelner Paſſus 
defjelben doch eine zweimalige Leſung im beiden Häufern des Landtages noth» 
wendig fein würde. Dadurch werde die Erledigung der Sache unliebjam 
binausgerücdt. Andererſeits jei dies unnöthig, wenn durch ein neues Geſetz 
felbftänbige dispofitive Beftimmungen getroffen würden. 
Nach diefer Erklärung wurde von einem Mitgliede der Kommiſſion fol 
gendes Amendement eingebradt: 
Die Budget-Kommiffion wolle beichließen: 
Den Antrag des Referenten vom 28. Januar d. 3. im folgender 
Fafjung an das Haus der Abgeordneten zu bringen: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, nachſtehendem Gejep« 
Entwurfe die verfafjungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen: 


Gejep, 
betreffend die Ordnung der Rechtsverhaͤltniſſe der mittelbar 
gewordenen Deutihen Reihsfürften und Grafen. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
verordnen unter Zuftimmung beider Häufer des Landtages der 
Monardie, was folgt: 


&. 1, 

Der $. 1. Abſatz 2. und die $$. 2. und 3. der Verordnung 
vom 12. November 1855 (Gejep- Sammlung Seite 688.) werden 
unter Bereitftellung der Mittel zur Erfüllung derjenigen Berbind- 
lichkeiten, welche durd die in Ausführung der gedachten Berorb» 
nung mit vormals reidhsunmittelbaren Kürften und Grafen ge— 
ſchloſſenen Berträge auf die Staatsfaffe bisher übernommen find, 
bierdurd außer Kraft gejept. 


$. 2. 

Die Ausführung der Beltimmung im $. 1. Abſatz 1. der 
Verordnung vom 12. November 1855 über die danach erfolgte 
Wiederberftellung der dur die Gelepgebung feit dem Jahre 1848 
verlegten Rechte und Vorzüge mittelbar gewordener Deuticher 
Reichefürften und Grafen erfolgt fortan im Wege befonderer 
Geſehe. 

Der Herr Finanz-Miniſter erflärte darauf ſeinerſeits, daß er einer ſolchen 
Faſſung zuftimme, und daß er ermächtigt fei, das Einverftändniß der Regie 
rung definitiv audzuiprehen. Die Regierung lege Werth darauf, daß ihr Die 
Mittel zur Zahlung im Gelege jelbft bereit geftellt würden. Komme ein 
Kompromiß zu Stande, jo werde fie nur noch die Rente von 1000 Rthlrn. an 
den Fürften von Sayn-WittgenfteinHohbenftein und die Entihädigung von 
21,077 Rtblr. 21 Sgr. 8 Pf. an den Fürften zu Salm-Salm zahlen. Daß 
es fih um feine weiteren Zahlungen handle, wolle er in einem offiziellen 
Schreiben ausdrücklich erflären. Komme dagegen fein Kompromif zu Stande, 
fo werde die Regierung auf Grund der Verweigerung des Abgeorbneten« 
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baufes die Sache an die Gerichte geben laffen und durch Einlegung aller 
ordentlichen Rechtsmittel verfolgen, aber er jei überzeugt, daß die Regierung 
verurtheilt werben werde. Alle Minifterien hätten übrigens die Meinung ge» 
babt, daß die Regierung im vollen Rechte verfahre; auch ſeien die Verträge 
hauptſächlich durch das Juftiz.Minifterium verhandelt worden. In Beziehung 
auf die jept zur Genehmigung ftehende Summe aus den Jahren 1866 und 
1867 möge man erwägen, welde Inftanz bier Recht ſchaffen ſolle. Durch 
die bloße Berweigerung des Abgeordnetenhaufes werde feine richterlihe Ent» 
ſcheidung getroffen, nod liege es in der Möglichkeit, über die Rechtmäßigkeit 
ſchon geleifteter Zahlungen eine richterlihe Entiheidung herbeizuführen. Ers 
kläre fi das Herrenhaus für die Genehmigung, fo fei am wenigften ein 
Weg zur Austragung der Sade da. Gr werde fi daher freuen, wenn jetzt 
ein Ausgleih im Wege des Geſetzes gefunden werde. 

Gegen den Ausgleih und für Verweigerung der Geıehmigung ſprach 
fih nur ein Mitglied der Kommilfion aus. Jede Entihädigung der Standes- 
berren jei ein Geſchenk, das man ihnen auf Koſten des Volkes made, und dazu 
lei Die Landesvertretung nicht berufen. Für Anſprüche, die nicht mehr eriftiren, 
für Rechte, die nicht wieterhergeftellt werden dürfen, könne man feine Ent- 
Ihädigungen zahlen. Und dod handele es fih bier um eine Entihädigung 
wegen Entziebung von Rechten, deren Repriftinirung unferer ganzen Staatsein« 
richtung widerjpräcdhe. Der vorgeihlagene Ausgleih genüge nicht, weil Die 
Verträge fortbeftehen und gewiffermaßen anerkannt würden. Er bezweifle nicht, 
daß die Gerichte zu der Landesvertretung ftehen würben. 

Dagegen wurde bemerkt, daß von einer Anerkennung der Verträge feine 
Rede ſei; im Gegentheil laffe man die Rechtsfrage nach beiderjeitigem Zuges 
geftändnig unberührt. Nur darum handle es fih, ob Zahlungen, die zum 
allergrößten Theile ſchon geleiftet jeien und die nicht wieder rüdgängig ge 
macht werben fünnten, dedargirt werben jollen. Die Landesvertretung fei bei 
dem Mangel eined Ober-Rechnungskammer- und Minifter-Berantwortlidfeits- 
Geſetzes machtlos in jolden Fragen. Das babe ſich gezeigt, als man vor 
einigen Jahren bei dem Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten den 
praftiihen Verſuch gemacht Habe, durch Verweigerung der Dedarge verauds 
gabtes Geld wieder einzubringen. Es gebe feine Form, wie das Abgeordneten: 
baus feine Abjegungen praktiſch durchführen könne. Ueberdies habe die Er- 
fahrung mit dem Magdalenenftift gelehrt, wie unjere Gerichte in jolden Streit: 
fragen entſcheiden. Beide Fälle jeien weit günftiger für das Abgeordnetenhaus 
geweſen, als biefer, wo es ih um die Nedtsgültigkeit einer Königlichen Ver— 
erdnung handle, die auf Grund eines Gelepes erlafjen jei. Kein Preußiicher 
Gerihtöhof werde die Rechtsungültigfeit derjelben ausiprehen. Wohin man 
drängen müſſe, das jeien die Gejege über die Ober + Rehnungsfammer und 
über die Minifter» Berantwertlichkeit. Für jept jei es ein nicht geringer Ge— 
winn, mwenigftens einen Abſchluß zu finden für ein Verfahren, weldes ber Gejep- 
gebung nicht zur Zierde gereiche, und das werde durd den Kompromiß erreicht. 

Bei der Abftimmung erklärte ſich die große Majorität der Kommilfion 
für den amendirten Gejep- Entwurf. 


Die Kommilfion beantragt daher: 
das Haus der Abgeordneten molle bejchließen: 
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nachftehendem Gejep » Entwurf Die verfaffungsmäßige Zu- 
ftimmung zu ertheilen: 


Gefesß, 
betreffend 


die Ordnung der Rechtöverhältnilje der mittelbar gewordenen 
deutichen Reichsfürſten und Grafen. 


Wir Wilhelm, von Goites Gnaden König von Preußen u. j. w., ver» 
ordnen unter Zuftimmung beider Häufer des Landtages der Monardie, was 
folgt: 


§. l. 

Der 8. 1. Abſatz 2. und die $$. 2 und 3. der Verordnung vom 12. No» 
vember 1855 (Geſetz Sammlung S. 688) werten, unter Bereitftelung der 
Mittel zur Erfüllung derjenigen Verbindlichkeiten, welche durch die in Aus— 
führung dir gedachten Verordnung mit vormals reihsunmittelbaren Fürſten 
und Grafen geiloffenen Verträge auf die Staatefaffe bisher übernommen 
find, außer Kraft gelept. 

8. 2. 

Die Ausführung der Beftimmung in $. 1. Abjag 1. der Verordnung 
vom 12. November 1855 über die danach erfolgte Wiederberftellung der durch 
die Gejepgebung jeit dem Jahre 1848 verlegten Rechte und Vorzüge mittelbar 
gewordener deutſcher Neichsfürften und Grafen erfolgt fortan im Wege befon- 
derer Geſetze. 


Berlin, den 18. Februar 1869. 


Die Kommilftion zur Prüfung des Staats- 
haushalts- Etats. 


N. v. Bennigfen, Borfipender. Virchow, Bericteritatter. 
v. Stülpnagel. Graf Winsingerode. v. Beeften. Sachie. 
Serberg. v. Briefen. v. Wedell. Grofchfe. Schroeder. 
Mobr. Dr. Techow. SRanngiefer. Nunge. Dr. Lutterotb. 
Saebler. Yacobi (Liegnip). 9. Bodum: Dolffs. Hagen (Görlip). 

Dr. Eberty. 


Anlage A. 


Nachweiſung 


der 





Folge des Geſetzes vom 10. Juni 1854 (G. S. S. 363) und der Aller— 
ſten Verordnung vom 12. November 1855 (G. S S 658) wegen Wie— 
ftellung der bundesgejeglich garantirten, durch die Kandesgejeggebung 
1848 verlegten Rechte der vormals reichsunmittelbaren Fürften, an die 
bteren gezahlten rejp. noch zu leiftenden Entſchädigungen, ſowie der in 
diefer Hinficht noch bevorſtehenden Negulirungen. 






mn dpa. 


Nummer. 


or 


A. Beendete Regulirungen. 
Fürft Hermann zu Wied, 


Fürft Ferdinand zu Solms: 
Braungfels. 


Fürft Ludwig zu Solms⸗Hohen⸗ 
ſolms⸗Lich. 


Fürſt Friedrich zu Salm— 
Horſtmar. 


Herzog von Croy. 


Fürft ee von Thurn 
und 
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Nähere Begründung 
der 
feftgeftellten Zablungen. 


Rezeb vom - —— 1860. Entſchädigung für die un— 
entgeltlih aufgehobene Jagdgerechtigkeit, die Jagd» 
frohnden, die Surisbiftion und den durch die Ablöjung 
im 18. reip. 20 fachen Betrage, jowie für jeden etwa 
fonft dur die Gefepgebung feit dem 1. Fanuar 1848, 
entftandenen Schaden, mit Ausnahme der unter Nr. 2. 
des Rezeſſes bezeichneten Gegenftände. 


Rezeh vom - Fe 166 Entihädigung für die unent- 
geltlih aufgehobene Jagdgerechtigkeit, die Jagdfrohn- 
den, dad Obereigenthum und Heimfallrecht, jowie für 
jeden etwa fonft durch die Gejepgebung ſeit dem 1. 
Januar 1848. entftandenen Schaden. 


Rezeß vom er 1862. Entihädigung für das un» 


entgeltlich aufgehobene Jagdrecht, die Jagdfrohnden, 
— jeden etwa ſonſt durch die Geſetzgebung jeit dem 
. Januar 1848. entſtandenen Schaden. 


Rezeß vom —— = u - 1864. Gntihädigung für bie 


durch das Selen vom 31. Oftober 1848. erfolgte un« 
entgeltlihe Aufhebung der Jagdgerechtſamkeit auf 
fremdem Grund und Boden. 


> 64. FR . : 
Rezeß vom — * Entſchädigung für die durch das 
Geſetz vom 31. Oktober 1848 erfolgte unentgeltliche Auf» 
bebung bes Jagdrechts auf fremdem Grund und Boden, 


15. Juli 1864. 
Rezeß vom —g Gkoher 1865, 

a) Entihädigung für das unentgeltlich aufgehobene Jagd- 
rebht auf fremdem Grund und Boden, die Jagd— 
feohnden, bie jogenannten alten Abgaben, die Fiſcherei⸗ 
gerechtigkeit ꝛc, ferner für die, ſeit dem 1. Mai 
1843. bis 1. Januar 1852. für aufgehobene Taxe, 
Siegel- und Bürgerannahmegelder im Fahresbetrage 
von 173 Gulden 554 Kreuzer rüdftändige Rente, 
fowie für den in diefer Rente enthaltenen, feit dem 
1, Sanuar 1852, bis dahin 1863. für aufgehobene 
Bürgerannnahmegelder von — 17 —— A 
zuzablenden Betrag . . 





b) Zinfen von diefem Kapitale 


c) Rente wegen ber aufgebobenen Bürgerannabmegelder 





Betr: 
der 
Kapital 


Re 


80,00: 


30 000 


5,000 


9,300 


1,000 


63, 
(Sul 


Sul 
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Betrag Te ae 
ber 
Renten. Bemerfungen. 
u Dad 
| 
| 
— — —| Die unter 1. bis 5. aufgeführten Entſchädigungen find auf dus Haupt · Excravrdinarium der betr. Jahre 
angewieſen worden. 
ad 6. a) Bon der Entihäbigung von 63,000 Gulden find 33,000 Gulden pro 1866. und 30,000 
Gulden pro 1867. zur Zahlung und Verrechnung bei der außeretatsmäßigen ertraorbdinairen Ver— 
waltung der Hohenzollernſchen Lande angemwieien werben. 
— | ad 6. b) Dieſe Zinſen find angewieſen worden: 
a) auf den in dem Etat der Hohenzollernſchen Lande pro 1866. ausgeſetzten Fonds zu Renten 
und a ze für aufgebobene Redte mit . . » » x... 1995 #lr. 37 &r. 
b) auf den Allerhoͤchſten Dispofitionsfonds bei der General» Staatsfaffe mitt 650 - — « 
| 3645 Fir. 37 Kr. 
17——] ad 6. c) Dieje Rente ift ebenfalls auf den im Etat der Hobenzollernihen Lande pro 1866. aus— 
(Gulden) gefepten Fonds zu Renten und Entfhädigungen für aufgehobene Rechte angewieſen worden. 
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Nummer 
3 
2 
2 
“> 
= 


T | Finft Carl Egon zu Fürftenberg. 


Rn 


Fürft Ulerander zu Savns 
Wittgenftein-Hohenftein. 


9 I Fürſt Alfred zu Salm-Salm. 


B. Unerledigte Regulirungen. 


3 | Fürft zu Sayn-Wittgenſtein— 
Berleburg. 


2 I Bürft zu Bentheim-Tecklen— 
burg. 


3 | Herzog von Arenberg.. 


4 I Fürft zu Bentheim» Stein- 


furt. 


Nähere Begrlnönng 
der 
feftgeftellten Zablungen. 


Nezeh vom 5 —— 1866. Entſchädigung für das 
unentgeltlich aufgehobene Dbereigentbum”undHeim- 
fallsrecht, für den in Folge der Ablöſung der Gefälle 
im 12» und 16 fahen Betrage ber Sahresleiftung ein« 
getretenen, Sowie für jeden ſonſt durch die Geſetzgebung 
feit dem 1. Sanuar 1848., insbejondere auch durch 
die zufolge Verordnung vom 25. Mai 1849. unent« 
gelilih erfolgte Aufhebung des ausſchließlichen Rechts 
zur Erzgewinnung etwa entftandenen Schaden. 


5. Mai 1565. 
Rezeß vom 24. Juni 1867. 

a) Entſchädigung für den durch die unentgeltliche Auf: 
bebung der fürſtlichen Jagdgerechtigkeit auf fremdem 
Grund und Boden entſtandenen Schaden . ; 

b) als Emsihädigung für Die — für die 
Zeit vom 1. November 1848. bis zum 1. November 
1867. jährlih 435 Rıiblr.. . . 

e) als Entihädigung für den Berzicht auf die dem 
Fürftlihen Haufe nah der Deutichen Bundesacte 
und den Preußiſchen Landesgefegen zuftehbenden Res 


, 1. April 1849. 
gierungs-Rechte pro ultimo — 1867. — 
1000 Rthlr. 


d) Rente vom 1. Januar 1868, 'ab, desgieichen 


26. Oktober 1366. 
Rech al 27. November 1867. 

a) Entfhädigung für die Aufhebung der Jagdgerechtig— 
feit auf fremdem Grund und Boden, des gutäherr- 
lien Heimfalldredhts und bes Anſpruchs auf A 
lirung des Allodifikationszinſes e 

b) Als Entihädigung der entbehrten Nupungen jener 
Gerehtiame während der Vergangenheit : 






Kapitalien. 
— —4 


24,000 — — 
(Gulden) 


8,700 — _ 


8,265 — — 
| 


18,750 — 





21,07721 8 
18,549. 10 


1 
\ 


19 








Bemerfungen. 





— — — ad 7. Dieſe Summe iſt zur Zahlung und Verrechnung bei der außeretatsmäßigen ertraorbinairen 
Verwaltung der Hohenzollernſchen Lande pro 1866. angewieſen worden. 


ad 8. Die Summen ad a) bis c) von zufammen 35,715 Rthlrn. find zur Zahlung und Verrechnung 
bei der außeretatämäßigen ertraordinairen Berwaltung pro 1867, angewiejen werden. 
Die Rente unter d) von 1000 Rthlrn. jährlich jol für das Fahr 1868, bei dem Fonda 


zu Renten und Entihädigungen für aufgehobene Zöle und andere Berechtigungen ald Mehraus- 
gabe nachgewieſen werden. 


Bon 1869. ab ift die Zahlung ſiſtirt. 


ad 9. Die Auszahlung des Kapitals zu a) ven 21,077 Rthlrn. 21 Sar. 8 Pf. ift bis auf Weiteres 
ausgelegt, während die Entſchädigung zu b) von 18,349 Rihlrn. — Sgr. 10 Pf. zur 
Zahlung und Berrehnung bei der außeretatsmäßigen ertraorbinairen Verwaltung pro 1868. 
angewieſen ift. 


— ad 2. Bon ben eingeleiteten Verhandlungen zurüdgetreten. 


— — ad 4 Iſt in die Berhandlungen noch nicht eingetreten. 
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Anlage B. 


Berlin, den 13. Februar 1869. 


Sn. Hohwohlgeboren beehre ih mich, die im der geftrigen Sipung ber 
Budget: Kommilfion des Haufes der Abgeoröneten gewünjchte Auskunft erge— 
benft dahin zu ertbeilen, daß nad Lage der Akten von jolden Zahlungen, 
welche auf Grund der Verordnung vom 12. November 1855 über die Wie- 
derberftellung der durch die Gejeggebung feit dem Jahre 1848 verlegten Rechte 
und Vorzüge mittelbar gewordener Deutſcher Reichsfürſten und Grafen, durch 
bereits geichloffene und Allerhöchſt genehmigte Nezeffe auf die Staatsfaffe über: 
nommen worden, noch rüditändig find: 
1) eine Rente des Fürften zu Sayn-WittgenfteineHohenftein 
von jährlih 1000 Rthlrn. vom 1. Dftober v. 3. ab, 
und 2) ein Abfindungs =» Kapital des Kürften zu Salm: Salm von 
21,077 Rthlin. 21 Sgr. 8 Pf. 


Der Finanz-Minifter. 


v, d. Heydt. 


An 


den Vorſitzenden der Budget-Kommiſſion 
des Hauſes der Abgeordneten, 


Herrn v. Bennigſen, 
Hochwohlgeboren. 
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N 329. 
Haus der Übgeordneten. 
10, Regislatur» Periode, 
II, Seffion 1868. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc., 
ertheilen Unjerem Juſtiz-Miniſter die Ermächtigung, den anliegenden Geſetz— 
Entwurf wegen Einführung fürzerer Verjährungsfriften im Gebiete des Appel: 
lationggerihts in Frankfurt am Main, den beiden Häufern des Landtags 
Unjerer Monarchie zur verfaffungsmäßigen Beſchlußnahme vorzulegen. 
Gegeben Berlin, den 17. Februar 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 
A. Leonhardt. 


Allerhöchſte Ermächtigung. 


Digitized by Google 


— BE 


— — — — — — 
— — — 


Entwurf 


eines 


Geſetzes wegen Einführung kürzerer Verjährungs— 
friſten im Bezirk des Appellationsgerichts 
in Frankfurt a. M. 


ir Wilhelm, von Gotted Gnaden König von 
Preußen ıc., 


verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtags Unferer Monarchie, 
was folgt: 


$. 1. 

Die Verordnung vom 6. Juli 1845 wegen Einführung fürzerer Ber: 
jührungsfriften für die Landestheile, in welden noch gemeines Recht gilt, 
tritt au für den Bezirl des Appellations-Gerichts in Aranffurt a. M. 
in Kraft, 


8. 2, 
An die Stelle des im $. 7. Abſatz 1. der gebuchten Berorbnung bes 


ftimmten Zeitpunftes tritt der 31. Dezember 1869, 
Urfundlich ac. 


Beglaubigt. 


Der Zuftiz-Minifter: 
A. Leonhardt. 
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Motive. 


In dem Bezirke des Appellationsgerichts in Frankfurt a. M. gilt, abgeſehen 
von wenigen Ausnahmen, noch die 3Ojährige Friſt für die Verjährung per— 
fönliher Forderungen. Das Bedürfnis zur Einführung kürzerer VBerjährungs- 
friften für die aus den Geihäften des gewöhnlichen Verkehrs entipringenden 
Forderungen ift jhon lange von den Behörden der vormals freien Stadt 
Frankfurt empfunden, demjelben jedoch mit Nüdfiht auf die in Ausficht ges 
nommene Negelung des Obligationenrechts nicht entſprochen worden. 

Don dem Appellationdgeriht in Franffurt a. M. und bei Berathung 
des gleihen Gejeg-Entwurfs für die Provinz SchleswigsHolftein in der dies— 
jährigen Sitzung des Abgeordnetenhaufes ift darum der Antrag geftellt worden, 
die Verordnung vom 6. Zuli 1845 (Gefep- Sammlung ©. 483.) aud in dem 
Bezirke jenes Appellationsgerihts einzuführen. 

Da dieſe Verordnung dem dort beftehenden Bedürfniffen entipricht, ift der 
anliegende Geſetz-Entwurf ausgearbeitet worden. Außer der ſelbſtverſtändlichen 
Abänderung des in $. 7. der Berordnung vom 6. Zuli 1845 beftimmten 
Termins bat ſich zu einer weiteren ſpeziellen Vorſchrift in den Verhältniſſen 
des Bezirks von Frankfurt a. M. feine Veranlaffung ergeben. ' 


——re 
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Mir Wilbelm, von Gottes Gnaden König von 


Preußen ꝛc., 


ertbeilen Unferem ZuftizeMinifter die Ermächtigung, den anliegenden Entwurf 
eines Gejepes, beireffend das Eivil = Prozehverfabren im Geltungsbereidhe der 
Verordnung vom 24. Juni 1867 (Gefep- Sammlung Seite 885.), den beiden 
Häujern des Landtages Unferer Monarchie zur verfafjungsmäßigen Beſchluß— 
nabme vorzulegen. 

Gegeben Berlin, den 17. Februar 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 
A. Leonhardt. 


Allerhöchſte Ermächtigung. 


Entwurf 


eines 


Geſetzes, betreffend das Civil-Prozeß-Verfahren 
im Geltungsbereiche der Verordnung vom 
24. Juni 1867. (Gejeß-Samml. ©. 885.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc. 


verorbnen für die Eundestheile, in melden die Verordnung vom 24. Juni 
1867. über das Verfahren in Civilprozeſſen (Gejeg » Sammlung 5. 885.) 
Geltung hat, mit Zuftimmung der beiden Häufer des Landtags Unferer Mo— 
nardie, was folgt: 


8. 1. 
Die Amtsgerichte find zuftändig: 

1) in Konkurſen für die Entſcheidung aud derjenigen Rechts⸗ 
ſtreitigleiten, welche ihrem Gegenſtande nach nicht der Zuſtändigkeit 
der Amtsgerichte unterliegen, 

2) ohne Rückſicht auf den Werth des Gegenſtandes für das ge⸗ 
ſammte, die Zwangsverſteigerung unbeweglicher Sachen betreffende 
Verfahren, einſchließlich der Entſcheidung über die Ertheilung des 
Zuſchlags und des Vertheilungs-Verfahrens ſowie einſchließlich der 
Entſcheidung ſolcher Rechtsſtreitigleiten, welche über die Richtigkeit 
oder das Vorzugsrecht eines angemeldeten Anſpruchs entſtehen. 


g. 2. 


Im Bezirke des Appellationsgerichts in Caſſel ſind die Amtsgerichte zu⸗ 
ſtändig ohne Rückſicht auf den Werth des Gegenſtandes: 

1) für das durch das Kurheſſiſche Geſetz vom 14. Juli 1853. 88. 2, 
und folgd. zum Zweck der Aenderung und Löſchung der in den 
Generalwährſchafts- und Hypothekenbüchern ſich findenden Einträge 
vorgeſchriebene Verfahren, mit Ausſchluß jedoch der im Falle des 

1 * 


4 


8. 6. daſelbſt zu eröffnenden Spezialprozeffe, wenn dieſelben 
nad ihrem Gegenftande zur Zuftändigfeit des Kreisgerichts ge» 
hören; 

2) für das durch das Kurheſſiſche Gefep vom 23. Oktober 1865., 
die Gewähr für Mängel von Hausthieren betreffend, in den 88. 4. 
und folgd. angeordnete Anzeigeverfahren, mit Ausichluß der im 
8. 9. daſelbſt bezeichneten Klagen, wenn diejelben nad ihrem 
Gegenftande zur Zuftändigfeit des Kreisgerichts gebören. 


$. 3. 

Hat ein Amtögericht vor dem Zeitpunkt, wo diejes Geſetz in Wirkjamfeit 

tritt, eine gerichtliche Handlung vorgenommen, für welche die $$. 1. und 2. 

die Amtögerichte für zuftändig erfliren, fo kann diefe Handlung nicht wegen 
Unzuftändigfeit angefochten werden. 


g. 4. 

Iſt in einer bei einem Amtsgerichte anhängig gewordenen Civilprozeßſache 
die Unzuftändigfeit des Amtegerichtd oder in einer bei einem Kreisgerichte 
anbängig gewordenen Givilprogeßladhe vie Unzuftändigfeit des Kreisgerichts 
auf Grund der geſetzlichen Vorichriften über die ſachliche Zuftändigfeit der 
Amts» und Kreisgerichte endgültig feftgeftellt, jo fann ſich in dem erften Falle 
das Kreisgericht, in dem legten Kalle Tas Amtsgericht auf Grund jener Vor— 
Ichriften nicht für unzuftändig erflären. 

Die Akten find von dem Gerichte, deſſen Unzuſtändigkeit feftgeftellt ift, 
zum weiteren Berfahren an das andere Gericht abzugeben, bei welchem lepteren 
Berichte Die Sache mit dem Zeitpunfte als anbängig geworden anzujehen iſt, 
in welchem fie bei dem erfteren Gerichte anhängig wurde, 


8.5. 
Das Erkenntniß eines Kreisgerichts kann nicht aus dem Grunde an« 
gefohten werden, weil die Zuftändigfeit eines Amtsgerichts begründet geweſen 
wäre. 


8. 6. 

Wenn in einer bei einem Amtsgerichte anhängigen Civilprozeßſache in 
Folge des Vorbringens einer Partei der Streitgegenftand ſich dergeftalt erhöht, 
daß der Werth defielben die für die Zuftändigfeit des Amtsgerichte maßgebende 
Summe überfteigt, jo bat das Amtsgericht feine Unzuftändigfeit auszuſprechen 
und die Sade an das Kreisgericht zu verweilen, 

Die Beftimmungen des zweiten Abjapes des 8. 4. fommen aud in diefem 
Falle zur Anwendung. 


8.7. 
Auf die Rechtsmittel, welche zuläffig find: 
1) gegen Agnitionsbejcheide, 
2) gegen Vergleichsbeſcheide, 
3) gegen Kontumazial» Erfenntniffe ($. 49. der Verordnung vom 
24. Juni 1867), 
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4) gegen die ein Eides-Erfenntniß ergänzenden Purifikations-Veſcheide, 

5) gegen die eine Konfurd:Eröffnung ausſprechenden Erfenntniffe, 

6) gegen die in der Exekutions-Inſtanz erlafjenen Erfenntniffe, ins» 

bejondere auch gegen die Zufchlagsbeicheibe, 
finden die Beftimmungen unter Nr. 5. und 6. des $. 87. der Berordnung 
vom 24. Juni 1867 mit der Abweichung Anwendung, daß die Frift zur 
Anmeldung und Rechtfertigung der Appellation, der Revifion und Nichtigfeits- 
Beſchwerde, fowie zur Anbringung des Rekurſes und der Beantwortung der 
Rekursbeihmwerde vierzehn Tage beträgt. 
Wenn das Rechtsmittel der Appellation der vorftehenden Beftimmung 

unterlag, jo gilt dieſe auch für das gegen das Appellations-Erfenntniß zulälfige 
Rechtämittel. 


8. 8. 


Prozeßvollmachten für Rechtsanwalte bedürfen feiner Beglaubigung ber 
Unterichrift des Bollmachtgebers, jofern diejer des Schreibens kundig ift. 

Auf Verlangen des Gegners bat fi jedoch der Rechtsanwalt durch eine 
öffentliche Urkunde über jeine Legitimation ausgumeifen. 

Für die höhere Inftanz ift die Beibringung einer neuen Vollmacht nicht 
erforderlich, wenn die Vollmacht erfter Iuftanz zugleih auf die Prozeßführung 
In der höheren Inſtanz ausgedehnt ift. 


$. 9. 

Die zu der Zeit, in welcher dieſes Gejep in Geltung tritt, bei anderen, 
als den nad der Beftimmung befjelben zuftändigen Gerichten anbängigen 
Sachen find an die legteren Gerichte zum weiteren Verfahren abzugeben. 

Der $. 7. findet auf die Rechtsmittel gegen Diejenigen Erfenntnifje und 
Beſcheide, welche bereits infinuirt find, für die nächſte Inftanz feine An— 
wendung. 


Beglaubigt: 


Der Zuftiz-Minifter. 
U. Leonhardt. 
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Motive. 


Di. Beftimmungen der Verordnungen vom 24. und 26. Juni 1867 (Gefep- 
Sammlung Seite 885,. 1073, 1085 und 1094) haben jowebl zu Zweifeln 
über die Zuftändigfeit der Amts- und Kreisgerihte Veranlaffung gegeben, 
als au in ihrer Anwendung noch zu einigen anderen Unzuträglichkeiten ges 
führt, deren Beleitigung namentlih von dem Kommunalstandtag in Gaffel 
beantragt worden ift. 

Die Regierung bat diefe Anträge einer Prüfung unterzogen und dabei 
insbejondere erwogen, inwieweit es rätblich fei, mit Rüdfiht auf die in der 
Berathung begriffene Civilprozeß-Ordnung für den Norddeutihen Bund jept 
eine Aenderung eintreten zu lafjen. Sie ift dabei zu der Anſicht gelangt, 
daß nur jolde abändernde Beftimmungen am Plage feien, deren Erlafjung, 
ohne den Prinzipien der in der Beratbung begriffenen Givilprozeß-Drönung 
vorzugreifen und ohne eine weientlihe Disharmonie mit den Borjchriften des 
Preußiſchen Rechts herbeizuführen, im den fpeziellen Berhältniffen der bes 
treffenden Landestheile begründet und dazu geeignet find, einem für jene 
Landestheile hervorgetretenen bejonderen Bebürfnifje abzubelfen. Diejed Be- 
dürfniß tritt hauptfählih im zwei Richtungen hervor. Zunächſt ift die Zu— 
ftändigfeit der Amtögerichte in den Verordnungen vom 26. Juni 1867 anders, 
als im Gebiete des Preußiſchen Rechts die Kompetenz der Einzelrihter, und 
dergeftalt geregelt, daß ſich Zweifel und Uebelftände ergeben haben, die zum 
Theil darin fi gründen, daß die Amtsgerichte als ſelbſtſtändige Gerichte 
neben den Kreisgerichten beſtehen, während die Einzelrichter des Preußiſchen 
Rechts als Kommiſſarien der Kollegialgerichte erfter Inftanz erſcheinen. Zus 
dem haben fi die Beftinnmungen der Verordnung vom 24. Juni 1867 über 
die Nechtsmittelfriften für gewille Fälle wegen ihrer langen Dauer nicht bes 
währt, wobei in Betracht fommt, daß ihnen in dem Gebiete des Preußiſchen 
Rechts einige Vorſchriften zur Seite ftehen, welde Modifikationen enthalten, 
in den Bezirken der Appellationsgerichte in Caſſel, Kiel und Wiesbaden aber 
bis jegt nicht eingeführt find. 

Diefen Bedürfniffen einer Aenderung oder Erläuterung entſprechen, und 
zwar dem Grfteren die Vorſchriften in $$. 1. bis 6., dem Lepteren diejenigen 
in $. 7. des Geſetz-Entwurfs. 

Im Einzelnen wird dazu bemerft: 
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Zu 8. 1, Pofition 1. und 2. 


Die Verordnungen vom 26. Juni 1867 legen in ben $. 5. beziehungs- 
weile $. 15. den Amtögerichten die Zuftändigfeit für die Behandlung der 
Konkurje bei, mit Ausſchluß der Entſcheidung folcher einzelnen Rechtsſtreitigkeiten, 
welde nad ihrem Gegenftande die Zuftänbigfeit der Einzelrichter überjhreiten. 

Nach $. 89. der Verordnung vom 24. Juni 1867 foll es ferner in 
Anfehung der Konfurs-, Liquidations-Prozeſſe und der Subhaftationen für das 
Verfahren in erfter Inftanz bei den bisherigen Vorfchriften verbleiben, da— 
gegen Spezialprogefje, welhe fi zu einer abgefonderten Verhandlung und 
Entſcheidung eignen, nah den Vorſchriften dieſer Verordnung behandelt 
werben. Eine Ausjheidung der Entiheidung der Spezialprozeffe, jofern dieje 
ihrem Gegenftande nad in Gemäßheit der Verordnung vom 26. Juni 1867 
nit zur Zuftändigkeit der Amtsgerichte gehören, von der Zuftändigfeit ber 
legteren, führt aber ſchon deshalb zu großen Mipftänden, weil dadurch die 
einheitliche Zeitung des Konfurdverfahrens erheblich erſchwert und das legtere 
verzögert wird, weil ferner in einzelnen jener Landestheile, z. B. Schleswig. 
Holftein in Einem Erfenntniffe (dem Prioritäts-Urtheile) über die Liqui- 
dität jämmtliher, auch der beftrittenen Anſprüche, erkannt wird, jo daß 
eine Weberweilung der Spezialprozeffe, je nad ihrem Gegenftande zum Theil 
an die Amtsrichter, zum Theil an die Kreisgeridhte mit den in Geltung ge 
bliebenen Grundfägen des Konkursprozeſſes ſchwer in Einklang zu bringen ift. 
Hierzu kommt, daß in Kurbeffen auch die bloße Anmeldung der Forderung 
ſchon als ein Spezialprozeß angeſehen wird. In dem Gebiete der Allgemeinen 
Gerihtt-Drdnung ift ähnlihen Mißftänden dadurch vorgebeugt, daß die Kon- 
kursprozeſſe jowie die darin vorfommenden Spezialprozefle einem und Dem» 
jelben Gerichte — dem Kreiögerihte — überwieſen find. 

Aehnliches gilt von den Subhaftationen. In Anfehung derfelben ift aber 
von bejonderer Wichtigkeit, daß für die Subpaftationen im Bezirfe des Appel- 
lations-Gerichts in Eafjel nah den Kurbeifiihen Verordnungen vom 5. Oftober 
1821 und 24. Juli 1834 ein befonderes Verfahren befteht, welches bis zur 
Einführung der Verordnungen vom 24. und 26. Juni 1867 von den Einzel« 
richtern geleitet wurde und in ftreng progefjualiichen Formen geführt wird. Die 
Scheidung zwiſchen einem Hauptverfahren und Spezialprozeſſen, und Die 
Anwendung der Beftimmungen über tie Kompetenz der Amisrichter und der 
Kreidgerichte auf diefe Spezialprozeffe veranlaßt große Berwidelungen, zumal 
der die Subhaftation leitende Einzelrichter ſchon zur Ertheilung des Zuſchlags 
Kenntniß von der Liquidität der angemeldeten Korderungen haben muß. 
Die Ertheilung des Zuſchlags ſelbſt aber je nach der Größe, fei es des Werths 
ber jubhaftirten Objefte, oder der Größe der liquidirten Forderungen bald 
dem Amtörichter, bald dem Kreisgerichte zu überweilen, würde eine Ber- 
Ichleppung des Verfahrens zur Folge haben, welde den Kredit untergräbt. 

Es empfiehlt fi daher, alle dieje Verhandlungen den Amtsrichtern zu 
übertragen. 


Zu $. 2. 
Nah den Borihriften des Kurheifiihen Geſetzes vom 14. Juli 1853 
(Kurheifiihe Gefep- Sammlung Seite 97) findet ein bejonderes Verfahren zur 
Aenderung und Löſchung von Einträgen in den Generalwähridhajts- und Hy» 





pothekenbũchern ftatt, ſofern nicht in Folge des Widerſpruchs des Imploraten 
ein Spezialprogeß einzuleiten ift. Diejes Verfahren, mit Ausihluß der Spe- 
stalprogeffe, wird, wie dies auch in dem Kurheſſiſchen Geſetze vorgejchrieben 
war, am zwedmäßigften den Einzelrichtern, welche jene Bücher führen, über- 
tragen. 


Zu $. 2. Pofition 2. 

Eine ähnliche Bewandniß hat e8 mit dem in dem Kurbeifiihen Gejep 
vom 23. Dftober 1865 (Kurheſſiſche Geſetz Sammlung Seite 581) 88. 3. bis 
8. angeordneten Anzeigeverfahren zur Feftftelung von Mängeln der Haus— 
thiere, als Borbereitung des deshalb zu erhebenden Prozeſſes. Es iſt dieſes 
Verfahren, ohne Rüdficht auf den Werth des Gegenſtandes, vor die Amtsge⸗ 
richte zu verweiſen. Die Geſehe über Gewährleiſtung wegen ſolcher Mängel 
vom 3. Mai 1859 8. 3. und ff. (Geſetz Sammlung Seite 205), som 5. Juni 
1863 Artikel 9. (Geſetz - Sammlung Seite 445) und vom 27. März 1865, 
$- 4. und ff. (Gejeg- Sammlung Seite 170) haben bereits Aehnliches bes 
ftimmt. 


Zu $. 3. 
Derjelbe enthält eine, die Befeftigung der Rechtsſicherheit bezweckende 
Uebergangsbeſtimmung. 


Zu 88. 4. bis 6. einſchließlich. 

Während im Gebiete der Allgemeinen Gerichtsordnung der Kommiſſarius 
für die Bagatellſachen eine ihres Gegenftandes wegen zu feiner Zuftändigfeit 
nicht gehörige Klage ohne weiteres Verfahren an das Kreisgericht abgiebt, und 
umgefehrt die Abgabe der Akten an den Kommillfarius erfolgt, wenn die 
Klage aus gleihem Grunde nit zur Zuftändigfeit des Kreisgerihts gehört, 
findet in dem Gebiete der Verordnungen vom 24, und 26. Suni 1867 in Folge 
der Konftituirung der Amts- und Kreisgerichte als jelbftftändiger Gerichte 
eine Inlompetenz-Erflärung des angegangenen Gerichts und eine Abweifung 
der bei diejem erhobenen Klage dergeftalt Statt, daß die Sache für beenbigt 
gilt. Es erwachſen dadurd den Parteien niht nur Koften und Zeitverlufte, 
jondern es können auch die erheblichften materiellen Nachtbeile entitehen, indem 
durch die Abweilung der Klage die Wirkungen ber Litispendenz erlöſchen, und 
jelbft der Verluſt des Klagerehts in dem Falle herbeigeführt werden kann, 
wenn zur Anftellung der Klage eine Präklufiofrift beftimmt worden war. 

Diefe Nachtheile treten niht nur dann ein, wenn die Klage von Anfang 
an bei einem, dem Gegenftande nad unzuftändigen Gerichte erhoben war, 
jondern au, wenn im Laufe bes Progefjes durch die Einlafjung des Be— 
Magten, insbefondere durch Erhebung einer Widerklage, der Streitgegenftand 
fih erhöht. 

Zur Befeitigung dieſer Webelftände wirb daher in $. 4. der allgemeine 
Grundjap aufgeftellt, daß in dem unterftellten Falle das Amts» oder Kreis. 
gericht feine Unzuftändigfeit, jei ed von Amtswegen oder auf die Ginrede ber 
Intompetenz, auszufprehen und nad endgültiger Feftftellung der Unzuftändig« 
feit die Aften zur Forlſehung bes Verfahrens an das andere Geriht abzu— 


geben hat. 
2 
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Im $. 6. ift insbefondere das Berfahren geregelt, wenn ber Streitgegen- 
ftand fi im Laufe des Verfahrens erhöht. 

Zur Bermeidung von Verzögerungen bat aber im $. 4. weiter beftimmt 
werben müffen, daß das Gericht, an welches nad Feftftelung der Unzuftän- 
digfeit ded angegangenen Gerichts die Akten abgegeben werben, fi nicht auf 
Grund derſelben geſetzlichen Beftimmungen für unzuftändig erflären, und 
damit einen negativen Kompetenz-Konflikt hervorrufen kanu, deſſen Schlichtung 
ſchließlich nur durd eine Entſcheidung des gemeinihaftlihen höheren Gerichts 
herbeigeführt werben könnte. 

Die Beftimmung im $. 5. beruht auf der Erwägung, daß eine Partei 
dadurd, daß fi ein Kollegial-Geridht zur Verhandlung und Entiheidung 
eines Rechtöftreites, welcher jeinem Gegenftande nad vielleiht der Zuftändig- 
feit des Einzel-Richterd unterliegt, für fompetent erflärt, fi nicht für beichwert 
eradhten fann. 

Zu 8. 7, 

Die Einführung der im Gebiete des Preußiſchen Rechts geltenden langen 
Rechtsmittelfriſten hat zu manchen Beſchwerden geführt. Die Regierung glaubt 
aber, daß es jetzt nicht am Platze ſei, ein allgemeines Prinzip für einzelne 
Theile der Monarchie zu alteriren und dadurch die durch die Verordnung vom 
24. Juni 1867 erftrebte Uebereinftimmung ber Geiepgebung wieder aufzu— 
heben. Sie hat daher im vorliegenden Entwurf auf jolde Beftimmungen 
fi beihränft, durch welche dieſe Uebereinftimmung nicht wejentlich geftört oder 
dur melde die in bejonderen Berhältniffen der bier in Betracht fommenden 
Landestheile begründeten Webelftände bejeitigt werden. 

Zu den Abänderungen der erfteren Kategorie gehören die Beftimmungen 
in Nr. 1., 2., 4. und 5., da nad den Beftimmungen des Preußiihen Rechts 
Vergleichsbeſcheide nicht erlaffen werden, mithin auch im Wege der Rechts- 
mittel nicht anfehibar find, ferner gegen Agnitionsbejcheide, d. h. gegen ſolche 
Erfenntniffe, welde auf ein Anerfenntniß des erhobenen Anſpruchs gegründet 
find, und gegen die ein Eideserfeuntnig ergänzenden Purififationsbeiheide das 
Rechtsmittel der Appellation nicht ftattfindet und ald gegen die, eine Konkurs— 
eröffnung ausſprechende richterlihe Berfügung, gegen welche, indem fie in Ur— 
theilsform ergeht, in einzelnen, zu dem Geltungsbereihe der Verordnung vom 
24. Juni 1867 gehörenden Landestheilen die Appellation zuläffig ift, nad 
$. 124. der Preußiſchen Konkurs-Ordnung vom 8. Mai 1855 (Gefep-Samm- 
lung ©. 357.) der Antrag auf deren Aufhebung binnen 10 Tagen eingebradpt 
werden muß und das jchleunige Progeßverfahren nach ſich zieht. 

Was die in Nr. 3. bezeichneten Rechtsmittel gegen Kontumazial-Erfennt» 
niffe betrifft, jo find zwar nad Preußiihem Recht die Friften zur Einlegung 
und Rechtfertigung der dagegen zuläffigen Rechtsmittel die gewöhnlichen. Nach» 
dem aber, abweichend von den dort geltenden Grundfägen in $. 49. Abi. 2. 
ber Verordnung vom 24. Juni 1867 der Sa: „contuma non appellat‘ 
eingeführt worden ift, rechtfertigt es ſich, auch für die hiernach nur in bes 
ſchränktem Maße ftattfindenden Rechtsmittel die Friften abzufürzen. 

Zu Nr. 6. Nach der Beftimmung in $$. 13. und 14, des Geſetzes vom 
20. März 1854 (Gejep - Sammlung ©. 115.) ift gegen Zuſchlags-Beſcheide 
nur das, binnen 3 Tagen einzulegende Rechtsmittel der Nichtigfeitäbeichwerde 
beziehungsmeiie des Rekurſes zuläſſig, während gegen die im Bezirfe des Ap— 


er 
* ET 


11 


pellations- Gerichts in Kaflel vorlommenden Zuſchlags⸗Beſcheide auch das Rechts- 
mittel der Appellatiom ftattfindet. — Es ift Mar, daß bei Geftattung ber lan» 
gen Rechtämittelfriften große Verzögerungen entftehen, welche bie nadhtheiligften 
Wirkungen auf den Kredit äußern. Das Bebürfniß, bier eine Abänderung 
eintreten zu laffen, führt aber mit Rüdfiht auf die Bejonderheiten ber im 
Geltungsbereich der Verordnung vom 24. Juni 1867 beftehenben Hülfsvoll« 
ftredungs» Ordnungen aus gleihem Grunde dahin, aud für die Rechtömittel 
gegen alle Erfenntniffe in ber Erekutiond » Inftanz jene Friften abzufürzen. 
Der Feſtſetzung der Frift auf 14 Tage lag die Erwägung zu Grunde, daß 
die bisher im @ebiete des Appellations =» Gerihis in Gaffel nad) $. 10. bes 
Kurheifiihen Gejepes vom 28. Dftober 1863 (Kurheſſiſche Geiep- Sammlung 
&. 116.) beſtimmte Einführungsfrift ebenfalls auf 14 Tage beftimmt war, 
und eine weitere Herabjegung zur Benachtheiligung der Parteien gereichen 
würbe, wie Died aucd bezüglich der in dem Geſetze vom 20. März 1854 ein- 
geführten dreitägigen Friſt vielfach behauptet if. 

Zur Bejeitigung der vorhandenen Mipftände genügt indeffen nicht die 
bloße Ablürzung der Rechiämittelfriften, jondern es erjcheint überdies die Ein— 
führung des beſchleunigten Berfahrens erforberlid, wobei insbejondere auch 
mit Rüdfiht auf die lofalen Berhäliniffe in Schleswig - Holftein die An« 
meldung und Redifertigung bed Rechtsmittels zu Protokoll zugelaflen wer« 
den muß. 

Zu 8. 8, 

In den Bezirken der Appellationsgerihte in Gaffel und Wiesbaden be» 
fteht no tie Vorſchrift, daß Prozeßvollmachten der Rechtsanwalte obrigkeitlich 
zu beglaubigen find. Im Uebereinftimmung mit den Grundjägen in ben an» 
deren Kandestheilen ift vorgejhlagen, daß dem Richter gegenüber die Beglau- 
bigung der Unterſchrift, jofern der Vollmachtgeber des Schreibens fundig ift, 
nicht erforderlih und nur die Gegenpartei berechtigt ift, die Beglaubigung zu 
verlangen. 

Durch die Schluß-Beftimmung fol die Vorſchrift in $. 3. des Kur: 
beifiihen Zuftiz-Minifterialausichreibens vom 31. Mai 1824. (Kurheſſ. Gejep- 
Sammlung ©. 81.), welde für tiefen Fall eine bejondere Vollmacht verlangt, 
bejeitigt werben. 

Die Vorſchrift im $. O. enthält eine Uebergangs-Beſtimmung. 
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Haus der Abgeordneten. 
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Abänderungs- Antrag 


dem Entwurf eines allgemeinen Sagdpolizei- 
Geſetzes. (Nr. 260. der Druckſachen). 


Neichenöperger. Das Haus der Abgeordneten wolle beichliehen: 
den $. 29. abzulehnen und an deſſen Stelle zu jegen: 
$. 29. Der dur Roth, Danım- und Schwarzwild, jowie durch 
wilde Kaninchen verurſachte Schaden muß dem Befiper 
des beihädigten Grundftüds durd den Jagdpächter erjept 
werden. 
Berlin, den 20. Februar 1869. 
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Haus der Abgeordneten. 
10, Kegislatur« Periode. 
UI. Seffion 1868. 


—h — — 


Auf die Tages-Ordnung einer der nächſten Plenarſitzungen wird geſetzt 
werden: 


I. 

Mündlicher Bericht der Kommiſſion zur Prüfung des Staats 
bauebalts « Etats über die Vorlage der Königlihen Staats « Regierung, bes 
treffend die Verwendung des im Etat der Eilenbabn » Verwaltung für das 
Jahr 1867 unter Titel 5. der einmaligen und außerordentlichen Ausgaben 
ausgefepten Diepofitions-Fonds von 100,000 Thalern — Nr. 135. der Drud- , 
ſachen. — 

Berichterftatter Abgeordneter Dr. Hammader. 


Antrag der Kommiffion: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beichliehen, 
die vorbezeichnete Vorlage, unter Anerkennung der Zweckmäßigkeit 
der ftattgehabten Verwendungen, für erledigt zu erflären. 


Miündlicher Bericht der Kommilfion zur Prüfung des Staatähaus- 
halta-&tats über 
den neunzehnten Bericht der Staatsihulden » Kommilfion über 
die Verwaltung des Staatsihuldenweiens im Jahre 1867. (Nr. 150. 
der Drudjaden.) 


Berichterftatter Abgeordneter Hagen (Görlip): 


Antrag der KRommiffion: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
1) der Königlihen Hauptverwaltung der Staatsihulden über folgende 
Rechnungen die Dedarge zu ertheilen: 
A. über die Rechnungen der Staatsſchulden-Tilgungskaſſe für 
das Jahr 1867 und zwar: 
I. über den Hauptfonds; 
II. über die Zilgungsfonds 
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1) der Staatsichuldiceine, 

2) = Kurmärkiſchen Sculdvericreibungen, 
3) * Neumärkiiden, 

4) = provingiellen Staatsjhulden, 

5 ⸗Staats-Anleihe von 1848, 


6b) = P a 1850, 
7) — ⸗ ⸗ 1852, 
8 — s ⸗ 1853, 
9 > a » 1854, 


10) = Staats Prämien: Anleihe von 1855, 
Il) = Staati:Anleihe von 1855A,, 


12) = . = 1856, 

18) « . «1857, 

14) = z 1859, 

15) = zweiten = « 1859, 

16) » A » 1862, 

in . « 1867C., 
111. über den Depofitalfonds nebft Effekten-Rechnung, 
IV. = =» Betriebefonde = ⸗ 


V. — die Verwaltungsekoſten; 


B, die Rechnungen der Eiſenbahn-Haupikaſſen über die Verziu— 
fung und Tilgung der Aftien und Obligationen 
1) der Niederſchleſiſch-Märkiſchen und 
2) der Münſter-Hammer Eifenbahn für 1867; 


U, die Nechnungen der Kontrolle der Staatspapiere: 
a) das Dofumenten-Tableau für 1867, 
b) die Rechnungen über die Verbriefung und Ausgabe neuer 


Zinsfoupons: 
1) der Staats-Anleihe von 1848, 
2) = . » 1850, 
B) = . . 1854, 
4) = zweiten = » 1859, 


für die Jahre 1864 bis 1867, 
5) der Staats-Anleibe von 1867A,, 
6) = . » 1867B,, 
T) über die Schap-Anweifungen 

für das Jahr 1867. 

2) dem Herrenhauſe von dem in dem an Das Abgeordnetenhaus mits 
getheilten Beſchluſſe defjelben vom 19. Dezember v. 3. enthals 
tenen Irrthum Mittbeilung zu machen, wenad die unter C. b. 
ad 3. aufgeführte Rechnung als die Staats » Anleibe von 1855 
berreffend bezeichnet ift, während fie die Staate-Anleihe von 1854 
betrifft. 
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III. 

Mündlicher Bericht der Kommiſſion für Handel und Gewerbe über 
die Ueberſicht über den Fortgang bes Baues, beziehungsweiſe über 
die Ergebniffe des Betriebs der Preußiſchen Staats » Eifenbahnen 
im Sabre 1867. (Nr. 88, der Druchſachen.) 

Berichterftatter Abgeordneter Dr. Hammader. 


Antrag der Rommiffion: 


Das Haus der Abgeorbneten wolle beichließen: 

1) gegen die Königlihe Staats » Regierung die Erwartung auszu— 
Iprehen, dab in Wahrung und Anerkennung des Prinzips der Kons 
furrenz das zwilchen der Niederſchleſiſch-Märkiſchen Eiſenbahn— 
Verwaltung und der Berlin » Görliger Eijenbahn » Gejellihaft be 
ftehende Vertrags-Verhältniß mit dem 1. Juli er. fein Ende ere 
reiche. 

2) bie vorgelegte Weberfidht über den Bau und Betrieb der Staats: 
Eiſenbahnen im Jahre 1867 — Nr. 88. der Drudiahen — uns 
ter Anerkennung der den Bebürfniffen des Verkehrs entſprechenden 
Thätigfeit der Eiienbahn-Verwaltung für erledigt zu erflären. 

Berlin, den 20. Februar 1869. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten 
v. Forckenbeck. 


N 333. 
Saus der Abgeordneten. 
10. egislatur» Periode. 


Il, Seffion 1868. 
— — — 


Auf die Tages-Ordnung einer der nächſten Pleuar-Sitzungen werben 
gejept werben: 
I. 

Schlußberathung über den Geſetz- Entwurf wegen Einführung kür— 
zerer Verjährungsfriften im Gebiete des Appellationsgerichtes in Frankfurt 
am Main — Nr. 329. der Druchſachen. 

Referent: Abgeordneter Dr. Kugler. 


Antrag des Meferenten: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
dem vorgelegten Geſetz- Entwurfe die verfafjungsmäßige Zur 
ftimmung zu ertheilen. 


II. 


Schlußberathung über den Antrag des Abgeordneten Berger 
(Witten): 

Die Königlihe Staats-Regierung aufzufordern, jo bald wie mög: 
lich, jpäteftens aber zu Anfang der nächften Seffion, einen Ges 
ſetz Entwurf über den Bau einer feiten Brüde bei Tilſit und 
einer Eifenbahn von Memel nah Tilfit zum Anſchluß an die 
Tilfit-Infterburger Bahn dem Landtage vorzulegen. — Nr. 315. 
der Drudiaden. — 


Referenten: die Abgeordneten Miguel und v. Webdell. 


Antrag der Meferenten: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, dem Antrage des 

Abgeordneten Berger in folgender Kafjung jeine Zuftimmung zu 

ertheilen: 
Die Königlihe Staats-Regierung aufzufordern, in biefer oder in 
der nächſten Seſſion des Landtages einen Gejep-Entwurf über den 
Bau einer feften Brüde bei Tilſit zum Anſchluß an die Tilfite 
Infterburger Bahn dem Landtage vorzulegen. 


Berlin, den 20. Februar 1860, 


Der Präfident des Hauſes der Abgeorbneteit. 
v, Forckenbeck. 
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Haus der Übgeordneten. 
10. 2egislatur« Periode. 
Il. Seffion 1868. 





Abänderungs- Anträge 


den Anträgen der Zuftiz-Kommiffion in dem 
Bericht über den Geſetz-Entwurf betreffend die 
juriftiichen Prüfungen und die Vorbereitung zum 
höheren Zuftizdienft. (Nr. 289. der 
Druckſachen.) 


Zweiten. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

I. den $. 2. dahin zu faffen: 
die erfte Prüfung ift bei einem der vom Suftiz » Minifter 
im Regulatio zu beftinmenden Appellationsgerihte abzu- 
legen. Als Craminatoren fungiren Mitglieder der Appel- 
lationsgerichte, welche von dem Juſtiz⸗Miniſter auf beftimmte 
Zeit ernannt werden, und Univerfitäts- Dozenten der Juris- 
prubenz und der Staatswiſſenſchaften. 

Und demnädft dem $. 10. der Kommiffions-Beichlüffe folgen« 
den Eingang zu geben: 
Die zweite Prüfung — die große Staats » Prüfung — ift 
bei der für die ganze Monarchie eingefepten Zuftiz-Prüfungs- 
Kommilfion abzulegen. 
Dielelbe ift eine ac (wie im Kommilfions-Entwurf). 

IL Dem $. 7. folgenden Zufag hinzuzufügen: 
Die Beihäftigung bei Rechtsanwalten foll mindeftens ein 
Jahr dauern. 


II. 
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Leſſe. Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 

1) in $. 6. der Kommiſſions-Vorſchläge Zeile 2. ftatt „drei Jahren“ 

zu fepen „vier Jahren”. 

2) den $. 7. der Kommiſſions-Vorſchläge folgendermagen zu faljen: 
Sie find während dieſer Vorbereitungszeit zwei Jahre bei 
Gerichten erfter und zweiter Inftanz und bei einer Staats» 
Anwaltihaft, ein Jahr bei Nechtd-Anwalten und Notarien, 
und ein Jahr bei einer Berwaltungs =» Behörde, biervon 
jedoh mindeftens neun Monate bei einer follegialiihen 
ftaatlihen oder ftädtiihen Verwaltungs » Bebörde zu ber 
ichäftigen. 

3) in $. 8. der Kommiſſions-Vorſchläge Zeile 1. vor „Beihäftigung“ 

einzujcieben: „juriftiide*. 

4) Hinter $. 8. einen neuen $. 9. einzuſchieben: 

„Die Beihäftigung ver Referendarien bei Verwaltungs: 

Bebörden joll nicht eher erfolgen, als bis dielelben mine 

deftens ein Jahr bei JuftizeBehörden gearbeitet haben.“ 
und demgemäß die Nummern der folgenden Paragraphen zu 
ändern. 

5) in $. 12. der Kommiſſions-Vorſchläge in Zeile 4. ftatt „Drei- 

jährige” zu jegen: „vierjährige”. 


Miquel, v. Puttfamer. Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
1) Zum $. 6. des Kommiljions» Berichtes 
ftatt der Worte „von Drei Jahren“, zu jegen: „von vier 
Jahren.“ 
2) Zum 8. 7. des Kommiſſions-Berichtes den Paragraphen wie folgt 
zu faſſen: 

$.7. Sie find während dieſer Vorbereitungszeit zwei Jahre 
bei den Gerichten erfter und zweiter Inftanz, bei der Staats— 
anwaltichaft, bei Notaren, ein Jahr bei Rechtsanwalten und 
ein Jahr bei einer ſtädtiſchen oder follegialiichen ftaatlichen 
VerwaltungssBehörde zu beſchäftigen. 

Die Beihäftigung beim Rechtsanwalt und bei der Ver— 
waltungs-Behörde joll nicht eher erfolgen, als bis der Refe— 
rendar mindeftens ein Jahr bei den Juftiz- Behörden (Ge- 
tihten und Staatsanwaltichaft) gearbeitet hat. 


Berlin, den 21. Kebruar 1869. 


Miquel. v. Puttlamer. 





NE 335. 
Haus der Übgeordneten. 
10, Legislaturs Periode. 
II. Seffion 1868. 


Berbefferungs- Antrag 


Beriht der XV. Kommiſſion betreffend: Die 
Abänderung des $. 20. lit. d. der Verordnung 
vom 1. Juni 1833 und der Allerhöchiten Kabi- 
net3-Ordre vom 24. Juni 1844. (Drud- 
ſachen Nr. 235.) 





Gottfchewsfi, v. Puttfamer. Das Haus der Abgeordneten wolle 
beichließen: 
1) zum $. 3. des Kommiſſions-Berichtes 

a) im Abjap 2., Zeile 1. ftatt der Worte „jährlih gleihmäßi« 
gen* zu ſeßen: „regelmäßigen jährlichen“; 

b) im Abſatz 4., Zeile 1. ftatt der Worte: „Weber die Abs 
löfungspflicht ſelbſt“ zu fegen: „Weber die Ablöjungspflicht 
und die Höhe des Ablöjungss Kapitals.“ 

2) zum $. 4. des KommiffionssBerichtes, 
am Schluß als vierten Abjap binzuzufügen: 

„Berlegt ein Mitglied jeinen Wohnfig, während 
der Tilgungsplan nod nicht feitgeftellt und die Beis 
träge zu den Zinjen und zur Tilgung noch nit um— 
gelegt find, jo wird die Ablöſungsſumme danad ges 
Ihäpt, was das Mitglied bei dem VBorhandenjein eines 
Tilgungdplanes mit Rückſicht auf jeine Steuerverhält 
niffe im Abzugsjahre hätte beitragen müſſen.“ 

3) zum $. 6. des Kommilfions-Berichtes 
anftatt des Schlußfages: „in denen die Zahlung noch nicht 
geleiftet ift“ 
zu legen: 

„in denen das Ablöfungsfapital noch nicht gezahlt, oder 

zwiſchen der Gemeinde und dem Abziehenden verabredet und 

geitundet, oder im Verwaltungswege endgültig feſtgeſetzt if.“ 

Berlin, den 21. Februar 1869. 
Gottſcheweki. v. PButtlamer. 
Unterftügt durch: 

BWölfel. Lauenftein. v. Düffel. Brüning. Meyer (Diepholz). 
Buddenberg. Elliſſen. van Buiren. Schoof. Gerſtenberg. 
Jordan. Weftler. Brande, Klein (Hannover). Schulze (Random). 
Diedenweg. Ziegler (Hanau). Plehn (Marienwerder). Weber (Erfurt). 
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Auf die Tages-Ordnung einer der nächſten Plenar-Sitzungen wird ge— 
ſetzt werden: 


Schlußberathung über den Geſetzentwurf betreffend das Civil-Prozeß— 
Verfahren im Geltungsbereiche der Verordnung vom 24. Juni 1867 (Gejep- 
Sammlung Seite 885.) 

(Nr. 330, der Drudiaden.) 


Referent: Abgeordneter Dr. Bähr (Kaffel). 


Untrag des Referenten: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
in $. 2. des Entwurfs am Scluffe hinzuzufügen: 

3) für das Verfahren über Abtretung zu öffentlihen Zweden 
und zu Eijenbahnen nad Maßgabe der Kurheſſiſchen Ge— 
jepe vom 30. Dftober 1834 und vom 2. Mai 1863, mit 
Ausſchluß des in lepterem ($. 23.) vorbehaltenen gewöhn— 
lichen Rechtsweges, wenn folder wegen eines die Zuftändig- 
feit des Kreisgerichts begründenden Gegenftandes ber 
ſchritten wird; 

biernächft aber dem im UWebrigen unveränderten Gejep-Entwurfe 
die verfafjungsmäßige Zuſtimmung zu ertheilen. 


(Der beantragte, au in dem Vorſchlage des Kafjeler Kom- 
munal » Landtages enthaltene Zujag ift in dem Regierungs- 
Entwurf wohl nur mit Rüdfiht auf das dem Landtage vorge» 
legte Erpropriationsgejep weggeblieben, und ‚dürfte, da die 
Niht- Erledigung des letzteren Geſetzes jegt wohl ſchon mit 
Sicherheit vorausgefehen werden kann, von der Königlichen 
Staats-Regierung nicht weiter beanftandet werden.) 


Berlin, den 21. Februar 1869. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
v. Forckenbeck. 
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Abänderungs-Vorſchläge 


dem Geſetz-Entwurfe über die Schonzeit des 
Wildes. (Nr. 313. der Druckſachen.) 


©. Beeſten. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

I. 3m $. 1, Nr. 7. die Worte zu ftreichen: 
‚und alles jagbbare Sumpf» und Waflergeflügel mit Aus- 
nahme der wilden Gänſe und aller Reiberarten”, 


Motive. 
Es ift im Gejege nirgends feftgejept, was als jagdbar anzujehen ſei. 


I. Im $. 8. die Schlußworte zu ftreihen: 
„in ben Theilen der Mark aber, für welche die Forſt-Ordnung 
vom 10. Mai 1720. erlaffen war, bleibt rüdfihtlid der 
Schwäne das Publifandum vom 17. September 1787. in 
Gültigkeit". 


Motive. 
Die Beftimmungen gegen die Beihädigung u. j. w. der zahmen 
Schwäne gehören nit in das Geſetz über die Schonzeit des Wildes. 
Die betreffenden bejondern Beftimmungen der Forft-Ordnung vom 
10. Mai 1720. pp. find außerdem durd das Strafgelegbud für die 
Preußiſchen Staaten befeitigt. 
Berlin, den 21. Februar 1869, 


v. Beeften. 

Unterftüpt durch: 
Stelzer. Koefter. v. Auerswald. v. Sybel. v. Eynern. Mooren. 
Glaejjen. v. Mallinkrodt. Miquel. Thies. Brande, Baehr. 
Schulze (Random). Windthorft (Lüdinghauſen). Schmidt. Ebner. 
Dr. Schlaeger. Struve Karften. Kugler. Brüning Heyl. 
Nüder Peltzer (Düffeldorf), Engel. Eijele. Thomée. Sadje 

Sorhhammer. Warburg. Evelt. 
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Berbefferungs-Anträge 


dem Entwurfe eines allgemeinen Jagdpolizei— 
Geſetzes (Nr. 260. der Drudjachen.) 


Hichter (Duisburz-Efien): Das Haus der Abgeordneten wolle beicliehen: 

1) 8. 5. Alinen 2 und 3 zu ftreiden. 

2) $. 7. im folgender Faſſung anzunehmen: 

Unter der Bedingung des $. 5. bildet jeder Gemeindebezirk 
einen gemeinfhaftlichen Jagdbezirk. Mittelft Beichluffes des 
Gemeinde-Borftandes fann die Theilung eines Gemeinde: 
Bezirks in mehrere Jagdbezirke erfolgen; jedoch muß jeder 
Jagdbezirk eine zujammenhängende Fläche von mindeftens 
500 Morgen umfafjen. 

3) In $. 9. die Worte: „und des Landraths“ zu ftreichen. 

4) $. 11. 1, im folgender Fafjung anzunehmen: 

Sind Grundftüde, welche weder als Einzelbefig die normale 
Größe eines jelbftftändigen Sagdresiers, noch als Kompler 
die normale Größe eines gemeinihaftlihen Jagdbezirks 
erreichen, von einem mindeftend 1000 Morgen großen Befip: 
thum ganz umſchloſſen, jo ift der Befiger verpflichtet, die 
Ausübung der Jagd auf den umſchloſſenen Grundftüden 
pachtweiſe zu übernehmen. Beim Mangel gütliher Einigung 
bat der Befiger den höchſten Pachtzins, für welchen die 
Jagdbezirke den benadhbarten Gemeinden verpachtet find, zu 
zablen. 
$. 11. 2. und 3. ganz zu ftreihen. 

5) 8. 16. Alinea 4. in folgender Fallung anzunehmen : 
Jagd⸗Erlaubnißſcheine dürfen von Jagdpächtern mit oder 
ohne Entgelt ertheilt werden. 

6) 8. 18. Alinea 3. ftatt der Worte: „von drei Thalern zur Kreis— 
Kommunalsfaffe zu jepen: „von Einem Thaler zur Kreis-Jagd- 
polizei Kaffe“. 

7) $. 20. zu jepen: 

a) ftatt „mit einer Geldftrafe von 5—20 Rthlru.“ „mit einer 
Geldftrafe von 15 Rthlrn.“ 
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b) ftatt „trifft eine Geldftrafe bis zu 5 Rthlrn.“ „eine Geld— 
ftrafe von 1 Rthlr.“ 

ce) ftatt „mit einer Strafe von 5 — 50 Rthlren.“ „mit einer 
Strafe von 5—10 Rthlrn.“ 

$. 21. Alinea 2. ftatt der Worte „von 10—20 Rihlrn.” zu 

jegen: „von 1—5 Rthlrn.“ 
$. 23. ftatt „5—20 Rtblen.” zu ſetzen: „I—5 Rthlr.“ 
8) $. 25. Alinea 2. dahin zu Ändern: 

Zur Abwehr der den Feld» und Gartenfrüchten ſchäd— 
lichen Vogelarten, ift Jedem auf feinen eigenen Grundftüden 
die Anwendung des Schufigewehrs geftattet, ohne eines 
Jagdſcheines zu bedürfen. 

9) $. 27. Alinen 3. in folgender Faffung anzunehmen: 

Das von den Grundbefigern in Folge einer ſolchen Ge— 
nebmigung des Yandratbs erlegte oder gefangene Wild bleibt 
Eigentbum des Grundbefigers. 

10) $. 29. in folgender Faſſung anzunehmen: 

Ein geſetzlicher Anſpruch auf Erjag des durch das Wild 
verurjachten Schadens fteht allen denjenigen Grundbefigern 
zu, weldye zur Ausübung der Jagd auf ihren Grandftüden 
nicht befugt find. 

Außerdem bleibt den Iagdverpäctern unbenommen, bin- 
fihtlih des Wildihadens in den Jagdpacht-Verträgen vor 
jorglihe Beftimmungen zu treffen. 

In jedem Kreife wird eine Kreis:FagdpolizeisKaffe er: 
richtet. Im diefe Kaſſe werden vereinnahmt: 

a) die Abgaben für Jagdſcheine ($. 18.); 

b) die JagdpolizeisStrafgelder ($- 20. ıc.); 

e) eine jährliche Abgabe von 15 Rthlrn., welche jeder 

Befiper einer zufammenbängenden Bodenfläde von 

1000 Morgen und darüber, auf weldyer notoriſch ſich 
ein Hohmildftand befindet, zu entrichten bat. 

Die Kreisvertretung hat über die Verwendung der ein- 
gehenden Beträge im Iutereffe des Kreiſes zu beichließen ; 
jedoch jollen aus diejer Nafje vorab diejenigen Grundbefiger, 
welche gefeplihen Anſpruch auf Wildfhadenerfag haben 
(Altnea 1.), befriedigt werden. 

Die Höhe des Erjapes wird endgültig feftgejept durch 
von dem Gemeinde-Vorftand ernannte und von der Kreide 
behörde betätigte, Taxatoren, welde weder zu den Beſchä— 
digten gehören, nody jelbft die Jagd ausüben dürfen. 


Berlin, den 20. Februar 1869. 


Richter (Duisburg-Efjen). 
Unterftügt durch: 


Hellwig. zur Megede Gottſchewski. Pflueg. Neußer Born. 
W. Ziegler. Berger (Witten. Drabid. 
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Bericht 


verſtärkten Kommiſſion für die Agrar-Verhält— 

niſſe über den Geſetz-Entwurf, betreffend die 

wirthſchaftliche Zuſammenlegung der Grundſtücke 

in dem Bezirke des Juſtizſenats zu Ehrenbreit— 
ſtein. (Nr. 25. der Druckſachen.) 


Die nah dem Beichluffe des Abgeorbnetenhaufes vom 12. November pr. um 
T Mitglieder verftärfte Kommilfion für die Agrar-Verhältniſſe hat fi der 
ihr aufgetragenen Vorberathung des Geſetz-Entwurfes, betreffend die wirth— 
ichaftlihe Zufammenlegung der Grundftüde in dem Bezirke des Juftiz-Senats 
zu Ehrenbreitftein, in den Sitzungen vom 10, und 11. Februar 1869, denen 
als Kommiffar der Königlihen Stants-Negierung ber Herr Geheime Ober» 
Regierungs-Rath Greiff beigewohnt hat, unterzogen, 

Die General-Diskuffion beihäftigte fih im Wefentlihen nur mit ber 
Frage, ob zum Grlaffe eines Gejeges über zwangsweije wirthihaftlihe Zus 
fammenlegung der Grundftüde ein Bebürfniß für den Bezirk des Königlichen 
Juſtizſenats vorliege, indem man alljeitig der Anfiht war, daß, wenn dieſe 
Frage bejaht würde, die Erörterung der Grundſätze, nad welden die Zuſam— 
menlegung zu bewirken, am Zwedmäßigften erft bei der Spezial-Diskuffion der 
einzelnen Paragraphen des Geſetz-Entwurfes erfolge. 

Es wurde zunähft von denjenigen, denen die- Verhältniffe im Bezirke 
des Königlihen Juſtizſenats aus eigener Anſchauung befannt find, näher 
dargelegt, wie groß die Zerjplitterung des Grundbefiges in dem gedachten 
Bezirke fei, und wie nachtheilig fie auf die Landesfultur in dieſem Landes. 
theile einwirke. Es wurde namentlih darauf hingewieſen, wie ſchon bei 
Berathung der Gemeinheitthsilungs » Ordnung für die Nheinprovinz vom 
19. Mai 1851 in dem Berichte der Agrar Konmiffion hervorgehoben Sei, 
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daß nad den Verhandlungen des jechften Rheinischen Provinzial-Landtages im 
Fahre 1841 das Areal der Rheinprovinz von 10,243,790 Morgen in 
11,215,527 Katafter-Parzellen zerfallen ſei, die durchſchnittliche Größe eines 
Grundftüds alſo unter einen Morgen betragen babe, und daß bie Zeriplit 
terung im Kreife Weplar am ftärkften ſei, indem bort die kleinſte Aderparzelle 
nur 55, die Hleinfte Wiefenparzelle nur 20 Quadratfuß enthalte, und die Par: 
zellen ſoweit getheilt feien, daß eine folhe zuweilen nur wenige Furchen ent— 
halte, und daß zwei Nachbarn den Säeſamen zufammenfhöffen und nur Einer 
fäe, damit die Körner, die überfielen, nicht verloren geben. Es wurde ferner 
Ipeciell aus dem Kreife Weplar eine Reihe von ftatiftiihen Mittheilungen ges 
macht, von denen mur einige bier Plag finden mögen, um darzulegen, wie 
groß die Zerfplitterung namentlich in diefem Kreiſe if. Der gedachte Kreis 
enthält 207,548 Morgen in 568,873 Parzellen; die Parzelle beträgt aljo 
nicht viel über 60 Duadrat-Ruthen. Hierunter find aber etwa 1400 Morgen 
Ded» und Unland, und circa 90,000 Morgen fisfaliihe und Gemeinde-Wal- 
dungen unb größere Befigungen der Inftitute und ber beiden Fürften zu 
Solms-Braunfelß und Solms-Hohenſolms enthalten. Die nah deren Abzug 
übrig bleibende Fläche an Acker, Wieſen und Gärten von rund 103,000 
Morgen ift in circa 520,000 Parzellen getheilt, deren Durchſchnittsgröße ſonach 
nur etwa 26 Duadrat-Ruthen beträgt. Im der Gemeinde Werdorf, in ber Die 
Berjplitterung am größeften ift, beträgt die Durchſchnittsgröße einer Parzelle 
nur 15 bis 18 Quadrat-Ruthen; einer der dortigen wohlhabenderen Landleute 
befipt 70 bis 80 Morgen in mehr als 800 Parzellen. 

Seitens des Herrn Regierungs- Kommiffarius wurden diefe Angaben als 
richtig beftätigt und ſodann bemerkt, daß die Staats » Regierung es nicht für 
nöthig gehalten babe, in den Motiven des Gejeg - Entwurfes derartiges ftati« 
ftifches Material mitvorzulegen, vielmehr geglaubt habe, daß e& bei dem im Ber 
äirfe des Zuftize Senats allgemein laut gewordenen Wunſche nah dem Erlaf 
eines Konlolidations » Gefeped derartiger Mittbeilungen nicht noch bebürfen 
werde, daß er aber die Abfiht gehabt babe, in der Kommiffion gleichfalls 
nähere Mittheilungen in diefer Beziehung zu maden. 

Es wurde, nachdem auch nod erörtert, wie diefe große Zeriplitterung des 
Grundbefiges faft in allen Gebieten Deutihlands, in benen ber Fränkiſche 
Volksſtamm fid) niedergelaffen, vorfomme, und darin ihre Erklärung finde, 
daß dort, im Gegenfape zu den geichloffenen Höfen im Gebiete des Sächſiſchen 
Bolksftammes, eine gleihmäßige Theilung des Grundbefipes unter den Erben 
eintrete, von verfchiedenen Seiten ausgeführt, wie nachtheilig dieſe Zeriplit» 
terung bed Grunbbefiges 

1) auf die Bodenkultur und 
2) auf die Ordnung des Hypothekenweſens 
einwirke. 

Ad 1. wurde hervorgehoben, wie ein nicht unbedeutender Theil des Lan— 
des dur die Furchen zwilchen den einzelnen Heinen Parzellen verloren gebe, 
und wie es ferner an Zugangswegen zu den meilten Parzellen fehle, und man 
nur unter Ueberwanderung, reip. Ueberfahrt, über andere Grundftüde zu den— 
jelben gelangen fünne. Es wurde bemerkt, wie in Kolge defjen in dem bier 
in Rebe ftehenden Bezirke noch die urjprünglichite Dreifelderwirtbihaft mit 
gering bejömmerter Braache, oder eine kaum intenfivere Wirthſchaft in vier 
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Feldern betrieben werde, und wie ferner, da bei willfürlicher und ungeorbneter 
Ausübung der nothwendigen Heberfahrt über fremde Aeder der Schaden unverhält« 
nißmäßig groß werden würde, überall nad altem Herfommen die Feldarbeit vom 
Gemeindevorfteber in der Art geortnet werde, dab bie Erndte und die Be 
ftellung einer Gewanne, ja jogar das Pflügen und Düngerfahren, erft be 
ginnen dürfe, wenn der Ortövorfteher hierzu die Erlaubniß ertheilt habe, und 
alle diefe Arbeiten in beftimmten Tagen oder Friften vollendet fein müßten, 
wobei e3 nicht felten vorfomme, daß die günftigfte Zeit zu ben betreffenden 
Arbeiten nicht benußt werden könne. 

Ad 2. wurde zwar anerfannt, daß das Hppothefenweien im Bezirke des 
Könizlihen Juftizienats durch das Gefep vom 2. Februar 1864, betreffend 
die Berbefjerung des Kontraftene und Hypothekenweſens in dem gedachten 
Bezirke, namentlih durch die Aufhebung der generellen und ber ftillichmwei- 
genden Pfandredte eine bedeutende Verbefferung erfahren habe. Es wurde 
jedbod bemerkt, taß die Ordnung des Hppothefenwejens in dem bier in Rebe 
ftehenden Bezirke noch immer keineswegs als cine gute bezeichnet werden fönne, in» 
dem es jedenfalls ein Mangel ei, daß bei dem betreffenden Gericht nicht mit 
auch nur einiger Sicherheit ermittelt werben fünne; wer Eigenthümer eines 
Grundftüdes und ob ſolches verpfändet fe. Es werden nämlih Hypotheken— 
büder in der Art, wie fie im Gebiete der Preußiſchen Hypotheken » Ordnung 
beiteben, im Bezirke des Juſtizſenats nicht geführt; in das Hypotheken⸗ 
buch werden vielmehr nur die Verpfändungen hinter einander nad der Zeit- 
folge derjelben nad einem in verſchiedene Kolonnen eingetheilten Formular 
eingetragen. 

Das Eigentum an Grundftüden gebt zwar jept nur durch Aufnahme 
oder Anmeldung des betreffenden Vertrages bei dem Realrichter über; eine 
Befigtitel » Berichtigung findet jedoch nicht Statt. 

Will man beim Kreitgericht die Eigenthums-Berhältniffe, reip. die Vers 
ihuldung, eines Grundftüds ermitteln, jo fann man foldes nur, indem man 
die alphabetiihen Namensregifier der Veräußerer und Erwerber, reip. bei 
Hpporhifen der Schulduer, nachſchlägt, wobei natürlid eine Verpfändung, 
wenn fie ſchon von einem der Borbefiger geicheben, leicht überjehen 
werden fann. 

Die Einrichtung der für die einzelnen Gemeinden beftehenden Voluntairge— 
richte, deren Organifation eine jehr verichiedenartige in den einzelnen Theilen des 
bier in Rede ftehenden Bezirks ift, und denen es obliegt, Attefte über Eigenthum 
und Pfandnerus auszuftellen, mag in früheren Zeiten eine ganz gute geweſen 
fein, fie entjpriht aber den jepigen Bedürfniffen bei dem großen Güterwechſel 
und den veränderten Berfehröverhältnifjen niht mehr. Die Boluntairgerichte, 
die theils gänzlich, theils zum größten Theile aus einfahen Landleuten be 
ftehen, find häufig nit im Stande, die Attefte mit geböriger Deutlichkeit 
abzufaflen; es fehlt ihnen aud mehrfach cine ſichere Unterlage derſelben, da 
fie von Amtöwegen nur von den Verpfündungen, nicht aber von den Veräuße— 
rungen, Kenntniß erhalten. Ueberdies eriftiren nicht einmal überall dergleichen 
Boluntairgerihte; in der Stadt Weplar ift ein joldyes nicht vorhanden, und 
der Nachweis des Eigenthums aus Gerichtsaften häufig nicht möglih, da 
dort bis zum Erlafje des Geſeßzes vom 2. Februar 1864 Eigentum an 
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Gruubftüden aud durch einen nur mündlich abgeichloffenen Vertrag über- 
tragen werben fonnte. 

Es ſcheint daher dringend geboten, darauf zu denfen, aud für den Bezirf 
des Zuftiz. Senats in Bezug auf das Hypothekenweſen ähnlihe Beftimmungen, 
wie fie in der Preußiichen Hypotheken-Ordnung enthalten find, einzuführen. 
Diefes wird aber, fo lange «in jo zerfplitterter Grundbefig vorhanden ift, 
theild wegen ber Schwierigfeit der erften Anlage des Hypothekenbuchs, theils 
wegen ber bedeutenden Koften, die die Eintragungen in baffelbe verurſachen 
würden, nit wohl möglich fein. 

Diefen Ausführungen wurde fein Widerſpruch eutgegengefegt; auch mur 
die Kommilfion einftimmig ber Anfiht, daß die Gründe, aus denen man in 
ben $. 18. ber Gemeinheitätheilungs » Orbnung für die Rheinprovinz vum 
19, Mai 1851. die Beftimmung aufgenommen babe: 

„Kein Befiper fann genöthigt werden, fi einer Verlegung der— 
jenigen jeiner Grundftüde, welde er nicht zur Abfindung aufzu> 
bebender Berechtigungen abtreten muß, behufs Erlangung einer 
wirtbichaftlihen Lage zu unterwerfen.“ 
jegt binmweggefallen ſeien. Es wurde in diefer Beziehung bemerkt, daf, wie 
die damaligen Verhandlungen des Landtages ergäben, im Wejentlichen drei 
Gründe für die Beibehaltung dieſer im Regierungs » Entwurfe enthaltenen 
ſchon damals heftig angegriffenen Beftimmung geltend gemacht feien, 
nämlich 

1) daß ohne eine ſolche Beftimmung bei dem Beftehen des generellen 
und ftillihweigenden Pfandrechtes der Nealkredit der Grundbefiger 
in einer bedenflihen Weiſe erjchüttert werden würbe; 

2) daß die Rheiniidhe Bevölkerung, welche derartigen in gewiffen 
Sinne ald Erpropriationen zu betradhtenden Mafregeln durchaus 
abgeneigt ſei, ohne eine folde Beftimmung von vornherein gegen 
das Gefep mit Widerwillen und Beſorgniß erfüllt, und deſſen 
günftige Wirkung gefährdet werden würde; 

3) daß eine Amendirung des Gejep » Entwurfs in dieſer Beziehung 
zu einer wejentlihen Umarbeitung und fo erheblidhen Ergänzungen 
führen müßte, daß davon eine abermalige Verzögerung des Er» 
laſſes die Folge fein würbe. 

Gegenwärtig ſeien nun ad) für den Bezirk des Königlichen Juftiz- Senats 
die generellen und ftilliehweigenden Pfandredhte durch das Beleg vom 2. Fe— 
bruar 1864. aufgehoben, ad 2) beftehe zwar auf dem linfen Rheinufer die 
Abneigung gegen eine zwangsweile Zufammenlegung der Grundftüde nod) 
fort, nicht aber in dem bier in Rede ftehenden Bezirke, wie die übereinftim- 
menden Anträge ber betreffenden Lofalabtbeilungen des landwirthichaftlichen 
Vereins für Rheinpreußen, ber Kreisftände, der Kandräthe, der Regierung zu 
Goblenz und des Juſtiz » Senats zu Chrenbreitftein unzweifelhaft ergäben, 
ad 3) jei der Einwand durch den Erlaß der Gemeinheitätheilungs » Ordnung 
binweggefallen. 

Endlih wurde noch ausgeführt, daß das Bedenken, daß eine zwangsweiſe 
Zufammenlegung der Grundftüde eine Art von Erpropriation fei, im vorlies 
genden Falle wohl unterdrüdt werden fünng, da eine Aenderung des bishe— 
rigen Zuftandes faft nothwendig geboten fei, da auch die Entziebung des 
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Grundeigentbums nur im Intereſſe des allgemeinen Wohle ftattfinde, und ba 
endlich die Entihädigung in Land von gleihem Werthe gegeben werde Es 
wurde in diefer Beziehung auch noch bemerft, daß ähnliche Geſetze ja bereits 
in einem großen Theile der Monarchie Geltung bätten, nämlih in der Pro— 
vinz Hannover und in den Negierungs-Bezirfen Caffel und Wiesbaden, unb 
daß auch in den Älteren Provinzen ded Staats, mit Ausnahme der Rhein- 
Provinz, wenngleih in einem etwas beichränften Maße, bei Gemeinheitd- 
theilungen und Ablöinngen eine zwedmäßige Zufammenlegung der Grund— 
ftüde zuläffig ſei. 

Nahdem fodann von einer Seite noch auf die großen Vortbeile, die 
die Konfolidation im sormaligen Herzogthum Naffau herbeigeführt habe, und 
darauf, wie namentlich die Ernte-Erträge und der Werth des Grund» Eigen- 
thums dur die Konfolidation dort geftiegen feien, bingemwiefen worden war, 
und von einigen anderen Mitgliedern der Kommilfion ausgeführt war, wie 
fie bei dem dargelegten Bebürfni eines derartigen Geſetzes für den gedachten 
Bezirf und bei dem dort von allen Seiten ausgeſprochenen Verlangen nad 
einer ſolchen Geſetzes- Vorlage von den Bedenken, die fie im Allgemeinen 
gegen einen Zwang zur Zufammenlegung von Grundftüden bätten, glaubten 
abjehen zu müffen, und nachdem endlich Seitens des Herrn Regierungss 
Kommiffarius ausgeführt war, wie die Konfolidation die notbwendige Vor— 
bedingung für alle Kulturmaßregeln, 3. B. Bewäfferungen und Entwäffe- 
rungen, in dem gedachten Bezirke fei, auch die Gutachten der betreffenden 
Kreistage von demſelben verlefen waren, entſchied fih die Kommiſſion ein» 
ftimmig dafür, daß ein Bedürfniß zum Erlaß eined Konfolidationd-Gejepes 
für den Bezirk des Königlichen Zuftizjenats vorliege. 

Es wurde hierauf in die Spezial-Diskuffion der einzelnen Paragraphen 
des Gefep » Intwurfes eingegangen, und fand fich hierbei Folgendes zu 
bemerfen: 


Zu 8. 1. 

Es wurde zunächft der Zweifel angeregt, ob es zwedmäßig fei, aud nur 
für einzelne Gemarfunge « Abtheilungen eine zwangsweiſe Zuſammenlegung 
zuzulaffen, wobei gleichzeitig hervorgehoben wurde, daß der Ausdrud: 
Gemarkunge-Abtheilungen, einigermaßen unbeftimmt fei und leicht zu Streitig- 
feiten führen fünne. 

Es wurde daher eine Ausfunft darüber verlangt, was die Königliche 
Staatsregierung unter dieſem Ausdrude verftehe, ob etwa damit die Flur- 
Abtheilung gemeint fein jolle. 

Der Herr Regierungs » Kommiffarius erwiederte darauf, daß nicht bie 
Katafter » Abtheilung gemeint fei, wenn der Gejep-Entwurf die Konfolidation 
von Gemarfungs » Abtheilungen zulaffen wolle, daß vielmehr die Möglichkeit 
einer zwedmäßigen Zufammenlegung ber betreffenden Grundftüde allein 
darüber werde entſcheiden fünnen, ob dieſelben in ihrer Gefammtheit als 
eine Gemarfungs-Abtheilung angejehen werden fönnten; es finde fi übrigens 
eine derartige Beftimmung in allen ähnlihen Gejegen. Nachdem hierauf 
noch hervorgehoben war, daß nicht felten ein Bedürfniß zur Konfolivation 
eines einzelnen Theild der Gemarkung vorliegen werde, während für einen andern 
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Theil der Gemarkung ein ſolches nicht angenommen werben fünne, wurde 
von dem Bedenken Abftand genommen. 

Es wurde ferner der Antrag geftellt, in der zweiten, reip. dritten Reihe 
des Alinen 1. Diefes Paragraphen ftatt des Wortes: „Befigern* das Wort: 
„Eigenthümern® zu fegen, da das Provofationsredht doch wohl nur denjenigen 
Perfonen zugeftauden werden könne, denen ein Eigenthumsrecht an den be— 
treffenden Grundftüden zuftehe, nicht denjenigen, die ſich möglicherweiſe ohne 
ein ſolches Recht thatſächlich im Befige der Grundftüde befinden. Diefem 
Antrage wurde widerſprochen, indem man der Anſicht war, daß aud ohne 
eine foldhe Aenderung fiher angenommen werben würde, daß nur die Eigen« 
thümer zur Provofation berechtigt ſeien. Bei der Abftimmung wurde jedoch 
das geftellte Anendement mit 12 gegen 3 Stimmen angenommen. 

Ein weiterer Antrag, in der vierten Zeile des Alinea 1. ftatt der Worte: 
„der dem Umtauſche unterliegenden Grundftüde* als korrekter die Worte: 
„diefer Grundſtücke“ zu fepen, wurde zurücdgezogen, nachdem der Herr Regie 
rungs-Kommiljarius darauf aufmerfjam gemadt hatte, daß bei der Berech— 
nung, ob die Zahl der auf die Zufammenlegung antragenden Eigenthümer ges 
nüge, die von der Zufammenlegung nah $. 2. des Gejeg-Entwurfs aus: 
geihloffenen Grundftüde ausiheiden müßten, und dieſes eben dadurch aus— 
gedrüdt fein folle, wenn im $. 1. die Worte: „der dem Umtauſche unterlies 
genden Grundftüde* gebraudt ſeien. 

Die Hauptfrage bei Berathung dieſes Paragraphen war aber, eine wie 
große Zahl von Eigenthümern genügen folle, um die übrigen zur Geftattung 
der Zujammenlegung zu beftimmen, und wie dieſe Zahl zu berechnen, ob nad 
ber Größe der Grundftüde, oder nah dem Weithe derjelben, oder nad der 
Bahl der Perfonen, oder endlih nad) mehreren dieſer Erfordernifje gleichzeitig. 
Hierüber gingen die Anfichten in der Kommiifion jehr auseinander. Während 
von einer Eeite entichieden die Beftimmung der Gefepes-Vorlage empfohlen 
und unter Bezugnahme auf die Motive des Gefepes hervorgehoben wurde, daß 
eine ganz gleiche Beftimmung durd die Verordnungen vom 13. Mai und 
2. September 1867 für das vormalige Kurfürftenthbum Heffen und für den 
Regierun,sbezirt Wiesbaden erlaffen fei, daß auch nad den in Hannover 
gemachten Erfahrungen eine größere Zahl, als die Hälfte der Grundftüde, 
wenn das Geſetz nicht ohne Erfolg bleiben ſolle, wohl nit würde aufgeftellt 
werden fünnen, wurde von anderer Seite die Anſicht aufgeftellt, daß die Hälfte 
der Grundſtücke der bloßen Größe derielben nad zu gering erſcheine. 

Diejenigen Müglieder der Kommiſſion, welde dieſe Anſicht vertraten, 
differirten num aber wieder unter einander, indem von einer Site verlangt 
wurde, daß die Provocanten mindeftens 3 der Grundfiüde nad dem Flächen: 
raum und nad dem SKataftrreinertrage befigen müßten, ein anderes Mitglied 
der Kommilfion ſich dahin ausſprach, Daß mindejtens die Hälfte der Grund» 
befiger der Kopfzahl nad den Antrag ftellen müßten, und jolde mehr als 
die Hälfte der Grundſtücke dem Flächenraum nad) befigen müßten, und ein drittes 
Mitglied verlangte, daß, wie es gegenwärtig in Hannover der Fall ift, Die 
Hälfte der Betheiligten nah Fläche und Grumdfteuerkapital berechnet, die Pros 
voentionsbefugniß habe. Diefen Anträgen entgegengejegt wurde andererjeits 
die Anficht aufgeftellt, daß es ſchon genügen folle, wenn ein Drittel ſämmt— 
licher Eigenthümer, nach der Fläche der Grundftüde berechnet, die Zulammens 
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legung beantrage. Es wurde in diefer Beziehung ausgeführt, daß man die 
Kenjolidation möglichſt begünftigen müffe, und darauf hingewieſen, daß, wie 
die Motive der Königlichen Staats-Regierung ergäben, in verichiedenen dort 
aufgeführten Kindern gleichfalls ein Drittel, reſp. ſogar ein Viertel, der Eigen- 
thümer der Fläche nach zur Provofation berechtigt feien, und daß nad $. 1. 
der Verordnung vom 28. Juli 1838 im den öftlihen Provinzen des Staates 
eine Gemeinbeitätheilung mit Umtauſch der Aderländereien ſchon zuläffig fei, wenn 
die Befiger des vierten Theils der durch den Umtauſch betroffenen Ländercien 
mit demſelben einverftanden feien. 

Es wurden demgemäß folgende anderweite Fafjungen des erften Alinen 
des $. 1. vorgeſchlagen: 

a) Die wirtbihaftlihe Zufammenlegung der Grundftüde ganzer Ge— 
marfungen oder Gemarfungs- Abtheilungen findet ftatt, wenn die— 
jelben von einer Anzahl Eigenthümern beantragt wird, melde drei 
Viertel des dem Umtaufch unterliegenden Flächenraumes befigen 
und gleichzeitig drei Viertel des Kataftral»Reinertrags deſſelben 
repräjentiren. j 

b) Die wirtbichaftlihe Zufammenlegung der Grundftüde ganzer Ge— 
markungen oder GemarfungssAbtheilungen findet ftatt, wenn Dies» 
jelbe von einer Anzahl Eigenthümern beantragt wird, welde mehr 
als die Hälfte des dem Umtauſch unterliegenden Flächenraumes be- 
fipen und gleichzeitig die Hälfte der Grundeigenthümer repräjentiren. 

c) Die wirthihaftlihe Zulammenlegung der Grundftüde ganzer Ge— 
marfungen oder Gemarkungs-Abtheilungen findet ftatt, wenn die— 
jelbe son den Eigenthümern von mehr ald der Hälfte der nad) 
dem Grundfteuerfatafter berechneten Fläche der dem Umtaufch unter- 
liegenden Grundftüde, welde gleichzeitig mehr als die Hälfte des 
KataftralsReinertrages repräfentiren, beantragt wird. 

d) Die wirthſchaftliche Zufammenlegung ber Grundftüde ganzer Ge- 
marfungen oder Gemarkungs-Abtheilungen findet ftatt, wenn Dies 
jelbe von den Eigenthümern von mehr als einem Drittel der 
nad dem Grundfteuerfatafter berechneten Fläche der dem Umtauſche 
unterliegenden Grundftüde beantragt wird. 

Seitens des Herrn Regierung» Kommiljarius, an den vorher noch bie 
Anfrage gerichtet war, ob ber den Kreisfländen vorgelegte Entwurf mit dem 
jegt vorliegenden gleichlautend geweſen jei, wurde hierauf erklärt, daß der 
$. 1. des den Kreisftänden vorgelegten Entwurfes im Prinzipe mit dem $. 1, 
des jetzigen Entwurfes übereingeftimmt, namentlih au eine Zufammenlegung 
der Grundftüde einzelner Gemarfungs- Abtheilungen für zuläffig erflärt, daß 
derjelbe aber eine größere Quote für die Zuläffigfeit des Provofations-Antrages 
vorgeichlagen habe. Er bemerkte jodann weiter, daß fih die Kreisftände in 
diefer Beziehung verſchieden geäußert hätten, indem einige gemeint hätten, daf 
die Provofanten eine größere Quote des Flächenraums, als die Hälfte, befipen 
müßten, die Kreisftände in Weplar aber jhon die Eigenthümer der Mehr— 
beit der Grundftüde zur Provofation für legitimirt hätten erachten wollen ; 
die Staat-Regierung habe fih für deu Vorſchlag im $. 1. bauptiählid aus 
dem Grunde entjchieden, weil eine ganz gleihe Beftimmunz in den Gefepen 
vom 13. Mai und 2. September 1867 für das vormalige Kurfürften« 





8 


thum Helfen und für den Regierungs-Bezirt Wiesbaden erlaffen fei, und fid 
bort bewährt habe; es feien im Negierungd- Bezirk Kaffel bereits verſchiedene 
Zufammenlegungen ohne Widerſpruch ausgeführt und im Regierungs» Bezirk 
Wiesbaden wäre gegen dieſe Beflimmung bes Gefeges vom 2. September 1867 
nichts erinnert worden, während auf Abänderung verfdiedener anderer Be— 
ftimmungen des gedachten Gejepes angetragen ſei. Er bitte deshalb die ge— 
ftelten Amendements ablehnen zu wollen; follte aber ein bejonderer Werth 
darauf gelegt werben, daß, wie es das Amendement zu c. wolle, aud ber 
Kataftral-Reinertrag mithineingegogen werbe, jo glaube er, daß, wenn davon 
das Zuftandefommen bes Geſetzes abhängen folte, die Staatö-Regierung fid 
bierzu würde verftehen fünnen; die Kopfzahl mithineinzugiehen, dürfte ſich 
aber jedenfalls nicht empfehlen. 

Bei der demnächſt erfolgenden Abftimmung wurden das Amendement snb a 
mit 14 gegen 1 Stimme, dad Amendement sub b. mit 13 gegen 2 Stims 
men, bas Amendement sub c. mit 10 gegen 5 Stimmen, das Amendement 
sub d. mit 14 gegen 1 Stimme abgelehnt, und hierauf das Alinea 1. des 
$. 1. in ber Faſſung der. Regierungd-Borlage mit alleiniger Abänderung bes 
Wortes „Belipern* in „Eigenthümern® mit 12 gegen 3 Stimmen angenommen. 

Gegen das zweite Alinen des $. 1. fand ſich nichts zu erinnern, und 
wurde ſolches daher einftimmig angenommen. 


Zu $. 2. 
wurde nichtd erinnert; vielmehr wurden die hier aufgeführten Ausnahmen von 
ber Zufammenfegung überall für gerechtfertigt erachtet, und daher der $. 2. 
einftimmig angenommen. 


Zu $. 3. 

wurde von einer Seite erinnert, daß es wohl zweckmäßiger geweien fein würde, 
ftatt der Bezugnahme auf Vorſchriften der Gemeinheitätheilungs-Drdnung , 
vom 19. Mai 1851 dieſe Vorſchriften felbft iu das Gefep aufzunehmen; 
ein befonderer Antrag auf Abänderung des Geſetzes wurde jedoch nicht ge— 
ftellet, weil bas betreffende Mitglied der Kommilfion das Zuftandefonmmen 
des Geſetzes wegen biejed Bedenkens nicht gefährden wollte. Der Herr Regie 
rungd-Rommifjarius bemerkte hierauf, daß die Staats-Regierung zuerft ver» 
fucht habe, die Beftimmungen über das BVerfahren in diefes Geſetz hinein zu 
briugen, daß fie fi aber fpäter bei Erlaß einer gleihartigen Verordnung für 
das vormalige Kurfürftentbum Heffen für einen andern Fürzeren Weg ent- 
ſchieden habe, indem fie eine amtliche Zufammenftellung ber betreffenden Bes 
ftimmungen babe anfertigen laffen und durch den Drud vervielfältigt dem 
betreffenden Bezirke zugänglih gemacht habe; ein Gleiches werde jept für den 
Regierungd-Bezirt Wiesbaden beabfihtigt, und werde dieſe Zujammenftellung 
au für den bier in Rede ftehendeu Bezirk benupt werden fünnen. 

Sodann wurde von einer andern Seite unter Hervorhebung ber in dieſer 
Beziehung im vormaligen Herzogtum Naffau geltenden Beftimmungen be» 
merkt, daß außer den in ben 88. 5. bis 8. des Gejep-Entwurfes aufgeführten 
Abänderungen der Gemeinheittheilungs-Ordnung vom 19. Mai 1851 nod 
eine weitere Beftimmung, daß die Intereffenten den Geometer felbft zu wählen 
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hätten, wünſchenswerth erſcheine. Es wurde daher das Amendement geftellt, 
am Scluffe des $. 3. einen Zujag dahin zu machen: 
Der Koujolidations-Geometer wird durh Stimmenmehrheit 
gewählt, und die Bertrige mit demjelben abgejhlojjen. Der 
Geometer muß hinſichtlich feiner Fähigkeit zur Ausführung der 
Güter-Konjolidation bereits geprüft und von der Königlihen Re- 
gierung approbirt jein. 

Diejem Amendement wurde von verſchiedenen Seiten widerſprochen, inden 
theild die Meinung geltend gemacht wurde, daß man nicht füglih für bas 
Verfahren bei der Zujammenlegung der Grundjtüde etwas Anderes beftimmen 
könne, als ber Gemeinbeitstheilungen und Ablöfungen in dem betreffenden 
Bezirke Geltung habe, theils die Anficht aufgeftellt wurde, daß es auch nicht 
einmal zweckmäßig ericheine, eine jolde Beftimmung zu treffen, da die Mins 
derheit, die fih ihon gezwungen die Zufammenlegung gefallen lafjen müſſe, 
den von der Mehrheit gewählten Geometer von yorn herein mit Mißtrauen 
anſehen werde, und die Förderung des Verfahrens hierunter in vielen Hüllen 
leiden dürfte, theils endlich bervorgeheben wurde, wie die Stellung des Feld— 
mejjerd nach den Beftimmungen der Preußiihen Agrargeſetzgebung eine ganz 
andere, als die des Nafjautihen Konjolidationsgeometers jei, in den älteren 
Preußiichen Provinzen leite der Kommiſſarius, nicht der Geometer, das ganze 
Verfahren, und ſei der Feldmefjer ihm untergeordnet. 

Der Herr Negierungs » Kommiffarius ſchloß ſich diejer lepteren Ausfüh— 
rung an, inden auch er bemerkte, daß der Begriff des Konjolivationsgeometers 
im Sinne der Naſſauiſchen Gejepgebung für den hier in Rede ftehenden 
Bezirk nicht zutreffe, indem bier der Spezial» Kommiljarius, der gleichzeitig 
landwirthihaftlih und juriftiich gebildet jei, das Verfahren leite, und daß 
daher das Amendement wicht in dieſes Geſetz paſſe. 

Nachdem fih der Antragfteller hierauf damit einverftanden erklärt, daß 
fein Amendement, falls es Annahme finden follte, zweckmäßiger als ein bejon- 
derer Paragraph zwiſchen 8. 3. und $. 4. der Negierungsvorlage einzuſchalten 
jei, wurde zunächſt $. 3 der Negierungsvorlage einftimmig angenommen, und 
jodann das Amendement mit 14 gegen 1 Stimme abgelehnt. 


Zu $. 4. 


wurde zunächſt beantragt im Alinea 1.: 
a) in der vierten Zeile das vorlepte Wort: „von“ zu ftreiden und 
b) in der fünften Zeile das Wort: „Gattung“ in „Kulturart“ ums 
juändern. 

Gegen den Vorſchlag ad a., der lediglich eine befjere Faſſung bezweckt, 
wurde nichts erinnert, und derjelbe einjtimmig angenommen. 

Der Borihlay ad b. wurde darauf gegründet, Daß der Begriff: „Gattung“ 
zu unbeftimmt jei und nicht deutlich genug ausdrüde, was man babe jagen 
wollen. Der Herr Regierungs » Kommillarius widerſprach der beantragten 
Aenderung, indem er hervorhob, daß die von der Regierung vorgeſchlagene 
Fafjung ſich bereits im $. 67. der Gemeinheitstheilungs-Drdnung vom 7. Juni 
1821 finde, und bisher noch niemals ein Bedenken erregt habe. Nachdem 
auch aus der Kommiffion jelbft dem Amendement als unerheblich widerſprochen 
war, wurde dafjelbe mit 10 gegen 5 Stimmen abgelehnt, 
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Sodann wurde von einer Seite angeregt, daß es zweckmäßig jein bürfte, 
eine Beftimmung darüber zu treffen, wie die Entſchädigung für die auf den 
abzutretenden Gruntftüden ftebenden Obftbäume zu leiften ſei. Es wurde 
nämlich in dieſer Beziehung bervorgeheben , daß die Obſtbaumzucht in dem 
Bezirk des Juſtizſenats zu Ehrenbreititein eine ziemlich bedeutende ſei, daß 
die Bäume aber meift auf den einzelnen Grundftüden zerftreut oder neben 
den diejelben begrenzenden Wegen ftänden, und daß gerade auf diefe Bäume 
häufig ein bedeutender Werth gelegt werde; es bürfte ſich daher eine ähnliche 
Beltimmung empfehlen, wie fie ſich im Artifel 4. des im Großherzogthum 
Heljen geltenden Gejeges vom 24. Dezember 1857 finde. Es wurde daher 
das Amendement geitellt, am Schluß des $. 4. als viertes Alinea binzu« 
zufügen: 

„Für die auf den zufammenzulegenden Grundftüden jteben- 
ben Obfibäume wird von demjenigen, dem ſolche zugetheilt werden, 
demjenigen, der joldhe verliert, Entſchädigung in Geld geleiftet. 
Für unfrudtbare, unveredelte und abgängige Obftbäume, fo wie 
für Waldbäume hat der neue Erwerber des Grundftüds, auf dem 
jolde ftehen, dem früheren Eigenthümer aber nur dann Entſchä— 
digung zu leiften, wenn er fie auf dem ihm zugetheilten Grund» 
ftüd behalten will und wicht vorziebt, deren Entfernung dem früs 
beren Eigenthümer zu überlajjen.* 

Der Herr Regierungs » Konmiffarind hielt diejes Amendement für über« 
flüffig, es jet felbftverftändlih, daß die Entihädigung für die Obftbäume in 
Geld zu leiften fei; in der Provinz Sachſen, in welder in diefer Beziebung 
ganz ähnl’he Verhältniſſe vorlägen, jei aus dem Mangel einer jveziellen Be— 
ftimmung in Betreff der Obftbiume niemals ein Bedenken entftanden, und 
die Entihädigung ftets in Geld geleiftet worden. Bei der Abjtimmung wurde 
jebody diejes Amendement mit 11 gegen 4 Stimmen, und bierauf der $. 4. 
mit dieſem Amendement einftimmig angenommen. 

Zu & 5. 
wurde zunächſt erinnert, daß anscheinend zwei Drudjehler in diefem Para» 
ragraphen vorlägen, indem «8 im Alinea 2 binter 2 Zeile 3 „müßte“ ftatt 
„mußte*, und im legten Alinea in der vorlegten Zeile „oder“ ftatt „und“ 
beißen müfje. Der Herr Negierungs « Kommifjarius erfannte ſolches als be» 
gründet an, und hatte gegen die Berichtigung daher nichts zu erinnern. 

Im Uebriegen wurde nur noch von einer Seite bemerft, daß neben den 
im $. 5. aufgeftellten Kategerieen noch immer erhebliche Veränderungen des 
Wirtbichaftsbetriebes zugelafien würden, daß ſolche möglichft zu vermeiden 
jeien, und daß es vielleicht nicht unangemefjen fein dürfte, eine ähnliche Ein— 
richtung anzuordnen, wie im vormaligen Herzogtbum Nafjau, we eine Ber: 
looſung der einzelnen gleichartigen Grundftücde in jeder Gemeinde ftattfinde, 

Hierauf wurde von anderer Seite entgegnet, daß die angeregten Befürd: 
tungen in Bezug auf eine Nenderung des Wirtbichaftsbetriebes wohl unge: 
rechtfertigt jein dürften, da ja der Zweck des Gejepes die Verbeflerung der 
wirthſchaftlichen Lage jei, Verichlimmerungen derjelben jomit nicht präjumirt 
werden füunten, und weiter herourgehoben, daß die Negierungs » Vorlage mit 
der altländijhen Gejepgebung, den $$. 58. und 59. der Gemeinheitstheilungs— 
Ordnung vom 7, Juni 1821, übereinftimme, 
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Der Herr Regierungs:Kommiffarius bielt die Bejorgnifje für unbegründet, 
und durch die Beflimmungen des $. 5. in Verbindung mit denjenigen 
bes $. 4. ausgeſchloſſen; die Ausgleihung werde ſoweit als möglich 
immer in berjelben Kulturart gefucht; bei den Auseinanderjegungs » Behörden 
in den alten Provinzen jei es immer fo gehalten; die erlaflenen Inftruftionen, 
die au für den Bereich des neuen Gelepes zur Anwendung fommen würden, 
wieſen ausbrüdlicd daranf bin; Ausnahmen müßten jedoch der Natur der zu 
löjenden Aufgabe nad zuläjfig fein. 

Ein Abänderungs-Vorihlag wurde nicht geftellt, und hierauf der $. 5. 
in der Faffung der Regierungs » Vorlage unter Berichtigung der beiden oben 
erwähnten Drudfehler einftimmig angenommen. 


Zu 8. 6. 
war zunächſt die Kommiſſion mit dem Heren Negierungs-Kommifjarius darüber 
einverftanden, daß uuter der Bezeihnung: „verichiedenen Rechtsverhältniſſen 
unterliegende Grundſtücke“ jowohl gemeint jei, wenn verjdiedene Hypotheken 
auf denjelben hafteten, als wenn die Grundſtücke theilweiſe Eigenthum eines 
der Ehezatten ſeien, theilweiſe wihrend der Ehe errungen jeien. Es wurbe 
hierbei darauf aufmerfjan gemacht, vap,in dem bier in Rede ftehenden Bes 
zirfe Gemeinſchaft der Errungenſchaft gelte, fomit die während der Ehe erwors 
benen Grundftüde gemeinichaftlihes Gigenthbum beider Ehegatten würden, wos 
bei die Antheile des Ehemannes und der Ehefrau in der Quote nicht überall 
gleich ſeien. 
Auch verfaunte die Kommiſſien nicht, daß es ſchwierig fein werde, für 
die verfchiedenen Rechtsverhältniſſen unterliegenden Grundftüde befondere reelle 
Pläne aufzumweiien, und daß namentlid die Koften durch eine ſolche Ausweilung 
nicht unerheblich wachen würden; dennoch war aber ein Mitglied der Kom— 
miſſion der Muficht, daß eine ſolche Ausweiſung eines bejonderen Stüdes ters 
erfolgen, und dafjelbe, wenn es auch als Abtheilung eines größeren Plans 
nicht beſonders ausgelteint werben jollte, doc mindeftens auf der Karte beſon— 
berd verzeichnet jein müjle; es würde, wenn man eine Quote der Gejammte 
abfindung beftimmen wolle, bei jeder Subbaftation wegen eines Hypothelen— 
Kapitald, jowie bei jeder Erbauseinanderjegung bei finderlofen Ehen und 
zwiſchen Kindern aus verihiedenen Ehen, ſtets eine nachträgliche Auswetjung 
der den verſchiedenen Rechtsverhältniſſen unterliegenden Grundftüde in Natur 
erfolgen müfjen; hierauf gerichtete Anträge würden ſonach ſehr häufig vor 
fonımen, und würden die Koften für das dann nachträglich erfolgende Ver— 
fahren vorausfidtlich bedeutender fein, als wenn jofort die einzelnen Theile 
in natura ausgewiefen würden. Das gedachte Mitglied. ftellte daher den 
Antrag: 
a) das Alinea 2 des $. 6. zu ſtreichen. 
Bon anderer Seite wurde mit Rüdfiht auf die eigenthümlichen Hypo— 
tbefen-Berhältniffe des Juftizienats-Bezirfd das Amendement geftellt, 
b) an Stelle des $. 6. der Regierungsd » Vorlage folgenden Paragraph 
anzunehmen: 
„Eine Ausfertigung bes beftätigten Rezeffes der Zulammenlegung 
wirb von Amtöwegen dem Realrichter mitgetheilt, und gilt dieſe 
Mittheilung als Anmeldung nad $$. 2. bis 4. des Gejepes vom 
2 Ds 
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2. Februar 1864. Mit dem Zeitpunkt dieſer Anmeldung erfolgt 
der Uebergang bes Eigenthums der Grundftüde. 

Mit demjelben Zeitpunkt werden die abgetretenen Grundftüde 
von allen darauf haftenden Hypotheken und Real-Berehtigungen 
frei und dagegen denjenigen unterworfen, welche auf den Grund- 
ftüden haften, an deren Stelle fie treten. 

Wenn ein Grundftüf an die Stelle mehrerer Grundftüde 
tritt, von welden einige oder alle mit verjdiedenen Hypotheken 
oder Reallaften beihwert find, fo müfjen in dem Rezeſſe diejenigen 
ideellen Antheile des Grfteren feftgelegt werden, welche an Stelle 
ber einzelnen beſonders belafteten Grundftüde den betreffenden 
Hppothefen unterworfen werden ſollen. Eine reale Ausweijung 
findet nur auf Verlangen der Interefjenten ftatt. 

Ueber diefe Quoten, welche nad Berhältniß des Werthes der 
verhaftet gewejenen Grundftüde zu beftimmen find, werben bie 
Gläubiger mit ihren Einreden gehört und darüber im Falle eines 
Streited von den Auselnanderjegungs-Behörden entſchieden. Zur 
Anmeldung des Widerjpruds ift eine Krift von zwei Monaten 
geftattet, von der Belanntmahung bes betreffenden Theild des 
Rezeſſes gerechnet.“ 

Zur Redifertigung dieſes Amendements wurde bemerkt, daß diejer Para- 
graph der Geſetzes-Vorlage der einzige fei, der über die Hypotheken disponire, 
baß aber in dieſer Beziehung, fo wie in Beireff des Uebergangs des Gigen- 
thums die Beftimmungen ber Gefeges-Borlage nicht ausreihten; die im $.3. 
tezipirte GemeinheitätheilungssDrönung vem 16. Mai 1851 verweiſe zwar im 
$. 25. euf die Beitimmungen für die Ablöjung der Reallaften, welche bie 
Ablöjungs-Drdnung vom 4. Juli 1840 enthalte, und nad den 88. 63., 65. 
und 66. der Lepteren trete in Rückſicht der Hypotheken die Entihädigung in 
die Stelle der abgelöftn Leiftungen, die Hypotheken-⸗Gläubiger des Berechtig- 
ten könnten der Ablöfung nicht widerjprehen, und bedürfe es der Zuziehung 
berjelben bei ber Ablöfung nicht; diefe Beftimmungen erjchienen in hohem 
Grade bedenfli; die Hypothefen-Gläubiger müßten bezüglisd der Sicherung 
und Hebertragung ihres Rechts Kenntniß und Gelegenheit erhalten, ihre Ein— 
wendungen zu machen, über die ferner, da gerichtliche Streitigkeiten mit Recht 
zu vermeiden jeien, von den Auseinanderjegungs-Behörden mitzuenticheiden 
ſei. Was den Eigenthums-Uebergang betreffe, jo jei hierzu nad dem Geſetze 
vom 2. Februar 1864 die Aufnahme des Vertrages vor dem WRealrichter, 
oder die Anmeldung des gerichtlih oder notariell aufgenommenen Bertrages 
bei demjelben erforderlich; Ddieje Form müſſe auch bei der Koniolidation 
Beachtung finden; wenn die Konſolidation feltftebe, müſſe der betreffende 
Rezeß dem Realrichter von Amtswegen zugejendet werden, und das Präiens 
tatum deſſelben den Termin des Eigenthums-Uebergangs bezeichnen. Eine 
ideelle Theilung der verjhiedenen Nechtsverhältniffen unterliegenden Grund« 
ftüde, wie fie das Minifterial-Rejkript vom 23. November 1837 ftatuire, 
weil ſich das Bedürfniß hierfür berausgeftellt babe, müſſe zugelaffen werben, 
und eine reale Ausweilung, welche ja der Idee des Geſetzes zuwider bie Zer- 
legung glei wieder vorbereiten würde, nur auf Antrag der Iutereffenten für 
zuläjfig erflärt werden. 
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Der Herr Regierungs-Kommiſſarius widerſprach beiden vorftehend er— 
wähnten Abänderungs-Anträgen, indem er ausführte, die durch den $. 3. bes 
Gefep- Entwurfs als ergänzende Beftimmung der Gemeinheitstheilungs-Ord» 
nung vom 19. Mai 1851 miteingeführie Verordnung vom 20. Juni 1817 
ſchreibe im $. 197 die Mittheilung des Receſſes an die Hypotheken-Behörde 
von Amtswegen bereit? vor; diefe Anmeldung genüge aud nad) den Beftim« 
mungen des Gejepes vom 2. Februar 1864 zum Webergang des Eigenthums; 
der Herr Juſtiz · Miniſter habe fich diejerhalb mit dem Geſetz Entwurf einverftanden 
erflärt; was die ideelle oder reelle Theilung betreffe, ſo habe die Erfahrung 
namentlih in der Provinz Sachſen, in der theilweile aud) ein jehr zerfplitter- 
ter Grundbefig fei, herausgeftellt, daß die realen Theilungen viel weitläufiger 
und foftipieliger jeien; dieſe Erfahrung babe zu dem allegirten Rejtript vom 
25. November 1837 geführt, welches ideelle Theilung zulafje; dies jolle jept 
für den bier in Rede ftehenden Bezirk gefeplich geordnet werden; es mülfe ben 
Auseinanderfegungs- Behörden das Urtheil tarüber überlaffen werden, ob ein 
Bebenfen vorliege, welches die reale Theilung erheiſche; unter den im Alinen 2 
des $. 6. genannten „Betheiligten“ ſeien natürlih aud die Hypotheken-Gläu— 
biger gemeint; die fpätere reale Theilung werde nicht auf deren Koften, fon« 
dern auf Koften der Mafje bewirkt; er wiederhole, daß das Alinen 2 aus 
einem überwiegenden praftiihen Bebürfniffe hervorgegangen ſei wenn ber 
Grundjag überhaupt gelte, daß die Öppothefen-Gläubiger bei der Auseinander- 
jegung nicht zuzugiehen feien, jo redhtfertige es fich namentlich bei dem ideellen 
Theilungen. 

Seitens des Antragftellerd des Amendements b. wurde hierauf noch ber+ 
vorgeheben, daß das Geſetz vom 2. Februar 1864 neuer fei, alö die vom 
Herrn Regierungs-Kommifjarius angezogenen Beftimmungen, mithin eine be» 
jondere Berüdfihtigung verdiene, daß ferner das Intereffe der Hypotheken- 
Gläubiger bei der Zujammenlegung häufig mit dem des Eigenthümers diffe- 
riren könne und fie namentlich wilfen müßten, in welden fpeziellen Objekten 
nad der Konfolidation ihre Sicherheit berube, und daß endlich der $. 46. 
des Allgemeinen Berggejeges eine Zuziehung der Hypothefengläubiger bei Kon- 
jolidationen von Bergwerken vorjchreibe. 

Dem Amendement wurde aber bierauf jewohl von andern Mitgliedern 
ter Kommilfion, als aud wiederholt vom Herrn Regierungs-Kommilfarius 
widerſprochen und noch bemerkt, daß die Einreihung des Receſſes, da ſolcher 
einer gerichtlichen Urkunde gleichzuachten fei, nicht anders als eine Anmeldung 
im Sinne des Geiepes vom 2. Februar 1864 aufzufaffen ſei, dab die Vor— 
I&riften, in welcher Art das Hypothekenbuch in Folge des Rezeffes zu ber 
richtigen fei, lediglich der MinifterialeInftruftion zu überlaffen jeien, daß bie 
Rechte der Hypothekengläubiger von Seiten der YAuseinanderjegungabehörden 
von Amtswegen berüdfichtigt werden müßten und Beſchwerden derjelben über 
Verlegungen ihrer Rechte durch Gemeinheitstheilungen oder Ablöfungen nies 
mals vorgefommen jeien, und daß die Zuziehung derjelben das Conſoli— 
dationsverfahren nicht nur erſchweren und vertheuere, jondern ſogar nicht jelten 
ganz verhindern werde. 

Bei der demnächſt erfulgenden Abftimmung wurde das Amendement sub b. 
mit 13 gegen I Stimme, das Amendement sub a. aber mit 12 gegen 2 
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Stimmen abgelehnt, und ſodann dir $. 6. der Regierungs-Borlage ans 
genommen, 
Zu. 7. 

wurde darauf aufmerfiam gemacht, dab bie Beftimmung im erſten Alinea 
dieſes Paragraphen nothwendig ſei, weil nad $. 21. der bier zur Anwendung 
fommenden Gemeinheittbeilungs-Drdnung für die Nheinprovinz im Gegenjag 
zu &. 156. der Gemeinbeittbeilungs-Ordnung vom 7. Juni 1821 die Grunds 
fteuern auf den Grundftücden verbleiben, auf welden fie vor der Auseinanders 
jegung gebaftet haben, und bierauf der $. 7. einftinnmig angenommen. 


Zu. 8. 

wurde erörtert, daß berfelbe mit dem $. 28. der für Kurheſſen erlaſſeuen 
Verordnung vom 13, Mai 1867 übereinftimme und die Beftimmungen des 
$. 22. der Gemeinheittheilungs: Ordnung vom 19. Mai 1851 mit einigen 
durch die Verſchiedenheit der Verhältnifje gebotenen Abänderungen wiedergebe; 
nnd namentlid hervorgehoben, daß die abweichende Beftimmung im Alinea 6 
angemeffen fei, indem es fi nicht empfehlen bürfte, dem Pächter ein ab» 
ſolutes Kündigungsrecht einzuräumen, meil ja auch für ihn in ber Regel 
durch die Konfolidation eine beffere Lage der Grundftüde geichaffen werden 
würde, demnächſt aber der 8. 8. gleichfalls einftimmig angenommen. 


Zu. 9 

erhob ſich eine längere Debatte darüber, ob die bier getroffene Ausnahme— 
Beftimmung für den Kreis Weplar fi empfeble. 

Seitens eines Mitgliedes der Kommilfien wurde ausgeführt, daß man, 
joweit ihm bekannt, im Kreiſe Weplar jelbft eine ſolche Ausnahmeftellung 
nicht wünſche. Wenn man auch davon abſehen wolle, daß ſchon die Faſſung 
des Puragraphen Bedenken erregen fünne, indem nad demjelben die Anwen» 
dung der für die Rheinprovinz erlalfenen. Gejepe einer Behörde der. Provinz 
Heflen nah den für die Provinz Weftphalen erlafjenen Beftimmungen übers 
tragen werde, jo liege doch auch fein genügender Grund zu einer derartigen 
Beitimmung vor; der Kreis Weplar liege zwar getrennt vom Goblenz, wohin 
er in abminifiratiser Beziehung gehöre, liege jedoch nicht näher an Caſſel; 
babe man vielleicht die Esentwalität einer Abtrennung des Kreiſes Weplar 
‚von dem Negierungd-Bezirf Goblenz in Das Auge gefaßt, ſo fei ſolche wegen 
der beitehenden Gemeinſchaftlichkeit mancher Intereflen immerhin ſchwierig und 
dürfte wohl noch in weitem Felde ſtehen; erwäge man namentlih, daß eine 
Konkurrenz des Kreislandratbs bei der im Folge der Konlolidation ein— 
tretenden Legung der Wege und Gräben, und bei den jonft fih anfnüpfenden 
Meliorationen unbedingt nothwendig werden würde, jo dürfte ed nicht ange- 
meſſen jein, das Konlolidationse Verfahren einer Behörde einer andern Provinz 
zu übertragen. 

Es wurde auf dieje Ausführung der Antrag gegründet, den $. 9. ber 
Regierungs-Borlage abzulehnen. 

Der Herr Regierungs-Kommiffar widerſprach dieſem Antrage, indem er 
auszuführen fuchte, daß die Beftimmung gerade im Intereſſe des Kreifes 
Weplar getroffen fei. 
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Der Bezirk der GeneralsKommiffion zu Eaffel, welder außer dem Kurs 
beifiiden aud die vormals Bayer'ſchen und Großherzoglich Heſſiſchen Landes- 
theile, in&bejondere den zum Negierungs « Bezirke. Wiesbaden gehörigen Kreis 
Diedenfopf umfaffe, werde durch die Zuweiſung des unmittelbar angrenzenden 
Kreiles Wetzlar befjer abgerundet. Die General» Kommilfionen, Bebörden, 
welche ſpeziell für ſolche Angelegenheiten beftelt und mit dem entſprechenden 
amtlihen Perjonal ausgeftattet feien, fungirten im Allgemeinen beſſer, als 
die Regierungen, bei welchen in der Negel diefe Angelegenheiten in die Hand 
eines einzelnen Mitgliedes gelegt feien. Die General » Kommilfion zu Caſſel 
jei in derartigen Geſchäften bereits volftändig zu Haufe, und im Beige ge— 
eigneter Beamten, die, in der Nähe des Kreifes Weplar beihäftigt, vielleicht 
zur Erſparung größerer Koften die Gejhäfte in diefem Kreiſe mitübernehmen 
fönnten. 

Ohne damit irgend der Regierung in Goblenz zu nahe treten zu wollen, 
müffe dod behauptet werden, daß die General» Kommilfionen der Natur der 
Sade nah die Geſchäfte im Allgemeinen jchneller und ſachgemäßer bearbei- 
teten. Ein folder Fall, wie ihn diefer Paragraph conftituiren wolle, jei aud 
feineswegs einzelnftehend; vielmehr übertrage ſchon der $. 24. der Gemein: 
beitätheilungs-Drdnung für die Rheinprovinz die Ausführung der Geſchäfte 
in den zum ehemaligen Großherzogtbum Berg gehörigen Landestheilen des 
Bezirks des Arpellations = Geriht3 zu Göln der General » Kommilfion zu 
Münfter. 

Dei der demnächſt erfolgenden Nbftimmung wurde der $. 9. mit 12 
gegen 2 Stimmen angenommen. 


Zu $. 10. 

wurde von einem Mitgliede der Kommiſſion die Frage angeregt, ob eö nicht bei den 
in der General-Disfuffion zur Sprache gefommenen Erſchwerungen des Land» 
wirtbichaftes Betriebs zuläffig und räthlich ericheine, die Diepofition dieſes Pa— 
ragrapben dahin auszudehnen, dag außer den partifularrehtlihen Beihränfun: 
gen ber Theilbarfeit des Eigentbums auch diejenigen der Benupbarfeit 
aufgehoben würden. Auf die Erflirung des Regierungs » Kommiffarius und 
eines anderen Mitgliedes der Kommilfion, daß eine ſolche Ausdehnung vor 
Bewerfftelligung der Konfolidation nicht füglid eintreten fünne, wurde jedoch 
von einem Antrage diejerhalb Abftand genommen. 

Seitens eines andern Mitgliedes der Kommilfion wurde ſodann daranf 
aufmerkſam gemacht, daß im Bezirke des Königlichen Juſtizſenats vielfache 
aus ber Koftipieligfeit des Konjolidations-Berfahrens entipringende Bedenken 
beftänden, welche die Leute nicht jelten abhalten mödten, der Provokation 
beizutreten, und daß es fih daher empfehlen möchte, in Bezug auf die Koften 
möglichfte Erleichterung Seitens der Königlihen Staats-Regierung eintreten 
zu laffen. Der Herr Negierungs » Kommifjarius erklärte bierauf, daß dem 
betreffenden Landestheile alle Rückſichten zu Theil werden würden, welde in 
den älteren Provinzen gewährt zu werden pflegten; die Koften jeien aller- 
dings nicht unbedeutend, machten ſich jedoch durd die Wohlthaten, melde die 
Konſolidation herbeiführe, ſchon in einigen Jahren bezahlt; durch Geftattung 
von Terminalzahlungen, Bewilligung ausgebehnter Friften zur Koftenzahlung, 
jelbft Beihülfe in Geftalt der Bewilligung von Paujhquantis pflege die 
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Staats-Regierung zu helfen; im Regierungsbezirk Caſſel babe die gleichartige 
Verordnung gleiche Bejorgniffe hervorgerufen, babe aber ſchon gute Erfolge 
gehabt und die Interefjenten zufrieden gejtellt. 

Bei der demnächſtigen Abftimmung wurde der $. 10. der Negierungds 
Vorlage einftimmig angenommen. 

Gegen Ueberjhrift und Einleitung des Gejepes wurden von feiner Seite 
Einwendungen gemacht, und hierauf der Geieg-Entwurf mit den beſchloſſenen 
Abinderungen einftimmig angenommen. 

Die Kommilfion beantragt demgemäf, 

daß das Haus der Abgeordneten dem Gejep » Entwurf in Der 
Faffung, wie derjelbe nah Borftehendem aus der Kommiſſion 
hervorgegangen ift, feine Zuftimmung ertheilen wolle, 

Berlin, den 15. Februar 1869. 


Die verftärkte Kommiljton für die Agrar— 
Verhältniſſe. 


v. d. Kneſebeck [Teltow] (Vorſitzender). v. Koerber. Delius. 
Steltzer (Berichterſtatter). A. v. d. Kneſebeck (Ruppin). v. Beeſten. 
Knapp. Laßwitz. Frech. v. Berswordt-Wallrabe. Witt. 
Thies. v. Thokarski. Allnoch. v. Hanſtein. Hagen (Fürſtenthum). 
v. Bötticher. Fiſcher (Löwenberg). Dr. Achenbach. 
Schulze (Randow). 





Zufammenftellung 


der 


| Regierungs-Vorlage mit den Bejchlüffen der 
| Kommiffion. 
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Entwurf eines Geſetzes, 


betreffend 


die wirthichaftliche Zujammenlegung der Grund: 
jtüde in dem Bezirke des Juſtizſenats zu 
Shrenbreititein. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc., 


verordnen mit Zuftimmung beider Däufer des Landtages Unſerer Monardie 
für den Bezirk des Juftizjenats zu Ghrenbreitenftein, was folgt: 


8. 1, 

Die wirthſchaftliche Zuſammenlegung der Grundftüde ganzer Gemar— 
fungen oder Gemarkungs:Abtheilungen findet hatt, wenn Diejelbe von den Be: 
figern von mehr, als der Hälfte der nah dem Grundjteuer » Katafter berech— 
neten Fläche der dem Umtauſche unterliegenden Grundjtüde beantragt wird. 


Werden von jolder Zuſammenlegung Grundftüde betroffen, welche einer 
gemeinfhaftlihen Benugung unterliegen, die nad der Gemeinheitstheilungs: 
Ordnung vom 19. Mai 1851 (Gejeg » Sammlung Seite 371.) aufgehoben 
werden kann, jo muß die Servitut » Ablöjung oder Theilung gleichzeitig mit 
der Zulammenlegung bewirkt werden. 

8. 2. 

Gebäude, Hofraithen, Pausgärten, Parkanlagen und ſolche Anlagen, 
deren Hauptbeitimmung die Gewinnung von Obſt, Hopfen oder die Garten- 
kultur ift, Weinberge, forftmäßig bewirthſchaftete Waldgrundftüde, ſowie ſolche 
Lehm:, Sande, Kalle und Mergelgruben, Kalle und andere Steinbrüdhe, 
welde einer gemeinſchaftlichen Benupung nicht unterliegen, ferner fonftige 
jur Gewinnung von Foſſilien oder zu gewerblihen Anlagen dienende Grund» 
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Entwurf eines Gefetes, 


betreffend 


die wirthichaftliche Zufammenlegung der Grund: 
jtüde in dem Bezirke des Juſtizſenats zu 
Shrenbreititein. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
' Preußen ꝛc., 


Big mit Zuftimmung beider Häuſer des Landtags Unferer Monarchie 
für den Bezirk des Juſtiz-Senats zu Ehrenbreititein, was folgt: 


ei, 
Die wirtbihaftlihe Zufammentegung der Grundftüde ganzer Gemar— 
kungen oder Gemarfungs:Abtheilungen findet ftatt, wenn Diejelbe von den 
Figentbümern von mebr, als der Hälfte der nad dem Grundfteuer « Kas 
safter berechneten Aläche der dem Umtauſche unterliegenden Grundftüde beans 
tragt wird. 
Alinea 2. unverindert. 


2 
rn 


Unverindert. 
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ftüde, ingleihen Grundftüde, auf welchen Mineralquellen ſich befinden, könne 
nur mit Einwilligung aller Betheiligten in die Zufammenlegung gezogen werder 


% 

Bei der Zufammenlegung fommen die auf die Servitut-Ablöſung un 

bie Theilung begüglihen Vorſchriften der Gemeinheitstheilungs-Ordnung veı 

19. Mai 1851 mit nachftehenden ergänzenden und abändernten Beftimmunge 
zur Anwendung. 


$. 4. 


Jeder Theilmehmer muß für feine zum Umtauſch gelangenden Grund 
ftüde durch Land von gleihem Werthe abgefunden werden. Er muß jeder 
für den Ausfall in der Güte einen Zuſatz in der Fläche annehmen, aud en 
Austauſchung von Grundſtücken der einen, gegen Grundſtücke von einer au 
deren Gattung fi gefallen laſſen. 

Zur Ergänzung der Land-Entſchädigung muß ausnahmsweiſe, wo ct & 
forderlih ift, Geld gegeben und angenommen werden. 

Der neuefte Düngungszuftand, d. h. derjenige Dünger, welcher die örtli 
üblihen Saaten noch nicht getragen hat, ift gleich den übrigen auf periediid 
Nupungen ſchon verwendeten Beftellungsfoften Gegenftand bejenderer A 
ſchätzung und muß dem Abtretenden von dem Empfänger im Geld ejonde 
vergütet werden. 


$. 5. 

Eine Entihädiqung, welche eine Veränderung der ganzen bisherigen \ 
des Wirthichaftsbetriebes des Hauptzutes nöthig macht, kaun feinem Th 
nehmer aufgebrungen werben. 

Für folhe Veränderungen find zu achten: 

1) wenn eine bisherige Aderwirthihaft in eine VBiehzüchteni : 
wandelt werben müßte und umgekehrt, oder wenn eine von bei 
die Hauptfahe war, ſolche aber künftig nur Nebeniache wer 
würde; 

2) wenn ein Hauptzweig der Wirthichaft, der im überwiegenden I 
bältniffe zu den übrigen ftand, ganz oder größtentbeils aufgeg‘ 
werden mußte ober doch nur dur Anleguna neuer Kabrifatic 
Anftalten erhalten werden fünnte; 
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Unverändert, 


5. 4. 
Jeder Theilnehmer muß für ſeine zum Umtauſch gelangenden Gruudſtücke 
ch Land von gleichem Werthe abgefunden werden. Er muß jedoch für den 
ucfall in der Güte einen Zuſaß in der Fläche annehmen, auch eine Austau— 
ung von Grundſtücken der einen gegen Grundſtücke einer andern Gattung 
d gefallen laffen. 
Aliner 2. und 3. unverändert. 


Kür die auf den zujammenzulegenden Grundjtüden ftebenden 
bftbäume wird von demjenigen, dem folde zugetbeilt werden, 
mjenigen, der joldhe verliert, Entſchädigung in Geld geleiftet. 
ir unfrudtbare, umveredelte und abgängige Obſtbäume, ſowie 
t Bualdbäume hat der neue Erwerber des Grundftüds, auf dem 
Ihe ftehben, dem früheren Eigentbümer aber nur dann Entſchä— 
igung zu leiften, wenn er jie auf dem ibm zugetbeilten Grund— 
üde behalten will und nicht vorzieht, deren Entfernung dem 
überen Eigentbümer zu überlajien. 


$. 5. 


Alinca 1. unverindert. 


Minen 2. zu 1. unverändert. 


2) wenn ein Hauptzweig der Wirthſchaft, der im überwiegenden Ber 
bältmiffe zu den übrigen ftand, ganz oder größtentbeils aufgegeben 
werden müßte oder doch nur durch Anlegung neuer Fabrikations— 
Anftalten erhalten werden könnte. 
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3) wenn ein Gejpann baltender Ackerwirth ſolches fernerhin m 
mehr balten fünnte und feine Ländereien mit der Hand ba 
müßte, oder umgekehrt. 

Andere Veränderungen in der bisherigen Art des Wirthichaftsbetrie 
fommen nur infofern in Betracht, als fie von gleider und größerer Erh— 
lichkeit find, 


$. 6. 

Wenn die Yandabfindung eine Gntihädigung für mehrere, verichieden 
Rechtsverhältniffen unterliegende Grundftüde oder Berechtigungen eines The 
nehmers bildet, jo it aus der Gejammtabfindung für ein jedes vie 
Grundftücke oder eine jede diejer Berechtigungen ein befonderes Stück au 
zuweiſen. 

Der Auseinanderſetzungs-Behörde bleibt es aber überlaſſen, eine fol, 
Ausweilung bis zum Gintritt eines Bedürfniſſes eder bis zum Antrage eir 
Betheiligten auszufegen und inzwiſchen nur die Quoten der Gejammtabfi 
dung zu beftimmen, welde die Stelle der einzelnen zu erfegenden Grundſtü 
oder Berechtigungen vertreten. 


$. 7. 

Erfolgt ein Austauſch bisher grumdfteuerfreier Grundftüde gegen bist 
grundfteuerpflichtige, ſo treten die letzteren dadurch in die Klaſſe der grum 
fteuerfreien über, 

In denjenigen Gemarfungen, in welden eine Zulammenlegung v 
Grundftüden ftattfinder, kann gleichzeitig mit der Ausführung derielben un 
Genehmigung der Bezirks-Regieru g der Gefammtbetrag derjenigen Grun 
fteuer, welcher von den der Zujammenlegung unterworfenen Grundftücden £ 
dahin entrichtet worden ift, auf die Landabfindungepläne anderweitig na 
den für die Auseinanderiegung angewendeten Reinerträgen vertheilt werden. 


g. 8. | 
Niepbrauder müfjen fi mit dem Genufje der Abfindung begnügen. 
Pächter müfjen ſich mit der Nupung der Yandabfindung begnügen; ibn 
fallen die Entihädigungen für vorübergehende Nachtheile zu, iniofern fie i 
nicht über die Pachtzeit erftreden; aud; müffen die Verpächter die Anlegu 
der erforderlihen Wege, Gräben, Tränken und Ginfriedigungen der Grur 
fiüde bewirken oder den Pächtern die dafür gemachten Auslagen erftattı 
Eine Rentenentihädigung bezieht während der Pachizeit der Pächter und | 
einer Kapitalentihädigung ift er berechtigt, deren Zinsbetrag zu fünf 
zent von der jährlichen Pachtzahlung nad Verhältniß der kontraklichen 3 
luugstermine abzuziehen. Will fih der Pächter mit Dielen Entſchädigu 
nicht begnügen, jo fteht ihm frei, binnen drei Monaten, nachdem ibm 
Auseinanderjegungsplan befannt gemacht worden ift, die Pacht zu kündi 
Die Pacht hört alsdaun mit dem Ende des laufenden Pachtjahres 
wenn aber jeit dem Tage der Kündigung bis zu diefem Termine nicht 
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Zu 3. unverändert. 
Andere Veränderungen im der bisherigen Art des Wirthſchaftsbetriebes 


men nur infofern in Betracht, als fie von gleicher oder größerer Erheb— 
eit find. 


$. 6, 
Unverändert. 

8.7 
Unserändert. 

8. 8 


Unverändert. 
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beftend drei Monate verftrihen find, fo währt das Pachtverhältniß nod fi 
das nächſte Jahr fort. 

Der Nießbraucher desjenigen Grundftüde, weldes die Abfindung gewäh 
bat die Abfindungsrente während der Dauer des Nießbrauchs zu entridt 
und muß im Fall einer Kapital-Entfhädigung dem Cigenthümer, welchem 
Baarzahlung derjelben obliegt, die Zinſen des Kapitals, zu 5 pGt. gerechn 
vom Zahlungstage ab vergüten. 

Das Nämlihe gilt von dem Pächter eines ſolchen Grundftüdes. 

Dod Steht es demielben auch in dieſem Falle frei, die Pacht nad d 
obigen Beftimmungen zu fündigen, 

Das dem Pädter in diefem Paragraphen eingeräumte Recht der Künt 
gung findet nit ftatt, wenn nad dem Ermefjen der Auseinanderjepung 
Behörde dur die Zufammenlegung weder ein erhebliher Nachtheil für di 
Pächter erwächſt, noch eine erhebliche Aenderung der Wirtbichaftsverbältnil 
des verpadteten Gutes zu erwarten ift. 

Sind für den Fall einer Zufammenlegung zwiſchen dem Pächter wı 
Berpächter in dem Pachtvertrage andere Abreden über die Auseinanderjeßum 
auf rechtsverbindliche Weiſe getroffen worden, jo behält es bei Dielen je 
Bewenden. 


$. 9. 

Die Ausführung der Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom 19. Mai 185 
und diejes Gejeges wird für den Kreis Weplar der GeneralsKommilfion 
Gaffel übertragen und ift nad den für Gemeinheitstheilungen in der Provii 
Weftphalen geltenden Beſtimmungen zu bewirken. 


$. 10. 
Ale im Bezirk des Juſtizſenats zu Chrenbreititein noch beftehende 
partitularrechtlihen Beſchränkungen der XIheilbarfeit des Grundeigentbum 
werden aufgehoben. 
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Unverändert. 


Unverindert. 


— den 
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N 340. 
Saus der Abgeordneten. 
10. £egislatur» Periode. 
U. Seffion 1868. 





Abanderungs- Antrag 


den Anträgen der Abgeordneten v. Seydewitz, 
Leſſe und Miguel, v. Puttfamer. (Nr. 293. 
334. II. und IH. der Druckſachen.) 


Windthorſt (Meppen). Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
zu $. 7. im Antrage v. Seydewitz in der erften Zeile vor 
dem Worte „au ꝛc.“ einzujchalten „dafern fie es be 
antragen®, 
zu $. 7. im Antrage Leſſe und ferner im Antrage Miquel vor 
den Worten „ein Jahr ꝛc.“ in der 4. Zeile dieſelben 
Worte: 
„dafern fie e8 beantragen“ 
einzujchalten. 
eventuell 
zu dem NRegierungs-Entwurfe $. 8. in der zweiten Zeile vor den 
Worten „aud x.” diejelben Worte: 
„dafern fie ed beantragen“ 
einzufügen. 
Berlin, den 21. Kebruar 1869, 
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Haus der Abgevrdneten. 
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Auf die Tages-Ordnung einer der nächſten Plenar-Sitzungen werden ges 
jegt werben: 


I. 
Schlußberathung über den Geſetz Entwurf, 
betreffend die Aufbringung der Koften der örtlihen Armenpflege 
in der Provinz Schlefien, ausjhließlih der Ober-Laufig. 
(Nr. 268. der Druckſachen.) 
Referent,: Abgeordneter Solger. 


Antrag des Meferenten: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen; 
dem vorbezeihneten Gejep-Entwurfe bie verfafjungsmäßige 
Zuftimmung zu ertheilen. 


EI. 
Mündlicher Bericht der Kommilfion für Finanzen und Zölle 
über die Petition di# B. Stein und Genoffen zu Sonderburg, 
betreffend die Vergütung bes ber Stadt Sonberburg burd das 
Bombarbement vom April 1864 erwachſenen Schadens. (II. 
Nr. 529.) 


Berihterftatter: Abgeordneter Dr. Glaſer. 


YUntrag der Rommiffion: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
In Erwägung, daß den Bewohnern der Stabt Sonderburg 
eine nah Maßgabe der Berhältniffe genügende Entſchädigung 
zu Xheil geworden und da nach den Mittbeilungen bes 
Negierungs » Kommiffarius eine definitive Regelung bes den 
Hausbefigern über die verfiherte Summe gezahlten Drittels 
der Brand » Entihädigungs » Gelder noch nicht Statt ger 
funden bat, 
zur Tages-Drdnung überzugehen. 
Berlin, den 22. Februar 1869, 


Der Präfident des Haujes der Abgeordneten 
v. Fordenbed. 


Drudfehler« 


Drudfebler: Berichtigung in Wr. 333. II. 


In dem Antrage der Referenten zu dem Antrage des Abgeordneten 
Berger (Witten), (Nr. 315. der Drudiadhen) find die Worte: 
„und einer Eiſenbahn von Memel nad Tilſit“ 
ausgelafjen worden. 
Der von ben Referenten geftellte Antrag lautet nämlich: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beihliegen, dem Antrage des 
Abgeordneten Berger in folgender Faflung feine Zuftimmung 
zu ertbeilen: 
Die Königlihe Staats = Regierung aufzufordern, im dieſer 
oder in der nächſten Sejfion des Landtages einen Geſetz— 
Entwurfs über den Bau einer feiten Brüde bei Tilſit und 
einer Eijenbahn von Memel nad Tilſit zum Anſchluß an 
. die Zilfit-Infterburger Babn dem Landtage vorzulegen. 
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Antrag 


zu 


dem Sntwurfe eines allgemeinen Sagd- Polizei: 
geſetzes. (Nr. 260. der Drudjachen.) 


Dr. Detfer. Das Haus der Abzeordueten wolle beſchließen: 
in dem Eingang des Gelep-Entwurfs hinter den Worten: „der 
Monarchie” — folgenden Zulag aufzunehmen: 
für den Umfang derjelben mit Ausnahme der vor— 
mals Kurheſſiſchen Gebietstbeile. 


Gründe: 

Neil das Geſetz in feinen Hauptbeftandtbeilen auf die vormas 
ligea Rurlande gar nicht palfen, vielmehr die heillofi ften Verwirrungen 
bersoreufen würde, indem Die dortigen eigentbümlichen Verbältniffe 
z. B. Ablöfung und Verpachtung durd die Gemeinden — ſiehe 
namentlich die 88. 2. bis 10,, insbeiondere $. T., des Kurheſſiſchen 
Gefeges vom 7. September 1865 — gar nicht berüdfichtigt wor— 
den jind, 


Berlin, den 23, Kebruar 1869. 


emp ibeceee 
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Abänderungs- Anträge 


.dem Entwurf eines Geſetzes, betreffend das Civil— 
prozeß⸗Verfahren im Geltungsbereiche der Ver- 
ordnung vom 24. Juni 1867. (Nr. 330. 
der Druckſachen.) 


v. Seydewitz. Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
1. $. 2. Nr. 1. in folgender Faſſung anzunehmen: 
1) für. das geſammte durch das Kurheſſiſche Gejep vom 14. 
Juli 1853 88. 2. und folg. zum Zweck der Menderung 
und Zöihung der in den Generalwährihafts- und Hypo» 
thekenbüchern fi findenden Einträge vorgeichriebene Ver— 
fahren einſchließlich der Entiheidung der im 8. 6. daſelbſt 
erwähnten Rechtsſtreitigkeiten. 
II. Im $. 7. Zeile 14. ftatt „vierzehn Tage“ zu jagen 
„zehn Tage.“ 
IU. Im $. 8. Abjag 2. zu ftreichen; 
eventualiter aber denjelben nur in folgender Faffung anzunehmen: 
Eine nit beglaubigte Prozeß-Vollmacht ift, wenn die &e- 
genpartei es verlangt auf deren Koften dem Ausfteller per« 
ſönlich an Gerichtöftelle zur Anerfennnng vorzulegen. Die 
Fortjegung des Verfahrens wird hierdurch nicht aufgehalten. 
IV. Im $. 9. hinter Abjag 1. einzuſchieben einen neuen Abjag dahin: 
Die Beftimmungen des zweiten Abjapes des $. 4. kommen 
aud in dieſem Falle zur Anwendung. 


Berlin, den 23. Februar 1869. 


v. Seydewip. 

Unterjtügt durch: 
Meyer (Minden). Winter. Mayer (Marburg). v. Wedell. v. Dieft. 
v. Niebelſchütz (Freiſtad)). v. Grävenig (Grünberg). v. Marſchall. 
Metſcher. Fiſcher (Kömenberg). Freiherr v. Kedebur. v. Eichhorn. 
v. Lattorff. Schimmelfennig. v. Muſchwiß. Simon v. Zaſtrow. 
Lampugnani. v. Denzin. v. Aulock. v. Mitſchke-Collande. 
Giller. v. Boetticher. Koch. Richter (Hirſchbetg). Dr. Eotlberg. 
Rochlitz. Graf Dohna. v. Brandt. v. Oven. v. Brauchitſch (Flatow). 
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Auf die Tages-Ordnung einer der nächſten Plenar-Sitzungen wird geſetzt 
werden: 


Schlußberathung über den Geſetz-Entwurf, betreffend die Schließung 
der vormals Herzoglich Naſſauiſchen UnteroffiziereWittwen» und Wailenfaffe, 
deren Verwaltung und die Verwendung ihres Vermögens. 

— N. 306. der Drudiahen. — 


Referent: Abgeordneter Hoene. 


Antrag des Meferenten: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
dem vorgelegten Gejeg- Entwurfe die verfallungsmäßige Zuftime« 
mung zu ertheilen. 
Berlin, den 23. Februar 1869. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
v. Forckenbed. 
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Abanderungs-Antrag 


zu 
den Anträgen der Juſtiz-Kommiſſion in dem 
Berichte über den Geje- Entwurf betreffend 
die juriftiichen Prüfungen und die Vorbereitung 
zum höheren Juſtizdienſt. (Nr. 289. der 
Drudjachen.) 


Thilo. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

Hinter $. 8. als neuen Paragraphen an die Stelle des $. 10. des 

Herrenhaus» Beichluffes zu ſetzen: 
Referendarien, welche mindeftens ein Jahr lang bei Juſtiz— 
Behörden gearbeitet haben, find auf ihr Verlangen auch bei 
Verwaltungs» Behörden für die Dauer eines Jahres zu be: 
ſchäftigen; diefes wird ihnen jedoch auf ihre Vorbereitungs— 
zeit ($. 6.) nicht angerechnet. 

Berlin, den 23. Februar 1869. 


II. 
Antrag 


zu 
dem Bericht der XIX. Rommiſſion über den Entwurf des Sifcherei- 
Polizeigefehes für den Umfang der Rheinprovinz und den Wegierungs- 
bezirk Wiesbaden, (Ar. 301. der Drucfacen.) 


Meulenbergb. Born. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
1) den Entwurf des Filcherei = Polizeigefepes für den Umfang ber 
Rheinprovinz und den Regierungs-Bezirt Wiesbaden — Nr. 801, 

der Druckſachen — abzulehnen; 
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2) die Königliche Staatd- Regierung aufzuferdern, dem Landtage in 
der nächften Seſſion einen Geieg-Entwurf vorzulegen, durch welchen 
die Vorſchriften über die Fijcherei in den öffentlichen und Privat: 
gemwäffern für den Umfang der Rheinprovinz und den Negierungd- 
bezirt Wiesbaden einheitlich geregelt werden. 


Berlin, den 23. Februar 1869. 


Meulenbergb. Born. 
Unterftügt durch: 
Dr. Beder. Bebrenz. Berger (Witten). Dr. Bender. v. Berswordt. 
Coupienne. Dunder. Dr. Ebertv. Fiſchbach. Haebler. Hagen. 
Harkort. Hermes. v. Hilgers. v. Hoverbed. Keuffel. v. Kirdmann. 
Knapp. Dr. Koſch. Larz. Laſſwitz. Dr. Löwe Mohr Parifius. 


Dr. Paur. Plehn (Danzig, Dual. Rohland. Runge Ruß. 


v. Saucken-Georgenfelde. v. Saucken-Tarputſchen. Schmidt. 
Schulze. Uhlendorff. Dr. Birdomw. Dr. Waldeck. Weeſe. 
Windtborft (Eüdinghauſen). Ziegler (Breslau). 
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Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ır., 

ertheilen Unjerem Juftiz-Minifter die Ermädtigung, den anliegenden Entwurf ___ 

eines Geſetzes, — 
über einige Ergänzungen und Aenderungen des Geſetzes vom 
12. Mai 1851, betreffend den Anſatz und die Erhebung der Ge— 
bübren der Rechtsanwalte, in den Bezirken der Appellationd« 
gerichte zu Kaffel, Kiel und Wiesbaden, 

den beiden Hänfern des Landtages Unjerer Monardie zur verfafjungsmäßigen 

Beihlußnahme vorzulegen. 

Gegeben Berlin, den 22. Februar 1869, 


Wilhelm. 
Y. Leonhardt. 


Allerhöchſte Ermächtigung. 
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Entwurf eines Geſetzes, 


über 


einige Ergänzungen und Aenderungen des Ge— 
ſetzes vom 12. Mai 1851, betreffend den Anſatz 
und die Erhebung der Gebühren der Rechts— 
anwalte, in den Bezirken der Appellationsge— 
richte zu Kaſſel, Kiel und Wiesbaden. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc., 


verordnen mit Zuftimmung der beiden Häufer des Landtages Unſerer Mon— 
archie, was folgt: 


Artikel J. 


In den Bezirken des Appellationsgerichts zu Kaffel, Kiel und Wiesbaden 
treten an die Stelle tes 8. 8. des Geſetzes vom 12. Mai 1851 (Gejep-Samm« 
lung Seite 656), betreffend den Anfap und die Erhebung der Gebühren der 
Rechtsanwalte, und der allgemeinen Beftimmungen unter Ziffer 3. und 4. des 
Tarifs zur demielben die nachfolgenden Vorſchriften: 


. 1. 

Die in einem Prozeſſe der unterliegenden Partei vom Richter auferlegte 
Pflicht zur Erſtattung der Koſten erſtreckt ſich auch auf die Gebühren und 
Auslagen des Anwalts der Gegenpartei. 

$. 2. 

Div Regel des 8. 1. unterliegt folgenden Einſchränkungen: 

1) Wenn eine Partei ſich mehrerer Rechtsanwalte in einer und der— 
jelben Rechtsangelegenheit bedient bat, jo kann der zur Erftat- 
tung der Gebühren verpflichtete Gegentheil nur zur Erftattung 
desjenigen Betrages angehalten werten, welder zu liquidiren wäre, 


wenn die Partei fih nur Eines Rechtsanwalts bedient hätte. 
w 
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Ausgenommen bleibt nur der Fall, wenn ein Wechſel durch den 
Tod, Dienftaustritt oder Verfegung des Bevollmächtigten noth— 
wendig gemorden ilt. 

2) In Prozefjen über Objekte von funfzig Thalern und weniger 
Werth kann eine Erftattung überhaupt nur dann und nur joweit 
gefordert werben, ala die Führung des Prozeffes durd die Partei 
gleichfalls zu erftattende außergerichtlihe Koften veranlaßt haben 
würde, oder wenn die Partei durch Krankheit, Abmejenheit oder 
amtliche Dienftverhältniffe an der eigenen Wahrnehmung bes 
Zermind behintert war. Die Erftattung von Gebühren und Aus— 
lagen beftellter Eitisfuratoren kann auch in dieſen Prozeſſen ver» 
langt werben. 

3) In allen Prozeffen hat die unterliegende Partei die Koften für 
Reifen des Anwalts der Gegenpartei zu den Terminen nur dann 
zu erftatten, wenn deren Wahrnehmung nothwendig geweſen ift. 
Es darf aljo insbefendere fein Erjap gefordert werden für Die 
Koften der Reifen zu Terminen, deren Wahrnehmung durch Ein- 
reihung eines Schriftfages vermieden werden fonnte, oder in der 
nen letiglich eine Handlung des Gegners zu gemärtigen war. 

4) In dem bei den Amtegerichten anhängigen Prozeffen kann die 
obfiegende Partei, welche ſich eines nicht am Sipe des zuftändi« 
gen Amtsgerichts wohnenden Rechtsanwalts bedient hat, au wenn 
der GErftattungsaniprud derjelben durd die Beftimmung unter 
Ziffer 2. nicht ausgeſchloſſen ift, feinen Erſatz der durch die Reifen 
des Lepteren zum Gerichtöiige veranlaßten Koften fordern, wenn 
fie ih eines am Sitze dieſes Amtsgerichts wohnenden Anwalts 
zu ihrer Vertretung bätte bedienen fünnen. Andernfalls hat die— 
jelbe nur Anſpruch auf Erftattung desjenigen Betrages der Diäten 
und Reiſekoſton ihres Anwalts, welcher bei ftatthafter Wahl 
eines in fürzefter Entfernung vom Sige des Amtögerichts wohnenben 
Anwalts entftanden fein würde. 


z. 8. 


Auf die bei den Kreisgerichten und den Appellationsgerichten anhängigen 
Redtöftreitigfeiten finden die einfchränfenden Beftimmungen bes $. 2. Ziffer 
4. feine Anwendung. 


— 


Wenn der Rechtsanwalt außerhalb feiner Wohnung und des Gerichtelo— 

fale Geſchäfte beforgen muß, jo erhält derjelbe außer feinen fonftigen Gebühren: 
1) wenn die Entfernung nicht über eine Biertelmeile von feiner 
Wohnung beträgt, bei Objekten bis zu 500 Thalern einſchließlich 

10 Sgr, bei höheren Dbjeften 20 Sgr. Iſt die Entfernung 

größer, jebodh innerhalb jeines Wohorter, oder wird er an ein 
Kranfenbett, oder in der Zeit von Abends 8 Uhr bis Morgens 

8 Uhr gerufen, oder muß er über eine Stunde unthärig warten, 

jo kann er das Doppelte diefer Säge liquidiren, ebenfo wenn das 
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Geſchäft länger als eine Stunde dauert, und wenn darauf mehrere 
Tage verwendet werben müfjen, für jeden Tag bejonders; 

2) wenn er über eine PViertelmeile von dem Orte, in weldem er 
wohnt, reifen muß, entweder um im Auftrage einer Partei Ges 
ichäfte vorzunehmen, welde zur gerihtlihen Prozeßverhandlung 
nicht gehören, oder um innerhalb des Bezirks desjenigen 
Amtsgericht, in welchem er wohnt, Terminen in Prozeffen an 
Ort und Stelle beizuwohnen, erhält er 2 Rtblr. 15 Egr. Diäten 
für jeden Tag der durch das Geſchäft bedingten Abweſenheit von 
feinem Wohnorte und 74 Sgr. Reilefeften für jede auch nur 
angefangene BViertelmeile der Hin» und der Rüdreijr. 


x 5. 
Handelt ein prozeßführender Rechtsanwalt bei einem Gerichte vder in 
einem Termine an Det und Stelle außerbalb des Amtsgerichtsbezirks, 
in welchem er wohnt, jedoch innerhalb des Kreisgerichtsbezirke, für 
welden ihm die Berechtigung zur Prozeßpraxis zuftebt (S. 29. und 18. der 
Verordnungen vom 26. Juni 1867, Gejeg- Sammlung Seite 1073, ff.), je 
fann er, jalls er zu dieſem Zwecke über eine BVBiertelmeile von jeinem Wohn— 
orte reifen muß, und ihm die Partei ausdrücklich zu der Reiſe ermächtigt bat, 
berechnen: 

1) am Reiſekoſten, ſoweit weder eine Eiſenbahn noch eine Fahrpoſt⸗ 
Verbindung benupt werden fann: 74 Sgr. für jede auch nur 
angefangene BViertelmeile der Hin« und der Nüdreije, foweit aber 
Fahrpoften oder Eifenbahnen benugt werden fünnen, neben einem 
zur Dedung der Nebenkoften beftimmten, jowohl für die Hins als 
auch für die Rückreiſe zu gemährenden Pauſchbetrage von je 
10 Sgr., das tarifmäßige Fahrgeld — bei Benupung von ie 
bahnen das Fahrgeld zweiter Klaſſe; 

2) an Diäten 2 Rthlr. 15 Sgr. für jeden Tag der durch das Ges 
Ihäft bedingten Abweſenheit von jeinem Wohnorte. 

Iſt Die Reife in Angelegenheiten mehrerer Parteien unternommen, melde 
zu ber Reife Ermächtigung ertheilt haben, fo ift von jeder nur ein nad Her 
Zahl derfelben zu beftimmender Beitrag zu erfordern. 


8. 6. 

Die vorftehenden Beftimmungen finden auch auf die in den 88. 50. 
beziehungweiſe 35. und 34. der Verordnungen vom 26. Juni 1867 (Gefep- 
Eammlung Seite 1073 ff.) bezeichneten Anwalte, ohne Rüdficht auf frühere 
Anftellungsbedingungen, Anwendung. 

Falls dieſe Anmalte dagegen bei Gerichten außerhalb des Kreisge— 
richtsbezirks, in welchem ihr Wohnort belegen ift, auftreten, haben fie 
an Diäten und Reifefoften nur denjenigen Betrag zu fordern, welder nad 
den bis zur Berfündigung der Berordnungen vom 26. Zuli 1867 im dem 
Kurfürftentbum Heffen, den Herzugtbümern Holftein und Schleswig und dem 
Herzogthum Naffan maßgebend geweſenen Beftimmungen und Grundfägen 
jugebilligt werden fonnte. 
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Meberfteigt derſelbe den Betrag, welcher nad den Borjchriften des gegen- 
wärtigen Geſetzes anzuſetzen ſein würde, jo faun nur der leptere gefordert 
werben. 

Artifel IL 

Mit der aus dem Schlußfage des $. 6. Artifel- I. fih ergebenden Bes 
ſchränkung find alle diefem Gelege entgegenftebenden Beltimmungen, melde 
in den im Artikel I, bezeichneten Bezirken bisher gegolten haben, mit Ein— 
ſchluß der in den 88. 50., beziebungsmeile 85. und 34. der Berordnungen 
vom 26. Juni 1867 (Geleg- Sammlung Seite 1073.) enthaltenen Vorſchriften 
über den Reifefoftenbezug, aufgehoben. 


Artifel III. 


Das gegenwärtige Geſetz findet auf bereits anbängige Prozeffe erft nad 
Beendigung derjenigen Inſtanz Anwendung, in welcher diejelben zur Seit ber 
Berfündung diejes Gejepes verhandelt werben. 


Beglaubigt: 


Der Juſtiz-Miniſter. 
U. Leonbardt. 


Motive 


zu 
dem Entwurfe eines Geſetzes über einige Er— 
gänzungen und Aenderungen des Gejehes vom 
12. Mai i851, betreffend den Anſatz und die 
Erhebung der Gebühren der Rechtsanwalte, in 
den Bezirken der Appellationsgerichte zu 
Kaflel, Kiel und Wiesbaden. 


Durch die Allerhöchſten Verordnungen vom 30. Auguſt 1867 (Geſ.⸗Sauml. 
S. 1369. ff.) iſt in den Bezirken der Appellationsgerichte zu Kiel, Kaſſel 
und Wiesbaden das Geſetz vom 12. Mai 1851, betreffend den Anſatz und 
die Erhebung der Gebühren der Nechtsanmwalte, eingeführt worden. 

Die für diefelben Bezirke erlaffenen Organilarions » Verordnungen vom 
26. Suni 1867 (Geſ⸗Samml. S. 1073 ff.) beftinmten, daß fortan Rechlts— 
anwalte nur mit der Berechtigung zur Praris bei dem Appellationsgerichte 
oder bei einem beftimmten Kreisgerichte und den in deffen Sprengel belegenen 
Amtögerichteu unter Anweiſung eines beftimmten Wohnfiget angeftellt werben 
ſollten (Bergl. $$. 29., beziehungsweije 18. und 18, a. a. D.). In Betreff 
der bereits angeftellten Anwalte wurde angeordnet, Daß diejenigen, welde bie 
ber bei den oberen Gerichten angeftellt gewelen waren, bei ſämmtlichen Ges 
richten, mit Einſchluß des Appellationsgerichts, die übrigen bei ſämmtlichen 
Kreid- und Amtsgerichten des Appellationsgeridhts = Bezirfs zur Praxis bes 
fugt jein jollten. Dabei wurde beftimmt, daß injofern diefen Anwalten da— 
dur „eine örtliche Erweiterung ihres bisherigen Wirfungskreijes eingeräumt“ 
worben, fie den Parteien Reiſekoſten und Diäten nicht in Rechnung ftellen 
durften (Bergl. 88. 50., beziehungsweije 35. und 34. a. a. O.). Dieſe Be 
ſtimmung gab theilweiie zu Zweifeln Anlaß; fie erwics fi auch großentheils 
infofern als nicht zutreffend, als diefe Erweiterung meift nicht eingetreten, ja 
theilweije vielmehr eine Einſchränkung der bisherigen Praris der Anwalte bes 
wirft worden war. 

Hierzu kam, daß, wenigftend in den Bezirken der Appallationsgerichte 
in Kaffel und Wiesbaden, an Stelle der früher viel geringer bemeffenen 
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Reifeentihädigungen der Anwalte die höheren Reifekoftenfäge des Zarifs zum 
Gejepe vom 12. Mai 1851 (Allg. Vorſchriften Ziff. 3. und 4.) getreten 
waren, und bei der im älteren Geltungsbereich dieſes Geſetzes ausgeichloffenen 
räumlichen Grftredung der Praris ber bereits vor Eintritt der Geſetzeskraft 
der Verordnungen vom 26. Juni 1867 angeftellten Anwalte ein ganz uns 
verhältnigmäßiges Anwachſen der Vergütigungen für Reifen der Anwalte ein- 
trat, deren Zurüdlegung noch überdies durch ein ftarf entwideltes Eifenbahn- 
nep in den zulegt bezeichneten Departements begünftigt wurde und geringeren 
Aufwand an Zeit und Koften erheiſchte. Aber auch bezüglih der nad) dem 
1. September 1867 angeftellten Redtsanwalte ift nicht zu überfehen, daß 
Die Bezirke der Kreisgerichte in den durch die Verordnungen vom 26. Juni 
1867 betroffenen Landestheilen erheblich ausgedehnter find, ald in dem 
älteren Geltungsgebiete des Gejepes vom 12. Mai 1851. Die Beftimmuns 
gen des legteren über die ben Rechtsanwalten gebührenden Reijefoftenvergüti« 
gungen wirfen alſo dort anders als bier. Aus den Departements von 
Kaffel und Wiesbaden find denn auch zablreihe Klagen über die Höhe der 
Reiſekoſten der Nechtsanwalte eingegangen, welche ſich nad den angeftellten 
Ermittelungen 3. B. in Bezirke des Appellations- Gerichts in Kaffel für den 
Fall des BVortretens eines in Hanau domizilirenden DObergerichtd - Anwalts bei 
dem bezeichneten Appellatiensgericht, einfchließlih der Tagegelder auf den 
Betrag von 58 Rthlrn. 15 Sgr., und innerhalb der einzelnen Kreisgerichtd« 
Bezirke — abgejeben von den Diäten auf zwei, ja drei Tage — bis zu 
20 Rtihlrn. fteigen können. 

Ferner fällt ins Gewicht, daß in dem älteren und neueren Gebiet der 
Geltung bed Gejeped vom 12. Mai 1851 die Grenzen der Kompetenz ber 
Kollegial» und Einzelngerihte in Angelegenheiten ber ftreitigen Gerichtsbarkeit 
ganz verſchieden regulirt find, und auch hierin ein Grund der verjhiedenar- 
tigen Wirkung der in dem Gefepe vom 12. Mai 1851 enthaltenen Beftim- 
mungen über die WReifefoftenvergütungen der Rechtsanwalte zu finden ifl- 
Während in dem früheren Geltungsgebiete deſſelben nur die Prozefje über 
Objelte bis zu 50 Thalern den Einzelngerichten (Kreisgerihtstommilfionen) 
zugewiefen find, alle übrigen Prozefje in den Bereich der Zuftändigfeit ber 
Kollegialgerichte erfter Inftanz (Kreisgerichte und Kreisgerichts-Deputationen) 
fallen und die legteren niemals über Rechtsmittel gegen Entſcheidungen ber 
Einzelrichter zu befinden haben, aud die Konfurje bei den Kollegialgerihten 
zu verhandeln find, gehören in dem durch Die Verordnungen vom 30. Auguft 1867 
geihaffenen neuen Anwendungsbereid des Gejeped vom 12. Mai 1851 jämmt- 
liche Prozefje über Gegenftände bis zu 100 Thalern und gewille Kate: 
gorien von Prozeffen, ohne Rüdfiht auf den Werth des Streitge- 
genftandes, fowie die Konkurſe zur Zuftändigfeit der Amtsgerichte; der auf 
die übrigen Prozeffe eingefchränften Kompetenz der Kreisgeridhte in erfter 
Inftanz tritt die Buftändigfeit in höherer Inftanz für das Rechts- 
mittel des Rekurſes gegen Grfenntnifje der Amtsgerichte (Bergl. 8. 67. 
ber Verordnung vom 24. Juni 1867 — Gejep: Sammlung S. 903.) hinzu. 
Es leuchtet ein, daß bei der ftrafferen Konzentrirung der Kompetenz der Kolles 
gialgerichte in dem urſprünglichen Geltungsbereiche des Gejepes vom 12. Mai 1851 
die Veranlaffung zu Reifen der Rehtsanwalte, namentlid vom Sipe bes 
Hauptgerichte zu den Zweiggerichten, in viel geringerem Maße geboten ift, 
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als in dem neueren Geltungsbezirf. Die Ungleichheit in dieſem Verhältniſſe 
wird nicht aufgewogen durch die verhältnißmäßig größere Zahl der in Lepterem 
bei den Zweiggerichten angeftellten Rechtsanwalte, welche eine nothwendige 
Bolge der BVerjchiedenheit der Organijation ift. 

Ueberdies hat die Einführung des Gefeges vom 12. Mai 1851 in den 
Bezirken der Appellationsgerihte Kafjel und Wiesbaden zu Zweifeln und 
Ungleichheit der Beuriheilung in Anſehung der ausjchließlih von den Gerichten 
zu entjheidenden Frage geführt, in welchem Maße der im Prozeffe unterlies 
gende Theil die Gebühren und Reiſekoſten des Anwalts der fiegenden Partei 
zu erjtatten habe. Dos Geſetz vom 12. Mat 1851 enthält am Scluffe des 
$. 8, nad Voranjhiduug einzelner diefen Punft betreffender bejonderer Bes 
ftimmungen die Anordnung: 

„Sm Uebrigen behält es wegen der Erftattung der Gebühren und 
Auslagen, welche die obfiegende Partei an ihren Rechtsanwalt ge- 
zahlt hat, bei den Beftimmungen der Allgemeinen Gerichtsordnung 
das Bewenden.“ 

In Beziehung auf die Verpflichtung des Gegners zur Erftattung der 
Koften imsbefondere, welde durch die Reifen des gegneriihen Anwalts 
zu auswärtigen Gerichten, bei denen dieſer zur Prozeßpraxis bee , 
fugt ift, verweiſt Ziffer 4. der allgemeinen Zarifbeftimmungen, 
ebenfalls „auf die allgemeinen gejeplihen Beftimmungen“, welche für ben 
größten Theil des älteren Geltungsbezirfs de3 Gejepes in $. 25. Ziffer 9. 
Zitel 23. Theil I. Allgemeinen Gerichts-Ordnung in Verbindung mit $. 29. 
der Verordnung vom 2. Januar 1849 enthalten find. Nah 88. 26., bezie- 
bungsweije 27. ufd 28. der Verordnungen vom 30. Auguft 1867 (Gefep- 
Samml. Seite 1369. ff.) find im diefer Beziehung in den Bezirken der Appel» 
lationsgerichte zu Kiel, Kaſſel und Wiesbaden die bisher geltenden Beftim- 
mungen in Kraft geblieben; dieſelben ftanden jedoch, wenigftens in den beiden 
zulegt genannten Departements, in jo enger Beziehung zu den früheren, durch 
die Verordnungen vom 24. und 26. Juni 1867 geänderten und bejeitigten 
Geſetzen über das Berfahren in bürgerlihen Rechtsſtreitigkeiten und über die 
Gerichtsverfaſſung, dab die Vorausjepungen, von denen bie Beftimmungen 
über die Pflicht zur Erftattung der Anwaltsfoften in den bezeichneten Landes» 
theilen ausgegangen find, auf die jegt geihaffenen Berhältniffe nicht mehr pafjen. 

Hierdurch namentlich ift die für das Publikum und die Anwalte glei 
nachtheilige Schwanfung und Unſicherheit hervorgerufen worden, welde auf 
dem bezeichneten Gebiete der Rechtſprechung eingetreten ift. 

Endlich wird man unbedenklich anerkennen müffen, daß es jih empfiehlt, 
in den drei mehrbezeichneten Appellationsgerichts-Bezirken, in denen durch die 
Verordnungen vom 24. und 26. Juni 1867 das Prozefverfahren und bie 
Gerichtsverfaſſung gleihmäßig geftaltet worden ift, nicht allein die Bezüge ber 
Rechtsanwalte, injomweit fih ein Bedürfniß zur anderweitigen Normirung ders 
jelben herausgeftellt bat, jondern auch die Bedingungen der Erftattung ders 
felben durch den Prozefgegner, welde in den einzelnen in Betracht fommenden 
Departements verſchieden beihaffen find, gleihartig zu regeln. 

In Kurheſſen, deſſen Prozesreht einſchließlich der Beftimmungen über 
die Anwaltägebühren bereit? durch Allerhöchſten Erlaß vom 6. Mai 1867 
(Geiep-Samml. Seite 699.) auf die dem Bezirke des Appellatiunsgerihts in 
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Kaffel zugeihlagenen, von Bayern abgetretenen Gebietstheile ausgedehnt wor— 
den war, hatte fih vor dem 1, September 1867 folgender Zuftand ent— 
widelt : 

63 waren Untergerihtse und Obergerihtsanwalte angeftellt. Letzteren 
war früber die Profuratur bei den Obergerihten ausſchließlich beigelegt und 
die Parteien mußten fi beim Auftreten vor dem Obergericht des Beiftandes 
eines Obergerichtöanmwalts bedienen ($. 4. der Verordnung vom 17. November 
1829). Sowohl die Obergerihts- als die Untergerihtsanwalte waren befugt, 
bei jedem Untergericht vorzutreten ($. 12. a. a. O.). Diejelben waren, 
und zwar die Obergerihtsanwalte für einen beftimmten Obergerichtsbezirk, die 
Untergerichrsanwalte — der Regel nah — für mehrere in dem Anftelungs« 
rejfript bezeichnete Juſtizämter „rejfribirt“. Obwohl tie Verordnung vom 
17. November 1829 die ältere Einfchränfung der Praris auf den Reifriptions- 
bezirf aufgehoben, dagegen den in dem Gebührentarif vom 12. Juni 1818 
den Anwalten bewilligten niedrigen Reijenentihädigungsfag von 2 Rihlen. für 
jeden Tag ungeändert gelaffen hatte, wurde dod in $. 12. derjelben noch die 
Beftimmung getroffen, daß die Anwalte Tagegelder und Reiſekoſten für Ges 
ſchäfte bei jolhen Gerichten, für welche fie nicht rejcribirt find, niemals 
wider die Gegenpartei und nur unter gewiſſen näher beftimmten Voraus— 
jegungen von der auftraggebeuden Partei fordern durften. 

Dieje Beftimmung blieb aud in Geltung, als durch das proviſoriſche 
Geſetz vom 22. Juli 1851 dem bisherigen fchriftlihen Berfahren das münd— 
liche jubftituirt und duch $. 14. der Vererdnung vom 30. Dftober 1851 
die Vertretung der Parteien dur einen Profurator für Verhandlungster: 
mine, auch in obergerichtlihen Sachen, nit weiter für erforderlih erklärt 
worden war. Dies hatte den Erfolg, daß die nunmehr aud in gewiſſem 
Umfange zur Vertretung der Parteien vor den oberen Gerichten zugelaffenen 
Untergerichtsanwalte zum Bezuge der Neifekoftenvergütung in allen Saden 
für befugt eradtet wurden, welde in erfter Inſtanz bei Gerichten ihres 
Nejkriptionsbezirks anhängig waren, moöchten diejelben aud in zweiter 
und dritter Iuftanz an obere Gerichte auserhalb defjelben übergehen und die 
Anwalte jomit bei dem Vortreten vor legteren in den gedachten Sachen ben 
Reſkriptionsbezirk, räumlich überireiten. Letzterer gewann jomit eine gewiſſe 
territoriale und ſachliche Bedeutung. An derſelben hat auch das Geſetz vom 
28. Dfiober 1863, betreffend das Verfahren in bürgerlihen Rectsftreitig- 
feiten, nichts geändert, ebwohl durch $. 26. dejjelben ale bisherigen Unter: 
ſchiede zwiſchen den Ober- und Untergerihtsanwalten in Bezug auf die Bes 
fugniß zur Einreihung von Prozeßſchriften und zur Abhaltung von Ters 
minm aller Art bei den höheren Gerichten bejeitigt worden waren. Der 
Eap der Netiefoften, welden die Verordnung von 1818 normirt hatte, und 
dur die Praris ſpäter mit Nüdfiht auf die veränderten Berfehräverhältniffe 
auf 14 Rihlr. Diäten und die Fuhrkoſten eines Eijenbahnbillets zweiter Klafje 
feftgeftellt worden war, wurde durch das gedachte Gejeg zwar auf 2 Rthlr. 
Tagegelder und 4 Rthlr. pro Meile Fuhrkoften, oder auf Vergütung des 
Poftgeldes, beziehungsweiſe eines Billets zweiter Klafje bei benugbarer Poft- 
oder Gilenbahnverbindung erhöht; zugleich wurde aber beftimmt, daß in einer 
einzelnen Prozeßſache an Diäten und Reifefoften für einen einzelnen 
Termin bei den Untergerichten nicht mehr ald 2 Rthlr., bei den Oberge— 
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richten nicht mehr ala 3 Rthlr., bei dem Oberappellationsgericht nicht über 
5 Rthlr. gefordert werden dürfte. 

Diefe Anordnung milderte fowohl in der Wirkung auf das Publikum 
als auf die Rechtsanwalte jelbft die Ungleichheiten, welche vermöge der vers 
ſchiedenen territorialen Ausdehnung des Reffriptionsbezirfs in Bezug auf das 
Recht des Bezugs der Reifefoftenvergütigungen nicht allein zwiſchen den Un— 
tergerichts- und Obergeridhtsanwalten, fondern auch wiederum unter den letz— 
teren infofern beftand, als in dem Zeitraume von 1821 bis 1863 die Orga— 
nijation, Zahl und die territoriale Ausdehnung des Sprengels der kurheſſiſchen 
Obergerihte und mit legterer auch je nach der Zeit der Anftellung die räum- 
liche Erftredung des durch ſpätere Nenderungen der Gerichtsverfaffung nicht 
alterirten Rejfriptionsbezirt3 der bei einem und demjelben Obergericht jucceifiv 
angeftellten Anmalte gewechſelt hatte. Die hierdurch bedingten Ungleidhheiten 
traten aber jehr fühlbar hervor, als durd Einführung des die Reiſekoſtenver— 
gütigungen erböhenden und lediglih nah Mafgabe der Erftredung der Neife 
limitirenden Gejepes vom 12. Mai 1851 die früheren Neifefoftenfäge bejeitigt 
worden waren. Jetzt führte die jo verichieden geftaltete räumliche Erftredung 
bes Rejfriptionsbezirks zu einer, des imneren berechtigten Grundes entbehren» 
den Rechtsungleichhelt unter den in dem bezeichneten Landestheile angeftellten 
Rechtsanwalten. Diefelbe fteigerte fih zum Vortheil ber bisherigen Oberge— 
rihtsanmwalte noch dadurdh, daß durch die Verordnung vom 26. Juni 1867 
(Gefep-Samml. Seite 1085.) den an die Stelle der früheren Juftizämter ge— 
tretenen Amtsgerichten eine weit bejchränftere Kompetenz in Prozepjachen beis 
gelegt wurde, als jenen zugeftanden hatte, und die Verhandlung ber erften 
Inftanz in wichtigeren, zu höherem Gebührenbezuge berechtigenden Prozeffen 
ben meift am Sipe der früheren Obergerichte errichteten Kreisgerichten über— 
wiejen worden war. 

Hierzu fommt noch folgender Umftand: 

Der $. 35. a. a. D. batte dur die Beltimmungen in feinem erften 
Abjape die frühere Befugniß der Heifiihen Untergerichts-Anwalte, bei dem 
in ein Appellationsgeriht umgemwandelten Oberappellationsgeriht zu Kaffel 
vorzutreten, bejeitigt; ferner wurde auf Grund des zweiten Abjapes a. a. O. 
von den Hejfiihen Gerichten im Bezirk des legteren angenommen, daß unter 
dem „bisherigen Wirkungskreiſe“ der Reſkriptionsbezirk zu verftehen jei. Dies 
führte dahin, daß den Rechttanwalten bei Reiſen auferhalb des Reifriptions- 
bezirks auch nicht einmal, wie unter der Herrichaft der älteren Geſetze, der 
auftraggebenden Partei gegenüber, welche zu der Reiſe ſpeziell und formgerecht 
ermächtigt hatte, der Anjap von Reiſekoſten bewilligt wurde. Cine weitere 
Konfequenz jener Auslegung war Die, daß denjenigen Nechtsanmalten, melde 
bei Einrichtung der neuen Kreisgerichte ſich von Sitzen früherer Juſtizämter 
an den Sig eines Kreisgerichts verlegen liefen, — wozu es nad dem Schluß— 
fape des $. 35. a. a. O. der Genehmigung des Juftiz-Minifterd bedurfte — 
deshalb, weil fie aus ihrem Reſkriptionsbezirk ausgeihieben waren, das Recht 
auf den Reijefoftenbezug verfagt oder eingejchränft werben mußte. So fon« 
furriren bei demjelben Kreisgeriht Rechtsanwalte, welche theils gar fein Recht, 
theils ein nach Verihiedenheit des ihnen bei der Anftellung gewährten Re— 
ſtriptionsbezirks verfchiedenes Recht zum Reifefoftenbezuge haben; eine weitere 
Berjhiedenheit würde wiederum bei den nah $. 18. a. a. D. anzuftellenden 
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Anwalten eintreten, deren Praris geſetzlich auf dem Kreisgerichtöbezirf er 
ftredt ift. 

Auch bat, wie bereitö oben angedeutet worden, die Auslegung des zweiten 
Abfapes des 8. 35. bezüglich der Worte „örtliche Erweiterung bes bisherigen 
Wirkungskreiſes“ und ihrer Anwendung auf den Reffriptionsbezirt Zweifel in 
der weiteren Richtung bervorgerufen, auf welche neuen Gerichte fi Die auf 
eine ganz anders geartete Gerihtsverfafjung geftüpte frühere Rejfription über 
haupt beziehen lafle. 

Im Herzogtbum Raſſau, deffen Prozeßrecht durch $. 105. der Verord- 
nung vom 24, Juni 1867 (Gefep-Samml. Seite 914) aud in den mit dem 
Bezirke des Appellationsgerihts Wiesbaden vereinigten Großherzoglich Heſſiſchen 
und Heffen-Homburgiihen Gebietstheilen eingeführt werden ift, galt vor Ein- 
führung der auf den gedachten Bezirk bezüglihen Verordnungen vom 26. Juni 
und 30. Auguft 1867 folgendes Recht: 

Die Naſſauiſche Amtsverwaltungsordnung vom 5. Juni 1816 verpflichtete 
Jeden, der vor dem Amte, in dejjen Bezirk er wohnte, Redt. zu neh» 
men hatte, zum perjönlihen Erſcheinen. Nur Krankheit oder eine ähnlidye 
beſcheinigte Hinderungsuriadhe gab das Recht, durch einen Bevollmädtigten 
zu handeln, weldyes auch noch durd die von höheren Gerichten wegen ver« 
widelter Beichaffenheit der Sade oder der Höhe des Streitgegenftandes auf 
Anrufen geftattete Verhandlung der Sade im jhriftlihen Berfahren 
erworben werben fonnte. Der außerhalb des Amtsbezirks Wohnende Fonnte 
unbedingt durd einen Bertreter, oder jhriftlih, handeln. Die Naſſauiſche 
Verordnung vom 21. Januar 1854 geftattete zwar die Beftellung eines Ver: 
treters auch dem im Amtäbezirfe Wohnenden, aber nur auf eigene Koften; 
der unterliegende Gegner hatte die Koften dieſer Vertretung nicht zu ers 
ftatten. 

Sn der Wahl der Prozeß-Beoollmächtigten beftand feine weitere Bes 
ſchränkung, als die, daß nad feftitehendem Gerichtsgebrauch das ſchriftliche 
Verfahren nur unter der Bedingung geftattet wurde, daß fi die Partei eines 
im Herzogthum angeftellten Profurators bediene, 

Profuratoren waren jowohl bei den Aemtern als bei den oberen Gerich— 
ten angeftellt. Zur jhriftlihen Verhandlung bei den Aemtern waren fie 
gleihmäßig, ohne Rüdfiht auf ihren Wohnfig beredtigt. Bei den Ober- 
gerichten fonnten aber nur die Hof» und Appellationsgerihte» und die Ober— 
Appellationsgerihts-Profuratoren handeln, und zwar nur bei demjenigen Ober: 
gericht, bei weldhem fie angeftellt waren, mit Ausnahme der bei dem Hof— 
gericht und dem Ober » Appellationsgeriht in Wiesbaden Angeftellten, welche 
bei beiden Obergeridhten zu fungiren befugt maren (Berordnung vom 
10, November 1849). 

Die Erlappfliht des Gegners war in den Fällen des gerichtlid oder 
geſetzlich geftatteten ſchriftlichen Verfahrens bezüglih der. Vertretungsfoften 
nicht befchränft und wurde in Betreff der Neilefoften des Anwalts aus dem 
Geſichtspunkte der Nothwendigkeit dann als vorhanden angenommen, wenn in 
dem Termine, zu welchem der Anwalt gereift war, materiell auch mit dieſem 
zu verhandeln war. Andernfalls hatte der Anwalt, und zwar nur für den 
Fall ertheilter beſonderer Ermächtigung fih ausſchließlich an den Auftraggeber 
zu halten; der Gegner war zur Erftattung nicht verpflichtet. 
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Der zweite Abſatz des 8. 34. ber für Naffau ıc. erlaffenen Verordnung 
vom 26. Juni 1867 (Gefep «- Sammlung Seite 1094) hatte bier, abgejehen 
von ben Großberzoglich Heffiihen und Homburgiichen Gebietätheilen, nur bie 
Wirkung, daß die zu Dillenburg angeftellten ehemaligen Appellationsgerichts— 
Profuratoren zwar Reilefoften für Reifen an ſämmtliche Kreis- und Amts- 
gerichte im Bereiche des Herzogtbums, aber nicht für Reifen an das Appella- 
tiondgeriht in Wiesbaden fordern dürfen, bei welhem ihnen erft durch Ab- 
ſatz 1. a. a. DO. die Befugniß zur Praris beigelegt worden ift. 

Im Bezirt des Appellationsgerihts in Miesbaden pafjen demnad bie 
Borausfegungen, auf welche fi die Beflimmungen über das Recht der Ver— 
tretung durch einen Anwalt mit der Befugniß zur Erftattung der Koften der— 
jelben durdy den unterliegenden Gegner ftügten, gar nicht auf die durch die 
Verordnungen vom 24. und 26. Juni berbeigeführten Reformen im Prozeß» 
verfahren und in den KompetenzeBerhältniffen. Es ift hierbei daran zu ers 
innern, daß den Nemtern nad Aufbebung des privilegirten Gerichtsſtandes 


‚durh das Gele vom 7. März 1849, die unbefhränfte Zuftändigfeit in 


Givilprozeffen, mit alleiniger Ausichliefung der Eheiheidungs » Prozefje bei- 
gelegt war. 

Dies hat zur Folge gehabt, daß die Gerichte im Bezirke des Appellations= 
gerichts in Wiesbaden die Tragweite der in Bezug auf die Erſatzpflicht des 
Gegners dur das Gejeg vom 12. Mai 1851 im Allgemeinen unberührt 
gelafienen bisherigen Beftimmungen ganz verſchieden beurtheilen, und daß bier 
beionders die bereits oben allgemein hervorgehobenen Klagen über empfindliche 
Ungleichartigfeit der Nechtiprehung in Bezug auf die Verpflihtung ber 
Gegenpartei zum Grjage der Reiſekoſten der Sahmalter erhoben worden find. 

In den Herzegtbümern Holftein und Schleswig jhieden fi die vor 
dem 1. September 1867 angeftelten Advokaten in Appellationsgeridhts- 
Advofaten (Schleswig), beziehbungsweife Ober » und Landgerichts - Advofaten 
(Holftein) einerjeits, welche neben der Praris bei ſämmtlichen Untergerichten, 
die, autichließlihe Profuratur bei den oberen Gerichtsbehörden beider Herzog⸗ 
thümer übten, und in Untergerichts-NAdvofaten andrerſeits, deren Praris fi 
auf ſämmtliche Untergerichte in denjelben beſchränkte. 

Das Maaß der den Anwalten bei Reifen im Prozeßbetriebe gebührenden 
Vergütung war duch allgemeine geſetzliche Beltimmungen nicht geregelt, 
vielmehr faft lediglich durch den Gerichtögebraud beftimmt. 

In Bezug auf die Verpflichtung der unterfiegenden Prozefpartei zur Er— 
ftattung des durch Die Vertretung des Siegers entftandenen Koftenaufwandes 
fehlt es ebenfalle an partifularrehtlihen Vorjchriften. In diefer Beziehung 
find die allgemeinen Regeln und Grundjäge des gemeinen Rechts maßgebend 
geblieben, foweit nit $. 8. des Gejeges vom 12. Mai 1851 derogirenbe 
Spezial-Vorſchriften enthält. 

(Bergl. Falck Handbuh des Schleswig: Holfteinihen Privat-Rechts 
Bd. 3. 8. 17. ©. 57-68.) 

Die vorangeihidte Darftelung ergiebt genügend das Bebürfniß, den 
daraus erhellenden Zuftand der Rechtsungleichheit und Rechtsunſicherheit auf 
dem in Frage ftebenden Gebiete, Sowie die Ueberbürdung der Gerichtseinges 
ſeſſenen durch unverbältnigmäßiges Anwachſen der Reijefoften der Anmwalte zu 


befeitigen. Zur Erreihung diefes Zwedes erſchien es geboten, die einſchlägigen 
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Beftimmungen des Geſetzes vom 12. Mai 1851 theils den veränderten orga— 
niſchen Einrihtungen in den oben bezeichneten Apvellationagerichts« Bezirken 
durch entiprechende Aenderungen anzupaflen, theila da, wo fie auf die beftehen- 
den Beftimmungen über die Pflicht der unterliegenden Prozeßpartei zum Er- 
lage der Anwaltskoſten des Gegners hinweilen, durch Feſtſetzung jelbftftändiger 
Anordnungen zu erfegen, welche zur geficherten Grundlage für die richterliche 
Beurtbeilung dienen follen. 

Dies ift die Aufgabe des vorliegenden Geſetz-Entwurfs. Zur Rectferti- 
gung deſſelben ift im Einzelnen Folgendes zu bemerken: 


Zu Artifel L 
Aus dem Gejagten folgt, daß ed die Vorichriften in $. 8. und unter 
Ziffer 3. und 4. der Einleitung des Tarifs des Gejeges vom 12. Mai 1851 
find, welde in den im Entwurf bezeichneten Appellationsgerichts » Bezirken 
theild der Ergänzung, theils der Abänderung bedürfen. Sie find daher für 


er 


ben bezeichneten Geltungsbereih durch die in den $$. 1. bis 6. entbaltenen - 


Vorſchriften erjept. 


Ss. 1. 
entbält das allgemeine Prinzip, daß in den Koften eines Prozefiet, zu deren 
Erſatz eine Partei richterlich verurtbeilt ift, regelmäßig und kraft Gejeges auch 
die Koften begriffen jein follen, welche die fiegende Gegenpartei für ibren 
Anwalt, fei er Vertreter oder Beiftand (vergl. $. 23. der Verordnung vom 
24. Juni 1867) aufzuwenden gefeplich verpflichtet ift. 

Diejes Prinzip entipridht ſchon dem älteren, und in noch böberem Grabe 
dem neueren Preußiſchen Prozeßrecht. 

(Vergl. $. 25. Ziffer 9. Tit. 23, Theil I. Allgem. Gerichts-Ordnung, 

8. 29. der Verordnung vom 2. Januar 1849.) 
Es iſt daran zu erinnern, daß der neuere Preußiſche Prozeß, wie der 
felbe durch die Verordnungen vom 1. Juni 1833, 21. Juli 1846 und 21. Juli 
1849 geftaltet worden ift, für gewiffe Afte des jchriftlichen Vorbereitungever- 
fahrens in den einzelnen Inftanzen die Mitwirkung eines Anwalts fordert. 
Für das mündlihe Hauptverfahren ift zwar ein Anwaltszwang nicht einge 
führt; die Diefes fowie das ganze Verfahren überhaupt beberrihende Verband» 
lungs- und Eventual» Marime, die demzufolge an Verſäumniſſe gefnüpften 
Rechtsnachtheile und die Tendenz, der mündlichen Verhandlung bauptiählid 
die rechtlichen Ausführungen in Bezug auf den weientlih im ſchriftlichen Vor— 
verfahren zu firirenden thatſächlichen Stoff vorzubehalten, um dieſelben burd) 
das Moment der Mündlichfeit unmittelbar auf den zur Entſcheidung berufenen 
Richter wirken zu lafjen, führen aber dahin, die Vertretung oder Unterftügung 
ber Partei durch einen Rechtäverftändigen als ein regelmäßiges Bedürfniß 
anzuerfennen. Darauf gründet fi der Anſpruch der obfiegenden Partei auf 

den Erſatz des ihr dadurch entftandenen Koftenaufwandes. 

Nahdem dur die Verordnung vom 24. Juni 1867 (Geſetz-Sammlung 
Seite 885) in den bier in Frage ftehenden Yandestheilen ein jenen älteren 
Prozepverordnungen im Weſentlichen entiprechendes Verfahren in Eivilprozeffen 
eingeführt worden ift, erichien es daher auch ohne Bedenken, das im 8. 1. 
enthaltene Prinzip dort zur allgemeinen gejeplihen Regel zu erheben. 
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$. 2. 


enthält die Einſchränkungen derjelben. 

Diejenigen unter Ziffer 1. und 2. betreffen alle Emolumente des 
einer Partei bedienten Rechtsanwalt und wiederholen wörtlich die Beſtim— 
mungen des $. 8. des Geſetzes vom 12. Mai 1851 mit Ausiheidung des 
Schlußſatzes im zweiten Abjage, welcher die Hinweifung auf die bezüglichen 
Beftimmungen der Allgemeinen Gerichts-Ordnung enthält, und der im Eingange 
des zweiten Abjapes erwähnten Civilprozeſſe wegen Ehrverlegung oder leichter 
Miphandlung. Die Ahndung dieſer ftrafbaren Handlungen kann nad $. 487, 
der in den fraglichen Landestheilen geltenden Strafprozeß - Ordnung vom 
25. Juni 1867 nur im Strafverfahren erfolgen und es enthalten die 88. 509. 
und 510 a. a. O. bereits die auf den Koftenpunft und die Erſatzpflicht des 
unterliegenden Theils an den Gegner bezüglihen Sonderbeftimmungen. 

Die Beftimmungen unter Ziffer 3 und 4 ſowie ber mit der lepteren zu« 
Jammenbängende 


gz. 3. | 


beziehen fi insbejondere auf die Verpflihtung der unterliegenden Partei zur 
Erftattung der Reijefoften des Anwalts der Gegenpartei. 

Unter Ziffer 3. des $. 2. wird für alle Prozeffe, in denen die Erftat 
tung von Reijefoften des Anwalts überhaupt in Frage kommt (vergleihe bie 
vorangehende Ziffer 2.), der beſchränkende Grundjag aufgeftelt, daß wenn 
diefe Koften erftattungsfähig jein follen, die Reiſe in dem dert näher er 
läuterten Sinne notbwendig gewejen fein muß. Dies entipriht ſowohl 
dem Prinzip des Preußiſchen wie des gemeinen Rechts. 

$. 27. Abi. 2. Tit. 23. Ih. I. A. ©. O. 

Martin, Lehrb. des bürgerl. Prozeſſes, Ausg. 13. 8. 39. ©. 
77. 78, 

v. Bayer, Vorträge über gemeinen Civil-Prozeß, Aufl. 8. 88. 24. 
21. ©. 76. 86, 

Aus $. 5. des Entwurfs ergiebt fih, daß wenn die Reiſe des Anwalts 
in einer Prozeßſache an ein Gericht außerhalb des Amtsbezirks, in welchem 
der Anwalt wohnt, zu machen ift, zugleich die Ermächtigung der auftragges 
benden Partei hinzukommen muß, weil diefe zunächſt als Bedingung bes 
Vergütigungsanipruds des Rechtsanwalts an den eigenen Machtgeber feſtge— 
halten ift, und ter Erſtattungsauſpruch dee Partei am die Gegenpartei in 
Bezug auf die Koften ihres Anwalts nicht weiter reihen fann, als ihre Ver— 
gütungsverpflihtung dieſem gegenüber ſich erftredt. 

In einer andern Richtung ift hingegen der Grundjag, daß die Erſatz— 
pfliht des Gegners fih auf ben nothwendigen Aufwand beſchränke, 
verlaffen,, injofern, dieſer Grundjag zu der Annahme führen kann, Daß 
wenn die Partei fi eines am Orte des verhandelnden Gerichts oder in 
deffen mächfter Nähe wohnenden Sahwalters bedienen fonnte, fie nidt bes 
rechtigt ſei, die Neifefoften tes beauftragten auswärtigen, oder weiter entfernt 
wohnenden Rechtsanwalt (ſoweit im lepteren Falle der Mehrbetrag in Bes 
trat kommt) erſeht zu verlangen. Die Preußiſche Allgemeine Gericht! 
Ordnung hält diefen Standpunkt feft. (Bergl. $. 25. Ziffer 9 a. und b. 
Titel 23. Theil I.) Anſcheinend giebt die in den Bezirken der Appellationd- 
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Gerichte zu Kafjel, Kiel und Wiesbaden beträchlich erweiterte Ausdehnung 
der Kreisgerichtsbrzirke, auf welchen fih, mit Einſchluß der ſämmtlichen in 
demjelben gelegenen Amtsgerichte fortan, der Negel nad die Befugniß eines 
Rechtsanwalts zur Praris erftredt, vermehrten Anlaß, son jenem Stand» 
punfte nicht abzugeben. Gleihwohl ſprechen überwiegende innere Gründe 
für deſſen Aufgebung. 

Zunädft iſt auch bier darauf binzuweijen, daß die Entwidelung, welde 
die Preußiſche Prozeß-Gejepgebung in neuerer Zeit genommen hat, das Ber 
bürfniß rechtsverftändigen Beiſtandes, beziehungsweile der Vertretung durd) 
einen Nechtsfundigen jehr weientlich gefteigert hat. Der Partei ift durch die 
Verordnungen vom 26. Sanuar 1867 das Recht gegeben, unter den jämmt» 
lihen in dem Kreisgerichtsbezirk domizilirenden Rechtsanwalten (abge 
jehen von demjenigen, welche vorber in den bezüglichen Landestheilen bereits 
angeftelt waren und in noch unbeſchränkterem Umfange zur Wahl ftehen) 
ihren Bertreter oder Beiftand zu wählen. Diefe Wahl wird wejentlih durch 
das perjönlihe Vertrauen bedingt. Aus dieſem höheren Geſichtspunkte er— 
ſcheint e8 prinzipiell, nicht gerechtfertigt, die Wahl der Partei innerhalb der 
ihr gejeglih zu Gebote ftehenden Grenzen, auch nur dem prakiiſchen Erfolge 
nah dadurch einzuengen, daß ihr Anſpruch auf Eriag des Vertretungs— 
Aufwandes an die Rüdfiht gebunden wird, daß fie fid) eines andern, am 
Orte oder in größerer Nähe des Sitzes des verbandelnden Gerichts woh- 
nenden Anwalts hätte bedienen können. Vermöge der räumliden Weite der 
bier in Rede ftehenden Bezirke der Kreisgerichte wird namentlih in den bei 
legteren anbängigen Prozefjen die Bornahme der wichtigen Beweis-Verhand— 
lungen häufig Amtsgerichten des Bezirks übertragen werden. Es ift dem 
Interefje der Partei und ber Fördernng der Verhandlung nicht Ddienlich, 
wenn man durch eine die Koften » Erfappfliht in der angedeuteten Richtung 
beihränfende Beitimmung einen indireften Subftitutionszwang, ſowohl für 
die eben bezeichneten Prozeßhandlungen, als auch nad) der weiteren Richtung 
berbeiführen wollte, daß ter von der Partei gewählte, nicht am Sipe des 
Prozeßgerihts wohnende Anwalt dazu veranlaßt würde, ih zur Wahrnehmung 
der mündliben Verhandlungen, diejes wichtigſten Prozepabichnitts, eines am 
Orte wohnenden Stellvertreterö zu bedienen. 

Dieje Erwägungen ericheinen insbejondere in Bezug auf die wichtigeren, 
bei den Kreisgerichten zu verhandelnden Prozeffe dergeftalt durchgreifend, daß 
auch die nicht zu verfennende Möglichkeit der Chifane des Gegners durch 
die Wahl eines vom Prozeßgericht entlegen wohnenden Anwalts mit der Ab» 
fiht der Koftenmehrung gegen diejelben zurüdtreten muß. Auch mindert fich 
dieſe Bejorgniß dur die Betrachtnahme, daß der Musgang des Prozeffes nie 
ganz fiher vorherzufehen ift und die Möglichkeit eigener Tragung der Koften- 
laft ſolche Chifane doch nicht ungefährlih eriheinen laſſen möchte. 

Nur in Bezug auf die nah den Verordnungen vom 26. Juni 1867 
(vergl. $. I5 beziehungsweife 5 und 5 a. a. D.) der Zuftäindigfeit der Amts- 
gerichte zugewiejenen Prozefje ift von dem im $. 3. des Entwurfs zum Aus— 
drud gebrachten, vorftchend motivirten Prinzip abgegangen und durch die 
Beitimmung unter Ziffer 4 des $. 2, die Einjhränfung des $. 25 Ziffer 9a 
und b Tit. 23 Th. I. Allg. Geridhtsordnung beibehalten worden. 

Hierzu gab die Erwägung Anlaß, dab dieſe Prozefje, auch wenn in 
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denjelben durch Ziffer 2 8. 2. des Entwurfs der Anſpruch auf Erſatz der 
Gebühren und Auslagen des Anwalts nicht ausgeſchloſſen ift, mur geringere 
Bermögensobjefte oder einfache Rechtsverbältniffe zum Gegenitande haben; 
daß dieſelben Rüdfichten, welche bei Prozeffen über Objekte bis zu 50 Tha— 
lern den Anſpruch auf Erftattung der Anwaltsfoften regelmäßig ganz aus— 
ihließen, bier wenigftens dahin führen, letzteren auf das unvermeidliche 
Duantum einzufchränfen. Allerrings liegt in der Beitimmung unter Ziffer 4 
im $. 2. des Entwurfs auh ein Schug der an den Amtögerichtsorten woh— 
nenden Rechtsanwalte gegen die Konfurrenz auswärtiger Rechtsanwalte deſſel— 
ben Kreisgerichtöbezirks, während umgekehrt in Bezug auf die bei den Kreide 
gerichten zu verbandelnden Prozeffe die dort angeftellten Rechtsanwalte durch 
eine entiprehende Anordnung gegen die Konkurrenz; der bei den Amtögerichten 
domizilirenden Anwalte nicht gefihert find. Die hierin liegende Ungleichheit 
zwiſchen beiden Kategorien wird jedoch dadurch aufgewogen, dab tharſächlich 
die Praxis bei den Kreitgerichten, vor denen die wichtigeren und zu höherem 
Gebührenbezuge berechtigenden Prozeſſe zu verhandeln find, die einträglichere 
fein und aus mehrfachen Gründen immer der Antrieb für die Partei nahe 
liegen wird, fi zu ihrer Vertretung oder zu ihrem Beiftande eines am Sie 
des Prozeßgerichts wohnenden Rechtsanwalts zu bedienen. 


88. 4. und 5. 


enthalten die nah Maßgabe der veränderten Gerichtsverfafjung modifizierten 
Beftimmungen über die Befugniß der Rechtsanwalt, Vergütung für Neiien 
in den ihnen aufgetragenen geſchäftlichen Angelegenheiten zu fordern und über 
deren quantitative Seftftellung. Sie ſchließen fih an das unter Ziffer 3. und 
4. der einleitenden Tarifoorfchriften des Gejepes vom 12. Mai 1851 vorbild- 
ih Berordnete an. 

Es war hierbei davon auszugeben, daß die Befugniß zur Praris ſich 
regelmäßig auf den ganzen Kreisgerichtöbezirt und alle innerhalb defjelben 
befegene Amtägerichte erftredt, daß jedoch Der Bezirk des Amtsgerichts, in 
welhem ter Anwalt wohnt, als der engere Bereih jeiner Praris aufzu— 
faſſen ift. 

Der $. 4. entipriht im Weſentlichen den in Ziffer 3. der allgemeinen 
Tarifoorichriften des Geſetzes vom 12. Mai 1851 enthaltenen Beftimmungen 
über die dem Rechtsanwalte für Lokalgeſchäfte und Reifen zu denielben ger 
bübrenden Bergütungen. Ziffer 1. ift eine wörtlihe Wiederholung der Bes 
ftimmung unter 3. B. a. a. O. — Ziffer 2. entipricht materiell der Vor— 
ſchrift unter 3. A. ebendaſelbſt und hebt nur noch bejonders hervor, dab auch 
die Koften der Reife zu einem im Bezirke des Amtsgerichts, in welchem 
der Anwalt wohnt, an Ort und Stelle abzuhaltenden Prozeftermine unter 
den in $. 4 angeordneten Reifefofterjag fallen. Diejer ift unverändert ges 
blieben, weil jo weit ed fib um Prozeffe und mithin um Berüdfichtigung 
der Erftattungapfliht des Gegners handelt, nur eine unerheblihe Strede in 
Betracht fommt, zu beren Zurädlegung der Regel nah, wie bei Lokalge— 
ſchäften überhaupt, aud wenn fie nicht progefjunlifcher Natur find, ein ges 
mietheted reip. beionderes Fuhrwerk erforderlich jein wird. Veranlaßt die 
Partei jelbft den Rechtsanwalt, fih zu irgend einem nicht zur gerichtlichen 
Prozeßverhandlung gehörigen Zwede auf Reifen zu begeben, jo mag fie aud 
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die dadurch verurfahten Koften in dem Mafftabe tragen, welder durd das 
Gejep vom 12. Mai 1851 im ganzen Geltungsbereiche deſſelben feftgeftellt 
worden ift. Ein Grund zur Unterfcheidung zwiſchen dem neueren und ältes 
ren Beſtandtheile defjelben liegt bei dem in $. 4 des Entwurfs bezeichneten 
Geihäften nicht vor. 

Anders verhält es fi dagegen bei den in $. 5 behandelten Reilen an 
auswärtige, dem Bereiche der Prozeßpraxis des Rechtsanwalts angehörige 
Gerichte, denen in ben bier in Betracht kommenden Lantestheilen aud die 
CofalsProgeßtermine in anderen Amtögerichtöbezirfen des ihm zugemiejenen 
Kreisgerichtäbezirfs beizurehnen find. In Bezug auf diefe Geſchäfte erheiſcht 
die größere räumliche Ausdehnung des Amtäbereih! des Rechteanwalts, die 
ftärfere Theilung defjelben in jelbftftändige Amtägerichtäbezirfe und die das 
durch bedingte häufigere Veranlaffung zu Neifen an auswärtige Gerichtsſitze 
in Prozeßſachen, eine verhältnißmäßige Einihränfung der Höhe der Reiſeemo— 
lumente. Aber auch diefe ließ fih nicht abjolut, ſondern nur relativ, näm— 
lich dadurch einführen, daß, jomweit zu der Reiſe Eifenbahn» oder Poftverbin- 
dung benugt werden fann, nur der tarifmäßig für die Benupung diejer Bes 
förberungsanftalten zu verauslagende Betrag (bei Benupung der Eiſenbahn 
ber Koftenbetrag für ein Fahrbillet zweiter Klaffe) einschließlich eines feften 
Auffchlages für die Koften des Ab- und Zuganges, zugebilligt worden ift. 
Infoweit dagegen zur Zurücklegung auch ſolcher Reifen ein bejondere® Fuhr- 
werf benupt werden muß, ijt an dem Sape des $. 4 feftgehalten worden, 
weil die zu gewährende Vergütung zur Dedung der höheren Koften diejer 
Beförderung jedenfalls ausreihen muß. Desgleihen ſchien bei den Reiſen, 
von denen $. 5 handelt, eine Herabjegung der Tagegelder nicht gerechtfertigt. 
Es würde bierin eine ummotivirte Zurüdjegung der Rechtsanwalte in den 
von dem Gejepentwurf betroffenen Bezirken gegen Diejenigen liegen, welde 
in dem übrigen Geltungsgebiet bes Geſetzes vom 12. Mai 1851 angejtellt 
find, und ein innerer Grund mangeln, wegen größerer Weite der Reiſe, den 
zur Dedung des Aufwandes für Zehrung, Herberge u. ſ. w. beftimmten 
Diätenfag zu jhmälern. Der früher in Kurheffen geltenden Beihränfung 
ber Reifefoftenvergütigung auf einen Marimaljag in der einzelnen Sache fteht das 
Bedenken entgegen, daß ein folder möglicherweije unter dem Belrage des 
wirklichen Koftenaufwandes zurüdbleiben und ſomit nicht nur gegen die Bil- 
ligfeit verftoßen, jondern auch die gejeglihen Schranfen, welde durch Die 
geographiihe Ausdehnung des Kreisgerihtäbezirfs der Ausübung der 
Praxis gezogen find, thatfächlich noch weiter einengen. 

Bon ben Bedingungen, an welche Ziffer 4. der allgemeinen ZTarifbeftim- 
mungen des Gejeges vom 12. Mai 1851 den Anſpruch des Rechtsanwalts 
auf die geſetzlichen BVBergütigungsfäge für Reifen der in $. 5. des Entwurfs 
bezeichneten Art knüpft, ift nur diejenige der ausdrüdlihen Ermächtigung zur 
Reife von Seiten der Partei beibehalten worden. Der Partei, welche vermöge 
des dem Rechtsanwalte ertheilten Mandats zunächft für die Koften der vorzu— 
nehmenden Reije aufzufommen bat, muß zunädft die Beurtheilung gewahrt 
werben, ob fie diejelbe ihrem Intereſſe für förderlich, oder eine etwaige Sub» 
ftituton für genügend, oder felbft dieſe für entbehrlich erachtet. 

Entjpredend ift auch die Beftimmung des Gejeges vom 12. Mai 1851, 
daß mehrere Parteien, welche (in verſchiedenen Sachen) zu der Reife Ermäch— 
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tigung ertheilt haben, zu den Neijefoften nah Verhältniß ihrer Zahl beizutras 
gen haben, in den Entwurf übernommen; dagegen ift die weitere Beftimmung 
im dritten Abjage der Ziffer 4. a. a. D. daß der einer einzelnen Partei aufs 
zuerlegende Beitrag zu dem Reiſekoſten felbft dann nit die Hälfte über- 
fteigen dürfe, wenn fie allein den Auftrag zur Reiſe gegeben hat, nicht auf 
genommen worden, weil fie zu Unbilligfeiten führen faun, welde ſich bei der 
von dem Geſetz-Entwurf angeftrebten möglichſten Einſchränkung der Reiſekoſten— 
vergütung auf den wirklichen Koftenaufwand noch fteigern müßte, und weil 
nah allgemeinen Rechtsgrundjägen der Auftraggeber nicht dadurch von der 
Verbindlichkeit zum Erſatz des Aufwandes des Bevollmächtigten auch nur 
theilweiie befreit werden fann, daß legterer bei Gelegenheit der Ausrich— 
tung des aufgetragenen Geſchäftes auch noch die Geſchäfte Dritter bejorgte, 
gegen welche ein Anſpruch auf Betheiligung an der Erftattung des verurſach— 
ten Koftenaufwandes ausgeſchloſſen ift. 

Das Gejep vom 12. Mai 1851 macht ferner die Befugnis des Rechts— 
anmalts, Neijefoften in den in Nede ſiehenden Fällen nah dem gejeglichen 
Maßſtabe zu fordern, davon abhängig: 

1) daß die Bedingungen der Anftellung nit entgegenfteben; 
2) daß nicht durh ein MWebereinfommen die Reiſekoſtenvergütung 
feſtgeſtellt ift. 

Beide Berbindungen haben feine Aufnahme in dem Gejep-Entwurf ges 
funden. Die in dem ältern Geltungsbereih des Gejepes vom 12. Mai 1851 
jeit dem Jahre 1855 regelmäßig bei neuen Anftelungen von Redtsanwalten 
geitellte Bedingung daß diefelben bei Reifen an auswärtige Gerichte, bei wel« 
hen fie zur Praris verftatter waren, den Parteien Reijekoften und Diäten 
nicht in Rechnung ftellen dürften, ift im Bermaltungswege überall aufgeho— 
ben worden, und wird jegt grundlüplich nicht mehr geftellt. — Der Sinn 
der Klaufel zu 2. ift nicht etwa auf eine zuläffige Erhöhung des geſetzlichen 
Betrages der Reifefoftenvergütung, fondern nur auf eine Verminderung der— 
felben zu beziehen, wie aus $. 9. des Gejeges vom 12. Mai 1851 und dem 
inneren Zuſammenhange der Pofitionen 3. und 4. der Einleitungsvorfgriften 
zum Zarif erhellt. Es erſcheint überflüjfig und zugleih unzweckmäßig, die 
jelbftverftändlihe Befugnif des Rechtsanwalts im Wege der freien Verein: 
barung den nur zur paufhmäßigen Dedung eines Aufwandes beftimmten 
Sap zu mindern, beziehungsweije auf einen Theil deffelben zu verzichten, 
noch bejonders gejeglih zu fanftioniren. 


$. 6. 


beabſichtigt die Gleichftellung der vor dem 1. September 1867 in den in 
Rede ftehenden Landestheilen bereits angeftellten Rechtsanwalte mit denjenigen, 
welche erft ipäter angeftellt und anzuftellen find, jomwie die Bejeitigung der 
unter jenen jelbft beftandenen Unteriheidungen in Bezug auf das Recht zum 
Reijefoftenbezuge injoweit, als die Reife nicht über den Kreisgerichts— 
bezirf hinausgeht, in welchem deren Wohnort belegen iſt. Dieſe Gleich— 
ftelung erſcheint als eine Forderung der Gerechtigkeit, da die Befugnif zur 
Ausübung der Praris in Bezug auf den Bezirk des Kreisgerichts für beide 
Kategorien von Redtsanwalten zujammenfällt. Hierbei war aud, zur Befei- 
tigung eines jeden Zweifels, ausdrücklich zu ermähnen, daß alle durch frühere 
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Anftellungs- Bedingungen, wie in Kurbeff n durd Anweiſung eines beftimmten 
Rejkriptiong » Bezirks geſchaffenen Beihränfungen nicht weiter zu berüd- 
fihtigen ſeien. 

Soweit Dagegen die Befugniß der früher jhon in ben fraglichen Pro: 
vinzen angeftellt geweienen Anwalt zur Praris über den Bezirf des Kreit- 
gerichts, in weldem fie wohnen, binausreicht, erjchien e8 angemefjen, da die 
auf diejelben bezüglihen $$. 50., 35. reip. 34. der Berorbnungen vom 
26. Zuni 1867 deren Rechte zwar nicht Eränfen, aber aud nicht erweitern 
wollten, auszuſprechen, daß in jolhen Fällen die nah den älteren Beftim- 
mungen oder Grundfägen zu bemeljenden Reijefoften zu gewähren jeien. 
Hierbei war ed aber nad der, den Schup des Publifums gegen allzubohes 
Anwachſen der Reiſekoſten bezwedenden Tendenz des Gejep- Entwurfs geboten, 
die Beihränfung hinzuzufügen, daß dieſe Entihädigung nicht höher ausfallen 
darf, als diejenige, welde der Entwurf jeıbft gewährt. 

Damit es bei dieſer tranfiteriihen Anwendung der älteren Gejepe ıc. 
über die Reijefoften der Sachwalter nicht erforderlich werde, auf diejenigen 
zurüdzugehen, melde in den: dem Bezirfe des Appellationsgerihts in Wies— 
baden zugeſchlagenen Großherzoglich Heifiihen und Homburgiſchen Gebiets: 
teilen gegolten haben, und in Berüdfihtigung, daß dur den Allerhöchſten 
Erlaß vom 6. Mai 1867 die in Kurheſſen geltenden Vorſchriften über Ans 
waltsgebühren auch in den mir dem Bezirfe des Appellationdgerichts = Bezirkes 
Kaffel vereinigten Bayeriihen Landestheilen eingeführt find, ift im zweiten 
Abjage des $. 6. auf die in dem „Kurfürftentbum Heffen*, dem „Herzogthum 
Naffau* ꝛc. vor Verkündung der Organijationg» Verordnungen in Geltung 
gewejenen bezüglihen Beftimmungen verwielen mworben. 

Zur Rechtfertigung der 


Artifel IL und III. 


ift nur zu bemerken, daß zu den durd) das gegenwärtige Gejeg einer anders 
weitigen Regelung unterworfenen Vorſchriften auch die bereits oben als Quelle 
von Zweifeln und zum Theil nicht zutreffend bezeichneten 88. 50., beziehungs- 
weile 35. und 34. der Verordnungen vom 26. Juni 1867, infoweit als fie 
fid} auf den Bezug von Neitefoften der bereits vorber angeftellten Anwalte 
beziehen, gehören und daher infomweit aufzuheben waren. 


N 34. 
Haus der Übgeordneten. 
10, Zegislatur« Periode. 
I. Seffion 1868. 





Antrag 


dem Geſetz-Entwurf betreffend die Anlage einer 
Eiſenbahn von Finnentrop über Olpe nad) 
Nothe-Mühle im Biggethal (Nr. 42. und 276. 
der Drudjachen), unter Zurüdziehuug der zu 
diefem Geſetz-Entwurfe gejtellten Anträge 
Nr. 291. und 296. 1. der Drudiachen. 


v. Spbel, Dr. Achenbach. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, 
den von der Königlichen Staats: Regierung vorgelegten Entwurf 
(Nr. 42. der Drudjahen) in folgender Faſſung anzunehmen: 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. j. w. 
verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtags der Monard)ie, 
was folgt: 


u, 

Der Minifter für Handel ꝛc. wird ermächtigt, die Bergiſch- 

Märkiihe Eiſenbahn-Geſellſchaft in Ausführung der nad 8. 4. ihres 

Statut-Nadhtrages vom 1. Dftober 1866 (Gejep-Samml. für 1866 

©. 619,), dem Staate zuftehenden Berechtigung zunädft zur 

Herftellung einer Eifenbahn von Finnentrop über Olpe nad Rothe» 
Mühle im Biggethal zu veranlafjen. 


§. 2. 

Das zum Bau der Bahn erforberlihe Kapital wird aus« 
ſchließlich der demſelben zuzurechnenden Koursverlujte auf 2; Mil« 
lionen Thaler angenommen und auf Grund eines landesherrlihen 
Privilegiums durch eine Anleihe der Bergiſch-Märkiſchen Eijen- 
bahn · Geſellſchaft beihafft werden. Für den Fall, daß das vorge» 
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dachte Kapital zum betriebsfähigen Ausbau der Bahn, welder 
Seitens bes Staats durch die von ihm eingejegte Königliche Eijen- 
bahn-Direktion in Elberfeld bewirkt wird, nicht ausreichen follte, 
wird die Staats-Regierung wegen des Mehrbedarfs der Landes: 
vertretung Vorlage machen. 

$. 3. 

Um den etwaigen jährlihen Ausfall an Zinsbeträgen, auf 
deren Erjag die Geſellſchaft nah $. 4. des Statut-Nahtrags vom 
I. Oltober 1866 Aniprud bat, ermitteln zu können, wird beftimmt, 
dab der BetriebesUcherihuß des neuen Zweigbahn » Unternehmens, 
dem Sieg-Ruhr-Bahnunternehmen gegenüber, nad denſelben Vor— 
Ihriften und Grundiägen feftzuftellen ift, welche für die Ermitte— 
lung des Betriebs: Ucberihufirs ter Sieg-Ruhr-Bahn dem Bergiſch— 
Märkiiden» Erjenbahn» Unternehmen und dem Etaate gegenüber, 
maßgebend find. 


8. 4. 

Zur Amortiſation der für die Zweigbahn auszugebenden Obli— 
gationen jell ein halbes Prozent des Kapitals unter Zuichlag der 
Binien von den amertifirten Obligationen jäbrlih verwendet wer: 
den. Die Amortijation beginnt jedoch erft, jebald und ſoweit die 
Zweigbaibn und das Sieg-Rubr- Bahnunternebmen jelbft, nad 
Dedung ber Zinjen für das alte und neue Unternehmen und nad 
Deckung des Amortilationg-Erforderniffes für die alten Sieg-Rubr« 
Babn-Obligationen, die nöthigen Mittel dazu gewähren. 


g. 5. 

Derjenige Reingewinn, welder fi nad) Beftreitung des Zins— 
und Amertijationg-Erforderniffes aus dem neuen Unternehmen er- 
giebt, wird zu 4 an den Staat, zu ? an die Gelellihaft ab- 
geführt. 


8. 6. 

Der FinanzeMinifter und der Minifter für Handel ıc. werden 
mit der Ausführung diejes Geſetzes beauftragt. 

Gegeben :c. 


Berlin, den 24. Februar 1869, 


N 348. 
Haus der Abgeordneten. 
10. 2egislatur= Periode. 
II. Seffion 1868. 





Auf die Tages-Ord nung einer der nächſten Plenar » Sipungen wird ges 
legt werben: . 


Mündlicher Bericht der verftärften Kommiſſion für das Unterricht: 
wejen über die nachfolgenden, auf die von der Königlichen Staate-Regierung vor— 
gelegten, das Unterrichtäwejen betreffenden Gelep- Entwürfe bezüglichen BVetitionen: 

Journ. II. Nr. 19. 23. 26. 35. 67. 99. 100. 103. 123. 124. 153, 
164, 168. 163. 179. 203. 184. 205. 206. 234. 276. 312, 313. 355. 369, 
384. 387, 417. 418. 439, 440. 462. 464. 466, 468. 469. 470. 512. 513, 
514. 515. 516. 535. 536. 530, 52. 588. 603. 614. 615. 626. 627. 628. 
645. 659. 662. 663. 691. 697. 718. 733. 737, 740. 742. 757. 763, 785. 
786. 795. 805. 806. 808. s11. 812. 825. 826. 827. 529. 830. 831. 833, 
840. 847, 848. 854. 856, 857. 861. 8741, 875. 877. 882, 885. 887. 888, 
889. 918, 919. 920. 922. 923. 935. 941. 951. 954. 967, 969. 970. 971. 
984. 985. 992. 993. 994. 1006. 1009. 1010. 1014. 1016. 1017. 1019. 
1020. 1033. 1035. 1036. 1039. 1043. 1045. 1046. 1049, 1050. 1051. 
1053. 1055. 1060. 1064. 1066. 1068. 1071. 1074, 1085, 1089. 1091. 
1093. bis infl. 1099. 1101. 1134. 1135. 1137. 1138. 1139. 1141. 1158, 
bis inf. 1163. 1165. 1169. 1172. 1183. 1187. 1188. 1189. 1191, 1192, 
1193. 1194, 1199. 1200. 1201. 1202. 1210. 1211. 1212. 1213. 1214. 
bis infl. 1217, 1224, 1223. 1226. 1220. 1235. 1236. bis infl. 1239, 
1249, 1260. 1261. 1266. bis infl. 1269. 1331. 1334, bis inft. 1337. 1341, 
1342. 1332. 1333. 1398, 1339. 1340. 1343. 1544. 1376. 1348. 1349. 1350, 
1375. 1377. 1378. 1379. 1380. 1381, 1422. bisinfl. 1427. 1441. bis infl. 1445. 
1448, 1467, 1468. 1469. 1470. 1471. bis inf. 1519, 1520. 1521. 1522. 1523. 
bis infl. 1532. 1559. bis infl. 1575. 1577. 1578, 1588. bis infl. 1600. 1602. 
1604. 1605. 1624. 1625, 1627, 10628. 1630. 1632. bis inkl. 1645, 
1655. bis infl. 1659. 1661. 1662, 1677. bis infl, 1687. 1698. 1699. 1700. 
1702. 1703. 1704. 1715. bis inft, 1720. 1755. 1756. 1758. 1759, 1761. 
1772. 1773. 1774. 1775. 1790. 1793, bis int. 1802. 1814, 1816, 1817. 
bis inkl. 1821. 1867. 1936. 1843. 1845, bis inf. 1856. 1864. 1868. bis 
infl. 1916. 1931. 1932. 1933. 19535. 1957. 1960. 1961. 1962. bis infl. 
1981. 1996. bis infl. 2000. 2017. 2018, bis infl. 2026. 2066. bis inkl. 
2070. 2072. bis infl. 2081. 2085. bis infl. 2088. 2090. 2107. bis int. 
2114. 2117. 2118. 2128. 2139. 2141. 2142. 2143. 2173, bis infl. 2177, 
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2180. bis inft. 2185. 2205. 2206. 2208. bis infl. 2226. 2231. bis infl. 
2234. 2241. bis int. 2298. 2313 bis infl. 2325. 2331. 2332. 2333. 2339. 
2349. 2350. bis infl. 2365. 2380. 2381. 2392, bis infl. 2398. 2407. bis 
inf. 2414. 2416. bis inf. 2513. 2519. bis infl. 2526. 2534. bis infl. 
2537. 2542. bis infl. 2550. 2555. 2557. 2568. 2569. 2570. 2572. 


Berichterftatter: Abgeordneter Dr. Paur. 


Antrag der Kommiffion: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
die vorbezeihneten Petitionen der Königlihen Staats » Re 
gierung zur Kenntnißnahme und als Material für die Ge- 
jepgebung zu überweilen. 


Berlin, den 24. Februar 1869. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
v. Forckenbeck. 


——— — 


N 349. 


Saus der Abgeordneten. 
10. 2egislarur« Periode. 
IT. Seffion 1368. 





Auf ine der nächſten Tages-Ordnungen wird geſetzt werden: 


Mündlicher Bericht der verftärkten Kommilfion für das Gemeindeweien über den Geſetz-Entwurf betreffend die 
Berfafjung und Verwaltung der Städte und Fleden in der Provinz Schleswig:Holftein. (ont. Nr. 112. und 128. der 
Drudiahen des Herrenhauſes.) 


Berihterftatter: Abgeordneter Dr. Frande. 


Antrag der Kommiffion: 


Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen: 
dem bezeichneten Gejeg-Entwurfe mit den von dem Herreuhauje beſchloſſenen, aus Der untenftebenden Zuſam— 
menftellung erfichtlihen Aenderungen, jeine Zuftimmung zu ertbeilen. 


Berlin, den 24. Februar 1869. 


Der Präfident des Hauſes der Abgeordneten. 
v. Forckenbeck. 


Zufammenftellung 
der 
Sehhlüe des Haufes der Abgeordneten über den Gefeh- Entwurf, betreffend die Verfallung und Verwaltung 
der Städte und Flecken in der Provinz Scleswig-Holftein, mit den Beſchlüſſen des Herrenhaufes, bezüglich 
der durch leitere veränderten SS. 33., 38., 53., 69., 81., 89. und 92. 





Beichlüfle des Abgeordnetenhauſes Beſchlüſſe des Herrenhauſes 
am 9. Februar 1869. am 22. Februar 1869, 
$. 33. $. 33. 
Wird die Beſtätigung verſagt, ſo wird zu einer neuen Alinea 1. unveränder;. 


Wahl geſchritten. Wird auch dieſe nicht beſtätigt, oder die 

Bornahme der Wahl verweigert, jo iſt die Regierung be— 

echrigt, die Stelle einftweilen auf Koften der Stadt kom— 

wiffariich verwalten zu laſſen, bis eine zur Beftätigung 

ferignete Wahl getroffen ift. 

Im Falle die Betätigung verfagt wird, find die Gründe Alinea 2. zu ftreichen. 

der Beriagung dem Magiſtrat und der Stadtverordueten- 

Berfammlung anzugeben. 


Beichlüffe des Abgeordnetenhaufes. 
am 9. Februar 1869. 


$. 38. 

Ein jeder Bürger, welcher nah $. 37. zur Ausübung 
des Wahlrechts befugt ift, ift zum Stadtverordneten, unter 
der aus 8. 35. Ablag 2 fih ergebenden Beſchränkung 
wählbar. 

Jedoch können Stabtverordnete nicht jein: 

1) diejenigen Beamten und die Mitglieder berjenigen 
Behörden, durch welche die Aufficht des Staates 
über die Stadt ausgeübt wird; 

2) die Mitglieder des Magiftrats und alle beſol— 
deten Gemeinde-Beamten; 

3) Geiftliche, Kirhendiener und Elementarlehrer; 

4) die Beamten der Staats-Anwaliſchaft; 


5) die PolizeisBeamten. 


Kür Redtsanwalte und Notarien ift zur Annahme 
der Wahl als Stadtverordneter die Genehmigung der vor» 
gelegten Dienftbehörde nicht erforderlich. 

Bater und Sohn, jowie Brüder dürfen nicht zugleich 
Mitglieder der Stadtverordneten-Verfjammlung jein. Sind 


dergleichen Verwandte gleichzeitig erwählt, jo wird der Ael- 


tere allein zugelafjen. 

Vater und Sohn, jowie Brüder dürfen aud) nit zus 
glei der eine Magiftrats-Mitglied, der andere Stabtverorb- 
neter ein. 

Jeder abgehende Stadtverordnete ift jogleih wieder 
wählbar, infofern die hierzu erforderlihen Eigenſchaften 
fortdauern. 

Sollten bejondere örtliche Verhältniffe es erfordern, daß 
die Wählbarkeit durch die Wohnung in einem beftimmten 
Theile der Stadt bedingt werde, jo fünnen die biesfälligen 
näberen Beftimmungen im Ortöftatute getroffen werben. 


$. 53. 

bren Iſt bei ſolchen Angelegenheiten der ftädtiidhen Verwal— 

* tung, welche einer gemeinſchaftlichen Beſchlußfaſſung bedür— 

se; “fen, ein Kommunal-Beihluß aud durch wiederholte gemein- 
ſchaftliche Berathung nicht zu erreichen, jo bleiben die zur 
Beihlupfaffung geftellten Anträge auf fi beruhen. 





TREUE TR ⏑ v— 


Beichlüffe des Herrenhaufes. 
am 22. Februar 1869. 


$. 38. 
Alinea 1. unverändert. 


Alinea 2. Nr. 1,—3. unverändert. 


4) die rihterlihen Beamten, zu denen jedo 
die tehnijhen Mitglieder der Handels 
Gewerbe» und ähnlicher Geridte nicht z 
zählen jind; 

5) die Beamten de: Staatd-Anwaltidhaft; 

6) die Polizei-Benmten. 

Alinea 3—7. unverändert. 


$. 53. 

Iſt bei jolhen Angelegenheiten der ftäbtiihen Wern 
tung, welche einer gemeinſchaftlichen Beihlußfaffung bed 
fen, ein Kommunal-Beihluß aud durd wiederholte geme 
ſchaftliche Berathung nicht zu erreichen, fo bleiben die 
Beihlußfaffung geftellten Anträge, ſoweit nit etw 
Anderes in dieſem Gejege ausdräücklich beftim 
ift, auf fi beruhen. 








Beichlüffe des Abgeordnetenhauſe s. 
am 9. Rebruar 1869. 
$. 69. 

Ale Kommilfionen find dem Magiftrate untergeordnet. 
Magiftrate liegt es ob, diejelben mit leitenden Anord⸗ 
gen zu verjehen, ihre Geihäftsführung zu fontroliren 
d dahin zu ſehen, daß fie innerhalb der ihnen ange» 
ielenen Grenzen ihre Obliegenbeiten genau erfüllen, 
Beichmerden gegen das Verfahren der Kommilfionen 
d bei dem Bürgermeifter anzubringen, welcher ſolche den 
fhabiiigen Kollegien zur Enticheidung vorlegt. 


$. 81. 

Der Magiftrat hat dafür zu jorgen, daß der Haushalt 
nad dem fejtgeftellten Plane geführt wird. Ausgaben, welche 
außer dem Haushaltungsplane geleiftet werben jollen, bebür- 
fen der Genehmigung beider ftädtiichen Kollegien. Bei man— 
gelnder Einigung wird nad $. 53. verfahren. 


$. 89. 

Die örtliche Polizei-Verwaltung wird in Gemäßbeit der 
Verordnung vom ‚20. September 1867 (Gejep-Samml. ©. 
1529.) und des $. 59. dieſes Geſetzes von dem Bürgermeifter, 
segiebentlich bei defjen Verhinderung von dem Beigeordneten 
geführt, kann aber auch einem anderen Mitgliede des Ma- 
giftrats von der Negierung übertragen werden. 

Diejenigen von der Gemeinde anzuftellenden Polizeir 
Beamten, welche nur zu mechanischen Dienftleiftungen ver— 
wendet werden, bedürfen der Beftätigung der Regierung 
richt. 

Dem Minifter des Innern fteht, mit den in der vor 
edachten Verordnung namentlich in 88. 2. und 3, bezeich- 
ten Mafgaben, die Befugniß zu in Feftungen oder in 
tädten von mehr als 10,000 Einwohnern die Siderheits- 
olizei, insbejondere die Verfolgung von Kriminal- und 
olizei⸗Vergehen einer bejonderen Staatsbehörde oder einem 
fonderen Staatsbeamten zu übertragen, auch in ande— 
re Städten aus dringenden Gründen biejelbe Einrichtung 
tweiſe einzuführen. In dieſem Falle normirt ein von ber 
woinzial-Bertretung zu genehmigendes Regulativ die Gren⸗ 
» der Kompetenz ber Königlichen PolizeirBerwaltung. 


Befchlüffe des Herrenhauſes. 
am 22. Februar 1869, 
$. 69. 
Alineı 1, unverändert. 


Alinea 2.: 

Beihwerden. gegen das Verfahren der Kommilfionen 
find bei dem Vürgermeifter anzubringen, welger jolhe nad 
der aus dieſem Gejep und dem Orts-Statut fi 
ergebenden Zuftändigfeit dem Magiftrate, bezie- 
bungsweije den beiden ftädtiihen Behörden zur 
Entſcheidung vorlegt. 


$. 81. 

Der Magiftrat hat Dafür zu forgen, daß der Haushalt 

nah dem feftgeftellten Plane geführt wird. Ausgaben, 

welde außer dem Haushaltungsplane geleistet werden jollen, 
bedürfen der Genehmigung beider ſtädtiſchen Kollegien. 


$. 89. 
Alinea 1. unverändert. 


Alinea 2. unverindert. 


Alinea 3.: 

Dem Minifter des Innern fteht, mit den in der vor— 
gedachten Verordnung, namentlih in 88. 2. und 3, bezeich— 
neten Maßgaben, die Befugniß zu, in Feftungen oder in 
Städten von mehr als 10,000 Einwohnern die Sicherheits- 
Polizei, insbejondere die Verfolgung von Kriminal- und 
PolizeisVBergehen einer beionderen Staatöbehörbe oder einem 
bejonderen Staatsbeamten zu übertragen. Aus dringen 
den Gründen fann zeitweilig dieſelbe Einrichtung 
auch auf andere Zweige der Ortspolizei audges 
dehnt und ganz oder theilweije auch in Städten 
anderer Kategorie eingeführt werben. Im Kalle 
der Theilung der Ortspolizei normirt ein von 
dem Minifter feftzufependes Negulativ die Gren— 
zen der Kompetenz. 


Befchlüffe des Abgeordnetenhauſes. 
am 9, Februar 1869. 

Allgemeine Verordnungen der Ortspolizei-Behörde find 
vor ihrem Erlaß mit den ftädtiihen Behörden zu berathen. 
Sft ein Einverftändniß nit zu erreichen, jo gebührt die 
Entiheidung Ter Regierung. 

Die Koften der örtlihen Polizei-Verwaltung find, mit 
Ausnahme der Gehälter der von der Stantd-Regierung im 
Falle der Ausübung obiger Befugnif des Minifters des 
Innern angeftellten bejonderen Beamten, von den Gemeins 
den zu beftreiten. 

Die Nupungen der örtlihen Polizei-Vermaltung, eins 
ichließlih der von der Ortspolizei-Behörde feitgelegten Geld- 
busen, Konfisfate und Gprefutivftrafen, fichen der Gemeinde 
zu. — Soweit jedod in Anjehung gewifjer Uebertretungen 
beiondere Vorſchriften beſtehen, wonad Die verwirk— 
ıen Geldbußen und Konfisfate gewiſſen Perjonen oder Ans 
ftalten zufließen jollen, behält es dabei jein Bewenden. 

Der Bezirk der ftädtiihen Polizei fann im Kalle des 
Bedürfniffes durh Anordnung der Regierung über die Gren— 
zen des Stadtbezirfs hinaus erjtredt werden. In dieſem 
Falle ift ein verhältnißmäßiger, vom Minifter des Innern 
feftzufegender Beitrag zu den Koften der PolizeisVermaltung 
von den in dem zugeihlagenen Gebiete zur Tragung der 
Polizeikoften Verpflichteten zu leiſten. 

$. 9. 

Die Auffihts-Behörden des Staates find berechtigt 
und verpflid,tet, darauf zu halten, daß die Verwaltung 
der ftäbtiichen Gemeinde-Angelegenheiten den Geſetzen und 
namentlih diejer Städte» Ordnung gemäß geführt werde. 

Incbefondere haben fie, wenn von den ſtädtiſchen 
Kollegien oder von einem derjelben ein Beſchluß gefaßt ift, 
welcher ihre Befugniſſe überichreitet, oder jonft geſetzwidrig 
it, oder das Staatswohl verlegt, die Beanftandung folder 
Beihlüffe durch den Bürgermeifter ($. 61. Al. 2.) anzu- 
ordnen, ſofern die ftädtiichen Kollegien auf eine mit Grün— 
den veriehene Aufforderung den betreffenden Beſchluß nicht 
jelbft zurücnehmen. 


Ueber die Nüglichleit oder Zweckmäßigkeit der innerbalb 
ihrer Kompetenz in der jtädtiihen Verwaltung getroffenen 
Mapregeln ftebt im Uebrigen der Auffichts-Bebörde feine 
Kognition zu. 


Beſchlüſſe des Herrenhauſes. 
am 22. Februar 1869. 


Alinea 4. bis 7. unverändert. 


g. 92. 
Alinea 1. unverändert. 


Alinea 2.: 

Insbeſondere haben ſie, wenn von den ſtädtiſchen 
legien oder von einem derſelben ein Beſchluß gefaßt 
welcher ihre Befugniß überſchreitet, oder ſonſt geſetzw 
iſt, oder das Staatswohl verlegt, die Beanftandung | 
Beihlüffe dur den Bürgermeifter ($. 61. A. 2.) 
ordnen und über die Ausführung des Beid! 
demnächſt zu entſcheiden, ſofern die ſtädtiſchen 
gien anf eine mit Gründen verſehene Aufforderung de 
treffenden Beſchluß nicht ſelbſt zurücknehmen. 

Alinea 3.: 

Ueber die Nützlichkeit oder Zweckmäßigleit der inn 
ihrer Kompetenz in der ſtädtiſchen Verwaltung gerre 
Mafregeln ftebt im Uebrigen bei Ausübung Dieies 
anftandungsredhts der Aufſichtsbehörde feine 
tion zu. 


unnpe übecere - 





N 350. 
Haus der Abgeordneten. 
10. Legislatur » Periode. 
II. Seffion 1868. 





Anträge 


zu 


dem Dritten Bericht der Kommilfion für Pe— 
titionen. (Nr. 204. der Druckſachen.) 


a. 


— zu der Petition des Maurermeifters Schmidt aus Budau (II. Nr. 458.) 
sub A. des Kommiſſions-Berichts. — 


I. 

Schmidt. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
Die Petition — 1. Nr. 458. — von der Tages: Ordnung abs 
zuſetzen. 

II. 


Leſſe. v. Unruh. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
(ſtatt des Beſchluſſes der Kommiſſion Seite 2. des Kommiſſions— 
Berichts) 

1) die vorliegende Petition der Königlichen Staats-Regierung 
als Material zum Entwurfe eines neuen Rayon-Geſetzes 
zu überweijen; 

2) die Königlihe Staats-Regierung aufzufordern, das bals» 
dige Zuſtandelommen eines ‚auf den Grundjag der Ente 
Ihädigung gegründeten Nayongelepes herbeizuführen. 


Leſſe. v. Unruh. 
Unterſtützt durch: 


Pelzer (Aachen). Lasker. Dr. Weber (Erfurt). Müller (Solingen). 
Brüning. Dr. Hammacher. Dr. Baehr. Schubarth. Miguel. 
Gottjihemwsfi. Pelger (Düffeldorf), Deup. Dr. Techow. Neuſſer. 
v. Saucken-Tarputſchen. Weeſe. Schroeder (Königsberg). Larz. 
Bender v. Hennig. Schulze (Random). Heyl. Kugler. Ebner. 
Imweiten. Delius Wolff. Piejhel, Gerftenberg. Dr. Oetker. 
Berger (Witten), Drabid. zur Megede. 
b. 
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b. 


— zu der Petition des Premierstientenants a. D. Haſſelbach (II. Nr. 188.) 
und des Hauptmann v. Doering und Genofjen (II. 528.) sub. D. bes 
Kommiſſions-Berichts. — 


Dr. Francke. Struckmann. Das Haus ber Abgeordneten wolle bes 
ſchließen: 

1) die Petition des Julius Haſſelbach, ſowie die des Hauptmann 
v. Doering und Gencfjen in ſoweit fie die Bewilligung einer 
angemefjenen Penfion für die Dffiziere der ehemaligen Schleswig— 
Holfteiniihen Armee für den Zeitraum vom 1. Sanuar 1864 bis 
zum 30. Juni 1867 betrifft — unter Bezugnahme auf den Bes 
ihluß des Hauſes vom 18. Februar 1868 — der Königlichen 
Staats-Regierung wieterbelt zur Berüdfihtigung zu empfehlen; 

2) über die weiter gehenden Anträge in ter Petition des Hauptmann 
v. Doering und Genofjen zur Tages-Drönung überzugeben. 


Berlin, den 20, Februar 1869, 


—24*·. 
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Nenderungs- Anträge 


dem Gejeß- Entwurf über die Handelöfammern. 
(Nr. 169. und 320. der Drudjachen.) 


Dr. Ahlmann. Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
1) zu $. 3. des Kommiſſions-Entwurfs das legte Alinea: 
„Mit Genehmigung des Handeld-Minifters u. j. w.“ 
zu ftreichen. 

Motive: Ein Genius zur Beihränfung der Wähler 
einer Gewerbövertretung, welche im Wejentlihen nur eine bericht— 
erftattende Thätigkeit übt, wird unter feinen Verhältniſſen erfor- 
berlich fein. 


2) zu $. 11. des Kommiſſions-Entwurfs. 
a) Bon dem zweiten Sag des erften Alinea binter „öffentlich aus— 
gelegt“ die Worte „nah dem die Zeit und 
gemacht find“ zu ftreihen und dafür zu jepen: 
„und Zeit und Drt der Auslegung gleichzeitig 
öffentlich befannt gemacht.“ 


Motive: Nicht eine vorzeitige, ſondern eine gleich» 
zeitige Befanntmadhung entipricht dem beabfichtigten Zwecke beffer. 
b) Im zweiten Alinex dieſes Paragraphen hinter „ſelbſt anzubringen‘ 
einen Punft zu ſetzen und den Heft dee Satzes zu ſtreichen. 
Dagegen folgenden Sat binzuzufügen: 
„Rekurs gegen Die Entiheidungen der Handels: 
fammer jind innerbalb zehn Tagen an die Regie— 
rung einzureihen, welche endgültig entſcheidet.“ 
Motive: Es entipricht nicht dem im Hohen Haufe oft 
befürworteten Streben, der Arbeitshbäufung bei den Regierungen 
abzubelfen, wenn jede von der Handelskammer beanftandete Rekla— 
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3) zu 


4) Zu 
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mation gegen bie Wahllifte zur Erledigung an die Regierungen 
befördert werden ſoll. Dagegen wirb ein Rekursrecht an die Re 
gierung nicht zu entbehren jein. — 


8. 21. des Kommilfions- Entwurfs: 

Im zweiten Sap dad Wort „nur zu ftreihen und folgenden 
Schlußſatz dem Paragraphen hinzuzufügen: 

„Mitgliedern, welde nicht am Sig ber Handels— 

fammer wohnen, fann durch die Gejhäfts-Ord- 

nung der Handelskammer GEriap der Beförbe- 

rungsfoften und Diäten bewilligt werden.‘ 

Motive: Nur durh die Befugnig der Handelsfammer 
autonomiſch Diäten zu bewilligen, kann eine Ausgleihung der 
Bevorzugung, welde die Mitglieder am Sige der Kanımer gegen 
im Bezirk ‚entfernt wohnende Mitglieder, und melde die reichen 
gegen die weniger bemittelten Berufsgenoffen baben würden, aus- 
geglihen werben. 


$. 23. des Kommilfiond-Entwurfs: 

Das Schluß » Alinea, welches lautet: „Die Erhebung ver 
Beiträge geihieht auf Anordnung der Regierung‘ zu ftreihen 
und ftatt deſſen folgenden Sap hinzuzufügen: 

„Die veranlagten Beiträge können von ben 

Säumigen im Gteuererefutiondwege beigetrie- 

ben werden.‘ 


Motive: Da eine Steuerumlage bis 10 pCt. der Ge- 
werbefteuer gejeplich, generell feftgeftellt wird (in 8. 24.) und für 
eine Meberichreitung eine voraufgebende ausdrüdlihe Genehmis 
gung vorbehalten ift (vajelbft), jo ift nicht erfenntlih, aus welchem 
Grunde noch in jedem Jahre von Seiten der Regierung die Er: 
bebung der Beiträge Ipeziell angeordnet werben joll. 

Dagegen wird die Autorifation durch Gejep » Beitragärüd: 
ftände von den Säumigen im Steuererefutionäwege beizutreiben, 
nicht zu entbehren fein. 


5) Zu 8. 24. 


6) Zu 


Das zweite Alinea dieſes Paragraphen 

„Sm erften Falle ..... Hanbel beträgt‘ 
zu ſtreichen. 

Motive: Wenn die Regierung einen Zuſchlag über 
10 p&t. nicht genehmigt ($. 24. 1. Alinea), jo ift damit ſchon 
eine Herabjegung der Gejammtjumme des SKoftenetats ausge: 


Iproden, daher der Inhalt dieſes Alinea nur eine Wiederholung 
und überflüſſig. — 


$. 25. des Kommilfions-Entwurfs, 
Im zweiten Sap die Worte: 

„in den Grenzen bes Etats” 
zu ſtreichen. 
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Motive: Cs ift der Stellung ber Hanbeldfammer uns 
angemeffen, unter die Kontrolle des Steuereinnehmers oder Ger 
meinbefalfirerd geftellt zu werben. 


7) Zu $. 27. des Kommilfions-Entwurfs. 

Im zweiten Sap bed erften Alinea hinter „durch fortlaufende 
Mittheilung* die Worte: 

„von Auszügen aus den Protofollen* 
zu ftreihen und ftatt beffen zu ſetzen 

„ber Protokolle. * 

Motive: Die Mittheilung von Auszügen aus bem 
Berathungs-Protofollen bietet für eine volle Deffentlichfeit nicht 
die wünjchenswerthe Gewähr. — 


8) Zu $. 36. des Kommilfiond-Entwurfs, 
In der legten Zeile diejed Paragraphen hinter „findet dieſes Ge 
ſetz“ das Wort 
„kein“ 
zu ſtreichen und ſtatt deſſen einzuſchieben: 
„auf Antrag der genannten Korporation, bezie— 
hungsweiſe des Kommerz-Kollegiums“. 
Motive: Durch dieſen Zuſatz wird dieſen Korporationen 
ermöglicht, das Geſetz auch für ſich in Anwendung bringen zu 
laſſen, ohne daß es dazu eines neuen Geſetzes bedürfen wird. 


Dr. Ahlmann. 

Unterftügt durch: 
Karften. Warburg. Wieſe. Drabid. Wolff. Stod. Frande. 
Thomfen (Danzig). zur Megede. Krap. Dr. Elliffen. Laßwitz. 
Dr. Schläger. Zurmühlen. Schlichting. Hänel. Sadje Pflueg. 
Fred. v. Bodum-Dolfft. Dr. Lorentzen. Gerftenberg. Runge. 
Gottſchewski. Wölfel. Pauli. Engel. v. Proff-Irnich. Kugler. 

Zutteroth. Richter (Königsberg). 
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Antrag 


den Beichlüffen der Kommilfion für Agrar-Ver— 
hältniffe, betreffend den Geſetz-Entwurf über 
die Schonzeit des Wildes. (Nr. 313. der 
Druckſachen.) 


Biedenweg. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

zu $. 2. des Geſetzes (nah den Kommiſſions-Beſchlüſſen) als 

zweites Alinen hinzuzufügen: 
Auch find die Bezirfs-Regierungen (Landdrofteien) ange- 
wiejen, das Tödten, Fangen, jowie die Störung der Bruten 
folder zum eigentlihen Jagd-⸗Wilde nicht gehörender Thiere 
gänzlih und bei Strafe zu verbieten, welche zur Vertilgung 
der der Land» und Forſt-Kultur befonders ſchädlichen Thiere 
vornämlich geeignet find. 


Berlin, den 24. Februar 1869. 
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Auf die Tages-Ordnung einer der nächſten Plenar⸗Sitzungen wird ges 
jet werben: 


Miündlicher Bericht der verftirkten Gemeinde-Kommilfion über den 
Gejep-Entwurf, betreffend die Abänderung ber 88. 6., 10. und 13. des Ge- 
meinbe-Gejepes des vormaligen Herzogthums Naſſau som 26. Juli 1854, 


Beriterftatter: Abgeordneter Solger. 


Antrag der Kommiſſion: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
ben bezeichneten Geſetz- Entwurf in der Faſſung des Herren» 
hauſes unverändert anzunehmen, wie folgt: 


Gefes: Entwurf, 
betreffend 


die Abänderung der SS. 6., 10. und 13. des Gemeinde- 
Gefehes des vormaligen Herzogthums Waffau, vom 
26. Iuli 1854. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages Unferer 
Monardie für das vormalige Herzogthum Naffau, wie folgt: 


S. I. 

Die Paragraphen 6., 10. und 13. des Gemeinde⸗Geſetzes des 
vormaligen Herzogthums Naffau vom 26. Juli 1854 (Verordnungs⸗ 
blatt des Herzogthums Naffau für 1854. Seite 166.) find aufs 
gehoben. 


$. 2. 


An deren Stelle treten folgende Beftimmungen: Der Bürger: 
meifter und die Gemeinde-Vorfteber werden nah den Vorſchriften 
der zu dem Gemeinde-Gejeg vom 26. Juli 1854 gehörigen Wahl» 
ordnung vom 12, Auguft 1854 gemäblt. 
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Das Amt des Bürgermeifterd dauert in Gemeinden mit 1500 
und mehr Einwohnern zwölf Jahre, in Gemeinden mit weniger 
Einwohnern ſechs Jahre. 

Der gewählte Bürgermeiſter bedarf der Beſtätigung, welche 
in Gemeinden von mehr als 10,000 Einwohnern dem Könige, in 
Gemeinden von 1500 bis zu 10,000 Einwohnern der Bezirks— 
Regierung und in Gemeinden von weniger ald 1500 Einwohnern 
dem Landrathe zufteht. 

Wird die Beftätigung verjagt, To ift eine Neuwahl anzu— 
ordnen. Wird diefelbe verweigert oder wird die Beftätigung zum 
zweiten Male verjagt, jo ernennt die Regierung einen Kommiſſarius, 
in der Regel aus der Zahl der Gemeindebürger, welcher das er- 
ledigte Amt auf Koften der Gemeinde jo lange verwaltet, bis eine 
Wahl, deren Bornahme der Gemeinde jederzeit Freiftcht, zu Stande 
gefommen ift und die Beſtätigung erlangt bat. Der Gemeinde 
fteht gegen die Entſcheidung der Regierung der Weg der Be- 
ſchwerde an den Ober» Präfidenten und an den Minifter des 
Innern, gegen die des Landrathes zunächft an die Regierung offen; 
eine ſolche Beihwerde muß in allen Inftanzen ‘innerhalb einer 
Präklufiofrift von vier Wochen nah Zuftellung der Entſcheidung 
eingelegt werben. 

Wenn fein zweiter Bürgermeifter (Bürgermeifter » Adjunft) 
beftellt ift, wird der Stellvertreter des Bürgermeifterd für Ver— 
binderungsfälle von dem Gemeinderathe aus der Zahl feiner Mits 
glieder erwählt. 

Der Bürgermeifter-Adjunft bedarf ebenjo, wie der Stellver- 
treter ded Bürgermeilterd für Berbinderungsfälle, der Beftätigung 
in gleicher Weife wie der Bürgermeifter. 

Der Gemeinderatb beftimmt die dem Stellvertreter zu lei— 
ftende Vergütung innerhalb der geieglihen Grenzen. 

Hinfihtlih der Beitrafung der Dienftvergehen der Gemeinde— 
Beamten bewendet e3 bei den Beftimmungen des Gelepes vom 
21. Zuli 1852 (Verordnung vom 23. September 1867, Art. I. 
Geſetz Samml. ©. 1613.). 


$. 3. 


Der zweite Abjag des $. 12. der zu dem Gemeinde » Gefep 
vom 26. Juli 1854 gehörigen Wahlordnung vom 12. Auguft 
1854 erhält folgende Fafjung: 

Ueber dieje und die Erheblichfeit anderer etwa vorgebrachter 
Ablehnungsgründe entjcheidet der Amts-Bezirksrath. — 

Das Ergebniß der Wahlen zum Gemeinde » Vorfteher oder 
BDürger- Ausihußmitglied ift vom Bürgermeifter in ortsüblicher 
Weile bekannt zu maden. Gegen das ftattgehabte Wahlverfabren 
fann von jedem Wahlberechtigten innerhalb zehn Tagen nad der 
Belanntmahung Beihwerde bei dem Amtsbezirfsrathe erhoben 
werden. 


8. 4. 

Die Amtsthätigfeit der jegigen Bürgermeifter erliiht am 
31. Dezember 1869; die auf Lebenszeit gewählten Bürgermeifter 
bleiben jebod jedenfalls bis zum Ablaufe der in dem gegenwär« 
tigen Geſetze vorgefchriebenen zwölfjährigen, beziehungeweiſe — 
unter Zugrundelegung der Bolfazählung von 1867 — ſechsjäh— 
rigen, vom Tage ihrer Einführung ab zu berechnenden Amts- 
dauer in Funktion. 

Die Neuwahlen für die am 31. Dezember 1869 ausſchei— 
denden Bürgermeifter finden im November 1869 ftatt. 


8.5. 


Gemeinden mit 1500 und mehr Einwohnern haben den in 
Folge der Beftinnmungen des $. 4. am 31. Dezember 1869 oder 
Ipäter ausſcheidenden Bürgermeiftern, falls fie nicht wieder ger 
wählt werden, nad zmwölfjähriger Dienftzeit die Hälfte ihrer 
Dienfteinnahme, ſoweit fie micht blos Gebühren für Amtshand— 
lungen oder Erjag für baare Auslagen bildeten, als Penfion zu 
gewähren. Welcher Theil des Dienjteinfommens als bloßer Er: 
jap für baare Auslagen oder ald Gebühren für Amtshandlungen 
anzuſehen, entſcheidet in ftreitigen Fällen der Amts-Bezirferath. 

Die Penfion fällt fort oder ruht infoweit, als der Penfionirte 
durd anderweitige Anftellung im Staats- oder Grmeindedienfte 
ein Einfommen oder eine neue Penfion erwirbt, welche mit Zus 
rechnung der erſten Penfion fein früberes Einfommen überfteigen. 


$. 6. 

In Beziehung auf die, nah Maßgabe diejes Gejepes von 
dem Amtsbezirksrath zu fafjenden Beichlüffe bewendet es bei den 
Beltimmungen des $. 14. der Verordnung vom 24. Juli 1854, 
betreffend die Drganilation der Berwaltungsftellen (Verordnungs— 
blatt des Herzogthums Naffau für 1854 Seite 160.). 

Urkundlich ꝛc. 


Berlin, den 25. Februar 1869. 


Der Präſident des Hauſes der Abgeordneten 
v. Forckenbeck. 
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Auf die Tages-Ordnung einer der nächſten Plenar-Sipungen wird ges 
jept werden: 


Miündlicher Bericht der Kommilfion für da? Gemeindewelen über 
die Petition des Magiftratse von Berlin, betreffend die Heranziehung der 
Staatödiener zu den Gemeindelaften. — Journ. II. Nr. 2566. — 


Berichterftatter Abgeordneter Solger. 


Antrag der Rommiffion: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 

In Erwägung, 
daß zwar die in Berlin eingeführte Miethsſteuer nicht zu 
denjenigen NommunalsAbgaben gerechnet werden fann, melde 
„in Form einer allgemeinen Ginfommenfteuer erhoben wer- 
den” und mithin die Vorſchriften der 88. 1. und 2. des 
Geſetzes vom 11, Juli 1822 betreffend die Heranziehung 
der Staatsdiener zu den Gemeindelaften auf dieſe Steuer 
feine Anwendung finden fünnen; 

dagegen aber der Antrag: 
dab das Abgeordnetenhaus ſich für die Annahme dieſer 
Anfiht bei der Königlichen Staats-Regierung verwenden 
jolle, in Grmangelung einer thatſächlichen Beranlaffung zu 
einer ſolchen Erflärung nicht ftatthaft ericheint, 

über Die vom Magiſtrat zu Berlin unterm 16, Kebruar 1869 

eingereichte Perition betreffend die Heranziebung der Staatödiener 

zur Mierbsfteuer, zur Tages-Ordnung überjzugeben. 


Berlin, den 25. Februar 1869. 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
v. Fordenbed. 


N 355. 
Saus der Abgeordneten. 
10. Zegislatur » Periode. 
II. Seffion 1868. 


— — 


Interpellation. 


Die Regierungen Preußens und anderer dem deutſchen Zollverein angehö— 
rigen Staaten haben in Gemeinſchaft mit der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft 
bei Gelegenheit der Unterbandlungen in Betreff eines Handels-Vertrages 
zwiſchen dem Zollverein und der Eidgenoffenichaft die hehe Bedeutung einer 
dur die mittlere Schweiz zu führenden direften Eiſenbahn-Verbindung 
zwiichen Italien und Deutſchland anerkannt und dieſem Anerkenntniß Aus— 
druck verliehen. 

Die inzwiſchen erfolgte Herſtellung der Brennerbabn auf öſterreichiſchem 
Gebiete und Die bevorſtehende Berbindung des ſüd-franzöſiſchen mit dem 
ſardiniſchen Eiſenbahnnetze durch den Mont Genis und wahrideinlih auch 
außerdem über den Simplon fallen Die Nethwendigkeit jener direkten Verbin. 
dung, Sei es über den St. Gottbard — vder einen andern Alpenpaß Der 
mittleren Schweiz im JIntereſſe der fommerciellen Beziebungen Deutſch— 
lands zu Italien und der Betbeiligung Deutihlands an dem Direften 
BVerfehre über Italien zum Driente und meiter mehr und mebr bervortreten. 

Ich ftelle daher an die Königliche Staats-Regierung die Anfrage 

1) Ob den Eingangs erwähnten internationalen Verhandlungen über 
die Herftelung einer direften Gijenbahnverbindung mit Italien 
Fortgang gegeben worden ift? und 

2) eventuell: ob die Königliche Staats-Regierung noch immer geneigt 
ift, dem Zuftandefommen eines ſolchen Unternehmens Ihre Theile 
nahme und Fürjorge zuzuwenden? 

Berlin, den 25. Februar 1869. 

v. Spbel, als Interpellant. 
Unierftügt durch: 
Dr. Adhenbad. v. Auerswald. Dr Beder v. Beeften v. Behr 
(Greifswald). v. Benda. Berger (Polen). Berger (Witten). Graf 
v. Bethuſy-Huc. v. Bockum-Dolffs. v. Brieien. Freiherr v. Bud: 
denbrock. v. Dechend. v. Dieſt. Freiherr v. Eckardſtein. Dr. Elliſſen. 
Engel (Leobſchützſ. Evelt. v. Eynern. Fiſchbach. Foerſter. Graf 
v. Frankenberg. Gerlich. Dr. Glaſer. Grundmann Dr. Ham— 
macher. Heiſe. Hillingh. Knapp. v. d. Kneſebeck (Ruppin). 
v. Koerber. Koeſter. Krug v. Nidda. Dr Künzer. Kuſchel. 
Lauenſtein. Melsheimer. Miquél. Dr Müller (Hannover). 
Freiherr v. Patom. Freiherr v. d. Ned. Freiherr v. Richthofen (Rybnick). 
Freiherr v. Richthofen (Sauer), Roſentreter. Sachſe. Freiherr 
o. Schwarzkoppen-Rottorf. Sehmsdorf. Solger. Spangenberg. 
Steltzer. Strudmann (Melle). Stumm. Trützler v. Falkenſtein. 
Thomſen (Danzig). Wagener (Franzburg). v. Wangenheim. Dr. Websky. 
v. Wedell. Dr. Wehrenpfennig. Witt. Wölfel. v. Wrochem. v. Zander. 





N 356. 
Saus der Abgeordneten. 
10. 2egislatur» Periode. 
II. Seffisn 1868. 





Abänderungs: Anträge 


dem Antrag der Abgeordneten v. Sybel und 

Dr. Achenbach, den Gejch- Entwurf, wegen 

Anlage einer Eiſenbahn von Finnentrop über 

Dlpe nach Rothe-Mühle im Biggethal betreffend. 
(Nr. 347. der Drudjadhen.) 


I. 
v. Behr. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
I) In 8. 1. des obengenannten Antrage nad dem Worte „ermäd- 
tigt‘ einzuſchalten: 
„unter den in ben 88. 2.—6. geftellten Bedingungen, und 
ſobald die Intereffenten die betreffenden Grundentihädigungs- 
foften übernommen haben.“ 


2) Im $. 2. die Worte zu ftreihen: 
„Kür den Fall u. ſ. mw. bie zum Schluß dieſes Para- 


graphen.“ 
II. 
Dr. Hammacher, v. Soverbed. Das Haus der Abgeordneten wolle 
beſchließen: 


1) Im $. 2. Zeile 3. ftatt „angenommen“ 
zu fagen: „feſtgeſetzt.“ 
2) Den zweiten Sap bes $. 2. zu ftreichen. 


Berlin, den 25. Februar 1869. 


re 


M 35. 





Berichterftatter: Baus der Übgeordneten. 
Abgeordneter Dr. Braun (Wiesbaden). 10. %egislatur» Periode. 
U. Seffion 1868, 
— — —— 


Bericht 


XVI. Kommiſſion über den Entwurf eines 
Geſetzes, betreffend die Erweiterung der Ver— 
wendungszwecke der Ginnahmen. aus dem dem 
fommunalftändiichen Verbande des Negierungs- 
bezirts Kaffel durch den Allerhöchſten Erlaß 
vom 16. September 1867 überwieſenen vormals 
Kurheſſiſchen Staatsichage. (Nr. 166. der 
Drudjachen.) 


J. dem vormiligen Kurſtaate Heſſen fanden ſich neben dem nicht unbeträcht- 
lichen gewöhnliden Staatsvermögen drei weitere Kapitalmafjen vor, nämlich 
erftend der Staatsſchatz, zweitens der Hausihap und drittens der Laudemial- 
fonde. Der leptere befteht aus Landesfredirkaffen » Obligationen und ift zum 
größeren Theile aus Ablöjungsgeldern entftanden, womit es folgende Bewand« 
niß bat: 

Als im Sahre 1832 ein Geſetz über Ablöjung von Grundlaften erlaffen 
wurde, erfolgte gleichzeitig die Gründung der Landes-KreditsKaffe, um die auf 
Grund jenes Geſetzes vorzunehmenden Ablöjungen von Reallaften von Stauts- 
wegen zu fördern und zu erleichtern. Die erwähnte Kaffe diente dazu, bie 
Ablöjungs- Kapitalien gegen einen jehr mäßigen Zinsfuß und annuitätenweile 
Abtragungen vorzufchießen. Ohne eigenes Betriebs-Kapital wurde fie infofern 
vom Staate unterftügt, als dieſer die ihm felbft zufallenden Ablöjungsgelder 
nicht baar in Anſpruch nahm, ſondern ih dafür Schuldserihreibungen aus— 
ftellen ließ. Der Staat gab alio die Pflichtigen frei, dieje ftellten zu Gunften 
der Landes-Kredit-Kaſſe amortifirbare Schuld-Urfunden aus, und die Landes— 
Kredit » Kaffe gab dem Staat zu gleihem Betrag auf den Inhaber lautende 
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Schuldſcheine, welde nunmehr den Laudemialfonds bildeten. Die von dem 
Staat zu beziehenden Ablölungsgelder beliefen fi in runder Summe auf 
9,400,000 Rihir.; darauf find von den Ablöfenden allmälig etwa 3 Millionen 
Thaler an die Landes-Kredit-Kaſſe abgetragen worden. Der Staat bat aber 
bei verfchiedenen Gelegenheiten zur Dedung außerorbentliher Berürfnifje von 
jeinem Kapitalgutbaben bei der Landes-Kredit-Kaſſe fih jhon über 4,400,000 
Rthlr. auszahlen laffen, zulegt im Sabre 1867 noch 286,316 Kihlr. 12 Ser. 
10 Pf., fo daß er bereits weit mehr bezogen bat, als er empfangen haben 
würde, wenn er die Ablöjungsgelder bei den Pflichtigen hätte ftehen 
laffen, und die allmäligen Abträge unmittelbar an die Staats» Kaffe gezahlt 
worden wären. Gegenwärtig beirägt der Laudemialfonds nod etwas über 
5 Millionen Thaler. 

Die beiden übrigen Kapitalmaffen beißen der Hausihap und der Staats. 
ſchatz; beide haben eine andere, großentheils mit einander verfnüpfte Geſchichte. 
Es darf als befannt vorausgeiept werden, daß die Heifiihen Landesfürften 
im vorigen Jahrhundert gegen Subfidien Landesfinder ald Soldaten an aus— 
wärtige Mächte, zum Theil zur Kriegführung in frembden Welttheilen, vers 
mietheten; namentlich der Landgraf Friedrich II. und fein Sohn, der Land— 
graf Wilhelm IX., ver nachherige Kurfürft Wilhelm L, haben fid in 
diefer Beziehung bervorgetban. Die durch bejagten Geſchäftebetrieb gewonne- 
nen Gelder fleffen in die jogenannte Kriegskaſſe, welche ih im 17. Jahr- 
hundert außer und neben der Kammerkaſſe gebild.t hatte, und wurden (we—⸗ 
nigftens veruchte man Diet) mehrfach als eine Art von Kabinete-Vermögen 
betrachtet; die Heſſiſchen Lan ftände b.ftritten jedoeh dieje Qualität. Schon 
1786 und 1798 erflärten fie die Kriegskaſſe für einen Beftandtheil der 
Staatsfaffe, und noch beftimmter wurde dieſe Auffaffung 1815 und 16 gel« 
tend gemadt; namentlich rechneten die Stäude damals ſchon die von ber 
Krone England bezahlten Eubfidien, welhe man einſchließlich der Zinien auf 
mehr als 20 Millionen Rthli. veranjchlagte, zum Staatsvermögen. Nah der 
Anſchauung Fer Stände und der gejammten Beoölferung waren jene Gelder 
recht vorzugsweile als ein unbeſtreitbares Cigentbum des Landes und ber 
Stände zu betrachten. Um jo jchwerer wurde es empfunden, daß der Kurs 
fürft beharrlih eine genügende Manifeftatien oder Nachweiſung des Beftandes 
dieſes Fonds verweigerte, obwehl er jeinerjeit# feinen Anftand nahm, ſtets 
neue Anforderungen an die Stände zu ftellen. In Folge deffen entftand der 
Glaube, daß ein großer Theil des Staatsvermögend zu der 1814 gebildeten 
Kabinetskaffe gezogen worden jei. Die Beftrebungen von 1815 und 16, eine 
neue Landesverfaſſung, mitinbegriffen #eftftelung der das Staat’vermögen 
bildenden Beftände, zu Stande zu bringen, blieben ohne Erfolg. Kurfürft 
Wilhelm II. vereinigte zwar 1821 die Kammerkaſſe und die Kriegsfaffe zu 
einer einbeitlihen Gencral-Staatekafje; allein au bierdburd wurde das Miß— 
trauen und der Unmwille um fo weniger bejeitigt, ald man in diefer Generals 
faffe einen Nejervefonds bildete, der den Staatsintereffen entzogen wurde, und 
aus welchem die Kabinetstaffe ordnungswidrige Zuflüffe erhielt. Erſt im 
Winter 1830/31 fand eine befriedigende Erledigung der Sade ftatt Durd 
einen förmlich « feierlihen Bertrag zwilhen dem Kurfürften Wilhelm IL. 
und den Kurbeififchen Landftinden wurden die SKapitilien der Kabie 
nets- und der Generalftaatskaffe getheilt in der Art, daß die eine Hälfte 
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den Staatöihap und die andere den Hausſchatz bildete. Dieſer, 
der Hausihap, galt als ein Theil des Kurfürftliden Familien— 
Sideilommiffes; jener dagegen, der Staatsihag, fell, wie es mit ausdrüd- 
lichen Worten heißt, „für immer ein unlejweifeltes und ausſchließliches Eigen- 
thum des Kurftaates fein und niemald von irgend Jemandem unter dem 
Borgeben irgend einer andern Eigenſchaft, in Anfpruh genommen werden“. 
Jede diefer beiden Vermögensmaffen ftand unter einer befonderen Direktion. 
Die Verwaltung beiter wurde ununterbrohen dur einen bejenderen land» 
ftändiichen Ausschuß Fontrolirt. 

Die Erträgniffe vom Staatsihage beliefen fih durchſchaittlich auf eiwas 
über 300,000 Rıhlr. jährlih und folten nah Maßgabe des Staatehaushalts- 
Geſetzes zur Deckung ber Landei-Ausgaben dienen. 

Hinfihtlih der Nevenüen des Hausihapes müffen folgende zwei Be- 
ftimmungen unterfhieden werden: Die eine Hälfte des Hausihapes hat Die 
Natur eined reinen Chatullvermögens, die andere Hälfte Dagegen bildet einen 
„integrirenden Theil der Hoftotation“ und ift daher für alle diejenigen Ver— 
bindlichkeiten mit verhaftet, weldye auf der Hofdotation vertragemäßig laften, 
wohin 3. B. tie Erhaltung der landesherrlihen Schlöſſer und Parks, ferner 
die Bildergallerie, das Mufeum u. |. w. gehören. Zu den Revenüen 
des Fideikemmiſſes erhielt Kurfürſt Wilhelm II. noch eine Givillifte von 
392,000 Rihfen., der legte Kurfürſt dagegen eine jeldhe von 300,000 Rthlen. 
Auch diefer Kurfürft, Friedrich Wilhelm I., verlor nivmals den Stautsihag 
und eben jo wenig den Laudemialfonds aus den Augen; jeder Berwentung 
aus diefen Fonds zu Landeszwecken, ſelbſt zu din produftioften Ausgaben und 
den dringlichſten Anlagen, unter deren Unterlaffung die materiellen Intereffen 
des Landes ſchwer zu leiden hatten, jepte er den äußerſten Widerſtand ent» 
gegen. Indefjen gelang es ihm weder beim Unfturz der Verfaffung 1850/51 


no bei der Kriegsgefahr 1866, fih den Staateſchatz oder auch nur den 


Hausſchatz anzueignen; fewohl die Direktoren als auch der landſtändiſche 
Ausſchuß leifteten bei beiden Gelegenheiten erfolgreichen Widerftand. 

Sp viel fteht feit, die in Obigem geichilderten Differenzen waren bie 
Beranlaffung, daß die reihlihen Mittel jener Bonds nicht, wie es hätte ge— 
ſchehen jollen, im Iuterefje des Landes verwerthet wurden; daß namentlich 
für Errihtung von gemeinzügigen Anftalten z. B. eines Landarmenhaufes, 
einer Jırenbeilanftalt, einer Blindenanftalt, eines Arbeitsbaufes, zur Vermeh— 
rung ber Landesfranfenbäufer u. ſ. w. nichts verwendet wurde; und daß der 
Kurftnat, als er an Preußen fiel, ein armes Land mit reihen Fonds war. 

Nachdem in Folge der fih aus Ten Ereigniffen von 1866 ergebenden 
Noıhwendigkeit der vormalige Kurftaat Heffen der Preußiſchen Menardie 
einverleibt worden war, erging am 5. Suli 1867 eine Berorduung in Betreff 
der in den neu erworbenen Landesıheilen vorhandenen zum Staatseigentbum 
gehörigen Aktiv-Kapitalienfonds, in welder beflimmt wurde, dab tie Ver— 
wialtung dieſer Fends, ſoweit fie nicht für ſpezielle Verwaltungszwecke 
beſtimmt find, an die General-Staatskaſſe in Berlin übergehe, und 
für tie Bermultung und Berwendung der Beftände und der Auf— 
fünfte diefer Fonds fortan lediglich diejenigen allgemeinen Beftimmungen und 
Orundfäge gelten, welde überhaupt für die Verwaltung und Verwendung von 
Etnatögeldern maßgebend find. ‚Die Bevölkerung des vormaligen Kurftantes 
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Heffen erhob tur ihre Wortführer Einwendungen dagegen, daß dieſe Ber 
ordnung aud auf den Kurheſſiſchen Staateſchatz Anwendung erleibe, indem 
fie behauptete, daß der Ieptere din Charakter eines territorialen Eonderguts 
babe und nicht als zum allgemeinen Staatseigentbum gehörig betrachtet wer» 
den könne. Darauf erging benn ber Allerhöhfte Erlaf vom 16. Sep 
tember 1867, welder beftimmt, baß die bisher bei dem Kurheſſiſchen Staats— 
Ihap rermwalteten Kapitalien dem Tommunalftändiichen Berbande tes Regie— 
rung@-Bezirfs Kaffel „als ein demfelben geböriges und ven ihm zu 
verwaltendes Vermögen’ überwielen und zu folgenden Zweden verwendet 
werben follen: 

1) Unterftügung bed Chauffee- und Landwegebaues; 

2) Unterhaltung der Land-Kranfen-Anftalten und Landesheipitäler, 
Anlegung und Unterhaltung einer Irrenheilanſtalt; 

3) Anlegung und Unterhaltung einer Arbeitt-Anftalt zur Verbüßung 
der von den PoligeisBehörbeu verfügten Haft von Landftreichern, 
Bettlern und Arbeitsfcheuen; 

4) Beftreitung ter Koften der Lantarmenpflege einſchließlich der Ans 
legung und Unterhaltung eines Landarmenhaufes; 

5) Unterhaltung und Ergänzung ber Zandesbibliothefen, jowie für 
äbnlihe im Wege der Gefepgebung feftzuftellende 
Zwecke. 

Der gegenwärtige Geſetz + Entwurf bezweckt, die in dem Allerhöchſten 
Erlaß vom 16. September 1867 vorbehaltene Beftimmung über weitere Ber 
wendung des Staatsihapes zu anderen, den dort angegebenen ähnlichen 
Zweden der Sclbftverwaltung zu erlaffen. 

Es find bier drei verſchiedene Arten von, der ausſchließlichen jelbftftändigen 
Berwaltung durch die Kommunalftände unterliegenden und aus ben Staatd- 
Schap-Revenüen zu unterhaltenden Inftituten zu unterjheiden, nämlid: i 

1) ſolche, welche bereits vorhanden und deren Dotirung durch den 
Staatsſchatz bereits ausgeſprochen ift; 

2) folhe, deren Unterhaltung aus ben Mitteln des Staatsſchatzes 

. zwar bereits durch den Allerhöhften Erlaß vom 16. Sep 
tember 1867 ausgeſprochen ift, die aber gegenwärtig nech nit 
in das Leben getreten find, wie eine Irrenbeil-Anftalt, ein Kor 
reftionsbaus und eine Landarmen-Anftalt; 

und endlich 

3) ſolche SInftitute, weldhe noch nicht vorhanden find, deren Dotirung 
aus den Einfünften des Staatefhapes auh noch nicht verfügt 
ift, jondern erft durch ben gegenwärtigen Geſetz - Entwurf verfügt 
werben foll, 

Ald weitere Verwendungszwede hat die Königliche Staats » Regierung, 
anfnüpfend an dad Gefep vom 7. März 1868, beireffend den Hannoverſchen 
Provinzial» Fonts (Gejep » Sammlung Seite 223), namentlih in Auefit 
genemmen : 

1) die Koften des Kommunal-Landiags und der kommunalſtändiſchen 
Berwaltung, melde fonft im Wege ter Befteuerung ber Ange 
börigen des fommunalftändiihen Berbandes aufgebradt werden 
müßten, 


5 


2) bie Unterhaltung oder Unterftügung 
a) der milden Stiftungen und Rettungs- Anftalten, 
b) des Taubftummen- Inftituts, und 
e) die Uebernahme gewiffer Zeiftungen ad pias causas, welche 
bisher dem Fiskus obgelegen haben; 

3) die Bildung eines Fonds für Zuſchüſſe zu Laudes-Meliorationen. 

Was die unter 2c. angeführten ftantlichen Leiftungen aulangt, fo find 
dieſelben unter Titel 32 des Etats des Minifteriums des Innern (Zuihüffe Fir 
Armeneund Wohlthätigkeits-Anſtalten) und unter Titel 5 des Etats der Domaincene 
Berwaltung (Paffiv » Nenten und Abgaben) vurgeichen und in das Budget: 
gelep bereits aufgenommen; fie betingen ad Titel 32 die Summe von 
29,771 Rthlrn. 3 Egr. 9 Pf. und ad Titel 5 687 Rihlr. 29 Sor. 6 Pf. 
In Betreff der crftgenannten Leitungen giebt der unter Anlage A. diefem 
Bericht beigefügte Ertiaft aus dem Gtat für die Verwaltung des Innern 
im Regierungs» Bezirt Kaffel für das Jahr 1869 die eiforderliche Auskunft; 
die leptgenannten Zahlungen (aus dem Etat der Domainen-Berwaltung) bes 
treffen das Hoſpital St. Elifaberb und das Stift St. Martini zu Kaffel. 
Dazu kommt dann noch eine Reihe anderer Zuſchüſſe, welde früher aus Staats: 
fonds geleilter, in den Etat für 1869 aber nicht wieder übernommen worden 
find; diejelben finden fih auf Seite 7 der Motive des Regierungs-Entwurfs 
aufgezählt und betragen zulammen 2,100 Rihlr. Diele find die Kommunals 
ftände zu übernehmen bereit. Unter ten in Anlage A. aufgeführten Leiftungen 
ift "beionders hervorzuheben eine Summe von 7,100 Rıblın. für Verpflegungs: 
foften armer elternloier Rinder, welche bisher auf Grund des Aueſchreibens 
des Rurbeifiihen Staats » Minifteriums vom 15. Oktober 1822 (Kurheſſiſche 
Gefep-Sammlung Seite 45) vom Etaate geleiftet worden find. Nach dieſem 
Ausſchreiben jollen nämlih dieſe Koften zu cinem Drittel aus der Staates 
faffe, zum andern Drittel aus der Gemeindefafje und zum dritten Drittel 
aus den Kirchenfaffen oder fonftigen Stiftungsvermögen oder Armen » Kalfen 
beftritten werden. Diefe VBerpflihtung des Staates wollen die Kowmmunals 
ftinde übernehmen. Sie wird ohnedies in Zufunft den Lande und Orts: 
armen-Berbänden zufallen. 2 

Die Regierung bat einen den oben dargeftellten Jutentionen entſprechenden 
Gejep- Entwurf über die weitere Verwendung des Kurheſſiſchen Staatsſchatzes 
dem Kommunal-Landtage des Regierungsbezirks Kaſſel zur Begutachtung vor» 
gelegt. Der leptere hat fih im Weſentlichen mit der Ridtung und dem In— 
balt des Entwurfs einverftanden erklärt, jedoch zwei Punkte beanſtandet. Es 
find dies folgende: 

1) die Uebernahme der bisher von dem Kurftante Heflen geleifteten 
Zahlungen und Verwendungen ad pias causas, jomweit die Ver— 
pflihtung des Kurftantes auf Vertrag, Vermächtniß, Stiftung, 
Einziehung der betreffenden Aktiv» Kapitalien und jenftigen ſpe— 
zielen Rechtstitelu beruht, und 

2) die unbedingte und obligatorische Uebernahme aller Verwendungen 
für Landes» Meliorationen, Taubſtummen-Juſtitut u. |. m. ohne 
genügende Garantie der ausſchließlichen Selbftverwaltung. 

Was den erften Punkt anlangt, To liefert Die Anlage A, des gegenwär— 
tigen Berichts eine Ueberficht derjenigen Leiftungen, um welche es fi handelt; 
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von dem dort genannten Gejammtbetrage von 29,771 Rthlrn. 3 Sgr. 9 Pf. 
fommt jedod die obige Summe von 7100 Rthlrn. für Berpflegungskoften 
armer elternlofer Rinder, deren Uebernahme die Kommunalſtände nicht bran« 
ftandet haben, in Abzug, jo daß nur noch 22,671 Rthlr. 3 Sgr. 9 Pf. 
verbleiben. 

Die richtliche Natur dieſer Zeiftungen ift bereits im Jahre 1836 Gegen» 
fand einer Unterfuhung geweien, welde laut des am 9. Dftober 1836 an 
das Kurfürftlice Minifterium des Innern erftatteten Berichts folgende Er— 
gebnifje gehabt hat: 

Ein Theil der in Rede ftebenden Zuihüffe beruht auf ausdrücklichen 
Bewilligungen oder Verträgen vder haftet als Neallaft auf Gütern, welde 
auf den Staat übergegangen find und fih auch gegenwärtig im Befig des 
Preußiichen Fiefus befinden. Wenn aud bei einigen dieſer Leiſtungen es an 
Ipeziellen Angaben und Nachweiſungen fehlt, jo dürfte doch nad) der ganzen 
Lage der Sache die privatrechtliche Verbindlichkeit des Staates zu deren fer« 
nerer Leiftung nicht in Zweifel gezogen werden fönnen. Für einen anderen 
Theil jener Zufgüffe aber kann ein anderer Nedtägrund nicht angeführt 
werden, als die ſeit (unverdenfliher oder wenigftens feit) langer Zeit geſche— 
bene Eutrihtung derſelben. Jener Bericht ſpricht fih gutachtlich dahin aus, 
daß, wenn auch nicht überall eine Verpflichtung des Staats zur ferneren 
Leiftung jener Beträge als auf beionderen Privatrechtetitel genügend begrüns 
det nachgewieſen werden könne, man tod bieraus feinen Grund ableiten 
dürfe, jene bisher geleifteten Unterftügungen einzuftellen; die betreffenden Ans 
ftalten hätten ſolche bisher ununterbrechen und unbeftritten genoffen, und es 
ftehe ihnen, wenn auch nicht die rechtliche, dann doch eine faktiih wehlbe- 
gründete Bermuthung zur Seite, daß Dielen Leiftungen eine Verbindlid- 
feit des Gebers zum Grunde liege, und infofern bilde das bisherige Her— 
fommen allerdings ein erhebliches Motiv, fih den Berpflihtungen aud für 
die Zufunft nicht zu entziehen. Wahrſcheinlich beruhten die ihrem Entſte— 
hungsgrunde nach nicht nadweisbaren Leiftungen auf ähnlihen Rechtsgründen 
wie die übrigen, die nachweisbaren; bei manden derjelben hätten fih im 
Laufe der Zeit nur die urfundlihen Nachweiſungen oder jonftigen zu ihrer 
Begründung dienenden Nachrichten vielleiht nur deshalb verloren, weil man, 
gefihert dur langjährige Anerfennung, feine bejondere Sorgfalt auf deren 
Aufbewahrung verwandt habe. „Es dürfte daher“ — fo fährt der Bericht 
fort — „dem höheren materiellen Recht, weldes bei Berhältniffen 
der vorliegenden Art vorzugsweiſe berüdfihtigt zu werden verdient, um 
fo weniger entipreden, wenn man die fernere Leiftung ber bisher ohne 
Widerſpruch entrichteten Zuihüffe von der fürmlihen rechtlichen Begründung 
einer dem Staate vbliegenden Berbindlichfeit abhängig madın wollte; ohne 
bin verdanfen die meiften derſelben ihren Uriprung ohne Zweifel der frommen 
Wohlihätigkeit der Vorzeit, viele insbejondere der fürftlihen Mildthätigkeit der 
Vorfahren des Regentenbaufes, welche durch fo mande andere Stiftungen 
ähnlider Art beurfundet wird. Darum geftattet aud die Pietät nicht, ſich 
ber ferneren Leiftung zu entziehen, Deren fortdauernder wohlthätiger und ges 
meinnüßiger Zwed überdies fi nicht verfinnen läßt. Ueberhaupt dürfte der 
vorliegende Gegenftand weniger aus dem rechtlichen als dem angebeuteten 
böheren Gefihtspunfte zu betradten jein, und ed demnach auf eine jpezielle 
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Beurtbeilung der in dem Verzeichniſſe enthaltenen Poften nicht anfommen, 
welche ohnehin bei manden derjelben ſchwierige und zeitrauben e Ermitte— 
lungen veranlaffen und bei vielen doch zu einem befriedigenben und unzweifel« 
haften Rejultat führen würden“. 

Soweit der Beriht vom 9. Dftober 1836. 

Ein Bid auf das BVerzeihnig Auflage A. lehrt, daß viele dieſer 
Poften unzweifelhaft privatrechtlicher Beihaffenbeit find, wie z. B. die Ver— 
wendung unter Pofition 9a. auf eirem von dem Kurfürften Wilhelm I. aus» 
geworfenen Legat von 10,000 Rthlrn. beruht, in Betreff deffen mın fid 
dahin vertragsweife verftändigt hatte, dab das Kapital nicht ausgezahlt wurde, 
vielmehr der Staatskafje verblieb, und dann die leptere dafür dem Waijen- 
baufe eine jährliche Zinszahlung von 400 Rthlru. zu leiften bat, ober ber 
Poften unter 17b., welder die Zinjen eined Kapital® von 32,000 Rıblın. 
repräfentirt, die auf Die Revenuen des verntaligen Amtes Naumburg radizirt 
worden find, welhe Schulo der Staat laut Obligation vom 21. Januar 
1769 rechtlich anerfannt bat. Ber anderen dieſer Poften ift es ebenjo unzweis 
felhaft, daß fie aus Gründen des öffentlichen Wehls oder des anerkannten 
Bedürfniffes ans Staatsmitteln verwilligt und alſo publiziftiichen Charakters 
find. Bei einem dritten Theile derſelben ırhellt prima vista weder das Cine 
noch das Andere und es müßten alio, wenn die Sache weiter verfolgt werden 
follte, weitere Bemweisaufnahmen ftattfinden, ven welden es zweifelhaft iſt, ob 
fie ein unumftößlih ſicheres Ergebniß verſprechen. 

Die Kommunalftinde hiben nun bezüglid der Uebernahme folgender 
Boften: 

1) für ein Taubſtummen-Juſtitut (joweit daffelbe der Selbſtoerwal⸗ 
tung ber Kommunaljtände überlaffen wird) . 5,715 Rıblr. 
2) Beftreitung der Koften des Unterhalts elterne 
Iofer unvermögender K'nder, ſoweit die Verpflich— 
tung bierzu nach dem Ausſchreiben des vorma— 
ligen Kurbejfiihen Staats » Minifteriums vom 
15. Dftober 1822 dem Staate oblisgt . - - 7100 =» 
3) Untirftügung von milden Stiftungen, Armen», 
Wohlthätigkeits- und Rettungs-Anftalten . . 2,100 — 
feinerlei Einwendungen vorgebradht, dazu kommen: 
4) Kindes» Hulpitäler . —— 314 
im Ganzen 15,229 Nıplr. 
wohl aber haben fie proteftirt gegen die Uebernahme des hiernach verbleiben» 
dın Neftes der in der Anlage A. verzeichneten Leiftungen mit 22,671 Rihlr. 
3 Sar. 9 Pf., ſoweit diejelben auf einer rehtlihen Verpflichtung 
bes Staates berubten. Sie führten zur Begründung diefer Weigerung 
an, es handle fid nicht um allgemeinere Aufwendungen für milde Zwecke 
nah Maßgabe der Bedürftigfeit, jondern um Leiftungen zu Gunflen ein. 
zelner rein lokaler Anftalten, Gemeinden und fonftiger Korporationen, 
welche Leiftungen vielfach auf Verträgen, Vermächtniſſen, richterliher Ent— 
ſcheidung und fonftigen ſpeziellen Ziteln berubten und von dem Kurheſſi— 
ſchen Fiekus auf den Preußiſchen übergegangen jeien. Wenn man, wie 
man Died Angeſichts des Allerhöchften Erlaffes vom 16. September 1867, 
weldyer die Grundlage ber gegenwärtigen Verhandlungen bildet, thun 
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muß, den vormals Kurbeifiihen Staatsſchatz als Stiftungsgut bes 
forporativen Verbandes des Negierungsbezirfs Kaffel zum Zwed der Beftrei- 
tung einzelner genau abgegrenzter Zwede betrachte, jo fünne man auf den— 
jelben nicht willfürlih die auf privatretlihen Titeln berubenden Schulden 
eines Dritten abwälzen. Auch paſſe hierfür durchaus nicht die Hinweiſung 
auf die generelle Klaufel in der Allerhöchſten Berorduung vom 16. Sep: 
tember 1867, wonach im Wege der Gejepgebung die Verwendung des Staats» 
ſchatzes auf ähnliche Zwede wie die vorher unter Pofition 1—5 namhaft 
gemachten ausgedehnt und erweitert werben könne, denn die unter Pofition 
1—5 aufgezäblten Zwede hätten alle einen in fih und unter einander über: 
einftimmenden Charakter, von dem die hier angefonnene Uebernahme fremder 
Schulden fehr weſentlich abweiche. Es handle fih nämlih in Pofition 1—5 
um ſolche Inftitutionen und Anftalten, welche das ganze Land betreffen und 
zugleih unter der ausſchließlichen Selbftverwaltung der Rommunalftänbe 
ftünden. Wolle man alſo das Gebiet ber Verwendung für die Einfünfte 
des Staatsihapes erweitern, jo könuten Die weiteren Zwede, welde mit herein 
gezogen find, nur der Art fein, daß es fi um Ausgaben für allgemeine Lane 
de8 » Einrichtungen und Anftalten hand!e, melde der Selbftverwaltung ber 
Kommunalftände als folder unterliegen. Bezüglich der bier in Rede ftebenden, 
nur eine lokale Bedeutung babenden Leiftungen aber würden die Kommunalftände, 
wenn fie ſolche ge;zenwärtig übernehmen, nichts zu hun haben, als die zum Theil 
auf privatrechtlichen Titeln beruhenden Shulden des Fisfus an defjen Gläu- 
biger zu bezahlen, obue daß von Selbjtverwaltung auch nur die geringfte 
Rede fein könnte. Die Uebernahme diefer Schulden des Staats würde alſo 
weiter nichts bewirfen, als daß ohne irgend eine Erweiterung der Verwaltunge: 
befugniffe der Kommunaljtände von den Einkünften des Staatsſchatzes ein 
großer Theil zu fremden Zweden verwendet und daher ber fommunalftändie 


jhen Verwaltung vollftindig entfremdet würde Die Sache würde fid aljo “ 
thatſächlich ſo geitalten, daß im Betreff dieſer Einfünfte und des dieſelben 


repräfentirenden ungefähren Kapitalbetrages, welcher etwa ben achten Theil dis 
Staatsihapes reprälentirt, der Allerhöchſte Erlaß vom 16. September 1867, 
welcher dem fommunalftindiihen Verbande des Negierungss Bezirks Kaſſel den 
Staatsihap als ein demjelben gehörizes und von ihm zu verwaltendes Ver- 
mögen überweift, wieder aufgehoben und die Ueberweiſung rüdgängig gemacht 
würde. Hiernach könne gegenüber den Kommunalftänden eine Nöthigung zur 
Uebernahme diefer dem Staat zur Laſt ftehenden Leiftungen nicht erfolgen, 
ba die fraglihen Zwede mit den unter I—5. des Allerhöchſten Erlaffes vom 
16. September 1867 aufgeführten durchaus keine Aehnlichkeit und mit pro- 
vinzieller Selbftverwaltung überhaupt nichts zu ſchaffen hätten. 

In obiger Weije wurden Seitens der in der Kommiſſion figenden Abs 
geordneten aus der Provinz Hilfen die Gründe dargelegt, aus Anlaß deren 
die Kommunal» Stände verlangten, daß eine Sonderung dieſer Leiftungen 
ftattfinden müſſe, und daß nur diejenigen derſelben, welde nicht vermöge bes 
jonderen Rechtsgrundes zu leiften find, auf den fommunalftändiihen Verband 
paſſive übergehen dürften. 

Seitens der Negierung wurde auf diefe Husführungen enigegnet, daß 
derartige Zuſchüſſe für milde Stiftungen, Armen» und Wohlthätigfeits- 
Anftalten, auch ſoweit fie auf einer rechtlichen Verpflichtung des Staats ber 
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rubten, der Provinz Hannover zur Zahlung aus dem Provinzialfonds über- 
wiejen worden jeien, daß mehrere der Anftalten, am welde diefe Zahlungen 
erfolgten, eine nicht blos Iofale Bedeutung hätten, jondern den Intereffen 
eines größeren Verbandes dienten, und daß dieſe Leiftungen im Vergleich zu 
den Einfünften des fommunalftändiihen Verbandes aus dem Staatsihag 
verhältnißmäßig gering jeien. 

Sp viel über die in Rede ftchenden Leiftungen. 

Das nun die Verwendungen für Landes » Melivrationen, Taubftummens 
Inftitut und Kreis-Kranfenhäufer anlangt, jo wurde deren Aufnahme in den 
Rahmen des Gejepes ſeitens der Kommunalftände an und für fi nicht 
beanftandet; nur wünſchten diejelben, daß die Uebernahme eine fafultative ei, 
fofern fih Ueberſchüſſe aus den Einfünften des Staatsihapes über die Ver— 
wendung zu den übrigen obengenannten Zweden hinaus ergäben, und 
daß der Charakter der fommunalftändirhen Selbft » Verwaltung aud hier 
unzweifelhaft feftgeftellt werde, fowie ferner, daß mamentlih bezüy« 
li der Zaubftummen-Anftalt den Ständen die Wahl gelafjen werde, ob fie 
eine jelbftftändige Taubftummen » Anftalt gründen, oder die gegenwärtig mit 
mit einem Lehrer-Seminar in Homberg vereinigte Zaubftummen-Anftalt ein« 
ſchließlich der dafür benüpten Räumlichkeiten zur ferneren Unterhaltung über« 
nehmen wollten. 

Die unterzeichnete Kommiifien bat nun den von der Königlichen Staats- 
Regierung auf Grund Allerhöcfter Ermächtigung vom 4. Januar 1869 über« 
gebenen und ibr zur Begutachtung überwielenen Geſetz » Enıwurf in drei am 
24. Januar, am 12, und am 15. Februar 1869 abgebaltenen Sipungen, in 
welchen die Königliche Staats⸗Regierung vertreten war, und zwar in ber zuerft 
genannten Sipung durch Herrn Negierungsrarh Hofmann als Bertreter bes 
Heren Finanzminifterd und durch Herrn Landrath Perſius als Bertreter des 
Herrn Minifterd des Innern, Dagegen in den beiden zulept genannten 
Sipungen dur die genannten beiden Herren, fowie ferner durch den Herrn 
Geheimen Ober » Negierungsrath Greiff als Vertreter des Herrn Minifters 
für die landwirthihaftlihen Angelegenheiten und den Herrn Geheimen Rath 
de la Groir als Bertreter des Herren Kultusminiftere, ihrer Berathung 
unterzogen. 

In den Berhandlangen der Kommilfion fand der Gejep - Entwurf im 
Ganzen von feiner Eeite Bekämpfung, auh wurden eine Reihe untergeorb« 

neter Einwendungen, welde jeitens der Kommunaljtinde vorgebradt worden 
waren, nicht wieder aufgegriffen. Die ganze Debatte bejhränfte fid vielmehr 
auf die beiden im Obigen bereits dargelegten Differenzpunfte und auf bie 
Möglichkeit, ein Kompremiß herbeizuführen in Betreff der entgegengejegten 
Auffaffungen, welde über dieje beiden Fragen zwiſchen der Königlihen Staats» 
Regierung cinerfeitd und den Kommunalftänden des Regierungs » Bezirks 
Kaffel andrerjeitd obwalten. 
Zum Zwede der Ausgleihung ftellte der Referent folgenden Antrag: 
A. in &. 1. 
1) ftatt Pofition 2. des NRegierungs- Entwurfs zu jagen: 
„2) fernere Unterftüäpung der milden Stiftungen, Armen, Wohl: 
thätigfeite- und Nettungsanftalten, ſoweit nit der vor— 
2 
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malige Kurftaat diefelbe vermöge bejonderen Rechts— 
grundes geleiftet hat;“ 

2) Pofition 3. und 5. zu ftreihen (vorbehaltlich des Zujages eines 

neuen Paragraphen, ſ. unten); 

3) flatt des legten Abjapes zu jagen: 
Die bieherigen Leiftungen bes Staats an die in kom— 
munalftändiihe Verwaltung übergegangenen Landeshofpis 
täler hören auf. 

B. als $. 2. zwiſchen $$. 1. und 2. (dann 3.) des Entwurfs Folgendes 
einzujchalten: 

Außerdem kann das Einfommen aus dem Staatsihap, fofern fid 
Ueberihüffe ergeben, von den Kommunalftänden zu folgenden 
Zmweden verwendet werben: 

1) zur Anlegung und Unterhaltung einer Taubftummenanftalt, 
oder zur Urbernahme und Berwaltung der Zaubftummen» 
anftalt zu Homberg, einfhließlih der dafür benutzten Räum— 
lichkeiten ; 

2) zur Unterhaltung und Einrichtung von Kreis Kranken: 
häuſern; 

3) zur Gewährung von Zuſchüſſen zu Landes-Meliorationen.“ 

Der Korreferent erflärte fih mit diefem Antrage, foweit er anf Ein- 
haltung eines neuen Paragraphen zwiſchen 1. und 2. gerichtet ift, einver— 
ftanden, in Betreff der beantragten Abänderung von $. 1. Pofition 2. aber 
iprad er den Wunſch aus, daß die Etaatd-Negierung fid mit den Kommus 
nalftänden über die ftreitigen Punkte verftändige, oder innerhalb der Kom- 
miffion ein Ausweg gefunden werde, welder den Gegenftand definitiv regele 
und dem Entftehen von Prozeffen vorbeuge. Für den Fall, daf fih ein ans 
derer Ausweg nicht finden laffe, Ihlug er vor, den Gejammtbetrag der ftrite 
tigen Leiftungen zwiichen dem Staatefisfus einerfeits und dem fommunalftän- 
diſchen Verband andrerfeits zu halbiren. 

Seitens der Vertreter der Königlihen Staats» Regierung jwurde geltend 
gemacht, daß ebenjo gut, wie in Hannover bie früher dem Staat als folden 
obliegenden Berpflihtungen auf den Provinzialfonds übernommen worden 
feien, dies auch in Helfen geiheben fünne, und zwar um fo mehr, als die 
Einkünfte des Staatsſchatzes hierzu ausreihen würden. 

Die Etaatd- Regierung wolle der Selbftverwaltung in feiner Weiſe ents 
gegenireten, namentlich auch nit mit der Vorſchriſt unter Pof. 5, mit wel- 
der fie nur ausdrüden wolle, daß es wünſchenswerth jei, daß bald ein Fonds 
zu Melivrationen gebildet werde. Die Einſchiebung des vorgeihlagenen $. 2 
halte die Königlihe Staats-Regierung nicht gerade für mothwendig, da der 
$. 2 der Regierungs » Vorlage zu Berwendungen dieſer Art, namentlich zu 
Gründung von Kranfenhäufern, ebenfalls ausreihende Ermädtigung gebe und 
die Genehmigung Seiner Majeftät des Königs nicht fehlen werde, 

Der Vertreter ded Kultus Minifteriums erklärte, er glaube, es werde 
feinem Bedenfen unterliegen, die Verwaltung der Taubftummenanftalt, wie 
aud im den alten Provinzen, den Ständen zu überlaffen, welde alsdann die 
Wahl hätten, ob fie ein eigenes Taubftummeninftitut errichten, oder die Vers 
bindung mit dem Lehrerfeminar in Homberg aufrecht erhalten wollten, natürs 
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ih unbeſchadet des Rechts der Regierung, die Anftalt in Homberg aufzube- 
ben und damit die Verwendungen für dieſelbe aus Staatsmitteln aufhören 
zu laſſen. 

In der ferneren Dekatte trat ein Theil der Kommilfions-Mitglieder den 
Ausführungen der Regierung bei. Es handle fih um eine Frage der Selbft« 
verwaltung, und ed fomme nicht darauf an, eine genaue Bilanz zwiſchen 
Einnahmen und Ausgaben frftzuftellen; reichten die Einnahmen zu dem be 
zeichneten Zwede wicht aut, fo müßte, wie überall und namentlih aud in 
den alten Provinzen, ber Reft auf dem Wege der Steuererhebung aufgebracht 
werben. Sowohl im Interreffe der diftributisen Gerechtigkeit als in dem ber 
Selbftverwaltung fei die unveränderte Annahme der Vorlage geboten. 

Bon der entgegengelepten Seite wurde hervorgehoben: Die Einnahmen 
des Staatejchapes jeien höchſt unfiherer Natur, und der Beltand befjelben 
jepe ih zum großen Theil aus Papieren zulammen, deren Kourswerth Wand— 
lungen unterworfen jei. Durd eine Veräußerung Per Papiere werde zwar 
größere Sicherheit erzielt, aber der Ertrag der Zinſen dadurch herabgemintert, 
"während, wenn man auf die Höhe der Zinien ſehe, man einen theilweifen 
Berluft des Kapitals riskire. Was die Ausgaben anlange, jo ſeien diefelben 
in der von dem Bertreter des Minifteriumd des Innern gegebenen Ueber— 
ficht jedenfalls zu niedrig gegriffen; es handle fih zum Theil um Grridtung 
ganz neuer Anftalten, zum Theil um die Erweiterung beftehender, welche den 
vorhandenen Bebürfniffen in feiner Weile mehr entſprechen, und es fei daher 
die Größe des hierfür erforberlihen Aufwandes dermalen noch nicht zu über- 
ſehen. Man könne alio dem femmunalftändiichen Verband die Zahlung von 
Schulden eines Dritten um jo weniger auferlegen, als man nicht ficher fei, 
daß feine Kräfte bei der gegenwärtigen Lage der Dinge dazu ausreichten. 
Was die in Rede ftehenden Leiftungen anlange, jo fei ed doch offenbar un« 
billig, dem Kommunals-Berband tie Schulden des Staats aufzubürben, wäh. 
rend der Staat ſich im PBefip derjenige: Vermögensobjekte befinde, von 
welchen die betreffenden Zahlungen zu leiften feien, und derſelbe nicht ges 
fonnen fei, fi dieſer Aftiva zu entäußern zu Gunften des Staatsihapes, auf 
den er doch die Pajfioa devoloiren wolle. Es ſei durdaus nicht fchwierig, 
eine Trennung dieſer Leiftungen in ſolche, welte auf einem privatrechtlichen, 
und in ſolche, welche auf einem publiziftiichen Titel beruben, vorzunehmen; 
bei der Mehrzahl derfelben fei Dies bereits auf den erften Blick erfennbar — 
wofür eine Reihe von Beilpielen angeführt wurde. — Die Selbftverwaltung 
beftehe nicht darin, daß man zu Gunften eines Dritten Laften übernehme, zu 
denen man rechtlich nicht verpflichtet fei.r Die Parallele mit dem Hannover 
hen Provinzialfends wurde zurücdgewieien, und auszuführen verfucht, daß der 
legtere weit befjer geftellt Sei. 

Ben einer dritten Seite bob man die Bebenfen hervor, welche in den 
anderen Provinzen hervorgerufen würden, wenn es ben Anſchein gewinne, 
als ſei die Provinz Heſſen finanziell beffer geftelt worden. Man folle daher 
weniger auf den rechtlichen und finanziellen Standpunft Werth legen, als 
auf die volle Gemwährleiftung der Selbftftändigfeit und Selbftverwaltung. In 
dieſer Beziehung genüge die Vorlage nicht vollflommen; aud wäre es nad 
derfelben etwa möglich, ſpäter wieter auf die Frage legislatoriſch zurüdzus 
fommen und dem Staatsihap noch andere Laften aufzuerlegen. Das müſſe 
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aber vermieden werden im Intereffe der wirklihen Selbftverwaltung und ber 
Ausdehnung derjelben auf etwaige Ueberihüfje. Es werde daher als Kom— 
promiß vorgefchlagen, daß die Stände aud die auf Privatrechtstiteln berus 
benden Leiftungen des Fisfus übernehmen und dagegen das Recht erhalten 
follten, im Uebrigen über die Einnahmen unbeihränft zu verfügen. Hiernach 
rechifertige es fich denn, die Generalflaufel der Allerhöchſten Verordnung vom 
16. September 1867, wonad auch nech andere, ähnliche Berwendungszwede 
im Wege der Gejepgebung feftgeftellt werden fönnten, durch Das gegen: 
wärtige Geſetz zu befeitigen, in ber Art, daß das leptere definitiv alle dieje— 
nigen Leiftungen, die in Zukunft dem Staatsihap zur Laſt fallen, aufzähle 
und jede weitere Belaftung für immer ausſchließe. — Hieran fnüpfte fi der 
Antrag: 

1) im Eingang bes $. 1. des Entwurfs die Worte: 

„außer den in Unjerem Erlaffe vom 16. September 1867 
aufgeführten Zwecken,“ 

ſowie das Wort: 
„fernere“ 

zu ſtreichen und ftatt deſſen zu jagen: 
„unter Aufhebung Unjeres Erlafjjes vom 16. Sep» 
tember 1867; 

2) die in dem Erlafje vom 16. September 1867 Nr. 1—5. aufge 
führten Zwede unter Weglaſſung der Worte: 

„Sowie für ähnliche, im Wege der Gelepgebung feitzuftel- 
lende Zwecke,“ 
in den Gejep- Entwurf aufzunehmen unter zwedmäßiger Grup- 
pirung der Summen, 
welder Antrag indefjen jpäter in Bolge eines zu Stande gekommenen Kom— 
promiffes (fiehe unten) zurüdgenommen wurde. 
Man ging darauf zur Spezial»-Diskuffion über, 
Unter Bezugnahme auf die in der General»-Disluffion erörterten Gefichts- 
punfte wurde von dem Korreferenten der Antrag geftellt: 
$. 1 zu faffen, wie folgt: 
Eingang und pos. 1 wie in der Regierungssorlage; 

2) Unterftügung der milden Stiftungen, Armen, Wohlthätigfeits- 
und Rettungsanftalten, Vermehrung der Kranfenhäufer; 

3) Uebernahme eines Theils der vom Staate geleifteten Unterftüguns 
gen für Zwede der Armenpflege bis zum jährlichen Betrage von 
überhaupt 11,000 Rthlrn.; die weitere Auseinanderfepung bierüber 
bleibt der Vereinbarung zwiſchen ſtändiſchen und Staatsbehörben 
vorbehalten; 

4) Gründung eines Taubftummen Inftituts, oder Uebernahme und 
Unterhaltung des zu Homberg beftehenden, ſammt ben hierfür 
benugten Räumlichkeiten ; 

5) wie 4. der Regierungdvorlage; 

6) wie 5. ter Negierungsvorlage; 

und in einer längeren Diskuffion, in welcher im Welentlichen die bereits in 
der General-Diekufften erörterten Gründe wiederholt und näher auszuführen 
verfucht wurden, von den beiden entgegengejepten Standpunften aus angefoch- 
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ten, bis man ſich ſchließlich mit Stimmenmehrheit auf dem Wege des Kom» 
promifjes zu folgenden Vorſchlägen einigte: 
1) den $. 1. zu faffen wie folgt: 
a) Cingang und Pofition 1. nad der NRegierunge-Borlage; 
b) Pofition 2. bis 6. (ehemals 5.) nach dem foeben mitgetheilten 
Antrage bed Korreferenien ; 
ce) letzter Abſatz: 
Die nach Nr. 2. zu leiſtenden Ausgaben gehen vom 
1. Januar 1869, und die nach Nr. 3. bis 6. zu 
leiftenten vom 1. Januar 1870 ab auf den fommus 
nalftindiihen Berband über. 
2) die $$. 2. und 3. nad ber Regierungs-Vorlage anzunehmen, und 
3) in der Ueberichrift des Gejepes die Worte: 
„dem fommunalftändiichen Verbande des Negierungs-Bezirfes 
Kaffel durch den Allerhöhften Erlaß vom 16. Septem: 
ber 1867 überwiejenen‘ 
zum Zwed der Bereinfahung zu ftreihen. 

Zur näheren Erläuterung diefer Vorſchläge wurde noch angeführt: 

Bei Pofition 2., in der Beihränfung, welche ihr der Antrag des Korre— 
ferenten giebt, wird der Fiskus von Ausgaben zu diefen Zwecken entlaftet, 
und die Kommunalftände werden in Zukunft die Beträge zu beftimmen haben, 
welde für ſolche Anftalten im Ganzen und im Einzelnen zu verwenden fein 
werden. 

Bei $. 1., Pofition 2. (jept 3.) ging man von der Vorausfepung auf, 
duß die in Rede ftehenden Leiftungen, welche bisher vom Staat fraft der 
ihm obliegenden Berpflihtung beftritten worden find, theils privatrechtlicher, 
theils publiziftifcher Natur fein; daß eine ganz genane Unterſcheidung und 
Trennung diefer zwei verſchiedenen Kategorien bei einem Theile der fraglichen 
Leiftungen, wenn auch nit unmöglid, doch mit Schwierigkeiten verbunden 
und nur auf dem Wege einer Reihe von Prozeßführungen, deren Ausgang 
ungewiß, zu realifiren jei; daß es aber im beiberfeitigen Intereffe liege, daß 
jedem Konflift vorgebeugt und eine definitive Auseinanderfegung bereits jept 
vorgenommen werde; daß dieſer Zwed am beften zu erreichen fei dadurch, 
daß man in dem gegenwärtigen Geſeh den Grundſatz aufftelle, daß dieſe 
Leiftungen je zur Hälfte zwiichen dem Staat einerfeits und dem fommunals 
ftändifchen Verbande andererjeitö zu teilen, für den von den legteren zu übers 
nehmenden Betrag aber eine Marimalzrenze von 11,000 Rıblen., melde 
Summe allerdings um ein Geringes niedriger als die Hälfte, zu ziehen fei; 
daß zur Realifirung dieſer Vorſchrift alsbald eine Auseinanderfepung über 
die von dem einen Theil und die von tem andern Theil zu übernehmenden Poften 
auf dem Wege ber Vereinbarung zwiſchen den ftindifhen und der Staatebehörben 
vorzunehmen jei, nach deren Berndigung die Verpflichtung der Kommunals 
ftände zur Uebernahme der fraglichen Leiftungen im Marimalbetrage von 
11,000 Rthlrn. eintrete; und endlich, daß es dem Sinne und ber Aufgabe 
biefer Vereinbarung entiprehe, daß die Kommunalſtände die lediglih auf 
Zweckmäßigkeitegründen beruhenden Leiftungen übernehmen, weil fie natürlich 
im Intereffe ihres territorialen Verbandes veranlaßt find, tie Verabreihung 
fortzuiegen, daß dagegen ber Staat die auf fpeziellen Titeln beruhenden 
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Leiftungen übernehme und unverändert fortleifte, natürlih aud mit der 
eventuellen Berechtigung, das jährliche Reichniß durch eine NReluitionsiumme 
zu erfegen und dadurch ber allerdings läftigen BVerpflihtung ein Ende 
zu madhen. 

Bei pos. 3. (jept 4) wurde bemerft, daß man zweijle, ob die Kembi— 
nation des Taubftummen » Inftituts mit dem Lehrer « Seminar gerechtfertigt 
eriheine, und es jedenfalls den Kommunalftänden überlaffen bleiben müffe, 
ob fie diefes in Homberg beftehende Inftitut übernehmen und in dieſem Falle 
mit ihm aud die für bdafjelbe benupten Räumlichkeiten überwiefen erhalten, 
oder ob fie lieber eine jelbfiftändige Taubſtummen » Anftalt ohne jene Kom— 
bination errichten wollen; daß dagegen auf der andern Seite auch der Staats» 
Regierung das Recht zuftehe, das Zaubftummen-Inftitut in Homberg aufzu- 
löfen, und bamit die für dafjelbe verwendeten Ausgaben in Zufunft wegfallen 
zu laffen. 

Als generelle Bemerkung zu fämmtlihen in dem Gejeß : Entwurf aufges 
zäblten Verwendungszweden der Einnahmen des Stanteihapes wurde konftar 
tirt, daß nad der Anfiht der Kommilfion den Kommunalftänden von ber 
Staatsregierung Ausgaben überhaupt nicht angejonnen werden fünnen, ohne 
daß ihnen zugleich die eigene Berwaltung des betreffenden Zweiges zugeftan« 
den, oder, foweit ed fi um die laut 8. 2 pos. 3 zu übernehmenden Leiftuns 
gen handelt, ohne daß die mit denlelben verfnüpften etwaigen Auffichtärechte 
ober fonftigen Befugniffe des Staats zugleih mit auf fie übertragen werben. 

Zu $. 1 al, ult.: Die unter 3 bis 6 aufgeführten Ausgaben find bereits in 
das Staatshaushalts-Geſetz pro 1869 aufgenommen, ed bürfte daher eine 
Redreſſirung diejer definitiven gejeplihen VBorjchrift nicht gerechtfertigt erſchei— 
nen; mad dagegen die unter pos. 2 aufgeführten anlangt, jo liegt fein Grund 
vor, die Verpflichtung des fommunalftändiihen Verbandes zur Leiftung der= 
felben auf den 1. Januar 1869 nicht zurüd zu datiren. 

Nahdem dieſe Vereinbarungen und Fefiftelungen flattgefunden und Die 
Vertreter der Königlihen Staate-Regierung fih mit dem Kompromiß-Antrage 
einverftanden erklärt hatten, beſchloß die Kommilfion einftimmig zu bean» 
tragen: 

Das Hohe Abgeordnetenhaus wolle bejchließen, 

dem vorliegenden Gejeg -« Entwurf in folgender Fafjung feine Zu— 
ftimmung zu ertheilen: 


Entwurf eines Gefeges 
betreffend 


die Erweiterung der Berwendungszwece der Einnahmen aus 
dem vormals Rurheſſiſchen Staatsſchatze. 


Wr 
Die Einnahmen des kommunalftändiihen Verbandes des 
Regierunges Bezirks Kaſſel aus dem ihm gehörigen vormals Kur- 
beifiihen Staatsihape find außer den in Unferem Erlaffe vom 
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16. September 1867 aufgeführten Zweden für folgende fernere 
Zwede zu verwenden: 

1) Beflreitung der Koften des Kommunal » Landtages und ber 
fommunalftändiihen Verwaltung, einjhließlih der im Jahre 
1868 erwadjenen derartigen Koften; 

Unterftügung der milden Stiftungen, Armen-, Wohlthätig- 
feitö» und Rettungd » Anftalten, Vermehrung der Kranfen- 
bäufer; 
Uebernahme eines Theiles der bisher vom Staate geleifteten 
Unterftägungen für Zwecke der Armenpflege im jährlichen 
Betrage von Summa 11,000 Rthlrn.; die weitere Ausein« 
enderjegung hierüber bleibt der Vereinbarung zwiſchen ftän- 
diihen und Staats-Behörden vorbehalten; 
Gründung eines Taubjtummen-Inftituts, oder Uebernahme 
und Unterhaltung des zu Homberg beftehenden ſammt den 
hierfür benugten Räumlichkeiten ; 
Beftreitung der Koften des Unterhalts elternlojer unver« 
mögender Kinder, joweit die Verpflihtung hierzu nad dem 
Ausihreiben des vormaligen Kurbeifiihen Staats » Mini: 
fteriums vom 15. Dftober 1822 (Kurheifiihe Geſetz Samm⸗ 
lung ©. 45) dem Staate obliegt; 
6) Bildung eines Fonds für Zuſchüſſe zu Landes: Meliorationen. 

Die nah Nr. 2. zu leiftenden Ausgaben gehen vom 1, Januar 1869, 
und die nah Nr. 3. bis 6. zu leiftenden vom 1. Januar 1870 ab auf den 
fommunalftändifhen Berband über. 


2 


— 


3 


— 


4 


— 


5 


— 


$. 2. 


Berwendungen der Einnahmen aus dem vormals Kurheſſiſchen Staats: 
ſchaße zu anderen als den vorftehend bezeichneten und den in Unjerem Erlaſſe 
vom 16. September 1867 aufgeführten Zweden fünnen von dem Kommunale 
Landtage mit Unferer Genehmigung beihloffen werden. 


$. 3. 

So weit die Einnahmen aus dem vormals Kurheifiihen Staatsfhape 
nicht ausreihen, find die Koften der in Unferem Erlaffe vom 16. September 
1867 und in $. 1. Nr. 1. bis 5. des gegenwärtigen Geſetzes bezeichneten 
Einrichtungen und Anlagen von dem fommunalftändiihen Verbande des Re— 
gierungsbezirks Kaflel nah Maßgabe der Verordnung vom 20. September 
1867, betreffend die fommunalftändiiche Berfaffung im Regierungsbezirke 
Kaffel, aufzubringen. 

Berlin, den 22. Februar 1869. 


Die XVI. Kommillion. 


Dr. Detker (Borfigender). Dr. Glafer. v. Eynern. v. Beeften. 
Braun:Heröfeld. Graf v. Weſtarp. Schilling. Rohland. 
Dr. Braun [Wiesbaden] (Berichterftatter). ©. Saucen: Tarputfchen. 
Giller, Bromm. Dr, Frb. v. Schwarzjfoppen. v. Kardorf, 


Zufammenftellung 


der 


tegierungs- Vorlage mit den Bejchlüffen der 
Kommiſſion. 


— >> * rn 


18 
Hegierungs: Borlage. 


Entwurf eines Gefetes, 


beireffend 


die Erweiterung der Verwendungs= Zwede | 

Einnahmen aus dem, dem kommunalftändiid 

Verbande des Negierungsbezirts Kaffel du 

den Allerhöchiten Erlaß vom 16. Septembe 

1867 überwiejenen vormals Kurheſſiſchen 
Staatsſchatze. 


F. 1. 


Die Einnahmen des kommunalſtändiſchen Verbandes des Regierungebq 
Kaſſel aus dem ihu gehörigen vormals Kurheſſiſchen Staatsſchatze find u 
ben in Unferem Erlafje vom 16. September 1867 aufgeführten Zmeden 
folgende fernere Zwede zu verwenden; 

1) Beftreitung der Koften des Kommunal» Landtages und de I 
munalftändijhen Berwaltung, einſchließlich der im Sabre I 
erwachjenen derartigen Koſten; 

2) Unterftügung der milden Stiftungen, Armen, Mopitbätizt 
und Rettungs-Anftalten, ſowie Uebernahme der bisher vom &I 
geleifteten Uuterftügungen für Zmwede der Armenpflege; 


8) Unterhaltung bes Taubftummen-Snftituts zu Homberg 


4) Beftreitung der Koften des Unterhalts elternlofer unvermögl 
Kinder, foweit die Verpflichtung bierzu nach dem Ausſchreiben 
vormaligen Kurheſſiſchen Staats-Minifteriums vom 15. &" 
1822 (Kurheſſiſche Geſetz Sanımlung Seite 45) dem &i 
obliegt; 


— — 





19 
Beſchlüſſe der Kommiſſion. 


Entwurf eines Geſetzes, 


betreffend 


Erweiterung der Verwendungs-Zwecke der 
innahmen aus dem vormals Kurheſſiſchen 
Staatsſchatze. 


Eingang unverändert. 


1) Unverändert. 


2) Unterſtützung ber milden Stiftungen, Armen-, Wohlthätigkeits- 
und Rettungs-Anftalten, Vermehrung der Kranfenhäujer; 
3) Uebernahme eines Theiles der bisher vom Staate geleifteten 
Unterftügungen für Zwede ber Armenpflege im jährlichen Be- 
trage von Summa 11,000 Rtblru.; die weitere Aus— 
einandberjegung bierüber bleibt ber Bereinbarung 
zwiſchen ftändiihen und Saats-Behörden vorbehalten; 

4) Gründung eines Taubftummen-Inftituts, oder Ueber» 
nahme und Unterhaltung des zu Homberg beftebenden 
jammt den hierfür benupten Räumlidfeiten; 

5) Unverändert wie Nr. 4. der Regierungs-Borlage. 
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Regierungs: Borlage. 


5) Bildung eined Fonds für Zufhüffe zu Landes-Meliorationen, 

Die Ausgaben, welde für die vorftehend unter Nr. 2. bis 4. bei 

neten Zwede nad Maßgabe des Staatshaushalts-Etats bisher aus der Eng 

kaſſe geleiftet worden find, geben, auch infomeit fie auf Stiftungen oder is 

auf rechtlicher Verpflihtung beruhen, vom 1. Sanuar 1869 ab auf den fe 
munalftändijhen Berband über. 


8. 2. 

Verwendungen der Einnahmen aus dem vormals Kurheſſiſchen Su 
ihape zu anderen, als den verftehend bezeichneten und den in Unferem Exh 
vom 16. September 1867 aufgeführten Zweden können von dem Kommus 
Landtage mit Unferer Genehmigung beſchloſſen werden. 


8. 3. 

Soweit die Einnahmen aus dem vormals Kurbeifiihen Staateidt 
nicht ausreichen, find die Koften der in Unferem Erlaffe vom 16, Septeml 
1867 und im $. 1. Nr. 1—4. des gegenwärtigen Gejeges bezeichneten E 
richtungen und Anlagen von dem fommunalftändiichen Verbande dei Ra 
rungsbezirks Kaffel nah Maßgabe der Verordnung vom 20. September 18 
betreffend die fommunalftändifche Berfaffung im Regierungsbezirke Kafld, a 
zubringen. 


21 
Befchlüffe der Kommiffion. 








6) Unverändert wie Nr. 5. der Regierungs-Vorlage. 
Die nah Nr. 2. zu leiftenden Ausgaben geben vom 1. Januar 
9, und die nad Nr. 3. bis 6. zu leiftenden vom 1. Januar 1870 
auf den fommunalftändifhen Verband über. 


8.2. 


Unverändert. 


£:% 


Unverändert, nur mit Abinderung des Allegats „F. 1. Nr. 1-4." in 
e 3. in: „$. 1. Nr. 1-85”, 


Digitized by Google 
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Anlage A. 


Extract 


wm Etat für die Verwaltung des Innern im 
Regierungsbezirk Kaffel für das Jahr 1869. 


Titel bes Staate⸗ 


haushalts· Etats. 


— 


25 








* 


Ausgabe. 


. X. 
An Juſchüſſen für Armen: und Wohlthätigkeits— 
YAnftalten. 


Bur Beftreitung der Koften der an die Armen der Stadt Gaffel 
und den zu den ehemaligen drei Eaffeler Nemtern gehörigen 
Gemeinden zu liefernden Arzneien und zur Remuneration 
Dee Armenärzte....... .. er . 


An das Hospital zu —— im — a F 
1 Adtel Sa - 


An das Hosvital zu Merrhaufen im — — Inge: 
nanntes Vermächtnißgeld : 


An die beiden man au age FR * 
24 Centner Heu . . . 


Außerdem zur Beftreitung des Martinimarft bezw. Aus 
fauföpreijes für die an dieſe beiden Siechenhäuſer in 
natura zu liefernden 77 Biertel 8 Mepen Korn, 7 Biertel 
8 Mepen Gerfte und 25 Biertel Hafer . 2% 


An ie tg Haina im Kreile Frankenberg, für Wein 
Thlr. 3 Sgr. 9 Pf. und Eutfhädigung für früher ges 
re —— von der Brauerei 175 Ey Du 
jammen . 
An das Sonderfiehenhaus zu Hersfeld . 


An die Siehenhaus-Präbende zu Eaffel, Salzgeld . 


An das reformirte Waifenhaus zu Eaffel: A Ga dd 
a) Salzgeld . . a Are 
b) Für 24 Klaftern Holz ee Be 


ec) Fundationsgelr - » 2 2 2 2. er 
d) An Stelle des zt® der re az 
tions» Strafgeld et i . . 100 
e) Die gewöhnliche Armenſteuer 4100 
f) Averſum ſtatt des Naturalbezugs der freien 
Arznei für feine Kranken aus ah und 
den 3 Gafjeler Aemtern . . - .. 35 — — 


Latus 


Jahresbetrag 
pro 1869. 


4112 


Ip 




















Darunter 
fünftig 
wegfallend, 


* 


*4 








Titel des Staatd- 
haushalts⸗Etats. | 
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Sahresbetrag — 
Ausgabe — * 
| j wegfallend. 


a m a. 4 


Transport 4112 | 5 — 


g) Außerdem zur Beftreitung des Kaufpreijes für die in 
natura zu liefernden 24 DViertel Waizen, 145 Biertel 
Korn und 8 Viertel Erbjen nah tem Martinimarft: 
preife (ftatt der 8 — un werden 8 * Korn 
verabfolgt) . . . De i ; 110 — 


9 An das reformirte Waijenhaus in Gaffel werden ferner gezablt: 


a) Zinfen von einem, vom Kurfürften Wil 4. 
helm I. legirten Kapital von 10,000 Thtr. 400° — — 


Bemerf. ad 9a: Das Kapital jelbft ift 
nicht gezablt worden, bildet vielmehr 
eine Schuld der Staatskaffe. 


b) Averſum für die früher bezogenen wegen 
Binswuchers erfannten Geldftrafen .. 24 24 1 424 24 1 


10 An die Armenpflege- Kommilfion in Gaffel: 
a) Zinfen von einem vom Kurfürſten Wil Ze u «f. 
helm I. legirten Kapital ven 5000 Thlr. 200 — 


Bemerk. wie ad 9a. 


b) Zur Bezahlung der Medizin » . ...300 — — 















500 —— 
11 An die Gebrüder v. Berlepih, Zinfen vom Kaufgelderreft ad 
750 Thlr. für das im Jahr 1763 zur Anlegung eines Fin— 
delhauſes angefaufte Yehnbaus in der Unterneuftadt von 
Gaflel . a a ee ee Be at 3715 


N. B. Ueber das Sachverhältniß ift demnächſt nähere 
Aufklärung zu geben. 


12 An das Hospital St. Eliſabeth in Gafjel: 
a. Sılpld . 2 222220. . o- — 


b. ——— —— an die — 
kaſſe .. . 1 — — 


e. Grundzins vom den Günteröder Wieſen 








6220 123 
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Nr. 
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De en] — — 
Ni 5 b Jahresbetrag un 
u a 
8 . par In00, wegfallend. 








A Hu d. A Bd. 





Transport 


An den Pförtner des Hospitals St. Eliſabeth in Caſſel (Be: 
foldung, Kleidergeld) EN u a Ar rer 


An die Bibelgefelihaft in Eafll . .» 2... 


An die allgemeine Armenkaſſe in Gaffel . 
Außerdem zur Bejtreitung des Martinimarktpreifes für die 
früher in natura bezogenen 20 Viertel —— 50 — 
tel Korn und 30 Viertel Gerſte er : . 








An die Stadtkimmerei in * zur ea an die 
Armen ... —— — 


An die Prinz Georg Fundation: 


a. Zinſen von den zu 15,775 Rthlr. an— 
— Waltersbröder Gütern . . 788 22 10 
. Zinfen von 32,000 Rtblrn , weldye auf 
die Mevenüen des vormaligen Amts 
Naumburg fundirt worden find . . 1600 — — 





Bemerf. Der Staat fchuldet die Kapitale und die 
Zinfen ad a, laut Obligation v 17. Dezbr. 
1779 und Recognition v. 1. Februar 1780 
u. ad b. faut Obligation v. 21. San. 1769. 


Dem Arzte des franzöftichen Hospitals in vl Brig 
lung der Kranfen in demjelben . 


Zur Beftreitung der an die Hospitaliten der — zu 
Caſſel zu verabfolgenden Braunkohlen . . . —TF 


Der Renterei Caſſel J Normalpreis für die an die Hausarmen 
zu Elgershauſen im Kreiſe — — 2 Caſſeler 
Viertel Korn A 4 Rthlr. . REN: . 











Zur Beftreitung des Ankaufspreiſes für die an die Armen zu 
ae und Dipelrode im Kreiſe Ciömwege ———— 
1 Viertel 105 Metzen Korn ae 


An die Armen zu Mitterode im Kreiſe Ejchwege, 


Spende zu 
BOUlE = 0 una ie —— 





Latus 





12,202 


4* 






























Nr. 


Titel bes Staate- | 
baushalte-Etats 


23 


24 


25 


26 


27 


28 


28 


u er ernen 














Jahreẽ betrag 
pro 1869, 


Außerdem zur Beftreitung des Anfaufspreifes für die an 
diejeiben abzugebenden 1 Biertel 12 Mepen Korn 


An bie Stiftsmafle zu — — nn von ka 
niffen 


Außerdem zur Beftreitung des Martinimarktpreifes für Die 
an Ddiefelbe früher in natura —— 10 — 
15 Mepen Korn . —* 


An die Armen zu — vom — En — 
bewilligt. 


An die Armen» und a u —— 
Aceciſevergütung für die Armen . 


Außerdem Normalpreis an die Nenterei Hofgeismar, für 
die von derlelben an dieſe Stiftung in natura abzu— 
gebenden 21 Biertel 64 Metzen Korm und 25 Biertel 
8 Mepen Hafer a 4 Rap. reip. 13 big es das 
Caſſeler Biertel . . kw 


An die Renterei, Grebenftein im Kreife Hofgeismar, Normal« 
preis für die objeroangmäßig an die Armen dajelbft in 
natura abzugebenden 8 Mepen Korn a Viertel 4 Rtblr. . 





An diefelbe, Normalpreis für die an das Hospital dafelbjt in 
natura abzugebenden 42 Viertel 8 Mepen Korn a 4 Rthlr. 
und 45 Biertel Hafer a 12 Rthlr. pro Gaffeler Viertel 


An die Renterei Grebenftein, Normalpreis für ein an den 
Kirchenfaften und das Siechenhaus zu Immenhauſen im 
Kreiſe Hofgeiamar, von dem Landgrafen Philipp fundirtes 
Legat in natura abzugebende 16 Viertel 8 Mepen Korn 
und 5 Biertel Hafer beftehend, a Caſſeler Viertel 4 Rthir. 
und rejp. 1% Rihlr. 





Zur Beftreitung des Ankaufes bezw. Normalpreifes für die an 
die Hausarmen zu Helmarshäuſen und zu Langenthal im 
Kreiſe Hofgeismar a ee 1 Viertel 44 en — 
und 3 Viertel Korn , 


Latus 





Darunter 


künftig 


wegfallent. 








29 
: 
* b Jahresbetrag — 
u ga * — wegfallend. 
3 
= 


30 


31 


Transport 


An die Hausarmen zu Garlehafen im Kreife Hofgeismar, 
Entihädigung wegen entzogener Strafgelderantheile . 


An 2 Präbner im Amte Sababurg . 


Die dermaligen Inhaber diejer 2 Präben, welde in je 
124 Thaler beftehen, find: 


a) die Wittwe des Tagelöhners und Hirten Gottfried 
Siemon, Johanne Fuftine Wilhelmine, geb. Senke, 
zu Zippoldäberg, 

b) Sohannes Rieflagel dajelbft. 

Außerdem zur Beftreitung des Anfaufs bezw. Normalpreijes 
für die an 10 Präbner bezw. Präbnerinnen im Amte Sa: 
baburg von der Renterei Giejelmerber in natura abzuges 
benden 60 Biertel Korn, 10 Biertel Gerfte und 1 Biertel 
4 Metzen Hafe 

Eine jede Präbe beſteht in 6 Viertel Korn, 1 Viertel Gerſte 
und 2 Metzen Hafer. 

Die dermaligen Inhaber dieſer 10 Präben ſind: 

1) Johann Friedrich Wittwe, 

2) Tagelöhner Conrad Malſch, 

3) Dorothea Klinge, 

4) Julius Hartwig Franke Wittwe, 

5) Schullehrer Aſchenbach's Wittwe, 

6) Carl Schubert Wittwe, Sophie geb. Diener, 

7) Chriſtine Fehling, 

8) Eliſabeth Methe, 

9) Juſtine Eckhardt, 

10) Tagelöhner Ludwig Siemon, 


Latus 


46 e. 


12,838 |— 





285 — — 


13,164 














ul. h 
| 


| 
| 











Zitel des Staatä» 
bausbalts-Etats. 










D | 

Tahresbetrag — | 
tig 

— wegfallend, 
Re. Sr dd. KH 













Transport 







32 Für bauliche Unterhaltung des Armenhauſes zu Sea. und 
defien Verfiherung gegen Feuersgefahr . 





Bemerf. zu 31 und 32. Das Hospital zu Lippolds- 
berg, jept Armenhaus genannt, ift eine bei Säfularis 
firung des Lippoldsberger Nonnenflofters fundirte milde 
Stiftung. 

Bon Landgrafen Philipp dem Großmüthigen wurs 
deu etwa im Jahre 1564 — 60 Biertel Korn, 10 
Viertel Gerfte, 1 Viertel 4 Mepen Hafer für 10 arme 
preßbafte Perjonen ohne Unterſchied des Geſchlechts, 
weldhe bei der Nonnen Zeiten aus dem Klofter ges 
ipeifet, auszefept. Später find noch zwei Geldpräben- 
den a 124 Rthlr. dargereicht worden, deren Urfprung 
aber nit erſichtlich ift. 


33 An die Nenterei zu Giefelmerder, Normalpreis für die an Die 
Dorfarmen zu Lippoldaberg im Kreiſe Hofgeismar aus den 
Revenüen des fäfularifirten Klofters Lippeldsberg in natura 
abzugebenden 6 Viertel Korn & Biertel 4 Nhlr. 




















34 An die Renterei zu Trendelburg, Normalpreis für die an das 
Hospital Trenge dafelbft als ftändige ——— abzuge- 
benden 10 Biertel Korn, a 4 NRtble. . . . 






= 
[> 
= 


die Renterei zu Feldberg, im Kreile Melfungen, Normal: 
preis für die an das Hospital St. Valentin in Felsberg 
aus den Gefällen des ehemaligen Klofters zu Eppenberae, 
laut Bewilligung des Landgrafen Philipp im Sabre 1532 
abzugebenden 6 Biertil 4 Mepen Korn und 6 Viertel 4 
Mepen Hafer, A Biertel 4 Rthlr. und reip. 13 Rthlr. 










36 An das Hospital zu Spangenberg, im Kreiſe Melfungen, den 


Hausarmen von Seiten der Landesherrſchaft vermadt 


— 









Außerdem zur Beſtreitung des Ankaufspreiſes für in 
natura abzugebende 2 Viertel 8 Metzen Korn . 







Latus 





l 
‚N 
# 
i 
’ 


bausbalts-Etats, 


31 


Rr. Ausgabe 


Transport 


37 An das Sonderfiehenhaus zu Spangenberg, laut Stiftung bes 
Landarafen Philipp des Großmütbigen für 1 Fuder (12 
Zober) Bier, & 1 Rthlr. 12 Rthtr. — Sgr. — Slr. 
zum Anfauf von Wein 1. 18» 9» 

nad) der Heidauer Bogteis 
Rechnung 22 5 6 5 
Außerdem zur Beftreitung des Martinimarkts, bezwie. 
Anfaufspreiies für die in natura abzugebenden 10 Vrtl. 
Baizen, 63 Bril. 12 Mizn. Korn, 12 Brei. 8 Mpn. 
Gerfte, 10 Vrtl. Hafer und 5 Vrtl. Erbſen. , 


38 Zur Beftreitung des Martinimarktpreiies für die an das Stift 
zu Rotenburg, vermöge einer Stiftung des Landgrafen 
Wilhelm IV, abzugebenden 25 Vrtl. Korn er 


39 Zur Beftreitung des Iobanni-Martini:Marktpreifes für die an 
das Stift zu Notenburg, vermöge einer Stiftung des 
Yandgrafen Bilpelm IV. abzugebenden 16 Bril. 4 Mon. 
MWaizen, 43 Beil. 12 Men. Kom und 21 Bril. 4 Mpn. 
Hafer TE EEE 


40 Zur Beftreitung des MartinisMarktpreijes für die an daſſelbe 
früher aus der Nenterei Herrenbreitungen in natura abge 
gebenen 20 Bril. Korn . Ba a a nt 


4l Zur Beftreitung des Ankaufspreijes für die an das Hospital 
zu Notenburg in natura abzugebenden 8 Biertel 8 Mepen 
SEIN Sa Sen ee: se at aan ae a ee an a 


42 An die Menterei zu Rotenburg, Normalpreis für die an das— 
jelbe, vermöge einer Stiftung des Landgrafen Wilhelm IV. 
in natura abzugebenden 2 Bril. 8 Mpn. Korn a 4 Rthlr. 


43 Zur Beitreitung bes Johanni-Marktpreiſes für die an die Armen 
zu Blanfenyeim im Kreife Notenburg abzugebenden 1 Brtl. 
1214 Mon. Som -» 200 
44 Zur Beftreitung des Martini-Markt- bezw. Anfaufspreiles für 
die an die Haudarmen zu 1) Wolfhagen, 2) Ipping— 


Latus 


ge. 


Sahresbetrag 


pro 1869. 


A Sa fl. 


13,307 


23 


635 


444 


127 


46 


14,744 


| 
| 


) 








1 





11 


J 





Darunter 
künftig 
wegfallend. 
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32 
= gi 
ö 5 Sahresbeirag — 
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23 Nr Ausgabe pro 1869. — 
== 
a BB Get Me 


Transport .| 14,744 12 2 | | 
baujen, 3) Altenhafungen, 4) Iſtha, 5) Nothfelden, | | 
6) Ehringen, 7) Vieſebeck und 8) Bahlhorn im Kreiſe | 
Wolfhagen an ans re zu an 20 | 
Biertel 12 Meipen K eh 128 —— 

An dieſer Fruchtſpende participiren die Ortidhaften: 4* | | 


ad 1 mit 6 Viertel — Mep. | 
4 





" „ 1 2 " | 
7) " 2 1 — 1 | 
7 4 " 3 7 10 " j | 
7) 5 " 1 " 10 „ | 
RE er | 
7 7 7} 1 „ 10 [7 | 
[23 8 [23 2 ” 2 „ | 
find obige 20 Viertel 12 Mepen. | 





45 An das Hospital zu Wolfhagen Aceifevergütung für 18 Bril, 4 
BU 0 a a 


I 5 15 — | 
46 Zur Beftreitung bes Anlaufspreiſes für die an den Kirchen— | | 
faften zu Delshaufen, im Kreife Wolfhagen, unter dem 
Titel auf Widerruf verjchrieben für 20 rheiniſche Gold- | 
Pos zu verabfolgenden 1 Biertel 8 — a und 
1 Viertel 8 Mepen Hafer. » . » 15 — | 


47 Zur Beftreitung des Normal: bezw. Anfaufspreifes für die an | 
die Hausarmen der Stadt Zierenberg und in 15 Dörfern | 
des Amts Zierenberg zu verabfolgenden 35 Brtl. Koru . 224 —— | 


Hieran haben Theil die Dörfer: 


1) Ehrften . .. 1 Biertel — Mep. | 
2) Obermeifer . 1 | 
3) MWeftuffen . . 1 Gt | 
4) Niedermeifr . 1 „ 4 u | 
4 Viertel 8 Mepen. | | 





"„ " 





Latus .| 15,116 27 2 
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FR) Jahresbetrag we 
2232| * Ausgabe 1869 —— 
== N " * wegfallend. 
> 3 
a = KR MI a 3 Mm. 


Transport . 15,116 27 2 


Transport 
5) Zwergen 
6) Haueda 
7) Bierenberg . 
8) Dörenberg . 


4 Viertel 8 Mep. 
1 
1 
3 
. 3 
9, Eben . 2... 4 
4 
2 
1 
1 
1 
3 


10) Burghaſungen 
11) Delshauien 
12) Obereljungen . 
13) Niedereliungen 
14) Niederliftingen 
15) Wenigenhafungen 
16) Martindagen . . . 3 = 
find obige; 35 Biertel. 


[ee ee ae a 


— — 
»S| mmornmon| | | 
“ 3 “ » “ u “ n “ “ “ 


Die Früchte ad 1. bis incl. 4. werden aus der Renterei 
Grebenftein in natura bezogen. 

Die unter 5. bis incl. 16. aufgeführten Früchte werden 
von der Renterei Zierenberg augefauft. 


48 Zur Beftreitung des Ankaufepreifes für die an die Rumfordiche 
Suppenanftalt zu Marburg RT 15 AN — 


und 15 Metzen Erbien . . - 1 —i- 
49 An die beiden Waifenhäufer zu Marburg, Averjum für die ver» | 
lorenen Strafgelderantheile wegen Zintwuderde . - - - 41,64 
Außerdem zur Beftreitung des Ankaufspreijes m hr an | 
diejelben abzugebenden 29 Viertel Kom . . 17 0 —— 
50 An die Hausarmen in Marburg » > 2 2 nenn 2 68 


öl Zur Beltreitung des Ankaufspreijes für die an die Hausarmen | 

zu Sidertshaufen, laut Stiftung des Herm v. Säupbar, | 

— PR) — 1 — 334 —— | 
—B—— 5s —— 


Latus . 15,406 | 
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: Darunter 
5 5 Jahresbetrag 5* 
2 | R. J) ; 5 

253 Aus ga be pro 1869. wegfallend. 
— — 

2 

a a. Br d. MM Ipe 





15.406 10 2 

















Transport 


52 An die Nenterei Wetter im Kreiie Marburg, Normalpreis für 
die an die Armenanftalt zu Wetter — 3 Ban 
Korn a Viertel 4 Thle. . . F 


53 Zur Beftreitung des Anfaufspreijes für die an das Hoipital zu 
Frankenberg abzugebenden 4 Viertel 11 — — und 
5 Viertel 114 Metzen Hafer . . . 


54 An die Renterei Rauſchenberg, Normalpreis für die an die 
Armen zu Neuftadt im Kreiſe Kirchhain in natura — 
gebenden 4 Viertel 11 Metzen Korn . 


55 Zur Beftreitung des Ankaufépreiſes für die an die Hausarmen 
au Amöneburg im Kreife AR ——— 5 Viertel 
1215 Mepen Korn F 


56 An die Hausarmen zu Ziegenhain 
An die Hausarmen zu Immichenhain im Kreiſe Ziegenhain 


58 Zur Beftreitung des Martinimarftpreiies für die an den Kirchen— 
faften zu Bergen im Kreile Hanau für die Hausarmen ab 
zugebenden 2 Viertel 315 Mepen Korn PER EEE 


5) An das Hofpital zu Althanau, Beitrag - - + 


Pk. Pr. <. 
60 An die Armen-Konmijfion zu Hanau, Beitrag 228 17 1 
und Bergütung jfür — —— 4 — 
Roggenftrob x 


Auferdem an die Renterei Hanau, Normalpreis für die 
von derielben am dieſe Kommilfion in natnra zu ver: 
abreihenden 78 Biertel 27 Mepen Korn .. 


6 An das Campe'ſche Waiſenhaus zu Hanau, Beitrag . 


Außerdem an die Renterei Hanau, für die von derjelben 
an dies Waijenhaus im natura ——— 93 Viertel 
1044 Metzen Kern . . 


NB. Für das Korn werden 137 Thlr. 4 Sgr. 4 Pi. 
ein gezahlt, welche unter Abſchnitt IT. Titel 1, Nr. 
in Einnahme jteben. 





16,547 





Titel des Staats: 





haushalts⸗Etats. 


Nr. 





Transport 
An das Waiſenhaus der Johanniskirche zu Hauau, n dd. 
Beitrag .. —— 
und icediging für verlorene Wucher— 


ftrafgelder . . 464666 





An das Armen⸗Aerar der Johanniskirche zu Hanau . 
An die Armen zu Hanau für 783 Zollpfund Salz . 


Zur Beftreitung der Geldentihädigung an das Waiſenhaus— 
Borfteheramt in Hanau für die Dem vereinigten evange— 
lichen Waiſenhauſe daſelbſt früber in natura zugefommenen 
364 Klaftern ER * RR des — 
und Hauerlohns 


Desgleichen der dem Neuhanauer Hospitale, jetzt den Armen— 
Anſtalten zu Hauau, zugekommenen 12 Klaftern Eichen— 
Scheitholz à 108 — — des — und 
Hauerlohns. 


Desgleichen der dem Hospitale Althanau zugekommenen 
282 Klaftern Eichen-Scheitholz a 108 Kubikfuß, wie vor 


Desgleichen der dem Arbeitshaus in Hanau zugelommenen 
40 Klaftern Eihen-Sceitholz a 108 Kubiffuß, wie vor 


Desgleihen der der Siehenhaus » Verwaltung in Hanau zuge: 
fommenen 2} San ara — a 108 —— 
wie vor .. 


An das Kloſter zu Eee FAT für verlorene 
Acciſe . . — ——— 


An die Armenkaſſe im Amte Salmünſter, Entſchädigung für 
früher bezogene Strafgelder-Antheile . ke 


An die Amts-Armenkaſſe des früheren Berichts Sannerz, Ent 
ſchädigung für früher bezogene Strafgelder-Antheile . 


An die Armenfaffe in Fulda, Beitrag » 2... 
An die Armenkaſſen in den Kreifen Fulda und Hünfeld, Ents 


ſchädigung für früher bezogene Strafgelder » Antheile, und 
zwar: 


Latus 


Jahresbetrag 


pro 1869. 


Re Hu 


20,479 





Darunter 
fünftig 


wegfallend. 
RT. 


5* 








| 
| 
| 
| 
| 


Er 
s# 
> 

= Nr 
ae 
— — 
= = 
m = 
tn 3 

75 

76 

17 

78 

19 

80 

81 

82 


36 








Jahresbetrag 
Ausgabe. pro 1869. 


ER 



















6 





Transport 20,479 11 
1) an die General-Armenkaffe zu Fulda. . 47 Rihlr. 
2) „ m Armenfafje zu Burghaun . . . 32 5 
8) ©. % ji Eiterfeld . . 29 
4 J des Landgerichts Fulda 
mit m. ber 
Stadt . - 68 
5) , 5 zu Großenlüder . . 58 
Bu R des Amts Hünfeld . 46 
er B zu Neuhof . » . . 61 


a a2 32 2 


An die Haudarmen zu Herdfld . . 2 2... 


An das Armen-Holzmagazin in Hersfeld Mehrbetrag des Korft- 
geldes für an dafjelbe BEN au — — 
150 Klaftern Holz 


An das Waiſenhaus zu Hersfeld, —— 
für früher bezogenes Korn. .— . 138 Rthlr. 
und zur Kleidung der Waiſentinder — 60 


Zur Beſtreitung der Koſten der Beſchaffung der an die Armen 
des ehemali je Stifts zu Hersfeld allwöchentlich zu liefern: 
den 65 Laibchen (& 4 Pfd.) jogenannten Stiftsbrodes . 


An die Armenpfründner zu Asbach im Kreife Hersfeld . 


Außerdem zur Beftreitung bes Anfaufepreifes für die an Die: 
jelben abzugebenden 33 Viertel 1314 Mepen Korn . 


Zur Beftreitung des Anfaufspreifes für Die an die Hausarmen 
zu — im Ba vn —— 7 Koran 
Korn . 


Zur Beftreitung des Ankaufspreiſes für das an die Armen des 
ehemaligen Gerichts Peteräberg im Kreife Hersfeld zu ver- 
abfolgende jogenannte ARTEN ——— ai in 
4 Viertel 95 Mepen . i 


An die Armen zu Schmalkalden für Salz . 





Darunter 
fünftig 
wegfallend. 


Be. Ai Par? 






. 





5 > Jahresbetrag 
8 = Nr. A u 8 g a b e. pro 1869. 
235 
5 Ba dd. 
1 
Transport . | 21,982 '6 7 
83 An die Armen zu — im Rue. — Au — 
bes Brodes . es LI: ala 
Außerdem zur Beftreitung des Martinimarktpreijes für 
die an Ddiejelben zum Brodbaden früher in natura 
abgegebenen 2 Vrtl. 73 Men. Korn. 15 _ 
84 An das adelige Stift zu — — Fe Bi «d. 
Baugelder . . — ... 15 — — 
und Kuehtlohn - - » 2 22.2... 1510 — 
30 10 — 
85 An die Renterei zu Rinteln zur Bertheilung an Arme für bie 
fonft in natura gefpendeten Präben . . — s2 — 
Bemerk. Die Abgabe wird ſchon jeit länger ala 100 
Fahre entridtet und ſoll auf einer li ber 
Landgräfin Hedwig Sophie beruhen. 
86 An die Ortsvorftände zu Möllenbeck und Heffendorf zur Ber: 
theilung an Bebürftige der Pfarrei Möllenbed. 30 — — 
Bemerk. Die Abgabe wird ſchon feit länger als 100 
Fahre entrichtet und fol auf einer Stiftung der 
Landgräfin Hedwig Sophie beruhen. 
87 An die Armen des Amts Rodenberg, zur Beftreitung des Mar: 
tinimarftpreifes für die an — früher in natura ver— 
abfolgten 21 Vrtl. 6,7; Mpn. Kom . 2. 2 220. . 149 — 
88 An die Heiligengeift » Armen zu —— im — —— 
für ein Mablihwein. .. 6 — 
89 Zur Beftreitung des Martinimarkipreijes für die an die Armen 
des vormaligen Amts Schamburg, früher in natura vers 
abfolgten 25 Bril. 44 Mpn. Kom . 2 2 4 6 — 
Bemerk. Die Bertbeilung geſchieht an Die ald arm ' 
bezeichneten Einwohner der Ortichaften des genannten 
Amts. 
90 An die Armen zu Obernkirchen im Kreiſe Rinteln ftatt der alle 
2 Jahre zu verabreihenden — var 30 Thaler, 
mithin für 1 Jahr . . a a ee 3 — 
Latus .f 22,506 16 7 


Darunter 
fünftig 
wegfallend. 


Rp. 


Sr: x $. 


Titel des Staats— 


haushalts⸗Etats. 





91 


38 


Ausgabe. 


Transport 
Verpflegungskoſten für arme elternloſe Kinder . 


Bemerk. Nach den beftehenden Beftimmungen werden 
bie Koften des Unterhalts für eltern« und vermögens— 
loſe Kinder zu 4 aus der Staat:faffe, zu 4 aus ber 
Gemeindefaffe des Heimatbeortd und zu I aus der 
betreffenden Kirchenkaffe oder aus milden Stiftungen, 
oder aus Armenfaffen beftritten. Der nebenjtehende 
Betrag iſt der von der Staatskaſſe zu leiftende Bei— 


trag für dieſen Zweck. 
Beitrag zur Givil-DienersWittwenfaffe in Fulda . 
Bemerf. Die Anftalt ift Schon feit langer Zeit ge 


ihloffen und wird nad dem Ableben ſämmtlicher 
penfionsberechtigten Mitglieder aufgelöft werden. 


Summa Titel 32 





Darunter 
QIahresbetrag a, 
1869 künftig 
ar ; wegfallend. 
3 Mi ch Ku Mc 
22,506 16 7 
7,100 — — 
164 172 164 17 2 
297139 16417 2 


N 358. 
Saus der Abgeordneten. 
10. Zegislatur» Periode. 
II. Seffion 1868. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc., 


ertheilen Unjerem FinanzeMinifter bierdurh den Auftrag, den beiliegenden — 
” — * * — 
anderweiten Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Auseinauderſetzung zwiſchen 
Staat und Stadt in Frankfurt a. M., nebſt dem demſelben beiliegenden Ne: 
zeß und dazu geböriger Denfichrift den beiden Häujern des Landtages der 
Monarchie zur verfafjungsmäßigen Beſchlußnahme vorzulegen. 
Berlin, den 26. Februar 1869. 


Wilhelm. 
v. d. Heydt. 


Allerhöchſte Ermächtigung. 


Entwurf eines Gefeßes, | 


betreffend 


die Auseinanderjegung zwijchen Staat und Stadt 
in Frankfurt a. M. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ıc., 


verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtags ber Monardjie, 
was folgt: 


g.1. 


Der diefem Geſetz als Anlage beigefügte Rezeß über die Auseinander ⸗ 


fepung zwiſchen dem Staat und der Stadtgemeinde Franffurt a. M. wird 
bierdurd genehmigt. 


8, 2. 

Die in Artifel 16 des Rezeffes unter Nummer 1 bis 6 aufgeführten 
Anleihen werben hiermit ber Haupt-Berwaltung ber Staatsihulden zur Vers 
waltung überwielen. 

Für die Verwaltung dieſer Anleihen gelten die Beftimmungen des Ge— 
ſetzes betreffend die künftige Behandlung ber auf mehreren ber neu 
erworbenen Landestheile laſtenden Staateihulden ıc., vom 29. Februar 1868 
(Geſetz Sammlung Eeite 169) mit der Maßgabe, daß an die Stelle bes 
dafelbft im $.4 beftimmten Zeitpunfts (1. Januar 1868) der 1. Januar 1869 
tritt. Die Tilgung erfolzt auch ferner im Wege der Auslooſung. 


8. 8. 


Sofern Perfonen der im Artifel 18 des Rezeſſes unter 1 und 2 ber 
zeichneten Kategorien inzwifhen im Dienfte der Stadtgemeinde Frankfurt a. M. 
angeftellt find oder ferner angeftellt werden, ruht das Recht auf den Bezug 
der denfelben aus der Staatskaffe zu gewährenden Penſion infoweit, als die 

1* 





4 


letztere unter Hinzurechnung des Einkommens der neuen Dienftftellung ober bem- 
nächſt unter Hingurehnung der in biefer Stellung nad) Mafigabe des Gemeinde» 
Verfaſſungsgeſetzes für die Stadt Frankfurt a. M. vom 25. März 1867. (Gefep: 
Sammlung Seite 401) erdienten Penfion den Betrag des früheren Dienft- 
einfommens überfteigt, nad welchem die aus der Staatsfaffe zu gemährende 
Penfion feſtgeſetzt ift. 

Für den Fall, daß Perfonen der vorbezeichneten Kategorien anderweit im 
unmittelbaren Staatebienft wieder angeftelt find oder angeftellt werben, 
finden in Anfehung der Fortgewährung, Kürzung, Einziehung und Wieder 
gewährung ber Penfionen lediglich die in diejer Beziehung für Die unmittel« 
baren Staatöbeamten geltenden allgemeinen Vorſchriften Anwendung. 


8. 4. 

Die in Frankfurt a. M. auf Grund des Gefepes vom 6. Dftober 1863 
beftehende Penfionsanftalt für die Witiwen und Waiſen von Staatsdienern 
wird hierdurch dergeftalt geſchloſſen, daß fortan der Zutritt neuer Mitglieder 
nicht mehr flattfindet. 

Hinfihtlih der vom 1. Januar 1870 ab nah Xrtifel 19. des Rezeſſes 
aus der Staatsfaffe und aus der Stattkaffe zu gewährenden Penfionen und 
der am dieſe Kaffen zu zahlenden Beiträge bleiben auch nach ber Auflöfung 
der Anftalt die Beftimmungen bed erwähnten Geſetzes vom 6. Oktober 1863 
maßgebend. 

In allen auf die Höhe der Beiträge oder der Penfionen bezüglichen 
Streitfällen fteht Ten Interefjenten ber geichloffenen Anftalt der Rechtsweg 
offen. 

Den unverbeirathet gebliebenen und den verwittweten Mitgliedern ber 
Anftalt wird geftattet, die Zahlung der Beiträge, infoweit diejelben nad) 
Maßgabe der angeführten Rezeß-Beſtimmungen vom 1. Januar 1870 ab an 
die Staatskaſſe zu entrichten jein würden, von biejem Zeitpunfte ab mit ber 
Wirfung einzuftellen, daß gleichzeitig ihre Anjprühe aus der bisherigen Mit« 
gliedſchaft erlöihen. Das Gleiche fann durch Beſchluß des Magiftrats und 
der Stabtverorbneten » Berfammlung für diejenigen unverheirathet gebliebenen 
und vermwittweten Mitglieder beftimmt werden, deren Beiträge von jenem 
Zeitpunfte ab au die Stabtfalje zu zahlen fein würden. 


8. 5. 

Die dem Artikel 21. des Nezefles beigefügte Ueberfiht hat für die 
Staatd: Verwaltung im Gebiete der ehemaligen freien Stadt Frankfurt wäh— 
rend des Jahres 1867 als Grundlage für die Rechnungslegung und die 
Entlaftung der Staats - Regierung zu dienen. Die Prüfung und Dedar- 
girung der danach zu legenden Rechnungen erfolgt durch die Ober-Rehnungs» 
Kammer. Der in der Ueberſicht nachgewieſene Ueberſchuß kann, ſoweit erfor« 
derlih, zur Zahlung der nad Artifel 23. des Rezeſſes zu gewährenden Ver— 
gütigungen für Kriegsleiftungen und Laften verwendet werben. 


8. 6, 
Zum Behufe der Zurüdzablung der im Artikel 16. des Rezeſſes unter 
a und b bezeichneten beiden Darlehne von 5,747,008 Gulden 45 Kreuzer 


. waere 


h) 


und 1,200,000 Gulden, fowie zum Behufe der Zahlung ber durd Artikel 22. 
bed Rezeſſes der Stadt Frankfurt a. M. zugeftandenen Summe von 
2,000,000 Gulden  ift 

1) zunädft der Betrag des im Artikel 3. des Rezeſſes bezeichneten 
Vorſchuſſes von 1,650,000 Gulden zu verwenden; 

2) eine verzinslihe Staats» Anleihe bis zur Höhe von vier Millionen 
vier Hundert fünfzig Taufend Thalern aufzunehmen, welde mit 
der burch das Gefep vom 17. Februar 1868 (Gejep- Sammlung 
Eeite 71.) bewiligten Anleihe zu vereinigen und von dem im 
8. 6. dafelbft beftimmten Zeitpunfte ab mit minbeftens Einem 
Prozent jährlich zu tilgen ift. 


$. 7. 

Durd die Beftimmungen des gegenwärtigen Gejeges und des anliegen» 
den Rezeſſes wird die Auseinanderfegung zwilhen dem Staat und ber 
Stadtgemeinde Frankfurt a. M. wegen des früher ungetrennten Staats 
und Stadthaushalts dergeftalt abgeihloffen, daß auf Grund von Bewilli— 
nungen oder jonftigen verpflichtenden Acten der Regierung, ber Behörden und 
Körperſchaften der vormaligen Freien Etadt Franffurt für die Stadtgemeinde, 
für Kerporationen, Anftalten, Stifiungen, Kirchen, Pfarreien, Schulen, 
Beamte, Geiftlihe, Lehrer oder Privatperionen weitere Anjprüdhe an den Staat 
nicht ftattfinden, als in dem Umfanze, in welchem die gegenüberftehenden Ber: 
pflichturgen dur dieſes Geſetz und den anliegenden Receß auf den Staat 
übernemmen worden find. 


Urfundlih unter Unierer Höchſten eigenbändigen Unterichrift und beige- 
drudtem Königlichen Infiegel. 


Beglaubigt: 


Der Finanz-Minifter. 
(9) ©. d. Heydt. 


Digitized by Google 
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Un die Auseinanderjegung zwiſchen dem Staat und der Stadtgemeinde 
Franffurt a. M. zum Abſchluß zu bringen, ift zwiſchen 

1) dem Wirklihen Geheimen Ober-Finanz-Rathb und Minifterial- 

Direltor Günther, 

2) dem Regierungd-Rathb Hoffmann, 
als Bertretern der Königlichen Staats-Regierung einerſeits und 

1) dem Bürgermeifter Dr. Mumm, 

2) dem Stabtrathb Dr. Paſſavant, 

3) dem Stabdtverordneten Dr. Rumpf, 

4) dem Stadtverordneten Dr. Hamburger, 
als den durch Vollmacht legitimirten Vertretern der Stadtgemeinde Franf- 
furt a. M. andererjeits, unter Vorbehalt der Genehmigung der Königlichen 
Staatö-Regierung der nachfolgende Auseinanderſetzungs-Receß abgeſchloſſen 
worden. 


Artikel 1. 
Grundftüde und Gebäude für Staats-Verwaltungszwecke. 


Die im Gebiet der vormaligen Freien Stabt Franffurt bis zum Erlaß 
des Patents vom 3. Dftober 1866 (Gejep- Sammlung Seite 600.) zu Staats« 
Berwaltungszweden beftimmt gewejenen Grundftüde und Gebäude find Staats- 
Eigenthum, insbejonbere: 

1) das Appellationsgerihts-Gebäube; 

2) das Stabtgerihtt-Gebäube; 

3) das Arrefthaus auf dem Klapperfeld in allen feinen Theilen; 

4) das Münz- Gebäude in feinem ganzen Umfange mit allen dazu 
gehörigen Einrihtungen und Anftalten; 

5) das Hauptfteueramts » Gebäude (früher Zolldireftions » Gebäude) 
nebft Kellern, Holzihuppen, Waſchküche und dem daneben ftehen- 
den Zollabfertigungsihuppen, fowie ber eingefriedigte Zollhof nebft 
ben in demjelben befindliden vier Zollabfertigungs-Bebäubden, 

6) Das Padhofs-Niederlagszebäude in allen feinen Theilen nebft den 
bazu gehörigen Kellerräumen. 

Die Benupung 

7) des jogenannten Leinwandhauſes zur Abhaltung ber Aifiien- 
Sigungen, 

8) der in dem Polizehimts » Gebäude (Kleſernhof) als Schuldgefing- 
niß dienenden Räumlichkeiten, 
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9) des Gefängniffes in der Konſtablerwache (auf der Zeil) zur Unter» 
bringung von gerichtlichen Unterfuhungs-Gefangenen, 
findet, ohne Gewährung eines Entgelts, in der bisherigen Weile auch ferner 
Statt, bis für Die angegebenen Zwede etwa andere Einrichtungen getroffen 
werden. 
Bon den vorhandenen Militair-Grundftüden und Gebäuden find Staats: 
Eigenthum: 

I. Das Dominikaner » Kajernement nebft allen Mobilien und Uten: 
filfien, welde für das ehemalige Frankfurter Linien-Bataillon bes 
ftimmt geweien find; 

U. die Dominikaner-Kirche in ihrem ganzen Umfange; 

III. das Gensdarmerie » Kajernement auf dem Klapperfeld, nebft den 
zugehörigen Gebäuden, dem Hofraum und dem offenen Reitplag, 
mit Ausihluß jedod des dem bisherigen Gensdarmerie-Kommans 
deur zur Benugung verftatteten Gartenraumes; 

IV, das azareth » Grundftüd auf der Pfingftweide in jeinem ganzen 
Umfange mit den darauf befindlihen Haupt: und Neben: 
gebäuben; 

V. der jogenannten Falfenjpeicher; 


VI. folgende Militair-Wachtgebäude: 

a) die jogenannte Hauptwade nebſt dem diejelbe umgebenden 
Terrain, foweit daffelbe für Wachtzwecke abgeſperrt if; 

b) die Taunus» Chor» Wache; 

c) die Allerheiligen» Thor- Wache nebft den für Wachtzwede 
beftimmten Pertinenzien, und zwar ad a bis c mit den in 
den Wachtlokalen befindlihen Ausftattungs-Gegenftänden. 

VI. Die neuen Militair- Pulvermagazine nebft dem dazu gehörigen 
Wagenſchuppen und dem Wachtlokal. 

Die Benugung 
VIII. des in der fogenannten Konftablerwache (an der Zeil) befindlichen 
Militair-Wachtlofals, 

IX, ber ſämmtlichen Militair- Scießftände im Stabtwalde und der 
Pläpe für das bei dieſen Schiehftänden zu erbauende Wachtgebäude, 
jowie für den bei demjelben befindlihen Scheiben« und Pferbe- 

- Schuppen, 
X. des Ererzierplapes auf der Grindbrunnenwiefe, 
findet in ber bisherigen Weiſe aud ferner ftatt, bis für die angegebenen 
Zwede etwa andere Einrichtungen getroffen werden. Der Staat verzichtet 
auf die Eigenthums⸗-Anſprüche an der Grindbrunnenwieſe. 


Artifel 2. 
. Militairausrüftungs-Gegenftände, 


Die ſämmtlichen Waffen und fonftigen Armatur und Ausrüſtungs-Ge— 
genftinde des vormaligen Frankfurter Linien-Bataillons und der vormaligen 
Gendarmerie, einihließlih der Pferde der lepteren, find Starts-Eigenthum. 


vnteoe nn 
— 


Artikel 3. 
Eijenbahnen. 
Die Antheile 
1) an der Main Wejer-Eifenbahn, 
2) an der Main-Nedar-Eijenbabn, 
3) an der Frankfurt; Offenbacher-Eiſenbahn 
in dem Umfange, wie fie nah Maßgabe der darüber abgefhloffenen Staats» 
verträge der vormaligen Freien Stadt Frankfurt zuftanden, find Eigenthum 
des Staates. Als Zubehör und integrirende Theile der Eifenbahnen werben 
insbejondere auch die Eijenbahnbrüde (über den Main), die Bahn-Telegraphen, 
die Bahnhöfe nebſt allen dazu gehörigen Gebäulichfeiten, Einrichtungen und 
Anlagen, einshließlih des im Zujammenbange mit den Weftbahnböfen zu 
Frankfurt a. M. ftehenden Hotels „Weftendhalle,? ſowie alle für die Zwede 
der genannten Eijenbahnen beftinmten Grundftüde angefehen, legtere inſo— 
weit fie für den Eilenbahnbetrieb in Benupung genommen find. Der von 
der vormaligen freien Stadt Frankfurt bei Erbauung der Main-Nedar: 
Eifenbahn an das Großberzogthbum Baden vorſchußweiſe gewährte, von dem: 
jelben inzwilhen zurüdgezahlte Betrag von 1,650,000 Fl. gehört zum Staate- 
vermögen. 
Die Verbindungs- und Hafen» Eifenbahn zu Frankfurt a. M. ift Eigen» 
thum der Stadtgemeinde. 


Artikel 4. 
Staatd-Telegrapb. 


Der Staatö-Telegrapb in dem Umfange, wie er der vormaligen Freien 
Stadt Frankfurt gehörte, ift mit allen dazu gehörigen Einrichtungen und Anz 
lagen Staatseigenthum. 


Artifel 5. 
Lotterie. 


Die Frankfurter Lotterie ift eine ftädtiiche Anftalt und das bei derjelben 
vorhandene Betriebs » Kapital von Funfzig Tauſend Gulden Eigentbum der 
Stadtgemeinde. 

Mit Beendigung der legten Ziehung ber in der zweiten Hälfte des Jahres 
1872 beginnenden Klafjenlotterie erfolgt, vorbebaltlid der Beltimmung eines 
früheren Zeitpunftes durch geiepliche Anordnung, die Aufhebung diejer Lotterie, 
deren Plan inzwiſchen nicht verändert werden darf, ohne Anſpruch der Stadt: 
gemeinde auf Entſchädigung. 


Artikel 6. 
Zoll-Strafgelder-Fonds. 


Der von der Zollverwaltung der vormaligen Freien Stadt Frankfurt an⸗ 
gejammelte Zoll-Strafgelder-Fonds ift Staatseigenthum. 
2 
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Artikel 7. 
Chauſſeen. 


Von den vorhandenen Chauſſeen werden die nachbezeichneten Strecken, 

1) die Mainzer Chaufſee, von der um die Stadt, laufenden Prome— 
naben-Chauffee ab; 

2) die Chauffee nah Haufen und Praunheim von dem Ausgange 
der Stadt Bodenheim gegen Haufen an bis am die Grenze ber 
Gemarkung Praunbeim; 

3) die Friedberger Chauſſee von der Promenaden-Chauffee ab, mit 
der Abzweigung nah Homburg; 

4) die Hanauer Chauffee vom Hanauer Bahnhof ab und zwar von 
dem Punkte, wo gegenwärtig das Steinpflafter aufhört; 

5) die Dffenbader, die Darmftädter und die Mörfelder (Oppen« 
heimer) Ghauffee, von dem Kreuzungspunfte vor dem Affen 
tbor ab; 

und zwar zu 1 und zu 3 bis 5, foweit fie dur das ehemals Frankfurter 
Gebiet laufen, ald Staatsftraßen vom Staate unterhalten. 

Sobald für die an die Stadt ftoßenden Streden der vorgenannten 
Chauſſeezüge im Intereffe des ftädtiihen Verkehrs die Belegung mit Stein- 
pflafter für erforderlich erachtet wird, geht die Verpflichtung zur Legung bes 
Pflafterd und zur Unterhaltung der gepflafterten Streden auf die Stabt- 
gemeinde über. Alle unter 1 bis 5 nicht genannten Straßen, Chaufjeen und 
Wege innerhalb der ftädtiihen Gemarkung von Frankfurt a. M. find von 
der Stadtgemeinde zu unterhalten, 

Die vorhandenen EChauffeehäufer auf den nad) den vorftehenden Beftim- 
mungen vom Staate zu unterhaltenden Chauffeeftreden find Staats» Eigen» 
thum. Die Friebberger Warte ift Eigentum der Stadt. 


Artikel 8. 
Mainbrüde, 


Die alte Mainbrüäde ift Staats » Eigentbum und wirb vom Staate 
unterhalten. 

Die Mühle und die WafjerheberAnftalt, welche an die Brüde angebaut 
find, find nicht ald Pertinenzien der Brüde anzuſehen. Doch ift die Stabt- 
gemeinde verpflichtet, jobald Seitens des Staates im Intereſſe der Sciff- 
fahrt und des Verkehrs ein Umbau der Brüde vorgenommen wird, bie ge 
nannten Anbauten, injoweit fie gegenwärtig Eigenthum ber Stadtgemeinde 
find, ohne Anſpruch auf Entihädigung zu bejeitigen, infoweit dies für den 
Zwed jenes Umbaues erforderlich ift. 


Artikel 9. 
Kämmerei-Bermögen. 

Alles Grund-Eigenthbum der vormaligen Freien Stadt Frankfurt, welches 
nit in dem vorftehenden Artikeln für Staats- Eigentbum erklärt worben ift, 
ift Eigentbum ber Stabtgemeinbe. 

Das Gleiche gilt von dem Obereigentbum an dem fogenannten Schwa— 
nengat, von dem Lehens-Obereigenthum an dem Müngenbergihen und Schön- 
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bornihen Lehen, von allen Erbpadt-, Zins», Servitut» und Renten» Bered- 
tigungen und von allen Aftiv-Kapitalien, mit Ausnahme der in den Artifeln 
3 und 6 aufgeführten. 


Artifel 10. 
Umfang und Zubehbörungen ber Grunbftüde. 


Wo durch die Beftimmungen der Artifel 1 bis 9 bes gegenwärtigen Res 
zelles das Eigenthum an Gebäuden für Staatseigenthum oder für Stadt« 
eigentbum erklärt wird, ift darunter zugleih das Eigentbum an dem Grund 
und Boden, überhaupt in allen Fällen das Eigenthum, an dem betreffenden 
geſammten Grundftüde, ſeweit nicht Einfhränfungen bei ber jpeziellen Be- 
zeichnung defjelben beftimmt feitgelept find, mit allen darauf befindlichen 
Baulichkeiten, mit den Hofräumen und allem Zubehör verftanden. 

Wo biernah dem Staate das Eigentbum an Gebäuden zufteht, erftredt 
fi daffelbe auch auf die in denſelben für die Zwede des Staatsbienftes vor« 
bandenen Mobilien. 


Artifel 11. 
Archive, 
Die in den Archiven der vormaligen Freien Stadt Frankfurt vorhandenen 
Staatsarhivalien find Staatseigenthum. 


Artikel 12. 
Ausihliefung von Entjhädigungs» Forderungen. 


Ein Werthserſatz von Seiten des Staates an die Stabtzemeinde Franf- 
furt a, M. für die in den Artifeln 1 bis 11. des gegenwärtigen Rezefjes für 
Staatdeigentbum erflärten Bermögensobjefte findet nicht ftatt. 


Artikel 13. 
Kirchen und Schulen. 


Das Patronat an den Kirhen und Schulen in der Stadt Franf« 
furt a. M. (mit Sachſenhauſen), jowie in den Ortſchaften Oberurjel, Schwan» 
heim, Praunbeim, Bonames und Haufen, infoweit ein ſolches Patronat recht- 
lich beftebt, und feither der vormaligen Freien Stadt Kranffurt zuftand, ver« 
bleibt der Stadtgemeinde Frankfurt a. M. Alle Verpflichtungen, welde auf 
Grund diefes PatronatsBerhältniffes oder jonft der ehemaligen Freien Stadt 
Frankfurt in Anſehung der Unterhaltung der Kirchen, Pfarreien und Schulen, 
überhaupt für das geſammte Kirchen» und Schulweſen in der Stadt Fran» 
furt a. M. (mit Sadjenhaujen) und in den genannten Ortihaften oblagen, 
find von der Stadtgemeinde Franffurt a. M. zu tragen. 

Der auf Grund des Staatövertrages vom 8. Dftober 1818 zu leiftende 
Beitrag zur Dotation des Bistums Limburg wird aus der Staatskaſſe 
gewährt. 

Die BVerpflihtungen, welde der vormaligen Freien Stadt Frankfurt 
gegenüber den Kirchen, Pfarreien und Schulen in den Ortſchaften Bornheim, 
Dberrad, Niederrad und Niederurjel oblagen, gleich wie die dieſen Berpflich« 
tungen gegenüberftebenden Rechte find Verpflichtungen und Rechte des Staates. 

2 * 
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Alle zur Dotation oder zur Benugung für Die Kirchen, Pfarreien und Schulen 
in dieſen Ortichaften gegenwärtig beftimmten und überwiejenen Grunbdftüde, 
Gebäude und Berechtigungen find Eigenthum der betreffenden Kirchen, 
Pfarreien und Schulen, rejp. der Kirchen-, Pfarr und Schul» Gemeinden. 
Die Stadt» Gemeinde hat diejenigen früher zur Dotation oder zur Nup: 
nießung für die Kirchen, Pfarreien oder Schulen in diefen Ortichaften bes 
ftimmt und überwielen gewejenen Immobilien und Berechtigungen, welche zum 
Bermögen der vormaligen freien Stadt Zranffurt eingezogen worden find, 
ebenjo wie die für die Ablöjung derartiger Berechtigungen eingegangenen oder 
noch ausitehenden Ablöjungs- Napitalien, und zwar Alles mit den Nupungen 
vom 1. Januar 1868 ab an die betreffenden Kirchen, Pfarreien oder Schulen, 
reſp. an die Kirchen-, Pfarr» oder Schul-Gemeinden, ohne jeden Entgelt und 
frei von Hypotheken und Laften, ſoweit leptere nicht öffentliche find, zu Eigen- 
thum zurüdzugewähren, 


Artikel 14. 


Irren-Anftalt, Taubftummen-Anftalt und Rochus-Hoſpital. 


Eine Beitragspflidit des Staates zur Unterhaltung der Seren» Anftalt, 
der Taubftummen-Erziehungs-Anftalt und des Rochus⸗Hoſpitals zu Frank— 
furt a. M. findet nit Statt. 


Artifel 15. 
Stiftungen. 


Die Berwaltung der vorhandenen Stiftungen verbleibt der Stadt— 
Gemeinde. 


Artifel 16. 
Sdhulden. 


Bon den Schulden der vormaligen Freien Stadt Frankfurt werden die 
nahbenannten Anleihen, 
1) die Anleihe vom 9. April 1839, (Publicandum vom 19. März 


1839.), 

2) die Anleihe vom 2. Januar 1844, (Gejep vom 5. September 
1843.), 

3) die Anleibe vom 12. Mai 1846. (Gefep vom 10. Februar 
1846.), 

4) die Anleihe vom 30, November 1848, (Gejep vom 14, November 
1848.), 

5) die Anleihe vom 2. November 1857. (Gejep vom 27. Oftober 
1857.), 

6) die Anleihe vom 1. Februar 1858. (Geſetz vom 27. Dftober 
1857.), 


in der Höhe, auf welde die einzelnen Anleihebeträge nad den bisher erfolgten . 
Zilgungen ſich gegenwärtig noch belaufen, als Stantsihulden auf den Staat 
übernommen, 

Die beiden Darlehne, welche das vormalige Rechnei- und Rentenamt zu 
Frankfurt a. M. 
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a) laut Schuldverjchreibung vom 23. Juli 1866 in Höhe von 
5,747,008 #1. 45 Sr. bei der Frankfurter Banf, 
b) im September 1866 von Privaten gegen Darlehns-Schuldſcheine 
im Gejammtbetrage von 1,200,000 #1. 
aufgenommen hat, werden vom Staate für Nehnung der Staatsfaffe zurüd: 
gezahlt und vom 1. Januar 1868 ab bis zur Zurücdzahlung verzinft. 
Alle dur diefen Rezeß nicht autdrüdlih auf den Staat übernommenen 
Sculdverbindlichkeiten der vormaligen Freien Stadt Frankfurt, insbejondere 
die auf Grund des Senatsbeihluffes vom 23. Dftober 1828 zur 
Anlage einer neuen Wafferleitung aufgenommene Anleihe vom 
15. Januar 1829 und die auf Grund der Gelege vom 12. Januar 
und 13. Mai 1864 zur Ablöfung gewerblicher Berechtigungen aufs 
genommenen beiden Anleihen vom 20. Mai 1864 
bleiben als ftädtiihe Schulden der Stadtgemeinde Frankfurt a. M. zur Laft. 


Artikel 17. 
Staatsdiener. 


Bon den Beamten der vormaligen Freien Stadt Frankfurt haben bie 
Eigenjhaft von unmittelbaren Staats-Beamten im Sinne der zur Regelung 
der Staatsdiener-Berhältniffe in den meu erworbenen Landestheilen erlafjenen 
Beitimmungen, insbejondere der beiden Verordnungen vom 23. September 
1867 (Gejeg- Sammlung Eeite 1613. und 1619.) und der Verordnung vom 
6. Mai 1867 (Gejeg- Sammlung Seite 713.) diejenigen, welde bei Erlaf 
des Befipnabme-Patents vom 3. Dftober 1866 in einem Dienftzweige ans 
geftellt waren, der gegenwärtig nad Maßgabe des Staatshaushalts> Etats in 
den Bereih des unmittelbaren Staatsdienftes füllt. Alle übrigen Beamten 
der vormaligen Freien Stadt Frankfurt find Beamte der TERN 
Frankfurt a. M. 


Artifel 18. 

Penlionen. 
Bon den an Beamte und ehemalige Beamte der vormaligen Freien Stadt 
Frankfurt zu gewährenden Peufionen werden auf die Staatsfaffe übernommen: 

1) die Penfionen der vormaligen Senatoren, des Kanzleirathd und 
des Rathsſchreibers der Stadtkanzlei und des Konjulenten ber vor« 
maligen ftändigen Bürger-Repräfentation; 

2) die Penfionen aller fonftigen Beamten injoweit, als die Empfänger 
aus einer ſolchen Dienftftelle in den Penfionsftand getreten find 
oder treten, welche gegenwärtig nah Maßgabe der Beſtimmung 
im Artikel 17 dem Bereiche des unmittelbaren Staatsdienftes an« 
gehört. - 

Die Urbernahme erfolgt in Anſehung der ſchon zahlbaren Penfionen vom 
1. Januar 1868 ab. Die gleihen Beftimmungen gelten für Wartegelber. 

Ale an Beamte der vormaligen Freien Stadt Frankfurt zu gemährenden 
Penjionen, welhe nah Maßgabe der vorftehenden Beftimmungen nicht auf 
die Staatöfaffe zu übernehmen find, fallen der — Frankfurt a. M. 
zur Laſt. 
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Artikel 19. 
Wittwen- und Waifen-Penjionsanftalt. 


Die in Frankfurt a. M. auf Grund des Geſetzes vom 6. Dftober 1863 
beftehbende Penfions-Anftalt für die Wittwen und Waiſen von Staatsdienern 
wird mit dem 1. Januar 1870 aufgelöft. Die Rechte und Berpflichtungen 
derjelben gegenüber den vorhandenen Mitgliedern und der Hinterbliebenen 
verftorbener Mitglieder werden in vollem Umfange aufrecht erhalten und geben 
von dem bezeichneten Zeitpunfte ab 
in Anfehung derjenigen Mitglieder und der Hinterbliebenen folder 
verftorbener Mitglieder, welche den im Art. 18. des gegenwärtigen 
Nezeffes unter Nr. 1. und 2. bezeichneten Kategorien angehören 
reip. angehört haben, 

auf ben Staat, 
in Anfehung aller übrigen Mitglieder und Hinterbliebenen von 
verftorbenen Mitgliedern 

auf die Stadtgemeinde Frankfurt a. M. über. 

Das Vermögen der Anftalt wird bei Auflöfung derjelben zwijchen dem 
Staate und der Stadtgemeinde nah Verhältniß der Beiträge getheilt, welche 
der Staat mit 11,940 Fl. und die Stadtgemeinde mit 8060 Fl. zu ber ber 
Anftalt gewährten jährlichen Sulvention von 20,000 Fl. (Artifel 12 des Ge: 
jeges vom 6. Dftober 1863) gegenwärtig leiften. 


Artifel 20. 
Abrehnung für das Jahr 1866. 


Für das Jahr 1866 wird die gelammte Staats: und Stadtverwaltung 
der ehemaligen Freien Stadt Frankfurt nebft Gebiet für den Zwed ber finan- 
zielen Abrechnung noch als eine nngetrennte behandelt. Die Stadtgemeinde 
behält ohne Unterſchied die jämmtlihen auf das Jahr 1866 fallenden ftaat« 
lichen und ftädtiihen Einnahmen und hat dagegen die ſämmtlichen auf bas 
Jahr 1866 fallenden ſtaatlichen und ſtädtiſchen Ausgaben zu beftreiten. 

Der Betrag von 89,511 Fl. 30 &r., welder von der General » Staats- 
fafje für Rechnung der in der vormaligen Freien Stadt Frankfurt im Jahre 
1866 aufgefommenen Zollrevenüen, zur Ausführung der abıehnungsmäßigen 
Herauszahlungen an Zollvereinsftaaten, vorſchußweiſe gezahlt worden ift, ift 
mit dem obigen Betrage von der Stadtgemeinde an die Staatsfaffe zu er- 
ftatten. 

Der dem Wardein bei der Münze zu Frankfurt a. M. zum Betrieb 
einer Sceideanftalt gewährte Vorſchuß von 29,000 Fl. ift ein Aftivum ber 
Stadtgemeinde. 


Artifel 21. j 

Staatd-Einnahmen und Ausgaben für das Jahr 1867. 

Für das Jahr 1867 find als Einnahmen und Ausgaben des Staates 
diejenigen Einnahmen und Ausgaben zu behandeln, welde nad Maßgabe der 
bei den Staatsfaffen thatfächlih zur Vereinnahmung und VBerausgabung ges 
fommenen Beträge in ber dieſem Rezeffe als Anlage beigefügten Weberficht 


— von den Staats⸗-Einnahmen und Staats-Ausgaben in dem Gebiet der ehe— 
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maligen Freien Stadt Franffurt für das Jahr 1867 zufammengeftellt find- 
Inſoweit darin einzelne auf das Jahr 1866 fallende Ausgaben (Artifel 20. 
enthalten find, bleiben biejelben der Staatsfafje zur Laſt. Alle in dieſer 
Meberfiht nicht enthaltenen Einnahmen und Ausgaben für das Jahr 1867, 
auch wenn fie nah Maßgabe der Beftimmungen dieſes Rezeſſes die Eigen- 
ihaft von Staats » Einnahmen und Ausgaben haben, verbleiben der Stadt» 
gemeinde Frankfurt a. M. 


Artikel 22. 
Vergleids-Summe. 


Zur vergleihsweifen Erledigung ber in dem gegenwärtigen Receß nicht 
bejonders berüdfichtigten weiteren Anfprüche, weldhe die Stadtgemeinde Franf- 
furt a. M. aus Anlaß der Sonderung des ftäbtiihen und des Stabtvermögens 
erhoben hat, wird der Stabtgemeinde als Paufdquantum die Summe von 
zwei Millionen Gulten aus der Staatskaſſe gezahlt. 

Die Zahlung erfolgt am 1. Mai biefes Jahres nah Wahl der König- 
lihen Staatsregierung baar oder in Preußiihen Staatspapieren nah dem 
Tageskurſe durch die Kreisfaffe zu Franffurt a. M. 


Artikel 23. 
Anjprühe aus der Bergangenbeit. 


Durd die Beftimmungen des gegenwärtigen Rezeſſes wird die Ausein- 
anderjegung zwilhen dem Staat und der Stabtgemeinde Frankfurt a. M. 
wegen bes früher ungetheilten Staatd- und Stadthaushalts bergeftalt abge» 
Ihloffen, daß auf Grund von Bewilligungen oder jonftigen verpflidhtenden 
Akten der Regierung, der Behörden und Körperfhaften der vormaligen Freien 
Stadt Frankfurt für die Stadtgemeinde, für Korporationen, Anftalten, Stif- 
tungen, Kirchen, Pfarreien, Schulen, Beamte, Geiftlihe, Lehrer oder Privat- 
perjonen weitere Anſprüche an den Staat nicht ftattfinden, als in dem Um— 
fange in weldem bie gegenüberftehenden Verpflichtungen durch dieſes Rezeß 
auf den Staat übernommen worben find. 

In Anjehung der Bergütigung für Kriegsleiftungen und Kaften aus dem 
Fahre 1866 verbleibt e8 bei den Beitimmungen des Erlaffes vom 25. Sep» 
tember 1867 (Gejep » Sammlung Seite 1683). 

Diefer Receß ift von den beiderjeitigen Kommiffarien in doppelter Aus— 
fertigung vollzogen und unterfiegelt worden. 


So geliehen zu Berlin den 26. Februar 1869, 


Guentber. (L. S) Soffmann. (LS) Dr Mumm. (L. S.) 
Paſſavant. (L.S) Dr. NRumpf. (L. S.) 
Dr. Samburger. (L. S.) 


Neberficht 


von den 


tmats-Sinnahmen und Staats-Ausgaben in dem Gebiete der ehemaligen 
Freien Stadt Frankfurt für das Sahr 1867. 
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Ginnabme. 


1. Finanz: Minifterium. 


Direfte Steuern. 


Grundfteur . 
Gebäudefteuer Be 
Klaffinzirte Einkemmenſteuer 
Klaſſenſteuer. 
Gewerbeſteuer 
Verſchiedene Einnahmen 
Summa Kapitel 1 


Subirefte Steuern. 
a. Kür das 1. Quartal 1867. 


Ein» und Ausgangs» Abgaben - > > 2 2 2 m 2 nn nenne 
Dleir und Zettelgelder 


Davon ab: Herauszahlungen an die Zullvereins: Staaten 


Bleibt pro I. Quartal 1867 


b. Für das IL, III. und IV. Quartal 1867, 


Ein: und Ausgange-Abgaben 5 R 

Branutweinſteuer und Uebergangs-Abgabe von FR 
Heberzange»Abzabe ven Bir » - - 2 2 2 22 0 8 nern 
Urbergangs-Abzabe von Tabad. 2 > 2 2 en nn ern 
Elb- und Rheinzoll (Reftitution) minus — 
Blei- und Zittelgelder 

Branmalzfteuer . ——— 
Maähiſteuee ee 

Schlachtſteuer 

Stempelſteuer 

Verſchiedene andere none 


Davon ab: Herauszahlungen an tie Zollverein: » Staaten 
Bleiben pro IL, Ill. und IV. Quartal 1867 
Summa Kapitel 2 
Seite 








275,686 | 







330,603 





223,254 
107,348 


















1,103,748 


= 
= 


4,149 
5294| 3 
4,440 | 341 
—115 | 54 
1| 42 
31,049 | 484 
52,081 | 12 
120,262 | 51 
107,923 | 121 
43460 | 24 


1,472,294 | 5u3 
860,993 | 451 
611,301 | 144 









718,649 | 521 
994,336 | 22 
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Kapitel. | Titel. Einnabme. 










| Ucbertrag 994,336 
3. | Münze. 

J. Ausmünzung . . - — 27,375, 48 
2 Einnahmen der Münz⸗Anſtaltt. 167 7 
3, Sonſtige inmabmien. =, a a ana eg 4,669. 4 

Summa Kapitel 3 32,212 
Summa I. Finanz: Minifterium [1,026,548 21: 

II. Juſtiz-Miniſterium. 

4. Einnabmen aus der Rechtspflege. rn 1,807 11 


Summa II. für fi 


Eumma der Einnahmen |1,028,355 
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Kapitel. | Titel. | Ausgabe. 





Fortdauernde Ausgaben. 


A. Betriebs-, Erhebungs- und Verwaltungskoften und Laflen der einzelnen 
Einnahmezweige, 
1. Finanz: Minijterium, 
1, | Direkte Steuern. 


1. | Veranlagungs: und Erbebungsfoften für ſämmtliche Einnahmezweige. ; 
2. | Perſönliche, ſächliche und vermiſchte Ausgaben für die Kreiesftaffe in Frank: 

furt a, M. re ee a 
Summa Kapital 1. 


| 2, Indirefte Steuern. 


' a) Für das I. Quartal 1867, 
' Bejoldungen . . ee er ie 


1, 

2. | Andere perjönliche — 

3. | Sächliche und vermiſchte Ausgaben 

; Minnie Ausgabennnnn. 
| Summa für das I. Quartal 1867. 
b) Für das IL. II. und IV. Quartal 1867. 

1. Bejoldungen 

2. | Andere perjönliche Ausgaben 

3. Dferdesllnterbaltungegelder . 

4. Sächliche und vermiſchte a 

5. Sonftige Ausgaben 


Summa * das i. bie Iv. —— 1867. 
Summa Kapital 2. 
Seite 








5,974 


10 490 


82,671 
175 
670 

23,921 

10,208 


152,463 





59 


14 





181 
71 
38T 
45 
| 121 








Kapitel. Titel. Ausgabe. 





Uebertrag 152,463 , 12! 





3. E Münze. 
Verwaltungsfoiten. 
i Neioldungen 2. 2. . Bar en %5 
. 2. Sächliche und vermiſchte en et er re ee, ee. Me (8 32| 20: 
Betriebskoſten. 
3. Perſönliche Ausgaben . . » a ee re ee ‚659 11 
4. Sächliche und vermiſchte — a a a ana sic 7, | 37 


Senftige Ausgaben. | 
5, Baufoften . » - Ei ee a A a ea ar Al. Tas mat Den Oi 
6. Zur Bildung eines Betrichsfouds EEE ER EEE 

Summa Kapitel 3 
Summa A Petrivbt: Ausgaben 154,675 | ol; 








B. Staats-Verwaltungs-Ausgaben. 

1. Finanz; Minifterium, 

4. . Civil Penflionen ©» © 2 0 0 0 0 ee nenn 15,148. 5 
Summa I. für fi. | 

5. a nu. Juſtiz-Miniſterium. 
J. Oberſtaats⸗Anwaliſchat. 4,206 | 50 
2. Appellationdgeriht » © 2 0 0 rn nenne 7625| — 
3. Catarina ee rn 9,167, 38 
4. Zuchtpelizei⸗ Gerichttt. 1525| — 
5. Stadt⸗Amtsgerich..— 2,074 | 59 
6. um 2. 4 4 een 1402 | — 
Be has: 0 are ae We er a ee 1,337 | 30 
8. Unterfuchungögeriht - = = «2 0 7 na nenn 2125| — 
9. Fiskalat ... a a Re ae rer in 1485 | — 
10. Trangifriptiond« J Oppotheen- Buchführung BE ee 2550| — 
© 1 
11. | Sädlidhe und vermiſchte Ausgabenn. 11,277 \ 5% 
Summa II. ,776 54 
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Rapitel. 


-ı 
+ 


Titel. 


















Ausgabe. 
III. Miniſterium des Innern. 
Civil-Kommiſſariat und Givil-Adminiftration . 41,381 6 
PolizeisBerwaltung. 
Perlönlihe Ausgaben . 0... 28,715 45 
Sächliche und vermilchte Ausgaben 6,846 | 34 
Landräthliche Behörden. 
Sächliche und vermiichte Ausgaben 2 2 2 2 nenn 306 8 
Straf-Beſſerungs- und Gefangenen-Anftalten. 
Sonſtige Ausgaben 3,956 | 71 
Für Wobhltbätigfeitszwede. 
Ehrengeſchenk an Veteranen de 1813/15 a yo — 
Summa III. 404 
IV, Minitterium der geittlichen, Unterrichts: und Medizinal: | 
Ungelegenbeiten. | 
Beitrag zur Dotation des Bistbums Limburg ee er 18 
Summa IV. für fid. | 
| 
| V. Militair: Verwaltung. | 
Dritrag zu den Koften der Militair-Verwaltung pro 1867 333,368 | 274 
Desgleichen, Neft pro 1866. . 2 2 20. 172020 | — 
Sruprentranöportloften - - = 2 2 2 2 2 2 2 2 0 6,469 | 46 
Militair-Penfionen ne er a ee 16,215 ! 16 
| Summa V. 528,073 | 2y2 
Dazu #, EV, 4,281 | 15 
. A| 85,355 | 40: 
.  M.| 44776 | 54 
; 1. 15,148 | 5 
Summa der Staatsverwaltungs- Ausgaben 677,635 | 244 
Dazu s s Betriebs: Ausgaben — 184,675 | 314 
Summa aller Ausgaben 2 2 nr nen 862,310 | 564 
| 
| 
Abſchluß. 
Die Einnahme beträgt — 1,028,355 | 323 
Die Ausgabe . a 862,310 | 561 
Mirhin Mehreinnahme 166,044 36% 
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Verhandelt Berlin, den 26. Februar 1869. 


Anweſend: 


I. als Vertreter der Königlichen Staats-Regierung: 

1) der Wirkliche Geheime Ober-Finanzrath und Miniſterial-Direktor 
Günther, 

2) der Regierungsrath Hoffmann; 


I. als Kommiſſarien der Stadt-Behörden von Frankfurt a. M.: 


1) der Bürgermeifter Dr. Mumm, 

2) der Stadtratb Dr. Pajjavant, 

3) der Stadtverordnete Dr. Rumpf, 

4) der Stabtverorbnete Dr. Hamburger. 


Die zur Seite genannten Kommifjarien der Stadt» Behörden von Franf- 
furt a. M. find von den Iepieren durch die bier angeſchleſſene Vollmachts— 
Urkunde d. d. Frankfurt a. M. den 17. Februar 1869 ermädtigt, mit der 
Königlihen StaatssNegierung über die Trennung zwilden Staats» und Stadt» 
haushalt Namens der Stadtgemeinde Franffurt a. M. einen Vertrag abzu— 
ſchliehen und in rechtöverbindlicher Form zu vollziehen. Nah dem hier glei» 
falls angefchloffenen Auszug aus dem Protofoll der Stadtverordaeten-Ver— 
fammlung d. d. Frankfurt a. M. den 16. Februar 1869 ift durch Beſchluß 
diefer Verfammlung den gedachten Kommiffarien bei Ausübung dieſer Voll— 
macht zur ausdrüdlihen Pflicht gemaht worden, in keinerlei Vertragsabſchluß 
zu willigen, ber nicht für die Stadt Frankfurt a. M. eine Berbefjerung der 
Bedingungen, wie fie aus der die Balis der Verhandlungen bildenden Ge— 
jepesvorlage fid) ergeben, um mindeftens drei Millionen Gulden Werth in 
ſich ſchließt. 

Nachdem die Königliche Staats-Regierung ſich bereit erflärt hat, über 
die in jenem Gejeg-Entwurf enthaltenen Gewährungen hinau: der Stadt Frank— 
furt m. M. zwei Millionen Gulden aus der Stantskaffe zu bewilligen und 
Seine Majeftät der König Allerhöchſt beichloffen hat, eine fernere (dritte) 
Million Gulden der Stadt Frankfurt a. M. aus Allerhöchſt ihren Privatmit- 
teln zugumenden, nachdem jomit die Bedingung erfüllt war, an welde Die 
den ftädtiichen Kommiffarien ertheilte Vollmacht gefnüpft ift, traten heute dieſe 
Kommifjarien mit den zur Seite genannten Vertretern der Königlihen Staats: 
Regierung zuſammen, um den danach vereinbarten Auseinanderſetzungs-Rezeß 
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zu vollziehen. Bor der VBollziehung kamen noch die folgenden Punkte zur 
Sprade. 


L 


Man ift beiderfeit? darüber einverftanden, daß weitere als die im Art. 1 
des Rezeſſes unter Nr. I. bis VIL. aufgeführten Militai-Grundftüde und Ge: 
bäude auf Grund des im Eingang des Art. 1. ausgeiprodhenen Grundjapes 
als Staats-Eigenthum nicht in Anſpruch zu nehmen find, ſowie aud darüber, 
daß die Lagerung von Privat: Pulver-Vorräthen in den Militair-Pulver-Mag1- 
zinen in bisheriger Weile auch ferner geftattet werden wird. 


Il. 


Zu Art. 11. des Nezeffeds wurde von ben Vertretern der. Königlichen 
Staats-Regierung auf biesfälige Anfrage der ftädtiihen Kommiffarien die 
Erläuterung gegeben, daß jener Beftimmung nur die Abſicht zum Grunde 
liege, dem Staat ald Rechtsnachfolger des Staates Frankfurt das Eigenthum 
an den Urkunden der Verträge zu ſichern, welche den früheren Staat Franfs 
furt angehen und welde derſelbe geichloffen bat, ſowie an den Rechts- und 
Befiptitelm der auf Preußen übergegangenen Befugniffe und Befigthümer des 
früheren Staates Frankfurt, endlid an allen für die Führung der Staats— 
Verwaltung erforberlihen Urkunden und Aften, daß es dagegen nicht die Ab- 
ficht ei, die Urkunden des Mittelalters und die, die Aufgaben des Staates 
und die Erforderniffe und Interefjen der Staats-Verwaltung nicht berührenden 
Arhivalien der Stadt Frankfurt zu entziehen. 

Andererjeitö wurde von den ftädtiichen Kommifjarien die Erklärung ab» 
gegeben, daß das Stadtardiv von Frankfurt a. M. zur Benupung für 
biftorijhe Zwede, jowie den Behörden und Beamten des Staates für amtliche 
Zwecke fteis zugänglich jein würde, 


ILL 


Bon den ftäbtiihen Kommifjarien wurde zur Sprache gebracht, daß Die 
Senatoren, welde in Folge der Auflöjung des Frankfurter Senates außer 
Aktivität getreten find, nad der Auffafjung der ftädtiichen Behörden den Anz 
ſpruch haben, ihre vollen Gehälter als Ruhegehalt fortzubeziehen, wie ihnen 
ſolche aud bis jept aus der Stadtkaſſe fortgezahlt worden jeien. Man war 
beider Seits darüber einverftanden,, daß der im Artifel 18 des Rezeſſes ge» 
brauchte Ausdrud „Penfionen* allgemein diejenigen Kompetenzen umfafje, auf 
deren Fortbezug die außer Aktivität getretenen Beamten Anjprud haben. 


IV. 


Seitens der ſtädtiſchen Kommiffarien wurde darauf aufmerffam gemacht, 
daß noch während des Jahres 1868 einzelne Staats » Einnahmen, wie 5. B. 
die Gebühren der Traneſeriptions und Hypotheken » Behörde zur Stadtfaffe 
vereinnahmt und einzelne Auszaben, welde nah den Beftimmungen des 
Rezeſſes auf den Staat übergehen, aus der ftädtiichen Kaffe beftritten worden 
ſeien, wie 3. B. Ausgaben für die Staats » Chauffen Gehälter von Geiſt-— 
lihen und Lehrern, die Subvention für die Wittwen»- und Waifen-Penfions- 





i 
| 
| 
| 
| 
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Anſtalt. Man war beider Seits barüber einverftanden, daß über derartige 
Einnahmen und Ausgaben für die Zeit vom 1. Januar 1868 ab eine gegen« 
feitige Abrechnung Statt zu finden habe. 

Ebenfo war man darüber einverftanden, daß der Staat für das Jahr 
1867 weitere Einnahmen als diejenigen, welde in der dem Artifel 21 bes 
Rezeffes beigefügten Nachweiſung aufgeführt find, nicht zu beanſpruchen habe, 
und daß ihm andere Ausgaben als die in dieſer Nachweiſung aufgeführten, 
nicht zur Laft fallen. 


V. 

Die Unterzeichneten find darüber einverſtanden, daß ber von ihnen voll« 
zegene Rezeß erft dann perfeft wird, wenn bemfelben durch Geſetz die ver- 
faffungsmäßige Genehmigung ertheilt jein wird, und wird diejelbe daher bier 
mit ausdrüdlid vorbehalten. 


VI. 


Die in diejem Schlußpretokoll enthaltenen Berabredungen follen durch 
die Genehmigung des Rezeffes (Mr. V.) ald mitgenehmigt erachtet werben 
und die gleiche Verbindlichkeit haben wie die Beftimmungen des Rezeſſes. 


So geihehen in doppelter Ausfertigung zu Berlin, ben 26. Fe 
bruar 1869. 


(L. S.) Guentber. Hoffmann. Dr Mumm. Paſſavant. 
Dr. Rumpf. Dr. Hamburger. 


4* 
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Auszug Protokolls 


bes 


Magiftrats der Stadt Frankfurt a. M. 


Nr. 229. Frankfurt a. M., den 17. Februar 1869. 


Auf Auszug Protokolls der Stadtverordneten-Verſammlung, d. d. 16, et 
prs. 17. l. Mts., Rezeß-Angelegenheit betreffend. 

Es werden nunmehr die auf Grund der Beſchlüſſe vom 10. und 12.1. Mes. 
erwäbhlten Kommiffarien des Magiftrates und der Stadtverordneten-Verſamm⸗ 
lung und zwar: 

1. Seitens des Magiftrates: 

Herr Bürgermeifter Dr: jur. Daniel Heinrich Mumm, Herr 
Stadtratb Dr. jur. Friedrich Emft Paſſavant. 
2. Seitens der Stadtverorbneten-Berfammlung: 
Herr Dr. jur. Remigius Ernft Friedrich Carl Rumpf, Herr 
Dr. jur. Earl Hamburger 
beauftragt und ermächtigt, die behufs einer Vereinbarung mit der Königlichen 
Staatd- Regierung über die Trennung zwiihen Staats- und Stabthaushalt 
eingeleiteten Berhandlun zen zu Berlin weiter fortzuiegen, einen Vertragkab— 
ſchluß herbeizuführen und die besfallfige Vertrags-Urkunde Namens biefiger 
Stadt in redhtöverbindlicher Form zu vollziehen. 


Zur Beglaubigung 


Der Zweite Bürgermeifter 
(L. 8) Dr. Berg. 


Graubner. 
Stabtrath. 
Der Sekretair 
Dr. Obernberg. 


an 0 
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Auszug - Protokolls 


der 


Stadtversroneten -Verfammlung der Stadt 


Franffurt a. M. 


d. d. Frankfurt, den 16. Februar 1869, 


$. 66. 


Auf durch Herrn Dr. jur. Hamburger in micht öffentliher Sipung 
Namens der nad Berlin entfendetin Herren Kommiljarien, ſowie Namens 
der gemiſchten ſ. g. Receß-Kommiſſion mündlih erftatteten Bericht und nad 
Berlefung des Protokoll » Auszuges des Magiftrates vom 16. Februar 1869 
bezüglih der Recep- Angelegenheit ift Beihluß: 


1 


I. 


IIl, 


Es werden die auf Grund ber Beihlüffe vom 10. und 12.1, Mts. 
erwählten Kommiffarien dis Magiftrates und der Stadtverord- 
netensBerfammlung beauftragt und ermächtigt, bie behufs einer 
Vereinbarung mit der Königliden Staats » Regierung über die 
biefige Auseinanderjegungs = Angelegenheit eingeleiteten Verhand— 
lungen zu Berlin weiter fortzufegen und einen Bertragsabihluß 
herbeizuführen. 

Es wird den gedachten Kommiffarien bei Ausübung der ihnen 
vorftehend ertheilten Vollmacht zur ausdrücklichen Pfliht gemacht, 
in feinerlei Vertragsabſchluß zu willigen, der nicht für biefige 
Stadt eine Berbeflerung dee aus der Gefepes = Vorlage fih erge- 
benden Bedingungen um mindeftene drei Millionen an Werth in 


fich ſchließe. 


Es wird der Magiſtrat beauftragt, wegen Ausfertigung der den 
beiderſeitigen Kommiſſarien zuzuſtellenden Vollmachtsurkunden das 
Erforderliche vorzukehren. 


Der Vorſitzende: 

gez. Brentand. 

gez. Dr. Scherlensky. 
gez. Wilh. Cornill⸗Goll. 
gez. Dr. Chriſt. 


Für die Richtigkeit vorſtehenden Auszuges. 
Sranffurt a. M. den 17. Februar 1869. 


Stadt⸗Kanzlei. 
(L. S.) Dr. O:bernberg. 
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Denffchrift 


betreffend 


die Auseinanderjegung zwilchen Staat und Stadt 
in Franffurt a. M. 


Bei Vorlegung des Geſetz-Entwurfs, betreffend die Auseinanderſetzung 
zwiſchen Staat und Stadt in Frankfurt a. M. (Druckſachen des Hauſes der 
Abgeordneten Nr. 237.) iſt in der Sitzung des Hauſes der Abgeordneten vom 
1. Februar dieſes Jahres Seitens der Staats-Negierung mitgetheilt worben, 
daß den ftäbtiihen Behörden von Frankfurt a. M. die Möglichkeit offen ges 
laffen worden jei, aud noch während der Vorberathbung des Gejep-Entwurfes 
im Landtage die Wiederaufnahme von Verhandlungen zu dem Zwecke zu 
ſuchen, um zu einer vertragsmäßigen Regelung der Auseinanderjegungs=-Ange- 
legenbeit zu gelangen. 

Solde Verhandlungen haben Statt gefunden und haben zum Abſchluß 
des beiliegenden Rezeſſes geführt. 

Derjelbe ift auf der Bafis des genannten Geſetz-Entwurfs abgeichlofjen 
mit der Abweihung, daß der Stadt Franffuri a. M. zur vergleichsweiſen Gr» 
ledigung der von ihr erhobenen Anſprüche nod die Ueberweilung einer Summe 
von 2 Millionen Gulden aus der Staatäfaffe zugelagt worden ift. 

Die Staats-Regierung bat ed für vorzugsweiſe erwünſcht erachtet, Diele 
Angelegenheit im Wege eines Vertrags zur Erledigung zu bringen. 

Da die gleihe Auffafjung aud bei den über den Gegenftand in ber 
Bubdget-Kommilfion des Haufes der Abgeordneten bereit# gepflogenen Be— 
rathungen bervorgetreten ift, jo erwartet die Staats-Regierung zuverſichtlich, 
daß die Häufer des Landtages dem Rezeß, wie er abgeidhloffen, ihre Zuftim- 
mung ertheilen werben. 


ge 
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Haus der Ubgeordneten. 
10. Legislatur = Periode. 
Il. Seffion 1868. 





Abanderungs- Anträge 


zu dem Erften Bericht der Kommiljion für 
das Gemeindewejen über Petitionen. 
(Nr. 144. der Drudjachen ) 


1) adD. 
Dr. Eberty. Das Haus der Abgeordneten wolle die Petition der Berliner 
Rürger (Iourn. II. No. 27.) der Königlihen Staatsregierung 

zur Berüdfihtigung überweijen. 


Dr. Eberty, ala Antragfteller. 
Unterftügt durch: 
Runge Laßwitz. Dr. Müller (Börlik). Harfort. v. Berawordt— 
Wallrabe Uhlendorff. Bender. Plehn (Danzig), Windtborft 
(Lũdinghauſen). Fiſchbach. Paur. Dual. Goupienne Schmidt 
(Stettin). Rohland. Keuffel. Winkelmann Pelzer (Naden). 
v. Hoverbeck. v. Saucken-Tarputſchen. Larz. 


2) ad E. 
Uhlendorff. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
die Petition des Gemeinde-Vorſtehers F. Mennerich und Ges 
noſſen der Königlichen Staats-Regiernng zur Berückſichtigung zu 
ũberweiſen. 


3) ad ©. 
Graf v. Schwerin: Pusar. Das Haus der Abgeordneten wolle beichliehen: 
die Petition der Königlichen Staats-Negierung zu überweilen und 
Damit von Neuem die Ueberzeugung des Hauſes von dei 
Dringlidfeit der Reform der Kreis-Berfajfung auszu— 
ſprechen. 


ww 


Bu dem Zweiten Bericht der Kommiffion für das Gemeindewefen über 
Petitionen — NP 193 der Druckſachen. — 


2») ad A. 
Dr. Koſch: Dis Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
Die Petitionen der Königlichen Staats-Regierung zur Berück— 
fihtung bei der dringend nothwendigen Revijion der Städte 
Drdnung zu überweilen. 


Dr. Koſch. 
Unterftügt dur: 
Dr. Beder. Behrenz Berger (Witten). Dr. Bender. v. Bersmwordt. 
Born. Goupienne Dunder Dr. Ebertv. Fiſchbach. Haebler. 
Hagen. Harkert. Hermes. v. Hilgert. v. Hoverbed. Keuffel. 
v. Kirchmann. Knapp. Kugler Larz. Laßwitz. Dr. Löwe 
Meulenbergb. Mohr. Parifins. Dr. Paur. Plehn (Danzig). 
Qual. Richter (Königsberg). Robland. Runge Ruf. 
v. SaudensGeorgenfelde v. Saucken-Tarputſchen. Schmidt. 
Schulze Uhlendorff. Dr Virchow. Dr Waldeck. Weeſe. 
Windthorſt (Lüdinghauſen). Ziegler (Breslau). 


2) ad. 


Larz und Genoſſen. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
die Petition der Stadt Stallupönen IT. Nr. 731. in die Kom— 
miffion für das Gemeindeweſen zurüdzuweilen, mit dem Auftrage, 
unter Prüfung des Kommunalſteuer-Regulativs vom 25. Dftober 
1841, anderweitig zu berichten. 


Berlin, den 26. Februar 1869, 


Yarz. Haebler. v. Hoverbed. v. Berswordt-Wallrabe. Runge. 

Dr. Walded. Dunder Behrenz. Laßwitz. Fiſchbach. Dr. Loewe. 

Richter (Königsberg). Born. Windthorft (Yüdinghaulen). Weeſe. 
Dr. Virchow. Harfort. Schulze Dr. Paur. 


M 360. 
Sausd der Abgeordneten. 
10. 2egislatur» Periode. 
I. Seffion 1868. 





Dritter Bericht 


er 


Kommiſſion für das Gemeindewejen 
über 


Petitionen. 


A. 


Berichterjtatter 

Abgeordneter v. Dieſt. 

— — — — 

Die Beſiter Audreas Bruntke und Jalob Hannemann zu Marienauer 
Kampe bei Pieckel, Kreis Marienburg, beſchweren ſich, daß ſie mit einem 
ihnen gehörigen, mit Wohn- und Wirthſchafts-Gebäuden bebauten Grund— 
ftüde von ca. 250 Morgen, welches ſeit langen Jahren der Ortſchaft Marienaue 
angehört und in dem Gemeindeverbande der legteren Staats» und Konımunals 
Abgaben gezahlt babe, im Fahre 1868 plöglidy gegen ihren Willen dem Ges 
meindeverbaude Piedel einverleibt worden jeien. 

Ihre Beihwerden biergegen in dem vorjhrifismäßigen Iuftanzenzuge find 
jrudptlos geblieben und lautet der Beſcheid des Herrn Minifters des Innecn 
vom 9. November 1868 insbejondere dahin, 

dab es bei der durch den Herrn DbersPräfiventen genehmigten 
Bereinigung der Marienauer Kampe mit dem Gemeindebezirk 
Piedel bewenden müſſe. Die ftattgehabten Erörterungen hätten 
ergeben, daß dieſes Grundftüd nicht als Zubehör dei vier Meilen 
davon entfernten Gemeindebezirts Marienau zu betradten ei, ſon— 
dern daß daſſelbe bisher keinem Guts- oder Gemeindebezirfe ans 
gehört habe. Zu einem bejonderen Bezirke jei das Grundftüd zu 
ein. Gegen die Vereinigung defjelben mit Marienau ſpreche 
ſchon die weite Entfernung. 
1 


Sourn. II. Ar. 351. 
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Die Petenten jprehen dagegen den Wunfd aus, falls ihnen eine eigene 
Oriſchafts⸗Korporation nicht gewährt werden könne, bei dem Bezirf Marienau 
zu verbleiben und bitten, fie in dieſem Recht zu ſchützen. 

Der als Vertreter der Königlichen Staatö-Regierung anweſende Herr 
Kommiffarius gab die nachfolgende Erklärung ab: 

Die den Petenten gehörige jogenannte Marienauer Kampe 
liege auf dem von der Nogat ringsumfloffenen Marienburger 
Werder im unmittelbaren Anſchluſſe an die Gemarkung der Ger 
meinde Piedel. 

Nah den angeftellten Ermittlungen babe die Marienauer 
Kanıpe einem Gemeinde oder jelbftitändigen Gutebezirfe bisher 
nicht angehört. Diefelbe jei zwar von der 4 Meilen davon ent 
fernten Gemeinde Marienau während einer längeren Neihe von 
Fahren eigenthümlich bejeffen worden; ed habe jedoch weder früher 
eine ausdrückliche Einverleibung derjelben in den Bezirf dieſer 
Gemeinde auf dem gefeplich vorgejchriebenen Wege ftattgefunden, 
noch auch hätten jonftige Thatjahen ermittelt werden können, 
welde nad der Beftimmung des $. 6. Nr. 3. des Armengejepes 
vom 31. Dezember 1842 auf die rechtliche Zubehörigkeit der 
Kampe zu dem Gemeindebezirfe Marienau fliegen ließen. Die 
Marienauer Kampe jei vielmehr bisher ein Eommunalfreies 
Gruudſtück geweſen, deffen kommunale Berhältniffe nad $.1. Alinea 2. 
des Gejepes über die Landgemeinde » Verfafjung vom 14. April 
1856 hätten geregelt werden müfjen. Nachdem fi das Bedürf- 
niß hierzu bei Gelegenheit der im Jahre 1866 ftattgefundenen 
Veräußerung der Kampe Seitens der Gemeinde Marienau an den 
Petenten Brunfe ergeben, babe dieſe Regulirung in vorſchrifts— 
mäßiger Weije ftattgefunden und ſei durch Erlaß des Ober- Prä- 
fiviums vom 27. Juli v. I. Die Bereinigung mit dem ans 
grenzenden Gemeinde » Bezirt Piedel ausgeiprohen worden. 
Der Kreistag habe ih zwar entweder für den Aunſchluß 
der Kampe an den Gemeinde» Bezirt Marienau oder für die Er— 
hebung derjelben zu einem jelbftjtändigen Gutöbezirfe eıflärt. Diefes 
Gutachten habe jedoch nicht berüdfichtigt werden fünnen. Eine 
Zulegung der Kampe zu dem Gemeinde - Bezirke Marienau ers 
deine wegen ter jeher weiten Entfernung beider von einander 
durdaus unausführbar. Ebenfowenig empfehle fih die Bildung 
eines ſelbſtſtändigen Gutsbezirks aus der Marienauer Kampe, 
welche nur ein Areal von 242 Morgen umfaſſe und ſonach den 
an einen Gutsverband geſetzlich zu ftellenden Anforderungen nad 
baltig zu genügen nit im Stande fein würde. Dagegen ers 
gebe fih die Vereinigung der Kampe mit dem angrenzenden Ge— 
meindesBezirf Piedel als eine ganz naturgemäße und zwedmäßige 
fommunale Verbindung. Die Befiger der Kampe jeien in ber 
Lage, an den fommunalen Einrichtungen dieſer Gemeinde in vollem 
Maße Theil zu nehmen, wie fie denn aud bisher ſchon von den« 
jelben größere oder geringere Vortheile gezogen hätten. Die von 
den Petenten gegen die von dem Ober-Präſidium verfügte Ins 
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fommunalifirung der Marienauer Kampe an das Minifterium des 
Innern gerichtete Vorftellung, in welder fie die Erhebung ber 
Kampe zu einem jelbftftindigen Gutsbezirfe oder die Belafjung 
derjelben bei dem Gemeinde-Bezirfe Marienau beantragten, könne 
biernad feine Berüdfihtigung finden. 

Selbft wenn eine zu Recht beftehende fommunale Zubebörig- 
feit der Kampe zu dem Gemeinde » Bezirfe Marienau nadıge- 
wiejen wäre, — mas aber nicht der Fall — würde mit Rüdfiht 
auf die ſehr meite, jede fommunale Gemeinschaft ausſchließende 
Entfernung beider von tinander die Abtrennung der erfteren von 
dem legteren und die Zulegung derſelben zu dem Gemeinde-Be- 
zirk Piedel in dem im $. 1. Alinea 4. Sap 2. des Gejeges vom 
14. April 1856 vorgeichriebenen Verfahren, als eine im öffent: 
lien Intereffe notbwendige Mafregel, auch gegen den Willen ber 
Petenten fid; rechtfertigen lafjen. 

In Erwägung und Anerkennung tiefer Gründe und bes in jeder Bezie- 
bung den geleplichen Vorſchriften entſprechenden Berfahrens, beſchloß die Kom— 
milfion einftimmig, 

über die Petition zur Tages-Drönung überzugeben. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Solger. 
EEE nn 

Der Magiftrat der Stadt Frankfurt a. D. fühlt ih durd die den ftäd- 
tiihen Kommunen auferlegte Verpflichtung: ſtädtiſche Unterbeamten » Stellen 
mit cieilverforgungaberchtigten Militair-Invaliden zu befepen, bedrüdt und 
bat ſich dieſerhalb petirend am die Landes-Vertretung gewendet, indem er 
nahweift, daß er in allen zuläffigen Snftanzen von der Königlihen Staats 
Regierung abweifend beihieden worden. Die Kommilfion für Gemeindeweien 
bat in Gegenwart eine Regierungs-Kcommifjarius die Petition in forgfältige 
Erörterung gezogen. 

Annächft verſucht der Magiftrat nachzuweiſen, daß die den Städten bis» 
ber angelonnene Verpflichtung zur Anftellung civilverſorgungsberechtigter Mili— 
tair-Invaliden anf feinem gelegliben Grunde berube, da die Allerhöchſte 
Deklaration vom 29. Mai 1820, durch melde dieſe Verpflichtung als eine 
geſetzlich beftehende anerfannt fei, zu $. 157. der Städte» Drbnung vom 
19. November 1808 erlaffen worden und deshalb, gleichzeitig mit Dieler 
Städte-Drdnung als durd die Gemeinde-Drdnung vom 11. März 1850 und 
die Städte-Ordnung vom 30. Mai 1853 aufgehoben, angejeben werben müfje. 
Die Städte - Ordnung vom 30. Mai 1853 enthalte feine Beſchränkung für 
die Auswahl der ftäbtiihen Beamten, vielmehr laſſe $. 56. Nr. 6. den ftid» 
tijchen Behörden darin ganz freie Wahl. Die in der Minifterial-Inftruftion 
vom 20. Juni 1853 aufgeftellte Anficht: daß die über Anftellung von Invas 
liden vorhandenen gejeglihen Vorſchriften, weil fie einen integrirenden Theil 
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der Armee-Berfaffung bildeten, und deshalb nicht in die über andere Male— 
rien erlaffene Spezial-Gelepgebung bineingezogen werten dürften, unabhängig 
von der legten, nach wie vor, in Anwendung zu bringen feien, treffe dem— 
gemäß nicht zu, da überdies $. 9. der Städte» Ordnung den Städten das 
Recht der Selbftserwaltung zuerfenne, 

Abgeiehen nun von diefer behaupteten Ungültigfeit der noch zur Anwen— 
dung gebrachten geleplihen Beftimmung verſucht der Magiftrat ferner nad» 
‚zuweifen, daß, fo lange die Städteordnung ven 1808 in Geltung war, bie 
Magiftrate nur angehalten geweien jeien, die unterften Beamtenftellen, nicht 
aber alle Unterbeamtenftellen mit Militair-Invaliden zu beſetzen. Er beruft 
fid) deshalb darauf, daß die nad Inhalt der Eirfulare vom 19. April 1758, 
26. November 1768, 6. Zuli 1769 und 15. Zuli 1776 (Mylius Eriften- 
Sammlung II. ©. 294. IV. ©. 5041, 6184, VI. 225) zunädft nur den 
Königlichen Behörden gegebene Vorſchrift, Invaliden anzuftellen, fih nur auf 
fleine Bedienungen, d. h. Kanzleidiener, Boten, Botenmeifter, Landreiter und 
Grefutoren bezog und demnächſt durch die Allerhöchfte Ordre vom 31. Zuli 
1795 aud auf die Magiftrate ausgedehnt wurde. Wenn nun auch dieſe 
Ordre beftimmt, daß in allen Arten von Givilbedienungen, denen jemals ein 
invalider Offizier, Unteroffizier oder gemeiner Soldat vorgeftanden habe, oder 
denen von dergleichen irgend vorgeftanden werden fünne, feine andere Sub— 
jefte als wirklich invalide Soldaten angeftellt werben follten, fo folgert gleich— 
wohl der Magiftrat aus dem nur die Staatsbehörden betreffenden Mejfript 
des Großkanzlers an das Kammergeriht vom 8. Auguft 1799 (Nachtr. zur 
Edikten-Sammlung X. ©. 2599 und Rabe V. S. 521), daß aud damals 
nur Die untern Stellen in den Kanzleien und Negiftraturen, namentlich die 
bereitö obengenannten Kategerieen, den Militair-Invaliten. vorbehalten bleiben 
follten. Für die Stadt Frankfurt ift demnächft unterm 16. März 1801 durch 
eine Verfügung der Kurmärkiſchen Kammer ein fpeziclles Verzeichniß aufge 
ftellt worden, in welchem diejenigen Stellen, welde mit Invaliden bejept 
werben follten, aufgeführt find. Dahin gehören: der Kämmerei «Buchhalter, 
Wafferzoll-Infpeftor, WafferzolleControleur, Stadt» und Zollverwalter, Land⸗ 
BZol-Eontroleur, Rendant, Stadtförfter, Hegemeifter und ſämmtliche Beamten 
der unterften Kategorieen, ja jogar die Stellen des Stadtmufitus und des 
Etunderbläfers find für die Militär-Invaliden reſervirt, wogegen der Kalku— 
lator, Arbeitehaus: Inipektor, Regiftrator, Wollmagazin-Rendant und Stadt: 
Sefretair für Giviliften beftimmt find. 

Auf diefe Verfügung beruft fih der Magiftrat und deduzirt, daß, da 
jeitdem außer der erwähnten Deklaration vom 29. Mai 1820 neue gefepliche 
Beftimmungen nicht erlafjen jeien, die darin gegebenen Vorjchriften, voraus: 
gelegt, daß der Deflaration, trog der Ausführungen des Magiftrats, Gejeped- 
fraft beigemefjen werden follte, no heute maßgebend feien, und zwar legt er 
diejelben, jewie die mehrerwähnte Deklaration dahin aus, daß fie lediglich 
die unterften Stellen für Invaliden vorbehalten wollten. 

Dem entgegen fei nun ſeitens der Staats-Negierung durch eine Reihe 
von Reifripten, Neglements und Inftruftionen ein Syſtem geſchaffen, weldyes 
den ſtädtiſchen Verwaltungen bei Beſetzung von Beamtenftellen völlig die 
Hände binde, indem es die Verpflichtung zur Anftelung von Militair-Invas 
liden auf ale Kategorieen von ſtädtiſchen Unterbeamten ausdehne, injoweit 
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nit der Mangel bejonderer Fachkenntniſſe bei den Bewerbern dem entgegen 
ftehe. Im Befondern führt der Magiftrat eine General - Verfügung der Ne 
gierung zu Franffurt a. D. vom 24. März 1803, das vom Staats-Minifte: 
rium erlaffene Reglement vom 16. Suni 1867 und die Reffripte des Kriegs» 
Minifterrums vom 8. Juli 1842 und vom 20. Juni 1851 an, durch welche 
Beftimmungen ein Außerft fomplizirtes und langwierige Berfahren für Aus— 
fhreibung von dergleichen erledigten Beamtenftellen und minifteriele Geneh—⸗ 
migung der Belegung erfordert und dadurch das freie Wahlreht der Stäbte 
zumeift iluforifh gemacht werde. Am läftipften für die ſtädtiſchen Verwal— 
tungen fei jedoch dat für Befegung ven Forſtbeamten-Siellen vorgeſchriebene Ber: 
fahren, wie ſolches im Reffript des Finanz- und Kriegs: Minifteriums vom 
1. Dezember 1864, fo wie im Refkript derſelben Minifterien und der des In— 
nern und der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vom 25. April 1865 näher 
beftimmt jei, 

Auf Grund der gegebenen Ausführungen ftellt der Magiftrat den Antrag: 
bei der Etaat3- Regierung beantragen zu wollen, daß den Magi— 
ftraten die vollfte Freiheit in der Belegung ihrer Beamtenftellen 
gelafjen, eventual. im Wege der Gefepgebung die Berüdfihtigung 
der verforgungäberchtigten Militair« Invaliden bei Belegung von 
Stellen im Kommunaldienft geregelt werbe. 

Die Konmilfien war zunädft, im Einverftändniß mit dem Herrn Res 
gierungs = Kommilfarius, einftimmig der Anfiht, daß die beftehenden gejep- 
lichen Vorſchriften für Anftelung von Militair-Invaliden im ftäbtiihen Kom— 
munaldienft durd die Gemeinde» Ordnung vom 11, März 1850 und bie 
Städte » Ordnung vom 30. Mai 1853 nicht außer Geltung geſetzt worden 
feien. Die Deflaration vom 29. Mai 1820, im welcher audy der petirende 
Magiftrat die Quelle des angefochtenen Rechts findet, ift zwar zu $. 157 der 
Städte - Ordnung vom 19. November 1808 erlaffen, fie fteht aber mit Diefer 
Geſetzesſtelle nicht in fo unlösbarer Verbindung, daß fie mit berjelben ftehen 
und fallen müßte, denn ibr Gharafter ift in Beziehung auf bie Städte Orb- 
nung ein rein negativer, indem fie fi darauf beichränft, zu erklären, daß 
durch diefe Städte» Ordnung die den vorliegenden Gegenftand betreffenden 
älteren Beſtimmungen nicht aufgehoben feien, dagegen beftätigt fie die Gül« 
tigfeit dieſer Beftimmungen pofitis und beflarirt dieſelben dahin, daf fie auf 
diejenigen Stellen der Magiftrats-Subalternen, melde eine höhere, oder eigen« 
thũmliche Gefhäftsbildung erfordern, nur in fo weit bezogen werden dürfen, 
als verforgung@berechtigte Militair » Invaliden vorhanden feien. Wenn daher 
auch ipäter die Städte» Ordnung vo: 19. November 1808 aufgehoben wors 
den ift, jo kann doch unmöglich daraus gefolgert werden, daß damit aud) 
die Dellaration aufgehoben wäre, melde einerfeit? beftimmt, daß die Städte 
Ordnung Ältere beftehende Beftimmungen nicht abgeändert habe, andererfeits 
aber diefe Beftimmungen beftätigt und beflarirt. Gleihfalls bat der Umftand, 
daß die Städte» Ordnung vom 30. Mai 1853 der Anftellung von Militaire 
Invaliden nit Erwähnung thut, feinen Einfluß auf die Gültigkeit ber in 
Rede ftehenden Deklaration, denn die in $. 85 der Städte-Drdnung ausge: 
ſprochene Aufhebung der bisherigen Geſetze und Verordnungen über die Ver— 
faffung der Etadtgemeinden fept die Daneben beftehende Spezial-Gejepgebung 
über die Verforgung von Militair-Invaliden nicht außer Kraft. 
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Eben fo wenig wie von ber Ungefeplichfeit des zur Anwendung gebrad- 
ten Verfahrens, konnte die Kommiſſion davon Ueberzeugung gewinnen, daß 
die in Rede ftehenden Vorſchriften lediglich auf die unterften Kategorien der ftid” 
tiihen Beamten Anwendung zu finden hätten und von der Staats: Regierung 
zu Unrecht auf alle ftädtiihen Beamten ausgebehnt würden, denn die mehr 
erwähnte Deklaration geftattet ausdrüdlich nur ſolche Ausnahmen, welche durch 
bas Erforberniß einer höheren oder eigenthümlichen Geihäftsbildung bedingt wer— 
den. Die vom Herrn Regierungs-Kommiffarius hierzu gegebene Ausführung: 
daß dieſes Erforderniß höherer oder eigenthümlicher Geihäftsbildung ſich für 
ganze Beamtenklaffen im Allgemeinen nicht feftftellen laffe, jondern in jedem 
gegebenen Fall nad den beionderen Umftänden, als: Größe der Stadt, Um» 
fang der Verwaltung u. ſ. w. bemeffen werden müffe, wurde von der Kom— 
miſſion als zutreffend anerkannt und die erhobenen Zweifel darüber: ob bie 
beftehenden Vorſchriften ausreihten, um in jebem einzelnen Falle enticheiden 
zu können, ob eine ftäbtiiche Beamtenftelle der Nothwendigfeit der Bejepung 
durch einen Militair-Invaliden unterliege, mußten als durch das Allerhöchſt 
beftätigte Reglement vom 16. Juni 1867 bejeitigt, angejehen werben. Der 
von einem Mitgliede der Kommilfion geftellte Antrag: 
bie Petition ber Königlichen Staats-Regierung zu überweijen, zur 
Erwägung, ob und wie weit durch gelepliche Beftimmungen näher, 
als dur die bisherigen Minifterial-Erlafje geſchehen, diejenigen 
Stellen präcife bezeichnet werden können, zu denen nur Mititair- 
Invaliden mit Givilverforgungs » Berechtigung gewählt werben 
bürfen, 

wurde deshalb von der Mehrheit der Kommiffion abgelehnt. 

Wenn nun biernah fein Grund vorlag, die beftehenden Geſetze für 
zweifelhaft und nicht ausreihend zu erachten, fo fonnte doch nicht in Abrede ges 
ftellt werden, daß die ftrenge Handhabung der in Rede ftehenden Vorſchriften 
in ber That für die ſtädtiſchen Verwaltungen alle die Nachtheile habe, über 
weldye diejelben ficdh beflagen. Nicht nur, daß ihnen die Heranbildung jüns 
gerer Kräfte zum ftädtiihen Kommunaldienft dadurch faft unmöglid gemacht 
wird, jo ift die Erſchwerung der Auswahl des beften Kandidaten zur Bejegung 
einer erledigten Stelle nicht weniger 'Aftig, als die durch Beobachtung einer 
großen Menge von jpeziellen und langwierigen Vorſchriften herbeigeführte Zeit- 
verſäumniß und Steigerung der Arbeitslaft. Die Kommilfion konnte deshalb 
es fi nicht verhehlen, wie dringend wünſchenswerth es fei, einen Meg zu 
finden, um den Städten die gefchilberte Laft fo viel wie möglich zu erleichtern 
ohne dabei anderen wichtigen Interefjen nabe zu treten. Diefe wichtigen In— 
tereffen wurden darin erkannt, daß das Recht auf Givilverforgung von Milis 
taireInvaliden cinen untrennbaren Theil der Preußiſchen Heeresverfaffung 
bildet und daß die Möglichkeit, tüchtige Unteroffiziere für die Armee heranzus 
bilden und zu erhalten, von der Anwendung der beanftandeten Beftimmungen 
abhängig ift. Einzelne Stimmen in der Kommilfion glaubten nun Erleich— 
terung der ftärtiichen Verwaltungen zu erreichen, ohne dem oben angegebenen 
Zwede zu ſchaden, wenn die Verpflichtung zur Anftellung civilverforgungss 
beredtigter Militair-Invaliden eine weitere Ausdehnung erfahre, fei es durch 
Heranziehung der ländlichen Gemeinden, ſei es durd; Erlaß einer gleihartigen 
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Gefepgebung für den ganzen Norbdeutihen Bund. Im Folge deffen, wurde 
der Antrag geftellt: 
Die Petition der Königlihen Staats-Regierung mit dem Erſuchen 
zu überweijen, bei dem Bundes-Kanzleramt zu beantragen, auf 
Grund der beftehenden gejeplihen Vorſchriften, die Regelung dieſer 
Frage für den ganzen Norddeutſchen Bund in Erwägung zu nehmen. 

Auch diefer Antrag wurde abgelehnt, nadhdem der Herr Regierungs- 
Kommiffar hervorgehoben hatte, daß ohne Zuziehung der Militairbehörbe 
die Staats-Regierung überhauft einer auf Aenderung des gegenwärtigen Zus 
ftandes gerichteten Erörterung nicht näher treten könne, daß ihre eigenthüm— 
liche Stellung zum Norddeutihen Bunde die Behandlung der Sache aufeı» 
orbentlih erihwere und daß der gegenwärtige Zeitpunkt, in welchem noch 
viele Invaliden aus dem Jahre 1866 zu verforgen ſeien und Alles vermieden 
werben müffe, was einen abſchwächenden Einfluß auf die Zufammenfegung und 
nahhaltige Wehrkraft der Norddeulſchen Bundes-Armee, insbeſondere auf die 
Erhaltung eined genügenden Kontingents länger dienender Unteroffiziere, 
haben könne, ganz bejenters ungünftig fei, in der Eivilverforgung von Mili« 
tair ⸗· Juvaliden einfhränfende Anordnungen eintreten zu lafjen. 

Dieje Einmwürfe wurden von der Mehrheit der Kommiffion als durch» 
greifend amerfannt und da überdies zur Sprade gebracht wurde, daß es 
getroft der Militair-Verwaltung überlafjen werden könne, die Ausdehnung der 
für Preußen beftehenden Vorſchriften über Givil» Berforgung von Militair- 
Invaliden auf alle Staaten des Norbdeutihen Bundes herbeizuführen, und 
daß ed der Landes » Vertretung nicht anzurratben jei: Beſtimmungen, über 
beren drüdende Wirkung preußiihe Städte-Verwaltung fi beſchweren, allen 
Städten des Norbdeutihen Bundes in cinem Augenblid zu empfehlen, wo 
das Staatswohl es gebieteriſch erfortere, das Intereſſe für die gemeinjhaft« 
liche Armee lebendiz zu erhalten, jo wurde beſchloſſen: 

dem Haufe der Abgeordneten zu empfehlen: 

in Erwägung, daß die Gültigkeit der beftehenden Geſetze die An- 
ftelung civilverforgungsberehtigter Militair » Invaliden im ſtädti— 
ſchen Kommunaldienft betreffend, nicht zu bezweifeln tft, eine neue 
gefeglihe Negelung Ddiejer Angelegenheit aber den zur Zeit ob» 
waltenden politiihen Berhältniffen nicht enfpricht, über die Petition 
des Magiftrats zu Franffurt a. O. vom 12, November 1868 zur 
Zages-Drdnung überzugeben. 


Die von den Magiftraten zu Nordhaufen, Görlig, Liegniß, Lande- 
berg a. W., Brandenburg, Stargard i.P., Danzig, Bromberg, Elbing, 
Prenzlau und Gumbinnen eingereichten Petitionen, welche theils Ter Petition 
bes Magiftrats zu Fraukfurt a. D. beitreten, theils felbftftändig deduziren, 
fämmtlich aber den gleichen Zwed im Auge haben, wurden dur den gefaßten 
Beſchluß für erledigt erachtet. 


Journ. II. Nr. 1408., 1433, 
1863., 1082., 1112., 1195, 
1198,, 1221., 1433., 1007., 
2203., 2310. 


Journ. I. Nr. 176. 


Ü. 


Berichterſtatter 
Abgeordneter Koppe. 
— ⸗s⸗ïe⸗—s nn 


Im Auftrage des Verwaltungtraths des Oſtpreußiſchen landwirthichaft- 
lichen Central-Vereins bitten der A. Richter zu Schneitlacken und Genoſſen 
dem $. 8. des Geſetzes vom 31. Dezember 1842 über die Armenpflege fol 
genden Zujag zu geben: 

„Diejenigen Ländereien reſp. Trennftüde, welhe zum Bau ber 
Eijenbahnen oder Chaufjeen verwendet find und werben, bilden 
bejondere Armenverbände für alle diejenigen, welde in Folge 
einer dauernden oder periodijhen Anftellung oder Beihäftigung 
fi innerhalb Dderjelben mindeitens ein Jahr lang vor Eintritt 
ihrer Hülfsbedürftigkeit aufgehalten haben. 

Der Umfang diejer Armenverbände richtet fih nad dem Belip- 
ftande der Eigenthümer der einzeinen Kunſtſtraßen.“ 

Zur Begründung diejes Antrages weijen die Petenten darauf bin, Daß 
efter durch Entlafjung, Tod vder Verarmung der bei Eijenbahnen und 
Chauſſeen angeftellten Beamten die Unterftügungsbedürftigfeit diejer Beamten 
oder ihrer Familien beroorgetreten, und daß Dadurch den Gemeinden, in deren 
Feldmark jolhe Fälle vorgefommen, eine große Laft erwachſen fei, zu deren 
Abwendung das Geſetz ihnen feine Mittel gewähre. Billig jei 
ed, daß der eigentlihe Interefjent, alſo der Gigenthümer einer 
Kunfiftraße, durch Deren Anlage die beregten Uebelſtände hervorgerufen 
werden, auch die damit verbundenen Laften übernehme Es jei daher zu 
diefem Zwede wünjdenswertb, das Eiſenbahn- und Chaufjeebauslinterneh- 
mungen mit dem ihnen gebörigen Terrain eigene Kommunen mit allen Rechten 
und Pflichten einer jolden bildeten. Es gehe dies aud jeher wohl an, da Die 
Größe eines Eijenbahn-Zerrains in jeinem Zujammenbange den Begriff einer 
Kommune durdaus repräjentire, 

Bei der Berhandlung über dieje Petition, welder der Here Geheime 
Regierungsrath Graf zu Eulenburg als Regierungs-Kommifjarius beimohnte, 
wurde von einer Seite zunächſt hervorgehoben, daß ciu Bedürfniß zum Erlaß 
der beantragten Gejepesinderung nicht vorliege, indem die beſtehende Geſetz— 
gebung den Gemeinden und ſelbſtſtändigen Gutsbezirfen binreihenden Schup 
gegen die in der Petition erwähnten Mebeljtände gewährte. Denn die im $. 26, 
des Geſetzes vom 3. Januar 1845, betreffend die Zertheilung von Grund: 
ftüden und die Gründung neuer Anfievelungen enthaltene Vorſchrift, 

wonad die neuen Anjiedler die duch ihren Diuzutritt dem Ges 
meindes, Kirchen, Schuls oder jonftizen Verbande entftehenden 
befonderen Uufoften oder Kalten zu tragen haben, 
finde aud Anwendung auf diejenigen Anfiedelungen, welde aus Beranlaffung 
einer Eiſenbahn- oder Chauſſee-Aulage entftanden jeien. 

Aus diefer gejeplihen Vorſchrift erfläre es ſich aud, daß Eiſenbahn-Ge— 
fellihaften, worauf aud die Petenten hinweilen, in einzelnen Fällen ohne Ents 
ſchädigung die Verpflichtung eingegangen feien, die Koften der Armenpflege 
auf dem, zu ihren Bahnen verwendeten Terrain jelbjt zu tragen. 


EEE 


Diefe Anfiht fand nicht die Zuftimmung der Kommiſſion. Es wurde 
von anderer Seite geltend gemadt, daß allerdings ein Bedürfniß vorliege, den 
Armen: Verbänden gegenüber den Eiſenbahn- und Chauffee-Anlagen zur Hülfe 
zu kommen. 

Diejer Gefihtspunft wurde jedoch nicht weiter verfolgt, nachdem der Res 


gierungs » Kommiffarius erflärt hatte: Es werde beabfichtigt, im Wege der - 


Bundes » Gefepgebung das Heimathsweſen zu regeln. Im Anfhluß daran 
werde Die Landes-Gejepgebung die Beitimmungen über die Verpflichtung zur 
Armenpflege einer Revifion unterwerfen müfjen, und werde bei dieſer Gelegen: 
beit aud die bier zur Sprache gebrachte Frage erörtert werden. Mit Rück— 
fiht auf diefe Erklärung des Regierungs-Kommiſſarius beihloß die Kom— 
milfion: 

dem Haufe der Abgeordneten den Uebergang zur Tages-Ordnung 

über die Petition des U. Richter und Genofjen zu empfehlen. 


Berichterſtatter: 
Abgeordneter Sachſe. 
— a — 


Die Magifträte in Groß-Glogau, Grüneberg, Neiſſe und Schweidnitz 

beantragten ſchon unterm 3. Februar 1860: 
zu beichließen und den Beihluß der Königlihen Staats-Regierung 
zur Ausführung zu empfehlen, daß alle Stätte über 10,000 Eins 
wohner aud im polizeilichen Angelegenheiten von der Kontrole 
bes Landraths entbunden und nur der Oberaufſicht der König: 
lihen Regierungen, in den höheren Inſtanzen der des Ober-Prä— 
fiventen und des Minifters des, Innern unterworfen find. 
Auf den Antrag der Gemeinte» Kommiifion wurde damals 
vom Abgeordnetenhaufe beihloffen, diefe Petition der Königlichen 
Staats-Regierung zur Berückſichtigung zu überweiien. 
Ebenjo wurde im Jahre 1861 vom Haufe der Abgeordneten bei Bes 
rathung des Entwurfes eines Geſetzes, betreffend die Abänderung und Er« 
gänzung der Städte-Drdnung für die jechs öftlihen Provinzen der Preußiſchen 
Monardie vom 30. Mai 1853 im $. 76 berjelben die Beftimmung aufges 
nommen: 
„In polizeilihen Angelegenheiten bildet für Städte unter 10,000 
Einwohnern der Landrath, für Städte von 10,000 Einwohnern 
und darüber die Regierung die erfte Inftanz*, 

diejed Gejep kam aber nicht zur Ausführung. 

Als Gründe für Diefe Anordnung wurden jowohl von der Kommilfion, 
als bei den Berhandlungen im Abgeorbnetenhaufe angeführt, daß eine Aufs 
fiht der Landräthe über die Polizei» Verwaltung der Städte von mehr als 
10,000 Einwohnern weder nothwendig, neh zweckmäßig, noch angemefjen fei. 
Nothwendig nidt, weil die Magiftratd » Dirigenten in jolhen Städten nad 
Qualififation, amtliher Stellung und Perfönlichfeit ebenfoviel Gewähr für 
die ordnungsmäßige Verwaltung der Polizei böten, als die Landräthe; zweck⸗ 
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mäßig nicht, weil die läftige Zwiſchen-Inſtanz des Landraths nur die Schrei 
berei vermehre und die ſchnelle Erledigung der Geſchaͤfte und Beihwerden 
verhindere, da gewiß nur in feltenen Fällen eine Beſchwerde über die ſtäd— 
tiſche Polizei- Verwaltung durch Entjheidung des Landraths ihre Erledigung 
finde, vielmehr faft immer die höhere Inftanz der Negierung angerufen wer- 
den würde; angemeſſen endlih nicht, weil dieje Einrichtung der gegenfeitigen 
Stellung ber betreffenden Beamten (ded Landraths und des Ober» Bürger: 
meifterd) nicht Rechnung trage, weil es nicht pafjend fei, den im Range gleid)- 
ftehenden Ober-Bürgermeifter dem Landrath unterzuordnen, das Anjehen und 
der wichtige Einfluß des Magiftrats » Dirigenten der ſtädtiſchen Bevölkerung 
gegenüber auf's Höcfte gefährdet werde und die Unzuträglichkeit der gegen- 
wärtigen Einrichtung noch greller beroorirete, wenn bei Berhinderung des 
Landraths der Kreis-Sekretair in Vertretung die landräthlichen Geihäfte be» 
forgt und Verfügungen an die ftädtiihe Polizei-Berwaltung erlaffe. 
Gegenwärtig beantragen die genannten Magiftrite: 
für die im Wege des Geſetzes zur Kreis» Ordnung zu erlafjende 
Verordnung zu wirken: 
In polizeilichen Angelegenheiten bildet für Städte von 
10,000 Einwohnern und darüber die Regierung die erfte 
Inftanz. Der $. 36 der Verordnung von 30. April 1815 
wird demnad aufgehoben. 
Zur Motivirung diejes Antrages führen die Petenten noch an: 
bie vorliegende Angelegenheit ſei auch bei Abhaltung des vierten 
Schleſiſchen Städtetages in Groß» Ölogau im Fahre 1865 einer 
eingehenden Berathung unterzogen und diefer habe beſchloſſen: 
zu erflären, daß der $. 36 der Verordnung vom 30. April 
1815 und ber Girkular-Erlaß des Herrn Minifterd des 
Innern vom 26. Sanuar 1860 unter 3 dahin abgeändert 
werde, daß ber landräthlichen Aufficht in polizeilihen Anz 
gelegenheiten nur nod die Städte von nicht mehr, als 2500 
Einwohnern, unterworfen bleiben, 
der Stäbtetag habe ſonach ihre Petition niht nur für begründet 
erachtet, jondern jei über das Maaß berjelben noch hinauszegangen, 
Die von ihnen beantragte Beftimmung eigne ſich übrigens 
zur Aufnahme in die Kreis» Ordnung, da aud die Berordnung 
vom 22. September 1867, die Drganijation der Kreisbehörden, 
fowie die Kreis » Vertretung in der Provinz Schleswig » Holftein 
betreffend im $. 3 die Kompetenz des Landraths feititelle. 
In der Kommilfion ward aus den obenerwähnten Gründen beantragt: 
1) Dem Abgeorbnetenhaufe zu empfehlen: die Petition der Könige 
lihen Staats» Regierung zur Berüdfihtigung zu überweijen; 
außerdem aber der Staats-Regierung dabei zur Erwägung zu 
geben, ob nicht die beantragte Beftimmung auf alle Städte über 
2500 Einwohner auszudehnen jei. 
Lepterer Antrag wurde aber andrerjeits, als über den Antrag der Petenten 
binausgebend, für ungeredifertigt erachtet, und beantragt: 
2) Die vorliegende Petition der Königlihen Staats» Regierung zur 
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Berückſichtigung bei einer wünſchenswerthen NRevifion der Städte: 
Ordnung zu überweijen. 

Auch dieſem Antrage wurde aber in der Kommiffion entgegengetreten 
und beantragt: 

3) Die Petition der Königlihen Staats -Negierung zur Erwägung 
zu überweijen. 

In der Diskuſſion wurde einerfeits_bervorgehoben, daß die Gentralifation 
der Polizei im Kreife im Iutereffe der öffentlichen Sicherheit geboten erfcheine, 
auf der anderen Seite jeded „dagegen bemerkt, daf das jepige Verbältniß 
aus den vorftchend angeführten Gründen unangemeffen und unpraktiſch fei, 
letzteres namentlih auch, weil der Landrath wegen längerer Abweſenheit oft 
viel weniger zur Hand wäre, als die Regierung. Ueberwiegend war in ber 
Kommilfien die Anfiht, daß nicht die Kreis Ordnung, jondern die Städte 
Ordnung sedes materiae für die Negelung der vorliegenden Frage fei, und 
wurde deshalb nad Ablehnung des Antrages ad 3. mit großer Majorität 
beſchloſſen: 

Dem Hauſe der Abgeordneten zu empfehlen: 
die vorliegende Petition der Königlichen Staats-Regierung 
zur Berückſichtigung bei einer wünſchentwerthen Reviſion 
der Städte-Drdnung zu überweiſen. 


Berichterftatter: J 
Abgeordneter Böhmer. 
Tr 


Das Grundſteuerentſchädigungs-Geſetz vom 21. Mat 1861 ftellt vier nad 
der Höhe und Art der Entihädigung vecſchiedene Kategorieen der Entihäs 
digungsberechtigten auf: 

1) Diejenigen ländlichen oder ftädtiihen Güter oder Grundftüde, 
welchen die Grundftewerbefreiung ober Bevorzugung mittelft eines 
läftigen Bertrag 8 oder fpezielen Privilegiums vom Staate ver- 
lichen worden ift, oder denen aus einem Titel des Privatrechts 
ein Nechtsaniprud zur Seite ftand; 
diejenigen zu Abgaben an den Fisfus verpflichteten ländlichen oder 
ſtaͤdtiſchen Güter oder Grundftüce, welchen die Grundfteuerbefreiung 
oder Bevorzugung in der zu 1) gedachten Weile vom Staate ver» 
lichen werden oder in deren Domainenabgaben eine Grundfteuer 
mitentbalten geweſen ift; 
diejenigen Tindlihen Güter oder Grundftäde, welche che jpeziellen 
Nechtetitel zufolge der bisherigen Grundftenerverfaffung oder aus 
anderen bejonderen Gründen von der Grunbdfteuer befreit oder 
binfihtlih derfelben bevorzugt geweſen find; 

4) diejenigen Städte, welde bisher nur den Servis oder weder 
Servis noch die landesüblihe Grumbdftener des platten Landes 
2 * 
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entrichtet haben oder in welchen bie leptgebachte Grundfteuer nicht 
mit dem vollen Betrage oder nur von einem Theile der zur 
ſtädtiſchen Feldmark gebörigen Grundftüde erhoben worden ift 
unter der für alle diefe Fälle erforderlihen Vorausjegung, daß 
die der Stadt auferlegte neue Grund und Gebäubefteuer zus 
fammengenommen den Gefanmtbetrag der bisher von der Stadt 
entrichteten Grundfteuern und grumdfteuerartigen Abgaben über 
fteigt. 

Die Entihädigung der Katezorieen ad 1) und 2) erfolgt für jedes der 
denielben angebörenden Güter oder Grundftüde befonders; die Entihädigung 
der letzteren Kategorieen befteht in einem für beide gemeinfam feftzuftellenden 
und demnächſt auf Die betreffenden einzeln Güter oder Grundftüde und bie 
berechtigten Städte zu vertbeilenden Geſammtentſchädigungs-Kapitale. 

Rüdfihtlih der DVertheilung diefes Entihädigungs » Kapitals beftimmt 
$. 18 des Geſetzes vom 21. Mai 1861: 

„Das Entihädigungs-Kapital wird auf die zur Theilnahme daran 
berechtigten Befiger befreiter oder bevorzugter Grundftüde gleiche 
mäßig nah Verhältniß deffen vertheilt, was fie vom 1. Januar 
1865 an neuer Grundjteuer gegen die bisher von ihren Gütern 
und Grundftüden ſchon zur Staatsfaffe entrihteten Grundfteuern 
und grundfteuerartigen Abgaben mehr zu übernehmen haben. Bei 
diefer Vertheilung find nur Diejenigen Städte zu berüdjichtigen, 
denen in Gemäßbeit des $. 17 ein Anſpruch auf Theilnahme an 
dem Entihädigungs-Kapitale zuerkannt ift. 

„Der biernad auf eine ſolche Stadt treffende Ent- 
Ihädigungsbetrag wird der Stadtgemeindeüberwiejen, 
deren von der Regierung zu beftätigenden Beidhlujfe 
es vorbehalten bleibt, ob und in welcher Weiſe die Ent— 
ſchädigungsſumme auf dieeinzelnen Bejigerder Grund« 
ftüde in der Feldmarf nad Maßgabe der ihnen aufer- 
legten Grundfteuer zu vertheilen ift.“ 

In dem allegirten $. 17. ift beftimmt, daß die Negierung die Verfol- 
gung der Aniprüde der Städte auf Theilnahme am Entihädigungs-Kapitale 
zu veranlaffen und über jeden ſolchen Aniprud zu enticheiden habe, vorbe— 
baltli der auf einen von der Stadt erhobenen Nefurs von der in dem Ge- 
jege angeordneten Grundfteuer-Entihädigungs-Kommiffion zu erfolgenden defi« 
nitiven Entſcheidung. 

Ueber die Interpretation und Ausführung des Alinea 2. des $. 18. find 
folgende Beſchwerden reip. Petitionen beim Haufe der Abgeordneten einge 
gangen, welde bie unterzeichnete Kommilfion in der Sipung vom 15. Fe 
bruar er. unter Theilnahme des Herrn Geheimen Ober-Finanzraths v. Am— 
bronn ald Vertreters des Finanz Minifteriums ihrer Berathung unterzogen hat. 

1) Der Ziegelei-Befiger Firfon zu Polzin erfuht das Abgeordneten, 
haus, dahin wirken zu wellen, daß die Königliche Negierung die Stadtverord- 
neten-Berfammlung zu Polzin anweiſe, die Grundfteuerentihädigungs-Anges 
legenbeit einer nodhmaligen Beſchlußfaſſung zu unterbreiten. 

Die Kommunal» Behörden von Polzin haben übereinftimmend am 
30. Januar v. I. beſchloſſen, das der Stadt Polzin auf Grund des Geſetzes 
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vom 21. Mat 1861 überwieſene Grundfteuerntihätinungs - Kapital von 
3342 Rthlru. als Kämmerei-Vermögen der Kommune zu belaſſen. Bor ber 
am 18. Februar v. 3. erfolgten Beftätigung dieſes Beſchluſſes durch die Re— 
gierung zu Köslin bat die Majorität der Stadtverordneten den Beſchluß 
vom 30. Januar zurüdgenommen und die Vertbeilung des Entſchädigungs— 
Kapitals unter die Grundbefiger beichloffen. — Die Beſchwerden an die Re— 
gierung zu Köslin und das Ober Präfitium zu Stettin find zurüdgemieien, 
weil der übereinftimmende gültige Beihluß der Stadtverordneten und des 
Magiftrats vom 30. Januar v. I. mit Nedyt von der Negierung beftätigt 
fei, indem den Grundbefigern ein rechtlicher Anſpruch auf das Entidhädigungs- 
Kapital nicht zuftebe. Die an den Minifter des Innern gerichtete Beſchwerde 
ift zurücgewieien, weil bei Anrufung dieſer Inſtanz die im $. 76. der 
Städte-Drdnung für Beſchwerden in Kommunal:Angelegenbeiten vorgejhriee 
bene vierwöchentliche Präflufisfrift nicht gewahrt ift. — 

2) Der Aderbefiger Rienitz und Genofjen zu Soldin greifen den von 
der Regierung zu Frankfurt a. O. beftätigten übereinftimmenden Beſchluß des 
Magiftrats und der Stadtverordneten zu Soldin als ungeleglih an, wornach 
das der Stadt Soldin überwiejene Grundfteuer-Entihäidigungsfapital als 
KämmereisBermögen der Stadt verbleibt. Die bei der Regierung und dem 
Ober-Präfidium erhobenen Beihwerden find unter Hervorhebung ter ungün— 
ftigen Finanzlage der Stadt, der hiergegen an den Miniiter des Innern ges 
richtete Rekurs wegen Nichtinnebaltung der Präfufiofrift des $. 76 der 
Städte-Drdnung zurüdgemwiefen. Petenten wollen die Angelegenheit dem 
Minifterium zur Berüdfihtigung überwiejen haben. 

3) Die Stadtverorbneten und mehrere Grundbefiger zu Seelow erſuchen 
das Abgeordnetenhaus, zu veranlaffen, daß dem Beſchluſſe der Stadtverord« 
netensBerfammlung zu Seelow gemäß das der Stadt überwiejene Grund- 
fteuer-Entihädigungsfapital von 13,585 Rthlrn. nebſt 1,223 Rthlr. Zinfen an 
die einzelnen Grundftücs-Befiper nah Maßgabe ihrer Grundfteuer vertheilt 
werde. Dieſer Beihluß der Stadtverordneten-Berfammlung ift nämlih vom 
Magiftrate der Regierung zu Frankfurt a. D. zur Beftätigung eingereicht; 
die Verhandlungen find darauf dem Magiftrst mit der Auflage, feinerfeits 
einen formellen Beihluß zu faffen, und mit dem Wunſche, daß diefer nicht 
im Sinne der Stadtverorbneten ausfallen möge, remittirt. Zugleich 
fol nah der Angabe der sPetenten der Landrath des Kreiſes 
Loebus inftruirt fein, in Diefer Richtung auf den Magiftrat zu 
wirken. Der Magiftrat bat darauf beidloffen, die Entihädigungsiumme 
nicht zur Bertbeilung zu bringen, und ift die Negierung, nahdem die Stadt: 
verordneten bei ihrer Anficht geblieben, dem Beſchluſſe des Magiftrats beiges 
treten. Der durdgeführte Inftanzenzug ift ohne Erfolg geblieben; der Re: 
furd an den Minifter des Innern ift auf Grund des $. 76 der Städte 
Ordnung zurüdgemwiefen. 

4) Die Etadtverordneten zu Bublig, welche den Beihiuß gefaßt haben, 
das gelammte der Stadt überwiejene Grundfteuer -» Entihädigungs = Kapital 
unter die Grundbefiger zu vertheilen, wohingegen nad dem Beſchluſſe des 
Magiftrats, weldem die Königliche Regierung zu Stettin beigetreten ift, nur 
der vierte Theil im diefer Weile verwendet worden ift, beantragen eine Inter» 
pretation des Gejeped vom 21. Mai 1861 durch das Abgeordnetenhaus, 
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baben jebod gegen die Enticheidung der Negierung den Inftanzenzug nicht 
erſchöpft. 

5) Die Großbürger Roſenthal und Genoſſen zu Zehden, woſelbſt der 
Magiſtrat die Vertheilung des überwieſenen Eutſchädigungs-Kapitals an bie 
Grundbeſitzer und die Stadtverordneten-Verſammlung die Belaſſung deſſelben 
als Kämmerei-Vermögen beſchloſſen bat, (letzterem Beſchluſſe gemäß, welchem 
die Regierung zu Frankfurt a. O. beigetreten, iſt verfahren), beantragen, 
ohne den Inſtanzenzug durchgeführt zu haben, Remedur des eingeſchlagenen 
Verfahrens zu veranlaſſen. 

6) In Genthin bat umgekehrt die Stadtverordneten-Verſammlung die 
Vertheilung des der Stadt überwieſenen Grundſteuer-Entſchädigungskapitals 
auf alle grund» nnd gebäudeſteuerpflichtigen ſtädtiſchen Beſitzer, der Magiſtrat 
Dagegen die Erhaltung deffelben ald Kämmerei-Vermögen beihloffen, die Ent— 
Scheidung der Königlichen Regierung zu Magdeburg ift zu Gunften der letz— 
teren Anſicht erfolgt. 

Die Grundbefiger Wrede und Genoffen zu Genthin beantragen Die 
Aufhebung des Beichluffes der Negierung zu veranlaffen, nachdem fie mit 
ihrer Beichwerde über denjelben vom Dber-Präfidenten zurückgewieſen find, 
hiergegen jedoh an den Minifter des Innern nicht refurrirt haben. 

7) Die Aderbürger Wagner und Genoffen zu Glatz beſchweren fid 
über den von der Negierung zu Breslau beftätigten übereinftimmenden Ber 
ſchluß der ſtädtiſchen Behörden zu Glatz, wonach das diefer Stadt überwiejene 
Entihädigungs: Kapital als Kämmerei-Vermögen belaffen ift. Sie behaupten 
den Inſtanzenzug erihöpft zu haben. Ein beftimmtes Petitum ift nicht 
geſtellt. 

8) Der Stadtverordnete Friedrichs zu Granſee, woſelbſt nad dem von 
der Negierung zu Potsdam beftätigten Beihluffe der Stadtverordneten-Ber- 
fammlung und des Magiftrats die Entihädigungsfumme KämmereisBermögen 
verblieben ift, beantragt zu beſchließen, daß die ſtädtiſchen Grundbefiger zu 
Granſee, ebenſo wie die ländlihen Grundvefiger überhaupt ihre Entſchädigung 
zu erhalten hätten. Der Rekars des Petenten an den Ober-Präfidenten und 
Minifter gegen die Entſcheidung der Negierung ift nicht innerhalb der Prä— 
Hufivfrift des $. 76. der Städte-Drönung erfolgt und deshalb zurückgewieſen 
worden. 

9) Die Grumdbefiger Carl Päſch und Genoffen zu Auklam beantragen 
gegen den von der Regierung zu Stettin beftätigten übereinftimmenden Ber 
ſchluß der StadtverordnetensBerfammlung und des Magiftrats zu Anklam, wo— 
nad) das der Stadt überwiefene Grundftener = Entihädigungsfapital von 
11,162 Nıblrn. ala KämmereisVermögen der Stadt verbleibt, zu veranlaffen, 
daß die Vertheilung unter die durch Einführung der Grundfteuer mehr bes 
Iafteten Grundbefiper erfolge. Petenten heben bervor, daß ein großer Theil 
der Stadtverordnneten, welde feine Grundfteuer zablten, zur Sache intereifirt 
jeien und deshalb an der Beſchlußfaſſung nicht hätten tbeilnchmen dürfen. 
Petenten find mit ihrer Beſchwerde über die getroffene Entiheidung in allen 
Juſtanzen zurückgewieſen Seitens des Finanz-Minifters find fie auf den in 
der Städte Dridummg vom 30. Mai 1853 88. 76 ff. vorgeichriebenen Weg ver 
wieſen. In der abweilenden Verfügung des Ober-Präſidenten der Provinz 
Pommern wird für die Entfcheidung der Negierung der Umftand betont, daf 
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die frühere Eervitabgabe von ſämmtlichen Einwohnern von Anklam erhoben 
worden jei, während der Gemeinde es freigeftanden habe, Diejelbe den Grund» 
befigern allein zur Laſt zu legen. Vom Minifter des Innern find fie zurüd» 
gewiejen, weil die Präflufivfrift des $. 76. der Stadte-Ordnung nicht ges 
wahrt ift. — 

Den ſämmtlichen Petitonen find als weentlihe Beſchwerdepunkte die Bes 
bauptungen gemeinjam, daß materiell die Belaffung des den einzelnen Städten 
überwiejenen Grundfteuer-Entihädigungsfapitals als Kämmerei-Vermößen die 
Vorſchrift des $. 18. a. a. O. verlege, vielmehr in den vorliegenden Fällen 
das Prinzip des Grundftenerentihädigungs » Gejepes von 1861 es erheilde, 
daß eine Vertheilung diefes Kapitals an die durch Einführung oder Regulirung 
der Grundfteuer reip. Gebiudefteuer mebrbelafteten Grundbefiper reip. grunds 
und gebäudefteuerpflihtigen Befiger erfolge, — und formell daß die Berufung 
auf die vierwöchentliche Präckufio-Frift des $. 76. der Städte-Ordnung nit 
gerechtfertigt fei, da es ſich bier nicht um eine Gemeindeangelegenheit, jondern 
lediglih um BVertheilung des Grundfteuerentihädigungs » Kapitals durch Die 
ftädtiichen Behörden, als durd das Gejeg vom 21. Mai 1861 aufgeftellte 
Vermittler, reſp. um Rechtsanſprüche gegen die betreffenden Städte handle. 

Die unterzeichnete Kommilfion war dagegen in Webereinftimmung mit 
dem Herrn Regierungs-Kommiffar einftimmig der Anſicht, daß nah dem Haren 
Wortlaute und Sinne des $. 18. a. a. D. eine Vertheilung der der Stabt 
überwiejenen Grundfteuer » Entihibdigungsjumme nur dann ftattfinden darf, 
wenn, was in feinem ber vorliegenden Fälle zutrifft, die ftädtiichen Behörden, 
deren Mitglieder ungebunden dur beftimmte geſetzliche Beſtimmungen nad 
eigner Auffaffung über Gerechtigkeit, Billigfeit und Zweckmäßigkeit votiren, 
einen dahin gehenden Beſchluß gefaßt haben und dieſer von der Regierung 
beftätigt worden ift, fowie, daß mit der Ueberweilung des Entſchädigungs— 
betrages an die Stadt derjelbe einen Theil des ſtädtiſchen Vermögens bildet, 
den auf die Befiger der Grundftüde in der Feldmark zu vertheilen, die ftäd- 
tiihen Behörden unter Zuftimmung der Regierung das Recht aber nicht die 
DVerpflihtung haben, daß ſomit die Dispofition über diefen Betrag durdaus 
Gemeindeangelegenheit ift und bei NReflamationen über die Entſcheidung der 
Behörden rückſichtlich dieſes Betrages demnach die Präcluſiv-Friſt des 
$. 76. der Städte-Drdnung zu wahren ift. — 

Ein kurzer Rüdblid auf die Entftehung des $. 18. a. a. O. in 
jeiner jepigen Fafjung ftellt die Nichtigkeit dieſer Auffaffung außer allen 
3 weifel. 

Zunächſt ift ins Auge zu faffen, daß die bisherigen Befreiungen und 
Bevorzugungen in den nah 88. 4, 7, 17 und 18 des Gejepes vom 21. Mai 
1861 entihädigungsberehtigten Städten nicht auf einem privatrechtlichen Titel, 
jondern auf einem ftantsrehtlihen Fundamente beruhten, und die Königliche 
Staatsregierung in Uebereinftimmung mit der Landesvertretung immer an der 
unzweifelhaften Berechtigung des Staates feftgebalten hat, die durch dieje 
Devorzugungen hervorgerufenen Ungleichheiten in den Bejteuerungsverhältni fjen 
des Grund und Bodens ohne Verpflihtung zur Entjhädigung im 
Wege der Gejepgebung zu bejeitigen. Die Entſchädigung für die Befeitigung 
diejer Befreiungen und Bevorzugungen ift lediglich aus Gründen der Billig: 
feit und Zwedmäßigfeit durch das Gejeg zugelafien. — 





16 


Der erfte dem Landtage im Jahre 1852 vorgelegte und wieder zurüdge- 
zogene Entwurf beftimmte in $ 7 über die Verwendung des den Städten 
zu überweijenden Entihädigungss Kapitals: 

„Ueber die Verwendung wird das Erforderlihe für jede Stadt 
durh ein Negulativ feftgeftelt, welches nad vorgängiger Vers 
nehmung der ftädtiihen Behörden (Magiftrat und Gemeinderath) 
von den Miniftern ded Innern und der Finanzen zu erlaffen ift. 
Als Regel joll hierbei gelten, daß, jofern nicht eine befjere Ver— 
wendung des Entihädigungs-Sapitals im Interefje der betheiligten 
Grundbefiger vorgejhlagen werden fann, deſſen Vertheilung auf 
die einzelnen Grundbefiper nah Maßgabe des Betrages der ihnen 
auferlegten Grundfteuer erfolgen muß.“ 

Es ift bier der Anjprud der einzeln ftädtiihen Grundbefiger auf 
Theilnahme an dem durch das Geſetz zugebilligten Entſchädigungs-Kapitale 
als Regel aufgeftellt, und nur wegen der Unflarheit und Verſchiedenheit in 
der Entwidlung und den zeitigen Verhältniffen der Städte in dieſer Hinſicht 
die ſpezielle Dispofition einem Regulativ für jede Stadt überlaſſen. 

Noch weiter gebt im Sinne der Petenten der im Jahre 1859 dem 
Haufe der Abgeordneten vorgelegte Entwurf, indem berjelbe in $ 6, Alinea 2 
vorſchreibt, 

„daß der für die ſtädtiſche Feldmark feſtzuſtellende Entſchädigungs— 
betrag auf die einzelnen Beſitzer der Grundſtücke in den betreffenden 
ſtädtiſchen Feldmarken nach Verhältniß der neu auferlegten Grund— 
ſteuern zu vertheilen ſei.“ 

In ganz gleicher Weiſe beſtimmt der Entwurf von 1860 die Anſprüche 
der einzeln Beſitzer der Grundſtücke in den ſtädtiſchen Feldmarken. 

In den Kommiſſions-Verhandlungen wurde bereits 1859 gegen dieſe allegirte 
Beſtimmung des $. 6 bemerft, daß, wiewohl die bisherige Belaſtung der 
einzeln Städte, z. B. ber Servispflichtigen und des Sächſiſchen als ungleich 
und ungerechtfertigt anerfannt jei, dieſelbe doch bei Berechnung der Ents 
Ihädigung zu Grunde gelegt werde, daß die Befiger der Grundftüde in den 
Feldmarken viel zu hoch befteuerter Städte feine Entihädigung oder doch 
eine viel geringere erhielten, als die der Grundjtüde in den Feldmarken bis— 
ber ohne Grund begünftigter und zu niedrig befteuerter Städte und demnach 
die Ungleihheiten in den Entihädigungsbeträgen perpetuirt würden und der 
Zufall enticheide. Der $. 6. gehe jedann von der Annahme aus, daß die 
bisherige Grundfteuer (Servis u. |. w.) der Städte auh auf den Liegen: 
ſchaften der Feldmark gehaftet habe und diejen zur Laſt zu fchreiben jei, 
Dies ftehe aber mit den wirklichen BVerhältuiffen infofern in Widerſpruch, 
als in vielen Städten eine Radicirung der auf der Stadt im Ganzen haf- 
tenden Grundfteuer auf die einzeln Grundftüde niemals oder doch nur in 
einem beftimmten Theile ftattgefunden habe, vielmehr die Grundfteuern durch 
Heranziehung des Kämmerei » Vermögens und anderweite Befteuerung aufge 
bracht worden ſeien. In jolden Städten jeien aljo die Liegenichaften der 
Feldmark thatſächlich fteuerfrei oder doch nicht in dem Berhältniffe zum 
Grundfteuerbetrage der Stadt im Ganzen belaftet, — Die Konjequenz der 
Gründe, welde die Gewährung einer Entidädigung überhaupt rechtfertige, 
fünne aljo nur dahin führen, entweder die Grundftüde in der Feldmark 
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gleih den ländlichen Liegenichaftan lediglih nad ihrer inbivibuellen bis— 
berigen Belaftung im Vergleich mit ber fünftigen Belaftung in Betracht zu 
nehmen, — oder wenn der auf der Stadt im Ganzen baftendr Grundfteuer- 
betrag maßgebend fein jolle, auch die Entihädigung ber Stabt im 
Ganzen zuzubilligen. 

Bei der Berathung in der Kommilfion des — 77 im Jahre 
1560 wurden dieſe Gründe gegen die Regierungs-Vorlage wiederum geltend 
gemadt, und als Grund für die Ueberweiluny der Entihädigung an bie 
Stadtgemeinden als folde hervorgehoben, daß biefelben in Folge der neuen 
Gebäudefteuer nicht felten ihren Haushalt verändern und beftehende Grund» 
fteuererträge ganz oder theilweije aufgeben müßten. Widerſprochen wurde biejer 
Anfiht aus dem Grunde weil die in Rede ftehende Entihädigung nur durch 
die Nothwendigfeit einer Erleichterung der neu zu Belteuernden ‚gerechtfertigt 
werden fünne Nachdem der anweſende Finanz» Minifter fih für die Ueber: 
weilung der Entſchädigung an die Stadtgemeinden als joldye, welche bisher, 
und nicht die einzeln Grundftüdsbefiger dem Staate ale Steuerpflichtige gegen- 
übergeftanden hätten, ausgeiproden, wurde die Regierungs-Borlage von ber 
Kommilfton dahin abgeändert: 

1) Daß in Alinca 1. des $. 6. ftatt „In Fällen dieſer Art ift der 
u. ſ. mw. Betrag den Beſitzern der die ſtädtiſche Feldmark bil 
denden Grundftäde in ibrer Gefammtbeit als Entihädigung 
zu gewähren“ gelegt ift: 

„Sn Fällen diefer Art ift der u. ſ. w. Betrag der betref- 
fenden Stadtgemeinde als Entihädigung zu gewähren.“ 

2) Daß ftatt des oben aufgeführten Alinen 2. des $. 6. der Schluf- 
jag lauter: 

„Ob und in welder Weile die Entſchädigungs— 

jumme auf die einzelnen Bejiger der Grundftüde 

in der Feldmark nah Maßgabe des Betrages ber 
ibnen auferlegten Grundfteuer zu vertheilen ift, 
wird durch Gemeindebeihluß feftgejegt.“ 

In dieſer Faſſung ift der $. 6. darauf auch in der Plenar-Sigung 
des Abgeordnetenhauies angenonmen. 

Der Regierungs-Entwurf von 1861 hatte dieſes Prinzip nunmehr aud 
adoptirt und beftimmte in 8. 9.: 

„Der biernad auf eine ſolche Stadt treffende Entihädigungs: 
betrag wird der Stadtgemeinde überwiejen, deren Bes 
ichlujie es vorbehalten bleibt, ob und in welder Weije 
die Entihädigungsjumme auf die einzelnen Befiper der 
Grundftüde u. ſ. w. zu vertbeilen ift.“ 

Das Herrenhaus bat darauf die betreffende Beftimmung in den $. 18, 
verlegt und hinzugeſetzt: 

„Deren von der Regierung zu beftätigenden Be 
ichluffe, — 

In dieſer Faſſung iſt der Eutwurf angenommen und Geſetz geworden. 

Der Geſebgeber bat alſo unter Darlegung der Gründe, in 
klaren Werten den Grundjag der Gefeg-Entwürfe von 1852, 1859 
und 1860, daß die Entihädigung lediglich den mebrbelafteten 
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Grundbejigern der Feldmarf gebühre, verlaſſen und ſich zum 
entgegengejegten befaunt, daß die Entihädigung der Stadtge, 
meinde zu überweilen jei, mit der Mobdififation, daß diefelbe 
unter Zuftimmung der Regierung beredtigt aber nicht verpflichtet 
fei, den Entihädigungsbetrag zur Vertbeilung unter die Beſitzer 
der Grundftüde in der Feldmark zu bringen. 

Hieraus folgt mit Nothwendigfeit, daß die der Stadt, melde als 
joldye früher dem Staate fteuerpflichtig gegenüberftand, mit dem Borbehalte, 
zu bejchließen, ob überhaupt und in welcher Weile eine Bertheilung an bie 
Grundbefiger ftattfinden jolle, überwielene Entſchädigungsſumme eine mweiente 
lihe GemeinderAngelegenbeit repräfentirt, und ber betreffende Beihiuß Seitens 
der ſtädtiſchen Behörden, die Einbelung der Beſtätigung der Regierung, das 
Verfahren beim Diffenje der ſtädtiſchen Behörden, die Neflamationen gegen 
den von der Regierung beftätigten Gemeinde-Beſchluß lediglich nach der Städte— 
Ordnung zu beurtbeilen find, und demnad die Berufung auf $. 76 derielben 
gegen diejenigen Refurrenten, welhe gegen die Entiheidung der Regierung 
reip. des ObersPräfidiumd die präflufiviihe Friſt nicht gewahrt haben, durch— 
aus zutreffend ift. 

Aus diefem formellen Grunde ſchon, der bei allen Petitionen, in weldyen 
überhaupt der Nefurs an den Minifter des Innern behauptet ift, durchſchlägt, 
dürften diejelben eine weitere Berückſichtigung nicht verdienen. 

Aber auch hiervon abgejeben, fünnen bei der klaren Lage der Geſetz— 
gebung die Petitionen feinen Erfolg baben. 

Das Geſetz hat ter Stadtgemeinde das Recht ertbeilt, nad freiem Gr» 
meſſen Beihluß zu fallen, ob das Grunditeners-Entihädigungs- Kapital unter 
die Grundftücsbefiger der Feldmark vertbeilt wird; der bejahende Beſchluß 
bedarf zu feiner Gültigkeit der Beltätigung der Negierung; es liegt nun fein 
Fall vor, daß Seitens einer Stadtgemeinde Die VBertbeilung beichloffen worden 
it; in allen Fällen hat die Regierung den negativen Beſchluß der ſtädtiſchen 
Kollegien oder im Falle des Diſſenſes zwiſchen Magiſtrat und Stadtverords 
neten = Verfammiung auf Grund der Stätte» Drdnung denjenigen Beichluß, 
welder fih gegen die Vertheilung ausiprad, beftätigt. 

In der Petition der Stadtverordneten zu Seelow ift zwar behauptet, 
daß in der Einreihung des auf Vertbeilung des Entihädigungs » Kapitals 
lautenden Beſchluſſes der Stadtvererdneten durch den Magiftrat bebufs Be— 
ftätigung am die Negierung Die Zuftimmung des Magiftrats enthalten ſei; 
unzweifelhaft war aber Tie Regierung berechtigt, einen formellen Beſchluß 
des Magiftrats zn verlangen; Diejer ift gegen die Anficht der Stadivers 
erdneten ausgefallen und von der Megierung auf Grund ihres Rechts 
zur Eniſcheidung bei diffentirenden Beſchlüſſen der beiden ftädtiichen Kollegien 
beftätigt. Aber jelbft wenn ein übereinftimmender Beſchluß derielben auf 
Vertheilung vorgelegen hätte, war die Entiheidung, cb auf die Grundbefiger 
der Feldmark der Entihädigungsbetrag zu verteilen war, in der Hand der 
Regierung, deren verlagte Beftätigung das definitive Neiultat gehabt hätte, 
das die Entihädigungsiumme als Kämmerei » Bermögen der Stadt verblieb. 
Um jo unzweifelbafter ftebt feſt, daß im Dem vorliegenden Fällen dur Lie 
Beſtätigung Der negativen Beſchlüſſe der Stadtgemeinden Seitens der Kö— 
niglichen Negierungen, daß durch die Eutſcheidung der vom Geſetze berufenen 
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Behörden nah Ablauf der prächufiviihen Reklamations-Friſt, rüdfihtlih des 
Grundfteuerentihädigungs-Kapitald gegen die Petenten in analoger Weife die 
Folgen eines rechtskräftigen Erkenntniffes vorliegen. — 

In der Kommilfion wurde hervorgehoben, daß, wenn Seitens der Re— 
gierungen aus Dem an fid gewiß lobenswerthen Drange, den Kommunen 
Bermögen zu verschaffen, wie behauptet, auf die Beichlüffe derfelben einge- 
wirft fei, dieſes befonders in Hinblid auf das der Regierung vorbehaltene 
Beftätigungsrecht ebenfowenig Anerkennung verdiene, ald wenn die Beftätigung 
der Beſchlüſſe der Stabtgemeinden lediglich aus obigem Motive ohne rechtliche 
Würdigung der thatſächlichen Verhältniffe — (eine ſolche ift offenbar durch 
die Einſchiebung des „Beſtätigungsrechts“ der Regierung, welche nad 8. 17. 
bed Geſetzes vom 21. Mai 1861 bereits vorher mit der Prüfung ber An— 
ſprüche der Städte beauftragt ift, im Gelege beabfitigt,) — erfolgt, — bei 
der nachgewieſenen Haren Lage der Gelepgebung jedoh fand fih die Kom— 
miſſion au abgejehen von ver Mangelbaftigfeit des vorliegenden Materials, 
nicht veranlaßt auf die möglichen Motive der Beihlüffe der Stadtgemeinden 
und der Enticheidungen der Negierungen einzugehen und deren Angemefjenbeit 
zu erörtern. 

Einzelne Entiheidungen werden, bejonders wenn in verichiedenen Stadt» 
gemwinden verschieden ohne redtlihe Windigung der Berbältniffe verfahren 
wird, verlegen und Unzufriedenheit erregen; es ift das hart, aber nad dem 
Geſetze nicht zu vermeiden, da feine Stadtgemeinde veranlaßt werden fann, 
die Vertheilung des Grumdfteuerentihädigungs: Kapitald auf die Grundftüds- 
befiger der Feldmark zu beichließen, und die Betätigung eines negativen Bes 
Ichluffes der Stattgemeinden durch die Regierung nad Ablauf der Rekursfrift 
definitive Zuftände ſchafft. 

Die Kommilfion für das Gemeindeweſen vereinigte fih ohne Widerſpruch 
zu dem Antrage: 

Das Haus der Abgeordneten wolle bejchliegen: 
„über die aufgeführten Petitionen unter Bezugnahme auf 
die Lage der Geſetzgebung zur Tages-Ordnung überzugehen.“ 

Berlin, ten 24. Februar 1869, 


Die Kommiffion für das Gemeindewejen. 
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Bericht 


Kommiſſion zur Prüfung des Staatshaushalts- 

Stats über die Statsüberfchreitungen und außer: 

etatsmäßigen Ausgaben für die Jahre 1866 und 
1867. (Nr. 65. der Druckſachen.) 


J der Sigung vom 5. Juni 1862 beſchloß das Haus der Abgeordneten 
auf einen Bericht der Budget-Kommilfion (Drudjaden Nr. 63. VII. Legisl. 1. 
Seifion 1862), die Staats » Negierung aufzuferdern,, die Nachweiſung der 
etwaigen Etatsüberiyreitungen und jonftiger ertranrdinairer Ausgaben, welche 
in dem Staatshaushalts-Etat gar nicht vorgefeben find, alljährlih nad er— 
folgtem Rechnungsſchluß in der nächſten ordentlichen Seſſion des Landtages 
zur nachträglichen Genehmigung vorzulegen. Die Staats » Regierung erflärte 
ih damit einverftanden. Ihrer Zuſage entipredhend, legte fie in der Seſſion 
von 1862 —63 zum erften Male die Nachweiſung der Etatsüberihreitungen 
und auferetattmäßigen Ausgaben, und zwar für das Jahr 1861, von der 
allgemeinen Rechnung gelondert vor (Drudjahen Nr. 17. VII Legisl. II. 
Selfion 1863). Für die Jahre 1862—65 fam ein gefegliher Etat nicht zu 
Stande; es gab aljo aud feine Gtatsüberichreitungen und außeretasmäßigen 
Ausgaben. 

Auch für das Jahr 1866 feylt ein geieglicher Etat im gewöhnlichen 
Sinne des Wortes, indem ber Staats-Regierung durd das Geſetz nur eine 
Pauſchſumme von 154 Millionen Ntblen. zur Verfügung geftellt wurde. Erft 
der Etat für 1867 iſt in regelmäßiger Weile feftgeftellt worden, und Die 
Staats-Regierung hat die Nachweiſung der vorgefommenen Etats-Ueberſchrei— 
tungen und auferetatämäßigen Ausgaben nunmehr auf Grund einer Aller: 
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höchſten Ermächtigung vom 21. November v. I. rechtzeitig zur nachträglichen 
Genehmigung vorgelegt. Gleichzeitig damit ift auch eine Nachweiſung ber 
analogen Ausgaben für das Sahr 1866 zu demjelben Zwed übergeben. Indeß 
beichränfen fi dieje beiden Nachweiſungen auf die Ausgaben für die alten 
Landestheile, und der Kommifjarius des Finanz Minifters gab in der Kom— 
miffion darüber die Erklärung ab, dab die Feftftellnng der Rechnungen für 
die neuerworbenen Landestbeile noch micht fo weit vorgerüdt jei, um eine 
genaue Ueberſicht der Etats-Ueberſchreitungen liefern zu können, weil die dor- 
tigen Rechnungs » Kommilfionen die Arbeit nicht zu ſchaffen im Stande ges 
weien feien; die Negierung beabfihtige daher die Etats-Ueberſchreitungen der 
neuen Provinzen mit der Allgemeinen Rechnung der betreffenden Sabre zur 
Genehmigung vorzulegen. 

Außerdem übergab derjelbe im Namen des Finanz-Miniſters den beifol- 
genden in der Anlage A. gedrudten Nahtrag zu der Nachweiſung für 1867 
mit dem Grjuchen, über denjelben gleihfalls an das Haus zu berichten. Die 
Kommilfion hat feinen Anftand genommen, diefem Wunſche nadhzufommen; 
fie wird an den entiprehenden Stellen ihres nachſtehenden Berichtes die be» 
treffenden Ausgaben beiprechen. 

Die Aufftelung der Nahweilung für 1866 ift faft durchweg in recht 
überfichtlicher Weile geichehen. Für 1867 ift eine etwas gedrängtere und da— 
durd auch weniger Hare Zufammenftellung geliefert; man bat in den einzel: 
nen Fällen nur die Kapitel und Titel ohne weitere Bezeihnung angegeben, 
weil in demſelben Hefte eine Ueberſicht ſämmtlicher Einnahmen und Ausgaben 
des Zahres gegeben wurde. Xepterer Umftand geftattet allerdings in höherem 
Maaße, als im einer ijolirten Vorlage, welde nur die Etats-Ueberſchreitungen 
enthält, die VBergleihung der in den einzelnen Verwaltungszweigen ftattgefun« 
denen Verwendungen und Vereinnahmungen. 

Sollte diefer Modus auch für die folgenden Fahre beibehalten werden, 
wie aus der Denkihrift des FinanzeMinifters im Gingange zu den Nachweis» 
jungen für 1867 (5. 1) bervorzugeben ſcheint, jo findet fih dagegen nichts 
einzuwenden; nur muß Die unterzeichnete Kommilfion den ſchon in früheren 
Berichten (1859. Druckſ. Nr. 180. ©. 17. — 1862, Drudi. Nr. 168. 
S. 17. — 1863. Drud). Nr. 170, ©. 3. — 1869, Drud. Nr. 272. ©. 2.) 
niedergelegten Wunſch wiederholen, daß die Motivirung ber einzelnen Mehr: 
ausgaben in einer mehr gleihförmigen und eingehenden Weife geliefert werbe 
und nicht jo kurſoriſch ausfalle, wie es beifpieläweije bei der Bergverwaltung 
der Fall geweien iſt. Je forgfältiger die Motivirung der Etats » Heberfchrei» 
tungen und auferetatsmäßigen Ausgaben erfolgt, um jo jchneller und befjer 
fann die Arbeit der Budget-Kommiffion und des Haufed gethban werden; für 
die Negierung erledigt fih dadurdh bis zu einem gewiſſen Maafe bie Aufs 
gabe, die Allgemeine Rechnung mit Detail-Belägen auszuftatten. 


1866, 


Die Summe der auf ©. 52—53 und ©, 68 nachgewieſenen Etats— 
überfchreitungen und außeretatsmäßigen Nusgaben beträgt 
45,027,875 Nıblr. 10 Sgr 6 Pf. incl, 160,265 Rihlr. 9 Sgr. 
aus der Reftverwaltung pro 1865 et retro. 





Hiervon fommen auf: 


a) Betriebsausgaben 3,812,079 Rthlr. 6 Sgr. 8 Pf. 
b) Dotationen 2. ,„ 16.5, 8% 
ce) Berwaltungsausgaben 1,3807738 „ 2, 5, 
d) Hohenzollernſche Lande 5010 „ 18 „ 11, 
e) Einmalige und außerordent- 

lihe Ausgaben 441 „ % „ 2 


u 
Summa 5,249,549 Rthlr. 3 Sgr. 4 Pi. 
f) Außeretatsmäßige Ausgaben 
incl. 160,252 Rthr. 9 Sgr. 
aus der Neftverwaltung 39,778,326 „ T „2, 
Gelammtjumme 45,027,875 Rthlr. 10 Ser. 6 Pf. 
Eine Vergleihung diefer Summen mit den Beträgen der Vorjahre, wie 
fie jonft gewöhnlih von der Budget-Kommilfion geliefert ift, und wie fie be 
fonders geeignet ift, um ein Bild von der Drdnungsmäßigfeit der Finanzvers 
waltung des Landes zu geben, läßt fid) diesmal aus einem doppelten Grunde 
nicht anftellen. Einmal fehlen entſprechende Zahlen aus den 4 voraufgegangenen 
Jahren der budgetlofen Zeit; zum anderen Male handelt es fi um ein Kriegsjahr, 
in welchem mande Ausgabe zurüdgeftellt, manche andere dagegen gemadt wurde, 
wie ed in gewöhnlichen Zeiten nicht der Fall gewejen jein würde. Die Nachweiſung 
umfaßt einen großen Theil der Kriegsausgaben, führt jedoch diejenigen, welche auf 
Grund bejonderer Gelege gemacht worden find, nur ante lineam (S. 68.). 
Gine Weberfiht der ertraurdinairen Ausgaben in Folge des Krieges 1866 
findet fih in der Anlage B. Im der Vorlage der Staats-Regierung find in 
der Linie ausdrücklich aufgeführt: 
als Ausgaben aus Anlaß bes Krieges . 35,579,593, 2. —. 
als jonftige ertraordinaire Ausgaben -. .  1,292,513. 24. 5. 
aus der Reftverwaltung (Dänifcher Krieg) 160,252. 9. —. 
im Ganzen 37,032,359. 5. d. 
Allein zahlreiche andere Verwaltungszweige, z. B. die Poſt-, Telegraphen- 
und Eijenbabn» Verwaltung, das auswärtige Minifterium, weiſen beträchtliche 
Mehrausgaben unmittelbar aus Anlaß des Krieges auf; felbft die Juftizver- 
waltung ift davon nicht verjhont geblieben. Es liegt daber auf der Haud, 
daß Vergleihungen mit weiter zurüdfiegenden Vorjahren ganz unzuläffig find. 
Uebrigens mag bemerft werden, daß ein großer Theil der in Folge des Krieges 
berbeigeführten Ausgaben erft im Jahre 1867 zur Berrehnung gefommen find. 


A. Betriebs:, Erhebungs: und VBerwaltungsfoften und 
Laſten der einzelnen Cinnahme:Zweige. 
l. Domainen (Seite 4.) Kapitel 1. 
Die Etatsüberfchreitungen betragen bei: 
a) Tit. 3. Koften der Ortöpolizei und der 
geiftlihen und Schul-Berwaltung 9,776 Rihlr. 22 Sgr. 9 Pf. 


b) Tit.4. AımensAnjtalten u.milde Stiftungen 180 » 29 = 1. 
e) Tit. 5. Palfivrenten und Abgaben. . 6,6268 1 ⸗— ⸗ 
d) Tit. 8. Vermeſſungen und Bonitirungen WI =: A» Ar 
e) Zit. 10. Vermiſchte Ausgaben . » » 18226 » 19 =: 5. 
1) Tit. 11. Feſtungs-Revenũen-Kaſſe . - 2,3077 - 15 : 1. 


Summa . 837,797 Rthlr. 3 Sgr. 4 Pf. 
1 * 


| 
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Die Mehrzahl diefer Ausgaben ift in den Randbemerfungen ausreichend 
motivirt. Höhere Getreidepreife, neue Negulirungen und Berpflihtungen, 
Ausgaben der NeftsBerwaltung, Ausgaben in Folge neuer und vorher nicht 
zu veranjhlagender Anlagen u. ſ. w. werden aufgeführt. Nur ad f. ließ 
fi die Kommilfion eine genauere Nachweiſung vorlegen; es ergab id, daß 
der größere Theil der Mehrausgabe, nämlid 1070 Rthlr. für Umpflafterung 
einer Wegeftrede innerhalb der Feftungswerke zu Weſel, zu deren Unterhaltung 
der Domninen- Fiskus rechtlich verpflichtet ift, und andere Kleinere Summen 
in Felge der Armirung der Feftungen in Schlefien und Sadjen für Abhol: 
zung, Entihädigung für Graspadtungen u. |. w. verwendet worden find. 


2. Forſten (S. 4) Kap. 2. 


Dieje Verwaltung bat Mebrausgaben bei 
a) Tit. 5. Holzbauer und Rüderlöhne . 109,460 Rthlr. 8 Sgr. 5 Pfg. 
b) Tit. 6. Pajfiorenten und Abgaben. . 44,527 2 7 


" " n 
e) Tit. 12. Vermifhte Ausgaben . . » 47,724, 24 — ,„ 
d) Tit. 13, Korft-Kehranftalten. . . . 859 ,», 2, 9, 





Summa 202,601 Thir. 7 Sgr. 9 Pfg- 

Wegen der Mebhrausgabe ad a. ift auf entipredende Mehreinnahme ver— 

wiejen und diefelbe durch ftärfere Aufarbeitung von Stock- und Reifighölzern 
begründet. 

Es entjtand bier die Frage, ob der vermehrte Einſchlag wirthſchaftlich 

gerechtfertigt jeir Der Herr Üegierungs =» Kommiffar übergab nachftehende 


Ueberficht von dem Solzeinfchlage in den Staatsforiten für die Jahre 1865,67. 








Auf je 100 Die Abnugung bat 
Der rehnungsmäßige Einfhlag war | Hiervon Kubitfuß Derb [FE Morgen Holz— 


iſt holz entfielen: ee 
Zah. verwertbet N — zu⸗ 
Derbholz. JReiſerholz. Stockholz. als Nun-le Reis Reis ſam⸗ 
Nutzholz. [ru] Std: fer« bolz.| ſer· nen 
bolz. | holz. FR holz. 
Kubikfuß. Kubikfuß. Kubikfuß. 


1865 |110,599,841| 26,375,927] 9,771,177| 34,990,858] 31,, 91 24115, | 5, ]20,, | Unter dem Eim 
von 1865 find | 

Reſte derj Ind 

1866 |102,049,777| 27,422,539| 11,849,086| 33,854,858] 33,, | 111 2714|] 5, J19,, | fraßhölzer ende 
| und rührt dab 
ftärfere Einſche 

14, | 40 [19,0 | efr. Die torltii 
Verhaͤltniſſe ? 

hend von Dt 

gen pag- 178% 


1867 |100,313,008| 25,505,455| 9,378,495| 30,160,335[ 30, | 9 


[3 
a 


Der Holzeinſchlag ſei unter der nachhaltig zuläffigen Abnupung noch 
zurüdgeblieben. Die Mehrausgabe erkläre fih, abgeleben von dem Steigen 
ber Arbeitslöhne und der ftärferen Ausſortirung von Nupbolz hauptſächlich daraus, 
daß, beionders in Folge der fortichreitenden Ablöfung der vorzugsmweife auf 


nn 
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Reiſer- und Stodholz ſich beziehenden Holzberechtigungen, mehr an Dielen 
Holzarten aufgearbeitet werde. Das Nüderlohn pro Klafter Stodholz bes 
trage aber durchſchnittlich 1 — 14 Rihlr., die Mehrgewinnung von circa 
2 Mil. Kubilfuß oder 50,000 Klafter Stodholz gegen das Jahr 1865 ers 
gebe allein Ihon ein Mehr von circa 62,000 Rthlru. 

Die Ausgabe ad b. beruht auf Ablöjungen von Natural-Nupungen und 
rechtlichen Verpflichtungen, die ad d. auf Mehreinnahme. Im Beziehung auf 
ce. findet fi eine Specififation der Ausgaben in dem Etat der Forftverwaltung 
pro 1869, Beilage B. S. 26— 27. (8 ergiebt fih daraus, daß die Mehr: 
ausgabe ſich hauptſächlich in zwei Pofitionen findet, auf welde jhon in frü« 
beren Jahren (1862. Drudi. Nr. 168. ©. 16. — 1863, Drudj. Nr. 170. 
S. 14.) die Aufmerkjamfeit des Hauſes gelenkt worden ift, nämlid in ber 
Ausgabe für ertraordinären Forſtſchutz und für Bertilgung ihädlicher Inſekten. 
Namentlid) der erfte Punkt verdient bei einer neuen Etats-Berathung die be— 
iondere Aufmerfjamfeit des Hauſes. 


3. Direkte Steuern (S. 6.) Kap. 4. 


a, Tit. 2. Gebäudefteuerr . » . . 2,135 Rthlr. 21 Syr. 6 Pi. 
b. „ 5. Gewerbefteuer. . . - 208 „ 15 4 
9 Saͤchliche und vermiſchte 
Ausgaben. » » . . 38869 „ 9 „5, 
Summa 41,208 Rthlr. 16 Spr. 3 Pf. 
Die Mebrausgaben ad a. und b. find durch Mehreinnahmen bedingt. 
Ueber die Ausgabe ad c. gab der Kommiffarius des Finanz = Minifters fole 
gende Ausfunft: 
Der Titel 9: „Sachliche und vermiſchte Ausgaben“ zerfällt in die Unter— 
Abtheilungen: 
Nr. 1. Amtsfoften, Diäten und Büreaubedürfniffe. 
Nr. 2. Grekutionsfoften. 
Nr. 3. Sonſtige Koften (Extraordinarium). 
Die Nr. 2. fommt bier nicht weiter in Betradt, da bei derjelben im Jahre 
1865: 651 Rthlr. 1 Sgr. 9 Pf. 
1866: 602 „3 9 


" n 


” n 


erjpart, im Jahre 

1864: 389 Rthlr. 7 Sgr. — Pi. 

1867: 5075 „8 „ 9, 
zwar mehr verauszabt find, Der legtere Betrag aber durch Uebertragung des 
Antheils an dem zu Beloldungss Berbefferungen Für Unterbeamte ausgeſetzten 
Fonds als Mehr» Ausgabe ericheint. 

Bei Nr. 1. (Amtefoften zc.) find nur beim Dauptamte für direfte Steuern 

zu Berlin Etats» Ueberichreitungen entſtanden. Denn es betrug: 


a b. ©. 
die etatö- die Zit- mithin 
— Ausgabe mehr: 
Rthlr. Rihlr. Rthlr. 
1864: 4,010 6,601 2,591 
1865: 6,576 13,998 7,422 


1866: 6,576 18,017 11,441 
1867: 6,576 19,006 12,430 


im Sabre 185°... 0.0.0. 75,004 Rtblr., 
—1866.... .. 60,022 ⸗ 
Eee 54,700 - 
1868.... 53,527 ⸗ 
. 1859..... AR . 
. .: 160 „0... 2.0. 38,779 ⸗ 
=. 1861..... AR - 
e 0: 182 ..2..20.. 460 
„=: 186 0.0000 88564 = 
— IH 2 HM » 
in 10 Iabeen . 0 0. 0.0. 491,587 Kıble, 


alſo durchſchnittlich pro Jahr 49,159 Rihlr. Die Girkular-Berfügung vom 
21. Auguſt 1865 bat die Remiſſionen auf wirkliche Nothfälle beſchränkt und 
es ſind gewährt worden 
im Sabre 1865. . 827 Rihlr. 27 Sur. 2 Pf. 
2 a 1866.. 6277 , Ir oo 
in A Se 


im Ganzen 7,732 Ntblr. 16 Sar. 6 Pf. 


wovon jedvoh nur 5615 Rthlr. 15 Sur. 1Pf. wirkliche Remiſſionen, 
2117 Rthlr. I Sgr. 5 Pf. dagegen Koften für die Ermittelung des Ber 
bürfniffes in den einzelnen Fällen find. 

In der Kommiljion wurde anerfannt, daß die Regierung in gutem 
Glauben und nah Grundſätzen der Billigfrit gehandelt habe, indem fie bis 
zum Sabre 1867 noch Remilfionen gewährt habe. Nur erjdien es unbillig, 
daß die weltlichen Provinzen, die ihre eigenen Remiffionsfonds gebildet hatten, 
für die öftlichen mit bezablen follten; ja es wurbe bie Frage angeregt, ob 
nicht gegenwärtig jene Bonds aufzulöjen jeien. Indeß einigte man fich jchlich- 
lid} dahin, die Genehmigung einfach zu empfehlen, da fein Verpflichteter nach— 
zuweilen jei, an den fi die Negierung balten könne; aud meinte man feinen 
Grund zu haben, den Vorzug der weſtlichen Provinzen, im Befite von Mes 
miffionsfonds zu fein, irgendwie ſchmälern zu follen, 


4. Sndirefte Steuern (S. 8.) Kap. 5. 


a) Tit. 6. PferderUnterhaltungsgelder der Zoll: und Steuerbeamten 

19,294 Rthlr. 18 Sgr. 11 Pf. 

b) Zi. 7. Sädlide Ausgaben der Zoll- 
und Steuer-Exrhbebung » . 3,768 = 14 =: 6° 

e) Zit. 11, Remunerationen und Unter: 
flügungen . x 2 200. 567 = 1 . 3 = 
d) Tit. 14. Gentral-Stemvel-Berwaltung 806 =: 13 = 8» 
Zumma 24,436 Rihlr. 28 Sgr. 4 Pf. 
Die Mehrausgabe ad a. ift durd höhere Autterpreife, die ad ec. und d. 
durch entiprechende Einnahmen begründet. Bereutend find nur die Ausgabe 
ad b., injofern dieſelbe weſentlich den Fonds zu Diäten, Fuhr- und Schiffs» 
begleitungs-KRoften betrifft, der um 12,728 Niblr. überjcritten ift. Die weis 
tere Erläuterung beſagt, daß in dieſer Höbe Zuſchüſſe an den Griraordinarien« 
Fonds ber Hauptämter wegen ber erforberlich gewejenen Aushülfe im Aufſichts- 
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und Abfertigungsbienfte und der Stellvertretung von Beamten gemacht werden 
mußten. Da nun in früheren Jahren über den Ertraordinarien-Fonbs ber 
Hauptämter eingehende Verhandlungen geflogen find (Drudjaden für 1862 
Nr. 168, S. 20., für 1863 Nr. 170. ©. 16.), und dad Haus in einem bes 
ſonderen Beihluffe die Regierung aufgefordert hat, diefen Fonds aufzulöjen, 
ſo erſchien es befremdend, ihn bier (und aud 1867) mit beträglichen Mebr- 
ausgaben wieder eriheinen zu fehen. Der Regierungs-Kommiffiarius gab 
jedoch die Erklärung ab, daß dies nicht der in dem Beſchluſſe des Haufes 
gemeinte Fonds fei, mit dem er freilih dem Namen nah übereinftimmt ; 
jener Fonds jei, dem Beichluffe des Haujes gemäß, vom 1. Ianuar 1864 
ab aufgelöft worden. Der gegenwärtige ſei eigentlih gar fein bejon» 
derer Fonds, fondern nur ein befonderer Zitel in der Rechnung der Haupt« 
ämter, in welden alle ertraordinairen Ausgaben aufgenommen würden. 
Zufhüffe aus anderen Gtatstiteln empfange ber Fonds nit mehr; bie Aus- 
gaben für fombinirte Stellen werden jo gebucht, daß der Betrag nad ben 
einzelnen Berwaltungszweigen getrennt aufgeführt wird. Mebrigens legte ber 
Regierungs:Kommiffar die Girfular-Verfügung bes Finanz» Minifterd vom 
21. Dezember 1863, welche die neue Einrihtung anordnet, in einem Druds 
Eremplare vor. 


5. Salz Monopol (©. 8.) Kap. 6. 


a) Zit. 1. Salz-Anfaufstoften 82,891 Rthlr. 2 Sgr. 7 Pf. 
b) Zit. 2. Tonnen und Säde 68,734 » 19 »- 10 » 
e) Tit. 7. Magazin-Arbeitslöhne u.f.w. 3,262 =» 13. 9» 
Summa 154,888 Kıhlr. 6 Sgr. 2 Pf. 
Bermehrter Salzabjag, höhere Garnpreife und Arbeitslöhne erläutern 
die Mehrausgabe. 


6. Münze (©. 8.) Kap. 9. 
a) Tit. 2. Perfönlihe Verwaltungsfoften 278 Rthlr. 12 Sgr. 6 Pf. 


b) Zit. 3. Sädlide ” 2,386 . 277» 10» 
c) Tit. 4. Perfönlihe Betriebätoften 40319 » 6 =: 3. 
d) Tit. 5. Sädlice . 1902 :> BB.» 1. 
e) Zit. 7. Berftärlung des Betriebs- 

Kapitals 10,197 5 6 


Summa 72,254 Xıhlr. 19 Sgr. PL. 

Die Mehrausgaben ad a —d find durch den ftärferen Betrieb der 

Münze herbeigeführt, die ade, entipriht dem Betriebö-Ueberfchuffe der Münze, 
welcher dem Betriebs-Kapital zufließt. 


7. Staatsdruderei (©. 8.) Kap. 10, 


a) Tit. 3. Löhne für Werkleute und 
Gehülfen . » » » 2. 21,761 Rtblr. 23 Sgr. 3 Pf. 
b) » 5. Sädlihe Ausgaben. . . 728856 » 16 » 4» 
ec) = 6, Unterhaltung der Gebäube 
und Maihinen . » x» . 9728 - 23 » 2» 
Summa 104,372 Rthlr. 2 Sgr. 9 Pf. 
2 
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Die Mehrausgaben ad a. u. b. find veranlaßt dur ftärferen Betrieb, 
die ad c. durch bauliche Einrichtungen und Beihaffung neuer Maſchinen. 


8. Poſt-, Gejepfammlungs- und Zeitungs-Verwaltung 
(S. 10.) Kar. 11. 


a) Tit. 1. Befoldungen und Remus 
nerationen 2 2 0. 55,438 Rthlr. 17 Sgr. 4 Pr. 


b) » 2. Landbriefträger . » „ 13801 = — — 9; 
ec) = 8. Andere perlönlice Aus— 
gaben . . . . 86159 = 9: —. 


d) «= 4 Bau und Unterhaftung 

ber Poftwagen . . .„ 113,867 » 12 =» 5« 
e) = 5, Poſt-Fuhrkoſten . . . 112861 =» 9 =» 2» 
f) = 6. Bergütungan Eiſenbahn⸗ 

Geelihaften . - - 4,752 » 11» 7s 


&) * 7. Bermifchte Ausgaben . 15,922 =» 24 = 2= 
h) = 8. Gentralverwaltung. Bes 
foldunden . - 157» 29 - 9% 
i) « 9. Eentralverwaltung. An⸗ 
dere perſönliche Ausgaben 207 » 19 . 8» 
k) » 14. Sädlihe Ausgaben. . 314,767 » 2 = Tr 


l) » 15. Erwerbung von Grund» 

ftüden, Bau und Unter- 
haltung von Pofthäufen 69,813 -» 17 =: 6« 

m) - 18. Reftitutionen aus der 
Einnahme. . - ..32,079 » 27 =» 11: 

n) =» 20. Dampfidiffs - Berbin- 
dungen . .. . BE 3 11⸗ 

0) = 21. Geſetzſammlung und Zeir 

tungs « Comtoir. — 
dungen . 766 62— 

pP) = 22. Desgleichen. Andere — 
ſönliche Ausgaben . . 66 » 12» 6% 

q) +» 28. Sädlihe und vermiichte 
Ausgaben . ... 6,78. — .: 5. 


Eumma 848,071 Rthlr. 24 Spr. 10 Pf. 


Die ganz ungewöhnlihe Höhe der Mehrausgaben wird bei der Mehr: 
zabl der Titel durch Beziehung auf den Krieg, Einrihtung von Feldpoften, 
Gntjendung von Beamten in die occupirten Gebiete, Einziehung von anderen 
jur Armee und dadurch motbwendig gewordene Stellvertretung, Sendungen 
für Die Armee u. |. w. motivirt. Die Kommilfion bat darauf verzichten 
müffen, auf die Einzelbeiten der Rechnung einzugeben. 

Nähere Erörterungen fanden nur über folgende Titel ftatt: 

Dei Tit. 1. ift die Mebrausgabe dadurd erläutert, daß theils zum Erſatz 
für aufgebobene fahrende Poften, theils zur Verſorgung neu eingerichteter 
Poftanftalten in vermehrtem Maaße Botenpoften eingerichtet find. Etwa 
der leptern find ganz neu eingeführt. Wenn den dadurch veranlaßten Mehr: 
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ausgaben feine entiprehende Minderausgabe in Tit. 5. (Beförderung der 
Fabrpoften) gegenüberfteht, vielmehr auch bier eine Mehrausgabe eingetreten 
it, To erflärt jih dies zum Theil daraus, daß eine bedeutende Zahl von Ge— 
Ipannen zur Grreihung der Truppen in den offupirten Gebieten hat entjendet 
werden müflen, zum Theil aus der Unzulänglichkeit der Etatsmittel, Seit 
dem Jahre 1864 find 642 Botenpoſt-Courſe eingerichtet, welche alle Arten 
von Poftiendungen befördern; die ichwereren Padete und die größeren Geld» 
ſummen werden durch Beiboten fortgeidhafft. i 


Die Mehrausgabe ad]. ift in margine erläutert dur den Anfauf von 
Bauftellen zur Erweiterung des Poftgrundftüds in Hamburg. Weitere Mit— 
theilungen des Negierunge-Kommiffars ergaben, daß im Jahre 1866 das eher 
malige Hannoverfhe, mit bedeutendem Fabrpoftbetriebe verfehene Poftamt in 
Hamburg mit dem Preukiichen verihmolzen wurde, auch die Uebernahme des 
Betriebes des Däniſchen und Tarisihen Poftamtes in fidhere Ausficht trat. 
Dazu reichten die alten Räumlichkeiten nit aus, und man entſchloß ſich zum 
Ankaufe neuer Bauftelen. Aus der Kommilfion wurde bemängelt, daß eine 
folche, offenbar außeretatsmäßige Ausgabe ala einfache Etatsüberjhreitung ge» 
führt werde; ein ſolches Verfahren verdunfele die Sachlage und geftatte der 
Regierung, gelegentlich innerhalb eines Gtatstiteld außerordentliche, nicht ger 
nehmigte Verwendungen zu maden, ohne daß die Yandesvertretung möglicher 
weile Kenntniß davon erlange. Seitens der Regierungs-Kommifjarien wurde 
bımerft, es ſei bisher bei der Poft » Verwaltung üblich geweien, die Baus 
Fonds aus einem Jahre in das andere zu übertragen, und man habe ange- 
nommen, daß damit der Verwaltung auch die Befugniß eingeräumt jei, neue 
Grundftüde zu erwerben. Aus diefem Grunde habe die Poft-VBerwaltung auch 
fein Ertraordinarium gebabt; erſt im Bundes-Etat jei für 1868 ein ſolches 
eingeführt worden. Mit Nüdfiht darauf glaubte die Kommilfion ih auf 
ein einfaches Monitum beichränfen zu dürfen. 


Der Mehrausgabe ad n. Steht eine äbnlihe in der Nachweiſung 
für 1867 in Zit. 20. (Seite 131) zur Seite. Kür das Jahr 1866 betrugen 
die Ausgaben: 

1) Für die bauliche Uuterhaltung des Dampf- 
ichiffes Pommerania (nebit innerem Umbau) 8680 Rihlr. 9 Sgr. 7 Pf. 
2) für die Seemannihaften . » » x... I » Be. 3“ 
3) an Betriebs» und fonftigen Koften . . 21,119 — a a: 
4) an die Schwebiihe Regierung für ein 
Schrauben» Dampfihiff für die Winter 


fabrten . 9,708 = Ir —_—. 





Summa 46,672 Rihlr. 3 Sgr. 11 Pf. 


Die Mehrausgabe füllt zum Theil auf die Pofition 1., zum Theil ift fie 
durd die ungenügende Ausftattung des Etats » Titels bedingt. Die ganze 
Ginrichtung beruht auf dem Vertrage vom 24.31. Juli 1864, und zur 
Zeit der Etats-Aufſtellung fehlte e8 noch an genügender Erfahrung. 

9» 
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9. Zelegrapben-Berwaltung (S. 12.) Kap. 12. 


a) Tit. 2. Betriebötoften. Andere per). Ausg. 14,065 Rthlr. 3 Sgr. 6 Pf. 
b) it. 3. Stationd » Einrihtungen und 

Berlegungen F 12,829 » Bu 0 
ce) Tit. 7. Berwaltungstoften. — 

Ausgaben 54814 » 7. 93. 
d) Zit. 9. Vermiſchte ae 3542 =: 8 » 6. 


Summa 85,251 Rthlr. 24 Ser. 9 Pf. 


Der Mehr-Ausgabe ftebt nur eine Mehr-Einnahme von 31,188 Rthlr. 
6 Sgr. 11 Pf. gegenüber. Nichts beftoweniger beantragt die Kommilfion 
die einfache Genehmigung, da dur die Vermehrung, Erweiterung und Ber- 
legung von Zelegraphen » Stationen eine zureihende Erklärung der Mehr- 


Ausgaben gegeben ift. 


10. Bergwerfe (S. 12.) Kap. 14. 


a) Zit. 1. Bejoldungen . 413 Rthlr. 12 Sgr. 1 Pf 
b) Zit. 2. Andere perlönlihe Ausgaben 1114 -: 15 - 1. 
e) Tit. 3. Sächliche Ausgaben 274 =: 19 » . 
d) Zit. 4. Petriebslöhne 708,680 » 1.11. 
e) Tit. 5. Betriebs -» Materialien er 

Utenfilien 25142. -6 2 . — ⸗ 
ſ) Tit. 6. Debita toften 21,553 -» 25 -: 7 = 
g) Tit. 8. Abgaben und Srundent- 

ſchädigungen . 20.18 = 9 =: 10 = 
h) Tit. 9. er zu uapiäfe 

Kaffen » 1263 » 2 : 9. 


Summa 


1,010,939 Rhlr. 18 Sgr. 7 Pf. 


Dieſe jehr beträchtliche Mehr- Ausgabe wird ſummariſch dadurd begründet, 
daß eine Mehr-Einnahme von 1,442,342 Rthlrn. 18 Sgr. 9 Pf. ftattgefunden 
babe. Die Kommilfion kann nicht zugeftehen, daß dies eine „reichliche* Webers 
tragung ſei. Cine genauere Nachweiſung ber Betriebsergebniffe findet fich in 

c. Anlage C. Die Förderung von Steinfohlen, der Hauptgegenftand des Be— 


— ttriebes, hat im Jahre 1866 um 1,053,077 Tonnen mehr, als 1865 betragen, 


dagegen ‚die Geld-Ausgabe 885,842 Rthlrn. mehr. Die Regierung erflärt die 


legtere durch die höheren Arbeitslöhne. 


11. Hüttenwerfe. (S. 14.) Kap. 15. 
82,375 Rthlr. 18 Sgr. 3 Pf. 


a) Zit. 4. Betriebslöhne. 


b) Zit. 5. Betriebsmaterialien 628313 - 9 —5— 
€) Kit. 6. Debitstoften 42,872 ⸗ 7 : 2 » 
d) Tit. 7. Bauten, Betriebö-Anlagen ıc. 49485 = 14 =: 4 » 


Summa 237,547 Nhlr. 9 Ser. 2 Pf. 


Die entiprehende Mebreinnahme beträgt nur 195,104 Rthlr. 4 Sgr. 
9 Pf., jo daß aljo die Verwaltung der Hüttenwerfe im Ganzen mit einem 


Verlufte gegen das Etats-Soll von 42,443 Rthlr. 4 Sgr. 5 


Pf. gearbeitet 


pn. __ bat. Eine genauere Nachweiſung der Produktion findet fi in der Anlage D. 
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Die Kommilfion beihränft fih auf eine Angabe dieſer Zahlen, da fie 
nod einen ihr vom Haufe am 17. Dezember v. 3. (Stenographiſcher Bericht 
©. 870.—71.) überwiejenen Antrag zu berathen bat, der dahin ging, die 
Regierung aufzufordern: 

Den Häujern des Landtags baldigft einen Gelep-Entwurf über 
die Beräußerung von fisfaliihen Berg», Hütten und Salinenwers 
fen, welche als Einnahmequelle dienen, vorzulegen. 

Bei dieſer Gelegenheit wird auch zu erörtern fein, bis zu weldem 
Maaße es fi) überhaupt empfiehlt, auf die Veräußerung von Hüttenmwerfen 
einzugehen, 


12. Salzwerfe (5. 14.) Kap. 16. 


a) Zit. 5. Betriebsmaterialien und 

Ütenfilien 23,423 Rthlr. 18 Sgr. 5 Pf. 
b) Zit. 6. Debitskoſten 10,26 - — ⸗ — ⸗ 
e) Tit. 7. Bauten und Betrieba-Anlagen 62 = 2 - 10 ⸗ 


Summa 33,712 Rthlr. 11 Sgr. 3 Pf. 


Bei diefem Kapitel bringt die Mebreinnahbme 153,537 Rtblr., io daß 
die durch gefteigerte Produktion herbeigeführte Mehrausgabe wohl begründet ift. 


13. Berwaltung des Bergmwejens (S. 14.) 


a) Kap. 17, Tit. 4. Minifterial« 
abtheilung, Unterhaltung ber 
Gebäude -. . 2 2 282 Rthlr. 8 Ser. 1 Pf. 
b) Kap. 19, Tit. 5. Außerordent» 
lihe Betriebs und Bau-Aut- 
DR: ne en 8 
ec) Kap. 19, Zit. 6. Außerordent- 
liche Berwaltungs- Ausgaben. 6241 „ 18 „ 8, 


Summa 20,020 Rihlr. 22 Spar. — Pf. 


Die Ausgabe ad a, ift durch die Berlegung der Dienfträume in das 
neue Dienftgebäude, die ad b. und c. duxch die Steigerung der Produktion ber 
dint, welche legtere eine entiprechende Vermehrung der auferorbentliben Bes 
triebö-, Bau⸗ und Berwaltungs-Nusgaben nöthig machte. 


1346 „5, 3, 


14. Eifenbahn-Berwaltung (S. 14.) 
A. Niederſchleſich-Märkiſche Eiſenbahn (Kap. 20). 

a) Zit. 2. Andere perfönlihe Ausgaben. 113,379 Rthlr. 3 Sgr. 3 Pf. 
b) Tit. 3. Sädlihe Verwaltungstoften 14,756 - +» 13» 9» 
e) Zit. 4. Unterhaltung und Erneuerung 

der Bahnanlage -» » » 84,626 ⸗ 2: 9 
d) Tit. 5. Koften des Bahntransports . 61,659 » 26 =» 9.“ 
e) Tit. 6. Sonftige Ausgaben . . . 231,796 + 4 « l » 


Summa 506,217 Rthlr. 10 Sgr. 7 Pf. 
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B. Berbindungsbahn in Berlin (Kap. 21). 


a) Kit. 2. Andere perjönliche Ausgaben 4,430 Rihlr. 7 Ser. 1 Pi. 
b) Tit. 3. Sächliche Verwaltungstoften 235 » 10. 5.» 
ce) Tit. 4. Unterhaltung und Erneue- 

rung der Babnanlage . . 8,93 + 13. 5. 
d) Tit. 6. Sonftige Ausgaben . . . 8202 =» 15 » 9 


Summa 16,801 Rthlr. 16 Sgr. 8 Pf. 


C. Oſtbahn (Kap. 22). 


a) Tit. 2. Andere perfönliche Ausgaben . 65,336 Rıblr. 12 Ser. 8 Pf. 
b) Tit. 3. Sächliche Koften - » .»: BEE - As 5 — 
e) Tit. 5. Koften des Bahntransporte . 63,562 = 29 » 9. 
d) Tit. 6. Sonftige Ausgaben. -. .„ . 111,79 = 8: 3. 
Summa 264,459 Rtblr. 25 Sgr. 1 Pr. 

D. Weſtphaͤliſche Eijenbahn (Kap. 23). 
a) Zit. 2. Andere perlönlihe Ausgaben . 17,706 Rthlr. 16 Ser. 11 Pr. 


e) Zit. 5. Koften des Bahntrangports . 478 » 21 = 2. 
d) Tit. 6. Sonftige Ausgaben . » » » 4432 : 4 :» 3%. 


Summa 69,713 Rthlr. 13 Sgr. 3 Pf. 


2 

b) Tit. 3. Säcliche Koften - . » » » 2785 -» 0 » 1.» 
5 
6 


E. Saarbrücker Eiſenbahn (Kap. 24). 





a) Tit. 2. Andere perjönlihe Ausgaben . 2,406 Rtihlr. 11 Sgr. — Pf. 
b) it. 3. Sädlihe Koften . » » - .» 280 = 5. 
e) Tit. 5. Koften des Bahntransportse . - 295538 =: 26 =» 10 » 
d) Fit. 6. Sonftige Ausgaben . . . . 11,735 - 1 «. 6 « 

Summa 49,976 Rihlr. 1 Sgr. — Pf. 

F. Privatbahnen. (Kap. 25.) 

a) Tit. 1. Oberichlefiihe - » » » - . 1,700 Rtihlr. — Sgr. — Pr. 
b) Tit. 3. StargardePofener . .» » . » 26697 > — ⸗ — ⸗ 


Summa 28,397 Rthlr. — Sgr. — Pf. 


G. Gentrals:Berwaltung und Eiſenbahn-Kommiſſariate (Kap. 26). 
a) Zit. 3. Sächliche und vermijchte Ausgaben 1,959 Rthlr. 15 Sgr. 7 Pf. 
b) Zit. 5. Kommunifationd-Anlagen in Bes 
treff der Köln Mindener Eifenbahn . . 1451 =» 20 — » 


Summa 3,411 Rthlr. 5 Ser. 7 Pf. 


Die geiammte Mebrausgabe der Eijenbahn-Berwaltung (Kap. 20.—26.) 
weift demnach 938,976 Rihlr. 22 Sgr. 2 Pf., denen eine Mehreinnabme 
von 2,701,980 Rthlrn. 10 Sgr. 9 Pf. gegenüber fteht. Bei einer jehr großen 
Zahl von Titeln find es auch bier wieder die Militairtransporte und die da— 
dur außerordentlich gewachſenen Aniprühe an die Betriebs-Verwaltung, welde 
die Mehrausgabe bedingt haben. Die Kommilfion hat daher nur folgende 
Punkte einer befonderen Beiprehung unterworfen: 
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Sowohl bei der Oftbahn, ala der Saarbrüder (Kap. 22. und 24. Tit. 6.) 
find Entſchädigungen für beihädigte und verlorene Güter in beträdhtlicher 
Höhe angegeben, dort mit 4,185. 27. 4., bier mit 2,766. 16. 11. — 
Leptere find durch Zufammenftöße verſchiedener Züge motivirt, erftere gar 
nicht weiter erklärt. Auch der Regierungs-Kommiſſar mußte darüber feine 
Auskunft zu geben, glaubte aber nicht, daß eine Schuld der Beamten anzu- 
nebmen ſei. Die Kommilfion muß abwarten, ob etwaige Bemerkungen ber 
Ober⸗Rechnungskammer diefen Punkt aufflären werden. Auch in Beziehung 
auf die Vorgänge auf der Saarbrüder Bahn fehlte in den Minifterial-Aften 
das genaue Material, doch verficherte der Regierungs » Kommiffar, daß ftets 
eine eingehende Unterſuchung ftattfinde und Schuldige regelmäßig zur geridht- 
lien oder Disziplinarbeftrafung gelangten. 

Ein zweiter Punft war die verhältnipmäßig hohe Miethe für fremde 
Wagen, welde auf eine mangelhafte Ausftattung des Wagenparfs hinzuweiſen 
ſchien. Da jedoh das Jahr 1866 als Kriegsjahr ein anomales war, fo 
verfolgte bier die Kommilfion die Frage nicht weiter. 

Aufmerfjamfeit erregte in den Marginalbemerfungen die häufiger wieber- 
fehrende Minderausgabe für Ärzılides Honorar. Der Regierungs -Rommilfar 
verficherte, daß dies nicht etwa in einer verminderten Aufwendung von Mitteln 
für die Behandlung des Eiſenbahn-Perſonals beruhe, jondern Ausgaben für 
Honorar und Reifefoften der Aerzte im Etat nad früheren Erfahrungen ar— 
bitrirt würden, wahrjheinlih aljo bie ärztlihe Hülfe weniger in Anſpruch 
genommen jei. 


B. Dotationen. 
1. Deffentlide Schuld (Seite 30.) Kap. 28. 


a) Tit. 5. Ertraordinair . . „ 15,837 Rthlr. 18 Sgr. 11 Pf. 

b) Zit. 8. Berwaltungskoften . . 196 = Sr 6— 

Summa 15,533 Rtblr. 20 Sgr. 6Pf. 

Die Mehrausgabe ad a) befteht im Zinſen von noch nit zur Rüd: 

zablung gefommenen Baar» Kautionen, die ad b) in vermehrten Büreau- 
Bebürfnijfen. 


2. Haus der Abgeordneten (Seite 30.) Kap. 30. 


Die Mehrausgabe von 24,745 Rthlr. 24 Sgr. I Pf. erflärt fih daraus, 
dab das Haus im Sabre 1866 dreimal verjammelt war und die Gefammt- 
Dauer der Seffionen die etatsmäßige Vorausfegung von 4 Monaten 2 Tagen 
um 22 Tage überjchritten hat. 


C Staatö: Berwaltungs: Ausgaben. 
1. Staats-Minifterium (Seite 32.) 


Kapitel 31. Bureau des Staats-Minifteriums. 
a) Tit. 3. Sählihe Ausgaben. . -» 70 Rthlr. 23 Sgr. — Pf. 
b) Zit. 4. Unterhaltung des Dienftge- 
bäudes, des Gartens und des Mo— 
biliars —V— 2,783 5 l = 9. 
Summa 2,853 Kthlr. 24 Sgr. IP. 
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Die Mehrautgabe ad a, die fi aud in 1867 wiederholt, wurbe durch 
ben Regierungs-Kommilfar folgendermaßen erläutert: 


Die Etate-Ueberfhreitungen bei dem BurenusBebürfnißfonds 
des Königlihen Staats-Minifteriums pro 1866 und 1867 find 
weientlich in der Vermehrung der Geſchäfte zu ſuchen, welche fid 
durch die Anfäpe von Kopialien, jo wie für Aushülfe bei dem 
Kanzleis reſp. Unterbeamten-Perfonal, und in den fteigenben 
Ausgaben für Schreibmaterialien, Licht, Holz, Mobiliar ꝛc. 
darftellen. 


Im Jahre 1867 ift außerdem eine Vermehrung ber ftatifti» 
chen Werke der Bibliothek für nothwendig erachtet worden. 


Da diefe Mehr- Ausgaben durh die allmälige Vermehrung 
des Raths- und Bureau-Perjonald einen dauernden Charafter 
annahmen, jo ift der etatömäßige Bureau-Bebürfnipfonds von 
2,200 Rthlr. auch durch den Staatshaushalts-Etat pro 1868 auf 
2,500 Rthlr. feftgeftellt worden. 


Die Ausgabe ad b ift, wie 1867 bei dem Minifterium der auswärtigen 
Angelegenheiten, dur den Neubau der Gartenmauer motivirt, welche in Folge 
der Nieberlegung der Stadtmauer nöthig wurde. Außerdem ift das Gewmädhs- 
haus verlegt. 


2) General-Ordens-⸗Kommiſſion (Seite 32.) Kap. 33. 


a) Tit. 2. Sählihe Ausgaben . . 1,449 Rıblr. 17 Sgr. 5 Pf. 
b) Zit. 3. DOrdend-Infignien . . 65,689 = 9 = 3 = 





Summa 67,138 Rthlr. 26 Sgr. 3 Pi. 


Die Mehrausgabe ift dur die Bezugnahme auf den Krieg motivirt, 
jebod befinden fi die Koften der für den Feldzug geftifteten Erinnerungs— 
freuze nicht darunter. 


Eine Meberfiht ber verjchiedenen Orden und Ehrenzeichen ift beigefügt. 


B _ FF — Hie Geſammtzahl der lepteren beträgt 12,366. 


3. Geheimes Eivil-Kabinet (S. 32.) Kap. 35. 


Die Mehrausgabe von 321 Rthlrn. 25 Sgr. 10 Pf. bei Tit. 4. (Unter- 
haltung ber Dienftgebäube) ift durch bauliche Einrichtungen herbeigeführt. 


4. Dber-Rehnungsfammer (©. 32.) Kap. 36. 


Bei Tit. 2. (Andere perfönliche Ausgaben) ift ein Mehr von 1,043 Rthlrn. 
2 Spr. 7 Pf. verausgabt worden, und zwar in Folge ber vermehrten Ar- 
beiten zur Abwidelung des Rechnungs - Revifions = Geihäfts aus Anlaß des 
Krieges gegen Dänemark. 
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5. Minifterium der auswärtigen Angelegenbeiten (5. 32.) Kap. 40. 
a) Tit. 2, Andere perfönliche Ausgaben. 9,258 Rthlr. 6Sgr. 1Pf. 
b) Zit. 3. Amtsbednnfniffe . » 2.» 3219 » 23 = 5» 
e) Kit. 4. Gouriere, Reifen, Poft c.. . 3,130: 2 = 4: 
d) Tit. 5. Unterhaltung des Dienftgebäu- 
des, Gartens und der Mobilien 8,660 =» 5 = 8: 
e) Tit. 8. Amtsbedürfniffe der Geſandt— 
Ihaften und Konfulate . . 7083 = 25 = 
f) Zit. 9. Neifefoften und Diäten . . 3111 =» 18 = 
g) Tit. 10. Unterhaltung der Dienftwoh: 
nungen und Amtslofalien . 2,00 = 3 = 2> 
h) Zit. 11. Vermifchte Ausgaben . . . 386,578 -» 6 = 6: 
i) Tit. 13. Kommiſſionskoſten . . . . 14644 » 18 = 4: 
k) Tit. 18. Sonftige Ausgaben . . . 1169 «= 5 » 2= 


Summa 88,819 Rthlr. 18 Sgr. 11 Pf. 


Ein großer Theil diefer Mehrausgaben ift gleichfalls anf Rechnung des 
Krieges zu jepen. Die Kommiſſion bat daber nur nachftehende Punkte Ipezieller 
ins Auge gefaßt: 

Ad d) ift die Selle Summe des Etats von 4500 Rthlrn. doppelt übers 
Ichritten worden, jo daß die Geſammt-Ausgabe des Titeld 13,160 Rthlr. 3Sgr. 
8 Pf. beträgt. Davon fallen 3338 Rthlr. 27 Sgr. 11 Pf. auf bauliche Ne: 
paraturen des Dienſtgebäudes Wilhelmftraße Nr. 76., 1611 Rihlr. 11 Sgr. 
8 Pf. auf das zweite Dienftgebäude Wilbelmftraße Nr. 61. Nach der Er— 
färung des Herrn Regierungs-Kommiſſarius find diefe Neparaturen ſchon im 
Fahre 1865 ausgeführt, die Rechnungen aber zum Theil jo ſpät eingegangen, 
daß die Beträge vor dem am 28, Februar 1866 erfolgten Final-Abſchluß der 
Legationsfaffe noch nidyt zur Auszahlung gelangt waren. Außerdem ſei eine 
Ergänzung und Erneuerung dis Mobiliars, deren Nothwendigkeit feit viner 
Neihe von Jahren anerkannt geweien, des damals beftehenden Jugenannten 
Verfafjungs:Konfliftes wegen nicht ausgeführt; nad) Löſung deſſelben und im 
Hinblid auf die durch die Schöpfung des Nordveutihen Bundes bedingte 
Repräſentatien babe man dieſelbe eintreten laffen. Diele Peſition ift mit 
7324 Rthlr. 17 Sgr. 3 Pf. angelegt, und in margine ſpeziell dadurch begrüns 
det, daß die Möbel ac. mit nenen Ueberzügen verfehen, die ſchadhaft gewordenen 
Gardinen dur neue eriept, Das Inventar an Möbeln, Hause, Wirtbichafts- 
und Zafelgeräth theils ergänzt, theils erweitert worden je. Aus der Kom— 
miffion wurde dagegen bemerft, daß eine derartige Musgabe, welde die ges 
fammie Soll-Summe des für Unterhaltung der Dienftgebäaude, des Gartens 
und der Mobilien beftimmten Titels blos bei den Mobilien jo beträchtlich 
überjchreite, wohl bei der Aufftellung bes Etats hätte vorgelchen cder bis 
zum Gtat für 1867 hätte aufgelpart werden können. 

Die Mehrausgabe ad g) ift erläutert durch die Urbernabme der Unter— 
haltungsfoften für die in den Jahren 1865 und 1866 angefauften Gejandt- 
ichyaftshotel in Conſtantinopel und Peking. 

Der Ankauf des erfteren ift durch die Allgemeine Nedinung für 1865 
(Seite 179) nachgewieſen und von der unterzeichneten Kommiſſion ift bereits 
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in ihrem Berichte (Nr. 272 der Druckſachen Seite 4) Mittheilung darüber gemacht. 
Da es in der Marginalbemerlung der Allgemeinen Rechnung ausdrücklich 
beißt, die Gelegenheit zum Kauf habe fih im Novenber 1864 dargeboten, jo 
bemerkte man in der Kommilfion, es babe fi für den Etat von 1866 wohl 
ſchon die betreffende Ausgabe vorherfehen laffen. Seien aber die Rechnungen, 
wie es dort ferner heißt, erft im Dezember 1865 eingegangen, das Gejandt- 
ſchaftshotel alfo noch gar nicht für den Etat von 1866 angelegt worden, fo 
handle es ih um eine außeretatsmäßige Ausgabe. Der Herr Negierungs- 
Kommiſſarius theilte darauf mit, der Kauf ſei erft am 11. Januar 1865 be- 
Ihlofjen worden und der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten habe die 
Summe auf den Etat für 1866 bringen wollen. Dies habe jedod der Fi— 
nanzeMinifter, und wohl mit Recht, abgelehnt und fo erjheine bie Ausgabe 
in der Rechnung für 1865 als auferetatsmäßige Ausgabe. Erhalte fie die 
Genehmigung des Landtages nit, jo werde der Kauf rüdgängig gemacht 
werben. Cine Berlegenbeit erwachſe daraus nit. Erft im Laufe des Jahres 
1866 babe fi herausgeftellt, daß das alte Haus reparaturbedürftig fei, und 
die Ausgabe dafür habe ſich nicht zurüdjtelen lafjen. Die Kommilfion, bie 
beim Jahre 1867 auf eine ähnliche und größere Mehrforderung zurückkommt, 
beantragt die Genehmigung. 

Die ſehr beträchtlihe Mehravsgabe ad h. ift durch die Gefhäftszunahme 
der Geſandtſchaften und Konfulate erläutert, Auch ift bier, wie bei 1867 
auf die zunehmende Zahl mittellefer Perjonen bingewiefen, die auf Staats- 
foften in ihre Heimath zurüdbefördert werden müffen. 

Es hatten nämlich Behufs Rückkehr in die Heimath erhalten: 

1866: 1,498 Perfonen . „ . 5,837 Rihlr. 25 Sgr. 9 Pf. 
1867: 2,581 . EBEN a ne 

Außerdem find an Koften, welde von den Angehörigen der Unterftügten 

nit zurüderftattet werde fonnten, verausgabt worden: 


Kur: und Berpflegungsfoften:: 


1866.27464 Rthlr. 12 Sgr. — Pf. 
IM. 2. 2 ee — 


Armen-Unterftügungen: 


1866: 2 2 0 000 2,929 Rthlr. 12 Sgr. 9 Pf. 

BET nn EM 

Die Ausgaben des Titel 13. ad i. find in der Anlage G. I. ſpezialiſirt. 
Neben der Pofition 11. derjelben, wonach bem früheren Kurheſſiſchen Ge— 
jandten v. Baumbad für die Verhandlung des Stettiner Vertrages 3000 Rthlr. 
gezahlt worden find, erregte bejonderd die Höhe der Pofition 3. Die 
Aufmerkjamfeit der Kommilfion. Der Regiernngs « Rath Keller-Hol, der 
zur Anbahnung von Verhandlungen eines Handels-Vertrages nad St. Peters- 
burg gejandt wurde, hat außer 2500 Rthlr. Umzugs und Entihädigungstoften 
während eines 24jährigen, übrigens erfolglofen Aufenthaltes jährlid 6134 
Rhtlr. 12 Sgr. 6 Pf. bezogen. Der Herr Negierungd-Kommiffar erläuterte 
diefe Ausgabe durch die Koftipieligkeit des Aufenthalts in der Nuffiihen 
Hauptftabt und durch Hinweis auf den Preußiihen Militairbevollmädhtigten, 
der eine Ähnlihe Summe beziehe. Generelle Beftimmungen über die Höhe 
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der Kommiffionsdiäten eriftiren nicht; nach der Allerhöchften Ordre vom 13. 
September 1852 erfolge die Feftiegung derfelben von dem Deparments-Chef 
unter Berückſichtigung ber jebesmaligen Verhältniſſe. — Die Kommilfion 
enthält fih im Hinblid darauf, daß das auswärtige Minifterium vom Sabre 
1870 ab auf den Norbdeutihen Bund übergehen wird, einer weiteren Erörte—⸗ 
rung dieſer Frage. 


6. Finanz-Minifterium (Seite 34.) 
Kapitel 41. Gentrals-Berwaltung. 


a) Titel 1. Beſoldungen. » . 766 Rthlr. 10 Sgr. 5 Pr. 
b) Zitel 3, Südliche und vermiſchte 
Ausgaben. . . . . 5801 =» 29 - 5 = 
Die Mehrausgabe ad a) erflärt fih durch den Wechſel in ber Perjon 
des Finanz Miniftere, die ad b) dur die Zunahme der Geſchäfte. 


7. Allgemeine Wittwen-Verpfleguugs-Anſtalt (Seite 34). 
Kapitel 42. 


Ein Zuſchuß von 13,257 Rthlr. 5 Sgr. 3 Pf. ift wegen der Zunahme 
der Zahl der Wittwen nöthig geworben, 


8. Pajfiva der General-Staatskaſſe (©. 34). Kap. 43. 


Die Mebhrausgabe von 104,362 Rthlrn. 25 Sgr. 8 Pf. bei Tit. 3, fällt 
auf den gejeplih vorgejchriebenen Ankauf von Berlin» Hamburger Eijenbahn- 
Aktien in Folge der größeren Einnahmen. 


9. Penjionen und Kompetenzen (S. 34.). Kap. 44. 


Bei Tit. 4. Karenz- Unterftüpungen an Wittmen ift eine Mehrausgabe 
von 4,447 Rtblen. 26 Sgr. 2 Pf. nöthig geworben. 


10. DOber-Präfidien und Regierungen (S. 34). Kap. 45. 


a) Tit. 4. Andere perlönliche Ausgaben 13,674 Rthlr. 3 Sgr. 1Pf. 

b) Tit. 5. Sädlihe Ausgaben . ». .» 4352 » 14 » 10» 

e) Zit. 6. Sonftige Ausgaben . ». » 7245 « 13 +. — ⸗ 
Summa 25,272 Nthlr. — Sr. I1 Pr. 
Die Mehrausgabe ad a) betrifft die gewöhnlichen bei diefem Titel zur 
Berwendung kommenden Eriparniffe, welde zur Nemunerirung der Hülfs- 
arbeiter (Affefforen) an den Regierungen gezahlt werden. Die Summen 
ad b) bei den Diäten und Fuhrkoften find veranlaßt durd den Krieg, ſowie 
bei Marienwerder (2638 Rihlr. 14 Sgr. 6 Pf.) und Oppeln (2099 Rıblr. 
13 Sgr. 7 Pf.) durdy die Cholera, bei den Geſchäftebedürfniſſen durch die 
Ausgaben für Grund» und Gebäubdeftener- Büreaus, bei Magdeburg (2550 
Rthlr. 24 Sgr. 7 Pf.) außerdem durch Einrichtung eines Büreaus für die 
Elbftrom» Baus Direftion. Endlich die Ausgaben ad c) zu unvorhergeiehenen 
Ausgaben treffen die Negierungen zu Stettin (1719 Rthlr. 26 Sgr. 6 Pf. 
Nüderftattung auf Grund eines gerichtlichen Erfenntniffes), Oppeln (2084 Rthlr. 
4 Sgr. 4 Pf. in Folge der Aushebung während des Krieges) und Trier 

(1752 Rthlr. 24 Sgr. 4 Pf. Grenzregulirungs» Koften). 
3 * 
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11. Rentenbanfen (S. 36.) Kap. 46. 


Die Mehrausgabe von 3,940 Rthlru. 29 Egr. I Pf. bei Ti. 3. ift here 
beigeführt durch die Herftellung neuer Zinscoupons zu Rentenbriefen. 


12. Allgemeine Konds (©. 36.). Kap. 48. 

Die Mehrausgabe von 500 Rihlrnu. bei dem Allerhöchſten Diepofitions- 
fonds (Tit 2.) überträgt fih ſchon ſeit mehreren Jabren und ift genauer 
erläutert in dem Berichte der Kommilfion von 1863 (Drudiadhen Nr. 170,, 
VII. YegislatursPeriode, II. Selfton 1863, ©. 31.). 


13. Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentlide Arbeiten 
(S. 36.). Kap. 49. 
a) Zit. 16. Belohnungen für Chauffee- 
Ürbeitr - >» = 2020. 1509NEHE. 24Sgr. 7Pf. 
b) Zit. 17. ChauffeeNeubauten . .» . 71,066 = 3 =: 10» 
e) Tit. 19. Allgemeine Handelszwede . 285 = 10 = 5s 
d) Zit. 23. Beförderung der Rhein— 
ihiffahtt - » » » . 0... 17090 = 27 =: 3% 


Summa 74,652 Nthlr. 6Sgr. 1Pf. 

Die Summen ad a., c. und d. erklären fid) durch entipredhende Mebre 

Einnahmen, die ad b. durd) gefteigerte Staats-Prämien, weldhe zur Borbeugung 
eines Nothftandes für Kreis:-Shauffeebauten bewilligt wurden. 


14. Juſtiz-Miniſterium. (S. 36.) 


Kap. 50. 
a) Tit. 3. Sächliche Ausgaben . 563 Rthlr. 5 Spar. 2 Pf. 
b) Zit. 6. Ober-Zribunal . . » si. 9... 8% 


e) Tit. 13. Appellationsgerichtshof 
9 
d) Tit. 16. Gerichte erfter Inftanz; 
Perl. Ausgaben . rt OR - 0 
e) Xit. 17. Desgl; Sächl. Ausg. 53,548 „ 183. 7, 

f) Zit. 20, Friedens- und Handels- 
gerichte En. 2 = 2... 03% 492 „383. 6,„ 
g) Tit. 21. Kriminalkoften . . » 648397 „13. 8, 
h) Tit. 22. Wuslagen i.Parteilahen 143,378 „ 4, 4, 
i) Rechnungs-Vergütigungen. . Ball. 8—6, 
Zumma 302,088 Rthlr. 3 Sgr. I Pf. 

Faft alle diefe Mehrausgaben find durch Nandbemerfungen genauer 
begründet und die meiften derjelben durch die der Kommiſſion zahlenmäßig 
nachgewieſene Zunahme der Geihäfte, die ad g. namentlid dur die Stei- 
gerung der Koften für die Lebensbedürfniffe der Gefangenen belegt. 

Die Summe ad d. jegt ſich zuſammen aus 15,283 Rthlr. 7 Ser. 5 Pf. 
bei dem Fonds für Geſchäftsgehülfen im Subaltern: und Unterbeamtendienft 
und aus 32,520 Rıhlın. 1 Sar. 2 Pf. bei dem allgemeinen Diätenfonds. 
Erftere Ausgabe fällt faft ganz auf das Stadtgericht zu Berlin, deffen 


5, 9. —, 
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Geſchäfte außerordentlich) zugenommen hatten und dem außerdem durch Ein: 
berufung zum Heere eine große Zahl von Beamten entzogen war. Der 
allgemeine Diätenfonds trifft ſämmtliche andere Gerichte erſter Iuftanz außer: 
balb des Departements Göln, zum Theil aus denjelben Gründen. 

Die sub 3 auf S. 39 angeführte Erſparniß von 1000 Rthlrn. an dem 
Fonds zu Unterftügungen von Neferendarien und Auskultatoren polniſcher 
Abfunft wurde damit erflärt, daß feit dem Jahre 1863 Anträge der Appel» 
Iationsgerichte auf Bewilligung derartiger Stipendien nit mehr geftellt find, 
und daß man daher jegt bie gefammte Summe diefer Pofition im Betrage von 
3000 Rthlrn. (jeit 1868) an richterlihe Beamte deutſcher Abfunft, melde ver 
polnifhen Sprade mündlich und fhriftlih mächtig find, für die Dauer ihrer 
Anftellung im Großberzogthum Pofen zu perfönlihen Zulagen verwende. 


15. Minifterium des Innern (Seite 40). Kapitel 51. 


a) Zit. 2, Minifterium. Andere per 
lönlihe Ausgaben . . . 2,684 Rlhlr. 28 Sgr. 3 Pf. 
bh) = 3. Minifterium. Sächliche und 
vermilchte Ausgaben . . 50 » 24 : 1» 
e) = 4. Minifterium. Unterhaltung 
der Dienft-Gebäude . . 404 = %6 » 11 =» 
d) = 14. Polizei-Berwaltung. Lofal« 
behörden. Andere perfönliche 
Ausgaben. . » » ..16501 -» 2. 9. 
e) = 15. Polizei. Lofalbehörden. Sid: 
lfihe Ausgaben . . . . 15,92 » 16 =» 4. 
f) = 16. Polizei» Diftrikts » Kommi'- 
jarien in Polen . . . 182 =: 24 =: 5% 
g) = 17. Allgemeine polizeiliche 
Bude 22: U +, 10 -10⸗ 
h) » 22. Gensdarmerie. Fourages 
koſten... . 16,341- 24 - 3» 
i) = 23, Gensdarmerie. Montirungs- 
zeug und Waffen . ». . 583 » 27 = Ile 
k) =» 24. Gensdarmerie. Sonſtige 
Ausgaben F 8,376 = 10 = Te 
) = 25. Gensdarmerie. Penfionen 9461 =» 20 » 9 = 
m) » 28. Straf und Gefangenen- 
Anftalten. Unterhaltung 
der Schäude . . ... 2,355 = 6 =: WW.» 
n) = 31, Almoſen und Unterftügungen 348 » 24 = 2 = 
0) = 36. Negierungs-Amteblätter . 15,701 = 26 « Tr 
Summa 120,200 Rtblr. 3 Sgr. 10 Pf. 
Die Mebrausgaben ad a) find durd die Heranziehung von Hilfsarbeitern 
bedingt, die ad b) und e) ftellen geringe Urberichreitungen der Xitel dar, 
wobei zu bemerken ift, daß in diefem Jahre in einer größeren Zahl von Mi- 
nifterien die Sorge für Dienftgebäude und Mobilien in befonders erhöhten 
Maabe hervortritt. 
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Die ſehr beträchtlichen Ueberſchreitungen ad d) und e) im Gejammtbetrage 
von 32,443 Rthlrn. 19 Egr. 1Pf. bei den Lofal-Polizeibehörben betreffen zu 
einem ganz geringen Theile (1303 Rthlr. 25 Sgr.) die Nenumerirung von 
Hilfsarbeitern bei ten Polizei-Verwaltungen von Königaberg, Polen und Cöln, 
im Mebrigen faft ganz und gar das Polizei-Präfidium zu Berlin. Nach den 
Marginal-Bemerfungen find allein 15,197 Rıble. 7 Sgr. 9 Pf. von ben 
perfönliben Ausgaben ad d) für Diäten am SHilfsarbeiter bei dem 
Einwohner » Meldeamt zu Berlin und für Kopialien an SHilfsarbeiter, 
welche in ber Kanzlei des Polizei » Präfidbiums beichäftigt waren, gezahlt 
worden. Der Herr Regierungs -» Kommiffarius ergänzte dieſe Motivirung 
dahin, daß die jhon fo lange ventilirte Frage von der Neuorganijation 
bes Berliner Polizeir-Präfidiums immer noch nicht erledigt fei, daß man aber 
in Rüdfiht darauf trog der Vergrößerung der Gefhäfte feine Vermehrung des 
Perionals habe eintreten lafjen. Endlich habe aber ber Dolizei-Präfident erklärt, 
er jei außer Stande, die Geihäfte ordnungsmäßig fortzuführen, wenn man ihm 
nicht die nöthige Hülfe gewähre.. So jei 1865 — 1867 eine außerordent« 
lihe Gewährung son Hilfsarbeitern bewilligt worden. Ebenſo verhalte es 
fih mit dem Einwohner» Meldeamt, deſſen Thätigfeit immer größere Dimen» 
fionen annehme, obwohl man 1859 — 1860 das bis bahin neben dem 
alphabetiihen Regifter geführte Hausregifter abgeihafft habe. Bloß um bie 
vielen Anfragen anderer Behörden, der Poft, der Gerichte, des Magiftrats 
von Berlin zu beantworten, feien anhaltend 10 Perfonen beihäftigt. Dabei 
feien übrigens die Bejoldungen jo niedrig, daß es auf die Dauer nicht mög— 
lich fei, fie in Diefer Geftalt zu belaffen. 


Uebrigens beftritt der Herr Negierungs » Kommiljarius nidt, daß ber 
Nupen des Inftituts für den Staat fraglich fei, da es für die Polizei ger 
nüge, eine Lifte der beftraften Perfonen zu führen, und legtere ſich auch jonft 
zu helfen wiffen werde. Indeß werde es ſchwer halten, die Stadtgemeinde 
zur Uebernabme des Einwohner-Meldeamts zu vermögen, da fie nur zu den 
ſächlichen Koften ber Polizei verpflichtet fei; die erft vor Kurzem von dem 
nen ernannten Polizei» Präfidenten nah fremden Beifpielen geprüfte Einrich— 
tung jei jedoch jo zwedmäßig, daß man fie nicht einfady aufheben dürfe. 


Aus der Kommiffion wurde erwidert: wenn man aud die Ausgabe nicht 
bemängeln wolle und von dem gegenwärtigen Minifter nicht erwarten fönne, 
daß er neben feinen vielen anderen Reorganiſations-Aufgaben auch noch dieſe 
löfen werde, jo ſei es doch zu überlegen, ob man nit das Einwohner-Meldes 
amt einfach der Stadt überlaffen könne. Leptere würde gerade jegt, wo fie 
eine Kommunal-Einfommenfteuer einführe, jehr genaue Verzeichniſſe der Ein- 
wohnerjhaft anlegen, und es hieße nur die Arbeit verdoppeln, wenn zwei Ber 
börben neben einander fih eine ganz äbnlihe Aufgabe ftellten. Von einer 
Seite wurde auch die Anmeldepflicht für ungefeplih gehalten; der Privatin« 
duftrie möge man es überlaffen, Nachweiſungs-Bureaus einzurichten. 


Der Herr Regierungs » Kommiffar veriprah, die Sahe von Neuem in 
Anregung zu bringen. Cine Ucberfiht der dur das Einwohner » Meldeamt 
erwachlenen Koften ergiebt Folgendes: 
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1857. — 13,118 Rıhlr. 20 Sgr. — Pf. 


1EBR: 1 oa a 
1859. — 906 -» 2 » 2» 
1866. — 807. Ws — 
11.7.1 U, 5 3 AB EL BEP 
1862. — 1099 + — . —. 
1868.— 1098 - — . —. 
LT ee eh 
BEE: IE BEE ee 
1866. _ 18617 > 0 » —. 
186..— 1818 : DM sr —a“ 


1868. — 127211 =» 2. 6% 


Was weiterhin die ſächlichen Koften ad e., betrifft, jo bemerkte der Herr 
Regierungs-Kommiſſar, diefelben fteigerten fi naturgemäß von Jahr zu Jahr. 
Selbft die Formulare für polizeiliche Uebertretungen, die früher vorweg aus 
den Polizeiftrafen beftritten wurden, hätten die Ausgabe von 1090 Rthlrn. 
herbeigeführt. Die Erweiterung der Stadt habe es zu einer unmittelbaren 
Nothwendigkeit gemacht, fieben neue Polizei-Reoiere einzurihten. Da indeß 
für 1866 die Verpflichtung übernommen ſei, feine neuen Stellen zu gründen, 
aljo eine etatsmäßige Anftelung des Perfonals nit möglich geweien, jo habe 
man vorläufig die 7 Polizeistieutenants und 26 Schutzu änner der neuen 
Reviere auf Remunerationen anmweilen müſſen. Dieje betragen für 


die Polizeisfientenantse . . » . 4194 Rthlr. 28 Sgr. 6 Pf. 
die Schugmänner » . 6497 -» 1. — - 

10,692 Rthlr. 13 Sgr. 6 Pf. 
dazu fommen » 2 2 0 0. 2635 -» 16 - Br 


an Unterhaltungsfoften der im weiteren Polizei-Bezirk von Berlin ftationirten 
Schupmänner, bei denen man im Etat überjehen habe, die Fouragefoften au— 
zuſetzen. — Gegen dieſe Anjäpe fand fi in der Kommilfion fein Widerjprud. 

Es entfällt endlich auf die ſächlichen Ausgaben des Tit. 15. noch eine Summe 
von 1475 Rthlen. für Iuftandjegung der Dienftwohnung des Polizeis Präfi» 
denten von Berlin. Diefe Mehrausgabe, für welche, wie jhon erwähnt, fi) 
in anderen Verwaltungen eine-ungewöhnlid große Zahl von Analogien findet, 
wurde auch deshalb bemängelt, als in der Nachweiſung für 1867 bei 
demfelben Titel 15. von Neuem diejelbe Mehrausgabe verzeichnet ift. Der 
Herr Regierungs-Kommiſſar erläuterte dies dahin, daß im Jahre 1867 ein 
neuer Polizei-Präfident eingetreten ſei. Die Zrage, inwieweit beflimmten 
Beamten Repräfentationd: Räume gehalten werden jolten, jei 1861 durd einen 
Staats-Minifterialbeihluß dahin entſchieden worden, daß diefelben da, wo fie 
bisher beftanden, auch fernerhin und zwar in gleichem Umfange gewährt wer« 
den ſollten. So jei es au bei dem Berliner PolizeisPräfidvium, uud darauf 
geftügt, habe der frühere Präfident jeine Liquidation 1866 eingereicht, Die 
bedeutend ermäßigt worben. 

Die Kommilfion Fonftatirt dieſe Thatſachen, ohne die gezahlten Summen 
zu beanftanden. Etwaige Unregelmäßigfeiten müſſen die Bemerkungen ber 
Dber-Rehnungsfammer ergeben. 

Der beträchlichen Mehrausgabe ad g, fteht aud in der Nachweiſung für 
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1867 eine ähnliche Ueberjchreitung im Betrage von 33,694 Nthlr. 21 Sgr. 11 Pf. 
bei Tit. 17. zur Seite. In beiden Fällen ift bemerkt, daß zur Beauffihti- 
gung in den Grenzfreifen gegen das Königreih Polen außerordentliche polis 
zeilihe Mafregeln nothwendig geweien und zu dieſem Zwede Hülis- 
gendarmen angeflellt worben ſeien. Es muß dabei zugleid erwähnt werben, 
daß aud ad k, bei dem Tit. 24. unter den fonftigen Ausgaben für Land— 
gendarmerie die „aus Beranlafjung des Aufftandes im Königreih Polen* 
proviforiih fungirenden Kreiswachtmeifter als Grund der Mehrausgabe aufs 
geführt find. Aus der Kommiſſion wurde gegen bieje Ausgabe monirt, daß 
der Aufftand in Polen längft vorübergeweien, aud font in den Fahren 1866 
und 1867 von bejonderen politiihen Agitationen in ber Provinz Pofen nichts 
befannt jei, daß es daher wohl an der Zeit gewejen, zu regelmäßigen Zu: 
ftänden zurüd zu fehren. Wolle man die Grenzen überwachen, fo jei das aller 
dings wünjhenswerth, um den immer zahlreicher werdenden Grengverlepungen 
und willfürlihen Uebergriffen xuffiiher Soldaten und Grenzwächter gegenüber 
zu treten, allein von einer ſolchen Thätigfeit zum Schupe preußiiher Staats 
angehöriger jei wenig befannt geworden. 

Die Negierung erfannte an, daß jeit 1863 und 1864 ein Injurreltionds 
Verſuch in Polen nicht ftattgefunden; nichtsdeftoweniger fei es nothwendig ge 
wejen, die damals bei der 5. Gendarmerie-Brigade über den Etat angeftellten 
39 berittenen uud 30 Fußgendarmen beizubehalten. 

Die Geneigtheit der polniſchen Bevölkerung zu politiihen Agitationen 
und das Beitreben, jede Gelegenheit dazu im vermeintlichen NationalsIntereffe 
auszubeuten, erfordere eine jorgfültige und ausgedehnte Sicherheitspflege, zu 
deren Ausführung die dortige Ländliche Polizei-Verwaltung nicht ausreiche. 
Die Staats-Regierung habe fidy vielmehr in Webereinftimmung mit den bes 
treffenden Provinzigl-Behörden überzeugen möffen, daß die erwähnten Hülfs— 
gendbarmen bauernd beibehalten werden müſſen, und fie werde die Koften zu 
deren etalsmäßiger Anftellung auf den Staatshaushalts-Gtat des Jahres 1870 
übernehmen, wie denn bereit? durch den Gtat für 1869 eine entiprecheude 
Erhöhung der Fonds der Regierungen zu Pojen und Bromberg zu allge 
meinen polizeilichen Zweden in Zitel 17. eingetreten fei. 

Der Herr Regierunzs-Kommiſſar fügte hinzu, daß die Zahl der Gen: 
darmen, wenn man ihre räumliche BVertheilung ins Auge faſſe, noch nicht jo 
groß fei, als in den anderen Provinzen. Auch jei es Thatjadhe, daß der 
Mebergang von ruffiihen Zolbeamten über die Grenze durd fie verhindert 
werte; ohne den Schup der Gendarmen mürben die Beläftigungen Preußi— 
ſcher Unterihanen noh größer fein. Sowohl der Dber-Präfivent als die 
Landräthe der Provinz jeien der Meinung, daß die Gendarmen nicht zu ents 
behren feien. Früher habe man das nicht überfehen fünnen und daher fei die 
Einrichtung als eine bloß proviſoriſche behandelt worten. 

Auch aus der Kommilfion wurde mehrjeitig auf die Beichlüffe des 
Haufes bei der diesjährigen Etats-Berathung bingemwiefen, und obwohl an— 
dererfeits betont wurde, wie jehr das Haus Grund habe, eiferfüchtig zu fein 
bei Anfprüchen der Regierung auf Erhöhung der Ausgaben für allgemeine 
polizeilihe Iwede, jo wurde dod dagegen betont, daß die Gendarmen die 
einzigen brauchbaren Organe für die Handhabung aud der gerichtlichen Po— 
ligei in diefen, einer Bewachung in höherem Maße bedürftigen Bezirken feien. 
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In Beziebung auf die im Zit. 24. erwähnten proviloriihen Kreitwadt- 
meifter, 17 an der Zahl, wurde außerdem von ber Regierung betont, daß fie 
nit, wie die Oberwachtmeifter, vorzugsweiſe militairiſche Vorgeſetzte der 
Gendarmen, ſondern bauptiählih für die civildienftlihe Thätigfeit beftimmt, 
und nur nebenbei militairiihe Borgejepte der Gendarmen jeien. Die Pro- 
vinzial» Behörden hätten fi beftimmt für die dauernde Beibehaltung auch 
diefer Beamten ausgeſprochen, indeß habe fi die Staatd-Regierung die Ent- 
ſcheidung über dieſe Frage noch vorbehalten. 

Nah diefen Erflärungen und namentlih im Hinblid auf die legten 
Beichlüffe des Haufes glaubte die Kommilfion von einer weiteren Verfolgung 
der Angelegenheit Abftand nehmen zu müfjen. 

Bei der Mehrausgabe ad h.—l., die Landgendarmerie betreffend, fand 
eine eingehende Erörterung in Beziehung auf Zit. 25., Penfionen, ftatt, in jo 
fern nicht nur eine Ähnlihe Mebrausgabe für 1867 angelegt ift, ſondern 
ſchon ſeit einer Reihe von Fahren diejelbe Etatsüberjhreitung zu Bedenken 
Anlaß gegeben bat. Insbeſondere hat die Budgetfommilfion in den Jahren 
1862 und 1863 den Gegenftand des Weitern erörtert. (Druckſachen Nr. 168. 
VD. Legislatur I. Seſſion 1862 S. 41. — Nr. 170. VII. Legislatur 
11. Seſſion 1863 ©. 35.). Es wurde damals namentlich darauf hingewieſen, 
daß die Penfionirungen nicht blos ungewöhnlich zublreih, jondern zum Theil 
auch verhältnigmäßig früh eintreten, und daß in beiden Beziehungen gewiffe 
Brigaden eine Art von Vorzug zeigten. Dei der gegenwärtigen Prüfung 


wurden zunächſt von der Stants-Regierung Die in den Anlagen H. und J. m. 


enthaltenen ftatiftiihen Mittheilungen gemadt. "Daraus gebt hervor, daß die 
Zahl der penfienirten Perfonen in den Kategorien der Brigadierd, der Dffi- 
jiere uud Wachtmeiſter die Zahl der aktiven, zum Theil erheblich überſchreitet, 
in der Kategorie der Gendarmen ihr wenigfteus ganz nahe fommt. Aus ber 
Anlage H. ift leicht zu erſehen, daß immer noch eine jehr große Ungleich— 
mäßigfeit in Beziehung auf die einzelnen Brigaden beſteht, daß insbejondere, 
wie im Jahre 1863, die 6. und 8. Brigade eine ganz ungewöhnlich hohe 
Zahl von Penfionirten aufzuweiien haben. 

Noch mehr ergiebt fi) die Ungleihmäßigfeit aus einer prozentiſchen Berech— 
nung der in der Anlage J. gegebenen Zahlen, In nachſtehender Zujammenftellung 
find die Zahlen der Penfionirten im Verhältniß zu dem Beitande, und zwar 
für die Gendarmen mit Ausihluß der Offiziere und Wachtmeifter, berechnet, 
und zugleih von den Penfionirten die Dienftalter-Kategorien von 13 bezw. 
12— 22 Dienftjahren prozentiſch dargeftellt. 

1866 zwiſchen 13—22 1867 zwiſchen 12—22 
Penfionirt Dienftjahre Penfionirt Dienftjahre 
I. Brigade 2, pG&t. davon 75 pCt. 2, p&t. davon 40 pCt. 

L Wa U An a = 

III. -% 57 * . 5 = 6, = . BB, 

vv — ee Wir der > Mo 

V. DR ⸗ ⸗ 42, = 5,8 r ⸗ 25,0 . 

VI. » Ta» . 25. » ⸗ .. Bu » 

ML. 0 be Be den u 

vl + I . Bi, » 2: = . 600 >» 


> —⸗ — — 74 — . 64, + 
XI. . => s — * 2.5 ”. v — ” 
Summa: 4, p&t. 424 pCt. 4 pCt. 39 p6t, 
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Es folgt daraus, daß in den Jahren 1866 und 1867 40 — 4, p6t., 
aljo faft 5 der Mannfhaft penfionirt worden ift und daß (die Zahl ber 
militairiihen Dienftjaher = 9 angenommen) ein bis auf 75 pCt. ſteigender 
Antheil nur 3—13 Jahre im Dienft bei der Gendarmerie geblieben ift. 

Aus der Kommiſſion wurde ſodann auf die ſchwere Belaftung bes Etats 
bingewiejen, welche dadurch entftehe, und die Meinung aufgeftelt, daß eine 
Abhülfe nur gefunden werden fönne, indem man das ganze Inftitut von dem 
Kriegd-Minifterium ablöfe, von dem es bis jegt weſentlich abhänge. Auf 
deu Vorſchlag des Chefs der Gendbarmerie, eines aftiven Offizierd, würben 
die Dffizierftellen bejept; die Wachtmeifter und Gendarmen würden von dem 
Brigade-Kommando angeftellt. Auf diefe Weile füge ſich die Drganijation 
der Hierarchie des Heeres ein und der Penfionstitel der Yand-Gendarmerie 
werde ein Auhängſel des Penfioustiteld der Militair-Berwaltung., Die große 
Zahl penfionirter Brigabiers und Offiziere der Gendarmerie weije darauf bin, 
wie jehr diejer leptere Zitel durch die Civil-Verwaltung entlaftet werde. Hier 
fönne nur geholfen werben, wenn dem Minifter des Innern die Gendarmerie 
direlt unterjtelt würde und derjelbe einen entſcheidenden Einfluß auf Anftel- 
lung und Penfionirung: erlange. Es ſei das aud aus fahlihen Gründen, 
inöbejondere wegen der Berantwortlidfeit nöthig. Gegenwärtig könne man 
um fo mehr den Zeitpunkt zu einer Reform gekommen eradhten, da mit dem 
Uebergange der Militair-Berwaltung au den Bund die Refjort-Berhältnifje 
eine wejenilih andere Geftalt angenommen hätten. 

Es wurde daran erinnert, daß noch gegenwärtig die Gensdarmen nicht 
auf die Berfaffung vereidet würden und daß fid) jo unter der Leitung mili« 
tairifcher Oberer, mitien im Civilſtaate ein dem BVerfaffungsleben entzogenes 
Glied Iebendig erhalten habe, weldes auf ganz; andere Rechtöverhältniffe be 
rechnet war. 

Der Her Regierung » Kommiffar entgegnete darauf, daß nad den Gr» 
fundigungen des Minifterd des Sunern bei der Anftellung der Gensdarmen 
auf das Sorgfältigfte verfahren werde; man wähle ſtets die Fräftigften Unter- 
offiziere und zwar auf Grund Ärztlicher Zeugniffe. Allein kein Dienft fei fo 
anftrengend und aufreibend, wie der der Geusdarmen; fie müßten Tag und 
Nacht, bei jedem Wetter auf der Straße jein, und Krankheiten jeien daher 
jehr gewöhnlid. Die Leute jelbft drängten ſich feineswegs nad der Penfio- 
nirung, da die Penfion im Berhältniß zu ihrem Gehalt nur niedrig fei. Die 
Penfionirung jelbft erfolge Seitens der Civil-Berwaltung und zwar nur dann, 
wenn übereinftinmende Zeugniffe eines Arztes, des Diftrifts-Dffizierd und des 
Landrathes vorlägen. Das durch Militait- Aerzte auszuftellende Atteft müſſe 
flar und beftimmt fein, in zweifelhaften Fällen finde eine Superrevifion ftatt. 
Mebrigens feien mande der in der Anlage H. aufgeführten Perfonen fpäter 
im Givildienft verjorgt und in diefem Falle ruhe ihre Penfion, doch laſſe ſich 
vom Minifterium des Innern aus das Verhältniß nicht überfehen, da die 
Liften bei dem Chef der Gensdarmerie geführt würden. 

Aus der Kommilfion wurde anerkannt, daß der Dienft der Gendarmen 
ein ſchwerer ſei, und daß es ſich empfehle, dazu erprobte Milıtairs zu wählen. 
Auch erwähnte man, daß eine gewiſſe Einwirfuug der Givilbehörden bei der 
Anftellung ftattfinde, injofern die erfte Anftellung nur probeweile auf gewiffe 
Zeit erfolge. Indeß wurde doch auch andererjeits angeführt, daß bei 
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der Penfionirung Ueberfchreitungen Seitens ber Militair-Borgefepten vor« 
fimen und Penfionirungen aus nicht ausreichenden, dem Zwecke des Snftituts 
frenıden Gründen erfolgten. Wie groß die faktiiche Belaftung des Etats durch 
die Penfionirungen ift, ergiebt ih aus einer Vergleihung des Beſoldungstitels 
mit dem Penfionstitel: 


1866, 1867. 
Bejoldungen . 681,827. 762,113. 
Penfionen . . 205,082. 205,825. 


In Erwägung dieſer mannigfadhen Uebelftände einigte fi die Kommilfion 
zu nachſtehendem Antrage: 


tas Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, die Königliche 
Staats-Regierung aufzufordern, dem Landtage in der nächften 
Seifion einen Gejep-Entwurf über eine veränderte Organijation 
der Landgendarmerie vorzulegen, in welchem insbefondere An— 
ftelung und Penfionirung der Gendarmen dem Minifter bes 
Innern zugewiefen werben. 


Der legte Punkt der Unterfuhung der Kommiffion war die Mehrauszabe 
ad 0), welde zugleih mit der entſprechenden Gtatsüberjchreitung für 1867 
im Betrage von 15,850 Rthlrn. 29 Sgr. 8 Pf. zur Berathung gezogen 
wurde. Leptere ift dadurch erläutert, daß die größere Bogenzahl „vornehm- 
ih durch die feit 1865 angeordnete Aufnahme belehrender Artikel über poli« 
tiſche Fragen und provinzielle Angelegenheiten in die Amtsblätter“ nothwendig 
geworden ſei. Aus der Kommiſſion wurde gegen das Foribeſtehen diejer Ans 
ordnung Einſpruch gethan. Derartige Belehrung fünne man unbejorgt der 
Privatthätigfeit in der Prefje überlaffen, und es fei unnötbig, den Staats— 
jädel dazu in fo erbeblihem Maaße in Anſpruch zu nehmen. — Der Herr 
Regierungs» Kommiffar berief fih auf die Gelege vom 27. April 1810 und 
28. März 1811, in melden ausdrücklich vorgeihrieben jei, daß die Amts- 
blätter zur Belehrung über öffentliche Angelegenheiten dienen ſollten. Uebrigens 
jei die Marginalbemerfung nicht ganz zutreffend, denn in der Regel benuge 
man nur einen durch Inferate nicht gededten, fonft leer bleibenden Raum für 
ſolche Artikel. Es jei vielmehr ein größerer Raum beanfprucht worben für 
infertionsgebührenpflichtige Anzeigen, welche Mebreinnahmen ſowohl bei dem 
Minifterium des Innern im Betrage pro 1866 von 5825 Nthlrn. 28 Sgr. 
7 Pf. und pro 1867 von 6169 Rthlrn. 16 Sgr. 3 Pf., als auch bei dem 
Zuftize Minifterium herbeigeführt hätten. Auch feien offizielle Bekanntmachungen 
von größerem Umfange von rein adminiftrativer Beteutung, z. B. die Ins 
ftruftion wegen Bergwerfd: Abgaben, die Zelegraphen» Ordnung, Grundfteuers 
und Salz» Verordnungen, veröffentlicht worden. 

Obwohl man nah diefen Aufflärungen die Genehmigung nicht bean- 
ftanbete, jo mwurte doch aus der Kommilfion beftimmt behauptet, daß bie be— 
lehrenden Artikel nicht blos zur Ausfüllung leerer Stellen, jondern unter 
Vermehrung der Seitenzahl erjchienen jeien, daß fie auch nicht immer belehrt, 
ſondern zumeilen z. B. in Beziehung auf das Abgeordnetenhaus verwirrend 
gewirkt hätten, und daß, wenn man fie ferner zulaffen follte, fie einen durchaus 
parteilofen Eharafter annehmen müßten. 

4 * 
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16. Minifterium für die landwirtbihaftlihen Angelegenbeiten 
(S. 42.) Kap. 52. 
a) Tit. 2. Minifterium. Andere perlön« 
liche Ausgaben . . » . » 433 Rthlr. 8Sgr. 3Pf. 
b) 12. Auseinanderſetzungs-Behörden 51,183 » 17. 11» 
c) » 14. Landwirtbihaftlihe Akademien 340 »« 14 » 8» 
Summa 51,957 Rtblr. 10 Sar. 10 Pf. 
Die Summe ad c. ift durch Mebreinnabmen bedingt, die ad a. durch 
Aufwendungen für Hilfänrbeiter und Stellvertretung herbeigeführt, die ad b. 
fällt auf die Parteien und wird durch Nüdzahlungen gebedt. 


17, Geftüt-Berwaltung (S. 42.) Kap. 53. 
a) Kit. 2. Hauptgeftüte. Löhuungen der 


BWärtr. . - » . 618 Rihlr 6Sgr. 6 Pr. 
b) » 4. Hauptgeftüte. Saͤhliche Koften 1,731 « 17» 1. 
co) « 5 . FKourage und 


Wirtbihaftstoften . » » » 22,508 = 27» 10» 
d) » 9, Landgeftüte. Löhnungen ber 

Waͤrter... ee 970 =: 29. 5 
6) - 11. Landgeſtũte. Sädhliche Koften 1,580 » 22 =» — =» 
fl » 12. s Fourage und 

Wirtbihaftäfoften - » » » 3901 = 1= 1- 
g) + 13. Landgeftüte. Unterhaltung der 


Gebäude... 59 1. 9°: 
b) =» 14. Landgeſtüte. Pächte, Laften 
und Abgaben. . . - 31 » 16 - 10» 


i) » 15. Gentral»Berwaltung. Anfauf 

von Pferden . » . - . 8925 - 2» 11» 
k) » 17. Remunerationen und Unters 

ftügungen.. - er 43 -: 2. —⸗ 
)) =» 18. Sonftige — — 37T u Le 5: 


Summa 41,643 Rthlr. 4Sgr. 10Pf. 


Mit Rüdfiht darauf, daß auch im Jahre 1867 ſich bei dieſer Verwal- 
tung eine fehr beträchtliche Mehrausgabe im Betrage von 97,320 Rthlr. 29 
Sgr. 5 Pf. findet, wurde darauf aufmerfjam gemacht, daß bier im Ganzen 
feine entiprehende Aufftellung der Etatstitel zu erkennen fei, und obwohl ber 
Herr Regierungs » Kommilfar erklärte, daß die Verwaltung ftets beftrebt jei, 
Iparfam und genau zu operiren, jo blieb man doc bei diejer Auffafjung fteben, 
und zwar um fo mehr, als die oben erwähnte Bemerkung gerade zu beftäti- 
gen ſchien, daß man die wirklichen Bebürfniffe in der Etatd-Aufftellung nicht 
genügend berüdfichtige. 

Im Uebrigen ift zu bemerken, daß ein beträchtliher Theil der Mehraus- 
gabe den hohen Fouragepreifen, ein anderer dem Kriege zur Laft fällt, letzteres 
infofern, als bie Arbeitslöhne durch Einziehung von Angeftellten gefteigert 
wurden, und ale das Sächſiſche Landgeflüt wegen trobender Kriegägefahr 
mehrere Monate in Potsdam, das Brandenburgiſche theilmeife in Demmin 


29 


untergebradht war, auch das Hauptgeftüt in Gradig zum Ausmarſch vorbereitet 
gehalten wurde, 

Erheblihe Bedenken fand nur die Mehrausgabe ad 1, welche ſich auch 
im Sahre 1867 bei demielben Titel 18. und zwar bier im Betrage von 
11,642 Riblın. 21 Spr. 10 Pf. findet. Beidemal ift unter den Motiven 
ber Etats⸗Ueberſchreitung aufgeführt, dab dem Königlichen Ober-Marſtalle die 
reglementsmäßige Geldentihädigung (von 100 Friedrichsd'or pro Pferd) für 
eine größere Anzahl nicht im natura geliefat:r Ober-MarftalleRemonten zu 
zahlen gemejen fei. Auf eine Anfrage wurde zunächſt Fonftatirt, daß der Aus» 
druck „reglementsmäßig“ inforreft fei, indem fein befonderes Neglement eriftirt, 
fondern nur eine vom gejammten Staats-Minifterium Eontrafignirte Kabinets- 
Ordre vom 30. März 1849. In Beziebung auf das bier beftchende Ver— 
bältniß finden fi weitere Mittbeilungen in dem Nachtrage zu dem 5. Berichte 
der GentraleKommirfion zur Prüfung des Staatshaushalis-Etats für 1849 und 1850 
(Drudiaben der II. Kammer Nr. 520) und in einer minifteriellen Denk— 
Ihrift zum Gtat der Geftüt-Verwaltung für 1865, Beilage E. Darnad war 
im Anfange des vorigen Jahrhunderts verſchiedenen Domainenpädtern in 
Pommern und Preußen die Verpflichtung zur Pferdelieferung für den König— 
lihen Marftall auferlegt. Später wurde dur Friedrich Wilhelm I. 1732 
Trafehnen als Königliches Stut-Amt errichtet und ftand als ſolches unter dem 
DOberftallmeifter des Könige. Erſt durch eine Kabinets -Ordre vom 11. Auguft 1848 
wurde die Verwaltung vom Ober-Marftallamt getrennt und dem Minifter für 
die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten unterftellt. Durch die erwähnte Dr: 
dre vom 30. März 1849 wurde dann feftgeiept, dab von ber Geftüt + Ber- 
waltung, und zwar zunächſt aus Zrafehnen, jedoch ſpäter auch aus anderen 
Geftüten jährlih 40 Stück Remonten an den Königlihen Marftall abgegeben 
oder, im Fall der fehlenden Natural : Leiftung, je 100 Stüd Frd'r. gezahlt 
werden follten. Dabei ftand e8 dem Ober» Diarftallamte frei, Pferde zurüd- 
zuweilen. So wurden 1864 allein 13 Pferde nicht angenommen, 

Aus der Kommilfion wurde darauf aufmerfjam gemadt, daß das vor 
liegende Berhältnig als ein gelepliches nicht betrachtet werben könne, 
da die Kabinett » Ordre von 1849 Gefegesfraft richt befige. ine Fort 
bauer des alten Verhältniſſes fei an ſich nicht münfchenewerth, da bie 
Geftüte meientlih zur Hebung der Pferdezucht beftimmt feien nnd bier mit 
einer ihrem Zmwede durchaus fremden Aufgabe belaftet würden. Indem 
dadurch Etats = Neberfchreitnngen herbeigeführt würden, falle die Sache 
immer von Neuem der parlamentariihen Diskuſſion anheim, und gewiß 
müfje man zugeftehen, daß es der Würde der Krone nicht entipreche, daß 
für eine derartige Etatsüberichreitung immer wieder die nachträgliche Geneh- 
migung des Landtages nachgefucht werden müſſe. Gegenwärtig, wo durch die 
neue Ausftattung des Kronfideilommiß- Fonds reichlihe Mittel zur Verfügung 
geftellt jeien, empfehle es fich, dieſes Verhältniß zu löſen. 

Der Herr Regierungs-Kommilffar berichtete, daß ſchon 1847 im Bereinig« 
ten Landtage die Frage angeregt jei, ob Trakehnen Chatull- vder Staatögut 
fei. Im Folge davon fei 1849 der Bericht des Staats-Minifteriums an den 
König erftattet worden, wonach allerdings die leptere Alternative anerkannt Sei. 
Es fei nämlich 1739 das damalige Hauptftut-Amt mit 100,000 Rthlrn. aus 
Staatögeldern und zwar zu $ aus dem Domainenfonds, zu 4 aus dem neuen Treſor 
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ausgeftattet und dem Kronpringen geſchenkt worden, jedoch mit der Maßgabe, daß 
es als Staatsgut bei der Krone Preußen bleibe. Auch jpäter fei es durch einen 
Staatszufhuß von 1000 Rthlrn. unterftügt worden, habe dafür aber die Verpflich- 
tung erhalten, die Remonten für ſämmtliche Marftäle unentgeltlich zu liefern. 
Dem Kronpringen ſei das Recht verliehen, es zu Gunften feiner nächſten 
Erben zu übertragen. So habe denn Friedrich II. die Remonten unentgeltlich) 
bezogen und die übrigen Pferde für feine Rechnung verkaufen laffen. 1787, unter 
Friedrih Wilhelm IL., fei es als Staatsbemaine eingezogen und vergrößert, 
auch jeitdem als Staatögut fortbehandelt, aber mit der alten Laft der Re— 
montesZieferung. Dieſe Laft jei denn auch auf die übrigen Geftüte über: 
tragen, indbefondere auf Neuftadt a. D., das 1788 auf Domainengrund 
errichtet wurde und auf Grabig, das 1815 von Sachſen abgetreten wurde, 
aber ftet? Domaine gewejen wır. Eine Kabinstsordre von 1821 habe dann 
von Neuem beftätigt, daß Trakehnen Staategut ſei. Das Ablommen von 
1849 ſei übrigens durchaus günftig, da der Bedarf an MarftalleeRemonten 
dur die Geitüte nicht gededt werden könne und der Preis von 100 Fre'dr. 
hinter dem Preije, der für gute Pferbe zu zahlen jei, nicht unbedeutend zurück— 
ftebe. Aus der Kommilfion wurde leptere Angabe beftätigt und zugleich er» 
mwähnt, daß früher zum Schaden der Pferdezucht Remonten, welche zur Zucht 
beftimmt waren, aus dem Geftüt zu Trafehnen entnommen jeien, jo daß die 
Provinz Preußen darüber Beihwerde geführt habe. Auch ſprachen fi ein— 
zelne Mitglieder dahin aus, daß doch eine beftimmte Verpflichtung vorlicge, 
die man nicht wohl alteriren fünne. Dagegen wurde bemerft, daß das Ber: 
bäftnis mindeftens ein ſehr zmeifelbaftes und jedenfalls fein geſetzliches fei. 
Die Vermiihung von Krone und Staatägut unter den erften Königen fei 
ſeht weit gegangen, und wenn trogbem immerfort anerfannt worden, daß Tra— 
fehnen Staatsgut jei, jo dürfe man wohl annehmen, daß genügende Gründe 
dafür beftanden bitlen. Die Majorität der Kommilfion war daher der 
Meinung, daß die Aufmerffamfeit auf das beſondere Verhältniß, welches bier 
berantritt, zu lenfen jei. 


18, Minifterium der geiftlihen, Unterridts- und Medizinal— 
Angelegenheiten. (Seite 44.) Kapitel 54. 


a) Zit. 12. Evangeliiher Kultus . 8,844 Rthlr. 29 Sgr. — Pi. 

b) Zit. 13. Katboliihe Bisthümer . 88 =: 2» 3» 

ce) Zit. 14. Katholiſche Geiſtliche 

und Kirchen Di ie 

d) Zit. 18. Wiſſenſchaftliche Prü- 

fungs&-Kommiffionen . . döı —- r —_—. 

e) Tit. 23. Elementarihulen . . 2492 » 14 « 

f) Tit. 36. Kultus und Unterridt . 1,119 » Tu Bir 
g) Zit. 47. Mebizinal » polizeiliche 

me 2 220. Dr 2839 

Summa 38,902 Rthlr. 19 Sgr. 11 Pf. 


Faft alle dieſe Mehrausgaben find entwerer durch Mebr- Einnahmen oder 
durch höhere Zahlungen für Natural-Deputate bedingt, Nur die Forderung 
ad g. fand eine weitere Beiprehung, zumal da aud für 1867 bei bemjeiben 
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Zitel eine Mehr-Wusaabe von 127,549 Rthlr. 6 Pf. (5. 153) bervorttitt. 
Beide find motivirt durd die Maßregeln zur Abwehr der Rinderpeft. Nach 
einer Mittheilung der Regierung fpecialifiren ſich dieſe Ausgaben folgender: 
maaßen ı 


Die Abwehr der Rinderpeft hat im Jahre 26,304 Rthlr. 8Sgr. IPf. 
Koften verurfaht. Davon find verausgabt 
1) an Soldzulagen für die zur Bewahung 
der Landesgrenzen fommandirt gewejenen 
Truppen, für Naıtural-Berpflegung der- 
jelben, an Servis-Entihädigung ꝛc. und 
zwar im Regierungs-Bezirt Düſſeldorf 4,802 - 14 » 11 - 
. . Anden . 14,716 = 10. 7. 
zufammen 19,518 Rthlr. 25Sgr. 6Pf. 
2) für Grenzbewachung durch Civil-Wächter 
im Regierungs-Berzirk Aaden . . . 6132 » 2: 6. 
3) an Entihädigungen für bereits infizirtes 
oder doch der Peft verbächtiges Vieh im 
Rezierungs-Bezirf Düffeldorf . - - 6636 ll — 
giebt wie oben 26,304 Ntblr. 8 Sgr. — Pf. 


Hiervon find durd Eriparniffe bei anderen 
Regierungen gebedt . » 2200 420 =» 14. 3» 
Bleibt Etatö-Meberfchreituug, wie nachgewieſen 25,883 Rihlr. 23Sgr. PT. 
Im Jahre 1867 find zur Unterdrüdung dee Rinderpeft verausgabt 
127,704 Rthir. 26 Sgr. 3Pf. 
Davon fallen 
a) auf Diäten und Neijefoften an 
Departements» und Kreis Thier- 
ärzte, rejp. an Eleven der hiefigen 
Thierarzneiſchule Behufs ört- 
licher Informationen über die 
DR; ii 


übertragen . 1,239.6.—. 127,704. Rthlr. 26 Sgr. 3 Pf. 


b) an BejoldungssZulagen, Natu- 
ral » Verpflegung, Servis ⸗Ent⸗ 
Ihädigung ac. für die zur De 
wadhung der Grenzen fommans« 
dirten Truppen und zwar 

in den Negierungd-Bezirfen: 
Oppeln... 3,831.24. 9. 
Erfurt ... 8,071.12. 9. 
Münfter . . 27,972.16.11. 
Düffeldorf . 51,459.11. 3. 
Aachen ... 20,595. 9.—. 
Kaſſel ... 5,969.20. 7. 
117,900. 5. 8, 


— — G G— — — — 
Seite 119,139.11. 3. 127,704 Rthlr. 20 Sgr.3 Pf. 
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Uebertrag 119,139. 15.3. 127,704 Rtblr. 26 Sgr.3 Pf. 


ec) Entjhädigung für getödtetes 
Dieb in den Regierungs-Be— 
zirklen: 


Erfurt .. 394.10.—. 
Münſter .. 431. 10.—. 
Düffeldorf . 6,603.10.—. 
Kaſſel ... 1136.15. —. 


8,565.15.—. 


zufammen wie oben 127,704 Rthlr. 26 Sgr. 3Pf. 


Obwohl aus der Kommilfion diefe Ausgaben nicht beanftandet, vielmehr 
ihre nüglide Verwendung anerfannt wurde, jo hielt man es doch für nöthig, 
auf die unfihere Lage der Gefepgebung über die Entihädigungepflidt für ge— 
tödteted Dieb hinzuweiſen und eine baldige Regelung dieſer Frage zu fordern. 
Der Herr Regierungs:Kommiffarius erfannte dies an. Durch das Edict von 
1803 ſei nur für die Provinzen Pommern und Schleſien Vorjorge getroffen 
und beiondere Vieh-Verſicherungs-Verbände angeordnet worden. Später habe 
man das Ediet auf Pojen ausgedehnt, indeß jet bier durch ein Erfenntmf 
des Appellationsgerichts zu Bromberg die Entihädigungspflidt des States 
in größerem Umfange anerfannt worden. Im Einflange mit den Beftim- 
mungen ber Berfaffungsurfunde über das Eigentbum babe die Staatsregie- 
rung dieſe Auffaffung acceptirt. Indeß erfenne fie das Bedürfniß eimer ge— 
feplihen Regelung an; ſchon fei ein Geſetz über die Mafregeln gegen bie 
Ninderpeft und die Entihädigung für alle, anf Anordnung der Behörde ger 
tödteten Thiere in der Beratbung und die Vorlage deffelben im Reichstage 
des Norbdeutihen Bundes bald zu erwarten. Unter diefen Umftänden ſteht 
die unterzeichnete Kommilfion von bejonderen Anträgen ab. 


19. Kriegs-Minifterium. (5. 46.) Kap. 55. 


a) Tit. 42. Remonte-Depots, Sädl. 
Ausgaben . 2 2 2 2.020.» 831,502 Rihlr. 10 Sgr. 7 Pf. 
b) Zit. 47. Pflege und Unterricht für 


Soldatenfinder . .» .. 235 + — er a Br 





Summa 31,737 Rthlr. 11 Sgr. 8 Pf. 


Diefe Summen erflären fi durch die hoben Preife von Fourage, bezie- 
hungsweiſe Lebensmittel. 


20. Marine-Minifterium. (S. 46.) Kap. 56. 

a) Ti. 3. Minifterium. Sächliche 
Ausgaben . — — 

b) Tit. 4. Intendantur. Perſönl. 
Ausgaben. 

e) Tit. 5. Desgl. Sächliche Aus— 
gaben a a vi 

d) Tit. 6. Lokal» Verwaltungen. 
Periönlihe Ausgaben . .» » » 1403 =: 24 ss — ss 
e) Tit. 8. MilitairsPerional . „ 61392 » 19. 1. 

fh) Tit. 9. Fahrzeuge. Perſönliche 
Ausgaben. 

g) Tit. 10. Desgl. Sächliche Aus- 
gaben — . 173,6888. 858- 
h) Tit. 12. Krankenpflege. Sächl. 
Ausgaben -. . 2... 21259 » 12 » 9 » 

i) it. 13. Serviskoften. - » » 2009 » 21 = 5» 

k) Xit. 14. Meilefoften . . » . 45172 » 18: 6% 

I) Zit. 17. Material. Perl. Aus: 

gaben ae er er 43 > — :ı 6. 

m) Tit. 21. SImvalidenweien . . . 88 =» — ⸗—⸗ 
Summa 328,030 Rıblr. 15 Sgr. 10 Pf. 

Die große Mehrzahl dieier Etatsüberichreitungen wird duch die Kriegs— 
bereitihaft der Marine motisirt und geftattet Feine ins Einzelne ‚gehende 
Prüfung, ohne daß etwa Bemerkungen dev Ober-Rechnungsfammer auf be— 
jondere Punkte binführen. Es wird daher nur erwähnt, daß ade, eine 
Summe von 13,936 Rthlrn. 11 Sgr. 6 Pf. aus der Neftverwaltung pro 
1865 übertragen ift, welde durch die Unzulänglichfeit des Etatstitels be— 
gründet wird. Seit der Verlegung der Marine Station nad Kiel 1864 ift 
eine ſolche Verſtärkung des Perſonals nöthig geworden, daß die alten Anfäpe 
nicht mehr ausreichten. Dies gilt namentlih aud in Bezug auf h., Kranfen» 
pflege, und die Kommilfion unterzog Dielen Punkt ihrer Prüfung, weil zus 
gleich für 1867 derjelbe Titel 12. mit einer Mebrausgabe von 12,323 Rihlrn. 
8 Sgr. I Pf. belaftet ift. Der Herr Regierungs:Kommiljarius erklärte, daß 
es fi bier um die Errichtung eigener Marine-Lazarethe handle. Sp lange 
fih die Marine-Station in Danzig befunden, babe man feine ſolche Anftalten 
gehabt, jondern die Militair-Lazaretbe benupt umd dafelbft einen Verpflegungs- 
jap von 4 Sgr. 9 Pf. pro Kopf gezahlt. In Kiel jedoch babe man bei dem 
Mangel geeigneter anderer Kranfenanftalten eigene Lazarethe errichten müfjen. 
Im Jahre 1866 habe man fi zunächſt proviforiidh eingerichtet und ein ſtaäd— 
tiiches Gebäude gemiethet. Hier ſei nicht blos die Verpflegung theuer geweſen, 
fondern auch eine größere Perjonenzabl aufgenommen, da ſich faſt alle Kriege» 
ihiffe in beimiihen Gewäſſern befunden und ihre Kranfen an Land gebradt 
hätten. 1867 ſei dann ein Lazaretb für 150 Kranke eingerichtet, die dafür 
erforderlichen Koften jedoeh bei der Etats-Aufftelung nicht vorherzujehen ges 
weien. Die Kommilfion hat feinen Anftand, die nachträgliche Genehmigung 
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1,573 Rthlr. 24 Ser. — Pf. 
224 : de. —. 


139 » 3. —⸗ 


2014 = 16 » 3. 
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audzufpreen, obgleih es den jonftigen Ctatsnormen mehr gemäß gemwelen 
wäre, wenigftens die Ginrihtungsfoften als ertraorbdinaire Ausgabe zu buchen, 


21. Hobenzollernjdhe Lande (Seite 56.) Kap. 57. 
a) Kap. 1. Direkte Steuern 116 Fl. 441 fr. 
b) Kap. 2. Indirekte Steuern . . 1,708 » 20 — 
e) Kap. 5. Salzwerf bei Stetten — : 8 » 
d) Kap. 6. EStraßenbaufoften-Beiträge 37»: 56 » 
e) Kap. 11. Penſionen und Unterftügungen 704»: 4. 
f) Kap. 12. Wartegelder . » 2. 2... 124 » 35 — 
g) Kap. 15. Staats-Straßen und vermiichte Ausgaben 2,286 » 34 » 
h) Kap. 16. Juftiz-VBerwaltung . 1,658 » 574 » 
i) Kap. 17. Gendarmerie und Amtsblatt . 71- 34 » 


Nr. 328) au das Haus berichtet bat, 


ausſcheidet. 


Summa 6,704 Fl. 384 fr. 


oder 3831 Rthlr. 21 Sgr. 2 Pi. 


Bei diefen ſämmtlichen, auf ſehr Heinen Zitel-Summen ſich zujanımens 
fegenden Mebraurgaben findet ſich nichts zu erinnern, 

Die Kommilfion erwähnt nur, dab fie über die Etats-Ueberſchreitung in 
Kap. 10 Entihädigungen an den Fürften von Thurn und Taris im Betrage 
von 2063 Fl. 37 Kr. ſchon in einem befonderen Vorberichte (Drudiahen 


und daß daber diefe Summe bier 


D. Einmalige und außerordentliche Ausgaben. (©. 48.) 


a) Bei der Gentral» Verwaltung der Domainen und Forften Ka— 
pitel 4 find 22,969 Rthlr. 15 Sar. verausgabt und gemügend 
motivirt durh den Anfauf der Domainengüter Promno und 
Jagodno, welche in Folge eines richterlichen Erfenntnifjes zu 1/, 
an die v. Cieleckiſchen beziehungsmeie v. Piconickiſchen Erben 
berauszugeben waren. 
b) Bei der Verwaltung ber direften Steuern Tit. 3 ift die geringe 
Ausgabe von 9 Rthlr. 19 Sgr. 3 Pf. beim Ausbau eines Ge— 
bäubes nöthig geworden. 
c) Das Handels » Minifterium bat bei dem Fonds zu Land» und 
Wafferbauten Kap. 9, Tit. 1 ertraordinair 45,000 Rthlr. ver- 
ausgabt, um damit ein Geichäfttgebäude für das Grund- und 
Gebäudefteuer » Büreau zu Frankfurt a. D. zu errichten. Die 
Gtatsjumme war für Derftellung eines Negierungs » Gebäudes 
angejept, in welchem jedoch nachträglich Platz für das erwähnte 
Büreau feblte. 
d) Das Minifterium des Innern hat auf Kapital 13. Tit. 1. Polis 
jeir Berwaltung 16,447 Rihlr. 21 Sgr. 11 Pf. für die Wahr- 
nebmung der polizeisanwaltlihen Aunftionen auf dem plaiten 
Yande der öſtlichen Provinzen gezahlt. Es ift dies eine ſeit fanger 
Zeit fortgejegte Mehrausgabe, die ſich auch in 1867 wiederholte. 
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Nachdem das Haus in der Sipung vom 9. Dezember 1868 (Steno- 
graphiſche Berichte Seite 569) beichlofjen bat, 
die Königlihe Staats» Regierung aufzufordern, die Aufbringung 
der Koften für die Polizei-Anmaltihaften ſchleunigſt dahin zu 
regeln, daß die ſtädtiſchen Kommunen den ländliden Kom» 
munen und Rittergütern gegenüber nicht benadhtheiligt werben, 
und der Herr MNegierungs » Kommifjar erklärte, daß die Regierung zu 
einer gefeplichen Regelung der Sache bereit jei, enthält fih die Kommilfion 
einer weiteren Grörterung der Sache. 


E. Neftverwaltung für 1865 et retro. 
(Seite 52.) ‘ 
a) Kapitel 51. Titel 30. Unterftügung bilföbedürftiger Krieger 
9 Riblr. 
b) Kapitel 52. Titel 11. Auseinanderiepungs» Behörden 6 » 
Summa 15 Kıiblr. 
Die Mebrausgabe ad a) ift dur eine gfeih hohe Minderausgabe bei 
der laufenden Verwaltung gededt, für die ad b) war beim Abſchluß pro 1865 
irrthümlich feine Dedung rejervirt. 


F. Sonftige ertravrdinaire Ausgaben, welche in dem Gtat 
nicht vorgefeben find. 
(Seite 64.) 


l, Rinang-Minifterium. (Seite 64.) 
Bei der Verwaltung der Direften Steuern find folgende auferetatömäßige 
Ansgaben vorgefommen: 
1) Grundfteuer » Remilfionen in den öftlihen Provinzen, welde be: 
reitd im Sabre 1864 rechtöfräftig geweſen 10,326 Rihlt. 3 Sgr. 
2) Entihädigungen für aufgehobene Gebäudeftener: Berechtigungen 
3370 Rtblr. 18 Sgr. 
3) Koften der Gebäudefteuer-Veranlagung 2574 Rihlr. 2 Spr. I Pf. 
Sämmtlide Ausgaben beruhen auf geieplihen Anordnungen. 


2) Handels-Minifterium. 


1) Zelegraphen-Berwaltung. 

Ankauf des Betriebs-Materials der in Folge des Friedenge Vertrages 
mit Bayern vom 22. Auguft 1866 auf Preußen übergegangenen 
ehemaligen Bayriihen Telegraphen-Linien 21,518 Rthlr. 15 Sr. 

Obwohl die Kommijfion die nachträgliche Genehmigung nicht beanftandet, 
jo behält fie fih dech vor, bei den Etats-Ueberſchreitungen des Jahres 1867 
auf dieſen Punkt zurüdzufommen. 

2) Zur Abwehr eines Notbftandes in Berlin 48,000 Rıblr. Während 
des Kriegsjahres wurde der Abbrud der Stadtmauer auf der linfen Spree 
feite und die Anlage einer Schleuſe am Schifffahrts » Kanal in Angriff ges 
uommen. Die Kommiſſion erfennt die Nüplichfeit der Verwendung an. 

5* 


x. b 


3. Juftiz-Minifterium. (Seite 64.). 

Bebufs Erweiterung der Geihäftslofalien für das Stadtgericht zu Berlin 
wurden für 136,150 Rthlr. zwei Grundftüde angekauft; die Dringlichkeit des 
Kaufes ift dargelegt, die Zahlung des Kaufgeldes im Suhre 1866 erfolgt, 
und die Kommiſſion fieht fi daher trog der Gefahr, ein unbequemes Prä— 
cedens zugulaffen, genöthigt, die nachträgliche Genehmigung zu beantragen. 


4. Minifterium des Innern. (Seite 65.). 
Die ſehr beträdhtlihen außeretatsmäßigen Ausgaben von 116,028 Rthlrn. 
8 Sgr. 11 Pf. betrifft ganz und gar das Berliner Polizei-Präfidium und die 
von demfelben zu Unrecht vereinnahmten und verwendeten Geldiummen, welde 
im Laufe des. Jahres 1566 an die Stadtgemeinde Berlin zurückgezahlt wer— 


den mußten. Die genaueren Beläge finden fi in der Anlage K. L. M. Da 


diejenigen Beamten, welden dieje VBerausgabung zur Laft fällt, aus ihren 
Stellen entfernt find, aud ihre Verpflichtung zur Rüderftattung des Geldes 
nicht nachgewieſen ift, jo glaubt die Kommilfion aud bier die nachgewieſene 
Genehmigung nicht beanftanden zu jellen. 


5. Kriegs-Minifterium. (Seite 66.) 


Hier erjcheint die beträchtliche Summe von 353,054 Rtblen. 25 Sgr. 8 Pi. 
zur Herftellung der Befeftigungsmerfe von Sonderburg-Düppel. Dazu gehört 
die in der Reftvermaltung für 1865 et retro (Seite 68.) zu gleichem Zwecke 
aufgeführte Summe von 160,250 Rthlr. 9 Sgr., jewie in den Gtats» Ueber: 
ſchreitungen für 1867 (Seite 153.) in Kapitel 54. Titel 55. eine Mebrausgabe 
von 73,495 Rıhlr. 6 Sgr. 4 Pf., alio in Ganzen 486,800 Rthlr. 11 Sur. 

Es ift Dies die größte Anomalie, welde fih in den gelammten vorliegens 
ten Nachweiſungen findet. Drei Jahre laug wurden umfangreiche Befeftigungen 
vorgenommen, ohne daß auch nur in einem einzigen dieſer Jahre der Zwed 
im Gtat vorgeieben worden ift. 

Der Herr RegierungssKommifjar erklärte, man babe urſprünglich beab— 
fihtigt, die Koften für diefe 1865 in Angriff genommenen Werfe aus den 
Einnahmen des Herzogthums Schleswig zu beftreiten. Es habe fih aber ge— 
zeigt, daß dieſes Land dazu nicht im Stande ſei; auch jei dafjelbe bald an 
Preußen gefommen, und fo ſei nichts übrig geblieben, als die dur Vor— 
Ihüffe aus der General » Stantskaffe gededten Ausgaben auf die Rechnungen 
der Jahre 1865—67 zu vertheifen. Da indeß die Rechnung für 1865 ſchon 
abgeihloffen gemweien, jo babe man die Ausgabe bier nachträglih in Reſt— 
rechnung ftellen müſſen. 

Obwohl die Kommilfion die Zuläffigkeit eines ſolchen VBerfabrens in einer 
regelmäßigen Finanzwirtbichaft nicht zugeiteben kann, fo glaubt fie doch mit 
Räückſicht auf den inzwiſchen vollzogenen Mebergang der Militait » Verwaltung 
auf den Norddeutihen Bund, die nachträgliche Genehmigung beantragen zu 
fünnen. 


6. Für MarinesZwede (©. 66). 


Die ebenfalls Sehr bedeuiende gänzlih außeretatsmäßige Ausgabe von 
2,014,841 Rthlr. 25 Sgr. 10 Pf. vertbeilt fih auf folgende Pofitionen: 
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H Verlegung der Marineftation von Danzig nad Kiel und Cinrid» 
tung bajelbft 127,273 Rthle. 17 Sgr. 7 Pf. 

2) Befeftigung des Kieler Hafens en 
und Anlage eines Werftetabliffe- 
ments 408,156 -» 18. —» 


3) Schwere Gußftablgeihüge für 
die Forte 50000 » —.. —# 
4) Pauzerſchiffe 99a =» 20 » 3. 


Allerdings find ſchon in der Rechnung für 1865 Anlage Nr. 32. ©. 294, 
298., 300. Koften zur Verlegung der Marineftation und zur Befeftigung des 
Kieler Hafens ausgeworfen, und nah der Angabe des Herrn Regierungs— 
Kommiſſars würde es ſich bier theilweiſe noh um ſolche Refte handeln, die 
aus der pro 1865 bewilligten Summe zu zahlen waren, indeß gebt aus uns 
jeren Vorlagen darüber nichts weiter hervor. 

Handelte es fih nicht um ein Kriegsjahr, in dem außerdem ein regel— 
mäßiger Etat nit zu Stande gefommen ift, jo wide das bier einichlagene 
Verfahren gar nicht zugelaffen werden können. 

. Die ad 4, erwähnten Panzerichiffe find die Schiffe „Kronprinz“ und 
„Briedrih Karl.“ 


7. Ausgaben aus Anlaß des Krieges (Seite 66.). 


Hier wird eine Summe von 35,579,593 Rıblın. 2 Sgr. an Kriegsaus— 
gaben zujammengeftellt, und auf den dem Hauſe eritatteten beionderen Nechen« 
ſchaftsbericht (Druckſachen Nr. 8. 1867 I. Seifion) Bezug genommen. 

Die Summen für die Landarmee 

a) laufende Ausgaben . . . 17,526,904 Rthlr. 26 Sgr. 2 Pr. 

b) einmalige Ausgabu . . . 18610914 - 16 .9 .» 

c) Krilerie  . . 2 2... 181715 - 19 - 9 ⸗ 
ſtimmen mit den in diefem Rechenſchaftsberichte S. 16. und 18 befindlichen 
Zahlen überein, 

Die Nr. 3. der jepigen Nachweiſung, 60,566 Rthlr. 14 Sar. 3 Pf. für 
KriegdsTelegrapbie findet fih in dem Rechenſchaftsbericht S. 9. sub Nr. 2. 

Die Zahl der Nr. 4. (Landlieferungen) mit 3,063,491 Rthlr. 15 Sgr. 
1 Pf. Dagegen ſtimmt nicht mit der Angabe des Necenihafteberichts ©. 9. 
Nr. 3., wo 5,946,520 Rthlr. 27 Sgr. 11 Pf. angegeben find. Allein letztere 
Zahl umfaßt nur einen Theil der in 1867 gezahlten Landlieferungen. 

Nah der Mittbeilung des Herm Regierungs-Kommiſſars vertbeitt fich 
dieſe Ausgabe folgendermaßen: 

Landlieferungen find vergütet: Bi 
Nach der Rechnung für 1867 . . . 2,991,910 Rihlr. 16 Sgr. 8 Pf. 
(Seite 100 der Ueberſicht) 

Nah der Rechnung für 1866 . . . 3,063,491 :s 15 = 1. 
(Seite 66 der vorliegenden Ueberficht) 
Zujammen 6,055,402 Rtblr. 1 Syr. 9 Pr. 





Im Jahre 1868 
bis zum Schluſſe des III, Quartals . 55,281 Rthlr. 6 Sur. 11 Pf. 
Summa 6,110,683 Wrhlr. 8 Sgr. 8 WI. 


er. 8. p. Anlage zum Berichte Nr. 170 der Drudjachen. 
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8. Sonftige ertraordinaire Ausgaben. (Seite 68.) 


Auch Hier find unter 4 Nummern Gejammt-Ausgaben im Betrage von 
1,292,513 Rthlrn. 24 Sgr. 5 Pf. aufgeführt, von denen ſchon in dem er- 
wähnten Recenichafts-Berichte dem Haufe Nachricht gegeben ift. 

Nr. 1. Zindvergütungen für crebitirte, vor der Verfallgeit eingezahlte 
Steuern und Vorſchüſſe mit 299,108 Rthlr. 11 Sgr. 1 Pf. finden fi im 
Rehenihafts-Beriht 1867 Nr. 8, Seite 10. Nr. 10. 

Nr. 2. Koften tür die Erinnerungskreuze mit 200,000 Rthlrn. ebenda» 
jelbft S. 10, Nr. 6. 

Nr. 6. Sähfiihe Kriegd-Koften-Entihädigung (zu militair» politischen 
und Berwaltungszweden verwendet) mit 729,096 Rthlr. 14 Sgr. ebendafelbft 
Nr. 9. 

Nr. 7. Koften der Erhebung der Kriegs-Koften mit 64,308 Rihlr. 29 
Sgr. 4 Pf. ebendajelbft Nr. 11 erwähnt, jedoch mit 84,070 Rthlr. 2 Sr. 
2 Pf. aufgeführt, weil no Ausgaben für 1867 binzufommen. 

Die nachträgliche Genehmigung wird nicht beanftandet. 

In demfelben Abichnitte befinden fih nod mehrere größere Pofitionen 
sor ber Linie. Wir erwähnen daraus Nr. 5, wo 100,000 Rıhlr. als Kriege: 
foften-Entihädigung von Neuß ä. 2. in Folge des Friedensvertrages vom 
26. September 1866 gezahlt, und an den Fonds zur Unterftügung der in— 
validen Offiziere und Soldaten der preußifchen Armee, ſowie der hinterblie- 
benen Wittwen und Wailen übertragen worden find. Wir fommen bei ben 
Ausgaben des Jahres 1867 auf Diele Pofition zurüf und behalten uns bis 
dahin einen Antrag vor. 


9. Reftverwaltung für 1865 et retro (S. 68). 


Hier findet fi außer der jhon oben erwähnten Pofition von 160,250 
Rihlrn. 9 Sgr. für Sonderburg-Düppel noch eine nachträgliche Zahlung von 
2 Rtblrn. bei der Telegraphen-Verwaltung unter Koften des Krieges mit 
Dänemarf. 


10. Hobenzollernide Lande (S. 72). 


Außer den in unjerem Borberichte erwähnten Kapitalzahlungen an bie 
Fürften von Thurn und Taxis und von Fürftenberg, die wir bier übergeben, 
findet ih unter Nr. 1 eine Summe von 13,179 fl. 49 Kr. als Koften 
in Folge der Occupation dur württembergifche Truppen. Ihnen entſprechen 
in den Nachweiſungen für 1867 ©. 157 Nr. 4 und die Geſammtſumme 
des Rehenihaftäberihts S. 10 Nr. 12. Bei der Reftoermaltung pre 1866 
et retro werden fie übrigens in Einnahme nachgewieſen. 

Die Unterzeichnete Kommilfion beantragt daher ſchließlich: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen, vorbehaltlih der 
bei der Prüfung der Rechnung ſich etwa mod ergebenden Gr- 


innerungen, 
a) die nachgewieſenen Etatö-lleberichreitungen für das Jahr 
1866 mit 
5,248,354 Rtblr. 27 Sgr. 1 Pf. in der laufenden und 


15 = — =: — » in ber Reftserwaltung 
zulammen 5,248,369 Kıblr. 27 Spgr. 1 Pr, 


er — 
Luxe 


b) bie außerorbentlihen außeretatämäßigen Ausgaben für 
bafjelbe Jahr mit 
39,585,502 Rthlr. 15 Sgr. 4 Pf. in der laufenden und 
160,252 = I. — » in ter Neftverwaltung 
zujammen 39,745,754 Rthlr. 24 Sgr. 4 Pi. 
nachträglich zu genehmigen. 


1867. 


Die auf Seite 85 nachgewieſene Gelammtiumme der Etatsüberichreitun: 

gen und außeretatsmäßigen Ausgaben beträgt 

49,048,021 Rıblr. 9 Sgr. 10 Pf. 
inft. 154,751 Rthlr. 27 Sar. 6 Pf. und 38,114,771 Rthlr. 24 Sgr. 10 Pi. 
aus der Reftverwaltung pro 1866 et retro, 

Diejelbe vertbeilt fih auf 

A. Betriebs:Ausgaben . . . . 5,349,754 Rthlr. 17 Sgr. 8 Pf. 
B. Dotationen . » 2 2 220408756 » 24 » 2» 
GC. Verwaltungs Ausgaben ‚4370373 » 27 — 3» 
D. Hobenzollernide Yante . . 8121 = 18 - 10» 

Summa der Gtatsüberichreitungen: 10,137,006 Rihlt. 27 Sur. 11 Pf. 

E. Einmalige und außerordentliche 

Ausgaben. » 2 2 2... 357,063 » 8. l« 
F. Reftoerwaltung » » » .  . 38,269,523 = 22 +» 4» 
G. Außeretatsmäßige Ausgaben . 284,427 =» 11 « 6s 

Summa: 49,048,021 Rihlr. 9 Sr. 10 Pf. 

Die ganz ungewöhnliche Höhe der Etatsüberichreitungen erflärt fi haupt» 
ſächlich durch die ungewöhnlich großen Mehrausgaben bei einzelnen Betriebs- 
und mehreren Zuſchuß-Verwaltungen. Unter erfteren find namentlich zu er 
wäbnen: 

die Poftverwaltung mit. . . . 2,853,400 Rthlr. 18 Sgr. 3 Pf. 

die Berwaltung der Bergwerfe mit . 1,043,895 : — =: 1» 

die Eilenbahn-Berwaltung mit . 1,028,794 - 17 - 11» 
Summa: 4,426,089 Rtbir. 26 Sgr. 2 Pf. 

Nur bei der Eifenbahn » Verwaltung ift die Mebhrausgabe eben gededt 
durch die Mehreinnahme von 1,181,618 Rihlrn. 14 Sgr. 10 Pf. 

Bei der Poftverwaltung bleibt die Mehreinnahme von 1,838,856 Rthlen. 
23 Sar. 7 Pf. gegen die Mehrausgabe um 514,543 Rthlr. 24 Sgr. 8 Pi. 
zurüd. Die Bergwerfe haben gegenüber ihrer jehr beträchtlihen Mehraus— 
gabe fogar eine Mindereinnahme von 4,639 Rihlr. 26 Sgr. 7 Pf. 

Bon den Mehrausgaben der Zuſchuß-Verwaltungen fällt mehr als die 
Hälfte allein auf das Kriegd-Minifterium, deffen Etats » Weberfchreitungen 
betragen EBEN 2,790,467 Rthlr. 6 Sgr. 11 Pf. 
Sodann fommen: 
das ZuftiMinifterium . +... 469084 » 24 - 


das Minifterium des Innen. » . . 334,561 —⸗ 5: 6% 
das FinanzeMinifterium - . 2... 225604 » 19 » 1. 
das Minifterium des Auswärtigen . - 151,043 — T. 9. 
das KultuesMinifterium . » . ».. 188108 « 2 - 1. 
die Geftüt-Berwaltung » » » . .. 143184 « 8. 2 
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Wenngleich mande ungewöhnliche Verhältniſſe auf diefe beunrubigenden 
Ergebniffe Einfluß geübt haben, insbejondere die feit dem Kriege fortbefte- 
bende Unficherheit der großen Politif, die Störung der Gewerbi- un 
Handelarhätigfeit , ungünstige Witterungs » VBerbältniffe, Krankheiten unter 
Menihen und Thieren, wenngleich die Erweiterung des Staatögebieted in ben 
Gentral»-Berwaltungen erhöhte Arbeit und damit Verftärfung Des Perjonals 
und der Amtsbedürfniffe mit ſich geführt bat, fo fordert doch ein jolder Aug» 
weis zu ernftbafter Sparſamkeit auf, und die Staats-Regierung wird fi der 
Aufgabe nit entziehen Fünnen, in erhöhtem Maße dabin zu wirken, daß in 
allen Berwaltungszweigen das vorgezeichnete Maß der Ausgaben jorgfältig 
inne gehalten werde. 


Der Uebergang mehrerer derjenigen Verwaltungen, welde bisher am 
bäufigften zu Klagen wegen unvorbergeiehener oder zu gering veranidlagter 
Ausgaben Beranlafjung boten, an den Norddeutihen Bund gewährt nur eine 
iheinbare Entlaftung. Unter der Form der Matrifularbeiträge wird fi) das wan— 
delbare und daher ſehr ichwer im Voraus zu bemefjende Element der Mehrausgaben 
immer no in unferen Preußiichen Etat Zugang verihaffen, und es ift daber 
dringend geboten, daß die Staate-Regierung fih von allen denjenigen Ge— 
bieten zurüdziehe, wo die Privattbätigkeit und die Selbftverwaltung genügen, 
um die Aufgaben des öffentlichen Lebens zu ‚erfüllen. Die gegenwärtig vor- 
liegende Nahweilung läßt nicht jelten die entgegengelepte Neigung der Ber: 
waltungen bervortreten. 


Endlid muß erwähnt werben, daß eine große Reihe von Etatsüber— 
ſchreitungen und ſehr beträchtlichen außeretatsmäßigen Ausgaben, die durd 
bejondere Gejege bewilligt waren, z. B. die Entihädigungen für die depofie- 
dirten Fürften (Seite 102 der Ueberſicht), nicht mit in die gegenwärtige Nach— 
weilung aufgenommen find. Obwohl hier eine nachträgliche Genehmigung 
nicht erforderlich ift, jo erachtet es doch die Kommiſſion für wünſchenswerth, 
daß derartige Summen fünftig in die Nachweiſung wenigftens vor der 
Linie mit aufgenommen werden, wie es bei der Nachweiſung des Jahres 1866 


geſchehen ift. 


Dagegen erklärt ſich ein Theil der nachgewieſenen Etatsüberjhreitungen aus 
dem Umftande, daß im Jahre 1867 das Haupt-Ertraordinarium nicht zur Ver» 
wendung gefommen ift. Nachdem nämlich das Haus der Abgeordneten in der 
Sipung vom 27. November 1866 beichloffen hatte, die Summe von 300,000 
Rthlen. unter dem Rubrum „Haupt » Ertraordinarium, über deſſen Vers 
wendung die nachträgliche Genehmigung der Landesvertretung einzuholen 
iſt“, zu bewilligen, bat der Herr Finanz » Minifter auf die Ermächtigung, 
das Haupt» Ertraordinarium zu verwenden, ganz verzichtet, und es find 
daber alle jonft aus demielben geleifteten Zahlungen als Gtatsüberichreituns 
gen oder außeretatsmäßige Ausgaben nachgewieſen, womit der Zwed des 
Botums erreicht worden. ’ ’ 


al 


A. Betriebs:, Erhebungs- und Berwaltungstoften und Laften der eins 
zelnen Einnahmezweige. 


1. Domainen. (©. 127.) Kap. 1. 
a) Tit. 3. Ortspolizei, geiftliche 
und Schulverwaltung . » . 18,638 Rthlr. 18 Sgr. 9 Pf. 
b) Tit. 4. ArmensAnftalten und 
milde Stiftungen. . . . 4,606 
ec) Tit. 5. Paifiorenten und Ab. 
gaben. . . . . 6,288, 21 2 
d) Tit. 10. Vernaſchte Ausgaben 46974 „ 18 „ 2, 
e) Zit. 11. Feftungs =» Nevenüten » 
Se 2 „1, 
Summa 76,663 Ruf 6 Sgr. — Pf. 


Es handelt ſich bier jo ziemlid um diejelben Titel, wie beim Borjabre 
und um ähnliche Gründe. Der Notbftand im Regierungs-Bezirf Gumbinnen 
tritt bei Zitel 4. mit einer geringen Summe von 1478 Rthlr. hervor. Ent: 
wäfferungen in demſelben Regierungs-Bezirf, ſowie Betriebsfoften für Admini— 
ftration®®rundftüde in der Weichjelniederung ıc. fommen hinzu. 

Die Mehrautgabe ad e. ift dadurch bedingt, daß die unzureichende 
Zantieme der Verwalter der Feſtungs-Reoenüenkaſſe vom 1. Januar 1867 
ab von 1 auf 2 pCt. erhöht worden ift. Statt des Anſatzes von 329 Rthlrn. 
find 586 Rihlr. gezahlt worden. Die Kommiffion beanftandet die Mehraus- 
gabe nit, macht aber darauf aufmerkfam, daß dergleichen Anordnungen recht— 
zeitig in den Gtatd-Entwürfen zur Kenntniß des Landtages gebradht werten 
müffen und daß durch einfeitige Verfügungen ber Verwaltung neue Redtd- 
anſprüche der Beamten nicht geichaffen werben dürfen. 


" 15 " — * 


2. Forſten. (Seite 128.) Kapitel 2. 
a) Titel 6. Paffivrenten und Abgaben . 42,961 Rthlr. 23 Sgr. T Pf. 
b) » 7. Forſtdienſthäuſer und Forfte 


wege. . . . “ * . * 7,861 ” — ⸗ 1 * 
co) = 8. Forſtkulturen, Vermeſſun— 
gen. .. ae 825 - 11» 11. 


d) - 11. Nebenbetriebt-Anflakten ... 12389 - 11. 3» 

e) = 12. Vermiſchte Ausgaben . . 2440 » 13 =: 5» 

f) » 13. Borftrkebranftalten - » . 2153 » 11» 6» 

Summa 79,581 Rthlr. 11 Sgr. I Pf. 

Auch Tier beſtehen mauche ähnliche Verhältniffe, wie im Jahre 1866. 

Die Mehrausgabe ad b., entfällt mit 5826 Rthlr. 7 Sgr. 6 Pf. auf den 

Forftetabliffements-Baufonds, mit 2493 Rthlr. 26 Sar. 1 Pf. auf den Forſt— 

wege» Baufonds, und ift dort durch aufergewöhnlih viele Brandihäden, 

bier dur die naſſe Witterung des Jahres 1867 erläutert, — zwei Momente, 

welche in einem jcheinbaren Widerſpruche unter einander fichen. Nach einer 

Mittheilung der Regierung haben die Wiederberftellungzfoften aus Beranlaflung 

von Brandihäden, auch Sturm und Waſſerſchäden an Forftetabliffements er— 
fordert: 

6 


ae en, >>) 
a 5 
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1857 bei 15 Brandfällen 16,197 Rihlr. — Sgr. — Pr. 
1858 = 22 . 23,825 : 19 =: 2» 
1859 » 29 a 36,399 . 29 » 4 * 
1860 =» 22 . 25,163 . 2 2 ne 
1861 = 16 a 17,716 .:. 17 = l « 
1862 =» 25 . 34 060 . 3: DD. 
1863 » 29 ⸗ 30,861 . 2383 =» 6» 
1864 «- 17 . 19 857 >) 6 » 
1865 » 20 ; Dean: u er te 
1866 » 20 © 20.709 :» 29 : 10 =» 








in 10 Sahren zujammen 245,717 Rthlr. 27 Sgr. 10 Pr. 


alio durchſchnittlich pro Jahr 24,572 Rthlr. Dagegen haben dieſe Schäden 
im Sabre 1867 in 35 Fällen 44,718 Rihlr. betragen. Die Kommiifion bat 
davon Abftand genommen, in das Einzelne diefer Fälle einzudringen; fie über- 
läßt ed der Verwaltung, das ihr unterftehende Perfonal zu überwadhen, und 
empfiehlt, die Bemerkungen der Ober-Nehnungsfammer abzuwarten. 

Unter der Mehrausgabe ad e) befindet ſich Diesmal eine noch höhere 
Summe an Inſekten-Vertilgungskoſten, hauptſächlich durch die Vermehrung 
und das Sammeln des Kiefernipinners (Phal. bombyx pini) herbeigeführt. 
Nah der Verſicherung bes Herrn Regierungs-Kommifjars ift damit bis jept 
der Bernihtung ganzer Beltandesmaffen vorgebeugt, allein der den Inſekten 
fo günftige Sommer von 1868 hat ihre Bermebrung wieder jo geförbert, daß 
für 1869 die größten Bejorgniffe obwalten. 


3. Direkte Steuern. (Excite 128). Kap. 3. 
a) Tit. 2. Gebäudefteuerr . » » . . .  3,887Nthle. 29Sgr. 7Pf. 
b) Zit. 9. Kafjen-Berwaltung. Sächliche 
und vermifchte Ausgaben . . 42534 -» Te 4 
Summa 46,422 Rihle. 6Sgr. 11Pf. 
Die erſtere Mehrausgabe iſt theils durch Mehreinnahme, theils durch 
größere Erhebungs- und Veranlagungskeſten bedingt; die zweite iſt ſchon bei 
1866 mit erörtert. 





4. Indirekte Steuern. (Seite 129.) Kap. 4. 

a) Tit. 5. Hypothekenbewahrer ꝛc. in der 

Nheinpreving » * » 2... 2,781 Nıhlr. 21 Sgr. 10 Pf. 
b) Zit. 6. Pferdegelder der Zollbeamten „ 161566 =» 13 »- 1x 
e) Zit. 7. Zollbehörden. Sächliche Auss 

gaben —— — 
d) Tit. 11. Remunerationen und Unter 

ftüpungen . ... 1,631 3⸗ 90 
e) Tit. 12. Vermiſchte Ausgaben.... 462ß. 62- 
f) Tit. 14. Central-StempeleBerwaltung . 6,186 » dr —⸗ 


Summa 40,005 Rıplr. 24 Sgr. 1Pf. 


8,724 » 14 =» 3. 
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Auch bier handelt es fih um analoge Ausgaben, wie in 1866, zum Theil 
auch um irrthümlich verrechnete Summen oder um Mehrbebürfniffe gewöhn- 
licher Art. 


5. Salzmonopol. (Seite 129.) Kap. 5. 


Die Meine Mebrausgabe von 728 Rthlr. 7 Sgr. 9 Pf. in Titel 9, 
(Bermiichte Ausgaben) ift durch ftärferen Salzverfauf, insbejondere bedeutende 
Viehjalz-Bereitung in Oftpreußen, erläutert. 


6. Rotterie. (Seite 129.) Kap. 6, 


Eine geringe Etats = Ueberfhreitung von 3 Rihlrn. bei Titel 2. für 
Hülfsarbeiter. 


7. Münze. (Seite 129.) Kap. 8. 


a) Zit. 2. Verwaltung. Andere — 

Ausgaben ... 824 Rthlr. 1Sgr. 6Pf. 
b) Tit. 3. Verwaltung. Sädlice — ver« 

milhte Ausgaben . . . . 3788» 2383. Au 
ec) Zit. 4. Betriebsfoften. Perjönliche Aube 

gaben . .». .... 60,610- 25 - 1⸗ 
d) Tit. 5. Betriebskoſten. Sadlihe und 

vermiſchte Ausgaben . .. . 1978 » 3. 2» 
e) Tit. 7. Berftärfung des Betriebsfapitae 7,558 -» 20 » 1 


Summa 75,510N:hlr. 18 Sgr. 2 Pf. 


Die ſehr bedeutenden Ueberjhreitungen find durch den ftarfen Betrieb 
der Münze herbeigeführt, und es fteht ihnen eine entiprehende Mehreinnahme 
von 124,897 Rthlr. 27 Sgr. 4Pf. gegenüber. Das Bedürfniß einer aus— 
gedehnteren Umprägung der zum Theil ſehr abgenupten Silbermünzen 
wurde allgemein anerfannt und bie Xhätigfeit der Verwaltung ges 
rühbmt; Dagegen wurde darauf hingewieſen, daß Preußen faft ber 
einzige Staat fei, in dem fo ſchlechte Goldmünzen fortwährend kourſiren, die 
weder eingezogen, noch für ungültig erflirt würden. Mander werde durch 
biefe Friedrichsd'or betrogen, und es gereihe dem Staate nicht zur Ehre, der» 
artiges Geld als offizielle Münze no länger in der Cirkulation zu laſſen. 
Der Herr Regierungs-Kommiſſar erflärte, die Königlichen Kaffen hätten feit 
langer Zeit den Auftcag, ſchlechte Friedrichsd'or anzuhalten und einzuliefern, 
fie fimen aber jelten vor. Dagegen wurde namentlih auf die Quäfturfaffe 
der Univerfität hingewieſen, welde in hehem Maaße durch ſchlechtes Gold bes 
läftigt fei; mamentlih Auslinder feien bei unjern Wechslern häufig ber Ger 
fahr ausgejept, Goldmünzen von geringerem Werthe eingewechſelt zu erhalten. 
Der Herr Regierungs » Kommifjarius jagte zu, daß die Sache in Erwägung 
gezogen werben felle. 

Die legte Mehrauszabe ad e ift zur Ergänzung des Betriebs » Kapitals 
ber Münze anf Die Höhe von 1 Million verwendet. Nahdem am Schluffe 
bes Jahres 1867 diefe Höhe erreicht werben ift, find die Ueberſchüſſe im Ber 
trage von 49,508 Rihlr. 19 Sgr. 2 Pf. zur Staatsfaffe abgeführt worden. 

6 ” 
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8 Staatsdruckerei (Seite 130) Kapitel 9. 
a) Tit. 3. Löhne für Werfleute und Ge- 
bülfen - 2 2 222020. 14,051 Rihlr. 17 Sgr. 8Pf. 
b) » 5. Sächliche Ausgaben . . . 45011 » 23 « 2» 
Summa 59,063 Rthlr. 10 Egr. 10PT. 
Folge des ftärferen Betriebes, inäbelondere durch die Bebürfniffe ber 
neuen Provinzen ꝛc. 


9. Pofte, Gefepg-Sammlungs- und Zeitungs-Verwaltung 
(S. 130.) Kap. 10. 

&8 wurde bier zunächft fonftatirt, daß nah den Marginal-Bemerkungen 
für das zweite Semefter 1867, nachdem die Poft: und Zeitungs-Vermaltung 
im Taxisſchen Pofibezirke im Laufe des Jahres an Preußen übergegangen, 
ein bejenderer „Supplement-Etat über die Einnahmen und Ausgaben aus 
jenem Bezirk” aufgeftellt worden ift. Auch wurde dieſer Supplement » Etat 
in einem authentiſchen Driginal-Gremplare ber Kommiffion vorgelegt. Der: 
jelbe ift unter dem 4. Auguft 1867 dur den Finanz-Minifter und ben Ge: 
neralsPoftmeifter vollzogen und ſchließt im 

Einnahme-Soll mit. ,„ » » . 1,340,465 Rthlr. 
Ausgabe-Sol mit . » .» : . 1,257,870 Rtblr. 
Ueberſchuß⸗-⸗Soll mit . 82,595 Kiblr. 

Die Marginal Bemerkungen der ung vorliegenden Nahmeifungen neh» 
men bei der Mehrzahl der Titel auf die Summen diejed Supplement « Etats 
Bezug, doch wurde Seitens der Negierung bemerft, daß der leptere in eini— 
gen Pofitionen mit den Zahlen Angaben auf Seite 130, der Ueberfiht von 
den Staats-Einnabmen und Ausgaben ıc. für das Jahr 1867 nicht voll« 
ftändig übereinftimmt. 

Dieſe Abweichungen find folgende: 

1) bei Kap. 10. Tit. 1. der Supplement-Etat 

jept aus . . . 172,422 Rtblr. 15 Sgr. 

bie Ueberſicht enthält 

nur . ae EM 

leßtere mithin weniger 1,250 Vrkle- — Sr. 
. der Supplement- Etat 
enthält » . . 0. 9,660 Rthlr. — Sgr., 
die Ueberfiht u. . 96380 = 
letztere mithin weniger J 
3) « —10. =» 12. der Supplement-Etat 
welt nach » . . 269,987 «= 1» . 
die Ucberfiht qu. . 268,150 -» — 
letztere alfo weniger — 77 15 Sr; 
4) «  » 10. » 13. der Supplement Etat 
entbäll - - » » » 0400 =: — 5 
dielleberfihtweiftnah 78,607: — = 
legtere mithin weniger 1,793 Nıhir. — Sgr.; 
5) » = 10. » 14. der Supplement: Etat 
enthält -. - » 0 MO > — 5 
die Meberfiht nur . %6,090 = — — 


letztere alſo weniger r Sur. 


= 


2) » » 10. > 
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Diefe Differenzen beruhen darin, daß in dem Supplement- 
Etat die Einnahmen und Ausgaben für den ganzen früheren Thurn» und 
Taxisſchen Peſtbezirk, einſchließlich des vormaligen Thuru- und Taxisſchen Poft- 
amtes in Bremen zu veranſchlagen waren. Das gedachte Poſtamt iſt jedoch beim 
Uebergange des vormals Thurn- und Taxisſchen Poſtweſens an Preußen, mit 
dem vormaligen Königlich Hannoverſchen Poſtamte in Bremen vereinigt wor— 
den. Aus Anlaß dieſer Vereinigung find von dem Supplement» Etat für ben 
früberen Fürftlih Thurn» und Taxisſchen Poftbezirt die auf das vormalige 
Fürftlih Thurn» und Zarisihe Poftamt in Bremen entfallenden Einnahmen 
und Ausgaben abgezweigt und dem Gtat für ben vormals Königlihd Hanno: 
verſchen Bezirk zugewiefen worden. 

Aus der Kommilfion wurde dieſes Verfahren als ein ganz inforreftes 
bezeichnet, wozu die Verwaltung nicht berechtigt gewelen ſei. Entweder hätte 
man [hen im Voraus fid einen Kredit vom Landtage bewilligen laffen oder 
fofort beim Wiederzufammentritt des Landtages am Schluffe des Jahres 1867 
Indemnität nachſuchen follen. Förmliche Supplement-Etat? im Sinne der 
Franzöſiſchen Verwaltung aufftellen, fie aber nit der Landesvertretung zur 
Genehmigung vorlegen, widerftreite der Verfaſſung. 

Bon Seiten der Herren Negierungs-Kommiffarien wurde dagegen bes 
merft, der Vertrag mit dem Fürften von Thurn und Taxis, den ja Das 
Haus genehmigt habe, jei im Februar 1867 abgeſchloſſen; es ſei jedoch erft 
im Auguft möglih gewejen, den Etat für das Taxisſche Poftgebiet aufzu— 
ftellen, und aud da babe man ſich darauf beichränten müſſen, die Einnahmen 
und Ausgaben aus der Tarisihen Zeit einfach zufammenzuftellen. Der Aus: 
drud „Supplement-Etat* jei indeß nicht ganz entiprechend, denn der Landes— 
vertretung gegenüber babe derielbe eigentlidh gar feine Bedeutung. Demgemäß 
jeien auch alle Mehrautgaben in der Nachweiſung einfach als Etatd-Ueber- 
ſchreitungen liquidirt, und der Hinweis auf den Supplement» Etat mehr 
der Ueberfihtlichfeit wegen beigebradt. Anders verhalte ih die Sade 
den Behörden gegenüber. Ihnen habe man in finanzieller Beziehung 
beftimmte VBorichriften geben müffen, wie zu verwalten ſei. Hier ſei fein ans 
dered Verfahren möglich gewejen, als die Voranſchläge auf Grund ber bis. 
berigen Taxisſchen Verwaltung aufzuftellen. Neue Anftellungen ſeien auf 
Grund diejes Suppirment-Etat3 wit vorgenommen. Gin ähnlihes Berfahren 
fände auch unter analogen Verhältniffen in anderen Berwaltungen ftatt, 3. B. 
in ber EijenbahnsBerwaltung, wenn im Laufe des Etatsjahres neue Linien 
eröffnet würden, deren Voranſchläge fih zur Zeit der Etatsaufftellung noch 
nicht hätten überjehen lafjen. Den Rechten der Landesvertretung werde das 
durd in feiner Weile vorgegriffen. 

Die Kommiſſion erflirte ſich mit diefen Ausfünften befriedigt, indem fie 
zugeftehen mußte, daß durd die ausdrüdlihe Zuftimmung der Landesvertres 
tung zur Uebernahme der Taxisſchen Verwaltung die Regierung veranlaßt jet, 
im guten Glauben zu handeln. Sie glaubt aber im Voraus dagegen Eine 
Ipruch einlegen zu müffen, daß diefes Präcedens als ein maßgebendes für die 
Zukunft angejeben werde. 

Im Einzelnen vertheilen ſich die ſehr bedeutenden Etatsüberjchreitungen 
auf folgende Titel: 
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a) Tit. 1. Betriebsfoften » Bejoldungen 

278,089 Rthlr. — Spr. 4 Pf. 
b) Zit. 2. Landbriefträger . » . .» 65,952 -» 6 = 6» 
e) Tit. 3. Andere en: Aus⸗ 


gaben Per — — 48,783 = 23 «+ 8 — 
d) Tit. 4. Poftwagen . » » . . 10717 = 17. 1. 
e) Zit. 5. Poftfuhrfoften . . - 607,651 -» 2 « 9= 
f) Titel 6. Vergütung an Eiſenbahnen 33286 - 1 11⸗ 
g) Titel 7. Vermiſchte Ausgaben.. 13,904 3: 8» 


b) Titel 9. Verwaltungskoſten — Gen» 

tral-Berwaltung. . -» 205» 3. —.» 
i) Titel 10. Provinzialserwaltung per. 33,301 - 21 » 
k) Titel 11. Audere perlönlihde Aus— 

gaben 0.00. 4,849 . 5» 74 
Titel 12. ——— 275379 » 23». Te 
m) Titel 13. Andere perlönlibde Aus« 

gaben . . » ...64795 » 10. Te, 
n) Zitel 14. Sächliche Ausgaben .. 5163558 - 3. 1» 
0) Titel 15. Poftgrundftüde und Häuler 73,164 » 24 - 11.» 
p) Titel 18. Reftitutionen aus der Ein» 

nabme . . . 136,926 = T: 10 « 
q) Titel 20. Dampfihifftserbindungen . 45ll » 12°. 9“ 
r) Zitel 21. Gejepjammlunge und Zei 

tungd-Komtoirt . » .» 5697 - 23 » 11» 
s) Titel 22. Andere perj. Ausgaben . 5,056 -» 0 : — —⸗ 
t) Titel 23. Sächliche und vermiſchte 

Ausgaben . » » 2... 58309 - 1» 9» 


Summa 2,353,400 Rihlr. 18 Sgr. 3 Pf. 


Pei der großen Mehrzahl vieler Ueberſchreitungen ift gegenwärtig eine 
Ipeziellere Prüfung unmöglich; dieſelbe muß vorbehalten werden, bis die Be- 
merfungen der Dber-Rehnungsfammer vorliegen. Im Ganzen hat die Kom— 
milffon fein Bedenken, die nachträgliche Genehmigung zu empfehlen. 

Die Mehrautgabe ad n. enthält in Pofition 1. die ganz ungewöhnlich 
hohe Summe von 202,165 Rthlrn. 15 Sar. 5 Pf. für Stellvertretungsfoften 
der Beamten, Diäten und Retickoften. Nach der Erflärung des Herm Re— 
gierungs-Kommiffars ift diejelbe dadurch bedingt, daß zablreihe Beamte aus 
ben alten Landestheilen gleihjam als Inſtruktoren in das früher Tarisiche 
Gebiet, wo ein ganz anderer Betrieb ftatt gehabt habe, auf fürzere oder 
längere Zeit entiendet werden mußten. Auch madten fi die Nachwirkungen 
des Krieges auf Die Gelundheit vieler Beamten in hohem Maaße geltend, 
je daß vielfahe Beurlaubungen nöthig waren. 

Die Ueberſchreitung ad Titel 20 berriffi einerjeits die Dampfſchiff-Verbindung 
mit Schweden (Stralfund-Yftadı), über die ſchen in 1866 berichtet if. Die 
dafür verausgabte Summe ift etwas geringer, als 1866, weil vom 1. Oftober 
bis 1. Dezember das Preußiſche Poftdampfisiff Pomerania allein die zwei- 
malige See-Poftverbindung mit Schweden vermittelte. 


He 
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Die Koften betrugen: 
1) Bauliche Unterhaltung des Schiffes 2,741 Rthlr. 23 Sgr. 2 Pf. 
2) Mannihafıen . » .» — 6,972 » 19» 6» 
3) Berriebs- und fenftige often ... 153740. 26 5- 
4) Beitrag an bie a Re 
gierung » 2 2. u EM 5. IT Ale 
Summa 35,292 Kıblr. 27 Sgr. — Pf. 


Andererfeits ift eine Verbindung mit Dänemark eingerichtet worden, Diejelbe 
war während des Krieges unterbrochen, und der ganze Verkehr hatte ſich auf 
die Linie Kopenhagen-Lübel gezogen. Die Negierung fubventionitte zu dies 
jem Zwede eine Privargefellichaft, die Hallandtihe und Malmöer Dampf: 
ſchiffs-Geſellſchaft mit 10,000 Rthlru. Allein nad dem Abichluffe des Frie— 
dend hatte fie eim großes Intereffe, den gewinnreihen Verkehr 
wieder auf Kiel zu leiten, und es wurde daher unter 
dem 24,,27. Dezember 1866 zwiſchen der Königlich Preußifchen und Königlich» 
Däniihen Regierung ein Vertrag wegen Unterhaltung regelmäßiger täglicher 
Poftdampfigiff-Fahrten zwiſchen Kiel und Korſoer abgeſchloſſen. Zu diejer ger 
meinſchaftlichen Dampfihiff » Unternehmung zahlt die Preußiihe Regierung 
nah Artifel 5 des Vertrages an die Däniſche jährlih 22,500 Rihlr. Däniſche 
Reihsmünze = 17,027 Preußiſch, und außerdem fo lange, als die Schiffe 
allein von der Däniſchen Regierung geftellt werben, die Hälfte der laufenden 
Betrieböfoften. Leptere haben bis zum Schluffe des Nehnungsjahres 1867 
nur für die beiden erften Duartale bei der DOber-Poft-Kaffe in Kiel verredh- 
net und in die Nachmweilung aufgenommen werben fünnen. Die Gejammt- 
jumme der Ausgaben dieſes erften Halbjahres bat betragen 23,858 Rthlr. 
13 Sgr. 6 Pf., dagegen beläuft fih nad der Berechnung des Herrn Res 
gierungs-Kommiſſars der Gewinn der Preußiihen Poft für dieſelbe Zeit auf 
15,576 Rihlr. 

Obwohl die Zweckmäßigkeit diejes DVertrags-Verhältnifjes in der Kom— 
miffion nicht beanftandet wurde, jo entftand doch der Zweifel, ob der betref- 
fende Vertrag, der dem Etaate ganz beftimmte, hier im Etat ſichtbar wer: 
dende Laften auferlegt, nad Artikel 48 der Berfaffungs-Urfunde nicht dem 
Landtage zur Genehmigung babe vorgelegt werben müffen. Aus dem ber 
Kommilfion übergebenen Drud-Eremplare eriah man, daß derjelbe nicht etwa 
zwiſchen den beiderjeitigen Poſt-Verwaltungen, ſondern ausdrücklich zwiſchen 
den beiderſeitigen Regierungen abgeſchloſſen, alſo ein wirklicher Staats-Ver- 
trag ſei. 

Seitens des Herrn Regierungs-Kommiſſar wurde bemerkt, der Vertrag 
fei Ende Dezember 1866 gejchloffen, und der Poftverkehr ſchon mit dem 
1. Januar 1867 aufgenommen worden. Es habe aljo die Zeit gefehlt, den— 
jelben noch der Landesvertretung vorzulegen. Da er jedoch jeinem Weſen 
nad nichts weiter als ein Dampfidifffahrts.Bertrag fei, und die übernom-» 
menen Laften fih nur auf die Poftbeförderung bezögen, aljo Betriebd-Aus- 
lagen barftellten, jo habe man ihn ganz dem gewöhnlichen, auf allen Grenzen 
norhwendigen Abmachungen gleihgeftelt, Die niemals der @enchmigung der 
Landesvertretung unterbreitet würden. Die Zaren feien auch nicht verän- 
dert worden. Da jedoch dieſe ſehr fomplizirt und für alle einzelnen Landes- 
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theile verfchieden gewefen, fo habe man ſchon im Jahre 1867 einen neuen 
und umfalfenden Poft-Vertrag mit Dänemark unterhandelt. Diejer ſei am 
7,9, April 1868 abgeichlofjen, habe dem Reichstage vorgelegen, und die Zur 
ftimmung beffelben erhalten, und damit fei der frühere Vertrag, deſſen Bes 
ftimmungen übrigens wörtlid in den neuen aufgenommen worden, von jelbft 
bejeitigt. Der Bertrag mit Schweden jei feiner Zeit vorgelegt worden. 


Obwohl aus der Kommilfion weiterhin auf den Bericht der Petitiond- 
Kommilfioen (Nr. 236 der Drudjahen S. 29) hingewiefen wurde, iu welchem 
die Praris der Nihtoorlegung von Poftverträgen als eine gewöhnlide er— 
wähnt ift, fo blieb doh die Meinung geltend, daß der Vertrag von 1866 
an fi unter die Beftimmungen des Art. 48 der Verfaſſungs-Urkunde falle. 
Man glaubt aber über die Frage hinweggehen zu können, da diefe fein prafs 
tifches Intereffe mehr hat, ſeitdem durch den vom Neichätage genehmigten 
Poftverirag des Norddeutihen Bundes mit Dänemark der frühere Vertrag 
aufgehoben, feine Beftimmungen aber in den neuen binübergenommen und 
damit fanctionirt worden feien. 


10, Zelegrapben-Berwaltung (S. 132) Kap. 11. 


Auch bier ift in den Marginalbemerfungen erwähnt, es fei, nachdem die 
Verwaltung des Telegraphenwejens im Königreih Sachen auf Preußen über- 
gegangen, über die Einnahmen und Ausgaben aus dieſer Verwaltung ein 
Supplement » Etat aufgeftelt worden. Auf die Anfrage der Kommilfton 
übergab der Herr Regierungs-Kommiſſar die Original-Gremplare Dreier 
Supplement » Etats: eines für Schleswig-Holftein, eines für Hannover und 
eines für das Königreih Sachſen. Was die erfteren anbetrifft, fo find die— 
jelben nur Auszüge aus den vom Landtage genehmigten Etats; insbejondere 
ift für Hannover eine Trennung bes Telegraphenwejens von der Eifenbahn- 
Verwaltung nöthig geweſen. Was dagegen das Königreih Sachſen betreffe, 
fo babe die Uebergabe auf Grund des Vertrages vom Januar 1867 im April 
ftattgefunden, und es fei nicht zu umgeben gewejen, die Etats erft ſpäter 
aufzuftellen. Iedody gelte auch bier daſſelbe, wie bei der Poftverwaltung; ber 
Landesvertretung gegenüber jeien alle auf Grund des Supplement » Etats er 
folgten und verrechneten Ausgaben einfach als Etate-Ueberſchreitungen zu be» 
traten und auch als ſolche in der Nachweiſung aufgeführt. Die Kommilfion 
glaubt daher auch bier über Die Kompetenzfrage binweggeben zu follen und 
bemerft nur nadträglih, daß der Supplement = Etat ‚der Ober-Telegraphen- 
SInfpection zu Dresden in Einnahme und Ausgabe mit 127,129 Rthlrn. 
abſchließt. 


Die nahgew’efenen Mehrausgaben find folgende: 
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a) Tit. 1. Betriebsfoften. Befoldungen . 25,805 Rthlr. 5 Spr. 2 Pf. 
b) =» 2. 5 Andere perjön- 
liche Ausgaben 1667 - . 93 » 5. 
0) =» 3. . Stationd » Ein- 


tihtungen. . 4326 =» 131 «- Te 
d) = 5. Berwaltungsfoften. Bejoldun- 


gen. 2» 2... 2300 - — : Ta 
ec) = 6. = Andere perjön« 

lihe Ausgaben 2,695 = Te 1% 
f) » 7 ⸗ Sächliche Aus- 


gaben .. . 210,712 » 2611⸗ 

g) + 8. Unterhaltung der Gebäude . 1413 » 14 » 10 » 

h) = 9. Vermiſchte Ausgaben . . . 193,589 . 4. 1% 

Summa . 457,520 Rtblr. 5 Sgr. 8 Pf. 

Eine Prüfung im Einzelnen muß aud bier bis nah Eingang der Bes 

merfungen der Ober-Rechnungs-Kammer vorbehalten bleiben. Die Kom» 

milfion glaubt nur auf einige Punkte die Aufmerkſamkeit des Haufes lenken 
zu jollen. 


In der Erläuterung der Mehrausgabe ad c., ift gejagt, daß Die leptere 
dadurch herbeigeführt jei, daß in Folge der Uebernahme der im Großherzog» 
thum Hefjen belegenen früheren Königlihb Bayriihen Telegraphen-Stationen ıc. 
mehr Stationen eingerichtet werden mußten, ald bei Aufftelung des Etats 
angenommen war. 


Ebenſo ift ad h. gejagt, die Ueberſchreitung fei veranlaßt (unter Ande- 
rem) durch die an die Königlihe Sächſiſche Regierung gezahlte Vergütung 
von 41,257 Rthlr. 22 Egr. für die diefjeits bei dem Uebergange des König- 
lich Sächſiſchen Telegraphenweſens auf die Königlih Preußiſche Telegraphen: 
Verwaltung übernommenen Apparate, Inventarien, Materialien ıc. ber Kö» 
niglich Sächſiſchen Telegrapheu-Verwaltung. 


Es geht aus dieſen Angaben hervor, daß der Preußiſche Etat noch un— 
mittelbar vor dem am 1. Januar 1868 erfolgten Uebergange der Telegraphen⸗ 
Verwaltung an den Norddeutſchen Bund mit Ausgaben für die Erwerbung 
der in Sachſen und dem Großherzogthum Heffen befindlichen Telegraphen-Ein- 
richtungen belaftet worden ift. Obwobl diefe Uebernahme auf Grund ber Friedens- 
verträge geiheben ift und der Herr Regierungs-Kommiſſar mit Recht anführte, daß 
die Preußiſche Regierung ſich zur Zahlung für verpflichtet habe erachten müffen, 
fo ift doch nicht in Abrede zu ftellen, daß der Preußiſche Staat als folder da— 
von feinen Nugen gebabt bat, und «8 erfcheint jelbfiverftändlich, daß baare Aus: 
lagen, welde für dieſe Einrichtungen gemadt find, vom Bunde reftituirt 
werden, Denn es würde ein unnatürliches Verhältniß fein, die Zelegraphen- 
Einrichtungen in Sachſen und Hefjen ned ferner als Preufiiches Staats. 
Eigentbum zu behandeln, da fie doch weientlih den Intereffen des Bundes 
und nächſtdem Sachſens und Heffens dienen. Indem die Kommiſſion fi 
weitere Anträge über die Vermögens» Auseinanderjegung mit dem Bunde bis 
zum Schluſſe dieſes Berichtes vorbehält, jo ftelt fie doch ſchon bier den 
Antrag: 
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II. das Haus ber Abgeorbneten wolle beichließen: 
die Königlihe Staats » Regierung aufzufordern, dahin zu 
wirken, daß die für Erwerbung der Telegraphen » Einrid)- 
tungen im Königreih Sachſen und Großherzogthum Heſſen 
gemadten Ausgaben vom Norddeutſchen Bunde der Preußi- 
ſchen Staatöfaffe wiedererftattet werben. 


11. Porzellan-Manufaltur zu Berlin. 
(Seite 133.) Kapitel 12. 


a) Titel 2, Eädhlihe Ausgaben . . 12,665 Rthlr. 26 Spr. 3 Pf. 
b) Titel 4. Vermiſchte Ausgaben . „. 8657 „ 24 „6, 
Summa . 16,323 Rthlr. 20 Spr. I Pf. 


Die ftärfere Fabrikation hat zugleich eine Mebreinnahme von 29,385 Rthlen. 
28 Spr. 2 Pf. herbeigeführt. 


12. Bergwerfe. (Seite 133.). Kapitel 13. 


a) Tit. 2, Andere perfönlihe Ausgaben . 777 Rihlr. 14 Sor. 5 Pf. 

b) = 3. Sädlide Ausgaben . . . 1133 - 17. Te 

4. Betriebölöbne . 2» 2 2. WEH - Te —e 

5. Betriebsmaterialin ©. . . 239975 » 2 » 3. 

f) = 6. Bauten und Betriebsanlagen. 10,002 = 6 » 11.» 

9. Zufhüffe zußnappihaftsfaffen 22,471 -» 21 = Il» 

Summa 1,043,895 Rihlr. — Szr. 1 Pf. 

Schon im Eingange diefes Berichts (für 1867) haben wir darauf auf- 

merfjam gemacht, daß in diefem Jahre auch die Bergwerfe nit den erwar— 

teten Ertrag geliefert haben. Die genauere Zahlen finden fi in der An— 

c. _ lage ©. Es gebt daraus hervor, daß ed hauptſächlich die Saarbrüder Stein 

. foblengrubn find, die troß größerer Körderung beträdtlihe Mehrauszaben 

Mindereinnahmen gehabt habe. Die nahträglihe Genehmigung läßt ih nicht 
verjagen. 


13. Hüttenwerfe (S. 133.). Kap. 14. 


a) Zit. 1, Befoldbungen . » .» . 234 Rthlr. 18 Sgr. 2Pf. 
b) Zit. 4. Betriebslöhne . . . 15243 = 6 > 5» 
e) Tit. 6. Debitstoften . . » . 318380 - 11 « Ts 

Summa 47,308 Rthlr. 6Sgr. 2 Pf. 


Genauere Zablenangaben finden fid in Sen Anlagen D. und E. Die 
Mebrausgabe trifft bauptfählih die Königshütte und die Oberſchleſiſchen 
Hüttenprodufte. Ihr fteht zur Seite eine Mindereinnahme ſämmtlicher Hütten— 
werfe von 207,179 Rıiblrn. 8 Sgr. 10 Pf., fo daß das Gejammt- Minus der 
Erträge gegen das Etats-Soll 254,487 Rthlr. 15 Sgr. beträgt. 


D. F 


14. Salzwerfe (S. 133). Kap. 15. 


a) Tit. 4. Betricbslöhne -. . -» » - . 1,201 Rıblr. 28 Sgr. 3 Pf. 
b) Zit. 5. Betriebsmaterialien ıc. » » . 16,207 = 3 ©. 6» 
e) Tit. 9. Zuichüffe zu Rnappihaftsfaffen 592 = 5» 5 = 


Summa 18,001 Rthlr. 7 Sgr. 2f. 
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In Folge der Mehrproduftion von Salz hat zugleich eine Mehreinnabme 
ven 75,619 Rihlrn. 3 Sgr. 7 Pf. ftattgefunden. 


15. Berg-Berwaltung (S. 133.). Kap. 16—18. 
a) Kap. 16. Tit 1. Minifterial-Abtheilung. 
Befoldungen . .» . 212 Rthle. 22 Sgr. 2 Pf. 


b) — Tit. 3. Minifterial-Abtheilung. 

Sächliche Ausgaben . 240 =» 12 » 9: 
e) — Tit. 4. Minifterial-Abtbeilung. 

Gebäude. . . . 2 = 17 — — . 


d) Kap. 17. Zit. 3. Oberbergänter. Säch— 
liche Ausgaben . . 368» 8 > 1» 

e) Kap. 18. Tit. 6. Außerordentlihe Ver: 
waltungesAusgaben „ 4,959 =» — =: 10» 
f) Rehnungsvergütungen . 2» >» 2 2... 050 = 15 » 5⸗ 
Summa 6,533 Rihlr. 16 Sgr. 3Pf. 
Meiſt unerhebliche Poſten. Die größere Ausgabe ad e) iſt durch die 
Heranziehung von Hülftarbeitern zur Minifterial » Abtheilung und häufigere 

Inftruftionsreifen in den neuen Landestheilen bedingt. 


16. Gijenbabn-Berwaltung (©. 133.) Kap. 19—25. 
A, Niederſchleſiſch-Markiſche Bahn Kap. 19. 


a) Tit. 2. Andere perjönlihe Ausgaben 169,225 Rthlr. 4 Sgr. — Pi. 
b) Tit. 3. Sächliche Berwaltungskoften 31,473 — ll: 10. 
e) Xit. 5. Bahntransport . » . . 68161 =» 21 — ⸗ 
d) Tit. 6. Sonftige Ausgaben . » » 8204 » 3 : 5a“ 


Summa 350,914 Ythir. ZU Spr. 3 pr. 


B. Berbindungsbahn zu Berlin Kap. 20. 


a) Tit. 2. Andere perlönlihe Ausgaben 4,259 Rthr. 13 Spr. 4 Pf. 
b) Tit. 3. Sächliche Verwaltungskoſten 192 >» 8: 10. 
e) Tit. 6. Sonftige Ausgaben . . - 133 =: 2» 4° 


Eumma 4,584 Kıhir. 24 Sgr. 6 Pr. 

C Oſtbahn Kap. 21. 
a) Tit. 2. Andere perjönlihe Ausgaben 142,186 Rehlr. 15 Sgr. 8 Pf. 
b) Tit. 3. Sächliche Verwaltungstoften 45,020» 27. 8.“ 
e) Tit. 6. Sonftige Ausgaben . » » 66,70 = 8 » 10 = 
Summa 253,907 Yırhlr. 22 Sgr. 2 Pf. 


.- 


D. Weſtphäliſche Bahn Kap. 22. 
a) Tit. 2. Andere perfönlide Ausgaben 50,395 Rthlr. 20 Syr. 2 Pf. 
b) Zit. 3. Sächliche Verwaltungskeſten 14,183 = 21 = 4: 
e) Tit. 4. Bahnanlage 2 > 2 33,934 — 
d) Tit. 5. Bahntransportt . 2». WVä66 =» BE -» 2% = 
e) Tit. 6. Sonſtige Ausgaben .. 74318 -« 1 :- 1 > 
Sunma 193,398 Nıhlr. 28 Sgr. 7 Pf. 
7* 
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E. Saarbrüder Bahn Kap. 23. 
a) Tit. 2. Andere perſönliche Ausgaben 1,672 Rthlr. — Sgr. 1 Pf. 
b) it. 5. Bahntransport .» » . -» 67T =» 2 =: 6 = 
e) Tit. 6. Sonftige Ausgaben . » . 25,389 - 1» 3 - 
Summa 33,826 Rihlr. 10 Sgr. 10 Pf. 


F. Privatbahnen Kap. 24. 
a) Tit. 1. Dberichlefiihe Bahn . . . 1,499 Rthlr. 15 Sgr. — Pf. 
b) Zit. 4. Zindgarantin . » x. . 17791 « ll»: 3% 
Sunma 179,410 Rthlr. 16 Sgr. 3 Pf. 


G. Gentral:Berwaltung und Eijenbahn-Kemmniffariate (S. 139.) Kap. 25. 


a) Tit 3. Sächliche und vermiſchte Aus- 
gaben . . 0. 12,751 Rtble. 5 Sgr. 3 Pf. 

Die hoben J— bei der Niederſchleſiſch-Maärkiſchen und der 
Oſtbahn erklären fih durd die Eröffnung der Gebirgäbahnftrede Hirſchberg— 
Waldenburg, ſowie der Streden Berlins» Küftrin und Danzig: Neufahrwaffer, 
deren Betrieb ſchnell eine jo große Ausdehnung angenommen hat, daß bie Etats: 
Aufftellungen nit ausreichen. 

Auffallend body erſcheint durchgehends die Ueberſchreitung des Titels 6. 
(Sonftige Ausgaben), in weldem hauptfählih die Entihädigungen für ver- 
Iorene und befhädigte Güter, jowie die Miethen für fremde Wagen gebucht 
werden. Schon beim Jahre 1866 if auf beide Punkte hingewieſen. In 
Beziehung auf die Wugenmiethen übergab der Herr Regierungs-Kommiffar 
folgende Tabelle: 


Nachweifung 
der 


Einnahmen und Ausgaben an Wagenmiethen bei den Staats- 
Eifenbahnen im Iahre 1867. 









Einnabıne. Ausgabe. 











Bezeihnung der Eifenbahnen. 


Nummer. 





Niederichlefiih -Märkiihe . 
Oſtbahn 

Weſtfaliſche 

Saarbrücker 


356,723 — 5] 474,361 






162,851 28 


i 


122,715 19 1 






| 
81,681 8—| 132,563 2611 





— 7 Ze = 


214,614 29 81 117,061 2311 

Am ungünftigften ftellen fi danach die Verhältniffe auf der Weſtphä— 
liſchen Bahn, nächſtdem auf der Niederſchleſiſch-Märkiſchen. Der Herr Re: 
gierungs ⸗Kommiſſar beftätigte die Meinung, daß namentlich auf der Weſt— 
phäliſchen Bahn ein ungenügender Wagenparf gehalten werde, infofern, als 
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er zugeftand, daß der Verkehr auf diefer Bahn über Erwarten geftiegen jei; 
eine Berftärfung des Fuhrparkes fei inzwiſchen vorgefehen. Da jedoch dieje 
Bahn wejentlicd eine Zwiſchenbahn ei, welche einen großen Theil ihrer Trans» 
porte (Kohlen) von der Bergiih-Märkiihen und Cöln-Mindener Bahn über- 
nehme, und damit gemöihigt werde, auch die durchgehenden Wagen biejer 
Bahnen paſſiren zu laſſen, jo werde fie immer eine höhere Summe für Wa- 
genmiethe in ihrem Etat haben müſſen. 

Die ſehr ungünftigen Verhältniffe der mit ftaatlihen Zinsgarantien aus 
geftatteten Privatbahnen ad b, Kapitel 24. haben eine Gefammtausgabe von 
1,057,511 Rthlr. 1 Sr. 3 Pf. herbeigeführt, wovon allein entfallen auf die 


Hinterpommerihe Bahn 334,228 Rthlr. 27 Sgr. 1 Pf. 
Borpommerihe Bahn 4038022 = 16 « 8» 





Summa 738,031 Rthlr. 13 Sgr. 9 Pf. 


B, Dotationen. 
1. Oeffentliche Schuld (Seite 139) Kapitel 27. 


a) Tit. 1. Berzinfung » 2 2... 866,061 Rthlr. 29Sgr. 8Pf. 


b) = 8. Südliche und vermiſchte Aus— 
gaben tr er 13,948 . ll». 6= 


eo) = 9 Dienftgebäude . 2 2 2 .2..89 29 » 6° 





Summa . . 380,050 Rthlr. 10 Sgr. 8Pf. 


Die Mehrausgabe ad a) ift haupiſächlich herbeigeführt durch die Zahlung 
der Zinjen für das Halbjahr vom 1. April bis 1. Dftober 1867 im Betrage 
von 417,856 Rihlr. 15 Spr., welde in Folge der Ausgabe vun 18,571,400 
Rtblen. der 30 Millionen Anleihe (Gefeg vom 28. September 1866) fällig 
geworden waren. Davon find zur Dedung der Kriegsfoften verwendet 
. 10 Millionen und zur Abfindung des Herzogs von Nafjau 8,571,400 Rthlr. 
Zu jener Mehrautgabe tritt noh an Zinjen von BaarsKautionen die Summe 
von 7050 Nıblr. 10 Pf, Dagegen geben ab an Zinfen-Eriparnifjen 58,844 
Rthlr. 15 Sgr. 


Die Zahlung an den Herzog von Nafjau wurde durch den Herrn Re— 
gierungs-Kommiſſar folgendermaßen erläutert: 

„Dem vormaligen Herzoge von Nafjau war nah $. 1. Nr. 2. des 
Vertrages vom 18. September 1867 ein Kapital von 15 Millionen Gulden 
oder 8,571,428 Rthlr. 17 Sgr. 2 Pf. in 4! pCt. Preußiihen Staats: 
Papieren zum Nennwerthe zugebilligt. Zu diejer Zahlung find die Zeite 139. 
Kap. 27. Tit. 1. der Motive zur Meberfiht pro 1867 bezeichneten Schuld- 
verjhreibungen der Kriegs» Anleihe von 30 Millionen Thaler im Be— 
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trage von 2» 2 2 een 8,571,400 Rthlr. — Ser. — Pf. 
verwendet, und ber Betrag von. . » . 28 » 17. 2» 
ift baar gezahlt worden. Sind obige. . 8,571,428 Nıble. 17 Sgr. 2 Pf. 
Da die Schuldverſchreibungen mit 
Koupons über die Zinfen vom 1. April 1867 
verjehen waren, jo mußten nad) $. 5. des 
Bertrages, nad) welchen die Verzinfung mit 
dem 1. Januar 1867 zu beginnen hatte, 
bie Zinjen für das I. Duartal zu 44 pCt. mit 96,428 —⸗ T. 6-r 
vergütet werben. Sind zujammen . . 8,667,856 Nıhir. 24 Sgr. 8 Pf. 
Außerdem war nah $. 1. Nr. 5. des 
Vertrages eine Schuld bei dem Banfhaufe 
M. U. von Rotbidild u. Söhne in 
Frankfurt a. M. von beiläufig 350,000 fl. 
zu berichtigen, weldhe an Kapital, Zinfen 
und Provifion auf 892,443 fl. I Kr. oder 224,253 — 6 =: 10: 
fih ftellte. Dieler Betrag von zufammen 8,892,110 Rthir. 1 Egr. 6 Pf. 
ift Seite 102. sub V. Nr. 9. als Entihädigung des vormaligen Herzogs 
von Naffau aufgeführt. 
Die Mehrausgabe ad b) ift durch die Ausfertigung der neuen Anleihen 
des Jahres 1867 und der SchapsAnweijungen herbeigeführt. 


2. Haus der Abgeordneten (Seite 140.) Kapitel 29. 
Die Mehrausgabe von 28,706 Rthlr. 13 Sgr. 6 Pf. erklärt fih durch 


den Hinzutritt von 80 Mitgliedern aus den neuen Kandestheilen, durch die 


lingere Dauer der Seffion und die größeren Neifekoften. Eine geringe Ueber: 
ſchreitung von 297 Rtihlr. 2 Sgr. 3 Pf. betrifft die Ausftattung der Amte- 
wohnung des Präfidenten. 


©. Staats: Berwaltungs: Ausgaben. 
1. Staats-Minifterium. (Seite 140.) Kapitel 30. 

a) Titel 3. Sädhlihe Ausgaben . . » . 631 Rihlr. 8 Sgr. 8 Pf. 

b) Titel 4. Dienftgekiue . . 2... NM = 1 — ⸗ 

Summa 1346 Rihlr. 9 Egr. 8 Pf. 

Wegen der Mehrausgabe ad a. ift die entſprechende Stelle für 1866 zu 

vergleichen; vie ad b. ift durch die Herftellung eines Bürgerfteiges in der 
Schulgartenſtraße bedingt. 


2. General-Ordens-Kommiſſion. (Seite 140.) Kapitel 32. 
a) Titel 2. Sählide Ausgaben . . 2,489 Rthlr. 1 Sgr. 1 Bf. 
b) Titel 3. DOrdenssInfignen . . » 33,070 = 1 = 9. 
Summa 35,559 Nıblr. 19 Sgr. 10 pf. 
Die große Zahl von DrdendBerleibungen (Anlage F.) ift „aus Anlaß 
des Krieges“ erfolgt. 
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3. Dber-Rehnungsfammer. (Seite 140.) Kapitel 35. 


Die Mehrausgabe von 1536 Rihlr. 23 Sgr. 4 Pf. bei Titel 2. ift durch 
die Annahme von Hülfsarbeitern motivirt. 


4, Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten (Seite 141) 
Kapitel 39. 
a) Tit. 2, Minifterium. Andere perjön- 
lihe Ausgaben . . . . 12,165 Rıhlr. 25 Sgr. 10 Pf. 
b) = 3. Minifterium. Amtsbebürfniffe 7234 » 14 = 7» 
0) = 4 Kouriere und Neileloften . . 1701 « 6— - 
d) » 5. Dienftgebäude . .» .» . TAl6 e 8 = 8» 
e) = 8. Gefandtihaften und ——— 
Amtsbedürfnifie . . - . TUT = 236. 6» 
f) » 9. Gejandtihaften und Konfulate, 
Neifekoften und Diäten . . 743 >» 2 : 10 = 
g) » 10. Gelandtihaften und Koniulate, 
Dienftwohnungen und Amits+ 
lofalien . . .» . 3009005 = % =: 1» 
h) = 11. Gejandtichaften und Konfulate, 
vermifchte Ausgaben . .» .„ 41,749 = T- 10 
i) =» 12, Kommilfionekoften . » » . 17,236 = 29. —⸗ 
k) » 17. Sonftige Ausgaben. » . . 9,832 = 12 = 10» 


Summa 151,043 Rıhlr. 7Sgr. IPf. 


Ein großer Theil der hier in Betracht kommenden Mehrausgaben  ift 
Ihon bei Gelegenheit des Jahres 1866 mit beſprochen worden; die meiften 
Einzelheiten entziehen fih der genaueren Prüfung und können höchſtens durch 
Bemerkungen der Ober-Rehnungsfammer einer weiteren Erwägung zugeführt 
werden. Die Kommiljion beihränft ſich daher auf die Hervorhebung weniger 
Punkte. 

Zunächſt erſchien es auffallend, daß die Etatsüberſchreitungen ſowohl im 
Ganzen, als in den Titeln des Miniſteriums und der Geſandtſchaften höher 
find, als in dem Kriegsjahre 1866, wo überdieß die Friedeusſchlüſſe die 
Thätigfeit der Diplomatie in befonderem Maaße in Anſpruch nahmen. Die 
Regierung erkannte an, daß die Ueberjchreitungen des Jahres 1867 gegenüber 
denen des Jahres 1866 gerabe 

bei Titel 2. ein Mehr von 2,907 Rthlr. 19 Spr. 9 Pf., 
ee ed 5 hr 
u Me 8 a oh ie 


im Ganzen 12,093 Rthlr. 10 Sgr. 3 Pf. 


aufzumeilen haben. Als Grund dafür bezeichnete fie „die eingetretene Erwei- 
terung des Staatögebietes und den Hinzutritt von beinahe fünf Millionen 
Ginwohnern aus den neuerworbenen Landestheilen, Deren auswärtige 
Interefjen vom Jahre 1867 ab von dem Minifterium und den Miſ— 
fionen im Auslande wahrgenommen werden mußten,” Der Herr Kome 
mifjarius des Minifters fügte hinzu, es jei in Frage geweien, ob man 





56 


fofort eine Erhöhung der Etatätitel fordern folle; man habe es jebod für 
zwedmäßiger gehalten, Erfahrungen zu ſammeln und erft nad drei Jahren 
auf Grund der thatfächlich feftgeftellten Bebürfniffe die neue Negulirnng des 
Etats vorzunehmen. 

Mehr ald die Hälfte der Mehrausgabe ad c) füllt auf den Fonds zu 
Kouriere und NeifesKoften, nämlih 9,402 Rthlr. 2 Sgr. 8 Pf. Im den 
Marginal-Bemerfungen ift fie motivirt durch die vom Jahre 1867 ab für 
notbwendig erachtete Stationirung eines Feldjägers in Florenz, fowie durch 
mehrere Gourier-Reifen im Drient und Amerifa. Auf eine Anfrage wegen 
der Beſoldung und der Diäten ber Feldjäger gab die Regierung folgende 
Auskunft: 

Die Feldjäger werben aus den Fonds des Minifteriumsd ber 
auswärtigen Angelegenheiten nur Dann remunerirt, wenn fie im 
Auftrage deſſelben Kourier-Reifen ausführen. 

Es wird binfihtlih der ihmen zu gemährenden Vergütungen ein 
Unterſchied gemacht, ob fie an einem beftimmten Orte: London, 
Paris, Petersburg, Wien und Florenz ftationirt find, oder mit 
bejonderen Reifen beauftragt werben. 

Im erften Falle werden ihnen für die regelmäßig wiebderfeh- 
renden Reilen nad den obengedachten Stationsorten und von da 
nad den Zwiſchenſtationen Nahen, Eydkuhnen und Ratibor 
Pauſchquanta, in den oben gedachten Hauptftädten an Diäten täg— 
ih 5 Rthlr., auf den Zwilhenftationen 3 Rthlr. bewilligt. 

Sind Feldjäger mit befonderen Kourier » Reifen Seitens bes 
Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten beauftragt, dann 
erhalten fie 

a) für jede Meile Eifenbahn oder Dampfboot 

— Rthlr. 15 Sgr. 

b) für jede Meile Landweg und zwar mit 


dr Eipft -. »- » vs ve, DD . 
mit 2 Extrapoſtpferden. 1.20 « 
mit 2 Kourierpfeden » » » 2. 2 20 — 
und bie für Die Beförderung der Depejchenbeutel erwachſenen 
Ueberfrachtskoſten. 


Für die ganze Dauer der Reiſe werden ihnen 4 Rthlr. Di— 
äten pro Tag gewährt. 

Die Gehälter der Feldjäger werden aus den Fonds des Kriegs— 
Minifteriums gezahlt. 

Die Kommiffion glaubt von einer weiteren Erörterung diefer Verhältniſſe 
abjehen zu müſſen, weil fowohl das Kriegs-Minifterium, als das Minifterinm 
der auswärtigen Angelegenheiten jehr bald Bundes-VBerwaltungen fein werben, 
und die bier einfchlagenden Fragen nur für die Zufunft, nicht für die Vers 
gangenheit geordnet werden können. 

Die Ueberſchreitung ad d) ift durd die Neuregulirung der Königgräßer 
und ber Wilbelmftraße herbeigeführt. 

Bejonders auffällig erihien die große Mebrforderung ad g), wo für die 
baulihen Einrihtungen von Geſandtſchafts-Hötels in Paris und die Unter 


— 
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haltung bdesjenigen in Peding eine Ausgabe von 30,905 Rihlr. 26 Sur. 1 Pf. 
über den Etat angelegt ift. Bon diefer Eumme emfallen allein auf das Ge 
ſandtſchafts-Hötel in Paris 20,576 Rthlr. 10 Sar. 2Pf. Erwägt man nun, 
daß hen im Ertraordinarium des Etats 25,000 Rihlr. für Einrichtungen im 
Parifer Borfhaftshaufe bewilligt waren, fo erfcheint die Ueberichreitung des 
Titels 10., der überhaupt nur 12,000 Rehlr. für jämmtlihe Dienſtwoh— 
nungen und Amtslofalien ter Gelandten enthält, um eine Eumme von 
30,905 Rtblrn. als ganz und gar ungewöhnlid. Man könne fragen, ob 
eine derartige Mebrausgabe notbwendig, und wenn notbwendig, fo dringlich 
geweſen jei, daß fie fofort ausgeführt werden mußte; jei fie aber nothwendig 
und dringlic geweſen, jo icheine die bauliche Ueberwachung des Haufes nicht 
genügend ausgeübt zu fein. Es wurde zugleich die generelle Frage aufge 
worfen, ob die Amtägebäude der preußiſchen Milfionen überhaupt einer 
regelmäßigen bautechniſchen Ueberwachung unterftellt ſeien. 


Nach den Mittheilungen der Regierung hatte das Pariſer Hötel durch 
partielle Senkungen der Front- und Scheidemauern, ſowie durch Riſſe im 
Mauerwerk ꝛe., welche als Folge der Senkungen anzuſehen waren, jo erheblich 
gelitten, daß nad der Anſicht des Architelten Hittorf und des von bier 
eigens zu dem Zwede einer gründlichen Unterfuhung des baulichen Zuftandes 
des Höteld nah Paris gelandten Geh. Bauraths Nieg eine Beleitigung 
diejer Uebelftände ohne Gefahr nicht länger ausgejegt werben konnte. 
Beim Bau ſelbſt habe ſich herausgeftellt, daß ein Theil der Balfen 
durchweg morſch und faul war und erneuert werden mülle. Die ertraordi« 
nair bewilligte Summe von 25,000 Rthlrn. habe mit dem Bau nichts zu 
thun, fie jei lediglich für Einrichtungen zum Empfange des Kronprinzen bes 
ftimmt gewejen und verwendet. Der Herr Negierungs =» Kommillar verficherte 
überdies, daß Hittorf eine fortdauernde bautechniſche Kontrole ausübe; ine 
wieweit generelle Anordnungen über derartige Kontrolen beftehen, ließ er 
zweifelhaft. Die Kommilfion, obwohl fie die nachträgliche Genehmigung der 
Mehrausgaben nicht beanftandet, glaubt doch darauf aufmerffam machen zu 
müſſen, daß eine jolhe Kontrole nöthig iſt. — 

Die bedeutende Mehransgabe ad i) ift motivirt durch die Bewilligung 
von Diäten an die Diegjeitigen, zur Ausführung der Friedensverträge von 
1866 entiendeten Kommiffarien. Nach einer weiteren Auskunft erhielten bie 
Kommiffarien zu Frankfurt a. M. zur Ausführung des Artikel VII. des Pras 
ger Friedens 7,253 Rihlr. 15 Sgr. 1 Pf., die zur Ausführung des Friedens— 
Bertrages des Artikel 1E mit dem Großberzogtbum Heffen und Artikel 14 
des Friedend- Vertrages mit Bayern 6688 Rthlr. 20 Sgr. 10 Pf., im Ganzen 
13,942 Rthlr. 5 Sgr. 11 Pf. an Diäten und Reifeloften. Der Diätenſatz für 
diejelben betrug 15 Rthlr. bis 4 Rthlr. 


Aus der Kommilfion wurde die Meinung geäußert, daß Diele Ausgaben 
eine jcheinbar unnötbige Höhe erreichten. Der Here Regierungs- Kommiffar bes 
tief ih darauf, daß dieſe Kommifjarien, die bauptjählih mit der Grenz» 
regulirung beauftragt geweien, in Frankfurt a. M. hätten repräſentiren 
müſſen. 


Die Kommiſſion empfiehlt, natürlich unter Vorbehalt genauerer Rech— 
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nungsprüfung, bie Genehmigung, aber auch eine jpätere Regulirung dieſer 
Kommilfionskoften-Säpe. 
Die Spezialifirung der Mehrausgabe ad k) findet fih in den Anlagen 
u G. I. und III. Obwohl der Etatstitel für „Sonftige Ausgaben“ alle mög: 
lihen Ausgaben zuläßt, jo wurde doch aus der Kommijfion darauf aufmerf- 
ſam gemacht, daß bei dem Vorhandenſein der anderen Zitel dieſes Spezial 
Etats dod nur jolde Ausgaben als „Sonftige‘ bezeichnet werden dürften, 
weldye nit den Zweden und Aufgaben der anderen Zitel gemäß verwendet 
jeien. Hier finden fih jedoch alle möglichen Ausgaben, die eigentlich unter 
andere Zitel des Etats gehörten, zulammen. Wenn ein General-Konjul 
(Nr. 67) eine außerordentlihe Remuneration erhalten, jo gehöre dies auf 
bie Titel der Gefandtihaften und Konfulate, z. B. Titel 11 (Vermiſchte Aus: 
gaben). 

Der Herr Regierungs- Kommifjarius erkannte au, daß eine andere Vers 
theilung und Buchung zweckmäßig fein möge. Im Einzelnen erläuterte er die 
Zahlung der Mithöfteuer (Nr. 12.) für Die Franzöſiſche und Ruſſiſche Ger 
ſandtſchaft in Berlin dahin, daß in Paris Neciprocität beftebe und zwar zu 
Gunften der Preußiihen Kaffe; in Petersburg würde daſſelbe der Fall fein, 
wenn wir dort ein Haus bejüßen. Es wurde dagegen erinnert, daß der Kai— 
jer von Rußland fi anderen finanziellen Anſprüchen eines Berliner Grundbes 
figers nicht entzogen habe. 

Ein anderer Punkt betraf die Kanzleidiener der Gejandtihaften (Nr. 6.). 
Diejelben find nah der Erklärung des Herrn Regierungs » Kommiljarius nicht 
angeftellt, jondern nur von den Gejandten engagirt; da fie aber von einem 
Geiandten auf den andern übergingen, jo nähmen fie einen quasi amtlichen 
Charakter an, und die Regierung könne fid) dem nicht entziehen, ihnen im 
Alter-oder bei Invalidität eine laufende Unterftügung zu zahlen. Penfions- 
berechtigt jeien fie nit. Eine Abjepung irgend einer Pofition beantragt bie 
Kommilfion nicht; die Bemerkungen der Ober » Redhnungdfammer müfjen ab— 
gewartet werben. 
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5. Binanz-Minifterim. (S. 141.). Kap. 40. 
a) Tit. 2, Andere perjönlihe Ausgaben 3,683 Rthlr. 14 Sgr. 9 Pf. 
b) it. 3. Sädhlihe und vermijchte 
Ausgaben —* . 27,00 4 10- 
30,746 Rthlr. 19 Sgr. 7Pf. 
Die Mehrausgabe ad b ift hauptſächlich durch die Druckkoſten für die 
Landtags-Vorlagen, welche jonft aus dem Haupt » Ertraordinarium beftritten 
wurden, herbeigeführt worden. Außerdem hat eine Zunahme der Gejchäfte dur 

die Annerion in beträdhtlihem Grabe ftattgefunden. 


6. Allgemeine Wittwen-Berpflegungs-Anftalt. (©. 142.) 
Kap. 41. 


Der Zuſchuß hat das Etats-Soll um 32,390 Rthlr. 3 Sgr. überftiegen. 
Krieg und Cholera werden von der Regierung als Gründe angezogen. 
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7, Paſſiva der General-Staats-Kaffe. (S. 142.) Kap. 42. 


Hier findet fi eine Weberfchreitung im Betrage von 45,025 Rthlr. 
27 Sgr. 7 Pf. (bei Tit. 1. Renten und Entſchädigungen für aufgehobene 
Rechte.) Dieſer Betrag vertbeilt fih auf die Regierungs-Hauptkaffen 

1) Liegnig mit . » 40,212 Rihlr. 27 Sgr. 5 Pf. 
2) Frankfurt 8. . .» .. . 646 16, 0, 
BI Eiſütttt 83810 — J 1° 
4) Arneberg.. ß SE GE 
zujammen 44,605 Rtblr. 19 Sgr. 11 Pf. 

Erſparniß bei der Regierungs— 
Haupifaffe in Eoblen . . . 544 5 i.n—-,. 
bleibt 44,061 Rtbhlr. 18 Egr. 11 Pf. 

Reftausgaben bei derielben Re— 
zierug 964 „ J 8 
find 45,025 Rtblr. 20 Spr. 2 Pi. 


‚Die Mehrausgabe ad 1, welde den Haupttheil der Etats-Ueberſchreitung 
umfaßt, betrifft Ablöſungs-Kapitalien für die ehemals Brauzwangsberehtigten 
zu Görlig. Diejelben hatten für die Aufhebung ihrer Berechtigungen durch 
die allgemeine Gewerbe-Drdnung (vom 17. Sanuar 1845, Geſ.“S. ©. 41) 
Entſchädigung verlangt und durch rechtäfräftige richterlihe Erkenntniſſe 
erftritten. Es find jodann mit Vielen von ihnen Vergleiche über die Höhe der 
ihnen zu gewährenden Entihädigungs-Renten abgejhloffen und diefe Renten, 
zum zwanzigfachen Betrage abgelöj't, für die Zeit vom 1. März 1845 an nachge— 
zahlt worden. Die Zahlung ift aus dem Ablöfungs-Fonds der General-Staate- 
Kaffe erfolgt. — Achnlid verhält es fih ad2 und 3 mit den Braugwangsbered- 
tigten in Kottbus und mit dem Recht der Stadtgemeinde Schleufingen auf 
dem Bierzwang. Die Ueberfhreitung ad 4 ift bei ber etatsmäßigen Rente 
bes Grafen von Fürftenberg » Herdringen und zwar bei dem barunter 
befindlichen Hafer-Deputat bervorgetreten. 


8. Penlioner und Competenzen. (S. 142.) Kap. 43. 


a) Tit. 1. Givilbeamten- Penfiont- 

ee 7,798 Rtblr. 9 Ser. — Pf. 
b) Zit. 2. Unterftügungen an pen» 

fionirte Beamten und Wittwen . 125: — . —⸗ 
e) Tit. 4. Garenz« Unterftügungen 6654 -» 6» 8.» 
d) Zit. 5. MWartegelder für Civil— 

| 211 5l4 « 19 - 1» 
e) Tit. 6. Penfiond-Ausfterbefondse 19,553 -» Ts» 5« 


Summa 34,545 Rthlr. 13 Ser. — Pf. 


Die Mebrausgaben ad a. bis d. find gemügend motivirt. Die Gtatd- 
Ueberſchreitung ad e. ift dadurch herbeigeführt, daß nad einer zwijchen den 
Regierungen des früheren Deutihen Bundes getroffenen Vereinbarung Preußen 
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Penfionen und Unterftügungen an Bundesbeamte und deren Wittwen im Be— 
trage von 19,514 Rtbhlr. 8 Sar. 5 Pf. vom 1. April 1867 ab übernommen 
hat. Als Entihädigung find ihm dafür aus Bundesmitteln 247,968 Rthlr. 
4 Spar. 9 Pf. überwiefen worden. Peptere Summe ſteckt in den Einnahmen 
der allgemeinen Kafjen » Verwaltung (Kap. 12. Titel 3. (S. 10.—11. der 
Nachweiſung. 


9. Oberpräſidien und Regierungen (S. 142.) Kap. 44. 


a) Tit. 4. Andere perfönlihe Ausgaben . 29,553 Rthlr. 5 Sgr. 5Pf. 
b) Zit. 5. Sädlihe Ausgaben . ». » . 9828 .: — : 8. 
ce) Zit. 6. Sonftige Ausgaben . . .» . 330155 — 9 - 10 = 

Summa 82,396 Yıpir. 19 Sgr. II Pr. 


Die Etatörlleberichreitung ad a. differirt von der in der Weberficht der 
Ausgaben S. 44.—45. nachgewieſenen von 20,717 Rthlr. 22 Sur. 8 Pf. 
um das Mebr von 8,835 Rthlr. 12 Sar. 9 Pf., welches die Nefte aus dem 
Jahre 1867 gegen Die aus 1866 ergeben. Etwas Flarer geftaltet fi das 
Berbältniß in nachſtehender Aufftellung: 

In der Ueberfiht pro 1867 ift 

Seite 44./45. Kap. 44. Tit. 4. 

„Andere perjönliche Ausgaben der 

Regierungen in der Spalte 

„Segen das Soll mehr” eine 

Mehrausgabe von. ».. . . 22,717 Rtblr. 22 Sgr. 8 Pf. 
nachgewieſen. Hierzu treten die in 

das Fahr 1868 übergehenden Aus: 

gabesRefte von. - » » » . 21665 -» 2 » 6 - 
und die Mebrausgabe beträgt aljo 42,583 - 15 = 2 
Hiervon werben durch die, aus dem 

Sabre 1866 übernommenen Aus- 

gabe-Reſte gebedt. . . » . 12,830 = 9: 9. 
ei 

wie nahgewielen - „ » » . 29,553 = 5: 5. 
Dieſe Ueberichreitung befteht, wie 

Seite 142, erläutert ift, in ver 

wendeten Gehalts = Erjparniffen 

ER 29,077 ⸗ 4 ⸗ l » 
in Mehrausgaben bei den Hülfs— 

ichreiber- Fonds mit . . .» . 722 » 232 = 10 » 

Zufammen mit . 29,79 » MW . 1 

oder nad) Rüdrehnung von Ers 

Iparniffen bei andern Konds von U =: 2 =: 6 = 

mit, wie oben . 29,553 Kıblr. 5 Sgr. 5 Pr. 

Die Mehrausgabe ad b. trifft den Geſchäftsbedürfniß-Fonds der Regie— 
rungen und hat ihren Grund in der Einrichtung und Unterhaltung der Grund» 
fteuer- und Gebäudefteuer-Büreaus. Auch find bier die Reiſekoſten der Mes 
dizinalbeamten bei Gelegenheit von Poden, Cholera und Rinderpeft verrechnet. 
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Die Ueberichreitung ad c. ift befonders bei den Regierungen in Stettin 
und Düfjeldorf eingetreten. Dort war in Folge eines richterlihen Erkennt» 
niffes eine Nachlaßſumme von 15,805 Nıbirn. 4 Sgr. 5 Pf. berauszuzahlen; 
bier waren 12,937 Rthlr. 22 Sgr. 8 Pf. zurüdzuerftatten, deren Eigenthümer 
fih nachträglich legitimiert hatten. Beide Summen wären eigentlih aus dem 
Haupt-Ertraordinarium zu zablen geweſen. 


10. Allgemeine Fonds. (Seite 142.) Kapitel 47. 


Die Mehrausgabe von 500 Rihlrn. aus dem Dispofitionsfonds Titel 2, 
wie in 1866, 


11. Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentlidhe Arbeiten. 
(Seite 142.) Kapitel 48, 
a) Titel 8. Südliche Ausgaben der Baus - 
verwaltung - » +. 241 Rthlr. — Sgr. 10. Pf. 
b) Titel 13, Wege, Waflerwerke, Dienftge: 
bäude......1,3356 10 eE 
e) Titel 19. Allgemeine Handelszwecke.. 379 « 1. —⸗ 
Summa 1,955 Rıblr. 22 Ser. 9 Pf. 
Sämmtlihe Mehrausgaben find durch Mehreinnahmen gededt. 


12. Juftiz-Minifterium. (Seite 143.) Kapitel 49, 


a) Titel 1. Minifterium, Bejoldungen 350 Rthlr. — Ser. — Pf. 
b) Titel 2. Minifterium, Andere per 


fönliche Ausgaben . . 3612 „ 14 „ 10, 
e) Titel 3. Minifterium, Südliche 

Ausgaben. » » . . 8008 „ 2 .„ 1, 
d) Titel 10. Gerichte zweiter Inftanz . 422 „ 19, 4, 
e) Zitel 13. Appellbof in Köln ꝛc. . 45 „23, 9, 
f) Titel 15. Gerichte erfter Inſtanz, 

Befoldungen . . » . 19,925 „ Me 97 


g) Zitel 17. Gerichte erfter Inſtanz, 
Sädhlihe Ausgaben . 47,142 „ 6 %. 

h) Zitel 20. Friedens- und Handels— 
Gerichte (Köln). . . 08 „ 4,3, 
i) Zitel 21. Kriminalfoften . . . . 246,314 

k) Titel 22. Baare Auslagen in Parteis 

fahen . . . . . .» 125048 „ 24 
)) Titel 23. Sonftige Ausgaben . . 3,144 „ > 
m) Titel 24. Juftizgebäude . . » .„. 1896 „ 12 „ 9, 
Summa 469,034 Rthlr. 24 Sgr. — Pf. 
Die ſehr erheblichen Mebhrausgaben find zum größten Theile eingebend 
motivirt. Viele von ihnen entipreden den auch im vorigen Sabre ermähnten, 
Wegen der Etatsüberjchreitungen ad g. u. i. verweilen wir auf die Anlage N. 
Die große Mehrausgabe ad m., die übrigens in der Nahweifung irrthümlich 
mit 28,946 Rtbir. aufgeführt ift, wirb dadurch motivirt, daß im Jahre 1866 
aus Beranlaffung dis Krieges eine Menge norhmendiger baulicher Einrichtun— 
gen, Aenderungen und Reparaturen am den Lofalien der Juſtiz-Behörden 


- 3... 


" 


62 


ausgeſetzt werben mußte, 
Maaße auftrat. 
ſchienen, ba bei der Etats wufitellung für 1867 genau befannt fein mußte, mad 
1866 ausgelegt mar. 

Im Intereffe einer zeorbneten Finanz-Verwaltung muß darauf gehalten 
werden, daß gerade in jelden Dingen die nörhige Vorausfiht bei den ein 
zelnen Verwaltungen geübt werde. Die Bemerkungen der Dber » Rehnungs- 
fammer werben angeben müſſen, ob und wo gegen Berwaltungsnormen ger 
fehlt worben ift. 


und daß aud 1867 das Bebürfnik in verftärftem 


13. Minifterium des Innern. (S. 145.) Kap. 50. 


Der erite Grund ift der Kommiſſien nicht als genügend er ' 


a) Tit. 2. Minifterium. Andere per 
ſönliche Ausgaben 5,781 Rthlr. 11 Sgr. 7 Pf. 
b) Tit. 3. Andere ſächliche und ver— 
miſchte Ausgaben 366 - 2. Bu 
ce) Tit. 5. Eratiftiiches Bureau. Be: 
folvungen . 239: — .ı —. 
d) Tit. 7. Statiſtiſches Büreau. "Sid. 
lihe und vermiſchte Ausga- 
> 2,382 Rthlr. 27 Sgr. 11 Pf. 
e) Zit, 12, Landräthliche Behörden. Un- 
terftügungen . .. 55653 — · —⸗ 
f) Tit. 14. Polizei-Verwaltung. An— 
dere perſönliche Ausgaben. 19,401 — 966 
g) Tit. 15. Andere ſächliche und ver— 
miſchte Ausgaben 2,236 » 2 = 9% 
h) Zit. 16. Polizeis Diftrifts-Kommilfa- 
rien (Pofen) 876 - 16 -» Br 
i) Tit. 17. Algemeinepoligeiliche Zwed 33694 » 21 11⸗ 
k) Zit. 18, Dispofitionsfonde 315 -» 211 - 3° 
I) Zit. 20. Landgendarmerie. ’ 50 » 10. — ⸗ 
Andere perfönlihe Ausgaben A 0: — ⸗ —. 
2138 -« 3 - 1« 
m) Tit. 21, - Fouragekoſten A N FE ER 
n) Xit. 22. - Montirung, Waffen. 2,025 =» 1 -» 5. 
o) Kit. 23. ⸗- Sonftige Ausgaben. 102599 » 3: —s 
* J We 
p) Tit. 24. =  Penfionen se. 7533 
q) Tit. 26. Strafanftalten. Sählihd . 14019 » As —. 
r) Tit. 27. Strafanftalten. Gebäude . 817 — 5 - 10» 
s) Tit. 30. Almojen und Unterftügungen ” s = ; — 
t) Tit. 31. Armenanftalten . 1: 17T: 5» 
u) Tit. 32. Penfionen und Unterftüpun. 
gen . . ; 777b6 -⸗ BEL 
v) Tit. 34. Dispofitions-Fonds A 57692 - 12 - 6- 
w) Tit. 35. Amtablütter 15,850 = 29 = 8: 


Summa . 


. 834,561 Ktble. 


5 Sgr. 6Pf. 
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Der unverhältnigmäßig großen Summe ber Etats-Ueberſchreitungen ent- 
ſpricht die ebenſo unverhältnißmäßig große Zahl von überjchrittenen Titeln. 
Nicht weniger als 22 Titel von 35 weilen Mebrausgaben nad. May die 
Schuld an einer ungenügenden Ausftattung der Gtatstitel oder an mangelnder 
Sparjamfeit der Verwaltung liegen; immerhin bietet diefer Grat ein höchſt 
ungewöhnliches Bild dar. 

Eine gewiffe Zahl der wichtigſten Poften find jchon in dem Jahre 1866 
mit beſprochen. Hier bleiben nur noch folgende Punkte zu erwähnen: 

Bei Titel 18. (Seite 146.) ift irrthümlich mir einem Betrage unter der 
Einie der Titel 10. erwähnt; es muß heißen Titel 19. 

Es find alle dieſe unter der Kinie ftehenden Beträge irrthümlich berechnet; 
fie fommen pro 1868 in Abgang. 

Bei der Mehrausgabe adn. handelt es fi um etatamäßig (Spezial-Etat 
des Minifteriums des Innern für 1867 Band III. Nr. 3. Seite 44,45.) 
bemwilligte neue Stellen für 15 berittene Oberwadimeilter, 9 berittene und 2 
Fuß-Gendarmen. Die Koften der erften Einkleidung und Ausrüftung neuan- 
geftellter Gendarmen find bis zum Jahre 1867 ſtets auf das Haupt-Ertras 
ordinarium der General-Staatskafje angewieſen werden. 

Die Etatsüberichreitung adv umfaßt außer einigen irrthümlich gebuchten 
Poften bauptiählih Darlehne und Unterftügunge ı wegen Hagelihlag und 
Ueberihwemmung, nämlid für den NegierungssBr ‚ick 

Marienwerder . . 10,000 Rthlr. 
Polen. . . » . 10,000 » 
Breslau . » -» . 31,620 = 
Oppeln . .. . 500 = 


Zufanımen 52,120 Rthlr. 


14. Minifterium für die landwirtbihaftliden Angelegenbeiten. 
(Seite 147.) Kapitel 51. 

a) Tit. 2. Minifterium. Andere per 
lönlihe Ausgaben . . 1,677 Rthlr. 10 Sgr. 2 PL 

b) Tıt. 3, Minifterium. Sächliche 
Ausgaben . » 2.2.3833 = 9» 6. 

ce) Zit. 10. Auseinanderjegungs » Bes 
böürdn . » 2 2... 931 = 2»: 10. 

d) Zit. 12, Desgleiden temporaire 
Diäten. :» » 2... 3806 « 13. 5° 

e) Zit. 14. Landwirthſchaftliche Afa= 
bemir - - + + 0. 4,781 “ 17 — I. 

t) Zit. 16, Landes » Delonomie » Gol« 
lm - = u. 0. 188 © 15 = l »s 
Summa 45,863 Rthlr. 8 Sgr. 9Pf. 


Dazu aus Anlage a: 
g) Tit. 22. Deihanlagen . . .» » 600 » 8: 17» 
Bufammen 46,463 Nıblr. 17 Sgr. 4 Pf. 
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Die Vermehrung der Geſchäfte durch die neuerworbenen Provinzen wird 
ald Grund der Mehrausgabe ad a. und b. angeführt. Außerden find in den 
Marginale Bemerkungen mehrfache Reifen von Minifterial-Räthen nad) Franf- 
reih und der Schweiz erwähnt, die in der Kommiffion beſprochen wurden. 
Man bezog fi dabei gleichzeitig auf die ertraordinaire Ausgabe von 
3,200 Rthlrn. (S. 156. Tit. 9.) welche mit der etatsmäßig bewilligten 
Summe von 4,000 Rihlru. (S. 74—75.) zur Vertretung von Aderbau und 
Induftrie auf der Parijer Ausftellung gedient bat. So wenig man gegen 
dieſen Zwed einzuwenden hatte, jo viel ſchien ſich doc gegen eine mehr und 
mehr hbervortretende Neigung der Beamten des landwirthihaftlihen Minis 
fteriums zu Reifen auf Staatefoften fagen zu laffen. Die Anlage O. ergiebt 
eine Meberfiht der zum großen Theil auf „Dienſtreiſen“ entfallenden Koften 
für die Parifer Ausftelung. Im wie weit die anderen Minifterien ähnliche 
Aufwendungen gemacht haben, läßt fi bis jept nicht genau überfeben; es 
wird Sache der Redhuungs-Prüfung jein, dies nachzuholen. Die Kommiſſion 
beſchränkt fih darauf, die in der Ueberfiht für 1867 nachgewieſenen Koften 
für die Parijer Ausftelung zulammenzuftellen: 


1) Kap. 8., Tit. 3. Handels-Minifterium (S. 70.) 153,000 Rthlr. — Sar. — Pf. 
2) Kap. 13., Tit. 9. Landwirthſchaftliches Mi: 
nifterium (©. 74). » 2 2 7200 — —- 
3) Kap. 15., Tit. 7. Kultus-Miniſterium (S. 76.) 4000 » — ⸗ —- 
4) Ehemaliges Königreihb Hannover Nr. 382. 
(S. 1113 PER RE 13000. u. ei 
5) Naffau. Kap. 2. (S. 276.) 5037 Fl. 24 XRr. — 2878 » 15 + 5— 


zulammen 179,078 Rthlr. 15 Sar. 5Pf. 


Der Herr Reyierungs-Kommiljar bemerkte, es fei von den 7200 Rthlrn. 
ein ſehr beträchtliher Theil zu lählihen Ausgaben verwendet, um Preußen 
würdig auf der Ausftelung zu vertreten. Andererieiis habe man eine Reihe 
von Sadwverftändigen ſchicken müffen, weil es fih um verſchiedene Brandyen 
gehandelt und man über jede jahverftändige Berichte gewünſcht habe. Daber 
babe man aud den Direktoren der landwirtbihaftlihen Afadenien die Ges 
legenheit zur Reife geboten. Der General» Sefretär habe ſich Monate lang 
in Paris aufgehalten und dort ein Bureau führen müfjen. Die Ausgaben 
feien danach keineswegs had. — Auch aus der Kommilfion wurde die nüp- 
lihe Verwendung des Geldes behauptet und namentlih auf die werthvollen 
Ermwerbungen bingewielen, die, zum Theil unenigeltlih, für das landwirth- 
ſchaftliche Mufeum gemacht jeien. Die bald zu-erwartenden Berichte würden 
von großem Nutzen jein. 

Bon anderer Seite wurde dagegen betont, daß es fid überall darum 
handle, für beftimmte Zwede die am meiften geeigneten Perſonen zu ſchicken. 
So habe man zu dem, aus Anlaß der Rinderpeft in Zürih abgehaltenen 
Beterinärs Kongreß einen Minifterialrathb und nidt einen Thierarzt entendet, 
wobei überdied zu erwägen jei, daß nad Ausweis der Etats-Ueberſchreitungen 
die Ausgaben in Anlaß der Rinderpeft bei dem Kultus-Minifterium gemacht 
feien, dieſes alſo au die Maßregeln zu überwachen habe. Hiergegen wurde 
bemerkt, das Beterinairweien gehe das landwirthihaftlihe Minifterium ſehr 
nahe an, und es jei zweifelhaft, ob es nicht zwedmäßiger ganz und gar mit 
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bemielben zu vereinigen fei. Die Kommilfion lehnte ed ab, diefe Frage weiter 
zu erörtern; daß es nöthig fei, gerabe bei ſolchen Ereigniffen, wie die Rinder- 
peft, eine einheitliche Leitung der Maßregeln zu fihern und die Grenzen der 
Kompetenz zwiichen den einzelnen Refforts genau feftzuftellen, wurde alljeitig 
anerkannt. 

Auffallend erjheinen die Mehrausgaben ad e), infofern ber Wirthichafts- 
betrieb auf ber Afabemie Eldena nicht blos dur ungünſtige Ernten in Folge 
der Witterung, jondern auch durch Unfälle, die ſcheinbar zu den vermeidlichen 
gehören, zurüdgegangen ift, Die Marginal-Bemerfungen befagen, daß „jeit 
dem Umbau der Brauerei es mehrere Jahre hindurch nicht gelungen jei, To 
vorzüglidyes Bier zu brauen, wie früher, jo daß die Brauerei ohne Gewinn 
gearbeitet habe.” Außerdem hat bie Wirthihaft in den Sahren 1865---66 
17 und im Sabre 1867 abermals 9 Pferde verloren, die wegen Rotz und roß« 
ähnlicher Druſe getödtet werben mußten. Statt der etatömäßigen 6675 Rthlr. 
habe die Akademie daher 1867 nur 3500 Rthlr. Meberihuß abgeliefert. Der 
Herr Regierungs-Kommiffar war nit im Stande anzugeben, ob irgend Je— 
manden wegen der Brauerei oder des Umfichgreifens des Rotzes ein Vorwurf 
treffe; es wirb dies bei Gelegenheit ber Rechnungsprüfung zu erörtern fein. 

Es ift endlih noch in Beziehung auf denjelben Titel zu erwähnen, daß 
die Afadbemie Eldena von der Univerfität Greifswald gegründet ift und zwar 
unter Aufnahme einer Anleihe von 100,000 Rthlrn. zu 4 und 44 pCt. Das 
dafür verpfändete Gut wurde der Akademie übergeben mit der Ber 
pflihtung, das Schulbfapital zu verzinfen. Lepteres iſt nun gekündigt und 
durch eine neue Hypothek zu 5 pCt. erjegt worden. In Folge davon ift eine 
um 638 Rthlr. 16 Sgr. 6 Pf. höhere Zinsſumme erforderlich. 

Die Akademie Waldau ift jeit Anfang des Jahres 1867 eingegangen 
und daher die aus Honorarien erwartete Summe gänzlid ausgefallen. 


15. Geftüt-Verwaltung (S. 150.). Kap. 52. 
a) Tit. 2. Hauptgeftüte. Geftütwärter. . . 309 Rthlr. 21 Sgr. TDf, 


b) Tit. 3. . Andere perjönliche 
Ausgaben — se Ti il» 21» 5» 
e) Tit. 4. Hauptgeftüte. Sächliche Bermwal: 


tungdfoften » 2» 22.0.1075 » 13 =» 2» 
d) Zit. 5. Hauptgeftüte. Fourage u. Wirth» 

ihafisloften - 2 2 02 044,781 » 21 = Te 
e) Zit. 6. Hauptgeftüte. Gebäude . . . 36 » 27 » 4» 
f) Tit. 9. Landgeftüte. Löhnungen . . . 978 a Be. 5 


g) Tit.10. . Andere perſönliche 
Ausgaben . » 2... R 0. = 11% 


h) Zit. 11. Landgeſtüte. Sächliche Bermwal« 
tungsloften - © 2 2 2 20... 490 »- 19 » 6» 


Seite 57,434 Rihlt. 24 Sgr. 11 Pf. 
9 


Uebertrag 57,434 Rthlr. 24 Sgr. 11 Pf. 


i) Zit.12. Landgeftüte. Fourage und Wirth: 
ihaftsloften » » 2» 2 2... 21,726 » 2 ⸗ 


k) Tit.13. Landgeftüte. Gebäude. . . . il » 27» 
I) Zit.14. . Pächte, Laften und 

Abgaben RE IE 72» 4» 
m) Xit.15. Ankauf von Pferden . . » . 5,108 « 1» 10 
n) Tit. 17. Unterftügungen von Beamten und 

ERBEN. u 0:0 1,2893» — ⸗— 
0) Tit.18. Sonftige Ausgaben . » . . . 11,642 » 21 = 10» 





Summa 97,320 Rihlr. 29 Sgr. 5 Pf. 


Gegenüber diejer überaus großen Zahl, zum Theil recht erheblicher Etais- 
Ueberſchreitungen kann ih die Kommilfion auf ihren Bericht für 1866 be» 
ziehen. Sie konftatirt hier nur die Gejammt-Ergebniffe der laufenden Ber- 


waltung der Hauptgeftäte: 


1866, 1867. 
1) Trafehnen. 


Er 44. Re Ba dd. 
Ausgabe -» . =»... 113,660 29 8 132,684 6 9 
Einnahme. » » ».. 72,756 3 8 76,339 9 5 








— 40,904 26 — — 56,344 27 4 


2) Grabip. 


Ausgabe » 2 22.2. 83188 — 7 98,769 3 11 
Einnahme. » » » . . 57982 1 1 72,59 13 7 





— 25,195 293 6 — 26,174 20 4 


3) Friedrih- Wilhelms Geftüt. 


Ausgabe - >» 2 2 2. 40,05 11 2 41,395 2 10 
Einnahme. . » » » . 16,926 3 6 17,689 10 2 








— 23,149 7 8 — 23,705 22 8 


Außerdem wurde ad o. no die Frage aufgeworfen, ob die Regierung 
das hinreichend große und reich ausgeftattete Gut Trafehnen nod immer 
mehr vergrößern wolle; ohne alle Ermächtigung habe fie wieder ein Mühlen: 
grundftüd für 1500 Rthlr. angefauft. Der Herr Regierungs-Kommiſſar ers 
klärte, dieſes Grundftük läge mitten in der Flur des Domainengutes und 
babe den Betrieb jehr geftört; nur aus dieſem Grunde fei es bei eingetretener 


Gelegenheit gefauft und die Mühle abgebrochen. 
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16. Minifterium der geiftlihen, Unterrihts- und Medizinal« 
Angelegenheiten (S. 152.) Kap. 53. 
a) Tit. 10. Konfiftorien. Andere perfönliche 


Ausgaben . 189 Rtbir. 29 Sgr. — Pf. 


b) » 11. Konfiftorien. Sädlide Aus: 

gaben er ie en 1,255 ” Te Ta 
ec) =» 13. Ffatholiihe Bisthümer . . 18 - 5 - 9% 
d) » 14, katholiſche Geiftlihe und 


Schulen . — 1904 19 » 10» 
e) = 16. Provinzial » Schul » Kollegien. 
Perjönlihe Ausgaben. . . 36 =: 13». 6% 


f) » 17. Provinzial » Schul » Kollegien. 


Sädhlihe Ausgaben . . . Bl » 4» 1» 
g) - 20. Univerfitäten. Stipendien. . 18312 +: 0 » 2» 
h) «36. Kultus und Unterriht . . » 2517 -» 6 -» 9. 
i) » 39. Megierungs: Medizinal-Räthe . 300 — ⸗ — ⸗ 
k) » 43, Charité-Krankenhaus zu Berlin 11,99 -» 18 » 6 = 
I) =» 45. HebammensLehrinftitute . . 18... 15 
m) « 47. MedizinalsPolizei (Rinderpeft) 127,549 .— . 6 «+ 


Summa 148,103 Kıhlr. 22 Sgr. 11 Pf. 
Meift geringe Mehrausgaben, deren Bedürfniß durch die Rechnung und 
die Bemerkungen der Ober-Rechnungs-Kammer Mar zu ftellen ift. Die Kom— 
milfion hebt außer dem ſchon bei 1866 Gefagten nur einige Pnufte hervor. 
add. ift ein Theil der Mehrausgaben bedingt durch die Aufhebung 
des Gymnafiums zu Trzemeszuo. Dajelbft beftand ſeit alter Zeit für 12 Zög- 
linge ein vom Biſchof Kosmowski geftiftetes Alumnat, mit weldem von 
Anfang an eine aud von anderen Schülern bejuhte Schule verbunden war. 
Letztere erweiterte fi zu dem Gymnaſium. Zur Dotation des Alnmnated ger 
börten 416 Rthlr. 20 Sgr., zu deren Zahlung die Staate- Kaffe rehtli ver- 
pflitet war. Bei der Aufhebung des Gymnaſiums wurden aud die Kom— 
petenzen der. Kosmowskiſchen Stiftung mit dem Staatszuſchuß durch ben 
Staatshaushalte-Etat pro 1868 abgelept, obwohl legtere fortbeftand. (Staats- 
haushalt 1866 Zit. 21. Pol. k.) Auf Reklamation des Provinzial» Schul. 
Kollegiums find diefelben pro 1868 sub Tit. 14. Poſ. a. wieder auf ben 
Etat gebracht, und hier pro 1866 und 1867 mit je 416 Rihlr. 20 Sgr. = 
833 Rthlr. 10 Sgr. ald Etatzüberihreitung nachgewieſen. 
ad g) ift zu bemerken, daß durch Allerhöchſte Ordres vom 22. März 
1807 und 12. Sanuar 1844 ein jogenanntes Litthauiſches Stipendium von 
3000 Rthlr. jährlih aus Staatsfonds gegründet wurde, beftimmt für Schüler 
Litthauiſchen Stammes, weldhe das Gymnafium zu Zilfit und ſpäter die Uni« 
verfität Königsberg beſuchen. Die unverausgabten Beträge werben ber Staatd- 
Kaffe wieder zugeführt. So ift bier die Erſparniß zu erflären = 754 Rthlr. 
26 Sgr. 6 Pf. 
ad k) hat die Charite zu Berlin einen Bedürfniß-Zuſchuß von 12,000 
Rthlr. erhalten. Es betrug nämlich 
die Gefammt-Ausgabe . . . 285,295 Rihlr. 28 Egr. 3 Pf. 
die Sefammt-Einnahme . -» » 7335 + — — ⸗ 
Deficit "T1,960 Kiplr. 28 Sr. 3 Pf. 
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Der Haupttitel der Ausgabe, der Verpflegungstitel (Nr. 4.) betrug 1867 
allein 116,574 Rthlr. 9 Sgr. 8 Pf, während die Kur- und Berpflegungs» 
foften 165,250 Rthlr., und bie Hebungen aus Staatöfaffen (excl. des obigen 
Zuſchuſſes) 74,691 Ntblr. ergaben. 


17. Kriegd-Minifterium. (S. 153.) Kap. 54. 
a) Tit. 3. Minifterium. Säihlid . 10,078 Rthlr. 21 Sgr. 3 Pr. 
b) » 5. Sntendanturen. Perjönlid . 3163 » 20. 8. 
co) =» 6. . Sidid . 4910 » 38.» 1. 
d) » 16. Generalſtab. Eädlih. . 210 » 20 - 


e) +» 21. Eprtraordinaire Gehälter . 52,391 -» 2°. 5 = 
f} «* 23. NaturaleBerpflegunn . . 729693 »- 15 - Tr 
) - 34 Lazareth. Sächlich. .. 78666 - Bd» — ⸗ 
h) » 42. Remonte-Depots. Sächlich 56,785 - 16 -» 11.» 
) - 43. Reiſekoften. Zagegelder ı. 87,179 » 11. 2 « 
k) » 47. Militärsfinder -. . . . 13 »: 5 » 8. 
) = 54 Peftungen. Perlönlih . . 5904 «11. 5. 
m) » 55. ” Sächlich Fer 99,295 . 6 >» 4 » 
n) «56. Unterftügungen . . » „ 993894 » 15 » 10 » 
0) » 57. Penſionen.. » ...18892 - 15» 6. 
pP) +58. Wittwen- und Kindergelber 87,882 » 211 «= 3» 


q) » 65. Verſchiedene Ausgaben. . 2834 » 5 « 
r) Beitrag zu ben Koften des Norb- 
deutſchen Heer. . . „1458,08 « 18. — ⸗ 


Summa 2790467 » 6: 1» 
Die ungeheuren und zum großen Theil ohne gejeglihe Ermädtigung 
gemachten Etatsüberfchreitungen laffen fi in diefem Augenblide im Einzelnen 
nicht prüfen. Auch hat ed nad dem Uebergange der Militär-Berwaltung an 
ben Bund für die preußiſche Landesvertretung fein praktiſches Interefle mehr, 
bie finanzielle Gebahrung des Kriegäminifteriums zu unterjuhen. Die Kom— 
milfion bat darüber jhon beim Jahre 1866 geſprochen und erwähnt bier, 
daß ad m fi die dort berührte Pofition Sonderburg-Düppel, und zugleid 
eine nicht minder willfürlihe Etatsüberſchreitung von 25,800 Rthlrn. für die 
Verbreiterung bes Berliner Thores in Pofen findet. Diejes Thor ift im Jahre 
1849—50 erbaut, erwies fi aber bald als zu eng, um namentlid den 
Eiſenbahn-Verkehr aufzunehmen. Allein der Kriegsminifter weigerte fib, bie 
Koften zu übernehmen für eine Erweiterung, die feinen Intereffen ganz zumiber 
lief, und der Finanzminifter weigerte fich, die Angelegenheit ala eine jo bring- 
liche anzuerkennen, daß die Bereitftellung ertraordinairer Geldmittel gerecht. 
fertigt erjhien. — Als nun zu Ende bes Jahres 1866 die Berichte der Lokalbehörden 
gerabezu die Gefährlichkeit der Berhältnifje nachwieſen, konnte fih die Militair- 
Verwaltung ber fofortigen Ausführung bed. Baues nicht länger entziehen — 
und jo erjcheint er bier in Form einer Etats-Ueberſchreitung. 
Wie wenig im Uebrigen aus den Randbemerfungen zu entnehmen ift, 
erfieht man am beften bei Tit. 61 ad q GVerſchiedene Ausgaben), wo bie 
Mehrausgabe kurz „in Folge Erweiterung bes Staatögebiets” begründet 


wird. Der Herr Regierungd-Kommiffar erklärte auf Befragen, es handle fi 
bier hauptiählih um Ausgaben für Desinfektion der Pferbeftälle. 

Die legte Forderung ad r, berubt darauf, daß der Preußiihe Staats- 
baushalts»Gtat für die Militair-Verwaltung nur bis zum 1. Juli 1867 galt; 
von da ab trat die Zahlung ber 225 Rthlr. pro Kopf ein. Das Refultat 
war, daß die Summe des Preußiſchen Etats pro Il. Semefter noh um 
1,453,078 Rtihlr. 18 Sgr. überihritten wurde. 2eptere Summe entipridt 
daher in gewiffer Weije den jpäteren Matrifular-Beiträgen. Die Berehnung 
bafırt auf der Annahme (S. 154.) einer Bevölkerung von 23,958,833 Köpfen, 
wie fie nad einer Mitiheilung des ftatiftiihen Büreaus vom 18. März 1868 
über die vorläufigen Rejultate der Bolfszählung vom 3. Dezember 1867 in 
ber Preußiihen Monarhie angenommen wurde. Die davon abweichende Zahl 
von 24,126,159 Köpfen, welde an einer anderen Stelle (S. 155.) ebenfalls 
einer Repartitions-Rehnung zu Grunde gelegt ift, ift aus dem Zählungser- 
gebniß von 3. Dezember 1864 unter Hinzurehnung einer verhältnigmäßigen 
Vermehrung (2—2} pGt.) gebildet. 


18. Marine-Minifterium (S. 154.) Kap. 55. 


a) Tit. 3. Minifterium. Sädlih . . - 317 Rthlr. 12 Sgr. 11 Pf. 
b) Zit. 4. Intendantur. Perſönlich . . 354 - 11:6. 
e) Tit. 12. Krankenpflege. Sächlich . . 12,323 = 8: 9% 
d) Zit. 13, Serwiskoften . » =» » 2.982743 » 17. To 
e) Zit. 14. Reileloften . - » 2 2.0. 1984 -: — .: Ta 
f) Zit. 21. Invalidenwien - » » » » 233 » 10. — ⸗ 

Summa 67,976 Tape. 7 Sr CP 

Die Erläuterungen für das Jahr 1866 find auch bier zutreffend. 


19. Hohenzollernſche Lande (S. 165.) Kap. 56. 


a) Kap. 1. Direlte Stumm . .: 2 2 2 200. 254 Fl. 264 Ar. 
b) Kap. 2. Sndirelte Stun - » » 2 2 2000... 182 » 12 ° 
e) Kap. 4. Salzmonopol kn a A er Sn 823 - 30 « 
d) Kap. 5. Salzwerf Stetten - » 2 2 22.20. ..1267 = 504 ⸗ 
e) Kap. 6. Straßenbauboftien = 2 2 2 2 2 2. 47: 16 . 
f) Kap. 7. Deffentlihe Schuld Fa a Bee 150 = — .+ 
g) Kap. 10. Penfionen und Unterftügungen . » » „2,843 - 184 - 
b) Kap. 11. Bartegeldr -. - © » 2 2 00 0. 83-50 « 
3) Kap. 12. Regierung.. 15. — . 
k) Kap. 13. Allgemeine Konde - » 2» 2 2 202022702 » 3854 - 
f) Rap. 14. Bauweſen. een 238: 25 - 
g) Kap. 15. Juftizweien - © > 2 22 nn nn 3258 -» 324 » 
h) Kap. 16. Verwaltung des Innen» » » 2... 45% 28— 
i) Kap. 18. Deffentliher Untriht . » » . .. 0, % » 


Summa 14,212 $l. 514 Kt. 
ober 8,121 Rthlr. 18 Sgr. 10 Pf. 
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Obwohl die Kommilfion feine von diefen Ausgaben beanftandet, jo macht 
fie do darauf aufmerfjam, daß die Summe der Etatdslleberfchreitungen für 
eine jo Heine Verwaltung unverhältnißmäßig hoch ift. Die Verwaltung des 
Landes jollte fortan mit größerer Spariamfeit geführt werden. 


D. Einmalige und außerordentliche Ausgaben. 
1. Direkte Steuern. (Seite 128.) Kapitel 3. 


a) Zahlung ber bereits 1864 bewilligten, aber erft 1867 verredhneten 
Grundfteuer-Remilfionen in den öftlihen Provinzen, 2759 Rthlr. 
29 Sgr. 5Pf. (Im der Ueberfiht find 3357 Rıhlr. 18 Sgr. 8 Pf. 
aufgeführt, allein nah Seite 25. gehen davon 597 Nıblr. 19 Sr. 
3 Pf. Ausgaberefte aus dem Jahre 1866 ab.) 

b) Entijhädigungen für Gebäudefteuer-Befreiungen nad dem Gefepe 
vom 21. Mai 1861 $. 21.: 53,901 Rthlr. 13 Sr. 

ce) Entihädigungen für GrundfteuersBefreiungen nad demjelben Ges 
ſetze (Seite 154. cfr. Seite 68.): 25,067 Rthlr. 10 Sgr. 3 Pf. 


2. Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
(Seite 154. cfr. Seite 66.) 


Für den Umbau des Gejandtihafts-Hötels in Waſhington, der etatdmäßig 
genehmigt war, 1793 Rthlr. 29 Ser. 8 Pf. 


3. Forft-VBerwaltung. (Seite 154.) 


In Folge gefündigter Paffivrenten und ſolcher Servitut-Ablöfungen, melde 
mittelft Kapitalzahlung zu bewirfen waren, 121,464 Rihlr. 10 Sgr. 11 Pf. 


4. Allgemeine Kajien-Berwaltung. (Seite 154. cfr. Seite 68.) 


1) Gejammtoerluft bei der Ausmünzung neuen Geldes in Ausführung 
des Gejepes vom 4. Mai 1857 22,125 Rthlt. 14 Sgr. 8 Pf. 
2) Koften für das Bunbesfanzler-Amt und ben Reihstag nad $. 2. 
des Geſetzes vom 4. November 1867 (Bundes: Gejeg ©. Seite 59.) 

65,000 Rthlr. 


5. Handeld-Minifterium. (S. 155.) 

1) Land» und Waffer-Neubauten. . 96,172 Rthlr. 8 Sgr. 11 Pi. 
darunter ald Hauptjumme die Koften für den Umbau des Abgeorb- 
netenhaujes mit » . + . +». 82,000 Rtblr. 

2) Koften für die Pariler Ausftelung 50,000 „ 

(Schon früher bei dem landwirtbihaftlihen Minifterium verhandelt.) 


6. Minifterium des Innern. (S. 155.) 


Koften für die Polizeianwaltichaften 16,137 Rtbir. 18 Ser. 10 Pf. 
Man vergleiche das für 1866 Geſagte. 
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7. Landwirthſchaftliches Miniſterium. (S. 155.) 


1) Einrichtungen in Poppelsdorf, insbeſondere Einziehen von Gas⸗ und 
Waſſerleitung in die obere, früher zu Dienſtwohnungen, ſpäter zu 
Laboratorien bejtimmte Etage. . 1,764 Rthlr. 

2) Koften ver Parijer Ausftelung . 3,200 „ 

Wie oben unter 5, 2. 


8. Kultus-Minifterium. (©. 163.) 


Ankauf eines Grundſtückes zur Erweiterung des Scullehrer » Semi» 
nars in Gammin. » » 6,200 Rthlr. 

Es ift Dies im Grunde eine ganz außeretatsmäßige Ausgabe, denn in Kap.15. 

des Extraordinariums, welches bei dieſer Pofition citirt ift, ſteht an feiner Stelle 
i (S. 73) der Erweiterungsbau eines Schullehrer-Seminars zu Bromberg. 
' Nah den Erklärungen der Regierung batte das Provinzial-Schul-Kolle- 
gium zu Stettin Auftrag, wegen Erwerbung des betreffenden Grundftüds zu 
unterhbandeln. Dafjelbe, 11 Morgen groß, jollte 7000 Rthlr. Foften. Allein 
aus Mangel an Fonds Fonnte das Kaufgeihäft nicht ſofort abgeichloffen 
werben. Da erklärte der Verfäufer ine Herbft 1865, er werde die Verband» 
lungen als beendigt anjehen, wenn die definitive Entiheidung nicht fort ges 
troffen würde. Es wurde nun am 15. Dezember 1865 "mit dem Befiger 
Kontraft gemacht und ftipulirt, daß die Abtretung des Grundftüdes jofort, die 
Zahlung des Kaufgeldes mit 7000 Rthlen , wovon die Stadt Cammin 
800 Rthlr. übernahm, am 1. Juli 1867 erfolgen jolle. Dies ift auch ge— 
ſchehen, jedoch ift die Abficht, den Betrag aus der erften Baugelder-Rate zu 
decken, vereitelt, indem die Uebernahme der lepteren auf den Staatshaushalts- 
Gtat pro 1867 anderer dringendere Bedürfniffe wegen unterbleiben mußte. 

Die Kommilfion kann diejes Verfahren und ebenjo das daran gefnüpfte 
Raifonement hier jo wenig für forreft erachten, wie vorher bei dem Etat bes 
Kriegsminifteriums. Wenn jeder Verwaltungschef ſich ähnlihe Eigenmädhtig- 
feiten erlaubt, jo hört zulegt jede Einheit des Miniftertums auf. 
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9, Kriegd-Minifterium (©. 156.) 


' 1) Bau des neuen Kajernements des Kaijer Franz Grenabdier « Re 
. giments N . 2... 10,654 Rthlr. 1 Sor. 8 Pf 
2) Bau einer bombenfidheren Ka— 


ferne in Saarlouis . . . -» 171160 » bb -: — ⸗ 
! 3) Bau einer Kajerne in Potsdam 

für 2 Eskadrons des 3. Garde- 

UlanenRegimentö. x 5000 — ⸗— ⸗ 


4) Ankauf eines Bauplatzes für ein 
neues General» Stabs » Gebäude 

zu Baln . » 2. 2... 1590 2 38. 5. 

} dazu aus der Anlage a. 

5) Landwehrbataillone, Ausrüftung 

| mit Kleinmontirungszeug ıc. . 858. 3. Te 
Es wurde bier fein Auftand erhoben, 
zumal da die Gtatsüberjchreitungen ad 1—4 

im Gefammtbetrage von » » x. 0... 4405 -» 15» 1» 
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dur die Erfparniffe bei den Tit. 7, 9, 11 und 14 (S. 79) gedeckt werben, 
aber es wurde die Frage angeregt, ob die freimerdenden alten Kajernen und 
jonftigen Militär-Grundftüde einfah an den Givil- Fisfus zurüdfallen. Der 
Herr Kommiffarius des Kriegsminifters erklärte, daß der Erlös für die im 
Jahre 1868 verfaufte Kajerne in der Kommandantenftraße zunähft dazu 
verwendet werden jol, um ben empfangenen Vorſchuß zu deden. Dagegen 
iolle der Erlös aus dem alten Generalftabs-Gebäude zu den Zerrain-Anfaufs- 
und Baufoften des neuen Gebäudes mit verwendet werden, doch jei der 


Berkauf des alten erft 1871 möglid, wo man die Bollendung und das Be _ 


ziehen des neuen Gebäudes erwarte. 


E. Sonſtige außeretatsmäßige ertraordinäre Ausgaben 
(Seite 156.) 


1) Zur baulichen Herftellung im Dienftgebäube des Geheimen Civil 
Kabinets3 in Folge der durd Polizei » Verordnung eingeführten 
Reform der Bürgerfteige und der Bauten im Abgeorbnetenhaufe 

8,010 Rthlr. — Sgr. — Pf. 

2) Zahlung an den Fürften Salm— 

Reifferiheid-Dyd . -» . ..» 20623 » 24 » Ta 

Es ift dies eine Angelegenheit, welche von ber der übrigen Reichs— 
unmittelbaren ganz verihieden ift. Vielmehr waren der Fürft zu Salm und 
die Stadt Franffurt durch den Reihsdeputationd » Hauptbeihluß von 1803 
zur Entjhädigung für anderweitige Verluſte auf die Erträge des Rheinoftroi’s 
angewiejen worden. Langjährige Streitigkeiten zwilhen ihnen und den 
Rheinufer- Staaten fulgten, bis endlich die rechtliche Entſcheidung der Sache 
herbeigeführt wurde. 

Nah dem aufträgalgerigtlichen Erkenntniffe des Ober» Appellations » Ge- 
rihtö zu Gelle vom 12. Juli 1860 find die Deutſchen Rheinuferftaaten für 
ſchuldig erachtet 

1) dem Fürften zu Salm»Reifferiheid- Dyd eine jährliche Rente 
von 4,6663 #1. jeit dem erften Dezember 1817 bis zum 1. De: 
zember 1857 zu zahlen, wenn und joweit fih aus einer den Be- 
ftimmungen des ‚Urtheild entſprechenden Jahres-Rechnung heraus» 
ftellen würde, daß der Rheinoftroi in dem, dem Fälligfeits » Ter- 
mine unmittelbar vorhergehenden Jahre einen Ueberihuß gehabt 
babe, der hinreihend gewejen, die jämmtlihen, in den 88. 7. 
und 27. des Reichsdeputations-Hauptſchluſſes von 1803 angeord- 
neten jubfidiären Rheinoftroi » Renten im Gejammtbetrage von 
71,500 Fl. zu berichtigen, ferner 

2) die Rentenbeträge, zu deren Zahlung fie demnächſt verurtheilt 
werben würden, vom Tage des Anfangs des gegenwärtigen Ver 
fahrens (1. März 1839) ab mit 4pGt. zu verzinfen, und endlich 

3) den Fürften den 40 fahen Betrag ber Rente von 4,6662 Fl. als 
Ablöjungs » Kapital nebſt Zinien zu 4pCt. jeit dem 1. Dezem« 
ber 1857 zu bezahlen. 
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Zugleich ift in Bezug auf das Beitragd-Verhältniß der einzelnen Staaten 
beftimmt, daß fie nach demielben Verhältniſſe beitragen follten, nad welchem 
fie an den Ueberfhüffen Theil genommen hätten. 

Die Borausfegung unter Nr. 1. des Erkenutniffes, daß der Rheinoktroi 
in den bezeichneten Jahren hinreichende Ueberſchüſſe zur Dedung ſämmtlicher 
Renten gegeben Habe, traf zu, und da die Zahlungs = Verbindlichkeit demnach 
feftftand, fo wurden Verhandlungen mit dem Fürften eingeleitet, welde zu 
dem günftigen Ergebniffe führten, daß ter Fürft ſich mit der Zahlung einer 
Paufhalfumme von 400,000 FI. einverftanden erklärte. Hiervon entfielen auf 
Preußen 325,000° Fl., welde fpäter auf den Betrag von 322,750 8l. oder 
184,428 Rthlr. 17 Sgr. 2 Pf. ermäßigt wurde. Die Zahlung war auf ben 
1. Zuni 1866 feftgeftellt, mit welchem Termine aud die Berzinfung begann. 

Schon vor dem Vergleiche, und zwar am 14. Februar 1865, war eine, 
in der allgemeinen Rechnung über den Staatshaushalt des Jahres 1864 
Seite 78 nachgewieſene Abjhlagszahlung von 58,600 Rthlr. — Sr. — Pf. 
geleiftet worden, um das zu ſchnelle Anwach— 
jen der damals nad) Nr. 2. des Erkeuntniſſes 
noch in Ausficht geftandenen Zinſen zu ver— 
meiden. Nah dem Vergleiche find für diejen 
Betrag die Zinfen für die Zeit von der Zah» 
fung bis zur Fälligkeit, aljo vom 14. Be 
bruar 1865 bis 1. Juni 1866 zu 4pGt. mit 3,040» 20 » 8. 
vergütet worden, fo daß zufammen . » . . 61,640 Rihlr. 20 Sgr. 8 Pf. 
auf bie obige Forderung von . + + +» 184.428.» 17» 2. 


angerechnet worden find, in den verbleibenden 122,787 Rihlr. 26 Sgr. 6 Pf. 
ift das sub 3. des Erkenntniffes ftipulirte 
Ablöfungs - Kapital für die Rente von 
4,6663 Fl. zum 40 fachen Betrage mit 
186,666 Fl. ober ee 
enthalten, welches als Theil ber Fibeilommiß- 
Subftanz des Fürftlihen Haufes erft im 
Jahre 1868 zur Zahlung gekommen ift, nach · 
dem über die Verwendung zu dieſem Zwecke 
Sicherheit beſtellt worden war. 


106,666 - 87 


— — — 
Die übrigen. * 16,121 Rthlr. 17 Sgr. 11Pf. 
ſowie die Zinſen von den überhaupt noch zu 
zahlen geweſenen 122,787 Rthlr. 26 Sgr. 
6 Pf. für die Zeit vom 1. Juni 1866 bis 
zur Zahlung Ente April 1867 zu 4pCt. mit 4502 » 6» 8 = 


bilden den in ber Ueberſicht pro 1867 ©. 82. 
nenn 
sub B. Tit. 2. nachgewieſenen Betrag von 20,623 Rthlr. 24 Syr. 7Pf. 
Die Kommiffion erfennt an, daß der Vertrag für den Preußiihen Staat 


unter dem gegebenen Umftänden günftig war und beantragt die Genehmigung 


der Summe. 
3) In Folge des Nothitandes in ber Provinz Preußen ift für Subalterne 
10 
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und Unterbeamte derſelben einenußeretatsmäßige Verausgabung von 50,000 Rihlrn. 
erfolgt. (Bergl. Seite 82.) 

Die bier gleichfalls aufgeführte Zahlung von 35,715 Rihlrn. an den Für— 
ften zu SıynsWittgenfteinsHobenftein kommt hier nicht in Betracht, da über 
biefelbe ihon im dem Vorberihte an das Haus das Nöthige bemerft und 
beantragt iſt. Dasjelbe gilt von den 30,000 Rtihlrn. Entſchädigung an 
den Fürften von Thurn und Zaris unter den Ausgaben der Hohenzollern: 
ſchen Lande (Seite 163.), und es bleibt daher hier nur noch 

4) eine nadhträglihe Zahlung von 12 Fl. 10 Krz. als Entihädigung 
für die Württembergijhe Offupation der Hohenzollernſchen Lande, (Birzl. 1866.) 


F. Neftverwaltung pro 1866 et retro (>. 157). 
a) Fortdauernde Ausgaben. 


Hier iftz eine Summe von 154,751 Rihlrn. 27 Sgr. 6 Pf. bei den 
Dispofitionsfonds zu Bauten und zur Vermehrung des Betriebsmaterials 
für die Stants » Eijenbahnen zur Beransgabung gekommen, welche durd) 
Mehreinnahmen herbeigeführt find (vergl. ©. 95). Genau genommen betrus 
gen die lepteren (Erjparnifje) 156,000 Rihlr.; da jedoch bei den Koften der 
Borarbeiten zu neuen Eijenbahnen in demſelben Etatstitel eine Minderausgabe 
von 1248 Nıhlım. 2 Sgr. 6 Pf. (nicht 20 Sgr. 6 Pf., wie es irrthümlich 
in der Borlage heißt) eingetreten ift, fo ermäßigt ih jene Summe auf die 
erwaͤhnte Höhe. 


b. Außerordentliche auferetatsmäßige Ausgaben. 


1. Koften des Krieges gegen Defterreih und in Deutihland 
(Berg. S. 100.). 


a) Tit. 1. Laufende Ausgaben für 

die Landarmee . » .  29,086,577 Rihlr. 24 Sgr. — Pf. 
b) Tit. 2, Mebilmahungstoften . 2,646,959 = 6 = 11» 
e) Tit. 3. Landlieferungen - » . 2,991910 = 16 = 8. 





Eumme. 34,725,447 Athlr. 17 Sgr. 7 Pf. 


Es ift über dieſe Eumme ein beionderer Rechenſchaftsbericht erftattet, 
auch noch in dieſer Eeifion (Nr. 170. der Drudjaden ©. 16. flg.) eine 
Ueberſicht der einzelnen Pofitienen gegeben werden. In letzterer ſtimmt die 
Zahl von 29,770,898 Rihlr. 2 Sgr. 3 Pf. nicht mit der hier sub 1. auge: 


fegten, indep ift dies unerheblid und kann bei der Rechnung aufgeklärt 
werden. 
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2. Sonſtige ertraordinäre Ausgaben. 


a) Zit. 1. Kür 3 neu errichtete 

ArmeesKorpg .» . . 684,320 Rthlr. 8 Sgr. 3 Pf. 
b) Zit. 3. Koften der Erhebung 

der Kriegs-Entſchädi⸗ 

gungen © 2 2 2.392814 = 19 - 10 > 
e) Tit. 4. Bergütungen für 

Kriegsihäden . ... 149,277 ⸗ 9» 8» 
d) Tit. 5. An den Fonds zur Mus 

terftügung invalider 

Offiziere ce 0... 378,168 ⸗ 1 + l» 
e) Tit. 6. Zahlungen aus der Ab» 

rechnung über das Vers 

mögen des ehemaligen 

deutihen Bundes . . 2144,74 - 238 — 5» 


Summa 3,389,324 Rihlr. 24 Sgr. 10 Pf. 
Was die Forderung ad a, betrifft, jo ift nicht abzuiehen, wie fie in bie 
Reftverwaltung fommt, da nah S. 102. der Ueberſicht eine Uebertragung aus 
dem Jahre 1866 überhaupt nicht ftattgehabt bat. Es wird Sade der Rech— 
nung fein, dies nachzuweiſen. An der Thatjache läßt ſich nichts ändern. An 
einer anderen Stelle der Nachweiſung findet fih die übrigens für die neuen 
Landestbeile gebuchte Summe von 4,798,694 Rihlr. 24 Sgr. 8 Pf., welde 
als Ausgabe für die 3 neuen Armeesforps Preußen ih bat aurechnen laffen 
auf feinen Beitrag zu den Koften der Bundes-Militär-Verwaltung. (S. 154). 
Auch die Höhe der Summen ad b. u. c. ftimmt nicht genau mit ben 
Angaben in anderen Nachweiſungen (Drudjahen Nr. 8. 1867. ©. 10. 
Nr. 12. und Drudiahen Nr. 170. 1868. ©. 13. ad Nr. 11.), indeß kön— 
nen auch dieſe Differenzen bei Gelegenheit der Rechnung ihre Aufklärung 
finden, 
Die Mehrausgabe ad e findet fih bis auf Höhe von 2,133,449 Rthlr. 
6 Sgr. 3 Pf. in dem Rehenihaftsberiht für 1867. Nr. 8. Seite 10, Nr. 13. 
Dazu fommen bier 11,294 Nıhlr. 22 Syr. 2 Syr., welde die Preußijche 
Militair-Verwaltung für Lieferungen an den ehemaligen Deuiſchen Bund in 
Gegenrechuung zu ftellen hatte. (Drudjaden Nr. 333. 1867 Suite 7.) 
Endlich die Mehrauszabe ad d gehört feineswegs der Neitverwaltung 
im ftrengen Sinne des Wortes au, denn es find in der Nachweiſung 
(Seite 102—3. sub V. 5.) außer den hier erwähnten 378,168 Rthlr. 1 Syr. 
1 Pf. nur 100,000 Nıble. aus dem Feiedensvertrage mit Neuß älterer Linie 
aus dem Jahre 1866 übertragen. Allerdings ift Schon früher gelegentlich 
von der Negierung bemerkt worden, daß aud die bei Langenjalza genommene 
Kriezefaffe und das im Königreid Sachſen erbeutete Blei im Betrage von 
ungefähr 338,000 Rthlr. von Sr. Majeftät tem Könige an das Kriegs: 
Minifterium überwiejen jeien, um neben den durch das Invalidengeſetz bes 
ftimmten Penfionen als Gnadenfonds für Invaliden oder Familien der Ge— 
fallenen verwendet zu werden. Man habe im Staatt-Minifterium angenoms 
men, daß über die im Felde gemachte Kriegsbeute der Kriegäherr als ſelcher 
10 * 
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zu verfügen habe. (Druckſachen Nr. 333. X. Legislatur I, Seſſion 1867. 
Seite-2.) Gegenwärtig wird der Betrag 

der Hannoverfhen Kriegskaſſe auf 338,882 Rthlr. 25 Sgr. 4 Pf. 

des jähfifhen Bleis . . . „839,285 » 5. 9“ 

Zufammen 378,168 Rthlr. 1Sgr. 1Pf. 


angegeben, und ed heißt in der Marginals-Bemerfung (Seite 158.), ber jept 
auf 478,168 Rthlr. 1Sgr. 1Pf. angewachſene Fonds ftehe zur Dispofition 
Sr. Majeftät des Könige, und zwar zur Verwendung im Intereſſe ber invas 
liden Offiziere und Soldaten der Armee, fowie der hinterbliebenen Wittwen 
und Waiſen der im Kriege Gefallenen, zu Gnadenbewilligungen für die Hülle, 
in welchen auf Grund ber beftehenden Beftimmungen ausreihende Hülfe nicht 
gewährt werben könne. 

In der Kommiffion fand diefe Verwendung alfeitige Anerkennung, und 
es wurde befonters fonftatirt, daß die Mehrausgabe bei Titel 56, der Militair- 
Verwaltung fih auf aftive Militaird bezieht, während der hier in Frage 
ftebende Fonds nur für Imvaliden, Wittwen und Waifen beftimmt ift. Da— 
gegen vermiffe man eine beftimmte Erflärung darüber, daß ber Fonds aud) 
fünftig der Preußiſchen Armee, die ihn doch erworben, allein erhalten 
und nidt etwa dem Norbdeutfhen Bunde überantwortet werde. Auch 
wurde entſchieden die Auffaffung des Staats - Minifteriums befämpft, 
wonadh ber König als Kriegsherr über die Beute beliebig ver— 
fügen könne. Wenn e3 auch als jelbitverftändlih angejehen würde, daß der 
König im Laufe des Krieges für Kriegszwede und zwar für Zwede dieſes 
Krieges über die Beute frei verfügen fönne, jo vermiffe man body jeden 
Rechtsgrund dafür, daß der König über dieſe Zwede hinaus über die Beute 
verfügen folle, vielmehr fand man darin einen durchaus unzuläffigen Stand» 
punft. Die Kriegsbeute, die Erwerbung des Volkes in Waffen, ift offenbar 
zunähft Staatsgut, und feine Verwendung für andere Zwede, als die des 
gerade geführten Kriege‘, ift an die Zuftimmung der gejeglihen Faftoren 
gebunden. 

Der Herr Regierungs-Kommiſſar gab folgende Erflärung ab: 


„Die pag. 157. Kap. 26. Tit. 5. der Ueberſicht der Staate- 
Einnahmen und Ausgaben pro 1867 in Ausgabe geftellten 
378,168 Rthlr. 1 Sgr. 1 Pf. find ſchon unterm 23. Juli 1866 
von Sr. Majeftät dem Könige kraft des Allerhöchſtdemſelben zu= 
ftehenden Verfügungsrechts über Kriegsbeute zu einer milden Stif- 
tung beftimmt worden, welde den Zwed bat, für invalide Offiziere 
und Soldaten der Preußiſchen Armee, fowie für binterbliebene 
Wittwen und Waifen der im Kriege Gefallenen in Bedarf: fällen, 
wo auf Grund ber beftehbenden Beflimmungen ausreichende Hülfe 
nicht gewährt werben kann, Gnabenbewilligungen eintreten zu 
lafjen. Dies ift auch ſchon durch den Bericht der Kommilfion zur 
Prüfung des Staatshaushalts vom 19. Februar 1868 Nr. 333, 
Seite 2. zur Kenntniß des Haufes der Abgeordneten gebracht 
worden. 

Sonad bilden die gedachten Kriegsbeutegelder lediglich das 
Grundvermögen einer milden Stiftung. Der weitere Nachweis 


— — 
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biefed Fonds reip. der lediglich nah Allerhöchſter Beitimmung 
erfolgenden Verwendung des Zind-Ertrages gehört demnad nicht 
weiter in den Staatähaushalt, jondern es wird über benjelben wie 
bei andern milden Stiftungen von der von Sr. Majeftät dem 
Könige beftellten Berwaltungs » Kommilfion befondere Rechnung 
gelegt." . 

Die unterzeichnete Kommilfion trägt fein Bedenken, die Nüplichleit des 
fraglichen Fonds anzuerkennen und die Genehmigung bes Geldes zu empfehlen, 
wobei au die vorbehaltene Entſcheidung für das Jahr 1866 (100,000 Rthlr.) 
herbeizuführen ift. Sie fieht ferner in der Erklärung der Regierung bie Zu- 
fiherung, daß dieſer Fonds auch in der Zufunft der Preußiichen Armee er- 
halten bleiben wird. Aber fie fann nicht amerfennen, daß durd Die beiläu- 
fige Erwähnung in einem früheren Kommilfionsberidt die Zuftimmung des 
Hauſes oder gar bes Landtages ſchon ausgeiproden fei, und am wenigften, daß 
damit auch zugleih die Entäußerung des ftaatlihen Charakters des Fonds 
zugeftanden worden. Vielmehr hält fie es für einen Gegenftand von prinzi— 
pieller Bedeutung, darüber zu beichließen, und fie beantragt daher: 


das Haus der Abgeordneten wolle beichließen, die Verwendung 
von 478,168 Rtble. 7 Sgr. 1 Pf. zur Gründung eines Fonds 
für invalide Offiziere und Soldaten der Preußifhen Armee, jowie 
der binterbliebenen Wittwen und Waijen der im Kriege Gefalle- 
nen, weldyer zur Diäpofition Sr. Majeftät des Königs fteht, 
nadhträglich zu genehmigen, unter der Borausfepung, daß bieler 
Fonds Staatäfonds bleibt. 


Nunmehr beantragt die Kommilfion, 
das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, vorbehaltlih der 
bei der Prüfung ber Rechnung fih etwa noch ergebenden Erinne 


rungen 
a) die nachgewieſenen Gtatsüberfchreitungen für das Jahr 
1867 mit 


10,493,472 Rthlr. 16 Sgr. 9 Pf. in der laufenden und 
156,210 = I = 8 » in der Reftverwaltung 
Zuſammen 10,649,682 Rthtr. 26 Sgr. 5 Pf. 
b) die außerorbentlihen außeretatsmäßigen Ausgaben defjelben 
Jahres mit 
139,193 Rthlr. 3 Sgr. 5 Pf. in der laufenden und 
38,114,771 » 24 +» 10 » in ber Reftverwaltung 


Zufammen 38,253,964 Rthlr. 28 Ser. 3 Pf. 
nadhträglih zu genehmigen. 


IV, 
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Zum Schluß Hat die unterzeichnete Kommilfion dem Haufe der Abge— 
ordneten noch zu berichten über die wichtige Frage von der Auseinander- 
fegung zwijden dem Bermögen des Preußiſchen Staates und 
bes Norddeutſchen Bundes, 


Theils im Laufe des Jahres 1867, theils mit dem Jahre 1868 find bie 
Militaire und Marine», die Pofte und Telegraphen- Verwaltung an den 
Bund übergegangen; für 1870 fteht die Uebertragung des Minifteriums ber 
auswärtigen Angelegenheiten bevor. Ale diefe Verwaltungen haben Eoftbares 
Stantseigentbum in Verwahrung und Gebraud, nicht blos Grundeigenthum 
und Gebäude, jondern auch beweglides Eigenthum. 


Nur über die Verhältniſſe der Militairgrundftüde ift, wie in dem Bes 
richte über die Allgemeine Rehnung (Drudjahen Nr. 272, Seite 3) mitge— 
theilt, ein Staats-Miniſterial-Beſchluß gefaßt worden; für die übrigen Ver— 
waltungen fehlt felbft diefe Entſcheidung. Allein es liegt auf der Hand, daß 
eine jo wichtige Entiheidung nicht allein durch die Verwaltung gefällt wers 
den darf, fondern daß fie nur auf dem Wege der Gefepgebung und zwar 
nit ohne Zuftimmung der Preußiihen Landesvertretung ihre Löſung finden 
kann. 


Auf die Frage, ob eine Vermögens-Ueberſicht und Abſchätzung bei dem 
Uebergange an dem Norddeutihen Bund ftattgefunden habe, erwiderte ber 
Herr Kommiffarius des Kriegsminiſters: 


es werde bei jedem Truppentheil und jeder Militärbehörde fortlaufend 
genaues Iuventarium geführt, allein eine Zufammenftellung des 
Gelammtbefiges mit Werthberehnung ſei nicht erfolgt, weil „hierzu 

weder die Beftimmungen der Bundesverfaffung Anlaß güben, noch 
fonft ein Zwed erkennbar wire.“ 


Es wurde darauf bemerkt, daß die Frage bei der Niederlegung von Fe 
ftungen, der Aufgabe von Gebäuden, der Berkleinerung der Kadres ıc. im 
höchſten Maaße praktiſch und für die einzelnen Staaten wichtig fei. 


Bei der Poftverwaltung find für jeden einzelnen in die Bundesverwaltung 
übergegangenen, bis dahin felbitftändigen Poſtverwaltungs-Bezirk Verzeichniffe 
angefertigt über die Gebäude und Inventariens Gegenftinde, mit welchem 
derjelbe in die Bundesverwaltung eingetreten ift, Die darin enthaltenen 
Gebäude und Gegenftände find abgeihäpt. Nach diejen Abſchätzungen beträgt 
der Werth der Gebäude, mit welchen die Preußiiche Poftverwaltung eingetreten 
ift, 5,125,356 Rıblr., der Werth der Inventariengegenftinde 3,139,300 Rthlr. 


Hinfichtlic der lepteren (Schränfe, Kaffenbebälter, Wagen und Schlitten, 
Eifenbabn» Poftwagen, Wageneinrihtungen ꝛc.) ift allgemein angenommen 
worden, daß diefelben von den einzelnen Bundes» Poftverwaltungen ohne Weiz 
tere im das Eigentbum der Bundes-Poft-Berwaltung übergegangen find; 
die Poftgebäube ftehen, wie bis dahin, auf den Namen des betreffenden Staats 
verzeichnet. 


Auch bei der Telegraphen- Verwaltung hat feiner Zeit eine Aufnahme des 
beweglichen und unbeweglichen Eigentums ftattgefunden. Der Werth beffel- 


— ben iſt abgeſchätzt und auf 4,371,508 Rıhfr. angenommen. Anlage P. 
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Dieſe Berhältniffe erfordern eine baldige Klärung und gejepliche Ordnung. 
Die Kommilfion beantragt daher: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beidließen, im gejeglichen Wege 
baldigft eine Vermögens: Auseinanderfegung zwiſchen dem Nord» 
deutſchen Bunde und dem Preußiihen Staate herbeizuführen. 
Berlin, am 1. März 1869. 


Die Kommilfion zur Prüfung des Staats— 
haushalts- Stats, 


NR. v. Bennigſen, Borfigender. Virchow, Berichterſtalter. Sachfe. 
v. Wedell. Stengel. Scharnweber. v. Klitzing. Groſchke. 
Dr. Eihmann. Runge. dv. Zefling. v. Briefen. Dr. Techow, 
Hagen. Dr. Lutterotb. v. Beeften. Schroeder (Königsberg). 
Saebler. v. Bodum:Dolffs. Dr. Frande. Dr. Eberty. 
Graf v. Wingingerode. Kanngiefer. 
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Anlage A. 


Nachtrag 


der Weberficht von den &tats=-Meberjchreitungen für das Jahr 1867. 


IE 72 22 2255 
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Bezeichnung nach —— Rech-⸗ | Die Ausgabe 
Kapitel. | Titel. der einzelnen Verwaltungen und ber nungs-Abichlug | belaufen fit 


betreffenden Fonds. für 1866. dagegen anf 





| Refl-Berwaltung pro 1866 et; retro. | | 


| VII Minifterium für landwirtbidhlftlide 
| Angelegenheiten. | 
| | 
| 
| 





| 

| 
Fortdauernde Ausgaben. | | 

| 

| 


32 Landwirtbicaftlide Verwaltung. 


Deichweſen.] | 


22 | Unterhaltung der Deih-Anlagen. . » 2 22 8,613 14 1] 9,213 21 


A. In den Voranſchlägen vorgejehene einmalige 


| 
Einmalige und außerordentliche Ausgaben. 
Ausgaben. 





VII Kriegs-Minifterium. | 
11 Kleinmontirungsd» und Ausrüftungsftüde für die Landwehr-Ba- 
eur ala] 2590 m 


taillone. 1,681 
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Mithin 
ft Etats- Ueber⸗ 
ſchreitung. Erläuterungen. 
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600 8 TI Diefe Mehrausgabe beſteht in deu Koften, welche Behufs der Herſtellung der Noth-Verwallung des 
Huebicher Deiches in den Jahren 1862 und 1863 aus dem im Etat der Negierungs:Haupifaffe 
zu Düffeldorf zur Unterftügung bein Deihbau für dürftige und befonders heimgeſuchte Genwin- 
den audgefepten Fonds vorſchußweiſe gezahlt werben find. Nachdem die Rüdzahlung dieſes 
Vorſchuſſes im Jahre 1867 erfolgt, ift der zurüdgezahlte Betrag von der Regierung zu Düſſel— 

dorf zur Berftärfung bes bezeichneten Ausgabe-Fonds (ald Baufonds) verwendet und bei Titel 22 
| der Reft-Berwaltung in Zugang geftellt worden. Es ift alſo Dedung in einer über das Eoll 
| aufgefommenen Einnahme vorhanden. 


858 3 7 Mehrausgabe gegen den Anfchlag, welche indeß durch die im Belleidungs-Neffort bei den anderen 
Poſitionen des Reftenfonds eingetretenen und als Erſparniß abgeführten Minderauegaben übers 
| ſchießend gebedt wird. 
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Anlage B. 





Srtraordinaire Ausgaben in Folge des Krieges gegen Defterreich 


und in Deutichland. 





J. Ausgaben aus Unlaf des Krieges. 


Für die Landarmee 

a) laufende Ausgaben 5 

b) einmalige Ausgaben (Mebilmahungstoften) 
Vergütungen für Kriegsleiſtungen (Landlieferungen) . — 
Kür die weitere Ausrüſtung der Feld», Belagerungs» und Feftungs- Artillerie 
mit gezogenen Geihügen, einfdliehlich der einmaligen Koften der damit in 
Verbindung ftehenden Verſtärkung des Perjonals der Feſtungs- Artillerie 
Kür bie DEREN von — aut —— mit dem — 
ſchauplatze... —* 


Summa I 


HI. Sonſtige ertraordinaire Ausgaben. 


Für Marinezwede, ertraordinairer Zufhuß . 

Sinsvergütungen für die vor der Berfallzeit eingezablten freditirten indireften 
Steuern und für aufgenommene Vorſchüſſe 

Koften der Anfertigung der aus Anlaß des Krieges geftifteten Erinnerungsfreuge 
Zur Dotation des Staatsſchatzes (Gefep vom 28. September 1866) . . 
Dotationen in Anerkennung hervorragender, im legten Kriege erworbener Ber 
dienfte (Gejep vom 28. Dezember 1866) : 

Verwendungen aus der von Sadien erhobenen Kontribution zu militaite 
politiihen und zu Berwaltungszweden 3 

Koften der Erhebung der vertragemäßigen Krieger @ntihigungen und fonftige 
durch die Friedenéverträge bedingte Ausgaben. . 

Einmalige und außerordentliche — a die drei neu errichteten Armee: 
Koörps . . or eier are ee 
Vergütungen für erlittene Kriegeichäben 

Zahlungen aus ber ——— über das bewegliche Vermögen des ehemaligen 
Deutihen Bundes . 

Entſchädigung des Grofherzond vın Dldenburg (Vertrag von 27. Septbr. 1866) 
Entſchädigung des Königs Georg (Vertrag vom 29. September 1867) 
Entihädigung des — —— von le. —— vom 18. — 
tember 1867) 


Summa II. 
Ueberhaupt 


Laut Nach⸗ 
weiſung 


von den Staats⸗ 


Einnahmen 


und Ausgaben 


pro 1866. 


Seite 72— 73. 


17,526,904,26' 


13,610, 914) 16 
3,063, 491/15 


1,317,715119 
60,566 14 


35,579,593 2 








Laut Ueberſicht 
von den Staatd- 
Einnahmen 
und Ausgaben 
pro 1867, (Reſt⸗ 
verwaltung 


de 1866 et retro.) 


Seite 100—103, 


29,086,577 24 — 
2,646,959 611 
2,991,910 16. 8 


34,725,447117| 7 


4,483,100 — — 


33 21123 10 


684 ‚320 8 3 
149, ‚277 98 


2144,743 28 5 
1,000,000 — —— 
13,679,050.24| 7 


| 
8,892,110 16 





30,096,906 ” 51 31,150 ‚549 6 6 3 


65,676,499 





22 5] 65,875,996 23,10 
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Anlage C. 
— — 


Ueberſicht 


der 


Produktion der fiskaliſchen Bergwerke pro 1865, 1866 und. 1867. 


























Förderung. 
abr. Geldausgabe. 
Jab Steinfohlen.| Braunfoh- | Bleierze. | Kalfftein. gebrannter 8 
len, Kalt. 
Tonnen. Tonnen. Ctr. Klafter. Tonnen. A Br d. 
\ | 
| 
1865, | 
# find gefördert. ©. 2 0.» .[21,510,753) 2,886,368 142,420 109.891] 41,144 1,919,697 19 4 
Sol mach dem Etat: > = 2 =.» |16,840,741| 2,142,658| 64,040) 120000 40,000| 6,459,223 — — 
4,670,012| 243,710 78,380 | 1,460,47419| 4 
egen den Etat | — | | ‚ | 
| | I | 
| | 
1866. | | | | || 
8 find gefördett. . 2 2 22... — 2,417,372 146,474 76,161 8,805,53918 7 
ol nad dem Etat. » » » . 121.292,988 2,589,900| 120,000! 7,794,600 — — 
| mehr 1,270,862 1,010,989 18, 7 
gen den Gtat | yeniger i 172,528 43,839 | 
1867, 
1 find gefördert. 2 2 oe 2,757,770 22,768] 10,049,591114 8 
ol nad dem Etat. - . 2 2... 3,082,050 , 9,119,857)— — 
mehr 1,424,393 23,899 929,734114, 8 
gen den Gtat | Weniger => 24,280 19,723| 19,23 


88 
Zu vorftehender Meberfiht wird im Allgemeinen bemerft, daß am ber 
etatsmäßigen beziehungsweile rehnungsmäßigen Gelammtausgabe partizipiren, 
die Steinfohlen-Bergwerfe mit 88 pCt. 
» Braunfohlen-Bergwerfe » 3,5 = 
« Bleierz-Bergwerfe : 4,» 
-Kalkbruch Bergwerke - 4, » 
fo daß olſo bei Beurtheilung der Mehr-Ausgaben die Nefultate des Stein: 
foblen-Bergbaues vorzugsweife und faft ausſchließlich ins Gewicht fallen. 

Pro 1:65 fteht der Mehr- Ausgabe von 1,460,474 Ntblrn. 19 Spr. 4 Pf. 

oder 22,, pGt. des Etats gegenüber 
eine Mehr-Produftion an Steinkohlen von 27 pCt. 
» Braunfohlen =» 11 =» 
« Bieierz :» 123 » 
s Kalt = 3 «= 
jo daß relativ die Ausgaben die etatsmäßige Höhe noch nicht erreicht haben. 
Pro 1866 beträgt die Mehr-Ausgabe 1,010,939 Rthlr. 18 Sgr. 7 Pf. 
oder etwa 13 pCt. des Etatsſolls. 
Dabei find mehr gefördert an Steinfohlen 5, pCt. 
-Bleierz 42, » 
während im Webrigen eine unbedeutende Minderproduftion ftattgefunden hat. — 
Die gefteigerte Nachfrage nad Steinfohlen, befonders in Saabrücken, machte 
höhere Löhne nothwendig, welhen jedody bei den erhöhten Verkaufspreiien be— 
deutende Mehr-Einnahmen gegenüberftehen. 

Pro 1867 beträgt die Mehr-Ausgabe 929,734 Rthlr. 14 Sgr. 8 Pi. 

oder 10,, p&t. des Etate. Es wurden mehr gefördert 
an Steinfohlen 6,, pCt. 
« Dleierz 17 » 

Im Jahre 1867 mußten höhere Löhne gezahlt werden, die Koften der 
Bafferhaltung, jowie der Aus- und Vorrichtungs-Arbeiten ftellten fi) höher, 
außerdem ftand die Grube Heinip mehrere Monate lang unter Waffer und 
verurſachte dadurch nicht nur erhebliche Ausgaben, jondern auch einen großen 
Ausfall an Einnahmen. 


re 


7 Lmehen 
[a 2 2 
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Nachweifung 


Anlage D. 





Produktion der fiskaliichen Hüttenwerfe in den alten Landestheilen 
pro 1865., 1866 und 1867. 





Nr. 


— 


— 


=> 


Beeihnung der Hüttenwerke und ihrer Produktion. 


| Bribriepie, in ET: 





1865. 


Eilber . 10,000 
Kaufblei 82,260 
Blätte . . 12,635 
| Königehütte in Oberfchlefien. 
Roheiſen 471,580 
Gußeiſen 40.536 
Stabeijen und Shienen 311,234 
1,17 GE FR 13,489 
Eienbled . . - 30.397 
Rohſtahl a Tee" 1,87 l 
| Cadmium . ; 176 
\ Eijengießerei Gleiwig. 
| Roheiſen 97,367 
| Gußeilen . : 101,754 
Hüttenwerf bei Malapane. 
Roheiſen 2,973 
Gußeiſen 11,341 
Stabeijen 5,005 
Zintblech . 2,646 
Eifenhütte zu Wondolleck. 
Robeijen 1,033 
Gußwaaren 2,859 
Stabeilen . 534 
Eifengießerei zu Berlin. 
| Bußwaaren . 31,591 
mn Eijenfpalterei u. Rupferfammer h Ref 6. W. 
Stabeijen . 760 
Rohre . . 12,288 
Sturzbled . 13,918 
Geſchirrkupfer. T 4,660 
Blei ꝛc. Platten . — 20 
Eiſenwerk Saynerhütte. 
Roheiſen 13,547 
Gußmwaaren . 1,539 
Die Gejammtausgabe bei den Hüttenwerten beträgt 2,907,024 
Das Soll nad dem Etat beträgt . i 2,456,640 
mehr 450,384 
gegen den Etat 
weniger — 





1866. 1867. 
10,223 9,579 | Pfund. 
84,005 71,923 Etr. 
14,417 | 16,544 : 
531,279 | 608,907 Cir. 
48,899 65,664 . 
353.930 | 387,602 i 
13.763 | 17,570 3 
27,031 | 31,832 : 
669 | 30,212 j 
138 60 Pfund, 
100,267 | 143,036 Er. 
86,472 | 84,572 i 
3,825 404 | Chr. 
10,895 9.295 i 
— Ctr. 
1364 
1,035 . 


20,959 Str. 
1867 verfit. 


1,282 Etr. 
5,150 5 
12,786 B 
1,907 . 
286 ⸗ 


1866 vafft. 
— Ctr. 


2,902,761 
3,183,999 


3,003,673 
2,768,605 


235,068 = 
= 281,238 


12 
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Pro 1865 flieht der Mehrausgabe eine Mehreinnahme von 421,000 Rthlrn. gegenüber. 
Pro 1866 ift eine Mehreinnahme von . . » . . 195,000 Rıblen. 
erzielt worden, jo daß bei der obigen Mehrausgabe von 235,000 + 
fid) ein Ausfall gegen den Etat von circa .- - . . 40,000 Nihlrn. 
berausftellt. 
Die Friedrihshütte lieferte mehr 317 Pfund Silber und 25,000 Eentner Kaufblei wodurd eine Mehr 
gabe von 27,985 Rihlru. entitand. 
Die Königshütte produzirte mehr Eifenkahnihienen und Zinf. 
Für die Walzwerks-Produfte fonnten indefjen die etatsmäßigen Preije nicht erzielt werben. Die Könighütle m 
demnach für 1866 nad an Mehreinnahmen . » . . 206,076 Rıhlr. 
Mehrausgaben . . . 226,677 = 
mithin einen Ausfall von 20,601 Kthirn. 
Gleiwip erforderte eine Mehrausgabe von 25,075 Rihlrn. doch blieb ein Theil der Mehrproduftion unverku 
Malapane produzirte weniger, wodurd eine Minderautgabe von 10,370 Rıblrn. enıftand. 
Die Eifengießerei Berlin erforderte bei einer Mebrproduftien von 4300 Gentnern Gußwaaren eine Med 
ausgabe von 7000 Rihlrn., welcher eine gleich hohe Mebreinnahme gegenüberftebt. 
GEifenipalterei und Kupferbammer erforderten wegen des geringen Abſatzes und jchlechter Preile weniz 
29,500 Rtihlr. bei einer Mindereinnabne von 157,000 Rıblrn. 
,  Wondolled hatte fehr geringen Debit. Die Ausgabe betrug 7000 Rthlr., die Einnahme 10,000 Ki 
weniger. 
Pro 1867 betrug die Minderausgabe . .» +» .» . 281,238 Rtihlr. 
Mindereinnahbme . » » » » 207,20 ⸗ 
Mithin der Mehrüberſchuß 74,038 Kıblr. 
Derjetbe berechnet fi folgendermaßen: 
Sriebrihebütte blieb mit Produktion und Debit gegen den Etat zurück. 
Königshütte erforderte in Folge, gefteigerter Produktion ein Mehr an Betriebslöhnen von 29,900 Rtblm, ı 
Betriebömaterialioen von 40,000 Riblru., Debitskoften 27,089 Rihlr., dagegen mußten die Walzwerks-Produlle mietrig: 
verfauft werden, ſo daß ein Ueberihuß-Ausfall von 79,000 Rthlrn. entjtand. 
Gleiwitz erforderte wegen größerer Fabrifation cin Mehr an Betriebslöhnen von 15,022 Rihlrn., welde durd 
böhere Einnahmen mehr als gebedt werben. 
Malapane wurde nicht lebhaft betrieben, weil es an Abfap mangelte; die Einnahmen und Ausgaben har 
daher die etattmäßige Höhe nicht erreicht. 
Wondolleck desgleichen. 
Eiſengießerei Berlin hatte wegen des ſtockenden Abſatzes Minder-Einnahmen und Ausgaben. = 
Eifenjpalterei und Kupferbammer wurden wegen Verkauf diefer Werke nur noch bis Ende Auguft IM 
und zwar ſchwach betrieben. Die Mindereinnahmen haben 277,441 Rıblr. und die Minderausgaben 300,244 AN 


betragen, 


—>> F · 





Nachweifung 


der 


i den fisfaliichen Hüttenwerfen im Jahre 1867 verausgabten Debitskoften. 













Bezeichnung 
des 
Hüttenwerks, 


Sriedrihshütte 


Königshütte 


Malapanc . 


Wondolled 


| 
I Eijenfplatterei 
I &upferhammer . 


und 


Sunme . 


j 
j 
| 
j 





Eiſengießerei Berlin. 


Wirkliche 
Ausgabe. 

— ed 
| 


2,285 17 9 
53,989 14 2 


8,737 


643 24 1 








163 24 | 


66,501 111 7 


Gegen ben Etat 















Ftats» Sol, 
mehr weniger 
a All MR Mt m 3 Gud 
2,020 ar 
| 
26,900 — | zo a — 
4,400 — —| 4,337 10 
0 — 
BE = 
EN 
| 
| 
a 





| 32,013 17 6 
— —— — 


31,830 117 















Anlage E. 





@rläuterungen. 





wegen Franfo = Liefe- 
rung ber meiften 
Eifenbahnidienen. 


wegen Mehrfabrifar 
tion und mehr 
Frankofrachten. 


wegen Beſchickung der 
Pariſer Ausſtellung. 
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Anlage F. 


— A nz 


Summarifche Weberficht 


in den Sahren 1866 und 1867 verliehenen Orden und Ghrenzeichen. 








Dekorationen 


db verli in d 
Bezeichnung der Deforationen. e en a 


1866 | 1867 








Kette des Schwarzen Abler-Drbend - » 2 2: Er nen — —1 
Schwarzer Adler-Drden . . » a a A 14 9 
Goldene Krone zum Orden pour a Na A an 1 18 
Drden pour le merite . . fe re SE ER Re en 115 4 
Orden pour le merite für Wiſſenſchaften und Küſte 4 4 
Rother Adler-Orden: 
Großkreuz mit Schwertern. 3 — 
ohne Schwerter 6 9 
s en sautoir mit Scähwertern . 4 — 
⸗ ohne Schwerter . 10 | 8 
J. af mit Schwertern . 5 3 5 
ohne Schwerter P 24 | 41 
Il, Kaffe mit dem Stern und Schwertern . 8 | 5 
. mit dem Stern ohne — VE ER 36 37 
⸗ mit Schwertem . . . en RN ee 38 | 4 
s BUT: SEBREREE 02 m 2 er a te ee et Ya 63 56 
BTE Klaſſe mit Schwerſenn 62 | 3 
⸗ hae Shwertee — 183 222 
IV. Kane mi SHWerlen 084.05 ae 1,280 142 
. ohne Schwertherrr.. re 724 898 
Königliher Kronen-Drden: 
I. Klafje mit dem Emaille-Bande des Rotben Adler-Drdens mit Schwertern . . 2 | 1 
s mit dem Emaille-Bande des — ehe — — 7 9 
I. Klafie m. 1 | 3 
II. Klaſſe mit dem Stern und” Schwertern ae L;, 4 — 
⸗ mit dem Stern ohne Schwerter.. 13 | 22 


Latus . 2,602 | 1,531 
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Dekorationen 
find verliehen in d 


Bezeichnung der Deforationen. Fahre 


1866 






Transport 







Königliher Kronen-Orden. 


II. Klaſſe mit Te a at a a a 40 | 
⸗ —— 34 Ik 
III. Klafje mit Schwertern . 223 { 
. DENE TDIENERE u 6 wre ae ee a 123 3 
IV. Klaſſe mit Schwerteenn. 661 N 
‚ DEE OIHMEIÜEE = = 200 ae 243 if 
Königlider Hausorden von Hobenzollern. 
Stern der Groß» Komthure — 2 I 
Kreuz = a ; 6 1 
Etem * Komthure mit Echwertern . ß 2 - 
.0: . chne Schwerter . . 1 — 
Kreu = . mit Schwertern . R 13 | I 
. 0. «e ohne Schwerter . i 3 — 
Adler = ⸗ Bag ar ehe i 1 _ 
Kreuz = Ritter mit Schwertern . F 35 4 
ee * — 12 a 
Adler » * 5 I 
Kreu ⸗ Supaber ö 1 il 
Adler = x 3 | 6 
Louifen Orden . . . 


Fohanniter- Orden, Ehrenritter 
Militair-Verdienſt-Kreuz . - -» 
ARNLRIPAENTENIAGFR 7: Klaſfe 
II. Klaſſe 
allgemeines Ehrenzeichen . 
Rettungs-Medaille 


Summa 12,366 41H 
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Anlage ©. 
Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
J. Aus &it. 13. find im Jahre 1866 gezahlt worden. 
er — 








1 Für die ehemalige Bundes— SU IR RIM in Eon.) a. 2 
amtlide Auszaben . 


[5 


Dem Konful in Raguſa, für die Beobachtung der Entwidelung der 
politiſchen Ereigniffe in Boenien und der Herzogowina . s 


3 Dem Regierungsratb Keller: Holl für das Kummifforium nad 
St. Petersburg bebufs Anbahn ung von Verhandlungen —— Ab» 
Ichlufjes eines Handelsveitrages mit Rußland . z 


4 Dem Geheimen Regierungsrath Schob in Dresden für das Kommiſſo— 
rum nah Wien ur des ia und RE mit 
Defterreich 


m. 


Den Kommiſſarien Dan AN an ben PER 
in Prag . » 


6 Den Kommiffarien bebufs SEIMISENE: des sl VII. bes — 
Friedens» Vertrages . 


=] 


Den Kommilfarien behufs Ausführung des Artikels 16 des Friedens— 
Vertrages mit dem Großherzegthum Heffen und des Artikels 14 
des Friedens- Vertrages mit Bayern 





8 Dem General » Konful SaintsPierre in Bukareft für feine Theil 
nahme an den Verhandlungen der Europäiſchen — ‚Pr 
Regulirung der DonawScifffahrt in Galap . » . 


9 Dem Legationsrath von Pfuel für ein —— ——— * 
den Donaufürſtenthümern . - — 


10 Für ein politiſches Kommiſſorium nach Süddeutſchland 


11 Dem früheren Kurfürſtlich Heſſiſchen Geſandten von Baumbach ai 
muneration für die Führung gewiffer Verhandlungen 





12 Dem Legationdrath Freiherrn von BAUR ” ein re — 
miſſorium nach Hannover 


13 An dieffeiiige Kommiffarien der in Konftantinopel zufammengetretenen 
internationalen Kommiſſion zur Regulirung der Kkoftergüter . » 


Summa 23,644 13 4 
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1. Aus Titel 17. des Etats find im Jahre 1867 gezahlt worden: 
u BB a 




































Dem Geheimen Legationsratb Iordan für die ERDE bes‘ — 
Biihen Handels-Archivs, Nemuneration . . - A 100 — 


Dem Gebeimen rn. Gottel m —— * DER — 
(cfr. Etat) .. 200 — 


Dem Rendanten der Legationsfaffe, Manko - Entfd;ädigung (cfr. Etat). 50° — 


Dem Geheimen KanzleisDiener Schroeder, für die — der 
Kafjendienergefhäfte, außerordentliche Remuneration .. 60 — 


wr 


Dem Dr. med. Mühlig in Konftantinopel für die Behandlung der 
Kranken im dortigen Deutſchen Hospital pro 1866 und 1867 . 400 


Den ehemaligen Kanzleis Dienern bei den Gefandtidaften in Konftan- 
tinopel (75 Rthlr.), Frankfurt a. M. (144 Rihlr.), Münden 

( 120 ec und dem — — in — —* Bar | 

6 Ser.) . ——— 454 


Dem Prediger und der — — in age Unter: 
1 Tr ee . - 350 — 


Dem geiftesfranfen vormaligen ERLERNEN — re 
bis zu feiner Wiederherftellung . . 250 — 


Dem Translator 3. Lehmann für die Anfertigung von Ueberjegungen 
older Schriftftüce, welche in italienischer und ——— Sprache 
bei dem Miniſterium eingeben, Nemuneration . . 400 — 
(Die Zahlung der sub Nr. 2., 5., 6., 7., 8., 9. aufgeführten 
Beträge gründet fi auf Allerhöchfte Drdret.) 


Den beiden Portierd des Minifteriums, Neujahrsgelder à 15 Rıblr. 30 
(Die Zahlung der Neujahrögelder bat vom Jahre 1868 ab | 
aufgebört.) | 


Dem berittenen Schugmann Lewerftröm, für die Beförderung eiliger 
Depeſchen des — nach den — dem ——— Io; 
Dalai ꝛc. .. — 120 — 

12 Haus⸗, Mieths- und Gebäudeſteuer für das Kaiſerlich Franzöſiſche und | 
2 Ruſſiſche Geſandtſchafts-Hotel in Berlin . 922 28) 8 

(Die Zahlung erfolgt auf Grund Allerhöchſter Beftimmung | 
Seiner Majeftät des Königs.) 


Einrihtungsgelder an — GeneralsKonfuln und Konſuln (cfr. 
bejondere Anlage) . . el aa ae 25,700 — 





An die Botihafter und die Beamten der Königlichen Botihaft in 
Paris; — — aus u der Re —— 
teilung R e 5500 |— 





An den Minifter der auswärtigen Angelegenheiten und fein Gefolge, 
— un ———— — der — am Feldzuge von 
1866 . 5,084 





an 
| 


Latus 39,621 29 7 
IA 


16 


17 


18 


19 


20 


21 


22 


23 


24 


26 


27 


28 
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Transport 


Dem Regierungsrat Keller Holl in Göln, ne ' 


gung von Cöln nah St. Petersburg und zurud . 


Dem ehemaligen Kurbeifiihen Geſandten in Berlin, Wirklihen Ge 
heimen Rath v. Schachten, Zuſchuß zu jeinem Wartegelde 


Dem Gefandten v. Kampp in Hamburg Zuſchuß zu ten reglements— 
mäßigen Einrid;tungsgeldern bei ne — Derfepung \ von 
Bern nad Hamburg . 


Dem Zeitungs-Redakteur Liebig in Chemnitz, Entihädigung für die 
ibm durch feine ———— kr der —— — 
erwachienen Berlufte . 


Dem Staatt-Anmwalt Hiepe und Kreisgerihts-Sefretair Stepban in 
Wetzlar, NRemuneration für ihre Dienf'leiftung n bei der Verwal— 
tung des bajekbft — zu... des — — 
merlichen Archives . > 


Dem Konful Quehl in Kopenhagen außerordentlihe Subvention . 


Dem zur Diepofition geftellten Legationtratb v. Jasmund, Umzugs 
foften-Entihädigung von Frankfurt a. M. nad Berlin . : 


Dem Ober-Gerichts-Advokaten Engelbredt in Braunfhweig. Gebüh— 
ren in der Kompromißſache der Fürftlich a kei 
ihen Regierung gegen Preußen P 


An Weihnahts-Remunerationen für ——— * Boten des ah 
Ihen ZTelegraphen-Büreaus ıc. Be 


Den drei Graminatoren der diplomatiichen DS Ne: 
muneration für ihre desfallfigen Dieuftleiftungen E 


Dem Geheimen Sekretair Wollmann Honorar für die Ertheilung von 
Franzöſiſchen Unterricht an die Kanzleibeamten des Minifteriums . 


Der Wittwe des in Krakau bingerichteten — — e in 
Modrzejow, außerordentliche Unterſtützung 


Der Wittwe des Konſulats-Verweſers Grafen v. Reichenbach in 


Smyrna, Beihülfe — den — er — von Penn 
nad Berlin . : 


Summa 


Bayerische 
Stastsbibflotheik 


München 








u m a cd 





39,620 











15 
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IM. Im Iahre 18567 find an Einrichtungsgeldern neyahlt 


worden: 


Dem Gefandten Freiberrn von Canitz in Madrid . 


” 


" 


Den nah Japan entfandten beiden Dolmetihern Dr. Rulin und 


" 


” 


Prinzen Venburg in Oldenburg 
Freiherrn von Wertbern in Münden 
von Eihmann im Dresden 

Freiberen von Rojenberg in Stuttgart 
Prinzen Reuß in St. Peteröburg 

von Roeder in Bern 

von Kampp in Hamburg . 


Freiherr von Richthofen in Stodholm 


Minifter-Refidenten Saint-Pierre in Rio 


GeneralsKonjul von Grabow in New-Vorf . 


„» Graf Kayferling in Bufareft 


Konful von Bojanowski in Mosfau . 


Dr. Rojen in Belgrad 


Kempermann a 400 Rtblr. . 


Dem Gejandtihafts-Prediger Meyer in Kiffabon 


Summa 


2000 
2000 
2000 
2000 
2000 


3000 


2000 


2000 
2000 
1500 
1000 
1000 

800 


800 








25,700 
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Anlage H: 


Ueberſicht 


der 


eſammtzahl der zur Zeit vorhandenen penſionirten Mitglieder der Land— 
ndarmerie, mit Einſchluß der, mit den neuerworbenen Landestheilen über: 
nommenen Penfionairs, nach Kategorien und Brigaden geordnet. 





Gejammtzabl der penlionirten: 


ımmer 
* Brigadiers Diſtrikts · Wacht: Gendar- Bemerfungen. 
ee | Offiziere. | meifter. | men. 


J. 1. Die Gendarmerie-Penſions-Kontrollen werden nicht Bri— 
gaden-, ſondern Regierungsbezirlsweiſe geführt. Bei dem 
häufigen Verzuge der Penfionairs aus einem Regietungs— 

II. bezirk in den anderen läßt ſich nicht mit Sicherheit an— 
geben, ob die nebenſtehend aufgeführte Zahl von Pen— 
ſionairen auch wirklich bei der betreffenden Brigade im 

III. Dienſt geſtanden hat. 
2, In der nebenftebend aufgeführten Zahl von Penfionairen 
iv find die bereits verftorbenen nicht, wohl aber die im 

i Givildienft verjorgten mit enthalten, deren Penfion des» 

halb ganz oder theilweije rubt. 
V. 
VI. 
VII. 
III. 
IX. Hiervon find 6 penſionirte Gendarmen mit den neuen Lan— 
bestheilen übernommen. 
> Desal. 4 Wachtmeiſter und 27 Gendarmen, jowie 1 Diftriftäe 
Difizier. 
XI. Desgl. 2 Brigadiers, 3 Diſtrikts-Offiziere, 3 Wachtmeijter 
und 61 Gendarmen. 
ma 





13 * 


101 
Anlage 3. 


Weberficht 
| ber 
den Jahren 1866 und 1867 penjionirten Mitglieder des Gendarmerie- 


Corps und des Gejammtbeftandes des Gendarmerie-Sorps in den 
beiden Jahren. 








| (3 find penfionirt: Dienſt⸗ Seſammtbeſtand an: 





MN. J RE yapee I | 

Briga- Diſtriets- Wachte | Gen« bis zur Briga⸗ Diftricte Wacht | Gen 

diers. ‚Offiziere. meifter. darmen. Pape, diers. Offiziere. meiſter. darmen. 
| | | Mas | | 


der Brigade. 


bu — — 


J. 1867. 


3. | | | 1866, 


54444144 
—D— — 
— — — — — — — — 
8 
[5 


2* 


—D— 
—44444 
— — — — — — — — — — 
= 
a 


„Ilıtı I Till» 


umma 1867 26 392 


— 
— — — 
— — 

— 

Dr 


en 1 
£ 
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Es find penfionirt: Dienſt⸗ Geſammtbeſtand an: 
———— 


Nr. | | 
Briga- Diſtriets- Wacht Gen 
| Penfionis 


diers. Offiziere. meifter. | darmen. u 


bis zur Briga- Diftrict: Wacht: | Gen- 
dierd. Offiziere meifter. | darmen. 


der Brigade, 


11. 





es 


l 5 17 228 


Summa 1866 7 BER 
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Es find penſionirt: Dienſt⸗ Geſammtbeſtand an: 
— 
0, | Driga- Diſtriets- Wacht- Gen— bis zur Briga- Diſtriets Wacht | Gen: 
rt Brigade. SR , | Penſioni—⸗ an j ö 
bier, Offiziere. meifter. darmen. tung dierd. ‚Offiziere. meifter. darmen. 
III. 
—1 
—1 
1 
1 
1 
1 
—1 
—1 
l 
—1 
l 
1 
l 
1 
1 
ıma 1867 
IV. 


TEROTETOTEN 


rzd 1866 — 1 — — 1 | 3 | fr} 224 
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Es find penfionitt: Dienft» Geſammtbeſtand an: 
BE Te Penn ee 
Briga- Diſtriets- Wacht. | Gens ee zur Briga- Diſtriets- Wacht: | Gens 
dierd. Offiziere. meifter. ' darmen. öde 





der Brigade. 
diere. Offiziere. meifter. darmen. 


V. 1867. 
| 40 

21 

25 

40 

29 

20 

31 | 

16 | 

30 

30 

23 

26 


| 73 9 224 


} 


1 


— 
Bibi — — — — — — — — — 


Summa 1867 | 1 — — 


VL 





1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
) 
7 


Summa 1866 
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Es find penfienitt: Dienft- Geſammtbeſtand an: 
jahre 


Briga-Diſtriets - Wade | Gen. bis zur 
| Penfionis 


rung. 


















Briga- Diſtriets- Wacht- | Gens 


der Brigade. Er i 
diers. Offiziere. meifter. | darmen. 








diere. Offiziere. meiſter. darmen. 


VI. 


m... 


ijumma 1867 
VII 1866. 
— — — 50 
— | — 34 
30 
27 
37 
22 
23 
22 
21 
25 
25 
31 
25 
16 | | 
28 | 
26 | 


2 a a ee ea une 


iS 
— 
= 
Rei 
8* 
* 
= 


imma 1866 2 > 
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Gejammtbeftand an: 










Es find penfionirt: 
Briga- Diftrictts: Waht: Gen: 
dierd. Dffiziere, meifter. darmen, 


Nr. 
der Brigade. 







Brigas Diſtrikts- Wacht- Gen— 
diers. Offiziere. meiſter. darmen. 





VII. 


VIII. 


— — — — — — — — 


— — — — —— 


(incl. d. Gendaree 
in Hobenzellem). 


Summa 1866 


VII. 


incl. der inden geh 
zollernſchen am! 
ftationirten Mitgle! 
der Landgendar‘ 
beftebend in LO" 
1 Wachtmeifter, = 
| . . 14 364 |[rittenen und 19 
gendarmen. 


Summa 1867 u n - 


107 
Es find penfionirt: Dienft- Geſammtbeſtand an: 
Nr. — — | Jahre 
Briga- Diſtricts · Wahte Gene bis ZUR | Hrida- Diſtriets · Wacht · ¶ Gen⸗ 


der Brigade. je 
ö diers. ‚Difiziere. meifter. darmen. — diers. Offiziere. meiſter. darmen. 
| 
1X, vacat. l 4 13 175 


1866 vaenat. 


X. 1867, 


ns 

wi } 

pe ui u bus men pe um ui —— — fü —— —— — — — — — bb ud ms mh fh je Ai faul am 
— 
2 


| 
| 
all “tl II 1 


Summa 1867 — — 
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Es find penfionirt: 
| | jahre 
Briga-Diſtricts· Wahte Gen-bis sur 
diers, Diüziere. 


Nr. 


der Brigade. 
meifter. darmen. 
rung. 


1566 vacat. 
XI. 1867. 
l — 41 
l — 39 
— — 1 _ 42 
l — 38 
l — 40 
— 26 
— 24 
— 33 
— l I 35 
1 — 34 
— —J 32 
1 32 
— — — —1 35 
_ J 39 
l 38 
l 43 
Summa 1867 — — 8 8 — 
ehemalige 
Naſſauiſche 
Landjäger⸗ 
Waͤcht⸗ 
meiiter. | 


i 





Dienſt⸗ 


Penſioni⸗ 


Geſammtbeſtand an: 


Briga- Diſtriets- Wacht- Gens 


diers. Offiziere. meiſter. darmen. 
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Es find penſionirt: 
Nr. | | 


| 


Briga- Diſtriets- Wacht- Gen— 
diers. Offiziere. meiſter. darmen. 










Dienſt⸗ 
jahre 
bis zur 
Penſioni 
rung. 







rt Brigade. 









Wiederholung: 


a. 1866. 
I. — — — 8 — 1 
II. — 15 — 
III. 1 l 13 — l 
IV. — —1 7 — —1 
V. — 1 — 1 = l 
VI, _ 2 _ 24 — 1 
vi, 3 2 12 — 1 
VIII. u — 20 — 
IX. — — — = _ 





ama 18566 


J 
II. 
III. 
IV. 
V. 
VI. 
VII. 
VIII. 
IX. 
X, 
XI. 
ıma 1867 





IIIllı-ls»ll 


IIl..!| 
KleolleIl I Insel 

EEFEBRBBMREBRABS 
—I — u — — — au Sn Ze — 


E 
| 





| | EB R> Er ko So or ka er 


Erl es vr = 23 Bo pn no we en ns pn 


Gejammtbeftand an: 


ty 
— 


IEREFerkRoE8 


SEBERERSEREE 


| 
Briga- Diftrictd- Wacht | Gen 


dierd. | Dffiziere.) meifter. | darmen. 









(incl. d. Gendarmerie 


in Hohenzollern). 


(incl. d. Gendarmerie 
in Hohenzollern). 


— — 
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fchrift. Anlage K. 


ee u — 


Berechnung 


der 


: hiefigen Stadtgemeinde in den Jahren 1854 bis inkl. 1862 als jächliche 
lizei-Verwaltungskoſten zur Ungebühr zur Laft gelegten, derjelben zu er- 
jtattenden Beträge. 








i⸗ im im 
de Bezeichnung der Koſten Ginzelnen Ganzen 
u a MA 44. 
Für Formulare zu Paßkarten im Sabre » » 2» 2 2 nun. 1854 
7 7 ve 1855 
— 1856 
[2 [23 1857 
„ „ 1858 827 5— 
Für. den Transport der Strafgefangenen : 
a) nah dem Zellengefängniß - » =» 2 2020200. 1854 
1855 
1857 
b) nad der Strafanftalt in 
Brandenburg 1854 645 Rthlr. 20 Ser. 
biervon ab: der von ber 
Stabtgerihts-Salarien- 
Kaſſe zu den Trans— 
port « Koften gezahlte 
Beitrag mit . . . . 442 Riblr. 20 Sgr. 
203 Rıblr. 
1855. 645 Rthlr. 20 Ser. 
biervon ab wie oben . . 442 Rtblr. 20 Sur. 
203 Rihlr. 
1856. 645 Rthlr. 20 Sr. 
biervon ab wie oben . . 442 Rthlr. 20 Sar. 
203 Rthlr. — — 
ec) nad der Strafanftalt in Spandau 1854. 66 Rthlr. 22 Sgr. 
1855. 60 14 „ 
1856. 00 „ 15 „ 
1857.38 „dB „ 
1858, 100 „ 15 „ 
1859. 1 „5 „u 
1860. 4 „15 „ 
1861. 2 „0 „ 1202 11 — 





Latus . — — 2,029 16 — 


fende 
Nr. 


8. 


10, 


11. 


12, 


Lau⸗ 
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Bezeichnung der Koſten. 


Trausport 


Zwei Drittel der den etatsmäßigen berittenen Schutzmännern mit 
3 Nblr. pro Mann und Monat gezablten Entidädigungen für 
die Selbftbeihaffung der Fleinen Stallbefleidungtgegenftände 


Bon den Detentionsfoften der Gefangenen Ermiſch, Sonden, 
Groß, Pielemann und Neumeyer, welde ihre Strafhaft 
im Arbeitshauſe jtatt in der Stadtonigtei verbüßt haben, der 
nit einziehbar geweſene, der ———— des ii 


1854 
1855 
1856 
1857 
1858 
1859 
1860 
1861 
1362 


erftattete Betra ; 1854 
Revifionsgebühren Par die Abnahme von Robbauten in ber Umge 
gend Berlins und Fuhrkoften bei Land-Feuer-Viſitationen 1854 
Zuſchüſſe zu den Pferdes Unterhaltungs Geldern für die Borftinde 
der 6 Land» Reviere a 50 Rthlr. . . 1854 
Die an die PetrisKirhen- Kaffe gezahlten Stuhlmiethen für "die 
Schutzmannſchaft und Gebühren für die Kirchen » Unterbeamten 1854 
1855 
1856 
1857 
1859 
Der Betrag pro 1858 ift dem Magiftrat bereits erftattet. 
Für — im —————— —— ——— Des 
peihen. - er . . 1854 
Gebühren für Reviſion der Apotheken an Ge Are 1854 
1855 
1856 
1857 
1858 
Fubrkoften bei Revifion der Kaſſe der 3. Gendarmerie-Brigade . 1855 
1856 
ür Ordensbleche und Bänder für bie ROLE Behufs 
ET nleicpmäßigen Sipens ber Ehrenzgeihen . - .» » . . 1889 
1860 
1861 
Butterfoften der im weitern ———— RER, 12 — 
mannépferde. .. . . 1854 
Summa 


im 
Einzelnen. 


A 


1,266 | 
1,254 


1,231 
1.242 
1,268 | 
1,269 
1,268 
1,270 
1,270 | 








Die Nichtigkeit vorftehender Berechnung wird auf Grund der revidirten 
Fahres- Rechnungen und der bezüglichen Beläge hierdurch beſcheinigt. 


Berlin, den 19. Auguft 1866. 


Königliches Polizei-Präfidiunt. 


gez. v. Bernutb. 


im 


Ganzen 


HK % 


2,029 


11,338 3 


20 
328 


300 


60 


2,004 


16,848 2 


Ib 


113 
Abſchrift. Anlage L. 


Liquidation 


der 


der hieſigen Stadtgemeinde in den Jahren 1854 bis 1862 als fächliche 
Holizei-Verwaltungstoften zur Ungebühr zur Laft gelegten, derjelben zu er: 
ftattenden — iR Arbeiten in Ne 










im 
Ganzen 
EL Eu; 


im 
Einzelnen 






















Bezeichnung der Koften 


In der PolizeisPräfidial: Dienftmohnun, 


a) für das Einfegen von Glasiheiben in den Thüren ber 
Domeftitenzimmer c. © 2 2 2 0 nn 1855 
b) für Anfertigung und Ausbefferung von 6 weißen Rou 
leaux und 3 Gardinen im hinteren Saale, .. 
c) für einen Zinfeimer . .... 2? 1856 
d) für eine Manille-Dede auf der Marmortreppe —F 
e) für Reinigung und Reparatur der Glasfronen . 
f) für einen Läufer auf der Marmortreppe » . =». . 1857 


in der Dienftwehnung des Haus-Inipeftors 


a) für das Malen von Zimmern und ber Ran +} 1855 
b) für Zapezierung der Entrees — er 


Summa 


Die Richtigkeit vorftehender Liquidation wird mit dem Bemerfen be» 
icheinigt, daß die damaligen Inhaber der Dienftwehnungen zur Tragung ber 
Koften nicht herangezogen werden fünnen. 


Berlin, den 19. Auguft 1866. 


Königliche Polizei-Präfidium. 


gez. v. Bernuth. 


16 
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Abſchrift. Anlage M. 


—N ——5 ⸗—— 





Berlin, den 16. April 1866. 


Betrifft 
die 


Forderungen des Magiſtrats an das Polizei-Präſidium 
ad. reser. vom 8. d. Mes. II. 3094. 


Euer Excellenz haben das Polizei-Präſidium in dem neben bezeichneten hohen 
Erlaſſe veranlaßt über diejenigen Forderungen des Magiſtrats, welche in der, 
mit dem Berichte vom 23. Februar er. gehorſamſt überreichten Nachweiſung 
unter Nr. 3 bis 16 aufgeführt worden find, näheren Bericht zu erſtatten. 
Demgemäß zeigt das PolizeisPräfidium ebrerbietigft Folgendes an: 


ad. 1, der Nahmeijung A. 


Die Koften der Formulare zu Paßkarten follen nah dem Minifterial- 
Reſeript vom 31. Mai 1859 (Stats Anzeiger vom 8. Juni 1860 Nr. 133) 
aus der Staatskaſſe beftritten werden. 


ad. 2. der Nachweiſung A. 


Die Koften für den Transport der Strafgefaugenen aus ber Stadt— 
voigtei und die Strafanftalten zu Moabit, Brandenburg und Spandau find 
als jädhliche, der Commune zur Laſt fallende, nit anzuſehen; denn fie ſollen 
nah dem GircularsErlaß vom 9. October 1857 II. S. I. 1644 von ben 
Strafanftalts-Berwaltungen definitiv verrechnet werben. 


ad. 3. der Nahweifung A. 

Die im engeren Polizei- Bezirk ftationirten berittenen Polizei-Wadht« 
meifter und Schugmänner bezogen früher zur Selbftbeihaffung von Stalls 
befleidungsftüden ein Averfum von je 3 Rthlru. monatlih aus dem, aus 
Mitteln der Commune gebildeten Fonds zur Befleivung der Schugmann- 


Ihaften. 
15* 
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Durch die hohen Erlaffe vom 30. September 1863 II. 6490 und vom 
19. November 1863 II. 8569 ift entjchieden worden, daß von diefen 3 Rthirn., 
2 Rihlr. ald eine, der Staatsfaffe zur Laſt fallende perfönlihe Zulage für 
die berittenen Polizei: MWachtmeifter und Schupmänner zu erachten fei. 


ad. 4. der Nachweiſung A- 


Der Gejammtbetrag von 20 Rtblrn. — Sgr. 8 Pf. befteht aus folgenden ein» 
zelnen Detentionskoften: 

1) für den Arbeitömann Groß . .„ . 11 Rtble. 25 Sgr. 10 Pi. 

2) u +, Gigarrenmadher Pielemanını I „ 19 „ 

3) 7 95 Bergolder Neumyerr ». . — „u 15 „ 10 

4) u m Schneidermeiftr Emihb . 4 „ 14 „ 6 

5) „„Poſftboten Konten... 1 „1b „ — 


zulammen 20 Rthlr. — Sgr. 8 Pf. 

Die betreffenden Perionen waren Polizeis®efangene Hinfichtli der 

ad. 1 bis 3. aufgeführten, ift dburh den Erlaß vom 21. October 1853 I. 

6364 B. entidhieden worden, dab die Detentionsfoften der Staatsfaffe zur 

Laft zu legen jeien. Analog diefer Entiheidung mußte auch hinſichtlich der 
ad. 4 und 5 aufgeführten verfahren werden. 


2 


ad. 5. der Nadhmeijung A. 


Da die Staatsfaffe die im weiteren PolizeirBezirfe auffommenden Ge 
bühren für Bauerlaubnißſcheine ꝛc. bezieht, jo waren auch die fraglichen 
Koften von ber Staatsfafje zu tragen. 


ad, 6, der Nachweiſung A. 
Daß die Zuſchüſſe zu den PferberUnterhaltungsgeldern ber Land» Polizei» 
Revier-Vorfteher, ebenſo wie dieje jelbft von der Staatskaſſe zu tragen find, 
ift dur den Etat für die Polizei-Verwaltung feftgefegt worben. 


ad. 7. der Nachweiſung A. 

Die an die Petrisfirchenfaffe gezahlten Stublmirthen für. die Schup- 
mannfchaft und die Gebühren für die Kirhen-Unterbeamten, waren als jüd» 
fiche, der Stadtgemeinde zur Laft fallende Koften der Ortepolizei -Verwaltung 
nicht anzufehen. Auf den hoben Erlaß vom 31. März 1860 II. 2412 wird 
gehorfamft Bezug genommen. 


ad. 8. der Nachweiſung A. 


Die Koften für die telegraphiihen Depeihen im Griminalpolizeilichen 
Interefje waren nah dem hoben Erlafje vom 3. December 1854, II. 12381 
auf die Staatsfaffe zu übernehmen. 


ad. 9. der Nadhmeifung A. 


Die Koften für die Revifion der Apotheken durch das Polizei-Präftdium 
find nicht orts- fondern landespolizeilihe Koften. Sie fjollen nah der Be 
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merfung zum Zit. III. Nr. 3b. des Etats für die Polizei-Verwaltung der 
Staatsfuffe zur Laft gelegt werben, 


ad. 10. der Nachweiſung A. 


Das unter 9 BVorgetragene gilt auch bier, wenn auch die Koften für bie 
Revifion der Kaffe der Gendarmerie in dem Etat nicht beſonders bezeich— 
net find. 


ad. 1. und 2. der Nachweiſung B. 


Die Koften für die Unterhaltung der Dienftwohnungen, jowie des Mo— 
biliard in den Repräfentationsräumen des PolizeirPräfidenten waren ber 
Staatskaſſe zur Laft zu legen. 


ad. 11. der Nadweilung A. 


Die Koften für, an die Schutzmannſchaften verabreihte Drbenabänder 
und Bleche waren als der Gommune zur Laft fallende Belleidungsfoften 
nicht anzujeben. 


ad. 12. der Nachweiſung A. 


Die Koften der Fütterung der im weiteren Polizeibezirfe ftationirten 
Dienfipferde find im Jahre 1854 nur irrthümlih der Commune zur Laft 
gelegt worden, da fie jpäter immer nur von ber Staatöfaffe getragen wor— 
den find. 


An 


den Königlihen Staats» und Minifter des Innern 
Herrn Grafen zu @ulenburg 


Excellenz. 


2914 J. K. 1164. 


— Ti 


gr 55: by Google | 
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Anlage 
M Srläuterungen der Etats— 
4 für 1867. 


Anlage N. 





Weberjchreitungen des Juſtiz-Miniſteriums 











Die ſächlichen 
YHusgaben, alfo für 
die Gerichte felbft zu 
Schreibmaterialien, 

Drudjachen, Holz, 

Licht, Utenfilien, für 
die Hibliothef und 
Insgemein, für bie 
Staatsanwalte zu 

Büreaufojten und zu 
Diäten und Reife 





l. Bei den Gerichten erfter Inſtanz betragen für das Jahr 1867 


koſten. 
(Titel 17.) 
Ra 
im Departement des Kammerzerichts 112,669 23 
« = Kranffurt a. O.. 58,509 | 3} 
5 ⸗ Stettin 33,538 — 4 
⸗ Köslin. 31,065 
= . Greifswald 11,444 6 
5 . Königsberg 62,834 17 
3 ⸗ Inſterburg 54888 6 
Marienwerder 77475 17 
Breslau 86,211 6 
⸗ Glogau 37,451 # 
. s Ratibor et re he an Er a 72,087 | 
= s WERE ———— 70,047 16 
Ger s Bremberg . 38,036 | 
⸗ Magdeburg 36,111 | 9 
5 . Halberftadt 20,643 123 8 
- 5 Naumburg 55,155 11 
» ⸗ Münfter 18,083 
- . Paderborn 26,356 |18 : 
= . Hamm . 35,087 29 3 
. . Arnsberg ; 18,565 2 
Ehrenbreitſtein 14,717 


970,978 


Summa 2111 






Die Ausgaben an 

Kriminalfoften, 
alfo für Verpflegung, 
Trandport und Be- 
Heidung der Gefan- 
genen, für Inſtand · 
haltung der Gefäng- 
niffe und der Öefäng- 
niß-Utenfilien, und 
an jonftigen Auslagen 
in Unterfudhunge: 


fachen. 

(Titel 21.) 

Pe. pr. «f. 
92,160 22 4 
86,975 | 5.10 
45,795 |8 2 
42,248 11511 
19,260 29 2 
111,999 | 6 9 
123,756 '— 10 


135,335 5 5 
100,073 23.10 
47,250 | 
100,319 | 
102.429 
52,137 
47262 
25,331 
62,585 
20,580 
20,083 
43.187 * 
9,883 
5,683 | 


1,324,340 
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1. Heberficht der Geſchäfte in Unterfuhungsfaden. 


Unterfuhungen waren anbängig (überjäbrige nnd neu eingeleitete zulammenges 
nommen) 


1) wegen Berbredhen bei den Echwurgerichten . ; 
— a den follegialiihen Beritt-Mbikellungen . 


Vergehen 
3) ⸗ Vergehen 
= Uebertretungen | bei den Einzelrichtern 
4) = Diebftabls am Holz und anderen Waltpreduften . 


5) =  MUebertretungen, erledigt durd Strafmandate, gegen welche feine 
Ginwendungen erboben find . er EEE 

6) Dbduftionen ohne wirkliche Unterjuchungen 

7) fonftige Borunterfudungen; in un Die föriche nterfuhung 
nicht eingeleitet worden ift i —F 


Ueberhaupt waren demnach anhängig 
Die Geſchäftszunahme des Jahres 1867 betrug hiernach: 


bei den Verbrechen . F 
und 
vVergehen. — 
und 
Uebertretungen .. 

Holzdiebſtahlsſachen 

Strafmandaten . 

Obduktionen 

ſonſtigen Vorunterfuchungen 


DE Ev —« 
” “ “ “ “ 


Dagegen betrug die Verminderung 
bei den Uebertretungen . a 
: » GStrafmandaten. » 2 2 2 rn 


Il. Bie tägliche Durchſchnittszahl der Gefangenen beitden Gerichten in 
den ad I. 1. bis 20. gedachten Departements hat betragen: 


mithin 1867 mehr 





im Jahre | 
1567 1866 1865 


5,072 4562| A 
8,072 6 1 666 
95,195 | 87,818 | aaa 
2599 | 24020 | 24 
87,102 | 82,051 | so 
431,272 | 424,507 | 450m 


47,064 | 44,323 | 50,0 
2,174 1,984 1,681 


10,135 9364| 9m 
712,080 | 685,537 | 686 


gegen 
1866 1865 


38 
1,401 
6,9% 
3,561 


16,197 


Syn 
3 





— 3, 
= = 3,14 


15,370 13,434 | 13 


gegen 
1866 1865 


1,936 EA 
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Zufammenftellung 


der 


vei Zitel 16. des Ordinariums und Titel 9. des &rtraordinariums im 
(Stat der Iandwirthichaftlichen Verwaltung für das Jahr 1867 vorgefom- 
menen Ausgaben für die Pariſer Austellung. 








Bezeichnung der Ausgaben. 


Drdinarium. 


Titel 16. Reiſekoſten der Mitglieder des Landes: Defonomie- Kollegiums. 


I) Dem General-Sefretair des Landes-Defonomie-Kollegiums als Minifterial-Kommiffarius 
zur Wahrnehmung der Intereffen der Preußiſchen Landwirthihaft im Allgemeinen, ſowie 
zur Organifirung einer eingebenden Berichterſtattung über deu landwirtbicaftlichen Theil 
der Ansftellung, an Entſchädigungen für die Koften der Reiſe und des Aufentbalts in 
Paris und für die gebabten baaren Auslayen zu Büreau- und anderen dienftlichen 
Zweden . . ER 2,461 Rthlr. 1 Sgr. 6 Pf. 

2) Entſchädigung einzelner Mitglieder "des Landes- Dekono- 
mie-Kollegiums für die Reifen nah Paris und den 
Aufentbalt daſelbſt — des Studiums der Aus— 
ſtellung . - ..190 « 14 » 4 » 

3) Diäten und Reifekoften weier Sagverftãndiger Be 
bufs der Berichterftattung über die auf der allgemeinen 
Ausitelung in Paris befindlih gemeienen landwirth— 
ſchaftlichen Maſchinen und Geräthe und die daſelbſt 
ausgeſtellten, in das Gebiet der — ge⸗ 
hörigen Chemikalien . » . a. EEE — ⸗ 








Extraordinarium. 


itel 9. Zur Beſtreitung der Koſten der Vertretung Des Ackerbaues und der land— 
wirtbihaftlihen Induftrie auf der allgemeinen Ausftellung in Paris. 
1) Zur Beihaffung und würdigen Ausftattung der Ges 
geuftände, mit welden die Ausftellung Seitens der 
landwirtbihaftlihen Akademien zu Eldena, Prosfau, 


Poppeldorf und Waldau beſchickt wurde . . . 3,021 Rihlr. 16 Sar- 9 Pi. 
2) Desgleichen derjenigen Gegenftände, deren Ausftellung 

som Minifterium unmittelbar berbeigeführt worden „. 1140 = 6 = 5 
3) Zuſchuß für die Verjuhsftarion in Dabme zur Bes 

ftretung der Koſten ibrer Ausftellung — BD: u eig 





4) Diäten und Reiſekoſten für einen Sachverſtãnd igen, 

welcher mit der ſachgemäßen Aufſtellung dieſer Gegen— 

Hände in Paris beauftragt und zugleich mit der Be— 

rihteritattung über einen Theil der allgemeinen Aus— 
ftellung betraut war © 2 2 2 2 2 En. HE > — ⸗ — ⸗ 
Latus 4,689 Rıblr. 23 Sar. 4 Dr. 










Bezeichnung der Ausgaben. 


Transport 


5) Koften der Ausihmüdung des Ausſtellungs-Lokals der 
Preußiſchen Seftion für Landwirthſchaft — 1,260 
6) Meier und Aufenihaltsfoflen eines Diesieitigen Mit- 
gliedes der internationalen Ausſtellungs Jury . . 556 
7) Meile und Aufenibaltefoften eines Sacverltändigen, 
welder mit der Berichterftattung über den die Bienen: 
zucht betreffenden Theil der — Ausſtellung 
beauftragt war . . 150 
Reiſe⸗ und Aufenthaltsfoften eines Bureau-Beamten, 
welder dem als Haupt-Kommiſſar Des Minifteriums 
nad Paris entienderen GeneralsSefrerair des Landes— 
DefonomiesKollegiums beigegeben war . . 448 
Zur Nemunerirung eines Sadverftändigen , welcher 
während der Abwejenbeit des Minifterial- Roms 
miljars mit der Vertretung der landwirtbichaftiichen 
Intereſſen beauftragt war Rat Ran RN E 


— 


8 


— 


> 





4,689 Nıblr. 23 Sgr. 4 Dr. 


zujammen 


Summa aller Ausgaben 








5,594 270 





12,724 0 
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Zufammenftellung 


Des 


ar: Merthes des aus der Preußiſchen Telegraphen » Verwaltung in die 
serwaltung des Norddeutichen Bundes übergegangenen beweglichen und 
unbeweglichen &igenthums. 








Bemerkungen. 





A. bewegliches Eigenthum. | 
I) Telegraphen⸗ Apparattteeee.. 273,544 








Di galvaniſche Batterienn ee 28,481 | 
3) Inventarien, Bibliothek ꝛ c. — 
Summa ad A. ' 431,862 
B. unbeweglides Eigenthum. 
Teleg raphen⸗Linien nebſt Zubehör » > 2 2 2 nn nn. — 
) Zelegragben-Gebäude und zwar 
a) Haupt-Telegrapben- Gebäude in Berlin . . . 176,226 Rihlr. | 
b) Stations-Gebäude am Potsdamer Thor. . - 9,200 : | 
ec) Stations-Gebäude am Dranienburger Thor . 10,232 = | 
d) Zelegraphen-Gebäude in Eiln. -» » » 20,100 = | 
T :Gebäude in Görli . | 
e) Zelegrapben:Gebäude in Görlif - . -» . -» 4,000 219,758 | 
| 
NB. #ür die Gebäude ad d. und e. find nur die aus Preußischen | 
Fonds gezahlten Raten in Anjap gebradt worden. 
Summa ad B. 3,939,646 
Geſammibetrag 4,371,508 


N} 
Berlin, den 5. Februar 1869. 
v. Ehauvin. 





N 362, 
Saus der Abgeordneten. 
10. Zegislatur« Periode, 
I. Seffion 1868. 


— — 


Auf die Tages-Ordnung einer der nächſten Plenarfigungen wird geſetzt 
werden: 


Miündlicher Bericht der Kommilfion zur Prüfung des Gtaatd- 
bauskalts über den Gejep-Entwurf, betreffend die Auseinanderfegung zwiſchen 
Staat und Stadt in Franffurt a. M. nebft den demielben beigefügten Nezeffe 
und Vollzuge-Protofolle vom 26. Februar c. (Nr. 358 der Drudjaden). 


Referent: Abgeordneter Schröder. 


Antrag der Kommiffion: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

dem vorgelegten Gejep -» Entwurf nebft beiliegendem Rezeſſe 

und VBollzugsprotofolle mit der Maßgabe die verfaſſungs— 

mäßige Zuftimmung zu ertheilen, daß 
im $. 5. des Gejep- Entwurfs Zeile 3 zwiſchen Die 
Worte „und* und „die Entlaftung“ eingeichaltet 
werde: 

„vorbehaltlich der bei der Prüfung ber Rechnung fi eima 

noch ergebenden Erinnerungen für“ 


Berlin, den 27. Februar 1869, 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
v. Forckenbeck. 
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N: 363. 
Haus der Abgeordneten. 
10. Legislatur » Periode. 
II. Seffion 1868. 


a —ññ— 


Antrag 


zu 
dem Bericht der verftärften Kommiſſion für die 
Agrar-Verhältniffe über den Gejeh- Entwurf, 
betreffend die wirthſchaftliche Zuſammenlegung 
der Grumdftüde in dem Bezirke des Juſtizſenats 
zu Ghrenbreitjtein. (Nr. 339. der Drudjachen.) 


Böhmer, Frech: Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
Das erſte Alinea des 8. 1. wie folgt zu faſſen: 
„die wirthihaftlihe Zufammenlegung der Grundftüde ganzer 
Gemarkungen oder Gemarfungs » Abtheilungen findet ftatt, 
wenn biejelbe von den Eigenthümern von mehr als der 
Hälfte der nad dem Grumdfteuer » Tatafter berechneten 
Fläche der dem Umtaufh unterliegenden Grundftüde, 
welche gleidhzeitig mehr als die Hälfte des Kata- 
ftral-Reinertrages reprälentiren, beantragt wird.“ 


Berlin, den 27, Februar 1869. 





II. 
Antrag 


zu 
dem Sechsten Berichte der Kommiſſion für 
Petitionen. (Nr. 290. der Drudjachen.) 


Biel. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
in Erwägung, daß der Landesvertretung ed nicht zufteht in die 
innern Angelegenheiten der evangeliihen Kirche Ah zu milden, 
über die im Beriht Nr. 290. erwähnten Petitionen zur 
Tages-Ordnung überzugeben. 
Berlin, den 27. Februar 1869. 


een Sana 


N 364, 
Haus der Abgeordneten. 
10, Regislatur« Periode. 
I. Seffion 1868. 


— —— — 


Berlin, den 27. Februar 1869. 


J. Erwiederung auf Euer Hochwoblgeboren gefälliges Schreiben vom 
20. d. M. beehre ich mich die ergebenſte Mittheilung zu machen, daß das 
Herrenhaus den hierher zurück gelangten Geſetz-Entwurf, 
betreffend die Uebereignung der Dotationsfonds der Hülfskaſſen 
an die Provinzial- und kommunalſtändiſchen Verbände der acht 
älteren Provinzen der Monarchie, 
unter Abänderung des $. 3 im Uebrigen in der vom Hauje der Abgeordneten 
in bdeffen Sigung vom 20, Februar d, 3. beichloffenen Faſſung in feiner 
heutigen Sigung angenommen bat. 
Eine beglaubigte Ausfertigung dieſes Geſetz- Entwurfs füge ich zu weis 
terer gefälliger Veranlafjung ergebenft bei. 


Der Präfident des Herrenhanfes. 
Graf zu Stolberg. 


An 
den Präfidenten des Hauſes der Abgeordneten 
Herrn 9, Forckenbeck 
Hochwohlgeboren 
bier. 


Entwurf eines Gefetes, 


betreffend 


die Mebereignung der Dotationsfonds der Hilfs- 
faffen an die Provinzial und Eommunaljtändi- 
ihen Verbände der acht älteren Provinzen 
der Monarchie. 


Kir Wilbelm, von Gotted Gnaden König von 
Preußen ır., 


verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtags der Monarchie, was 
folgt: 


8§. 11. 

Die den Provinziale und fommunalftändiihen Berbänden der acht älte— 
ren Provinzen der Monarchie zur Errihtung von Hülfsfaffen auf Grund der 
Königlihen Botidaft vom 7. April 1847 und des Abfchiedes an die zum 
Vereinigten Yandtage verfammelten Stände vom 24. Juli defjelben Jahres 
zindfrei gewährten Fonds von zufammen Zwei Milionen Thalern in Staats» 
Schuldſcheinen und Fünfmalhunderttaufend Thalern baar werden, unter Aufs 
hebung des bei der Gewährung der Fonds gemadten Borbehalts wegen 
Zurücziehung derjelben bei nicht ftatutenmähiger Verwendung oder nad) er: 
folgtem Anwachſen derielben auf das Doppelte, Dielen Verbänden als ein 
ihnen geböriges und von ihnen zu verwaltendes Vermögen unter den nach— 
ftehenden Beftimmungen überwieſen. 


8. 2. 


Den Vertretungen der Provinziale und fommunalftändiihen Verbände 
ftebt zu gemeinnüßigen Zweden im Intereffe dieſer Verbände die freie Ber: 
fügung über den geſammten Zinsgewinn der Hülfskaffen, ſowie über die den 
urfprünglichen Dotationsfonds hinzugewachſenen KapitalsBeftände zu, wäh— 
rend die urſprünglichen Dotationsfonds felbft als Kapital » Beftände zu er: 
halten find. 
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8.3, 

Nah Erlaf der im Artifel 105. der Verfaſſungs-Urkunde vorgefehenen 
beionderen Geſetze über die Vertretung und Verwaltung der Provinzen bleibt 
vorbehalten, die Beftände der Hülfefaffen den neuen provinziellen Verbänden 
im Wege der Gejepgebung zu überweifen. 

Urkundlich ꝛc. 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Herrenhaufes. 
(L. S.) Graf zu Stolberg. 





N 365. 
Haus der Übgeordneten. 
10. Zegislatur« Periode. 
IL. Seffion 1868. 





Berlin, den 27. Februar 1869. 


Euer Hochwohlgeboren beehre ih mich in Veranlaſſung des gefälligen 
Schreibens vom 20. d. M. ergebenſt zu benachrichtigen, daß das Herrenhaus 
in ſeiner heutigen Sitzung den von der Königlichen Staats-Regierung mittelſt 
Allerhöchſter Ermächtigung vom 25. Januar d. J. den beiden Häuſern des 
Landtages zur verfaſſungmäßigen Beſchlußnahme vorgelegten Entwurf 
einer Gemeinheitstheilungs -Ordnung für den Regierungs-Bezirk 
Wiesbaden mit Ausnahme des Kreiſes Biedenkopf 
unter Abänderung der beiden legten Alinea's des $. 22. deſſelben, im Uebri— 
gen in der vom Haufe der Abgeordneten in deſſen Sitzung vom 20. d. M. 
beſchloſſenen Faſſung angenommen bat. An Stelle der beiden legten Alinea 
des $. 22. ift durch den Beſchluß des Herrenhaufes nahfolgende Beftimmung 
angenommen: 
„Dagegen baben im Gebiete des vormaligen Herzogtums Naſſau 
die Servitutberehtigten, die nah Vorſchrift des 8. 16. und fol— 
gende des Naſſauiſchen Steuer-Edifts vom 10,/14. Februar 1809 
von dem Inhaber des belafteten Grundftüds für die Dienftbar- 
feitsrechte mit Vorbehalt des Nüdgriffs bezahlten Grundfteuern 
dem letzteren in denſelben Terminen wie_bieher bis zu dem Zeit 
punfte zu erftatten, wo in Folge der durch $. 3. der Verordnung 
vom 11. Mai 1867 (Gefeg- Sammlung Seite 593.) angeordneten 
anderweiten Veranlagung der Grundfteuer von den Liegenschaften 
in Gemäßbeit des Gejeges vom 21. Mai 1861 (Gejep- Sammlung 
Seite 253.) die bisherige Naffauische Grundfteuer ſowohl von den 
Grundftücden als von den Dienftbarkeitsrehten in Wegfall fommt. 
Eine beglaubigte Ausfertigung des beregten Entwurfs, wie berfelbe vom 
Herrenhauſe demnach beſchloſſen worden ift, füge ich zu gefälliger weiterer 
Veranlaſſung ergebenft bei. 


Der Präfivent des Herrenhaufes. 
Graf zu Stolberg. 


An 
den Präfidenten des Hauſes der Abgeordneten, 
Herrn v. Forckenbeck 
Hochwohlgeboren 
bierjelbft. 
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N 366. 
Saus der Abgeordneten. 
10. 2egislatur» Periode. 
II. Seffion 1868. 





Berlin, den 27. Februar 1869. 


Das Herrenhaus bat in jeiner heutigen Sipung beihloffen, den von der 

Königlichen Staats-Regierung auf Grund Allerhöhfter Ermächtigung vom 

4, Januar db. 3. den beiden Häufern des Landtages vorgelegten Gejegentwurf, 
betreffend die Ummandelung des Erbleihe-, Landfiebelleihe-, Erb» 
zinse, -Erbpadt-Berhältniffes in Eigenthum und die Ablöjung der 
daraus berrührenden Leiftungen im Gebiete des Regierungsbezirks 
Wiesbaden und in den zum Regierungsbezirk Gaffel gehörigen 
vormals Großberzoglih Heſſiſchen Gebietötheile ı 

bis auf den $. 18 in der vom Haufe der Abgeordneten in der Sigung vom 

13. d. M. beichlofjenen Faſſung anzunehmen. 

Der $. 18 bat durch den Beihluß des Herrenhaufes die nachſtehende 
Faſſung erhalten. 


$. 18. 


Bei der Auseinanderfegung nad den Beftimmungen dieſes 
Geſetzes findet weder eine Ermäßigung der Abfindung wegen ber 
den pflitigen Grundftüden auferlegten oder aufzuerlegenden 
Grundfteuern, noch aud eine Umfchreibung der von ben beredhtig- 
ten Grundftüden für die abgelöften Reallaften zu entrichtenden 
Steuern auf bie verpflichteten Grundftüde ftatt. 

Dagegen haben im Gebiete des vormaligen Herzogthums 
Naffau die Nealberedhtigten die nad Vorſchrift des $. 16. und 
folgende des Naſſauiſchen Steuer-Edikts vom 10,14 Februar 1809 
von dem Inhaber des verpflichteten Gutes für die Neallaften mit 
Vorbehalt des Rückgriffs bezablten Grundftenern dem Lepteren 
in benjelben Terminen wie bisher bis zu dem Zeitpunfte zu er 
ftatten, wo in Folge der durch 8.3, der Verordnung vom 11. Mai 1867 
(Gejeg- Sammlung S. 593.) angeordneten anderweiten Veran— 
lagung der Grundfteuer von den Liegenichaften in Gemäßheit des 
Gejepes vom 21. Mai 1861 (Gefep-Sammlung ©. 253.) die bit- 
berige Naſſauiſche Grundfteuer, jowohl von den Grundftüden als 
von den Realberedtigungen in Wegfall kommt. 
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Euer Hochwohlgeboren beehre ih mich in Erwiederung auf das gefällige 
Schreiben vom 13 Februar cr. hiervon ergebenft Mittheilung zu machen, und 
gleichzeitig eine beglaubigte Ausfertigung des vorgedachten Gefep-Entwurfs zu 
gefälliger weiterer Beranlafjung bier beizufügen. 


Der Präfident des Herrenhaufes. 
Graf zu Stolberg. 


An 
den Prifident des Hauſes der Abgeordneten, 
Herrn v. Forckenbeck 
Hochwohlgeboren 


bier. 


NE 367. 
Baus der Übgevrdneten. 
10. Kegislatur= Periode. 
ll. Seffion 1868. 
— —— 


Interpellation. 


Dam Bernehmen nah ift der Magdeburg » Eöthen = Halle = Leipziger 
Gifenbahn » Gefelichaft von der Königlichen Staatt » Regierung aufgegeben 
worden, 
den Weiterbau der Halle: Kaffeler Bahn fe zu leiten, daß durch 
ein ſchleifenförmiges Herumführen Dderjelben um Wipenhauien 
diefe Stadt den Bahnhof auf dem linken Ufer der Werra 
erhalte, 
und daß nur dann von dieſer Bedingung Abftand genommen werden jolle, 
wenn von der betreffenden Geſellſchaft der Bau einer Zweigbahn 
von Gaffel nah Helfa ausgeführt würde. 
An die Königlihe Staats-Regierung richte ih daher die Anfrage: 
1) ob diefe Verpflichtungen der Magdeburg: Götben: Halles Leipziger 
Eiſenbahn-Geſellſchaft auferlegt jeien ? 
2) welde Gründe die Königlihe Staats» Regierung biezu veranlapt 
haben ? 


Berlin, den 27. Februar 1869. 


Bied, als Interpellant. 
Unterftügt durch: 
Frhr. v. Drofte-Hülsboff. v. Denzin. v. Bud. v. Unruh. Kod. 
v. Seeckt. Fehr. v. Kaltenborn. Meyer zu Selbaujen. Binder. 
v. Werded. Grafv. Fürftenftein. Dite. Rodewald. Nidter 
(Hirihberg). v. Marſchall. Koerbin v. Arnim (Templin). v. Aulod. 
v. Gracvenitz (Grünberg). Fiſcher (Köwenbergſ. Weide v. Böttider. 
Schr. v. Maſſenbach. Dr. Colberg. Rochlitz. v. Hanſtein. 
v. Saltzwedell. v. Eichhorn. Frhr. v. Elmendorff. Stroſſer. 
Graf v. d. Schulenburg. Schimmelfennig. 
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Ns 368. 
Haus der Abgeordneten. 
10. 2egislatur» Periode. 
Il. Sefflon 1868. 





Antrag 


dem mündlichen Berichte der Kommiljton für 

das Gemeindewejen über die Petition des Ma— 

aiftrats von Berlin, betreffend die Heranziehung 
der Stantödiener zu den Gemeindelaften. 


Sagen. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

ben Antrag der Kommilfion für das Gemeindeweien dahin abzu- 

ändern, baß in dem erften Sap das Wort „zwar“ geftrichen 

wird und anftatt des ganzen zweiten Sapges gelagt wird: 
„die vom Magiftrat zu Berlin unterm 16, #ebruar 1869 
eingereichte Petition betreffend die Heranziehung der Staats» 
Diener zur Miethöftener, der Königlichen Staats » Regierung 
zur Berückſichtigung zu überweilen.‘ 

Berlin, den 1. März 1869, 


nr —— 


N: 369. 


Haus der Abgeordneten. 
10, Zegislatur« Periode, 
I, Seffion 1868. 


en u 


uf die Tages-Drdnung einer der nächſten Plenarfigungen werden gelegt werden: 


Mündlicher Bericht der Kommilfion für die Agrarverbältuifje über den Geſetz-Entwurf, 
betreffend die Umwandlung des Erbleihe-, Landſiedelleihe-,, Erbzins-, Erbpachts-Verhältniſſes in Eigenthum 
und die Ablöfung der daraus herrührenden Yeiftungen im Gebiete des Regierungsbezirk Wiesbaden und in 
den zum Regierungsbezirk Caſſel gehörigen vormals Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheilen. 


Berichterftatter Abgeordneter v. Beeften: 


Untrag der KRommiffion. 
Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 


dem bezeichneten Gejep-Entwurfe mit den von dem Herrenhaufe zu $. 18. beichloffenen, aus der unten: 
ftebenden Zufanmenftelung erfichtlihen Abänderungen feine Zuftimmung zu ertheilen. 


Zufammenftellung 


der 


ichlüfle des Hauſes der Abgeordneten über den Geſetz-Entwurf, betreffend die Umwandlung des Grbleihes, 


idſiedelleihe-⸗/ Erbzins-, 
tungen im Gebiete des 


Erbpachtsverhältniſſes in Eigenthum und die Ablöſung der daraus herrührenden 
Regierungs-Bezirks Wiesbaden und in den zum Regierungs-Bezirk Caſſel gehörigen 


vormals Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheilen, mit den Beſchlüſſen des Herrenhauſes, 
bezüglich des durch letztere veränderten F. 18. 


Beſchlüſſe des Abgeordnetenhauſes, 
am 13. Februar 1869. 


$. 18. 

Bei der Auseinanderfepung nah den Beltimmungen 
es Geſetzes findet weder eine Ermäßigung der Abfindung 
en der den pflidtigen Grundftüden auferlegten oder aufs 
legenden Grundfteuern, noch auch eine Umjcreibung der 

ven beredtigten Grundftüden für die abgelöften Reale 
en zu entrichtenden Steuern auf die verpflichteten Grund- 
e ftatt. 

Zn dem Gebiete des vormaligen Herzogtbuns Naffau 
ven die nad Vorſchrift des $. 16. und ff. des Naſſaui— 
ı Steuer-&difts vom 10. und 14. Februar 1809 von 

Inhaber des Guts für die Neallaften, mit Vorbehalt 

Nüdgriffs, bezahlten Abgaben bei der Auseinander- 
ng nad) Maßgabe des durchſchnittlichen Betrages der 
in zwanzig Sabre aufgerechnet. 

Dagegen bewendet es bis zur Ausführung der Ablö- 

bei den gejeglihen Beftimmungen über die Anfprüche 
Werpflicteten auf die Vergütung diefer Grundfteuern 

auf einen Abzug von den Yeiftungen wegen ber ges 
er Grundfteuern. 


Befchlüffe des Herrenhauſes, 
am 27. Februar 1869, 
$. 18. 

Bei der Auseinanderfegung nah den Beitimmungen 
diejes Geſetzes findet weder eine Ermäßigung der Abfindung 
wegen der den pflitigen Grundftüden auferlegten oder auf: 
zuerlegenden Grundfteuern, noch aud eine Umfchreibung der 
von den berechtigten Grundftüden für die abgelöften Real— 
laften zu entrichtenden Steuern auf die verpflichteten Grund: 
ftüde ftatt. 

Dagegen haben im Gebiete des vormaligen Herzog: 
thums Nafjau die Realberechtigten die nah Vorſchrift des 
$. 16. und folgende des Naſſauiſchen Steuer-Edifis vom 
10/14 Februar 1809 von dem Inhaber des verpflichteten 
Gutes für die Reallaften mit Vorbehalt des Rüdgriffs be: 
zahlten Grundfteuern dem Lepteren im denjelben Terminen 
wie bisher bis zu dem Zeitpunfte zu erftatten, wo in Folge 
der durch $. 3. der Verordnung vom 11. Mai 1867 (Ge: 
ſetz Sammlung S. 593.) angeordneten anderweiten Veran— 
lagung der Grundfteuer von den Liegenichaften in Gemäß— 
beit des Gefeges vom 21. Mai 1861 (Geſetz- Sammlung 
S. 253.) die bisherige Naſſauiſche Grundfteuer, ſowohl von 
den Grundftüden ald von den Realberehtigungen in Weg— 
fall kommt. 





Mündlicher Bericht der verftärkten Kommiſſion für die Agrar-Verhältniſſe über den Entwurf 
-einer Gemeinheitstheilungs = Ordnung für den Negierungs » Bezirf Wiesbaden mit Ausnahme des Krehe 


Biedenkopf. 


Berihterftaiter: Abgeordneter Dr. Braun (Wiesbaden). 


Antrag der Kömmiflion: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 


dem Gefep » Entwurfe, mit der von dem Herrenhauſe beſchloſſenen Abänderung (Nr. 365. der Died 
ſachen) nach der bier folgenden Zuſammenſtellung die verfaffungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen. 


Zufammenftellung 


der 


Beſchlüſſe des Hauſes der Abgeordneten über den Entwurf einer Gemeinheitötheilungs » Ordnung für den de 
gierungsbezirk Wiesbaden mit Ausnahme dis Kreiſes Biedenkopf mit dern Bejchluffen des Herrenhauſes, beit 
des durch letztere veränderten H. 22, 


Befchlüffe des Haufes der Abgeordneten 
am 20. Februar 1869. 


$. 22. 

Die Grundftenern und öffentlichen Laften verbleiben 
auf den Grundftüden, auf welden fie vor der Auseinander— 
ſetzung gehaftet haben. 

Erfolgt ein Umtauſch grumbftenerfreier oder bevor- 
zugter Örundftüde gegen vollbefteuerte Grundftüde, jo treten 
die lepteren dadurch in die Klaffe der grundfteuerfreien oder 
bevorzugten über. 

In den Gemarkungen, in welden eine Umlegung 
von Grundftüden flattfindet, kann gleichzeitig mit der Aus— 
führung bderjelben unter Genehmigung der Steuerbehörde 
der Gejammtbetrag derjenigen Grundfteuer, welcher von den 
der Umlegung unterworfenen Grundftüden bis dahin ent 
richtet worden ift, auf die Landabfindungspläine anderweitig 
nad den für die Auseinanderfegung angewandten Nein: 
erträgen vertheilt werden. 

Bei der Auseinanderjegung nad den Beftimmungen 
diejes Gejepes findet weder eine Ermäßigung der Abfindung 
wegen der den jervitutpflichtigen Grundftüden auferlegten 
oder aufzuerlegenden Grundfteuern, noh aud eine Um: 
ſchreibung der von den fervitutberechtigten Grundftüden für 
die abgelöften Dienftbarkeitsrehte zu entrichtenden Steuern 
auf die verpflichteten Grundftüde ftatt. 

In dem Gebiete des vormaligen Herzogthbums Naſſau 
werden die nah Vorſchrift der SS. 16. und ff. des 
Naſſauiſchen StenersEdifts vom 10, und 14. Februar 1809 
von dem belafteten Grundeigenthümer für die Dienftbarkeits- 


Befchlüffe des Herrenhauſes 
am 27. Februar 1869, 


$. 22. 
Alınca 1—4 unverändert. 


„Dagegen baben im Gebiete des vormaligen ME 
thums Nafau die Servitutberechtigten , die nad Bar 
tes 8. 16. und folgende des Nafjauischen Steuer » @ 
vom 10/14. Februar 1809 von dem Inhaber des Bela‘ 


Beichlüffe des Hauſes der Abgeordneten 
am 20. Februar 1869, 


te mit Vorbehalt des Rückgriffs bezahlter Abgaben bei 
Auseinanderiegung nah Maßgabe des durchſchuittlichen 
rages der legten zwanzig Jahre aufgeredhnet. 

Dagegen bewendet es bis zur Ausführung der Ab» 
ug bei den gejeglihen Beftimmungen über die Anjprüche 
Verpflichteten auf die Vergütung dieſer Grundfteuern. 


Berlin, den 1. März 1869. 


Beichlüffe des Herrenbaufes 
am 27, Februar 1869, 





Grundftüds für die Dienftbarfeitsrehte mit Vorbehalt des 
Nüdgriffs bezahlten Grundſteuern dem lepteren in denſelben 
Terminen wie bisber bis zu dem Zeitpunfte zu erftatten, 
wo in Folge der durch 8. 3. der Verordnung vom 11. Mai 
1867 (Gefep » Sammlung Seite 593.) angeordneten anders 
weiten Veranlagung der Grundfteuer von den Liegenſchaften 
in Gemäßbeit ded Gejepes vom 21. Mai 1861 (Gejeh- 
Sammlung Seite 253.) die bisherige Naffauiihe Grund» 
fteuer ſowohl von den Grundftüden als von den Dienftbar- 
feitsrehten in Wegfall kommt, 


Der Präfident des Haufes der Abgeordneten. 
v: Forckenbeck. 


M 370. 
Saus der Abgeordneten. 
10. 2egislatur + Periode. 
II. Sefion 1868. 





Berlin, den 1. März 1869. 


Sue Hochwohlgeboren theile ih auf das geehrte Schreiben vom 24. Februar cr. 
zu weiterer gefälliger Veranlaffung ergebenft mit, daß das Herrenhaus in 
feiner heutigen Sitzung den von der Königliden Staats » Regierung mittelft 
Alerhöchfter Ermädtigung vom 28. Dftober v. 3. den beiden Häufern bes 
Landtages vorgelegten Gejep-Entwurf, 
betreffend die juriftiichen Prüfungen und die Vorbereitung zum 
höheren Juftizdienfte, 
in der vom Haufe der Abgeordneten in deffen Sipung vom 24. Februar cr. 
beſchloſſenen Faſſung mit Ausnahme des $. 6. und des $. 12. angenom- 
men bat. 
Dieje Paragraphen haben dur den Beichluß des Herrenbaufes die nad» 
ftehende Faſſung erhalten: 


$. 6. 
Referendarien müfjen, bevor fie zur zweiten — ber großen 
Staats-Prüfung — zugelaffen werben können, eine Vorbereitungs- 
zeit von vier Jahren im praktiſchen Dienfte zurüdgelegt haben. 


$. 12. 

Die Beftimmungen dieſes Gejeges treten am 1. Januar 1870 
in Kraft. 

Denjenigen Juriften, welche an jenem Zage auf Grund be— 
ftandener Prüfung bereits zum praftiichen Juftizdienfte zugelaffen 
find, fol die zurüdgelegte Zeit ber Beichäftigung in demielben 
auf bie vorgejchriebene vierjährige Borbereitungszeit — 8. 6. — 
angerechnet werben. Es bleibt der Beftimmung des Regulativs 
— $. 14. — überlaffen, die übrige Vorbereitungszeit im Sinne 
ber Beftimmung des $. 8. zu regeln. 


Der Präjident des Herrenhaujes. 
Graf zu Stollberg. 


An 
den Präfidenten des Hauſes der Abgeordneten, 
Herrn 9, Fordenbed 
Hodhwohlgeboren 
bierjelbft. 
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N: 371. 
Haus der Abgeordneten. 
10. Zegislatur = Periode. 
II. Seffion 1868. 





Auf die Tages-Ordnung einer der nächſten Plenar-Sitzungen werden ge— 
ſetzt werden: 


I. 

Mündlicher Bericht der Kommiſſion für das Juſtizweſen über bie 
Petition der Grundbefiger Miſchel und Genoſſen zu Eulimmen bei Loepen 
ın Oftpreußen (II. Nr. 855.) 

j das Gefep vom 10. März 1864 in Betreff der Kalende auf alle 
Grundftüdstheilungen vom Sabre 1810 ab auszudehnen. 
Berichterftatter: Abgeordneter Zeile. 


Antrag der Rommiffion: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beichliegen: 
Die vorbezeihnete Petition nebft Anlagen der Königlichen 
Staatd-Regierung zur Erwägung zu überweijen, inwie— 
fern eine Erleichterung der nad dem gegenwärtigen Rechts— 
zuftande dur Die Abgabe der kleinen Kalende prägravirten 
Heinen Grundbefiger zu erreichen fei. 


Mündlicher Bericht der XVII. Kommilfion über die Petitionen, 
welche fih auf den Gejeg- Entwurf, betreffend den Eigenthums « Erwerb ıc. 
und den Entwurf einer Hypotheken-Ordnung beziehen: 

Journal II. Nr. 11. 914. 1248. 2592. und Sournal I. Nr. 710. 


Berichterftatter: Abgeordneter Lasker. 


Antrag der Rommiffion: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
die vorbezeichneten Wetitionen der Königlihen Staats- 
Regierung zur Kenntnißnahme und als Material bei der 
zufünftigen Gelepgebung zu überwetien. 


II. 
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Mündlicher Bericht der Kommilfion für Finanzen und Zölle über 
nachftebend bezeichnete Petitionen: 
1) des Buchdrudereibefigers E. Sande in Golberg und Genofjen, 
I. Nr. 65., 
2) des Vorfigenden des Vereins der Berliner Buchdrudereibejiger, 
Dr. L. Müller, II. Nr. 66., 
3) des Nedafteurd der Haude- und Speneriden Zeitung, Dr. Aleris 
Schmidt und Genoffen, II. Nr. 177., 
4) des Buchdrudereibefiperd Pfingften und Genofjen zu Ipebce, II. 
Nr. 357., 
5) des Buchdruders Beig zu Pinneberg, II. Nr. 358,, 
6) des Buchdruckers Hamburg zu Neumünfter, II. 359., 
7) des Verlagsbuchhändlers Ehlers zu Neuftabt in Holſtein, 
Il. 360,, 
8) des Verlags» und Sortiments-Buchhändlers Fränkel zu Olden— 
burg in Holftein, II. 361., 
9) des Buchdruckers Schüthe zu Oldesloe, II. 362, 
10) des Buchhändlers Pauly zu Heide, IL 363. 
11) des Buchdruckers Hanſen und Genofjen zu Tönning, IL. 364. 
12) des Buchdrudereibefigers Heppler und Genofjen zu Appenrade, 
U. 365., 
13) des Buchdrudereibefigers Höbner und Comp. und Genofjen zu 
Altona, II. 441,, 
14) des Buhdruders Mönch zu Bredtitedt, II. 442, 
15) des Bud» und Papierbändlers Heldt und Genofjen zu Eckern— 
förde, II. 443,, 
16) des Buchdruckers Maaß zu Flensburg, II. 444. 
17) des Herausgebers des Eiderftäbter Wochenblattes, Bade zu Frie- 
drichsſtadt, IL 445,, 
18) des Buchdruckers Lühr und Dirds und Genofjen zu Garding, 
II. 446, 
19) des Buchdruderd Jebens und Genoffen zu Hufum, II. 447., 
20) des Verlagsbuchhändlers G. v. Maad und Genofjen zu Kiel, 
II. 448,, 
21) des Buchdruderd Caspar und Genofjen zu Preeg, IL. 449., 
22) des Buchdruckers Hirt zu Ploen, II. 450., 
23) des Buchdrudereibefigers Waejer zu Segeberg, II. 451., 
24) des Redakteurs Groth zu Wefjelbüren, II. 452., 
25) des Buhdruderd Puvogel zu Wandabed, II. 453., 
26) des Buchdrudereibefigers und Zeitungsverlegers H. Hartung 
und Genofjen zu Königsberg i. Pr., II. 726., 
27) des Buchdrudereibefigers A. Schroth in Danzig und Genofjen, 
I. 727, 
28) des Buchdrudereibefigers Guftav Röthe zu Graudenz, II. 728.. 
29) des Buchdruckers H. Stobbe zu Tiegenbef, Il. 729,, 
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30) des Buchdrudereibefiperd U Bretihneider in Marienburg. 
II. 730. 
ſämmtlich die Aufhebung der Zeitungsftempelfteuer und Ab» 
Änderung des Preßgejepes vom 12. Mai 1851, betreffend. 
Berihterftatter: Abgeordneter Dunder. 


Antrag der Kommiffion: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

In Erwägung, daß das Haus der Abgeordneten fi) bereits 
früger wiederholt für die gänzliche Aufhebung der Zeitunge- 
ftempelfteuer ausgeiprodyen und in ber Erwartung, daß Die 
Königlihe Staatd-Negierung ſelbſt die Initiative zur Bejeiti« 
gung ber Stempelfteuer ergreifen werde, jobald die Finanz— 
lage des Staates dies irgend geftattet, geht dafjelbe über 
die vorbezeichneten Petitionen, joweit fie die Aufhebung 
der Zeitungsftempelfteuer bezielen, zur Tages-Ord— 
nung über. 


Berlin, den 1. März 1869. 


Der Präfident des Hauſes der Abgeordneten, 
v. Fordenbed. 
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8 312. 
Haus der Übgeordneten. 
10. 2egislatur» Periode. 
IT. Seffion 1868. 





Berlin, den 2, März 1869. 


us Hohmwohlgeborer beehre ih mich in Erwiederung auf das gefällige 
Schreiben vom 20, Februar c. die ergebenfte Mittheilung zu machen, daß das 
Herrenhaus in jeiner heutigen Sipung, dem von der Königlichen Staate- 
Regierung auf Grund Allerhöchſter Ermädtigung vom 19. Dftober v. 3. den 
beiden Hiufern des Landtages vorgelegten Gejeg-Entwurfe, 
über die Erwerbung und den Verluſt der Eigenſchaft ald Preu- 
ßiſcher Unterthan, jowie über den Eintritt in fremde Staatsdienfte, 
in der vom Haufe der Abgeordneten im deſſen Sipung vom 20. Februar d. 3. 
beſchloſſenen Faſſung n’ht überall beigetreten ift. 
Eine beglaubigte Ausfertigung des beregten Gejep-Entwurfs wie derſelbe 
aus den anderweitigen Beichlüffen des Herrenhaujes hervorgegangen ift, füge 
ih zu weiterer gefälliger Beranlafjung ergebenft bei. 


Der Präfident des Herrenhanfes. 
Graf zu Stolberg. 


An 
den Präfidenten des Haufes der Abgeordneten, 
Herrn v. Forckenbeck 
Hochwohlgeboren 
hierſelbſt. 


| Entwurf eines Gefetes 


über 


die Erwerbung und den Verluſt der Eigenſchaft 
als Preußiſcher Unterthan, jowie über den Ein- 
tritt in fremde Staatsdienfte. 


ir Wilhelm, von Gotted Gnaden König von 
Preußen ꝛc. 


verorbnen mit Zuftimmung beider Häujer bes Landtags der Monardjie, zu- 
gleich auch für das Jade⸗Gebiet, was folgt: 


8. 1. 
Die Eigenihaft als Preußifcher Untertban wird begründet: 
1) durch Abftammung ($. 2.) 
2) durch Pegitimation ($. 3.) 
3) durch Verheirathung ($. 4.) und 
4) durch Verleihung ($. 5. ff.) 
Die Adoption hat für fih allein dieſe Wirkung nicht. 


g. 2. 
Jedes ehelihe Kind eines Preußen wird durch die Geburt Preufifcher 
Untertban, auch wenn es im Auslande geboren ift. 
Unebelihe Kinder folgen ber Mutter. 


g. 3. 

Iſt die Mutter eines unehelichen Kindes Ausländerin, ber Vater aber 

ein Preuße, fo wird das Kind durch eine ben gefeplichen Beftimmungen ge» 
mäß erfolgte Legitimation Preußiſcher Unterthan. 


$. 4. 
Eine Ausländerin wird Preußiſche Unterthanin durch Verheirathung mit 


einem Preußen. 
1 * 
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8. 5. 
Die Verleihung ($. 1. Nr. 4.) erfolgt durch Ausfertigung einer Natura 
lijations- Urkunde. Zur Ertheilung derjelben find die Landespolizei» Behörden 
ermächtigt. 


g. 6. 

Eine von Uns unmittelbar oder von Unferen Gentral- oder Provinzial« 
Behörden vollgogene oder beftätigte Beitallung für einen in den Preußiſchen 
unmittelbaren oder mittelbaren Staatödienft aufgenommenen Ausländer ver 
tritt zugleich die Stelle der NatwralifationseUrfunde. Eine Ausnahme hier: 
von findet Statt bei denjenigen Auslindern, welche im Auslande in Unieren 
Dienften ala Konſuln, Handele-Agenten u. |. mw. angeftellt werben. 

In den Vorſchriften über die Zulaffung von Ausländern zum Staats- 
dienfte wird Durch dieſe Beftimmung nichts geändert. 


7, 

Die Eigenihaft ala Preufe foll nur folden Ausländern verliehen wer— 
ben, welche 

1) nad) den Gefepen ihrer bisherigen Heimath dispofitionsfähig find, 
es fei denn, daß der Mangel der Dispofitionsfähigfeit durch die Zus 
ftimmung des Vaters, des Vormundes oder Kuratord des Aufzu- 
nehmenden ergänzt wird; 

2) einen unbeſcholtenen Lebenswandel geführt haben; 

3) an dem Drte, wo fie fid) niederlaffen wollen, eine eigene Woh— 
nung oder ein Unterfonmen finden; 

4) an dieſem Orte nach den daſelbſt beftehenden Berhältniffen ſich 
und ihre Angehörigen zu ernähren im Stande find. 

Bon Angehörigen der Königreihe DBaiern und Württemberg und 
des Großherzogthums Baden joll im Falle der Neziprocirät, bevor fie natu— 
ralifirt werden, der Nachweis, daß fie die Militairpflicht gegen ihr bieheriges 
Vaterland erfüllt haben oder davon befreit worden find, gefordert werben. 


g. 8. 


Die Landespolizei-Behörden find verpflichtet, vor Ertheilung der Natura- 
Iilationd-Urfunde die Gemeinde, rejpektive den Armenverband besjenigen Or- 
tes, wo der Aufzunehmende ſich niederlaffen will, in Beziehung auf die Er 
forderniffe des $. 7 Nr. 2, 3 und 4 mit ihrer Erklärung zu hören, 


8.9. 
Die Naturalifations-Urfunde begründet mit dem Zeitpunfte der Ausbän— 
digung alle Rechte und Pflichten eines Preußen. 


g. 10. 


Die Berleibung der Eigenſchaft ala Preußiſcher Untertban ($$. 5 und 6) 
erftredft fi, injofern nicht dabei eine Ausnahme gemacht wird, zugleich auf 
die Ehefrau und die noch unter väterliher Gewalt ftehenden minderjährigen 
Kinder. 
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ft bei einem biefer Angehörigen die im $. 7 Nr. 2 erforderte Unbes 
iholtenheit nicht außer Zweifel, und wird daher deffen Aufnahme unzuläffig 
gefunden, fo ift Die ganze Familie zurüdzumeifen. 


$. 11. 


Der Wohnſitz innerhalb Unſerer Staaten begründet für fi allein die 
Eigenihaft als Preuße nicht. 


8. 12, 


Die Eigenihaft ala Preuße geht verloren: 
1) durch Entlaffung auf Antrag ($$. 13 u. ff.), 
2) durch Ausiprud der Behörde ($$. 18 u. 20), 
3) durch zebnjährigen Aufenthalt im Auslande ($. 19), 
4) bei einer Preußifhen Untertbanin durd deren Verheirathung mit 
einem Auslänber. 


g. 18. 


Die Entlaffung ($. 12 Nr. 1) ift bei der Landespolizei-Behörde des 
Wohnorts nachzuſuchen und erfolgt durch eine von dieſer Behörde ausgefer- 
tigte Urfunde. 


g. 14. 


Die Entlaffung darf nicht ertheilt werden: 

1) männliden Untertbanen, welche fih in dem Alter vom vollendeten 
17, bis zum vollendeten 25. Sahre befinden, bevor fie ein Zeug- 
niß der Kreis- Erfag- Kommiffion darüber beigebradht haben, daß 
nad deren pflidtmäßiger Ueberzeuzung nicht die begründete Ver— 
muthung vorliege, die Entlaffung werde zu dem Zweck nachgeſucht, 
um fi der Militairpflicht im ftehenden Heere oder in ber Klotte 
zu entziehen; 

2) Militairperfonen, welche zum ftebenden Heere oder zur Flotte ger 
hören, Offizieren des Beurlaubten- Standes und Beamten, bevor 
fie aus dem Dienfte entlaffen find; 

3) den zur Reſerve des ftehenden Heeres und zur Landwehr, jowie 
den zur Reſerve der Flotte und zur Seewehr gehörigen und nicht 
als Offiziere angeftellten Perſonen, nachdem fie zum activen Dienfte 
einberufen worben find. 


g. 15. 


Aus anderen, als aus den im $. 14 bezeichneten Gründen darf in Arie» 
denszeiten die Entlaffung nicht verweigert werden. Für Die Zeit eines Krie— 
ges oder eimer Kriegsgefahr bleibt bejondere Anordnung vorbehalten. 


g. 16. 


Die Entlafjungs-Urfunde ($. 13) bewirkt mit dem Zeiipunfie der Aus— 
bändigung den Berluft der Eigenſchaft ala Preuße. 





&. 17. 


Die Entlaffung erftredt ſich, iniofern nicht dabei eine Ausnahme gemadt 
wird, zugleih auf die Ehefrau und die noch unter väterliher Gewalt ftehen- 
den minderjährigen Kinder, 


gJ. 18. 


Unterthanen, welche im Auslande fih aufhalten, können der Eigenicaft 
als Preuße, durch einen Beihluß der Lındespolizeie Behörde ‚verluftig erklärt 
werden, wenn fie im Falle cines Krieges oder einer Kriegsgefahr einer aud« 
drüdlihen Aufforderung zuc Rücklehr binnen einer beftimmten Friſt feine 
Folge leiften, 


$. 19. 


Unterthanen, melde die Preußiſchen Staaten verlafjen und fich zehn 
Fahre lang ununterbroden im Auslande& aufhalten, verlieren dadurch die 
Eigenfhaft ala Preufe. Die vorbezeichnete Friſt wird von dem Zeitpunft 
bes Ausfritts aus Preußen, oder, wenn ber Austretende fi im Befige eines 
Reifepapierd oder Heimathſcheines befindet, von dem Zeitpunfte ihres Ablaufs 
an gerechnet. 

Für Untertbanen, welche fi in einem Staate det Auslandes mindeftens 
fünf Jahre lang ununterbrohen aufhalten und in demjelben zugleich bie 
Staateangebörigfeit erwerben, fann durch Staatövertrag die zehnjährige Frift 
bis auf eine fünfjährige vermindert werben, ohne Unterſchied, ob die Bethei« 
ligten im Befige eines Reifepapierd oder Heimatbfcheines fich befinden oder nicht. 


$. 20. 


Der Eintritt "eines Unterthans in fremde Staatsdienfte ift erft nad 
erfolgter Entlafjung deſſelben ($. 16) unbeichränft geftattet. 

Tritt ein Unterthan obme Unfere Erlaubniß in fremde Staatedienfte, jo 
fann die Landes-Polizeibehörbe denfelben durch Beſchluß der Eigenichaft als 
Preuße verluftig erflären, wenn er einer ansdrüdlihen Aufforderung zum 
Austritt binnen einer beftimmten Friſt feine Folge leiftet. 


g. 21. 


Wenn ein Unterthan 
1) mit Unjerer ummittelbaren Grlaubnis bei einer fremden Macht 
dient, oder 
2) im Inlande von einer fremden Macht in einem von Uns zu« 
pelafjenen Amte, wie bat einet Konlule, Handels-Agenten u. |. w. 
angeftellt wird, 
fo verbleibt ihm jeine Eigenſchaft als Preuße. 


$. 22. 

Die Vorſchriften der 8. 18 bie 20“ finden auf Preußiſche Untertbanen, 
- welche fi im Gebiete eines zum Norbdeutihen Bunde gehörigen Staates 
aufhalten oder im die Dienfte defjelben treten wollen, feine Anwendung. 
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$. 28. 


Die Kabinets-Ordre vom 10. Januar 1848 (Gejeg- Sammlung 1848 
Seite, 25),; jowie alle dieſem Gejepe zumwiderlaufenden Borjchriften werben 
aufgehoben, 

Urkundlich ıc. 


Beglaubigt: 


Der Präfident des Herrenhaujes. 
(L. 8.) Graf zu Stolberg. 


Rx 373. 
Saus der Abgeorbneten. 
10. 2egislatur- Periode. 
II. Seſſion 1868. 





Antrag 


dem mündlichen Berichte ver Juſtiz-Kommiſſion 

über den Geſetz-Entwurf, betreffend die juriftiichen 

Prüfungen und die Vorbereitung zum höhern 
Auftizdienfte. (Nr. 372. der Drudjachen.) 


v. Bonin (Genthin): Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
nad erfolgter Beihlußfaflung über den Gejep-Entwurf nachſtehenden An- 
trag anzunehmen: 
die Königlihe Staatd-Regierung aufzufordern, 

I. die beabfihtigte anderweite gejegliche Regelung der beftehenden 
Borjhriften über die Befähigung zu den höheren Aemtern ber 
Verwaltung jo zu beichleunigen, daß biejelbe gleichzeitig mit ber 
ſchon eingeleiteten &ejepgebung über die juriftiihen Prüfungen 
und die Vorbereitung zum höheren Juftizdienfte zur Ausführung 
kommen fann. 
bis dahin, daß dies geichehen aber, das Regulativ vom 14. Fe 
bruar 1846, genehmigt durh bie Allerh. 8. D. vom 27. Fer 
bruar 1846 (G⸗S. pro 1846 ©. 199—210), betreffend bie Be» 
fähigung zu ben höheren Aemtern der Verwaltung, vollftändig 
zur Ausführung zu bringen. 

Berlin, den 25. Februar 1869, 


— 
7 


I 


v. Bonin (Genthin). 


Motive, 


ad 1. Im der 55. Sipung des Hauſes ber Abgeorbneten in ber bied- 
jährigen Seffion hat der Herr Vertreter des Herrn Minifters des Innern 
erklärt: 
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„Die Staats» Regierung jei damit beſchäftigt, gewiſſe Uebel» 
fände, die in der Vorbereitung der Verwaltungs- Beamten fid 
gezeigt haben, zu bejeitigen. Ueber die Lage dieſer Berathungen 
fönne er aber nähere Auskunft nicht ertbeilen, weil fie noch nit 
abgeſchloſſen jeien.* 

So ift alio noch in feiner Weile zu überjeben, wann die Regierung 
dieje exit in den vorderathenden Stadien liegenden Berhandlungen zum Ab— 
ſchluß bringen wird. 

Es ift aber unabweislich, dieſe anderweite Regelung für den höheren 
Berwaltungs»Dienft unverweilt herbeizuführen, weil durch die in Beziehung 
auf den lepteren von der Staatd-Regierung eingebradhten und in beiden 
Häufern des Landtags beratbenen Gejep-Entwürfe, nad melden unter Zu. 
ftimmung der Landes-Vertretung, ftatt der bisher beftandenen drei Prüfungen 
für die Folge nur zwei Prüfungen ftattfinden jolen, dem $. 1 des Regulativs 
vom 14, Februar 1846, welcher für den Eintritt als Referendarius bei einer 
Regierung den Nachweis fordert, daß der Gandidat entweder die zweite 
juriftiihe Prüfung zum Referendarius bei einem Obergerichte gemügeub be 
ftanden, oder doch das Zeugniß der Reife zu dieſer Prüfung erlangt und 
eine vom Obergericht für probemäßig erflärte Probevelation geliefert habe, Die 
Grundlage vollftändig entzogen wird. 

Sobald das eingebradte Gejeg über die juriftiichen Prüfungen und die 
Vorbereitungen zum höheren Juftizdienfte zur Ausführung kommt, ift ed un— 
möglih, daß irgend Jemand dem oben erwähnten geſetzlich zu verlangenden 
Nachweis zu führen im Stande fei, und daraus folgt die Unmöglichkeit, daß 
Referendarien bei den Regierungen zu ihrer Vorbereitung für den Höheren 
Berwaltungsdienft eintreten fünnen. Daß dadurd diejenigen jungen Beamten 
in ihren verfaflungsmäßigen Rechten verlegt werden, melde fi dem höheren 
Derwaltungsdienfte auf Grund der beftebenden geieglihen Borjhriften widmen 
wollen, liegt auf der Haud. Es würde aber aud der Staat geihäbdigt 
werben, wenn auf diejem Wege ſehr bald nicht nur ein fühlbarer Mangel an 
grändlih und vollftändig für die Verwaltung vorbereiteten jungen Beamten 
herbeigeführt, jondern auch überhaupt jede Beranlafjung zu gründlichen 
Staats- und volkswirthſchaftlichen Studien bejeitigt werben würde. Da 
jedenfalls das von der Staats » Regierung eingebradhte Geſetz über die jurie 
ſtiſchen Prüfungen nicht vor dem 1. Januar 1870 in Kraft treten wird, jo 
ift der Antrag ad J. auch in dieſer Rüdjiht ebenjo begründet als ausführbar. 

ad II. &s ift notoriſch, daß jeit länger ala Jahresfriſt, angeblid in 
Bolge eines MinifterialeErlafjes bei den Regierungen feine Referendarien an« 
genommen werden, obgleih zur Zeit noch der geiegli zu verlangende oben 
erwähnte Nachweis der genügenden Vorbereitung für den Eintritt bei den 
Regierungen geführt werden kann. Die Annahme und Auftellung von Re 
gierungs-Referendarien ift nicht Sache des Herrn Minifters des Innern, jon« 
dern der Regierungs » Präfidenten. 

Der $. 49. der Inftruftion zur Geihäftsführung für die Regierungen 
vom 23. Dftober 1817 (Gejep »« Sammlung 1817 Seite 286) jchreibt aus- 
drũcklich vor: 

„Die Anftelung und Entlaffung der Referendarien ift Sache bes 
Präfidii.* 
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Alles was zu deffen und des Chef » Präfidenten Wirffamkeit im Allge 
meinen nad der Inftrultion vom 23. Dftober 1817 gehört, ift nad ber 
Allerhöchſten Kabinets-Ordre vom 31. Dezember 1825 den Negierungs- 
Präfidenten überwieſen. 

In dem Regulativ rom 15. Februar 1846 ift angeordnet: 

$. 3. (Meldung zur Prüfung.) „Das Gefuh um Zulaffung zur 
Prüfung ift bei dem Negierungs-Präfidenten anzubringen, welcher 
die über den Kandidaten bei dem Obergeriht geführten Akten ein» 
zufordern und wen aus ihnen nicht etwa Bedenken ſich erge- 
ben, die Prüfung anzuordnen hat." — 

Es erſcheint daher das jept thatſächlich beobachtete Verfahren den beſte— 
henden geleplihen Vorſchriften nicht entiprehend und deshalb der Antrag 
ad II. zur Sicherung der geieglich begründeten Aufprüche derjenigen jungen 
Beamten, welde nad Erlangung der vorgejchriebenen Dualifitationen dem höhe— 
ren BerwaltungssDienfte fi widmen wollen, wie zur Sicherung des Staats» 
Intereſſes ebenſo gerechtfertigt ala geboten. — 

MWird die gegen die beftehenden geleplihen Vorichriften getroffene An» 
ordnung nur noch 3 Sabre aufrecht erhalten und ausgeführt, jo wird es feine 
Regierungd-Referendarien mehr geben. 

Dies ſcheint aud) das Ziel zu fein, weldes die Regierung anftrebt, i ine 
dem fie auf dieſem Wege nicht blos dahin gelangt, „fünftig mehr als bisher 
auf Anftellung von Juriften bei den Verwaltungs» Behörden zurüdzugreifen“, 
wie der Kommilfar des Herrn Minifterd des Innern fagte, jondern thatſäch— 
lich in ter ihr anjcheinend beſonders wünſchenswerthen Lage ſich befinden wird, 
lediglich und ausſchließlich auf Juriften bei der Beſetzung von Verwal: 
tungkämter angewiejen zu fein. 

Das Haus der Abgeordneten hat den $. 8. der Regierungs- Vorlage be— 
trefferd tie juriftiichen Prüfungen und die Vorbereitung zum höheren Zuftiz« 
Dienfte, nah welchen die Juftiz-Referendarien auch bei einer Verwaltungs— 
Behörde für die Dauer eines Jahres beichäftigt werben jollten, mit großer 
Majorität abgelehnt. Der erwähnte Beihluß Konftatirt, daß das Haus der 
Abgeordneten die von der Regierung erftrebte Vermiſchung der Vorbereitung 
für den höheren Juſtiz- und Verwaltungs. Dienjt und die damit unvermeiblich 
verbundene oberflächliche VBorbildung, insbejondere für den Berwaltungs-Dienft, 
nit zulaffen will. 

Es erjcheint daher um jo dringender geboten, aud auf Beleitigung bes 
jept angeordneten Berfahrens und auf ftrenge Befolgung der beftehenden ges 
feglihen Vorjchriften, bis deren Abänderung im Wege der Gejepgebung her» 
beigeführt ift, hinzuwirken. 


— 54· 
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Verbeflerungs- Anträge 


dent Gejeb-Entwurfe, betreffend die juriftifchen 
Prüfungen und die Vorbereitung zum höheren 
Juſtizdienſte. (Mr. 370. ter Drudjachen des Ab- 
geordnetenhaufes und Nr. 149. des 
Herrenhaufes.) 


Zweiten und Genofjen. Das Haus der Abgeortueten wolle beichließen: 
1) im $. 6. Zeile 5 ftatt „vier“ zu jepen: 


„drei, 
2) im $. 12 Zeile 4 ftatt „vierjährige” zu ſetzen: 
„dreijübrige*. 
Berlin, den 2. März 1869, 


Tweften. 
Unterftügt durch: 
Tehomw. Runge. v. Puitfamer Hillinab, Peltzer (Düffeldorf). 
Dr. Weber (Erfurt). Baebr (Kaffe). Dunder Dr Ebertv. 
v. Bennigfen. Haad. Braun (Hersfeld). v. Unrub. Delius. 
v. Sauden (Georgenfelde). Freiherr v. Proff-Irnich. 


Leſſe. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
eventuell, für den Fall der Annahme der Herrenhaus-Beſchlüſſe 
zu den 88. 6. und 12, des Geſetz-Entwurfes — 
den $. 7. des Gejeg-Entwurfes, wie folgt, zu fallen: 
Sie find während dieſer Vurbereitungszeit bei Gerichten 
erjter und zweiter Inftanz, bei der Staatd-Anwaltichaft, 
bei Notarien und auferdem bei Rechts-Anwalten minde- 
ftena auf die Dauer eines Jahres zu beichäftigen. 


2 
III. 
v. Dieft und Genoffen. Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
1) im 8. 6 Zeile 3 ftatt: „vier“ zu ſetzen: „drei®. 
2) im 8.12 Zeile 4 ftatt „vierjährige* zu ſetzen „dreijährige”. 
3) im $. 11 hinter den Worten: 
„Die in der großen Staats- Prüfung beftandenen Re 
ferendarien“ 
einzuhalten: 


„ud als Affefforen ein Jahr bei einer Lofal-Berwaltunge- 
Behörde zu beſchäftigen“ 


fodannı: 
„und werden ſodann von dem Juftiz-Minifter* 
bis zum Schluß. 
Berlin, den 2. März 1869. 


v. Dieft, als Antragfteller. 
Unterftügt durch: 
v. Brauchitſch (Klatow). Fiſcher (Löwenberg). v. Gerlad. v. Sobed, 
Graf v. Keller. v. Bocttiher. v. Aulock. v. Lingentbal. v. Lattorff. 
Sreiberr v. Even. v. Wedell. v. Zander. Ferno. Simon v. Zaſtrow. 
v. Koeller. v. Marſchall. Groſchke. Hagen (Fürſtenthum). Fiſcher 
(Guben). v. Bonin (Schlawe). v. Sanden Frhr. v. Maſſenbach. 
v. Arnim (Templin). Kleift v. Bornftedt. vw. Kardorff. Carl Prinz 
zu Hohenlohe. Fehr. v. Edardftein. v. Pommer-Eſche. Foerfter. 
Dr. Schulz (Memel). v. d. Marwip. 








N 37. 
Haus der Abgeordneten. 


10. Zegislatur» Periode. 
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Antrag 


Referenten zu dem Geſetz-Entwurf über einige 

Ergänzungen und Aenderungen des Geſetzes 

vom 12. Mai 1831, betreffend den Anſatz und 

die Erhebung der Gebühren der Rechtsanwalte, 

in den Bezirken der Appellationsgerichte zu 

Kaſſel, Kiel und Wiesbaden. (Nr. 346. der 
Druckſachen.) 


Das Haus ber Abgeordneten wolle beſchließen, in der Regierungs« Vorlage 
folgende Abimderungen eintreten zu laffen: 


I. 

1) Die Ueberjchrift zu fafjen: 
Geſetz, betreffend den Gejcäftsbereih und die Gebühren 
der Rechtsanwälte in den Bezirken der Appellationsgerichte 
zu Kafjel, Kiel und Wiesbaden. 

2) Im Eingang binter den Worten „Unferer Monarchie” einzue 

ſchieben: 

für die Bezirke der Appellationsgerichte zu Kaſſel, Kiel und 
Wiesbaden. 

3) Einen Artikel J. folgenden Inhalts einzuſchieben: 
die in einem Appellationsgerichts-Bezirke angeſtellten Rechts- 
anwälte find ohne Unterſchied zur Praxis bei ſämmtlichen 
Gerichten dieſes Bezirks berechtigt. 

Demgemäß auch die weiteren Artikel anders zu beziffern. 
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4) Den Eingang von Xrtifel I. (IL) dahin zu faflen: 
An die Stelle des $. 8. ꝛc. — — treten die nachfolgenden 
Vorſchriften. 


5) In 8. 2. daſelbſt an entſprechender Stelle einzuſchieben: 

4) Für die Koſten der Reiſe eines Anwalts, welcher außerhalb 
des Kreisgerichts-Bezirkes, worin er wohnt, handelt, findet 
ein Erſatz-Anſpruch nur nah Maßgabe des 8. 6. flatt. 

6) In Abſchnitt 4. (5.) dafelbit Zeile 4. und 5. zu Sagen: 
Beftimmungen’ unter Ziffer 2, und 4. 
T) In 8. 3. ftatt „Ziffer 4“ zu jegen: 
Ziffer 5. 
8) In $. 5. die Worte zu ftreichen: 
jedoch innerhalb des Kreisgerichts-Bezirks, für welchem ihm 
die Berehtigung der Prozeßpraris zufteht ($. 29. und 18. 
ber Berordnung vom 26. Juni 1867 Gejepg- Sammlung 
©. 1073 fj.). 
9) Den $. 6. dahin abzuändern: 
Handelt ein prozeßführender Anwalt außerhalb des 
KRreisgerichtsbezirfs, in weldem fein Wohnort belegen 
ift, fo hat der unterliegende Gegner die Koften der Reile 
befielben nur zu erftıtten, ſoweit dadurch die Koften eines 
weiteren Anwalts erjpart worden find ($. 2. Pofition 1.), 
ober wenn ber Anwalt zu den ım $. 50. beziehungsweiſe 
35. und 34. der Verordnungen vom 26. Juni 1867 (Ges 
jep-Samml. ©. 1073 ff.) bezeichneten Anwälten gebört. 
Sm legteren Fall beihränft fi die Erfappflit auf den- 
jenigen Betrag, welder nah ben bis zur Verkündigung ıc. 
(wie im Entwurf.) 
(Sämmtlide vorftebende Anträge ftehen in innerem Zuſam— 
menbange.) 


IE 


In Art. I. (II) 8. 2 des Entwurfs den Schlußſatz der Pol. 1 dahin 
zu ändern: 


Ausgenommen bleibt nur der Kal, wenn ein Wechſel durch 
Tod, Dienftaustritt oder Verſetzung des Bevollmächtigten, oder 
die Beftellung eines weiteren Anwalts für Handlungen bei einem 
von dem Prozeßgerichte erſuchten oder beauftragten auswärtigen 
Gerichte nothwendig geworben ift. 


In Act. I. (II) $. 6 dem zweiten Abſatz am Schluffe hinzuzufügen: 


wobei die Amtsgerichte, Kreisgerichte und Appellationdgerichte 
je an die Stelle der vormaligen Untergerichte, Ober» oder Hof- 
gerichte, und Dber-Appellationsgerichte treten. 
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Demgemäß aber den Abfap 3 im Eingang dahin zu faffen: 
Ueberfteigt der vorgedachte Betrag denjenigen Betrag, wel- 
her ıc. (wie im Entwurfe.) 


ww. 


In Art. II. (III) den Eingang dahin zu fafjen: 
Mit der aus $. 6 Art. I. (II) ſich ergebenden ıc. 


V. 
In demſelben Artikel am Schluſſe hinzuzufügen: 
Desgleichen werden alle bei Beſtellung oder Verſetzung von An— 
wälten geſtellte, von den Vorſchriften dieſes Geſetzes abweichende 
Bedingungen abfällig. Auch ſollen dergleichen Bedingungen künf— 
tighin nicht geſtellt werden. 


Baehr. 
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Dritter Bericht 


er 


Kommiſſion für Handel und Gewerbe 
über 


Petitionen. 


A. 


Berichterftatter: 


Abgeordneter Dr. Beder. 
— — 


Die Rechtsverhältniſſe der beim Bergbau Betheiligten und Beſchäftigten find 
in Deutſchland außerordentlich häufig Gegenſtand des öffentlichen Vertrags 
und der Geſetzgebung geweſen. Die Berg-Ordnungen, Privilegien u. |. w., 
jo zablreih und jo mannichfaltig fie find, ftimmen aber nad) Inhalt und 
Ausdruck darin überein, daß fie unter Bergleuten nur männliche Perjonen 
(den Bergjungen, den Bergknecht, den Bergmann) verftehen, und daß Weiber 
wie von den Mühen jo auch von den Ehren des Bergmannsberufs ausgeſchloſſen 
jeien. An diefer Auffaffung halten die Bergleute bis zur Stunde fo feſt, daß 
wo die neuere Gejepgebung in der Verpflichtung zum Beitritt zu gewerblichen 
UnterftügungssKaffen feinen Unterſchied zwiſchen Arbeitern und Arbeiterinnen 
gelten laffen will und die beim Bergbau über Tage arbeitenden Frauen und 
Mädchen den Bergarbeitern zuzäblt, doch noch feine Knappſchaft eine Frauens— 
perfon als ftändiges Mitglied zugelaffen bat. Sogar als nichtſtändige Mit 
glieder find Frauensperionen, die auf Gruben über Tage arbeiten, nur ganz 
ausnahmsweiſe — im NegierungssBezirf Liegnitz — zugelaffen, fie entbehren 
aljo jelbft bier der Hauptvortbeile, welche die Knappſchaft den Bergleuten ges 
währen fann und joll, der Invaliden-Verſorgung und der Unterftügung der 
Hinterbliebenen. Wo nah Deutiher Sitte ein öffentliher Beamte, der Ges 
ihworne, das Verhältniß zwiichen der Gewerkſchaft und den Bergleuten regelte, 
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die Arbeiter annahm, auf die Gruben vertheilte, ihnen Schichtlohn und Ge 
dinge fejtiepte, über ihre Beförderung und Ablegung entihied u. |. w., hätte 
man fi den Kal gar nicht denken fünnen, daß Weiber ald Bergleute an« 
genommen und verpflichtet würden; ebenfo wenig, wie daß Weiber als Seeleute 
Dienft thun möchten. Auch in den von Slaven bewohnten Gegenden, joweit 
dort Bergbau auf Deutihem Fuße betrieben wurde, hat Weiber- Arbeit unter 
Tage nicht ftattgefunden. Die Preupiihe Berg-Ordnung für Schlefien und 
das General-Privilegium für die Bergleute aus dem Jahre 1769 fennen nur 
männlidhe Bergarbeiter, 
(Berg-Drdnung Kapitel 49. $. 1. „Alle Bergleute, fie jeien be 
weibt oder nicht beweibl” ...... SB IETTERT „jollen in 
bergmänniihem Habit gehen.” Bergl. auch Steinbed’s Ger 
ſchichte des ſchleſiſchen Bergbaues. Breslau 1857. Bd. J. ©. 313.) 

In Belgien und in England, wo der Staat früher ih um das Schick— 
ſal der Bergarbeiter wenig kümmerte, haben ſich die Dinge befanntli anders 
geftaltet, in England, wie Carey annimmt, zum Theile in Folge des Ver— 
falles des ländlichen Mittelftandes. 

Auf Deutfhem Boden hatte nur einmal eine Ausnahme in der Gegend 
von Aachen Plap gegriffen. Bei Einridtung der Preußiſchen Berg-Berwal: 
tung fanden fi dort überhaupt im Grubenbetriebe jehr mißliche Zuftände. 
Daß dieje lediglich durch die Franzöfiihe Verwaltung hervorgerufen geweſen, 
wird dadurch unwahrſcheinlich, daß fie ih in der Gegend von Saarbrüden 
nicht vorgefunden haben. Bieleiht hatte das böſe Beifpiel der walloniſchen 
Nachbarſchaft gewirkt. Jene Berbältnifje jpiegeln fi in einem Publikandum 
bes Ober-Bergamts zu Bonn vom 24. Mai 1818; 

„Die Zahl der im Bergamts - Diftrifte Düren feit unſe— 
rer Adminiftration beim Bergbau vorgefommenen Berunglüdun« 
gen von Arbeitern ift im Berhältnig zu andern Bergwerks- 
gegenden und zur Ausdehnung des daſigen Bergbaues jo groß, 
daß fie einen ſehr traurigen Beweis von der GSorglofigfeit eines 
großen Theils der dortigen Bergwerks-Eigenthümer und ihrer Offi— 
zianten abgiebt, womit folder dieſes Gewerbe ohne die erforderliche 
Auffiht über ihre Arbeiter und ohne die pflihtmäßige Achtung 
für das Leben und die Gejundheit berjelben, betreiben läßt“. 

(Bergl. Kampp’s Annalen. II. 454.) 

Länger ala ein ganzes Jahrzehnt haben, wie zahlreihe Verordnungen 
beweifen, die Bergbehörden mit dieſen böfen Zuftinden zu kämpfen gehabt. 
Nachdem durch die Unvorfichtigfeit der am Haspel des Förderſchachts ber 
Steinkohlengrube Neu-Langenberg bei Aachen beihäftigten Weiber ein Berg- 
mann uns Zeben gelommen war, nahm die Bergbehörde endlih aud Beran- 
laffung, zu ermitteln, wie weit die Beihäftigung der Weiber im Bergbau 
unter Tage und über Tage reihe. Es wurde feftgeftelt, daß die Weiber 
beim Bergbau nur deshalb angenommen feien, weil fie zu einem geringe 
ren Shihtlohne als die Männer arbeiteten; daß die Weiber auf den 
Steinfohlengruben zwar vorzugsweile über Tage, aber in dem weftlichen 
Theile des Bezirks, alſo nach der Belgiichen Grenze zu, in den Bleierz- und 
Eifenfteingruben unter Tage beſchäftigt waren, wie der Bericht des Bergamts 
zu Düren fih ausdrüdte: 





„Zunge Mannes» und Frauensperfonen durcheinander, von glei» 
her Robheit und Ausgelaffenheit”. 

Das Bergamt zu Düren beantragte die Ausſchließung der Weiber von 
ter Arbeit unter Tage. Das Oberbergamt zu Bonn erörterte und verneinte 
dann die Frage, ob die Franzöſiſche Gejepgebung und ganz beionders ber 
zweite Abjchnitt des IV. Titels des Dekrets über die Bergpolizei vom 3. Ja— 
nuar 1813 unter „Bergarbeitern* auch Frauenzimmer verftehe, und erließ mit 
Zuftimmung des Minifters des Innern, zu deffen Neffort damals das Berg- 
weien gehörte, unter dem 9. Februar 1827 für die Niederrheinifchen Pro— 
vinzen eine „Verordnung, die Entfernung der Frauensperjonen von der Grus 
benarbeit betreffend.” 

Es heißt in berfelben: 

„Rah Einfiht des Bergpolizeis Defretd vom 3. Januar 1813 
Tit. IV. Sect. 2., welches offenbar vorausfept, daß bei dem Bes 
triebe der Bergwerke, jowohl unter als über Tage, nur männliche 
Arbeiter gebraucht werben; 

In Erwägung, daß die meiften bei bem Betriebe der Gruben 
vorfommenden Arbeiten dem weiblichen Geſchlechte nicht angemefjen 
find; daß gleihwohl die Grubenbefiper einen Vortheil dabei finden, 
verjhiedene dieſer Arbeiten durch Frauensperfonen verrichten zu 
laffen, aber nicht allgemein die Grenze wahrnehmen, welche poli- 
zeilihe Sicherheit und Schidlichkeit bezeichnen, und dadurch ber 
reits Unglüdsfälle herbeigeführt worben find, verorbnet das unter 
zeichnete Oberbergamt, wie folgt: 

Art. 1. Frauensperfonen follen von allen eigentlichen 

Grubenarbeiten in Schädten, Stollen und Gtreden ent« 

fernt bleiben. 

Art. 2. Ueber Tage können Frauensperjonen nur in 
Arbeit genommen werden auf den Halden, in ben Erz-, 
Kohlen und Materialien-Magazinen, bei den Erzwäſchen; 
feineswegs aber bei der Förderung oder bei irgend einer 
Art von Gruben» oder Aufbereitungs-Malhinen, vom Haspel 
bis zur Dampfmaſchine.“ 

Dieſe Verordnung ift feitdem im Bereiche des Ober-Bergamtes Bonn in 
Kraft geblieben und von den Gerichten u. A. dahin ausgelegt worden, daf 
Weiber auch von Schurf-Arbeiten autgefchloffen ſeien. 

Achenbach, die Berg-Polizei-Vorjhriften bes Rheiniſchen Haupt» 
Berg Diftriftes. Köln 1859, ©. 185. 

Für den zum Rheinischen Ober-Bergamte gehörigen Theil des Regierungs« 
Bezirks Düffelborf ift fie noch nachträglich im Frühjahre 1858 verfündigt 
worden und meuerdings ihrem Inhalte nah als 

„F. 55. Bei Arbeiten unter Tage dürfen weibliche Arbeiter nicht 
beſchäftigt werben” 
in die Allgemeine bergpolizeilihe Berorbnung bes Ober-Berg— 
amtes zu Bonn vom 8. November 1867 aufgenommen worden. Mit 
legterem hat das Rheinische Ober» Bergamt zugleih ausgeſprochen, daß 
ein Verbot, Weiber unter Tage zu beſchäftigen, auch durd die neuere Berg« 
Gejepgebung, die im Bergmwerfäbetriebe jonft fehr viele Schranfen bejeitigt 
1 “ 
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bat, nicht unzuläffig geworden fei. In ber That ift man allerorts auch 
nad Erlaß des Gejepes vom 21. Mai 1860, durch welches die Einmiſchung 
ber Behörden in das Verhältnig zwiſchen dem Bergwerfs-Unternehmer und dem 
Arbeiter befeitigt wurde, bis in die jüngfte Zeit der Meinung geblieben, daß 
Bergbau feine Weiberarbeit jei, jo daß, obgleich außerhalb bes rheinischen 
Bezirkes Fein ausdrückliches Verbot gegen Weiberarbeit unter Tage bes 
ftand, bis vor einem Jahre überhaupt gar fein Verſuch, feit einem 
Jahre aber erft im Oberſchleſien der Verfuh gemacht worden ift, Frauens— 
Perjonen in Bergwerfen zu befhäftigen. Dieſem Verſuche ift das Ober-Bergamt 
zu Breslau unter dem 20. Oftober 1868 mit folgender „Berg=Polizei-Verorb- 
nung” entgegengetreten: . 
„Betreffend die Beihäftigung von Frauen und Mädchen in 
Bergwerfen. 

Auf Grund des $. 197 des Allgemeinen Berg-Gejepes vom 
24. Zuli 1865 wird für den Umfang unferes Verwaltungs » Be 
zirkes verordnet, was folgt: 

$. 1. Frauen und Mädchen bürfen beim Bergbau unter 
Tage nicht beſchäftigt werden. 

$. 2. MUebertretungen diejer Polizei » Verordnung werben nad) 
$. 208. des Allgemeinen Berg-Geſetzes mit Geldbuße bis zu 
fünfzig Thalern beftraft. 

$. 3. Vorſtehende Polizeir-Verordnung tritt mit dem 1. Ja— 
nuar 1869 in Kraft.“ 

Der Bergrathb a. D. Ficinus zu Garlebof bei Tarnowig als Generals 
Bevollmächtigter des Kammerberrn Grafen Hugo Henkelv. Donnersmard 
auf Naklo, in deffen Bergwerk Gottesfegen: Grube ebenfalls weibliche Arbeiter 
als Füller und Wagenftößer bejhäftigt worden waren, erhob gegen dieſe Ver— 
ordnung Beihwerde bei dem Handels» Minifterium und bat, diejelbe außer 
Wirkſamkeit zu jepen. 

In feiner Eingabe vom 17. Dezember 1868 Eritifirte er die Verordnung 
in folgender Weije: 

„Ale Gründe, welde deren Bertheidiger vorgebradht haben, 
beweifen zu viel, indem fie fid) eben jo gut auf die Beſchäftigung 
männlicher Perjonen unter Tage, als aud auf die Beihäftigung 
weiblicher Arbeiter über Tage auf Bergwerfen und in Wäſchen 
aumwenden laſſen. Auch die von den unferen völlig verichiedenen 
engliihen und beigiihen Verhältniſſe find berbeigezugen worden, 
und aud an ſüßlichen, jentimentalen Humanitätsgrüns 
den und Öinweilen auf die Moralität bat es nicht ge« 
feblt. Alle diefe Argumente find unwefentlid, umjomebr, als das 
Königliche Ober-Berg-Amt zu Breslau diefelben nicht offiziell zu 
den feinigen gemacht bat. Die Frage ift vielmehr einfach Die: ob 
qu. Polizei-Verordnung gefeplich gerechtfertigt ift oder nicht. Und 
diefe Frage muß, wie ich glaube, verneint werden. 

Diejelbe ftügt fih anf $. 197. des Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. Juni 1865. Allein, indem dieſe Beftimmung den Ober: 
Berg-Nemtern die Befugniß zum Erlaß von PolizeisVerordnungen 
über die im $. 196. 1. e. bezeichneten Gegenftinde beilegt und 
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nad $. 196. eit. die polizeiliche Auffidt der Bergbehörden fi 
auf die Sicherheit der Baue, des Lebens und der Gejundheit der 
Arbeiter, den Schup der Oberfläche im Intereffe der perjönliden 
Sicherheit und des öffentlichen Verkehrs, jowie den Schup gegen 
gemeinfhädliche Einwirkungen des Bergbaues erftredt, weiſt fie 
zugleich die Schranfen an, innerhalb deren bergleihen Polizei 
Verordnungen fih zu bewegen haben. Das Gejeg ermächtigt Die 
Bergbehörden nicht, im Polizeiwege die Beihäftigung weiblicher 
Arbeiter überhaupt, reip. unter Tage beim Bergbau zu verbieten 
und damit einen offenbaren Eingriff in die beftehende Gewerbe: 
und Berfehräfreibeit zu thun, vielmehr nur Anordnungen zu treffen, 
dab das Leben und die Gelundheit auch weiblicher Arbeiter unter 
den gegebenen Verhältniſſen den größtmöglihen Schup erfahre. 
Es kann fih alio die Einwirkung der Bergpolizei nur auf An— 
ordnung gewiſſer Vorſichtsmaßregeln bei der weibliden Gruben» 
arbeit, jofern dergleichen für nöthig erachtet werden, richten. Das 
Königliche DOber-Berg- Amt zu Breslau, indem es eine ganze Kate— 
gorie son Arbeitskräften außer Thätigkeit jepen will, überjchreitet 
damit feine Befugniffe und greift im die Prärogative des Gejep- 
gebers ein. Auch die Vertbeidiger der Maßregel, welche auf eng« 
liche und belgiihe Borbilder refurriren, müſſen zugeitehen, daß 
die dortigen Verhältniffe nicht durch Ordonnanz, ſondern durch 
Geſetz ihre Regelung erfahren haben. Auch in unſerem Staate 
kann ein Verbot der Beſchäftigung von Frauen und Mädchen beim 
Bergbau unter Tage nur im Geſetzwege erlaſſen werden.“ 

Der Handels-Miniſter hat den Petenten unter dem 23. Dezember 1868 

durch folgenden Beſcheid abgewieſen: 

„Ew. Wohlgeboren eröffne ich auf die Beſchwerde vom 17. 
d. Mis. unter Rückgabe der Anlage derſelben, daß keine Verau— 
laſſung vorliegt, die Polizei-Verordnung des Königlichen Ober— 
Berg-Amtes zu Breslau vom 26. Oktober dieſes Jahres wieder 
aufzuheben. 

Der Inhalt diefer Verordnung erfcheint nicht nur den Ver— 
hältniſſen vollftändig angemeffen, ſondern entipricht aud den, in 
allen anderen Dber-Berg-Amts-Bezirfen thatſächlich beſtehenden 
Zuftinden, wonach Weiber unter Tage bei der Bergarbeit nicht 
zugelaffen werden. Bereits am 9. Februar 1827 bat das Ki» 
nigliche Ober-Berg- Amt zu Bonn eine Polizeir-Verorbnung gleichen 
Inhalts erlaſſen und legtere dur $. 55. der Allgemeinen Polizeis 
Verordnung vom 8. November 1867 wiederholt. 

Nach den 88. 196. und 197. des Allgemeinen Berg» Gefepes 
vom 24. Juni 1865 find die Ober-Berg-Aemter ebenſo berechtigt, 
wie verpflichtet, für die Sicherheit des Lebens und der Gejundheit 
der Arbeiter im bergpolizeilihen Wege Sorge zu tragen. Sowohl 
das Leben, wie die Geſundheit der Arbeiter und fpeziell der 
Weiber eriheinen bei der Zulaffung der Kepteren zu der Berg- 
arbeit unter Tage gefährdet und fann daher die Kompetenz ber 





Ober» Berg Aemter zum Grlaffe eines derartigen Verbotes nicht 
bezweifelt werben. 

Indem das Dber-Berg-Amt ben Bergbautreibenden durd bie 
Verordnung vom 26. Dftober diejes Jahres $. 3. eine zweimonat» 
liche Srift zur Ablegung der übrigens überall erft feit kurzer Zeit 
unter Tage bejhäftigten Frauen und Mädchen gelaffen hat, ift 
aud nad Liefer Seite hin den Berhältniffen gebührende Berüd- 
fihtigung zu Theil geworden.” 


Unter dem 13. Januar 1869 bat ber genannte Bevollmädtigte des 
Grafen Henkel von Donnerämard fih an das Abgeordnetenhaus gewendet. 


„Wenn gar nicht geleugnet wird und nicht zu leugnen ift, daß 
nah ben $$. 196. und 197 des allgemeinen Berggefeges vom 
24. Zuni 1865 die Oberbergämter ebenfo berechtigt, wie verpflichtet 
find, für die Sicherheit des Lebens und der Gejundheit ber Ar- 
beiter im bergpolizeiliben Wege Sorge zu tragen, jo folgt daraus 
noch lange nicht, daß fie befugt find, eine ganze Kategorie von 
Arbeitern im Polizeimege von einer gewiffen Beihäftigung aus 
zufchließen. Dies kann nur der Gefepgeber. Die Behauptung in 
dem Minifterialrejfript aber, daß ſowohl das Leben, wie die Ges 
jundheit der Arbeiter und jpeziell der Weiber bei der Zulaffung 
ber Lepteren zu ber Bergarbeit unter Tage gefährdet erſcheinen, 
ift ebenfo unbegründet als zu viel jagend und daher ungutreffend. 
Denn es ift notoriſch, daß Speziell im Oberſchleſiſchen Bergbau- 
Diftrift überall zur Zeit die Baue in verhältnifmäßig geringen 
Zeufen umgeben, die Bergwerksräume weit und bequem find, für 
gute Bentilation geforgt ift und ſchlagende Wetter nicht vor- 
fommen. Es bat aber aud die Erfahrung bewieſen, daß fo lange 
weibliche Arbeiter mit der ihnen angemefjenen Beihäftigung unter 
Tage beim Grubenwefen betraut geweſen find, ſich nicht der ge— 
ringfte nachtheilige Einfluß auf deren Gejundheit gezeigt bat. 
Eine Lolalreherhe und Bernehmung Sadverftändiger kann Dies 
beftätigen. Die Arbeit der Weiber über Tage als Handlanger 
bei Bauten, am Hatpel und in ben Waͤſchen ift viel anftrengender 
und bejdhwerlider. Aber aus der Debuftion des Minifterials 
Reffripts würde folgen, daß überhaupt jede Grubenarbeit unter 
Zage bie Gejundheit und das Leben und aljo auch der männ« 
lichen Arbeiter bebrohe und daß daher ſchließlich aud die Ver— 
wendung ber Arbeitöfraft der Männer unter Tage zu verbieten 
fei, woran die Bergbehörbe jedoch nicht denkt. Und bierin liegt 
das Widerſpruchsvolle der Debuftion. Wäre fie bezüglih der 
Weiber aber richtig, fo könnte fie nur ein Motiv für den Gejep- 
geber licfern, Frauenarbeit zu verbieten. Cine Befugniß ber 
Polizei läßt fih daraus nad $. 197. des Allgem. Berg-Gejepes 
vom 24. Juni 1865 nicht folgern. 

Der Hinweis auf die in anderen Oberbergamts- Bezirken 
tbatfächlich beftehenden Zuftände und die Polizei-Berorbnungen 
bes Oberbergamtes zu Bonn vom 9. Februar 1827 und 8. No— 
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vember 1867 involvirt in erfterer Beziehung das indirefte Zuge 
ftindniß des Mangels einer rechtlichen Baſis und ift im Uebris 
gen nicht glüdlic gewählt, weil, abgejehen davon, daß verjdiedene 
Eofalverhältniffe dabei in Betracht fommen, ein illegaler Zuftand 
nit durd ein an verfchiedenen Orten erlaffenes ungerechtfertigtes 
Polizeiverbot jeine Sanktion und Weihe erhalten kann. 
Das Haus der Abgeordneten erſuche ich hiermit ergebenft: 

Die Bergpolizei-Verordnung vom 26. Oltober 1868 für 

ungefepli zu erflären und die Königliche Staats-Regie- 

zung zur Suspendirung derjelben aufzufordern.* 

Die Kommilfion für Handel und Gewerbe hat fih in Gegenwart eines 
Kommiffarius des Handels » Minifteriums der Berathung dieſer Petition 
unterzogen. 

Zunächſt erörterte man die Frage, wie weit die Zuftändigfeit des Ober— 
bergamts zum Erlaffe von Polizei-Verordnungen reiche. 

Ein allgemeines Landesgejep, welches die Frauenarbeit beihränft, ift nicht 
vorhanden. 

Als unfere neuere Gejepgebung die Arbeitäzeit der Kinder in Fabriken 
u. ſ. w. beihränfte, hätte es nad dem Vorgange ber Englifhen Gefepgebung 
nahe gelegen, gleichzeitig die Berhältniffe der in Fabriken u. |. w. arbeitenden 
Srauensperjonen zu berückſichtigen. Erfahrungsmäßig werden Weiber gerade 
dann an die Stelle von Kindern gebracht, wenn dieſe von einer Arbeit aus- 
geihloffen oder darin beſchränkt werden; und dod find Frauen und erwachſene 
Mädchen vielfach ebenjo jehr eines Schupes bedürftig wie Kinder, wenn aud 
nicht gerade gegen dieſelben Gefahren und durch diefelben Vorbeugungsmittel. 
Wie die Verhandlungen über das Geſetz vom 16. Mai 1853 (betreffend die 
Beihäftigung jugendlicher Arbeiter in Fabriken) ergeben, hat man aber da« 
mals nody angenommen, ein Bebürfniß, den Schup des Gejepes auf Weiber 
auszubehnen, ſei nicht hinlänglih nachgewieſen; ob er aber auch nicht nad» 
weisbar jei, diefe Frage bat man gar nicht berührt. 

Die Bergbehörbe ftügt die erwähnte Verordnung auf $. 197 des Allge- 
meinen Berggeſetzes: 

Die Oberberg-Aemter find befugt, für den ganzen Umfang 
ihres Berwaltungs-Bezirfs oder für einzelne Theile deſſelben 
PolizeirBerordnungen über die im $. 196 bezeichneten Gegen« 
ftände zu erlafjen. U. ſ. w. 

Der $. 196 jagt: 

Der Bergbau fteht unter der polizeilichen Auffiht ber Berg- 
behörde. Diejclbe erſtreckt fi aüf die Sicherheit der Baue, bie 
Sicherheit des’ Lebens und der Gefundheit der Arbeiter, den Schup 
der Oberfläche u. ſ. w., den Schug gegen gemein fhablihe Ein» 
wirfungen u. |. w. 

Die beiden Punkte, welche die Bergbehörbe bei dem Verbote im Auge 
gehabt hat, find bie beiden erften: die Sicherheit der Baue und die Sicher 
beit des Lebens und die Gejunbheit der Arbeiter. 

Daf der Bergbau das Leben und bie Gejundheit der Arbeiter gefährbe, 
und daß die Zahl der Unglüdsfälle nur durch Zwang und nidt durch Bes 


8 


lebrung u. f.w. „auf „einer gewijjen mäßigen Höhe“ erhalten werde, 
ift allfeitig anerfannt. 
2. Pappenheim, Handbud der Sanitätd-Polizei. Berlin. 1868. 
©. 283. 

Ferner ift faum zu bezweifeln, daß, wenn beim Bergbau ſchon ber Dann 
vielfach Leben und Grfundheit wagt, und oft mit eigenthümlichen ſchlimmen 
Krankheiten kaͤmpft, das Weib fih folden Gefahren in weit höherem Maße 
ausfept. Selbft die verhältnißmäßig einfahften Arbeiten, wie Füllen und 
Schleppen der Förderwagen, üben, bejonders wenn fie in niedrigen Streden 
ftattfinden, auf den Organismus des Weibes nachtheiligere Wirfungen als 
auf den des Mannes, 

Abortus, ſchwere Entbindungen und Todtgeburten find nad dem Zeugniffe 
der Belgifhen Aerzte unter den Bergarbeiterinnen am bäufigften. Aber aud) 
abgejeben von den Unfällen, denen beim Bergbau und in Folge des Berg— 
baus ein Weib an fi mehr ausgejegt ift als der Mann, fommt die Nüd- 
fiht auf die übrigen Arbeiter unter Tage in Betracht. Ein einziger Arbeiter, 
der die Sicherheitsvorihriften nicht ftetig und in voller Strenge zu erfüllen 
im Stande ift, gefährdet nicht bloß fih, jondern das Leben und die Ges 
jundheit feiner Mitarbeiter. Die Ueberzeugung der Bergwerfsbeamten geht 
aber faft übereinftimmend dahin, daß das Weib nicht durchweg die Anforde— 
rungen zu erfüllen vermöge, welde an den Bergarbeiter geftellt werben 
müffen, um den Gefahren, die mit dem Betriebe verbunden find, vorzubeugen; 
fie erachten die weiblichen Arbeiterinnen außer Stande, der bergmänniichen 
Pflicht, der Disziplin, dann zu genügen, wann ed am nothwendigften wäre. 
Ein jolder Fall war e8 eben, der das Verbot der Weiberarbeit im Dürener 
Bezirke zur Folge gehabt bat. Das Gutachten der Bergbehörde war dahin 
gegangen, weil Weiber am Haspel beſchäftigt gewejen, darum ſei der Berg- 
mann verunglüdt; und eben darum ſchloß das Ober-Bergamt zu Bonn die 
Frauensperjonen aus 

von allen unterivdiihen und jelden Arbeiten, bei welden die 
größere Kraft und ftetige Aufmerkſamkeit des männlichen Arbeiters 
zur Beleitigung aller Gefahr unbedingt erfordert werden. 

Wenn nun jonad Weiber beim Bergbau unter Tage nad dem Gutachten 
der Merzte in ungewöhnlihem Maße ihr eigenes Leben und ihre Gefundheit, 
und nad) dem Gutachten der Bergbauverftindigen außerdem noch die Sicher: 
heit des Baues und das Leben und die Gelundheit der übrigen Arbeiter 
ernftlich gefährden, jo hält fih die Verordnung des Dber » Bergamts zu 
Breslau mit Dem gänzlihen Verbote der Weiberarbeit in den Grenzen, 
welde das Berggeſetz den bergpolizeiliden Berordnungen geftedt hat. 

Daß dieſes Verbot ein jehr weit umfafjendes ift, daß es jogar Die 
Grenze des geſetzlich Zulälfigen erreicht, ſoll darum nicht beftritten werden. 
Es ericheint vielmehr die Frage angezeigt, ob die Bergbehörde dabei auch 
den Rückſichten volle Rechnung getragen habe, welde für Die Arbeitsfreibeit 
aller Arbeitsfähigen geltend zu maden find, mit andern Worten, ob nicht 
wenigſtens eine Beihränfung des Verbotes zu befürworten jei. Anzuerfennen 
ift, daß die Bemühungen um Erweiterung des Arbeitsgebiete für Frauen 
und Mädchen eine höhere Ehägung weiblidyer Erwerbstübigkeit zur Folge 
gehabt bat; aber diejes Streben ift nie jo weit gegangen, die Zulaffung des 


weiblihen Geſchlechtes zu allen Arbeiten zu fordern, vielmehr ift die Natur 
des weiblichen Geſchlechts ftets bei mancherlei Arbeiten ale ein ſelches Hinderniß 
anerfannt worden, defjen Nichtachtung die bedenklichſten Folgen haben würde, 

Wenn es aud ſchwierig fein mag, im jedem einzelnen Falle zu unter« 
jheiden, ob eine Arbeit ih zur weiblichen Natur hide, jo fann man doch 
im Allgemeinen das als Merkmal gelten lafjen, ob es möglich fei, die Ar- 
beiterinnen getrennt von den Männern und unter weibliher Aufficht zu 
halten. Wo das unausführbar wird, insbefondere, wo es nicht möglich ift, 
die unmittelbare Leitung der Weiber-Arbeit einem Weibe unterzuorbnen, 
weil feine aud nur einiger Maßen dazu vorgebildete Frau fid) zu dieſem 
Amte finden läßt, da verzichte man auf Weiber Arbeit. Das entjpridt auch 
vollftändig den Anfichten der intelligenteren männlichen Arbeiter. Im Allge- 
meinen find Die männlichen Arbeiter der Erweiterung des Arbeitögebiets für 
das weibliche Gejdleht nicht günftig geftimmt, aber wenn von benjelben 
jemals ein Beilpiel der verabſcheuungswürdigſten Beihäftigung für Frauen 
und Mädchen angeführt wird, fo darf man darauf reinen, daß als ſolche noch 
heute die ehemalige Weiber-Arbeit in den engliichen Koblengruben genannt 
wird. Nebenbei bemerkt, fteigert fih, wo Weiber mit Männern in derfelben 
Werkſtätte arbeiten, die Zahl der wegen Verbrechen und Vergehen in Unter 
ſuchung kommenden Frauens-Perſonen bis auf das Doppelte des Durch— 
ſchnittsſatzes. 

Der Widerwille der männlichen Arbeiter gegen die Mitarbeiterſchaft der 
Weiber findet bis zu einem gewiſſen Maße volle Berechtigung in der That— 
Jade, daß Arauen, gerade wie Kinder, unter ungleich jchlechteren Bedingungen 
Arbeit nehmen ale Männer. Wie weit die Rüdfichtslofigfeit gegen Frauen 
und Kinder beilpielsweile beim Bergbau führen Fann, vorausgejept, daß 
dem Bergwerks-Unternehmer ganz freie Hand gelaffen ift, hat die befannte 
parlamentariiche Unterfuhung in England aus dem Sabre 1841 ſattſam ges 
lehrt. Man fand Stollen, die nur 20 Zoll hoch waren, weil der Unter 
nehmer es für einträglid bielt, die Kohlen durdy feine Kindern, die in 
ſolcher Enge ſich allenfalls noch bewegen Fonnten, fördern zu laffen; in den 
Gruben des Grafen Durbam waren die Laflträger» Arbeiten faft nur 
weiblichen Perfonen auferlegt, und es wurde feftgeftellt, daß ein Mädchen 
von 16 Jahren — aljo von einem Alter, für welches nad der jepigen Preu— 
ßiſchen Gejepgebung im Allgemeinen eine Arbeits: Beihränfung nicht ftatte 
findet — täglid 40—50 Gänge, jeden 100—200 Lichter tief, mit zwei 
Centner machen mußte. 

Roſcher, Auſichten der Volkswirthſchaft ©. 258. 

Die Engliſchen Bergwerfebefiger entichuldigten ſich unter Hinweis auf die 
„Ihwierige Konkurrenz”, die fie nöthige, billigfte Arbeitsfräfte zu verwenden, 
damit, daß Fraue jarbeit niedriger im Preife ftehe als Mannsarbeit. Letzkeres 
ift überall der Fall. Solger giebt tie Löhne der Schlepper in den Ober: 
ſchleſiſchen Gruben zu 9 Sgr., 10 Sgr., bis 10 Sgr. 11 Pf. und den 
Schichtlohn der Weiber, die damals aber nur über Tage arbeiteten, zu 5 Sr. 
7Pf. bis 64 Sgr. an. 

Solger, 1860. Der Kreis Beuthen-Beuthen. Beuthen, 1860. 

Wenn Weiber jegt unter Tage als Schlepper verwendet werden, fo mögen 
fie allerdings Anfangs wohl denfelben Lohn wie männliche Schlepper erhalten; 
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aber erfahrungsmäßig finkt der Lohn der Weiber bald oder allmälig unter 
den Lohn der Männer und drüdt dann den Arbeitslohn überhaupt, der für 
Bergleute im BVergleihe mit anderen Arbeitslöhnen ohnehin meift verhältnip: 
mäßig niedrig ift. 

Im Zahre 1867 waren in Oberichlefiihen Steinfohlenbergwerfen unge. 
fähr 19,000 Arbeiter beſchäftigt; und die Nachfrage nach Bergleuten war im 
Steigen. Einige bundert Weiber die dort zur Arbeit unter Tage in einem Augen 
blicke übergeben, wo über Arbeitermangel geflagt wird, drüden nod nicht den 
Lohn der Bergleute. Wenn aber einmal zeitweilig Arbeitsftodung einträte 
und der Bergwerfsslinternehmer energiſch auf Lohnberabfegung drängte, fo 
würde er es leicht haben, ftatt der Hunderte Taufende von Weibern in bie 
Gruben zu bringen, fo lange für fie der Lohn unter Tage auch nur noch 
etwas höher bliebet als über Tage, Selbft die geringere Arbeitsleiftung allein 
bält nicht immer von Lohnberabfegungen zurück; vorausgejept nur, daß für 
den Arbeitgeber Ausficht zu fein ſcheint, durch noch weitere Lohnfürzung das 
Mindermaß der Leiftung auszugleihen; alſo dahin zu fommen, das Maß der 
Arbeit und des Lohnes einfeitig feftzuftellen. Dies aber, — fügt Carey — 
ift Sklaverei. 

In dem 14—15 Quadratnieilen großen Koblenbezirfe des Hennegaus ift 
bei dem jeit dem Jahre 1859 finfenden Lohne die Zahl der Arbeiterinnen 
unter Tage bis zu 8000 angewachſen, während deren über Tage nur 
3— 4000 beichäftigt find. Seit dem ift Hennegau der Schauplap von Urs 
beiterunruhen und zwar find die Bezirke, in denen das weibliche Geſchlecht 
am zahlreihften an der Grubenarbeit Theil nimmt, nämlich Mond und Char: 
leroi 8 vorzugsweife, wo die Unruhen durch die Einmiſchung der Weiber den 
wildeften Charakter annehmen. In dem mittleren Bezirke des Hennegaus 
findet man bedeutende Koblenbergwerfe, bei denen grundjäglid feine Weiber 
unter Tage verwendet werden, und gerade dieſe find bis jetzt von Arbeitsein- 
ftelungen und Unruhen frei geblieben. 

In Belgien bat man nun unterſucht, wie fi die Arbeitsleiftung der 
Männer zu der der Weiber im Bergwerfe verhalte und wie viel ed der Ar: 
beiterfamilie in Wirklichkeit einbringe, wenn die Frau oder erwachſene Tochter 
in das Bergwerk gebt. Man ift dabei immer mehr zu der Ueberzeugung ge 
langt, daß dieſe Weiberarbeit wirthſchaftlich nicht ſehr vortbeilhaft fe. Man 
hat aber bisher von durchgreifenden Mafregeln Dagegen Abftand genommen, 
weil, nachdem einmal die Weiber mafjenhaft zum Bergbau übergegangen 
find, fürs erfte deren Erſatz durch männliche Arbeiter nicht wohl möglid) jcheint, 
und gleichzeitig die Verhältniſſe zahlreicher Arbeiterfamilien fid) jo geftaltet 
haben, daß fie auf den BVerdienft der Frau in der Grube mit angewieſen 
find. Der Generaldireftor des Belgiihen Bergweiens Herr Jochams, der 
„im Intereffe der Bergwerfsbefiger und der Kohlenfonfumenten® von der Berg: 
arbeit die Weiber nicht im Allgemeinen, jondern nur Mädchen unter 16 Jah— 
ren ausſchließen will, bezeugt, nachdem in den Sahren 1866 und 1867 die 
Zahl der Arbeiterinnen abermals zugenommen: 

„Meines Bedünfens rührt diefe Zunahme der Arbeiterinnen 
unter Tage von der Zunahme der Armutb her, die durch gleich» 
zeitige Arbeitsftohung und Theuerung der Lebensmittel entftanden 
ft. So ſuchen nun Frauen und Mädchen in Menge die Gruben» 
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arbeit als die einzige Gelegenheit, um einen Beitrag zu den Koften 
des Haushalts zu erichwingen. Leider ift, was auf diefe Weile 
für eine Arbeiterfamilie erzielt wird, ſehr wenig oder fo gut wie 
nichts; Denn einerfeits ift der Zudrang der Weiber zur Gruben« 
arbeit mit dem unvermeidlichen Nachtheile verbunden, daß ber 
Durchſchnittsſatz der Löhne herabgedrüdt wird, andererſeits aber 
führt die Abweienbeit der Frauen im Haushalt zu Unordnung 
und Unwirtbfchaftlichkeit; hierdurd wird aber wenigftens ein großer 
Theil von dem geringen Verdienfte, den die Frau aus der Grube 
beim bringt, wieder eingebüßt.* 
l’Economiste belge. Brux. 1868. No. 14. 

Diefelben Einreden, welche in Belgien gegen die Abihaffung der weib— 
lichen Grubenarbeiterinnen geltend gemacht werden, wurden in England cr 
hoben, als es fih um das Verbot der Frauen» und Kinderarbeit in den 
Gruben handelte. Man wollte davon den Rüdgang des Bergbaues pro— 
phezeien. 

Als das Geſetz vom 10. Auguſt 1842 (Akten aus den Jahren 5. und 
6. der Königin Viktoria Kap. 99. an act to prohibit the employment of 
women and girls in mines and colleries) durchging — weldes verbot, vom 
1. März 1843 an Frauen oder Mädchen in Berqwerfen oder Koblengruben 
unter Tage und am Mafchinen, Haspeln und Göpeln über Tage bei Schäch— 
ten, geneigten Ebenen, die zum Fahren oder Fördern u. |. w. dienen, zu bes 
ichäftigen, — waren in Großbritannien 118,233 Perjonen im Koblenbergbau 
beichäftigt, im Jahre 1861 aber 235,590 und im Jahre 1865 307,000, und 
beute ftehen in England die Bergleute, wenn aud im großen Ganzen hinter 
den meiften anderen Arbeiterflaffen zurüd, doch auf einer weit höheren Stufe 
der Sittlihfeit und Bildung als vor einem Menfchenalter. 

J. M. Ludlow und Iones, die arbeitenden Klafjen England's, 
überfegt von I. v. Holpendorff. Berlin 1868. Seite 86. 
und 141. 

Das Bedauern des Petenten in feiner Eingabe an den Handels Minifter, 
dap dem Wunſche nad möglichſt wohlfeilen Arbeitskräften „ſüßliche, ſen— 
timentale Humanitätögründe und Hinweile auf die Moral” ent 
gegengelegt würden, ift nicht einmal neu; eigenthümlich ift daran nur die 
Faſſung à jour. Landläufiger find Ausdrüde wie „die Berhältniffe 
bringen es jo mit ſich“ oder „die Leute willen es nun einmal 
nicht beijer*; aber der Gedanke ift immer derfelbe: Die bürgerliche Gefell- 
ſchaft müßte Folgen und Kolgerungen aus den Berhältniffen fi gefallen 
lafjen, welde Einzelne ald die Vorausſetzungen ihres Privat = Intereffes er— 
iprießlih befunden und deshalb — aber ohne die bürgerliche Gejellichaft 
darum zu fragen — einzurichten ſich befugt erachtet haben. 

So bringen beilpielsweile, jobald ein Bergwerksbefiper das Gedeihen feines 
Grubenbetriebe® von Frauenarbeit abhängig gemacht bat, die „Verhält— 
niſſe“ es mit fi, daß die Frauen unter Tage fi) jo Fleiden, wie die Män— 
rer unter Tage, gerade fo leicht und je nad) der Temperatur in den Streden 
auch wohl gar nidt. Im Belgien, „wo die Leute es nun einmal nicht mehr 
beffer wiſſen“, finden auch die Bergwerksbeſitzer fi dadurd in feiner Weiſe 
mehr genirt, und in der Deputirtenfammer bat fogar ein Staatsmann es vers 
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fuchen dürfen, die Nichtbefleidung der Bergarbeiterinnen mit der jept üblichen 
Ballkleidung gewiffer Damen zu vergleichen und zu entſchuldigen. Die Wider: 
fegung eines folhen Standpunftes aber ift vergeblid, wenn erft das Eintags: 
Intereife die Forderungen der Humanität und Moral als „ſüßlich und 
jentimental“ verjpotten darf. 

Die Deutihe Gejepgebung kann glüdliherweife noh an dem Sape 
fefthalten: 

Wenn Franenarbeit an ungeeigneter Stelle ange: 
wendet wird, jo widerftrebt das nit bloß der Huma- 
nität, fondern dem wirtbihaftlihen Interejje.*) 

Sollte übrigens außer dem Bergbau unter Tage noch in anderen In— 
duftriezweigen Frauenarbeit nur mit großer Gefährdung des Lebens und der 
Gefundheit ftattfinden, ein Verbot oder eine Beihränfung derjelben aber in 
der Gejepgebung nicht vorgefehen fein, jo dürfte es fih empfehlen, daß die 
Staats-Negierung dieſer Angelegenheit ihre volle Aufmerkſamkeit zuwendete, 
um der Lander-Bertretung die entipredhenden Vorlagen zu maden. 

Was aber die Verordnung des Oberbergamts zu Breslau betrifft, über 
welche Petent ſich beichwert, fo wurde beantragt, anzuerkennen, daß dieſe nicht 
bloß gejeplich zuläffig, fondern aud) im wohlverftandenen Intereſſe des Berg: 
baues im Allgemeinen und der Bergarbeiter im Beſonderen erlaffen jei. 

Gegen diefe Anfiht machte ſich mehrfach Widerfprud geltend. Ein Mite 
glied der Kommilfion bob auf Grund jeiner Belanntihaft mit dem Ober: 
ichlefiihen Bergbau hervor, daß die Gruben, in denen Weiber gearbeitet hätten, 
dort wejentlich anders fein als die in Belgien und England; man babe in 
Oberſchleſien mächtige Flöpe und deshalb hohe Streden, in denen man auf- 
recht gehen könne, ſchlagende Wetter fümen nicht vor, und das Ein und 
Ausfahren der Arbeiter geſchehe nicht an Fahrten (fteilen Leitern) fondern 
mittelft Mafchinen. Unter Tage feien die Weiber erft, ald Mangel an Arbeitern 
fühlbar geworden, beichäftigt worden, und zwar mit Füllen und Schleppen, 
alſo mit VBerrihtungen, die unter ſolchen Verhältniffen jo wenig Gejundheit 
und Leben der Arbeiter wie die Sicherheit des Baues gefährdeten. Thatſache 
fei, daß fo lange in Schlefien Weiber unter Tage gearbeitet, fein Unglüdsfall 
dadurch entitanden fei. Eine Äußere Veranlaffung zu dem vorliegenden Ber- 
bote ſei nirgend erfihtlih; das Verbot habe um jo mehr befremden müffen, 
als erft auf wenigen Gruben Arbeiterinnen verwendet worden ſeien, aber 
gerade zuerft in fisfaliichen Gruben. Was die Löhne betreffe, jo hätten die 
Weiber zu demſelben Gedinge gearbeitet wie die Männern und es jei micht 
nadhweisbar, daß die Yöhne mit oder nad Annehmung der Weiber ges 
ſunken jeien. 


) „Wo man Krauen Berrichtungen überweifet, welche der weiblichen Konftitution nicht ent: 
jprerben, etwa weil man für den Nugenbli für dieſe VBerrichtungen Rrauenarbeit zu nominell 
niedrigerem Preife erwerben fan, als Männeracbeit, wo man im Kalle veichlidsen Angebots 
von Aranenarbeitsfräften Diele mit Dem niedrigſten Pohnfage bezahlt, den Die Konkurrenz 
irgend geftattet; wo man fich nicht entichlichen mag, Frauenarbeit Durch Frauen beauffichti- 
gen zu laffen; wo man nicht auf das Gewiſfſenhafteſte Daranf bedacht ift, Diejenigen Arbeis 
terinnen, welche feinen Rũckhalt von Ramilien haben, mit allen zu Gebete ſtehenden Mitteln 
vor den phyſiſchen und fittlichen Gefahren zu ſchüßen, welche gerade ihnen auch in der Kreis 
zeit drohen: da wird man Die Frauenarbeit doch immer noch zu theuer bezahlen.“ 
A. Emmingbaus, Allgemeine Gewerkelehre. Berlin 1868. ©. 9. 
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Dagegen wurde bemerkt, der Unftand, daß in Schlefien den Weibern 
mancherlei Arbeiten zugewiefen würben, mit denen im übrigen Deutfchland 
fih nur Männer befaften, 3. B. die Hülfeleiftung bei den Baugewerben, fei 
vielleicht Mitveranlaffung, daß dort die Üebertragung der Bergmannd- Arbeit 
an Weiber weniger Aufſehen gemadt habe, als das dagegen gerichtete Verbot. 
Berufe man fih nun gegen dieſes Verbot auf die Freiheit der Arbeit, fo 
werde man doch aud einräumen müfjen, daß Ausnahmen, aljo Beihränfungen 
der Freiheit, durch die eigenthümliche Art eines Arbeitözweiges gerechtfertigt 
fein fönnten; und um eine ausnalımaweife gefährlihe Beihäftigung bantele 
es fih eben. Prüfe man das Verbot der Weiber- Arbeit nad feinem Zwede, 
jo werde man finden, daß die Verordnung des Ober-Bergamts zu Breslau 
‚vom 20, Dftober 1868 der neuern Berg-Gefepgebung nicht widerſpreche, viel 
mehr den Gedanfen derjelben wiebergebe. Die Vorausſetzung, daß nur Manns- 
Jerionen Bergleute feien, gebe durd die ganze Geiepgebung über Bergweien 
und alle damit zuſammenhängenden Einrihtungen. Wie in der Einleitung 
hervorgehoben, laffe nur ein einziger Kuoppichafts » Berein Weiber zur 
Mitgliedihaft und auch diefer fie nur als nichtſtändige Mitglieter zu; es feien 
aljo den Weilern tie dem Bergmann unentbehrlihen Garantien und Benes 
fizien für den Fall eines Unglüdes verfagt. Wer gleihwohl Weiber den— 
jelben Gefahren wie die Bergleute ausſetze, Inde eine jo ſchwere Verantwort⸗ 
lichkeit auf fi, daß der Staat mit feinen Grundjägen über den Schup der 
Arbeiter in grelfen Widerſpruch gerathen würde, wenn er darüber hinwegſehen 
wollte. Die Geſetzgebung verpflichte die Berg-Behörden, für die Sicherheit 
der Baue, für die Erhaltung der Arbeiter im Bergbau u. |. w. die nöthigen 
Anordnungen zu treffen. Als die Behörden noch den Bau unmittelbar ger 
leitet hätten, ſei es für fie eher zuläffig geweien, Anordnungen auf befondere 
Fülle zu beichränfen; jene jpezielle Auffiht der Gruben jei weggefallen; 
und darum eben müßten allgemeine polizeilihe Vorſchriften gegen leichtfertigen 
und Fahrläffigen Betrieb Play greifen. 

Ein anderes Mitglied, das durch jeine amtlihe Stellung mit der in 
Nede ftebenden Angelegenheit vertraut geworden, bemerfte, die Thatſache, daß 
auf fisfalifchen Werken die Weiberarbeit unter Tage ihren Anfang genommen, 
fet richtig, von diefen Werfen aus jei darüber aber auch alabald an die vorge 
jepten Behörden berichtet und fo das Verbot herbeigeführt worden. Sowohl 
die „Königs Grnbe* wie die „RöniginsLonijen- Grube” hätten dann die Wei— 
ber wieder von der unterirdiſchen Arbeit ausgefhloffen, ohne dadurch in wirk— 
liche Berlegenheit um Arbeitskräfte zu gerathen. Thatſache ſei es übrigens, 
daß man auf den oberſchleſiſchen Gruben auch mit Rüdfiht auf die niedrigen 
Löhne, zu denen dort die Weiber arbeiten, den Berfuh mit MWeiberarbeit 
unter Tage gemacht habe. Wenn jept darauf Gewicht gelegt werde, daß ein 
Herabgehen der Löhne damit noch nicht eingetreten ſei, ſo müſſe andererjeits 
bezeugt werden, daß die Entfernung der Weiber jofort eine Steigerung der 
Löhne zur Folge gehabt babe; ein Einfluß der Weiberarbeit auf die Lohn- 
Verhältniſſe ſei alfo, obgleich erft einige hundert, im Ganzen höchſtens 500 
Weiber an Stelle von Bergleuten gearbeitet, unlengbar. In Privatgruben 
feien ungefähr 250 Weiber bejhäftigt worden, und man werde auch dafür 
ihwerlich einen andern Grund nachweiſen fünnen als den angegebenen. Die 
bis dahin gar nicht üblich gewejene Heranziehung der Weiber zum eigentlichen 
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Bergbau habe die Aufmerffamfeit der Behörden um fo mehr erregen müſſen, 
als gerade in derfelben Zeit in Belgien die bitterften Klagen über die Folzen 


‚der Meiberarbeit laut geworden und in ber Wolfs-Vertretung Wiederhall 


gefunden hätten. Dort habe man viel zu lange die Dinge fo geben lafjen, 
wie ed gerade deu Bergwerke-Unternehmern gepaßt, bis endlich eine grauen 
bafte Verfommenbeit der Weiber und Kinder in den Koblen-Diftriften und 
neuerdings das Gutachten der medizinijhen Akademie in Brüffel (über bie 
zahlreichen Früh- und Fehlgeburten der Bergarbeiterinnen) dem Minifter des 
Innern den Entſchluß und die Erflärung abgenöthigt hätten, auf dem Wege 
der Gefepgebung dagegen einzuichreiten. Augeſichts dieſer Thatſache werde 
feine Auffichtöbebörde, der die Mittel zum Ginfchreiten bereit# zu Gebote 
ftänden, ſich der Verantwortlichkeit ausiegen wollen, daß durch das Geſchehen— 
laffen in Oberichlefien der Keim zu belgiihen Zuftänden entwidelt werde, 
Weil in unjerm Bergbau die Weiberarbeit noch nicht eingebürgert, darum 
eben fei es von der Regierung wohlgetban, daß fie von ihrer Befugniß, fie 
zu unterbrüden, noch rechtzeitig vollen Gebrauch gemacht habe. Die Ber: 
fiherung, die Weiber feien unter Tag nur bei den minder ſchweren und min: 
der gefährlihen Verrihtungen verwendet, könne über die Tünftige Ges 
ftaltung diefer Verhältniffe nicht berubigen. Der Anfang werde wohl überall 
derjelbe gewejen fein, anfcheinend unbedeutend, falt harmlos; aber ebenſo würde 
die weitere Entwidlung wohl überall diefelbe fein, wenn man fie den eins 
jeitigen Intereffen der Bergbauriinternehmer anheim gebe. Die Staats-Re— 
gierung könne und müſſe nad Lage der Geſetzgebung das Recht in Anſpruch 
nehmen, die Weiber von der Bergarbeit unter Tage auszuſchließen. Was 
insbefondere den Petenten anlange, fo könne derfelbe über die Rechtsbeſtändig— 
feit der Verordnung richterliche Eutſcheidung herbeiführen; die Staatt-Negie- 
rung werde, wenn der Richter ihre Kompetenz zum Erlaffen der Verordnung 
verneinen jollte, die geſetzliche Negelung der Frage fordern müffen. 

Ein drittes Mitglied der Kommilfien erflärte, jo lange die Weiberarbeit 
unter Tage nicht verboten geweſen, erſchiene ihm der damit angeftellte Verſuch 
faft eutſchuldbar; auch jei anzuerkennen, daß der Bergbau in Schleſien gün— 
ftigere Abbauverhältniffe babe, daß der Bergbau in Deutſchland im Allge— 
meinen felider betrieben werde, und daß der Kulturzuftand in den deutſchen 
Koblendiftriften beffer fei als in Belgien, gleihwohl jei der Berg-Behörde 
Darin beizupflidten, daß durd die Verwendung von Weibern im Bergbau 
nicht bloß für diefe jelbft Gefahr entftehe, ſondern aud das Leben und die 
Geſundheit der übrigen Arbeiter gefährdet jei, mithin die Verordnung dagegen 
nicht bloß zuläffig, Tondern aud notbwendig geweien fei. Uebrigens rege der 
in Rede ftehende Fall zu der bereits angebeuteten Frage an, ob nidht über: 
haupt die beftehenden Grfege über die Beſchäftigung von Arbeitern beim 
Bergbau und in den Fabriken einer Reform bedürften. Dielem lepteren Ge» 
danken wurde aud von der Seite, welche das Bedürfniß zu der Verordnung 
vom 20. Oktober bezweifelt, mehr oder weniger zugeftimmt. Es wurde dabei 
aber bemeikt, Daß es ſich zur Erreihung eines Örfolges empfehle, die erwähnte 
Frage vorläufig nur in Beziehung auf die weiblichen Arbeiter zur Grörte- 
rung zu brigen. 

Die Kommiſſion verftindigte fh dann mit allen gegen eine Stimme da— 
bin, bei dem Plenum zu beantragen: 
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Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

I. über die Petition des Bergraths a. D. Ficinus (I. 1776) zur 
Tages: Drönung überzugeben; 

II, die Königliche Staats-Regierung aufzuforbern, nad ftattgehabter 
Unterfuchung zu erwägen, ob und in welder Weiſe die Beſchäf— 
tigung von Frauen und Mädchen bei dem Bergbau, dem Hütten» 
betrieb und in Fabriken einer gejeplihen Negelung bedürfe. 


— — 


B. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Weeſe. 
— Ta 


Eydtfuhnen, die legte Station der Preußischen Oftbahn an der Ruffiichen 
Grenze, war vor dem Bau diefer Bahn ein unbedeutendes Dorf von 150 
Einwohnern. 

Die Anlage des Grenzbahnbofs dajelbjt, berechtigte zu der Erwartung, 
daß Eydtkuhnen nad Vollendung der großen Ruffiihen Bahn von Wirballen 
nad Peteröburg, die Hauptabfertigungs = Station für den Güterverfehr von 
und nad) Rußland fein werde. ine große Zahl von Spediteuren, zog von 
nah und fern heran, erwarb — da weder Wohnungen noch Kagerriume vor: 
handen waren — Grundbefip und ftellte nicht ohne erhebliche Geldopfer, weil 
Baumaterial zum Theil aus großer Ferne berbeigefhafft werden mußte, Woh— 
nungen, Gejhäftslofale und Lagerräume her. Aus dem unbedeutenden Dorfe 
erftand binnen Furzer Zeit ein Ort von 2000 Einwohnern, 

Das Speditionsgefhäft blühte jo lange Eydtkuhnen zu den Verband— 
Stationen des Preußiſch-Ruſſiſchen Güterverfehrs gehörte, als es plöglid am 
13. Zuli 1865 aus unbefannten und unerflärlihen Motiven der Güter-Ber- 
waltung der Königlihen DOftbahn, aus diefem Verbande ausgejhloffen wurde, 
wodurd der Station die im direften Güterverkehr befteheuden Frachtermäßi— 
gungen entzogen worden find. 

Die Spediteure in Eydtkuhnen, Adolph Simens und Genoffen, im 
Ganzen 23 Firmen, richteten deshalb am 3. Dftober 1865 eine Beſchwerde 
an den Herrn Handels » Minifter von dem fie einen abſchläglichen Beſcheid 
vom 27. Dezember 1865 erhielten. 

In dieſem Beſcheide wird gejagt, daß derſelbe erft nah Anhörung der 
Provinziale-Bebörben und kaufmänniſchen Korporationen abgegeben jei. Das 
der Petition angebogene Gutachten der Melteften der Kaufmannſchaft in 
Berlin, Ipricht fi jedoch in einem jehr ausführlihen Beriht an den Herrn 
Handels:Minifter zu Gunften der Petenten aus und bittet am Schluffe: 

„ſchleunige Anordnung zu treffen, daß die erwähnte Maßregel der 
Königlihen Oftbahn-Verwaltung, außer Wirkſamkeit gejept werde.“ 

Im gleihenr Sinne jagt das Gutachten des Borfteher » Amts der Kauf: 
mannjchaft in Königsberg in Pr.: 

„In kurzer Zufammenfaffung, glauben wir hiernach die von 
Ew. Erzellenz uns vorgelegten beiden Fragen wie folgt beantwor: 
ten zu müſſen: 
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Unter der Borausjegung, daß es unbeſchadet des Verbleibens 
der Güter im direkten Verkehr geftattet wird, auf den Fradıt: 
briefen Eydifuhner Bermittelungs» Adrelien Behufs Klarirung zu 
benugen, erfheint uns die Wiedererhebung Eydtkuhnens zur Ber- 
band » Station, zwar dur die allgemeinen Verkehrs- Iutereffen 
nicht direkt geboten, wohl aber ift fie mit diejen allgemeinen Ju— 
tereffen vollkommen erträglich." 

Ungeachtet diefer günftigen Gutachten der genannten beiden faufmännis 
ſchen Korporationen, verfügte die Ober-Güter-Verwaltung der Oſtbahn 

1. Zuli 1866: Die bis dahin ftatibaft gewejenen Bermittelungs- 
Adreſſen Eydifuhner und Wirballer Speditiong-Firmen, auf nad St. Peteri- 
burg, Moskau reſp. Riga adreifirten Sendungen für beide Grenz-Stationen 
find aufgehoben. 

Im Sommer 1868 wird dem Ruſſiſchen Zoll-Agenten die alleinige Be: 
tehtigung eingeräumt, aud von Eydtfuhnen, Tranfit-Güter nad den Ruſſi— 
ſchen Zoll-Aemtern des Innern aufzuliefern, oder derartige Auflieferungen, 
willfürlih, befreundeten Eydifuhner Firmen geftatten zu dürfen. Ein Red, 
weldyes ebenfowenig den Eydtkuhner Spediteuren, als der Preußiſchen Güter: 
Erpedition eingeräumt ift. 

Im Sanuar 1869 wird ein Arbeiter Artell, — ein \ Monopol für Mos— 
fauer Arbeiter, — geihaffen und geftattet, daß von denfelben für Nichtsthun 
ein Arbeitslohn von ca. 6 Sgr. pro Gentner, von ſämmtlichen in Wirballen 
zur Verzollung gelangenden Gütern erhoben wird, während die Preußiſchen 
Arbeiter durch Arbeitsentziehung zu Grunde gehen müffen. 

Dem Zollagenten der Ruffiihen Buhn, wird die Dispofition über Ran— 
girung der Güterzüge auf dem Preußischen Bahnhofe Eydifuhnen überlafjen. 

Demjelben Ruffiihen Zollagenten welcher nur ein monopelifirter Epedi: 
teur ift, ift die Bevorzugung eingeriumt, Eilgüter per Kourierzug, von Eydts 
kuhnen nad Wirballen zu erpebiren, während Eydtkuhner Spediteure ihre 
Eilgüter nur per Güterzug über die Grenze Ihaffen dürfen. 

Der Ruffiihen Zolagentur ift nad diefen Anordnungen thatſächlich — 
Beweis Eydtluhner Güter-Erpedition — diejenige Herrihaft auf Preußiſchem 
Gebiet eingeräumt, die naturgemäß nur der Preußifchen Güterverwaltung zu: 
Stehen darf. 

Nach Eydtkuhnen dirigirte, aus weitefter Ferne dajelbft bereits eingetrof- 
fene, zur Tranfitobeförberung nad Rußland beftimmte Güter, müffen, wenn 
der Ruffiihe Zollagent die Auflieferung in Eydtkuhnen nicht erlaubt, nad) 
Königsberg, 20 Meilen zurüdgefandt werden, um die Königliche Oftbahn 
zur Beförderung zu veranlafjen, wodurd die Fracht für eine und diejelbe 
Strede dreimal erlegt und um 18 Sgr. pro Gentner erhöht wird, ungerechnet 
der Speditiond-Koften in Königsberg, die auh noch 10 Sgr. pro Centner 
betragen, des dadurch entjtehenden Zeitverluftes nicht zu gedenken. 

Unmöglih wird man diefe Art von Verkehr einen direften nennen 
fünnen, denn es giebt wohl nichts Indirefteres, als bereits in Eydiluhnen befind» 
liche, für Rußland beftimmte Güter 20 Meilen rüdwärts jenden zu müſſen, 
um fie nad circa acht Tagen diejelbe Grenzftation, nunmehr legitimirt, wieder 
nad) Rußland paffiren zu fehen. 

Der, vielleiht Seitens der Regierung zu erhebende Einwand, als habe 
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man durch Bejeitigung der Preußiſchen Grenz-Epediteure, das Schmuggel« 
Geihäft nah und für Rußland unmöglid machen wollen, wird grade den 
Beweis für die behauptete Schädigung ber Grenz.-Diftrifte durch die getroffe- 
nen Maßregeln liefern, weil der Schmuggel nad ben, dem Berfehr durch 
hohe Zölle verihloffenen Ländern, dem Inlande nahmeislid Handel und 
Erwerb bringt. In Rußland, wo gerade die Habgier der Zollbeamten den 
Schmuggel erzeugt, Seitens der Preußiſchen Regierung Anftrengungen zur 
Befeitigung defjelben gemacht zu jehen, muß jedem Uebefangenen zu eigen« 
thümlich ericheinen, als daß er dieſes Bejtreben für ernftlih gemeint halten 
fönnte. 

Dieie Mafregeln find lediglich durch Uebereinfunft zwiſchen den Eijenbahn- 
Verwaltungen ins Leben getreten. 

Den Eydtkuhner Spediteuren wird der Vorwurf gemadt, hohe Spejen 
zu erheben; durd die Einrichtung des Artells auf Ruffiiher Seite erwachſen dem 
Derjender mehr als deppelte Spejen, ohne die Vortheile einer ſachgemäßen 
Behandlung der Sendungen, welde die Spediteure boten, zu gewähren. 

Die Ober-Güter-Berwaltung der Königliben Oftbahn mag zwar bie 
gute Abfiht haben, durd ihre Einrichtungen den Güter-Verkehr billiger zu 
machen, und läßt die Zol-Abfertigung in Eydtkuhnen durch die Speditions- 
Firma Henke, Mahlow und Eo. zum Nachtheil der übrigen Spebiteure ber 
forgen. Durch dieſe Anordnung ſei für genannte Firma ein Monopol ges 
ſchaffen, welches eine billigere Abfertigung und Beförderung der Güter feinedr 
wegs verbürge. 

Petenten richten ihre Bitte an das Abgeordnetenhaus dahin: 

„die Königlibe Staats-Kegierung zu erſuchen, die Wiederauf- 
nahme der Grenzftation Eydtfuhnen in den Preußiſch-Ruſſiſchen 
Verband-Güter-Verfehr anzuordnen reip. herbeizuführen.“ 

Der als Vertreter der Königlichen Staats-Negierung anweſende Herr Geheime 
Ober⸗Bau⸗Rath Weishaupt entgegnete hierauf: 

Die Petition ift eigentlich gegen die große Ruffiihe Eiſenbahngeſellſchaft 
gerichtet, weile von Eydtfuhnen nad Rußland direft erpedirte Güter nicht 
annehmen will. Die Oſtbahn ift bei diefem Berfehre an ſich nicht betheiligt. 
Allerdings ift die Maßregel nicht ohne ihr Einverftändnig ins Leben gerufen, 
wie fie denn aud die Ruſſiſche Grenzitation Wirballen aus dem Verband: 
Verkehre nad Deutihland ausgeſchloſſen bat. Für die Ausichliefung beider 
Grenzitationen haben aber jehr triftige, aus dem Interefie des direkten Ver— 
fehrs geihöpfte Gründe obgemaltet. 

Die Einführung des Verbands » Güterverfehrs zwiſchen Preußiſchen und 
Ruſſiſchen Stationen beruht bei den betbeiligten Eifenbahn-Berwaltungen auf 
der Abſicht, dem jo zeitraubenden und foftipieligen Dazwilchentreten der Spe- 
diteure entgegenzumirfen und die Verjendungen, ohne dab es einer Umexpe— 
dirung bedarf, mit angemeflenen Frachterleichterungen zwiſchen den Berband- 
ftationen direft durchgehen zu lafjen. Dieje Abſicht wurde nicht erreicht, fo 
lange Eydtkuhnen und Wirballen Berbandftationen waren. Die Spebiteure, 
welche fib dort niedergelaflen, wußten es dahin zu bringen, daß faft der 
ganze Verkehr durd ihre Hände ging. Statt mit direkter Adreſſe gelangten 
die Waaren meiftens mit der Zwiſchenadreſſe eines Spediteurs in Eydtkuhnen 
oder Wirballen zur Aufgabe. Die Sendungen nah Rußland mit Eydikuhner 
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und die Sendungen nad Deutihland mit Wirballer Adreſſe gingen bis zu 
diefem Adresort im 2ofalverfebre und wurden erft dort in den Verband— 
verkehr gelegt. Ebenmäßig wurden Pie Sendungen nad Rußland mit Wir 
baller und die Sendungen nad Deutihland mit Eydtkuhner Adreffe zur Ber 
förderung im Berbandverfehre mit jenen Drten aufgeliefert und von dort im 
Lakalverkehre weiter gejandt. 

Eine jolde Beförderungsweile widerjpriht aber dem Zwede und dem 
Weſen des Verbands-Verkehrs. Abgejehen von der dadurch berbeigeführten 
Umerpedirung der Waarenjendungen verliert das Publikum auf dieſe Weile 
nicht allein einen Theil der Vortheile des billigeren Verbandtarifs, indem es 
für eine mehr oder weniger bedeutende Beförderungsitrede die höhere Lokal— 
fracht zu zahlen bat, jondern es bat daſſelbe obenein auch die befanntlid 
ſehr erheblichen, inebejondere an der Ruſſiſchen Grenze ſehr hohen Gebühren 
des Spediteurs zu tragen. ine weſentliche Unterftüpgung erfuhren die Spedi— 
teure bei ihren Bemühungen, den Verkehr zu lofalifiren, in dem für den Ber- 
fehr weiter ſehr nachtheiligen Umftande, daß ein joldes Verfahren aud im 
Intereſſe der Ruifiihen Zoll-Beamten liegt. 

Nun ift aber der BerbandssVerfehr derartig geordnet, daß es der Dienft- 
leiftungen von Spediteuren für denſelben überhaupt nit bedarf. Ju den 
Fällen, wo die Bermittelung eines dritten nothwendig ift, hat je nach der 
Natur der erforderlihen Dienftleiftung entweder die Güter-Erpedition ſelbſt 
einzutreten oder den ihr bezeichneten Agenten eintreten zu laffen und find von 
beiden Eiſeubahn-Verwaltungen zu dem Ende ausdrücklich beiondere Deklara— 
tions» Bevollmädytigte geitellt. 

So lange an dem Berfehre an der Grenze eine Menge von Spediteuren 
zehrte, war an eine Gntwidelung des Verbands Verkehrs nicht zu denken. 
Die Berkebrs-Erleihterungen, Ermäßigung der Frachten ꝛc. kamen ſchließlich 
weſentlich nur den Spediteuren zu Gute. 

Unter dieſen Umſtänden vereinigten ſich endlich beide Grenz-Verwaltungen 
dabin, zur thunlichſten Beſeitigung des überflüſſigen, vertheuernden und hem— 
menden Spediteurweſens an der Grenze Die, im Uebrigen vollſtändig be— 
deutungsloſen Verband-Stativnen Eydtkuhnen und Wirballen als ſolche 
aufzuheben. Etwaige Schritte, dieſe Maßnahme rückgängig zu machen, würden 
bei den überaus günſtigen Folgen, welche ſie für die Belebung des Verbands— 
Verkehrs gehabt hat, zweifeleoßne an dem Widerſpruche der Ruſſiſchen Eiſen— 
bahn⸗Geſellſchaft ſcheitern. 

Wenn die Staats-Regierung es ſich zur Aufgabe ſtellt, den Verkehr be— 
drückende Abgaben, z. B. die Tranſitzölle, zu beſeitigen, wenn die Eiſenbahn— 
Verwaltungen dazu übergehen, durch Einrichtung direkter Verkehre mit er— 
mäßigten Frachtſätzen und kurzen Lieferfriſten den Verkehr zu erleichtern, und an den 
Grenzen gegen geringe, publizirte, fefte Gebühren diejenigen Vorrihtungen 
zu übernehmen, für welde etwa ned Speditenre gebraucht werden fünnten, 
dann wird ed mindeitens als ein ſchädlicher Itrthum und als ein unwirtb» 
ſchaftlicher Widerſpruch bezeichnet werden dürfen, wenn man ohne Noth die 
foftipielige und unfontrolirte Dazwilhenfunft von Spediteuren bejtehen läßt 
und aljo jeine eigenen Anftrengungen zur Hebung des Verkehrs dur Zus 
Yaffung willfürlicer, übermäßiger Zwilhengebübren vereiteln hilft. — Danad 
muß die Staate-Regierung abratyen, das Verlangen der Bittjteller zu unter— 
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ftügen, auf die Aufhebung der mehrgedadten Mafnahme hinzumirfen, jelbft 
wenn von den biesfälligen Schritten ein Erfolg zu erwarten ftände, 

Es ift richtig, daf die Aelteften der Kaufmannſchaft in Berlin fi feiner 
Zeit zu Gunften der Spediteure in Eydtkuhnen ausgeiprodhen batten. Nach— 
dem fie jedoch eines Befjeren belehrt worden, find fie auf diefe Angelegenheit 
nicht wieder zurüdgefommen. 

Ein Mitglied der Kommilfion bezeichnete die Petition infofern ala eine 
erwägenswertbe, als Epdtfuhnen bei dem Empfange und dem Verſandt von 
Waaren nah und aus Deutihland, Belgien ꝛc. allerdings jetzt benachtheiligt 
fei. Handle es fih aber um ben direkten Verkehr des Weitens mit Rußland 
und umgekehrt, jo braudten die Waaren nicht nah Eydtkuhnen adreifirt zu 
werben. 

Don anderer Seite ſprach man fih im Sinne des Vertreterd der König- 
lihen Staats-Regierung aus. 

Ein Mitglied, will derjelben jeine Anerkennung über die Abfiht, den 
Berfehr von unnöthigen Laſten und Koften zu befreien zwar nicht verlagen, 
glaubt aber, daß diejer Zweck aud ohne die vollftändige Ausſchließung der 
Spediteure aus dem Berband-Güterverfehr erreiht worden wäre, wenn ed 
den Abjendern hätte überlafjen bleiben fünnen, ſich bei Berjendungen, ent— 
weder an die Königlihe Güterverwaltung oder an die Spediteure zu wenden 
und ftellt den Antrag: 

die Petition der Königlichen Regierung zur Berüdfihtigung zu 
übermeijen. 

Diefer Antrag wird mit Majoriät abgelehnt. 

Ein, zweiter Antrag die Petition zur Erwägung zu überreiden, fiel mit 
vier gegen vier Stimmen. 

Die Kommilfion trägt demnad an, 

das Haus der Abgeordneten wolle über die Petition der Spebi« 
teure in Eydtkuhnen zur Tages-Ordnung übergehen. 


Berlin, den 18. Februar 1869. 


Die Kommilfion für Handel und Gewerbe. 


Dr. Hammacher, (Vorfipender). Dr. Becker. Weefe. Heiſe. 
Dr. Uchenbab. Dr. Müller (Hannover), Muntau. v. Sybel. 
Grundmann. Graf Menard. Graf Saurma, 

Jacobi (Liegnig). 
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Haus der Übgeordneten. 
10. 2egislatur =» Periode. 
IL. Seffion 1868. 





Achter Bericht 


der 


Kommijjion für Petitionen. 


A. 


Berichteritatter: 
Abgeordneter Strufmann, 





Sa der vorigen Landtags -Seſſion hatte der Kolon Engelfer zu Higbaufen 
in ber Provinz Hannover an das Nbyeordnetenhaus eine Petition gerichtet, 
dahin zu wirken, 
daß dem Paftor Frank zu Mrenshorft aufgegeben werden möge, 
jein am 13. Juni 1865 geborenes Kind Sonntags in der Kirche 
vor verlammelter Gemeinde nad der gefepliden Taufformel des 
Kirhengeieged vom 5. Januar 1864 zu taufen, 

Bezüglich dieſer Petition wurde in der Sitzung der Petitionssflommiljion 
vom 10. Dezeniber 1867 nad ausführlicher Beratbung mit 11 gegen 10 Stim— 
men folgender Beſchluß gefaßt: 

In Erwägung, daß der Yandtag feinen Beruf bat, in rein innere 
Angelegenheiten der evangelijc = lutheriihen Kirche der Provinz 
Hannover ih einzumitchen, 

über tie Perition zur Tages-Ordnung überzugeben. 

Dieſer Beſchluß fand aud, nachdem jchriftlicher Bericht an das Plenum 
erftattet worden war (vergl. Nr. 178. der Drudjaden und Aftenftüde S. 345.) 
nad einer in der Sigung vom 18. Februar 1868 Statt gehabten Berbandlung 
die Zuftimmung der Mehrheit des Abzeordnetenhaujes. 

Gegenwärtig hat ſich nun derſelbe Kolon Engelfer mit einer neuen 
Petition an das Abgeordnetenhaus gewandt, welche dabin geht, das hohe 
Haus möge fi dafür verwenden, 
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daß fein jeitdem gebornes jüngftes Kind von feinem ordentlichen 
Pfarrer, dem Paſtor Frank in Arenshorft, nad der Taufformel 
des Slirhengejepes vom 5. Ianuar 1864 in ber dort üblichen 
Weile vor verfammelter Gemeinde im Sonntags » Gotteödienfte 
getauft werde. 

Zur thatfählihen Begründung bebt er hervor, das der Paftor Franf 
fi aud weigere, jein jüngftes Kind nah ber geſetzlichen Taufformel zu 
taufen, und dab deſſen vorgejegte Behörden, das evangeliihe Konfiftorium 
zu Dönabrüd, das Landes-Konfiftorium zu Hannover und der Herr Minifter 
der geiftlichen, Unterrichts: und Medizinal» Angelegenheiten, demſelben joldyes 
nicht aufgeben wollen, bezieht fid im Uebrigen auf die in der-vorigjährigen 
Petition entbaltenen Ausführungen und ſucht ſchließlich nachzuweiſen, daß das 
Abgeordnetenhaus berechtigt jei, dieſe Angelegenbeit vor fein Forum zu ziehen, 
weil bier cin Geſetz durch eine Behörde einem Beamten zu Liebe für Diejen 
juspendirt werde, und es fid nicht um eine Iutberiihe Sade handle, 
jondern darum, ob einem Staatsbürger zum Nachtheil eine derartige Sue— 
penfion eines Gejepes von einer Bebörde verfügt werden dürfe. 

Ueber dieje Petition wurde in der Sitzung der Petitions » Kommilfion 
vom 15. Kebruar 1869 in Gejenwart eined Vertreters des Minitters der 
geiftlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten verhandelt. 

Letzterer beftätigte zunäcdft die in der Petition enthaltenen, aber nicht 
nachgewieſenen Angaben, dab die vorgelegten Behörden Des Paſtors Franf 
es abgelehnt hätten, demielben die Vornahme der Kaufe des jüngften Kindes 
des Petenten in der von Letzterem gewünſchten Weile aufzugeben, und daß 
mitbin der Inftanzenzug erihöpft ſei. 

Ein Mitglied beantragte, die Petition von der Tages » Drdnung abzu« 
jegen, weil dem Vernehmen nah der Paftor Frank von Arenshorſt auf eine 
Patronatäpfarre in der Provinz Schleswig Holftein verfept werden jolle, und 
weil Durch Diele Verfegung der Begenftand der Petition vom jeldft ſich erle— 
digen würde. 

Der Negierungs: Kommijjar bemerkte, daß eingezogenen Erfundigungen 
nad) eine Verſehung des Paſtors Frank auf eine Patronatspfarre in Schles- 
wigsHolftein allerdings im Werke, die darüber ſchwebende Verbandlung jedoch 
noch nicht zum Abſchluß gelangt ei. 

Unter dieſen Umftänden mar die überwiegende Mebrheit der Kommiffion 
der Anſicht, daß man fi einer Beihlußfaffung über die Petition nicht ent 
ziehen könne, zumal bei derlelben wichtige Prinzivienfragen in Betracht 
fommen. 

Sodann entipann fih über den Inhalt der Petition eine lebhafte De- 
batte, bei welcher im Weſentlichen dieſelben Gefihrspunfte in den Vordergrund 
traten, wie bei den Verhandlungen der vorigen Selfion. 

Bon Seiten des Referenten wurde der Antrag geftellt, 

aus Den in dem vorigjäbrigen Beſchluſſe hervorgehobenen Gründen 
über die Petition zur Tages-Ordnung überzugehen, 
indem berielbe in Urbereinftimmung mit demjenigen, mas in der vorigen 
Eeifion zu Gunften des Mehrbeitsbeichluffes geltend gemadt worden war, 
ausführte, daß es fi) bier um die Verwaltung eines Saframents, alio um 
eine rein innere Angelegenheit der nad Artifel 15. der Verfaſſungs-Urkunde 
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ſowohl, wie nad den früheren hannoverſchen Verfaſſungs- und Gelepet-Ber 
ftimmungen jelbftftändigen evangeliichslutberiichen Kirche Hannovers handle, 
daß das Kircengeieg, von deffen Anwendung die firdlichen Behörden den 
Paſtor Frank dispenfirt haben, nicht ein Landesgeſetz, ſondern nur ein Aut« 
Huß des der Kiche innerhalb ibres Gebiets zuftehenden Gelepgebungsrechts 
lei, und daß folglich über deifen Ausführung auch nicht die ftaatlihen, ſon— 
dern nur die firdliden Organe zu wachen hätten, und daß endlid, wenn das 
biezu, vor allem beiufene firhlice Organ, die Landes-Synede der evangeliidh- 
lutheriſchen Kirhe Hannovers, nech nicht in’s Leben getreten ſei, mittlerweile 
nicht die ftaatlihe Vertretung an deren Stelle treten könne, 

Bon der anderen Seite wurde der Antrag geftellt, 

die Petition der Königlichen Staat! Negierung zur Berüdfichtigung 
zu überweifen, 
indem man unter Bezugnabme auf die vorigjäbrigen Verbandlungen naments 
lich hervorhob: 

Wenn man aud zugeben wolle, das die kirchliche Behörde die Befugniß 
babe, einem Paftor für eine einzelne Amtsbandlung einen andern zu jubftie 
tuiren, und tas einzelne Gemeinte»- Mitglied fein Hecht darauf befige, eine 
firhlihe Handlung durch einen beitimmten Geiftlihen vorgenommen zu feben, 
jo babe doch der Petent jedenfalls darauf ein Recht, daß die Taufe in ber 
in der Gemeinde Arenaborft üblichen Weile — vor verfammelter Gemeinde 
im Haupt-Gottesdienfte — nad der geieglihen Tauf-Formel vorgenommen 
werde, und braude ſich nicht eine Taufe zu einer anderen Tageszeit gefallen 
zu laſſen, da eine ſolche Taufe nah ben Dort herrichenden Anſchauungen mit 
einem gewilfen Mafel behaftet ſei. Eben io wenig aber brauche er, um jene 
ortsüblihe Taufe zu erreichen, auf die Anwendung der geieplichen Tauf-Formel 
zu verzichten, da er nad dem Kirhen-Geiege vom 5. Januar 1864 ein Recht 
auf die Anwendung dieſer Formel habe. Dieſes Recht fünne ihm aud nicht 
dur eine Verfügung der kirchlichen Behörden geihmälert werden; dieſelben 
hätten bei ihren Enticheidungen auf dieſes Recht mehr Rüdfiht nehmen müffen, 
als auf die unbegründeten Gewiſſens-Bedenken des Pafters, zumal das mehr- 
erwähnte Kirchengefepg nad langen kirchlichen Kämpfen um bes Friedens 
willen erlafien ſei. Die Landesvertretung babe über die Ausführung und Hand» 
babung aller Gelege ohne Rückſicht auf deren Inhalt zu wachen, folglih aud 
über die Anwendung des bier in Frage ftebenden, in der hannoverſchen Gejep- 
Sammlung publizirten Kirchen-Geſetzes. Die Grenze zwiſchen innerem und 
äußerem Kirchenrecht ſei nirgends feft gezogen; in Zweifelsfällen aber müſſe 
fih die Landesvertretung für zuftändig aniehen, wenn Beichwerden an fie 
gebracht würden. Die Taufe nun fei nicht ein rein kirchlicher Akt, ſondern 
babe au für den Staat Bereutung, weil von derjelben politifhe und bür- 
gerlihe Rechte abhängen; aud handle es ſich bier nicht um den Erlaß einer 
neuen Tauf-Formel, womit allerdings die Landesvertretung nichts zu ſchaffen 
babe, jondern um die Anwendung einer geſetzlich beſtehenden. Die Landes. 
vertretung babe im vorliegenden Falle um ſo mehr Beruf, fih des Rechtes 
des Petenten anzunehmen, als die Landes» Ennode in Hannover noch nicht 
fonftituirt fei und das dortige Landes: Konfiftorium — den Grundiägen der 
evangeliichen Kirche zuwider — gegenwärtig völlig unverantwortlich fein würde, 
wenn man es nicht ald dem Kultus-Minifter verantwortlich aniehen wollte, 
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welcher aber ald Staats»Behörde wiederum der Landes+ Vertretung verants 
wortlich jei. 

Der Regierungs»Kommifjar bezog fid auf die Ausführungen feines Vor— 
gängers und bemerkte noch: Alle hier in Betradt fommenden Fragen bewegen 
fi auf dem rein kirchlichen Gebiete. Es hantle ich vor Allem um die Ber 
“ waltung eines Saframents, um die Frage, wie eine Taufe vollzegen werben 
jole; wenn irgend ein Gegenftand, jo gehöre dieſer ausihlichlih zur Zuftän- 
digkeit der firhlichen Organe. Eben jo gebe die Trage, ob und in mie meit 
das Kirchenregiment befugt jei, von einem reinen Kirchengeſetze einen Dis— 
pens zu ertheilen, lediglich die firhlihen Organe an; der Staat habe daran 
fein Interefje, und die Landes-Bertretung mithin auch nicht über die Hand— 
babung dieler kirchlichen Inftitutionen zu wachen. Der Kultus-Miniſter bes 
finde fih auch gar niht im Etande, bier Abhülfe zu ſchaffen. Denn nad 
der Berfaffung der evangelifchslutberiihen Kirche Hannovers bilde das Landee— 
Konfiftorium, welches auf Grund des $. 57 der Kirchenvorftande- und Ey: 
nodal-Ordnung vom 9. DOftober 1864 dur die Königlihe Verordnung vom 
17. April 1866 in das Leben gerufen ſei, die oberfte firdhlihe Behörde und 
jet nicht dem Kultus-Minifter, jondern nur Sr. Majeftät dem Könige als 
oberftem Biſchof verantwortlibd. Nah 8. 3 der gedachten Verordnung vom 
17. April 1866 aber gebören die den Kultus betreffenden Angelegenheiten, wohin 
zweifelsohne auch die Sakraments-Verwaltung zu rechnen ſei, zudem Geſchäftskreiſe 
des Landes» Konfifteriums, und nah $. 7. derjelben Verordnung dürfe ber 
Kultusminifter in den im $. 3. bezeichneten Angelegenheiten nicht einfeitig 
eine Entſcheidung treffen, jondern nur einer Verfügung des Landes: Konfiftos 
riums Einhalt tbun und bei Meinungs-Verſchiedenheiten die Angelegenbeit zur 
Entiheidung Sr. Majeftät des Königs bringen. Was übrigens die Sache 
jelbft anbelange, jo feien Taufen in Arenshorft mit ausdrüdticher Zuftimmung 
des Kirchenvorſtandes in ortsüblicher Weife — d. bh. in dem Sonntagd-Haupt« 
gottesbienfte vor verfammelter Gemeinde — bis jept nur unter Anwendung 
der alten Taufformel vollzogen; wenn ber Petent daher Die Vollziebung der 
Taufe jeines Kindes in ortsüblicer Weile wünſche, jo müſſe er fih aud den 
Gebrauch diefer Taufformel gefallen lafjen. Das Kirchengeſetz vom 5. Jar 
nuar 1864 gebe ihm nur das — durch die Grlaffe der firdlihen Behörden 
auh ausdrüdlih anerkannte — Recht, bei der Zaufe die Anwendung der 
neuen Taufformel zu verlangen, nicht aber die Vollziehung der Taufe in dem 
Hauptgottesdienfte vor verfammelter Gemeinde oder gar durd einen beftimm: 
ten Paftor. 

Hierauf wurde noch entgegnet, da nah $. 7. der Verordnung vom 17. 
April 1866 der Kultusminifter den Berfügungen des Landes- Konfiftoriume 
Einhalt zu thun befugt jei, fo fann er aud die Verfügung der kirchlichen 
Behörden, durch welche diefe dem Paſtor Frank eine Ausnahmsſtellung in 
Bezug auf das mehrerwähnte Kirchengefep gegeben haben, jutpendiren und 
auf dieſe Weiſe den geſetzlichen Zuftand wiederherftellen. 

Der Regierungs- Kommillar und verichiedene Kommiſſions-Mitglieder 
vermochten diefe Auslegung des gedachten $. 7. als richtig nicht anzuerkennen, 
waren vielmehr der Anfiht, daß, wenn dem Kultusminifter bier das Recht 
verfagt ſei, jelbftftändige Anordnungen zu treffen, vielmehr nur die Berugniß 
zuftehe, Verfügungen des Landes-Konfiftoriuins Einhalt zu thun, er dem Lep- 
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teren gegenüber nie pefitiv handeln, fondern nur hemmend einfchreiten und 
alfo aud im vorliegenden Falle nicht der Enticheidung des Landes: Konfifto 
riums zuwider dem Paftor Frank die Auflage machen dürfe, das Kind dee 
Petenten nad der neuen Taufformel zu taufen. 
Gin Abgeordneter beantragte Ihliehlid noch, 
über die Petition zur einfachen Tages -Ordnung überzugeben, 
weil der Petent keinen Grund babe, Die Vornahme der Taufe in dem 
ionntägliben Hauptgottesdienite zu verlangen. Denn Diele Art der Taufe 
berube nur auf einer ortsüblihen Anſchauung, und wenn man fi auf Diele 
berufe, müſſe man aud berüdjichtigen, daf bis babin in der Gemeinde 
Arensherft die Taufe nur mit der alten Taufformel vollzogen worden fei. 
Bei der Abftimmung wurde der fegtere Antrag mit 11 gegen 11 Stim- 
men abgelehnt und fotann mit 12 gegen 11 Stimmen beidhlofjen, 
die Petition der Röniglihen Staats » Regierung zur Berückſich— 
tigung zu überweifen. 


Berichterftatter: 


Abgecröneter Strudmann. 


Das Land Habeln in der Provinz Hannover bat von Alters ber einer Journ. IT. Nr. 1547. 
ſehr freien Gemeinde Berfaffung fih zu erfreuen gehabt, welche an die zwölf 
dort beſtehenden Kirchſpiele ſich anlehnt. Jedes Kirhipiel bat ein Kirchſpiels- 
Gericht, welches mit einem Schultheiß und mehreren Landihöffen bejegt, und 
welchem ein Rirchipielsichreiber — häufig der Schullebrer des Orts — bei» 
gegeben iſt. Den Kirchipiele-Gerichten fteht der größte Theil der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit und ein Antbeil an der unteren Verwaltung zu. Auch an 
der Kirhen» und Schul» Verwaltung haben die Gemeinden von je ber einen 
bervorragenden Antheil genommen; die erftere wurde für jede Kirchipiels- 
Gemeinde von einem mit dem Kirchſpiele-Gerichte in naher Verbindung ftehen« 
den Kichenprovilorens Kollegium ausgeübt. 

Als nun für das ehemalige Königreid Hannover die Kircdhenvorftands- 
und Synodal-Drönung vem 9. Oktober 1864 erlaffen worden war, entftand 
die Frage, ob die Bildung der Kirchenvorftinde auch für das Land Hadeln 
nad diejem Gejege ausnahmslos durchzuführen ſei, oder ob mit Nüdficht auf 
die kirchlichen Eigentbümlichfeiten dieſes Yandestheild von der Befugniß des 
$. 32. Abi. 2. des gedachten Gejeges Gebraud gemacht werden jolle, wonad 
das Kirhen-Regiment für Städte und ſolche Kirchen-Gemeinden, in welden 
Vorſtände oder fonftige Vertretungen ihen vor dem Gefehe vom 14. Dftober 
1848 beftanden haben und bisher beibehalten find, mit Nüdfiht auf die bes 
fonderen örtlihen Verhältniſſe Abweihungen von den Beftimmungen ber 
Kirhenvorftands-Drdnung und der verfaffungsmäßigen Mitwirkung der Ortd- 
Behörden, Kirhen-Kollegien oder Gemeinden geftatten fann. 


Eee 
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Das Konfiftorium zu Otterndorf, unter welchem das Sand Hadeln in 
firhlihen Angelegenheiten ftebt, erbielt defbalb Auftrag, dieſe Frage einer 
näheren Unterfuhung und Regelung zu unterziehen und dabei insbeſondere 
die ſämmtlichen Betbeiligten zu bören. Das Ergebniß dieſer Anhörung war, 
daß von 12 Kirchipiels» Gemeinden fih nur die Kirchen» Gemeinden Steinau 
und Wanna für die unverinderte Einführung der Kirchenvorftands » Ordnung 
entichieben, während die ſämmtlichen übrigen Gemeinden und in jenen beiden 
Gemeinden wenigftens die Kirchenproviioren« Kollegien fih zu Gunften einer 
Berbindung der bisherigen Previſoren-Kollegien mit den neuen Kirchenvor- 
ftänden ausſprachen. In Folge deffen wurde von dem Konfiftorium zu 
Otterndorf am 18, September 1866 ein Refkript erlaffen, in welchem es beißt: 

1) Dem neuen Kirchen » Vorftande, welcher den Namen Proviloren« 
Kollegium beibehält, ſollen als deſſen Mitglieder außer den durch 
die Königlihe Verordnung Berufenen aud die jeweiligen Mit 
glieder der betreffenden Kirchſpielsgerichte, beziehungsmeije des 
Magiftrats der Stadt Diterndorf, auf die Dauer ihres obrigfeit- 
lichen Amts und fofern fie die Eigenschaft der Wählbarkeit nad 
$. 13, der Königlihen Verorbnung haben, angehören. 

Diefe Beftimmung gilt für alle Kirchipiele, alſo auch für 
Wanna und Steinau, wenngleih gegen den ausgelprochenen 
Wunſch der Mehrheit der Kirchen-Gemeinde, aber doch in Ueber 
einftimmung mit den Anträgen ber Provioren« Kollegien. 

Gegen dieſes Nejfript ergriffen der Prediger und Die Vertreter der Ge— 
meinte Eteinau den Rekurs an dad tamalige Königlih Preußiſche General» 
Gouvernersent, Departement des Kultus zu Hannover, erhielten aber am 
31. Mai 1867 folgenden ablehnenden Beſcheid: 

Anlangend den Miteintritt der Gerichtsmitglieder in den 
Kirhen-Borftand, jo heben wir zuvörderſt hervor, daß der Aus— 
drud „geftatten® in $. 32, Sap 2 der 8. V. D. im Gegenfag 
von „anordnen“ auf feinen Fall aufgefaßt werden darf, da immer 
auch bei Uebereinftimmung der Beihlüffe von Ortäbehörden, Kir- 
hensKollegien und Gemeinden mit der Entſchließung der Kirchen- 
Regierung die Abweichung, welche eintreten fol, von der Kirchen» 
Regierung in Kraft gefegt, in Dieiem Sinne „angeordnet“ werden 
muß. Daß insbeiondere die Kirden-Regierung ſchlechthin dem 
Mebrheitsbeihluffe der Kirchengemeinde ihr Urtheil unterordnen 
müſſe, ift weder ausgeſprochen, noch aus allgemeinen Rechtsfägen 
zu entnehmen, 

Der Ausdruck „geftatten® findet jhon darin, daß eine Ent« 
bindung von ben Anforderungen des Geſetzes in Frage ftebt, bin- 
reichende Erflärung und mag höchſten etwa zu der, ohnehin faft 
felbftverftändlihen Berausiepung führen, daß Abmweihungen ba 
nicht einzutreten haben, wo fie von Keinem aus dem Kreife ber 
Betheiligten gewünidht werden. Es wird daher au faum noch 
darauf hinzuweiſen nötbig fein, daß bei der über die Arage des 
Eintrittd von Gerichtämitgliedern entiheidenden Vernehmung (im 
Anfange des vorigen Jahres) die Mehrheit des Proviſoren-Kolle— 
giums und daß jept noch die Ortsbehörde, das Kirchſpielsgericht, 
für den Eintritt fi erflärt bat. 
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Nah den bejonderen Verhältniſſen im Lande Hadeln aber 
halten wir diejen Gintritt fortwährend für angemeflen und wir 
können namentlih auch wit für richtig erkennen, für Steinau, 
wenngleich das Wahlrecht von Predigern und Lehrern dort von der 
ganzen Gemeinde geübt wird, bierin etwas anderes anzuordnen, 
als was gleihmäßig für alle Kircipiele des Landes Hadeln in 
weſentlicher Uebereinftimmung mit den Berheiligten (aud in 
Wanna ift jept weiterer Widerſpruch nicht erhoben) angeord- 
net iſt. 

Die in den Kirchen-Vorſtand eintretende größere Zahl ge 
wäbhlter Vorſteher ſichert den lepteren überdies das nöthige Ge- 
wicht im Verhältniſſe zu den Gerichtämitgliedern. 


Hannover, den 31. Mai 1867. 


Königl. Preuß. General:Gouvernement Departement d. Kultus. 


S. 9. Bruel. 


Hierauf wurde unterm 8. Juni 1867 von dem Konfiftorium zu Diterne 
dorf für die Gemeinde Steinau das nachſtehende Requlativ erlaffen: 


Megulativ 
die 
Ausführung der KirchenvorſtandeOrdnung vom 9. Oftober 1864 
in der Kirchengemeinde Steinau betreffend. 


Ueber den auf Grund der Kirhenvorftands » Ordnung vom 
y. Dftober 1864 für die Kirchengemeinde Gteinau zu errid- 
tenden Kirchenvorſtand, welder den Namen „Kirchen » Proviforen» 
Kollegium“ beibehalten joll, wird nad Vernehmung der Prediger 
des kisherigen Provijoren » Kollegiums und der Kirdyengemeinde 
zu näherer Ausführung und Ergänzung der Kirchensorftande» 
Ordnung (vergl. insbelondere aud deren $ 32,, Abiap 2) Fols 
gendes beftimmt. 


Artikel 1. 


Dem Kirenvorftande jolken als deſſen Mitglieder außer den 
durch die Kirhenvorftande-Drdnung Berufenen auch die jeweiligen 
Mitglieder des Kirchſpielgerichts, ſofern fie die Eigenſchaft der 
Wählbarkeit nad $. 13. der Kirchenvorſtands » Drdnung baden, 
auf die Dauer ihres cbrigfeitlihen Amts angehören. 

Die Vorſchriften über die Einführung in das Vorſteheramt, 
über Verpflichtung für Dafjelbe ($ 16. der Kirchenvorſtands-Ordnung) 
über Ablehnung und Niederlegung des Amts ($ 19., 20,, 21 
dafelbft), über Entſcheidung fireitiger Wübhlbarfeit und über Ent- 
laffung während der Amtsdauer ($$ 24., 51. Nr. 3. und 53, Nr. 4) 
gelten auch für diefe Mitglieder des Kirchenvorſtandes. 

Der Tag ihrer Einführung in das Vorfteheramt ſoll min 
beftens eine Woche zuvor am Sonntage in der Kirche verfündigt 
werden. 

Etwaige Einwendungen gegen ihren Eintritt in das Amt 
können bis Ablauf der Wode, in melder diefe Verkündigung 
ftattgefunden bat, vorgebradht werden. Bergl. den dabei finnge» 
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mäß zur Anwendung fommenden Sap 2 in $15. der Kirden« 
vorftands =» Drdnung. Erſatzmänner treten für die augfallenden 
Mitglieder des Kirchſpielgerichts in den Kirhenvorftand nicht ein. 


Artikel 2. 

Die Zahl der von der Kirchengemeinde gewählten Vorſteher 
wird auf acht, Diejenigen der Grjagmänner gleichfalls auf act 
beitimmt. 

Die Wahl geſchieht nach folgenden 4 Abtheilungen der Kirchen: 
gemeinde: 

1) Norderende, Kauentheil, 

2) Badenbrud, Süderende, Mühedeih mit Neubachenbruch, 

3) Höring, Südertheil der Weſterſeite, 

4) Nordertheiler Wefterjeite, 
deren jede zwei Vorfteber und zwei Eiſatzmänner aus ihrer Mitte 
zu wählen haben. 

Artikel 3. 

An dem dem erjten Pfarrgeiſtlichen nah $ 25. der Kirchen 
vorftands » Ordnung gebührenden Verfige fteht dem dem Kirchen» 
vorftande angebörenden Schultheißen sine Berheiligung zu, welde, 
jofern darüber nicht zwiſchen beiden eine Berftändigung mit Bes 
willigung des Königlihen Konfiitoriums erfolgt, nah folgenden 
Beftimmungen fih richtet. 

a) Den Verkehr mit der Kirhen-Negierung und den Syno— 
den (F. 25. Sap 2. der KirdenvorjtanddsDrdnung) vermittelt 
der vorfigende Geiftlihe und der Schuliheiß gemeinihaftlih, je 
daß beide die Berichte ꝛc. unterfchreiben, an beide die Zufertigungen 
ergehen. 

b) Die Berufung außererdentlider Sipungen ($. 26. der 
Kirchenvorſtands-Ordnung) erfolgt von beiden gemeinihaftlih nad 
vorgängiger Verftindigung über deren Zeit. 

e) In Vermögensſachen ſteht, vorbehalilich des sub a. Be 
jtimmten, die Zeitung der Berhaudlungen, der VBerfebr mit Dritten 
($. 25. Sag 2. der Kirhenvorftande-Drdnung) und die jonftige 
Geihäftsführung, ſoweit alles dies überbaupt dem Vorſitzenden 
zufommt, dem Schultheißen zu. 

d) Der Schultheiß tritt als Stellvertreter des Geiftlichen 
im Borfige ein, wenn cin durch die Kirchenvorſtands-Ordnung 
$. 25. zur Mebernabme des Borfipes berufener Geiftlicher nicht 
weiter vorhanden ift. Der Wahl cines weltlichen Stellvertreters 
im Borfige ($. 25. Sap 1. der Kirchenvorſtands -Ordnung) bedarf 
es daher regelmäßig nicht. 

e; Zur Wahrnehmung der dem Schultheißen zuftehenden 
Theilnahme am Borfige im Falle einer Verhinderung des Scults 
beißen fann vom Kirhenvorftande aus feiner Mitte cin Stell 
vertreter gewählt werden. So lange das nicht geſchehen iſt, führe 
der Geiftlihe in der Zeit der Berbinderung den Vorſitz aus— 
ſchließlich. 


Artikel 4. 


Zu den Berfammlungen des Kirchen-Borftandes ($. 26. Sap 2. 
der Kirdhenvorftands-Drdnung) wird in der Negel das Kirchipiels- 
baus benugt. 


Artikel 5, 


Dem Kirhen-Borftande ift geftattet, in Gemäßheit ber bei 
ben Proviforen-Kollegien bisher beftehenden Einrichtung, durch den 
Kirhipiels: Schreiber das Protokoll führen zu laffen (vergl. 8. 30. 
der Kirchenvorflande-Drdnung) und benjelben zur Unterftügung 
bes Borfipenden bei den Ausfertigungen zuzuziehen. 


Artikel 6. 


Der Kirhen-Borftand kann von den gemeindefeitig gewählten 
Borftehern einige mit den Gejchäften der bisherigen Juraten bezw. 
Zeviten betrauen (vergl. $. 31. unbeſchadet übrigens des in $. 42. der 
Kirhenvorftande»Drdnung vom 9. Dftober 1864 wegen der Red- 
nungsführung Beftimmten). 

Auch fteht es dem Kirdhen-Vorftande frei, mit Genehmigung 
bes Königlihen Konfiftoriums eine Einrihtung zu treffen, kraft 
deren die laufenden Geſchäfte nad näherer Begrenzung durch 
einen aus feiner Mitte beftellten Ausihuß, dem jebod immer ber 
vorfigende Geiftlihe und der Schultheiß angehören müfjen, wahr« 
genommen werben. 


Artikel 7. 


Auf den KirhensBorftand geben außer ben, nad) der Kirchen» 
vorftandse-Drbnung vom 9. Dftober 1864 ihm zufonmmenden 
Rechten und Pflichten, die des bisherigen Proviforen » Kollegiums 
in Kirden- und Schulſachen über. 

Es bleiben dem Wirkungafreife des Kirhen-Vorftandes nad 
wie vor entzogen: 

1) die Schul-Angelegenbeiten in Neubahenbrud, weil daſelbſt 
ein eigener Schul-Borftand befteht ꝛc.; 

2) die Ausübung des Wahlrechts der Kirhen-Gemeinde Eteinau 
bei Beſetzung von Prediger» und Lehrer-Stellen, welches 
abweichend von den übrigen Kirchen-Gemeinden des Landes 
Hadeln in Steinau den fämmtlihen ftimmberedtigten 
Mitgliedern der Gemeinde zufteht. Vergl. jedoch $. 39. 
der Kirhenvorftands-Drdnung- 


Artikel 8. 


Eine Aenderung des vorftehenden Negulativs nah Maßgabe 
weiterer Erfahrung bleibt vorbehalten. 


Dtterndorf, den 8. Juni 1867, 
Königlich Preußifches KRonfiitorium des Landes Sabdeln. 


Heſſe. 


2 
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Dieſes Regulativ rief wieder verſchiedene Beſchwerdeſchriften von Mit. 
gliedern der Kirchengemeinde Eteinau an ben Minifter der geiftlihen, Unter 
richte» und Medizinal-Angelegenheiten bervor, in welchen um umveränderte 
Einführung der Kirdenvorftands-Drdnung vom 9. Oftober 1864 in der Ge— 
meinde Steinau dringend gebeten und als Beichwerbepunfte haupfſächlich bie 
Schmälerung der Befugniffe des Predigers, die Aufnahme des Kirchſpielsge— 
richte in din Kirchen-Borftand, die Hebertragung der Protofollführung an den 
Kirchfpielichreiber und die Abhaltung der Kirhenvoritande-Sipungen in dem 
Kirchſpielshaufe bervorgeboben wurden. 


Auf dieſe Vorftelungen erfolgte unterm 4. Juni 1868 folgendes Reſkript 
des Minifters der geiftlichen, Unterrichts: und MebizinalsAngelegenbeiten: 


Berlin, den 4. Juni 1868. 


Auf Ihre Borftelungen vom 20. Dezember pr., 31. Januar, 
13. März und 7. Mai cr. eröffne ih Ihnen nad Ginfiht ber 
von dem Kirchen» Proviloren» Kollegium zu Steinau, dem Kird«- 
jpielögericht dafelbft, dem Königliden Konfiftorium zu Dtterndorf 
und dem Königlichen Obır » Präfidenten zu Hannover erftatteten 
Berichte, daß es bei dem zur Ausführung der Kirchenvorftande» 
Ordnung vom 9. Oftober 1864 von dem Königlihen Konfiftorium 
zu Dtterndorf erlaffenen und Seitens des Königlihen Generals 
Gouvernements zu Hannover genehmigten Regulativ für die Kirchen- 
gemeinde Steinau vom 8. Juni vorigen Jahres lediglich fein Bes 
wenden behalten muß. Soweit Ihre Beihwerden gegen die Ab» 
weichungen gerichtet find, welche bei Einrichtung des Kirchen-Vor— 
ftandes in Steinau von ben allgemeinen Vorſchriften des Gejepes 
beliebt worden, erledigen fie fih durch die Beftimmungen bes 
$. 32, a. a. O. beziehungsweile durch die kirchlichen Eigenthüm— 
lichkeiten des Landes Hadeln. Im diefer Hinfiht ift von mir bes 
reits unter dem 5. November pr. den Mitgliedern bes früheren 
Kirhen-Poviforen-Kollegiums in Steinau die erforderliche Beleh— 
rung zu Theil geworden, und fann ih Sie nur auf den Inhalt 
jenes Erlaffes verweilen. 

Ebenfowenig aber find die jept von Ihnen erhobenen Be- 
ſchwerdepunkte begründet. 

Die Abhaltung der Kirchen Borftands-Sipungen in den Kirch» 
ſpielshäuſern ift ala eine althergebrachte Uebung noch von feiner 
Gemeinde beanftindet worden. ine Unzuträglichkeit bat fi 
daraus, foviel bekannt, bisher niemals .ergeben, und die im Ein» 
zelnen getroffenen Vorkehrungen laſſen aud für die Zukunft feinen 
Grund für die von Ihnen ausgelprohenen Belürdtungen er— 
kennen. 

Die Aufnahme des Kirchſpielsgerichts in den Kirchenvorſtand 
ferner entſpricht vollkommen den Verfaſſunzgs-Eintichtungen des 
Landes. Da nur durch eine ſolche Verbindung den neuen Vor— 
ſtänden zugleich die weiter gehenden Befugniſſe der alten Provi— 
ſoren-Kollegien belaffen werden fonnten, jo bat ſie auch bei allen 
anderen Gemeinden wideriprucdlos Anerkennung gefunden. Zu 
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einer Aufhebung dieſer Inftitution liegt hiernach feine Beran» 
laffung vor. 

Als durchaus zweckmäßig muß ich ed endlid erachten, wenn 
von dem Kirhenvorftande für die Zwede ber Protofollführung 
das Amt des in ber Gemeinde fungirenden Kirchipielsichreibers 
nupbar gemadt wird. Die Kirchen» Proviforen» Kollegien ftehen 
mit dem KRonfiftorium in direftem Geſchäftsverkehr. Hierdurch aber 
werben Arbeiten erforderlich, welche die Zuziehung eines ſachkun— 
digen Mannes im SIntereffe des Geihäftsganges nicht nur wün— 
ſchenswerth, fondern geradezu geboten erjheinen laffen. 

Die Anlagen der Vorftellung vom 20. Dezember pr. folgen 
anbei zurüd. 


Der Minifter der geiftlichen, Unterrichts: und Mebdizinal- 
Angelegenheiten. 


v. Mübler. 


An 
den Einwohner Peter Wilhelm Jooſt und Geuoſſen 
in 
Steinau. 


Nachdem die Bittfteller gegen dieſen Beſcheid nochmals vergeblich beim 
gedachten Minifter remonftrirt hatten, haben fie ſich Namens der Kirchenge— 
meinde Steinau in einer vier Unterichriften tragenden Borftellung an dus Abs 
geordnetenhaus mit der Bitte gewandt, dahin zu wirken, 

daß die Habler fin jeder Hinfiht den übrigen Einwohnern des 
Landes gleichgeftellt werden, namentlih daß aud ihnen die Wohl» 
that des Kirchengejepes vom 9. Dftober 1864 ungeichmälert zu 
Theil werde. 

Zur Begründung diejer Bitte wiederholen fie im Weſentlichen die frü— 
beren Beihwerdepunfte gegen das wider den Willen der Kirchengemeinde ein 
geführte Regulativ vom 8. Juni 1867 und heben noch befonders hervor, daß 
überhaupt die alte Verfaffung des Landes Hadeln jehr Loftipielig ſei und faft 
alle ihre Vorzüge verloren babe, und daß insbejondere der Umftand, daß der 
Hauptihnllebrer zugleih Kirchſpieleſchtreiber und Protofollführer im Kirchen» 
proviforen- Kollegium fei, zu großen Unzutriglichfeiten führe. 

Ueber dieſe Petition wurde in der Sigung der Petitione-Kommilfion vom 
15. Februar 1869 in Gegenwart eined Vertreters des Minifterd der geiftli« 
hen, Unterrichts. und Medizinal-Angelegenheiten verhandelt. 

Der Referent beantragt: 

über die Petition zur Tages-Ordnung überzugehen, 
indem er hervorheb: Ganz abgeſehen davon, daß es nicht Mar vorliege, ob 
die Unterzeichner der Petition in Wirflichfeit die Mehrzahl der Mitglieder der 
Gemeinde Steinau vertreten, fei es bei ben cigentbümlichen Einrichtungen bes Lan⸗ 
des Hadeln bedenklich, die Petition bei der Königlichen Staats-Regierung zu 
befürworten. Bis dahin hätten die Bewohner des Landes Hadeln bei jeder 
Gelegenheit bekundet, daß fie auf der Erhaltung ihrer, auf freien Grundlagen 
beruhenden Verfaſſung ein großes Gewicht legen. Als im Anfange der Fünf« 
2 * 
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ziger Fahre in Hannover die Trennung ber Verwaltung von ter Juftiz durch— 
geführt worden fei und in Folge deſſen der frühere Zuftand im Lande Ha- 
deln nicht vollſtändig babe aufrecht erhalten werden können, hätten fie ſich 
bemüht, möglichft viel von ihren Nechten zu bewahren, was ihnen aud 
nach Ausweis der Königlichen Verordnung vom 1. September 1852 über 
die Rechtspflege und Verwaltung im Lande Hadeln gelungen fei, und als im 
Jahre 1866 die Einverleibung Hannovers in den preußiihen Staat erfolgt 
ſei, hätten die Vertreter des Landes Hadeln fi alebald an Se. Majeftät den 
König mit der Bitte um Aufrechterhaltung ihrer Verfaffung gewandt, melde 
Bitte ihnen auch gewährt ſei. Daß feitdem die Gefinnung der überwiegen- 
den Mehrzahl der dortigen Bewohner eine andıre geworden jei, bafür liege 
nidts vor Mas num fpeziell den Wunſch der Petenten nah unveränderter 
Einführung der Kirhen-Borftands-Drdnung vom 9. Oftober 1864 anbelange, 
jo ſtehe auch diefe Frage mit dem eigenthümlichen Einrichtungen des Landes 
Habeln in engem Zuſammenhang. Befugt zu einer Abänderung jenes Ges 
fepes für die Gemeinden des Landes Hadeln und fpeziell für die Gemeinde 
Steinau feien die kirchlichen Behörden zweifeläohne nah $. 32. Abj. 2. 
a. a. D. geweſen, weil diefe Gemeinden ſchon vor dem Kircen-Borftandes 
Gefege vom 14. Dftober 1848 einen Kirchen-Vorſtand bejeffen hätten, und 
unter „Mitwirkung“ der Gemeinden nicht eine Zuftimmung zu verfteben jei. 
Müffe man nun aud zugeben, dab es fih im Allgemeinen nicht empfeble, 
auf Grund des mehrerwähnten $. 32. Abj. 2. Abänderungen in Betreff des 
Kirhen-Vorftandes eintreien zu laffen, wenn die Mehrzahl der betreffenden 
Kirhen-Gemeinde fih dagegen erfläre, jo liegen doc hier bejondere Gründe 
dafür vor, auf die Anſicht dieſer Mehrheit nicht das alleinige und entjcheidende 
Gewicht zu legen. Denn bei den befonderen Verhältniſſen des Landes 
Habdeln, wo die Kirchen » Proviferen « Kollegien ausgedehntere Rechte bes 
fipen als jonft die Kirchen » Borftinde, und mit dem Konfifterium zu 
Diterndorf in unmittelbarem Gejchäfts » Verkehr ftchen, würde «8 zu 
Unzuträglichkeiten führen, wenn die Kirchenvorftände in der einen Gemeinde 
nad ganz anderen Grundjägen zufammengejegt wären und ihre Gejhäfte 
verhandelten, als in der anderen; die einzelne Gemeinde müſſe bier ihre ſpe— 
zielen Wünfche denen der übrigen unterordnen, welde fih in ihrer überwie— 
genden Mehrzahl für die von den Firdlichen Behörden getroffene Regelung 
ausgeiprohen hätten. Auch könne den einzelnen Beichwerdepunften aus den 
in den Beſcheiden der Behörden angeführten Gründen ein irgend erheblidyes 
Gewicht nicht beigelegt werden; insbejondere jei dafür, daß ſolche Mitglieder 
des Kirchenipielegerichts, welche die in der Kirchenvorftands-Drdnung für einen 
Kirhen-Vorfteher vorgeſchriebenen Eigenihaften nit befäßen, nicht Mitglieder 
des Kirchen Proviforen- Kollegiums werden fünnten, durch verichiedene Beftim- 
mungen bed Regulativs genügende Vorſorge getroffen. 


Der Regierungs-Kommiſſar ſchloß fih diefen Ausführungen an. 
Ein Mitglied brachte folgende’ motivirte Tages-Ordnung in Vorſchlag: 
In Erwägung, daß 


1) der Zuiammentritt der Hannoverſchen Synode nad den Er: 
Hirungen des Minifters der geiftlihen Angelegenheiten nabe 
bevorfteht, 
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2) jene Eynode aber berufen ift, über die Wünſche der Pe— 
tenten zu bejchließen, 
jur Tages-Ordnung überzugeben, 
ba es fih nicht empfehle, ohne Noth gegenwärtig auf eine materielle Prüfung 
der der großen Mehrzahl der Kommijfions-Mitglieder wenig befannten Vers 
bältniffe einzugeben. 

Nahdem Hierauf jedoch entgegnet worden war, die vorgejhlagene Motis 
virung erſcheine nicht angemefjen, weil es fih bier um äußere firhlihe Ans 
gelegenheiten handle, bei welden die ftaatlihen Organe eben jo wohl mitzu- 
wirfen hätten, wie bie kirchlichen, wurde der Antrag auf motivirte Tages» 
Ordnung mit großer Stimmenmehrheit abgelehnt und der Uebergang zur 
einfachen Tages-Ordnung einftimmig befchloffen. 

Berlin, den 4. Mär; 1869. 


Die Kommiſſion für Petitionen. 


Dr. Gneift, Stellvertretender Borfigender. Struckmann, Berichterſtatter. 

Grofchfe. dv. Lattorff. v. Gerlab. Hoch. dv. Boetticher. 

Freiherr v. Michtbofen (Rybnih). Earl Prinz zu Sobenlobe. 

Freiberr v. Michtbofen (Sauer). Koeſter. Uhlendorff. 
Kantaf. Dr. Brande. Goeddertz. 


N 378. 


Saus der Hbgeordneten. 
10. 2egislatur» Periobe. 
U. Seſſion 1868. 


— ——— 


Dritter Bericht 


Kommiljion für die Agrar Verhältniife 


über 


Petitionen. 


A. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Witt, 








Der Feldmeſſer und Kultur-Ingenieur Touſſaint aus Görlitz überreicht eine Journ. I. Nr. 350. 
Anzahl von ihm verfaßter landwirthſchaftlicher Schriften namentlich eine Ab- 
handlung über die Einrihtung von Wiejenbaufhulen mit der Bitte 
die Vorlage eines Gefepes zu beantragen, nad) melden im Interefje der all» 
gemeinen Hebung des Wiejenbaues und Drainage: 
1) die Auftellung von Kultur-Ingenieure ; 
2) die Einrichtung von Wiejenbaufhulen ; 
für jeben Regierungs-Bezirf auf Staatöfoften oder von Seiten der Provinzial- 
Berbände gefeglih in Ausführung gebracht würden. 

In dem Jnhalte der Petition, jowie den beigefügten Schriften, motivirt 
ber Petent feine Anfihten nun dahin näher, daß nur demjenigen, welder fo 
zu jagen aus der Praris herausarbeitet und den großen Mangel an geeigneten 
praltiſchen Organen in dieſer Brande Fennt, ed möglich fei mit einer gewiffen 
Begeifterung für die Hebung dieſer guten Sache einzutreten, in welder jo zu 
ſagen das Wohl des ganzen Bolfes eine gewiſſe Begründung findet. Es fei 
nicht genug, daß wir 5. B. in Siegen, Wiesbaden, Suderburg, Brersky ſolche 
Wieſenbauſchulen hätten, wo die Infaffen der umliegenden Ortſchaften eine 
gute techniſche Ausbildung erhalten, der bort herrichende Geift, ja bie im jeder 
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diefer Schulen aufgeftellten Lehrprinzipien feien aber mehr lofaler Natur und 
paffen nicht immer für andere Verhältniffe; um den Wieſenbau einer ganzen 
Provinz oder eines Landes zu heben, feien aber Die Intelligenz und die tech— 
niſchen Fertigkeiten von vielen Taufenden erforderlich, weldhe das Weſen des— 
felben in jeder Hinficht begriffen hätten und an deffen weiteren Fortentwicke— 
lung arbeiteten. Dies könne aber nur auf Grund einer Schule geſchehen, 
welche die Intereſſen des Gejammtvaterlandes ind Auge faßt. Die Anftellung 
von Kultur-Ingenieuren wie fie z. B. bereit3 in Baden und Baiern praktiſch 
und geſetzlich ins Leben getreten ift, ſei ungertrennlih von der Einrichtung 
von MWiejenbaufchulen. 

Für die Ginrihtung der Wiefenbaufhulen und der Anftellung von 
Kultur « Ingenieure werden bauptjählih fünf Punkte der Berückſichtigung 
empfoblen : 

1) Für jeden Heinen Staat, fowie für jede Provinz eines größeren 
Staatöverbandes ift die Einrichtung einer Wieſenbauſchule zur 
Ausbildung der nörhigen Wiejenbau » Aufieher, als aud zur 
praftiihen Heranbildung der Mrbeiter und des Bauernftandes 
in der techniſchen Ausführung und Ipäteren Behandlung von 
Kunftwielen geboten. 

2) Soll der Segen eines ſolchen Inftituts, was die Hauptfache ift, 
auch auf die fämmtliche Landbevölferung einen gewiſſen Einfluß 
nicht verfehlen, jo dürfen die Mufter nicht zu entfernt liegen, 
nach welchen der Fleine Grundbefiger feine durch Tradition ein- 
geimpften Anſichten mobdifiziren fol, und ift daher für jeben 
Flähenumfang oder Kulturbezisf von 250 Quadrat Meilen die 
fefte Anftelung eines techniſchen Leiters der bezüglichen Arbeiten 
erforderlich. 

3) Außer denjenigen Mitgliedern des Bauernftandes, welche aus 
eigenen Mitteln einen freiwilligen tbeoretiihen oder nur prafe 
tiſchen Kurſus auf einem dieſer Inftitute durchmachen wollen, 
werden jährlih 8 bis 10 der intelligenteften und anftelligften 
Wiefenarbeiter, welche vorher mindeftens ein Jahr lang mit Hade 
und Schaufel bei irgend einem größeren Wiefenbaue unter Lei— 
tung eines Kulturtechnikers beichäftigt waren, ausgewählt und 
den landwirthſchaftlichen Vertretern der Provinz zur unentgeltlichen 
Ausbildung als Wiejenbauer empfohlen. Das Prinzip, wodurd 
die natürliche Intelligenz im Jutereſſe des Staates nugbar aus— 
gebildet wird, bat, nad den uns an maßgebender Stelle gege— 
benen Mittheilungen, dem Großberzogthbum Baden bereits viele 
Millionen Thaler eingebracht, ja der hohe Chef der landwirth— 
ſchaftlichen Abtheilung des dortigen Minifteriums verfidherte uns, 
daß die Negierung entichloffen jei, den bisher hierfür ausge 
worfenen Etat zu verdoppeln, weil die Steuerfraft des Landes 
nicht beffer erhöht, angelegt und zugleich erleichtert werden könne, 
ald durch eine derartige Unterftügung zur Ausführung zweck— 
mäßiger Wiejenmeliorationen. 

4) Als Leiter ſowohl zur techniſchen Ausbildung dieſer Zöglinge, 
ald aud aller derjenigen, welche den Wiejenbau praktiſch erlernen 
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wollen, find unter der Autorität und Gontrole eines Regierungs- 
Baubermten Kultur » Ingenieure auf Staatskoſten anzuftellen, 
deren wiljenihaftlihe und techniſche Ausbildung derjenigen eines 
geprüften Bauführerd oder Feldmeſſers gleih fein muß. (Ein 
ipezielles Inftitut zur Ausbildung von KultursIngenieuren befteht 
zu Wiesbaden unter Leitung des Profeſſors Dr. F. Dünfelberg.) 
Dieſelben find zugleid angewieſen, in ihren reſp. Bezirken alle 
Kultur-Unternehmungen, welche ſich auf die Ent: und Bewäſſerung, 
auf die Urbarmahung von Flächen, auf die Keldeintheilung, ſowie 
die Zulammenlegung der Grundſtücke und einzelner Ablölungen 
in Gru.d und Boden beziehen, auf Verlangen der Betheiligten 
zu überwachen; ferner haben fie ſowohl die Mufteranlagen, als 
auch auf Wunſch der reſp. Befiger oder Genofjenihaften die be— 
reit? gebauten neuen Wieſenanlagen jährlich zweimal zu contros 
Iren, weil erft durch weitere Beobachtungen und ſucceſive Ver— 
befferungen, ſowie durch richtige Behandlung der wahre Nupen 
von Fünftlihen KRulturanlagen zu erreichen iſt. 

5) Zur theeretiſchen Ausbildung der Zöglinge genügt die dritte Klaffe 
einer techniſchen Schule, wie fie zum Beiipiel in Preußen unter 
dem Namen Provinzial: Gewerbeihulen beftehen, welde diejelben 
zwei Semefter, und zwar nur in den Winter-Monaten vom 1. Nos 
vennber bis 1. März befuchen, um Rechnen, Zeihnen, Schöuſchrei— 
ben, die Anfertigung leichter Auffäge und etwas Mathematik zu 
lernen; überhaupt um die jpätere Praxis auf ein nothmwendiges 
Map von theoretiihen Wiſſen bafiren zu fünnen. Nebenbei er- 
halten fie populairen Bortrag über Chemie, Phyfil, Bodenkunde, 
Drainage und Wiejenbau. 

Die praftiihe Ausbildung im Feldmeſſen, Nivelliren, in den 
praftiihen Bodenarbeiten, ſowie über Form und Weſen der Drai— 
nage und des Wieſenbaues erhalten fie unter Leitung des In— 
genieurs dermaßen auf dem Arbeitsfelde und als Mitarbeiter 
bei Herftelung einer größeren rationellen Wieſen-Anlage. 

Da die Koften zur Einrihtung einer fpeziellen Wiejenbaufhule nach den 
vorangegangenen Darlegungen ganz wegfallen, weil die Zöglinge einfach irgend 
eine bereits beftehende und hierzu in Ausfiht genommene Gemwerbeihule der 
Provinz beſuchen, jo handelt es fi bier nur um die Beihaffung der Mittel, 
welche erforderlich find, um aljährlih einer gewiffen Zabl von Wiefenbaus 
Zöglingen während der genannten vier Wintermonate den nöthigen Unterhalt 
zu gewähren, Damit dielelben ohne Sorge um das tägliche Brot ihre theore— 
tiſchen Studien machen können. 

Wenn nun der Staat der landwirthſchafilichen Besölferung, wie zu er— 
warten, durch die Anftellung von Kultur Ingenieuren entgegen fommt, fo 
dürfte es nur recht und billig ericheinen, daß die qu. Nemumerationen zur 
Unterhaltung der Zöglinge von den landwirthſchaftlichen Gemeindes-Verbänden 
aufgebracht werden, weil der Nupen dieler Inftitutionen ihnen zunächſt doch 
allein iheilhaftig wird. (Im Großherzogthum Baden werden ſowohl die 
Koften zur Unterhaltung der Ingenieure, als auch die Nemuneration zur 
Ausbildung der Wielenbauer vom Staate getragen.) 
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Diefe Koften find aber jo außerordentlih gering und verfhwinben bei 
Repartirung derjelben auf den Einzelnen zu einem ſolchen Minimum berab, 
daß die Begründung und Unterhaltung eines fo geichaffenen Inftituts in kei— 
ner Weiſe den Intereffenten ſchwer fallen kann. 

Nehmen wir an, daß aljährlih, weil der Kurfus ein zweijähriger ift, 
20 arme, junge und talentvolle Arbeiter aus jebem Rulturbezirf, die oben be» 
ſchriebene Ausbildung als Wiefenbauer erhalten follen, wozu, wie bereits ge 
jagt, eine viermonatlihe Unterhaltung in irgend einer größeren Stabt erfor« 
berlich ift (denn während der Sommermonate erhalten fie nur den Tagelohn, 
welchen fie eben verdienen, von dem Bauherrn oder ber Genoſſenſchaft aus— 
gezahlt, wo fie beidhäftigt find), To iſt das Erempel hierzu ſehr leicht, wie 
folgt zu machen. 

Es find zu bezahlen: 

1) An Schulgeld pro Kopf und Monat 1 Rıhlr., alle 
in 4 Monaten 0 x4=.. . a 80 Rıblr. 
2) An Remuneration pro Tag 15 Eur. mithin 
20. 30.15.4 : 
—m mE ernennen. WR . 
3) Nehmen wir auf Schreib» und Zeichnen» Materialien 
und auf unoorbergefehene Fälle noch . » » » » 220 = 
alle Summa 1500 Rihlr. 
an, welde von der gefammten Landbevölkerung eined ganzen Regierungs-Be— 
zirfes für dieſen Zweck alljährlich zu beihaffen wären, um den Wohlſtand bes 
Geſammt ⸗ Vaterlandes dauernd mit begründen zu belfen. 

Die Folgen einer fo jegensreihen volfswirthihaftlihen Einrichtung wür— 
den bald durch die gehobene Steuerfraft des Landes bemerfbar werden. Wo 
aber Intelligenz und mechaniſche Fertigkeit zur Hebung des Wiefenbaues zu» 
fammenwirfen, ba muß als eine Folge davon aud der Viehftand ſich ent- 
ſprechend vergrößern und dem geringften Arbeiter wird dadurch die Gerechtigkeit 
werben, daß er jein hartes Loos burd eine beffere Fleiſchkoſt, alfo (nad Mo- 
lefhott) durch einen ermeiterten Schap von geiftigen und materiellen Kräften 
erleichtern fann. 

Die Kommilfion verfannte nun keineswegs, wie von einer Seite geltend 
gemacht wurde, daß die Verhältniffe in Baiern und Baden weſentlich verſchie— 
ben von ben unfrigen, namentlich denjenigen der öftlihen Provinzen feien, 
durch ihre, theils durch Gebirge, theild durch Flußthäler mehr koupirte Bo» 
denbeihaffenheit. Für jo große und verfhied.ne Verhältniſſe, wäre es daher 
wohl zu weit gehend, für die gefammte Monardie dur ein Geſetz in jeber 
Provinz gleihmäßig die Anftelung eines Kultur-Ingenieus und die Errichtung 
einer Wieſenbauſchule zu befürworten. in Antrag, die Petition zur Berüfe 
fihtigung zn überweifen, wurde daher auch aus dieſen Gründen zurückge— 
zogen. 

Dagegen war die Kommiffion von dem Mangel an genügend vorgebilde- 
ten rbeitöfräften auf dem Gebiete des Wieſenbaues und der Drainage über: 
zeugt, um die Vorſchäge des Petenten der Königlichen Staats-Regierung do 
zur Erwägung zu überweilen. Bei der Anlage von Drainagearbeiten, jei al- 
lenfalls noch ein Techniker aufzutreiben, der einen guten Plan mache, wenn 
man das Glück babe, nicht einem Pfuſcher in die Hände zu fallen, aber es 





fehle dann an ben techniſch und praftiih vorgebildeten Arbeitern und Auffe- 
bern, melde nad einem vorgeftedten Plane einen Graben im gehörigen Niveau 
auszuführen im Stande jeien. Durch ſolche ungeſchickte Arbeiter, werde die 
Ausführung einer nüplihen Melioration oft ganz unnöthig vertheuert, wenn 
nicht gar ganz verborben, und ein Hauptgrund der noch häufig laut werbens 
den Klagen über die nit fichtbaren Folgen einer Drainage beruhe auf diefer 
ungeihidten Ausführung. Es jei ferner häufig wünſchenswerth, daß bei An« 
lagen größerer Staatt-Straßen, namentlich der Eiſenbahndämme und Chauſ- 
feen Kultur » Ingenieure im Interefle der Yandesfultur hinzugezogen würden, 
da jehr häufig durch diefelben der Walferabfluß gehemmt und für bie richtige 
Abführung des Ober- und Unterwaſſers durch gehörige Durdläffe aus Un— 
fenntniß oder aus Eriparung der Koften von Seiten der Eifenbahn » Gefells 
haften nicht genügend gelorgt wäre, jo daß die wichtigften Bes und Entwäl- 
ſerungs-Meliorationen aus diefen Gründen ipäter vellftindig unmöglich jeien. 
Doch jei ed wünjchenswertb,- die Anftellung son KultursIngenieuren fowie die 
Ginrihtung von Wieſenbauſchulen dort, wo ein Bebürfnig vorhanden, mög— 
lihft mit den landwirthſchaftlichen Lehranftalten zu verbinden. 
Die Kommiffion faßte deshalb folgenden Beſchluß: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

1) die Petition IL. 350 des Kultur-Ingenieurd Toufjaint der 
Königlihen Staats » Regierung zur Erwägung zu über 
weilen, 

2) die Königlihe Staats-Regierung aufzufordern, dafür Sorge 
tragen zu wollen, daß dort, wo ein Bedürfniß vorliege, an 
den Landwirthſchaftlichen Lehranſtalten ꝛc. mit der Errich- 
tung von Wieſenbauſchulen und der Anftelluug von Kultur 
Ingenieuren vorgegangen werbe. 


B. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter v. Thofarsfi. 


— — — — 


Der Gutsbeſitzer Ferdinand Knauer zu Gröbers bei Halle an der Saale 
hat unter dem 22. November 1868 eine Petition an das Haus der Abge— 
ordneten eingeſandt, zu welcher er in 320 Exemplaren einen von ihm ſelbſt 
verfaßten Separat:Abdrud aus Dr. 3. 3. Fuchling’s Neue Iandwirthicafte 
liche Zeitung, Band XVII (1868) Heft 9 binzufügte. 

Petent bittet: ein Hohes Haus der Abgeordneten die Initiative in Bezug 
auf die Drainage» Gejepgebung zu ergreifen, oder biefe Petition der König- 
lihen Staate-Regierung zur jchleunigften Abhülfe zu überweiſen. 

Derjelbe nimmt Bezug auf den geweſenen Noihftand in Oftpreußen und 
ſchreibt das Entftehen beffelben hauptjählic dem Mangel an drainirten 
Aedern zu. 


Sourn, II. Nr. 506. 


Die Agrar: Kommilfion unterzög fi am 19. Februar. der Berathung 
diefer Petition, indem der Geheime Ober-Negierungsrath Greiff als Regierungs— 
Kommifjarius anweſend war. Nachdem in Allgemeinen nicht verfannt wurde, 
daß bei allen Bortheilen von Drainage-Anligen das Haus der Abgeordneten 
auf die Bitte des Petenten wegen vieler in den Weg tretender Schwierigfeiten, 
namentlih aber wegen der fehlenden Fonds nicht eingehen könne, vielmehr es 
einem jeden überlaffen bleiben müſſe, durd die jeweiligen vorhandenen Mittel 
derartige Meliorationen nah Möglichkeit auszuführen, ſprach fi der Herr 
Regierungs-Kommiffarius über diefen Gegenftand wie folgt aut: 

Was die gefegliche Durdführung der Drainage dur fremde Grunde 
ftüde betreffe, jo beftehe für ten größten Theil des Staates das Vorfluth— 
Edift vom Jahre 1811, deffen Tepter Abjhnitt durch das Geſetz vom Mai 1855 
auf DrainsAnlazen für anwendbar erflärt ift. Nah demjelben trage der 
Provofant ſfämmtliche Koften; die Bezirke-Regierung prüfe den Plan; ein 
Schiedsgericht entſcheide über die Höhe der Entihädigung. Nad dem für bie 
Rheinprovinz erlaffenen Gefege vom Jahre 1859 entiheide die Regierung 
über die Höhe der Entſchädigung vorbehaltlih des Rechtsweges. Lepteres 
babe fi nicht bewährt, da in Folge deffen nicht leicht Semand fih zur Provo— 
fation entſchlöſſe. Durch das Gefep vom Mai 1853 ſei auch die Bildung 
von Drainage-Genofjenihaften geregelt, mit der Maßgabe daß Ddiefelben nur 
dur Urbereinftimmung aller Iutereffenten gebildet werden fünnten; das 
Statut bevürfe dann nur der Beftätigung des Minifters. 

Die Frage, ob aud, wenn nicht alle Intereffenten übereinftimmen, ein 
Zwang erfolgen fönne, ift bisher ftets von der Mehrheit des Abgeordneten: 
haujes verneint worden. Die Negierung müſſe daber Auftand nehmen eher 
diejen Weg zu betreten, bis die Auffaffung der Landes-Bertretung fi ges 
ändert hätte Was nun die Beihaffung der Geldmittel zu Drainage-Ans 
lagen betreffe, jo jet die Königliche Regierung ftets bemüht, die Provinzial» 
Meliorationsfonds dahin zu vermehren, daß dies möglidd were. Er ſei in 
der Provinz Preußen neuerdings allein auf den Antrag ber Provinzial-Bers 
tretung um cine Million, in anderen Provinzen auch erheblih vermehrt. Der 
Landed-Meliorationsfond ſei kaum ausreihend zu der Beftreitung der tech— 
niſchen Vorarbeiten, jowie zu Darlehnen und Beihülfen an Meliorations» 
Genofjenihaften. Demgemäß feien aus demielben am Rhein und in Weſt— 
preußen auch Drainage-Meliorations-Genoſſenſchaften unterftügt worden. Auf 
diefe Art Fönne im Verwaltungswege Vieles erreicht werden. Bei einer bes 
fonderen Geſetz-Vorlage würde die Löſung der Frage über die Belhaffung der 
erforderlihen Geldmittel vorausfihtlih auf unüberwindlihe Schwierigkeiten 
ftoßen. Bei der Diskuſſion ſprachen mehrere Mitglieder Der Kommilfion, 
welde insgefammt die Nüplichkeit des Drainirens nicht in Abrede ftellten, 
ihre Bedenken gegen Zwangs-Genoſſenſchaften ans, Es wurde hervorgehoben, 
daß die für die Landwirthſchaft ſehr wichtige Drainage befördert werden könne: 

a) dur Erleichterung der Bildung von Drainage-Genoffenihaften, 
bezüglih durd Lie Zulaffung von Zwang bei Bildung der Ges 
noſſenſchaften unter gewiſſen Bedingungen, 

b) dur Förderung des Kredits der Grundbefiger, 

ec) durch Staatliche Beihülfe. 
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Es ſei in feiner dieſer Richtungen zur Zeit Wejentliches zu erreichen, 
indem die Anwendung von Zwang bei der Bildung von Drainage-Genoffen- 
ihaften im Heuſe feinen Anklang finden, die Steigerung des Krebitd der 
Grundbefiper bis zur Außerften Gränze auf andere Weile erftrebt werden, 
die ftaatlihen Beihülfen aber zu dieſen Zweden nicht wejentlih zu erhöhen 
feien, chne für das Landwirtbichaftliche Minifterium bedeutende Summen zu 
erwirfen, anbererfeit3 wiederum behauptet wurde, auch aus dem Grunde eine 
zwangsweiſe Bildung von Drainage-Genoſſenſchaften nicht durchführbar wäre, 
weil der Nugen der Drainage fih für alle Grundftüde und Verhältniſſe 
nicht genau ermitteln laffe. 

Endlich wurde auch nod erwähnt, daß der Staat durch Genehmigung 
von Beihülfen und Vorjhüffen nah dem Mufter von England das Drainiren 
fördern müffe. 

Schließlich einigte fih die Kommiſſion cinftimmig dahin: 

das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen obige Petition der 
Königlichen Staats-Regierung zur Erwägung zu überweifen. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter v. d. Kneſebeck (Ruppin). 
ET — — — 


Beide Petitionen, den durch wilde Kaninchen angerichteten Wildſchaden bes 
treffend, haben in unveränderter Form der Agrar-Kommiſſion des Haufes der 
Abgeordneten in voriger SigungssPeriode vorgelegen und find, wie der dritte 
Bericht der Agrar-Kommiſſion No. 369 der Drudjadhen 1867 nachweiſt, sub 
CI. und II. von der Kommiſſion berathen, aber wegen bes inzwiſchen eins 
getreienen Schluſſes der Sitzungen nicht mehr vor das Plenum des Haufes 
gelangt. 

Die Petentin haben in ihrer diesmaligen Eingabe Neues nicht zur 
Begründung ihrer Beihwerden beigebracht, auch hat fi die Lage der Geſetz— 
gebung feitdem nicht geändert, weil ber von ber Königlihen Regierung vor— 
gelegte Entwurf eines neuen Jagd-Polizei-Geſetzes noch nit zur Berathung 
des Haufes der Abgeordneten gelangt ift, es würben daher die damaligen 
Beichlüffe der Kommilfion auch jegt noch als zutreffend zu erachten feien. Da 
jedoeh von der Kommilfion die Uebelftände des von den wilden Kaninden 
der Ader» und Forft » Kultur zugefügten Schadens von Neuem anerkannt 
werden mußten, und zugegeben wurde, daß die bisherige Geſetzgebung nicht 
ausreichenden Schug gegen die von den wilden Kaninchen verurfachten Wild- 
ſchäden gewährt, jo beſchloß die Kommilfion, zu beantragen: 

1) das Haus der Abgeordneten wolle die Petitionen der Aderbefiper 
Mathias Brauweiler zu Ober » Dreed und des Friedrich Schliebe 
und Genofjen zu Licsfau wegen des Antrages auf Fünftigen 
Schutz gegen Wilvihaden der Königlihen Staats = Negierung in 


SFourn. IT. Nr. 132. u. 240. 


Journ. II. Nr. 232. 
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der Richtung zur Erwägung zu überweilen, ob es fidh nicht 
empfehle, die wilden Kaninchen gleih dem Hamfter und anderen 
ſchädlichen Thieren als nicht zur Jagd gehörig zu bezeichnen, 

2) über den Antrag der leptgenannten Petenten auf Schaden « Erfap 
aber zur Tagesordnung überzugeben. 


Beridterftatter : 
Abgeordneter v. Hanftein. 
DEE nt 


Der Einwohner Samuel Gzidi aus Gr. Konopfen im Kreiſe Loetzen 
beichwert fi über die Höhe der von feinem Befigthum an die Geiftlichfeit 
zu zahlende Kalende. Petent führt aus, daß er von jeiner Eigenfathe und 
11 Morgen 66 5Ruthen, größtentheild unfruchtbaren Landes, eine Kalende 
entrichten müffe, deren Werth in Gelde beredinet jährlih auf 1 Thlr. 22 Sgr. 
zu ſchätzen ſei. 

Die Höhe dieſer Abgabe fomme daher, daß die Kalende von der Wirth» 
haft gegeben werden müffe, ohne Nüdfiht auf deren Größe und daß bei 
Dismembrationen jedes uenbebaute Grundftüd mit einer eben ſolchen Kalende 
belaftet, das alte Grundftüd aber in feiner Weile liberirt werde. 

Die meiften Eigenfathner, wozu auch er gehöre, hätten früher gar feine 
Kalende gezahlt, erft nah der Grmeritirung des früheren Geiftlichen ihres 
Kirhipielde im Jahre 1866 ſeien fie von demſelben auf Entrichtung ber 
Kalende für die lepten 4 Jahre verflagt und von dem Gerichte verurteilt 
worden. 

Diefe Abgabe fei aber für die Gigenfathner zu drüdend, deshalb bittet 
Petent: 

das Hohe Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, baß er und 
alle Eigenfathner unter 15 Morgen entweder gar feine oder doch 
nur eine mäßige Kalende von höchſtens 74 Sgr. zu zahlen hätten. 

In Oftpreußen giebt es zwei Arten der Kalende, nämlich die große und 
die Meine Kalende. Die große Kalende wird meiftentbeild in Körnern 
und nad dem Hufenftande entrichtet, während die Fleine Kalende in ber 
Regel von den Haushaltungen und Weuerftellen in ben verjchiebenartigften 
Naturalien, zuweilen aber aud als Geldpräftation zu leiften ift. 

Der 8. 13 Zufag 213 des Oftpreußiihen Provinzials Rechts beftimmte, 
daß hinfichtlih der großen Kalende, inſofern diefelbe nach der Haushaltung 
und den Peuerftellen entrichtet werde, fo wie binfihtlid der Meinen und ber 
Geldkalende bei Theilung oder Abbau der Grundftüde feine Verminderung 
ber Abgabe zum BVortheile der alten Befigung ftattfinden joe, vielmehr die 
Abgabe von der neuen Befipung befonders entrichtet werden müſſe. 

Diele Beftimmung führte im Laufe der Zeit, nachdem bie Zertheilung 
von Grund und Boden erleichtert war und ſich häufiger Feine Hausbaltungen 


* — 





9 


mit geringem Landbeſitz bildeten, in manden Fällen zur drüdenden Bes 
laftung. Es wurde deshalb der erwähnte Zuſatz des Oſtpreußiſchen Provin- 
zial Rechts durch das Gelep vom 10. März 1864 binfihtlih der nad Ber: 
fündigung biefes Gejeges vorkommenden Theilungen oder Abbaue aufgehoben 
und feftgefept, daß diefe Abgaben im Falle der Zerftüdelung der damit bes 
lafteten Grundſtücke auf die einzelnen Theile der letzteren zu repartiren feien. 

Auf die Höhe der von dem Petenten zu entridhtenden Kalende, zu deren 
Leiftung derjelbe bereits vor Emanation dieſes Geſetzes verpflichtet war, blieb 
freilich dieje Beitimmung ohne Einfluß, für die Zukunft jedoch ift dadurch 
der Entftehung bezüglich Weiterverbreitung ber vom Petenten erwähnten Miß— 
ftände eine Schranfe gejegt. Mit Rüdfiht hierauf und in Erwägung, daß 
der Antrag des Petenten ohne Verlegung wohlerworbener Privatrehte nicht 
ausführbar ift, empfiehlt die Kommilfion: 

über bie vorliegende Petition zur Zages-Drdnung überzugehen. 


E. 

Berichterſtatter: 
Abgeordneter v. d. Kneſebeck, (Ruppin.) 
— r — ———— — — 

Die Mühlenbeſitzer F. Wittmeyer und Karl Bendelmann zu Wol— 
mirſtedt, A. F. Buchſchatz zu Hillersleben und Karl Schwarz zu Neuhal— 
bensleben beklagen fh, daß, nachdem im Jahre 1864 bei Negulirung der 
Drömlinzs Niederung der obere Theil der Obre bis Neuhaliensleben kana— 
lifirt worden, der untere Theil aber in völlig verwahrloftem Zuftande unbe: 
rüdfichtigt geblieben jei, ihre Mühlen durch den feit jener Zeit alljährlich 
wiederkehrenden hoben Wafjerftand während der Wintermonate nicht mehr 
arbeiten können, und beijpielsweije im Jahre 1866/67 des hohen Wafferftan- 
des wegen ſechs Monate lang haben ftillftehen müfjen; aud hätten die bei 
den Mühlen belegenen Gärten, Weder und Wieſen eine gleihe Zeit unter 
Waſſer geftanden und feien in ihrem Ertrage weſentlich beeinträchtigt. 

Die Petenten haben fih im Frühjahr 1867 an das Minifterium der 
Landwirtbichaftlihen Angelegenheiten gewendet und hat im Folge deffen die 
Königliche Regierung zu Magdeburg die Niumung des unteren Theiles dei 
Obre von Wolmirftedt abwärts angeordnet und ausführen laffen, es ſollen 
jedoch die erwähnten Ueberflutbungen dadurd noch nicht gehoben worden fein, 
jo daß die Mühlen im Winter 1867/68 wieder längere Zeit haben außer 
Betrieb gejept werben müſſen. 

Die Königlihe Regierung zu Magdeburg bat, wie die Petenten ver« 
nommen, für dieſes Fahr die weitere Räumung ber Ohre von Wolmirftedt 
aufwärts angeordnet; — die Petenten find jedoh der Meinung, daß eine 
bloße Räumung nad den gemachten Erfahrungen nicht zu dem Ziele führen 
werde, und nur eine wirklihe KRanalifirung der Ohre unterhalb Neuhaldensds 
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leben bis zur Elbe eine weſentliche Abhülfe zu leiften im Stande fein würde, 

fie bitten daher, das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen zu erflären: 
„Die Königlihe Negierung ift verpflidtet, für den 
Obrefluß eine Vorfluth zu beihaffen, wie biefelbe nicht 
nur für unfere (der Petenten) Intereſſen, fondern über» 
baupt für einen Fluß, deſſen oberer Theil fanalifirt, 
erforberlid ift*. 

Mas nun die in diefer Petition erwähnten dermaligen Wafjer- und Bor: 
Nuth-Verhältniffe anbelangt, fo muß zugegeben werben, daß bie Befiger der 
an ber Obre belegenen Waffermühlen über die für ihre Mühlen ungenügende 
Vorfluth ſchon feit langen Jahren Klage geführt haben, und daß durch die 
in Folge des im Jahre 1859 mit dem ehemaligen Königreih Hannover und 
mit dem Herzogthum Braunſchweig abgeſchloſſenen Staats » Vertrages erfolgte 
Regulirung der Ohre oberhalb Neubaldensleben, welche der Drönmlings» Nies 
derung wejentlihen Nupen verihafft hat, die Waffermaffen ungleich ſchneller 
und in größerer Menge dem unteren Theile der Ohre zugeführt werden, als 
dies früher der Fall geweien fein mag. 

Es muß ferner anerfannt werden, daß die Ohre zwilden Neubaldens: 
(eben und Wolmirftedt in ihrem jepigen Zuftande wegen verhältnißmäßig 
mangelnder Breite und Tiefe des Flußbettes zu manden Jahreszeiten nicht 
im Stande fein mag, die ihr von außerhalb zugeführte Waffermenge aufzu« 
nehmen und daher Ueberfluthungen fowohl, wie ein für bie Waffermühlen 
ftörender Mangel an Borfluth eintreten, denen für dieſen Theil des Fluffes 
möglicherweiſe durch eine Fanalartige Negulirung deſſelben abgeholfen werben 
fönnte. 

In Betreff der Kanalifirung der Ohre unterhalb Wolmirftedt bis zur 
Elbe muß jedoch hervorgehoben werden, daß bier der befanntlih bedeutenden 
Beränderungen unterworfene Wafjerftand ber Elbe große Schwierigfeiten 
darbieten mödte, da bei Hodwafjer faſt alljährlich die niedriger gelegenen 
Grundſtücke bis Wolmirftedt und darüber hinaus überftaut zu werben pflegen, 
woran nachweislich nicht die Ohre, fondern das Hochwaſſer der Elbe die 
Schuld trägt. 

Wenn man daher aud mit den Petenten zu der Auffaffung gelangen 
könnte, daß eine Fortjegung der Negulirung der Ohre unterhalb Neuhaldens- 
leben bis Wolmirftebt wünſchenswerth wäre, jo iſt es andererjeits fraglich, 
wer die dazu erforderlihen jehr bedeutenden Koften einer ſolchen durch an« 
grenzendes Privat » Eigentum anzulegenden Verbreiterung und Ausgrabung 
bed Flußbettes zu tragen haben würde, da nad Lage der Gejepgebung ben 
abjazirenden Grundbefigern eine folde Verpflichtung nicht obliegt, weil ein 
landwirthſchaftliches Intereſſe nicht obwaltet. 

Die Agrar » Kommilfion hat dieſen Gegenftand einer eingehenden Bes 
rathung unterworfen, in welder von einer den dortigen Verhältniſſen nabe 
ftehenden Seite die Meinung geltend gemadht wurde, daß ber Staat bie 
Berpflihtung nicht von ſich werde abweijen fönnen, die Koften der gewünjchten 
Regulirung zu tragen, weil berfelbe in Folge des von ihm gejchloffenen 
Staatd-Vertrages die Kanalifirung des oberen Theiles der Ohre herbeigeführt 
babe. Die Kommilfion konnte ſich jedoch diejer Auffaffung nicht unbedingt 
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anſchließen, da dieſe Frage jedenfalls erft noch im Wege Rechtens zu ent» 
ſcheiden fein werde. 

Da nun die Petenten diefen ihnen offen ftehenden Rechtsweg noch nicht 
betreten, auch der Erfolg ber vor der Königlichen Regierung für dieſes Jahr 
angeordneten Räumung der Obre von Wolmirftebt aufwärts no abzuwarten 
fei, fo beſchloß die Kommilfion einftimmig, dem Haufe der Abgeordneten 
vorzujchlagen: 

„über die Petition der Mühlenbefiger F. Wittmeier und Konfors 
ten zur Tages-Ordnung überzugehen. 


F. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter v. Hanftein. 
— ee 7 u — — 

Die Agrar-Kommiſſion hat die vorſtehenden Petitionen in Gegenwart 
eines Vertreters des landwirthſchaftlichen Miniſterii und eines Vertreters des 
Miniſterii der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten einer eingehenden Berathung 
unterworfen. 

Die Petitionen haben ſämmtlich den Zweck eine Erleichterung der Ab— 
löfung der den geiftlihden und kirchlichen SInftituten, frommen und milden 
Stiftungen, Eulen :c. zuftehenden Real-Abgaben herbeizuführen, fie unter« 
ſcheiden fi aber in jo fern von einander, als in einem Theile diejer Peti- 
tionen nur allgemein die Abänderung des die Ablöfungen regulirenden Ge» 
jeged vom 15. April 1857 erfirebt wird, in einem andern Theile aber 
ausdrücklich beantragt wird, daß dies Gejep aufgehoben und an feiner Stelle 
die Normen des Gejepes vom 2, März 1850 über die Ablöfung der Real» 
laften Plap greifen jollen. 

Das Geſetz vom 14. April 1857 beſchränkt die Zuläffigfeit der Ablöjung 
der Neal-Abgaben an die in Rede ftehenden Inftitute, indem es die Ablös- 
barkeit von feften Abgaben an Körnern und feften Leiftungen an Holz und 
Brennmaterial gänzlih ausidlicht, während anderefNatural-Abgaben in eine 
unablöslihe Reggenrente verwandelt werben, welche nad den jährlicen 
Martini-Markipreifen in Geld abzuführen ift, feſte Geld-Abgaben endlich je 
wach dem Grunde ihres Urſprungs entweder zum 25.fachen oder zum 331-fachen 
Betrage abgelöft werden fünnen. 

Vielfache Beihwerden gegen dieſes Geſetz veranlaßten die Königliche 
Staatö-Regierung im Jahre 1861 einen Gejep-Entwurf vorzulegen, Inhalts 
defjen die weſentlichſten Beichränfungen des Geſetzes vom 15. April 1857 
befeitigt werben jollten, indem einmal die Ablösbarfeit der feften Körner» 
Abgaben und feften Leiftungen an Holz und Brennmaterial durh Ummande- 
lung in eine in Geld abzuführende Roggenrente und zweitens die" Zuläffig- 
feit einer Kapital-Ablöfung diejer Rente zum 25efachen Betrage, jowie ber 
nad dem Gejege vom 15. April 1857 feftgeftelten Roggenrenten vorgeichla« 
gen mwürbe. 

2 * 
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Diefer Gefep- Entwurf, welder vom Abgeordnetenhauje mit einigen Mo— 
dififationen angenommen wurde, fam jede nicht zu Stande, weil er vom 
Herrenbaufe welentlid; verändert wurde. 

Die Gründe aber, welde für eine Abänderung des Gejepes vom 
15. April 1857 ſprechen, find geblieben. Dielelben find in ben früheren 
Verhandlungen jo eingehend erörtert, daß die Kommilfion es um jo mehr 
für genügend erachtete, auf die Verhandlungen aus den Jahren 1859, 1860, 
1861, 1862, 1867 und 1868 zu verweifen, als der von ihr empfohlene Antrag 
gleidhlautend ift mit demjenigen, welden das Haus bereits im vorigen Jahre 
angenommen bat. Die Kommijfion erfannte aud diesmal an, daß die in 
Rede ftehenden Inftitute im Vergleich zu andern Privat-Berechtigten eine ber 
ſondere Berückſichtigung verdienten, weil es fih in den meiften Fällen um 
ſolche Berechtigte handele, für deren Guftentation bei Unzulänglichkeit der 
verbleibenden Einkünfte eine anberweite Dedung geſucht werden müfle. Es 
würde deshalb unbillig erjcheinen, wenn man an Stelle des Gejeges vom 
15. April 1857 das Ablöſungs-Geſetz vom 2. März 1850 ſetzen wollte. 

Diefen Rüdfihten glaubte die Kommilfion Rechnung getragen zu fehen, wenn 
nach dem Geſetz-Entwurſ vom Jahre 1861 die Zuläffigkeit der Kapital» Ab: 
löfung zum 25efachen Betrage angeordnet werde, im Gegenfap zu dem im 
Gejep vom 2. März 1850 feftgeftellten 18» reip. 20-fachen Betrage. Der Herr 
Vertreter des Minifterii für die geiftlihen Angelegenheiten erklärte, daß die 
Negierung in Folge der Ueberweilung ähnlicher Petitionen im vorigen Jahre 
Nachfrage gehalten habe, ob von den Petenten ber Weg der gütlihen Ver— 
einigung mit den Berechtigten, welchen das Geſetz vom 15. April 1857 offen 
läßt, betreten jei. Im den wenigen Fällen, in weldyen dies Fonftatirtermaßen 
geſchehen und die Vereinbarung dur zu hohe Forderungen der Berechtigten 
auf Hindernifje geftoßen fei, habe das Minifterium die Vertreter der betrefe 
fenden Inftitute darauf aufmerfjam gemacht, daß es feineswegs die Abficht 
des Geſetzes ſei, die Inftitute auf Koften der Verpflichteten zu bereichern. 
Auch aus den vorliegenden Petitionen gebe nidht hervor, daß Seitens ber 
Petenten der Verſuch zu einer freiwilligen Vereinbarung gemacht fei, einen 
ſolchen zu befördern ſei das Minifterium ftetö bereit, aber eine Abänderung 
der Prinzipien des Geſetzes vom 15. April 1857 könne daffelbe nicht in Aus— 
fit ftellen. — Der Herr Kommilfar des landwirthſchaftlichen Minifterii bes 
merkte, daß von den Intereffen aus, welde das landwirthſchaftliche Minis 
fterium zu vertreten habe, gegenwärtig fein dringender Grund zu einer allge- 
meinen Menderung des Geſetzes vom 15. April 1857 vorliege. Namentlich 
erforbere das Landeskultur-Intereſſe eine Umwandelung der feften Abgaben 
an Körmern und Brennmaterial in Geldrenten nit mit Notbwendigkeit, 
weil die erfteren Abgaben die Bewirtbihaftung des belafteten Grundftüd 
nicht beſchränkten. Andere NRealabgaben fönnten aber nad dem Gejepe ab» 
gelöft oder umgeändert werden, womit man vielfach beſchäftigt jei. Unter 
diejen Umftänden glaube das landwirtbihaftlihe Minifterium ſich in diefer 
Angelegenheit den Intereffen des geiftlihen Minifterii unterordnen zu können. 

Diefen Ausführungen fonnte die Kommilfien nicht überall beitreten, 
namentlid) wurde entgegnet, daß fefte Abgaben an Körnern und Brennmas 
terial unter Umftänden allerdings der freien und rationellen Bewirthſchaftung 
der Grundftüde hinderlich fein Fönnten und daß die berechtigten SInftitute 
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wenig geneigt fein würden, die Hand zur freiwilligen Vereinbarung zu bieten, 
fo lange nicht die Ablöfung eventualiter erzwungen werden fünne, 
Aus diefen und den bei den früheren Verhandlungen wiederholt erörterten 
Gründen beantragt die Kommilfion 
die Petitionen 
1) des Gutsbefipers Schulz aus Strzalkowo II. Nr. 133, 
2) des Karl Alerander aus Nifolaiken II. Nr. 139, 
3) des Defonom Freitag aus Trobowo, Kreis Krotofbin und Ges 
nofjen Il. Nr. 356, 
4) mehrerer Eingejefjenen der Kreife Wittenberg, Schweinig, Jüter— 
bog und Zauchbelzig II. Nr. 1104, 1174, 1281 bis 1300, 
5) des Gutsbefipgers Lücke aus Heinerödorf bei Berlin und Ges 
noffen II. Nr. 2204, 
6) des Gutsbeſitzers Lübcke aus Dornberg bei Bielefeld II. 
Nr. 1429 
der Königlihen Staats-Regierung zur Berückſichtigung und mit dem An: 
trage zu überweifen, in der nächſten Seffion einen auf Abänderung des Ges 
jepes vom 15. Aprit 1857 hinzielenden, den Grundſätzen des Geſetz-Ent— 
wurfs vom Jahre 1861 entiprechenden neuen Gelep-Entwurf vorzulegen. 


Berichterftatter: 


Abgeordneter v. Koerber. 


—f u u ——, 
. 


Der Kaufmann Leopold Grunowski zu Zilfit erſucht im feiner vom Journ. IL. Nr. 2602. 
19. Februar c. datirten Petition das Haus der Abgeordneten: 

Die Königlihe Staats-Regierung aufzufordern, zur Hebung des 
Flachsbaues und zur Herftellung eines vortheilhaft verkäuflichen 
Flachſes, eine Mufteranftalt zur Flachsbereitung mit Wafjerröfte 
in ber Nähe von Tilfit, als dem Gentralpunfte des lithauiſchen 
Flachsbaues, auf Staatsfoften errihten zu laffen und ihn womög— 
ih mit der Leitung dieſer Anftalt zu betrauen, oder Die aus 
Staatsmitteln zu bejhaffenden, zu der genannten Anftalt erfor 
derlihen Baulichfeiten und Maſchinen unter den, der Bewilligung 
der Spinnerei-Prämien zu Grunde liegenden Bedingungen, ihm 
zu verleihen. 

Für den Fall, daß diefem Geſuche in der vorgeichlagenen Weiſe nicht 
entiprodhen werden würde, ift der ıc. Grunowski, auch wenn von ber Leis 
tung eines derartigen Gtabliffements durch ihm jelbit Abjtand genommen 
werden fellte, mit jeder Abänderung feines Antrages einverftanden, fofern nur 
dadurd die Einführung einer zweckmäßigen Flahsbereitungs» Methode in die 
Provinz erzielt und die Hebung dieſer wichtigen Landes-Induftrie geſichert 
werben würde. 
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Petent macht zur Begründung jeines Geſuchs folgende Angaben: Der 
Leinbau nehme in der Provinz Preußen eine bedeutende Stelle beim Aderbau 
ein; berjelbe werde bejonders von ber ärmeren ländlichen Beoölferung mit 
Borliebe betrieben, weil ſolche ihen im Herbſte, glei nad der Erndte, dur 
ben Verkauf des Leinjarmens eine Einnahme ſich zu verichaffen vermöge, 
Die Bearbeitung der Flachsſtengel jei aber dort noch eine ſehr mangelhafte, 
fo daß in Folge deffen nur ein werthlojes Flachs hergeftellt werde, auch ver: 
derbe jogar bei veripäteter Erndte viel geipreitetes Flache durch Näffe. Die 
in fo fehlerhafter Weiſe bergerichteten Flächſe feien von ſehr untergeordneter 
Qualität und in den legten Jahren nur zu dem Preile von 7 bis I Rthlr. 
per Gentner mühſam verfäuflih geweſen, während die nad ber neueren, ra— 
tionelleren Methode hergeftellten Flächſe, z. B. die der Provinz Schlefien, mit 
17 bis 24 Rthlr., hochfeine jogar mit 30 Rthlr. pro Gentner bezahlt wor- 
den fein. 

Dieje Berhältniffe hätten den Petenten veranlaßt, die erfte Flachs-Be— 
reitungd« Anftalt der Provinz Preußen im Jahre 1866 in Tilfit zu errichten 
und babe berjelbe für die Anſtalts-Flächſe bei lebhaftem Begehr 17 bis 
173 Rthlr. per Gentner erzielt, was für den erften Anfang jedenfalls ein 
ſehr beachtenswerthes Nejultat geweien, gegenüber den damaligen Preifen von 
7 bis 9 Rthlrn. für Landflächſe. 

Die große Bedeutung des Flachsbaues für Oftpreußen fei aber in neuerer 
Zeit noch erhöht worden durd die ftattgehabten Entwäfjerungs» Anlagen der 
Sedenburger Niederung, durch welche große Flächen gewonnen jeien, Die 
nah dem Urtheile der Sadjverftändigen fi vorzugsweile nur zum Leinbau 
eigneten. 

Auch die Regierung habe die Wichtigkeit einer befjeren Flachsbereitung 
dadurch anerfannt, daß diefelbe vor mehreren Jahren Verſuche in Diefer 
Richtung anftellen ließ; ſolche wären aber an ben zu hoben Produktions» 
Koften geicheitert, welche dadurch entftanden, daß die Berfuhe von Mänuern 
ohne praftiiche Erfahrung in dieſer Sache, mit complicirten, ebenjo koſtbaren 
ala unpraftiihen Maſchinen angeftellt worden jeien. Die in Infterburg be» 
ftehende Flahs-Spinnerei und eine zweite, noh im Bau befindliche Spinnerei 
jeien von der Regierung, durch Bewilligung von Prämien, zwar unterftüßt 
worden, hierdurch jedoch ein weſentlicher Bortheil für die Provinz nicht 
erzielt, weil in diefen Anftalten vorzugsweiſe nur ruſſiſche Flächſe verjponnen 
würden, während der Hauptsortbeil für die Provinz in der Einführung 
einer befjeren Bearbeitung des Flachſes zu ſuchen jei. Petent hatte ſchon im 
Jahre 1866 die Gewährung einer Staats-Subvention zur Erweiterung feines 
Etabliſſements nahgeluht, wurde aber von der Königlichen Regierung zu 
Gumbinnen unter dem 3. April 1866 abſchläglich beichieden, weil das Unter- 
nehmen, mit Rüdfiht auf die nur ſchwachen Vermögens-Verhältniſſe des 
x. Grunowski zu wenig geſichert eridien, aud die zu gewährende Unter- 
ftügung ſich nur auf die Verleihung der einen oder der anderen Maſchine 
beihränfen fünne. 

Am 13. April 1867 wurde dem ıc. Grunomäfi von der genannten 
Regierung, auf ein an den Herrn Minifter für Handel, Gewerbe und öffent 
liche Arbeiten gerichtetes Geſuch ein ähnlicher Beicheid, in dem noch bejonders 
hervorgehoben wurde, daß Flachöbereitungs-Anftalten erfahrungsmäßig, au 
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bei der umfichtigften Leitung, nicht profperirten, wenn dem Befiger nicht aus— 
reichende Betriebs-Kapitalien zur Verfügung ftänden. 

In demjelben Fahre wurde das dem Petenten zugehörige Etablifjement 
dur Feuer vernichtet und kann derielbe, nad feiner Angabe, die Wieder 
Erridtung der Anftalt aus eigenen Mitteln nicht bewirken. 

Der ꝛc. Grunowski hat dann an den Herrn Minifter für Handel ıc. am 
16. Zuli 1868 ein Gejuh um Bewilligung eines Darlehns gerichtet, weldyes, 
nad Ausweis ber Verfügung des Ober» Präfidenten der Provinz Preußen vom 
22. September 1868 von dem Lepteren zwar befürwertet, von dem Herrn 
Minifter aber ablehnend beſchieden ift, weil die früheren Erwägungen, in 
Folge des eingetretenen Unglüdsfalles, in noch erhöhtem Maße zuträfen. 

Endlich ift der Petent auch duch ein von dem Herrn Minifter für bie 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten erlafjenes Reſkript vom 14. Februar cr., 
welches gleich den anderen bezeichneten Verfügungen der Petition beigelegt ift, 
abſchlägig beidhieden worden, weil dem Herrn Minifter zur Gewährung eines 
Kapitals zum Wiederaufbau der Flachöbereitungs-Anftalt Feine Bonds zu Ges 
bote ftänden und derjelbe aud über den Provinzial« Hülfs« Fonds nit zu 
verfügen babe, weshalb dem ꝛc. Grunowski überlaffen werden müſſe, jih an 
die Verwaltung bes Lepteren, oder aber derjenigen Fonds zu wenden, welde 
derjelbe bei jeinem Antrage außerdem nod im Auge gehabt habe. 

In der Kommilfion wurde die Förderung der Flacdhd » Kultur in der 
Provinz Preußen ald ein Gegenftand von bedeutender Wichtigkeit für bieje 
Provinz anerfannt. Das Flachs ift nämlich dort, in Folge der eigenthüm— 
lichen klimatiſchen und Boden-Berhältnifje der Gegend, eine vorzugsweiſe ſichere 
Frucht; dies beanſprucht aber um jo größere Beahtung, weil dajelbft die Getreide» 
Arten und Kartoffeln öfteren Mipernten unterworfen find, als dies in den 
mehr weftlih und füdlich gelegenen Provinzen der Fall ift. 

Der Flachsbau wird gegenwärtig dort in einzelnen Strichen ſchon in 
ziemlicher Ausdehnung betrieben, würde aber eine weit größere Verbreitung 
erfahren, wenn bie Flachsſtengel durd eine verbefjerte Methode der Verarbei— 
tung zu einem wertbuolleren Handeld- Produkte hergerichtet würden und da— 
duch gleichzeitig aud das Nohmaterial einen höhern Werth erlangen würbe. 

Der DOftpreußiiche Leinfaamen ift wegen feiner Güte in den entfernteften 
Gegenden ein geihägter Handels-Artikel, und wird von den Flachsbauern dem 
Rigaer Saamen faft gleihyeftelt. In den Hauptfultur « Gegenden für den 
Flachsbau ift man genöthigt, zur Erzielung eines guten Flachſes einen öfteren 
Saamenwedjiel eintreten zu laffen und den Leinſaamen aus den genannten 
öftlihen Gegenden zu beziehen. Aus diefem Grunde wird der Flachsbau in 
der Provinz Preußen mit bejonderer Berüdfihtigung des Saamengewinnes 
betrieben; wenn deshalb aud eine jpätere Entfernung der Pflanze von ihrem 
Standorie erferberlih wird, als dies zur Erlangung eines ganz tabdellojen 
Baftes wünſchenswerth, jo ift es doch unzweifelhaft, daß auch unter dieſen 
Umftänden durch eine zwedmäßigere Bearbeitung der Flachsſtengel ein weit 
werthvolleres Produft erzielt werden würde, als Dies jept der Fall ift. 

Ferner ift in Bezug auf die Provinz Preußen zu beachten, daß dort bei 
einer, im Verhältuiß zu der aderbautreibenden Bevölferung, geringen und 
wenig wohlhabenden ſtädtiſchen Einwohnerzahl, der vortheilbafte Abjap für viele 
in mehr bevölferten Diftrikten leicht verfäuflihe landwirthihaftlihe Erzeug- 
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niffe in den meiften Fällen fehlt, und daß deshalb bei dem Betriebe der Land: 
wirthſchaft vorzugsweife auf die Herftellung ſolcher Erzeugniffe, welche obne 
Schwierigkeit auch in entfernten Ländern Abjag finden, Bedacht genommen 
werden muß; auch im diefer Beziehung ift die Flachskultur für die Provinz 
Preußen bejonders geeignet, da fowohl der Leinſaamen, als die Flächſe eine 
überall leicht verfüuflihe Waare find. 

Endlich ift der Flachs-Anbau auch infofern von Bedeutung, als derielbe 
von großen und von feinen Befigern, bei ſonſt paffenden Verhältniſſen mit 
gleihem Bortheile betrieben werden Fann. 

Aus diefen Gründen empfiehlt die Kommilfion dringend die Förderung 
der Flachskultur in der Provinz Preußen, namentlich durch Herftellung von 
lad sbereitungs » Anftalten; fie macht jedoch feine ſpeziellen Borihläge in 
diefer Richtung, fondern will nur im Allgemeinen auf die in Schlefien, bei 
der Hebung dieſes Induftriegweiges gemadten Erfahrungen hinweiſen. Die 
von dem Petenten, mit Rückſicht auf feine Perfon geftellten Anträge vermag 
die Kommilfion nicht zu befürworten, weil ihr die perjönlihen Berhältniffe 
und die Qualififation defjelben nicht befannt find, dagegen beantragt biejelbe 
einftimmig: 

Die Petition des &. Grunowski, foweit diefelbe auf die För— 
derung der Flachskultur in der Provinz Preußen ſich bezieht, der 
Königlihen Etaats-Negierung zur Erwägung zu überweilen. 

Berlin, den 5. März 1869, 


Die Kommilfion für die Agrar-Verhältniſſe. 


v. d. Sinefebeck [Teltow] (Borfigender). 9. Moerber. U. v. d. Kne⸗ 

ſebeck (Ruppin). ©. Beeften. v. Hanftein. Schulze (Nandow). 

Allnoch. v. Thofarsfi. Witt. Thies. Knapp. Hagen 
(Fürſtenthum). 
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Die zablreihen auf dem anliegenden Verzeichniß aufgeführten Petitionen 
beziehen fi ſämmtlich auf die in Ausficht ftehende Neugeftaltung des Volks— 
ſchulweſens in der Provinz Hannover. Ihrem Inhalte nach zerfallen fie in 
zwei Kategorien; der eine Theil derjelben verlangt im Großen und Ganzen 
die Beibehaltung des gegenwärtigen Zuftandes, und zwar find biejelben 
meiftens in zweierlei gedrudten Formularen (aus der Miſſionshaus-Oruckerei 
in Hermannsburg’) hervorgegangen, entweder für die evangeliſch-lutheriſchen 


*) In dem Unfchreiben der Kirchen-Borftäinde von Hermanndburg und Miüden vom 
3. November 18565, worin die Mitvorftände aufgefordert werden, die gleichlautenden oder 
ähnliche Eingaben zu unterzeichnen, beißt es, „die Ausführung des Planes der Königlichen 
Regierung, die Verwaltung der Volkeſchulen von den Konfiftorien auf die Regierungen zu 
übertragen, wirde für unfere Kirche und Gemeinden wichtige Kolgen haben: 

1) Der Einfluß der Kirche auf die Schulen, in welchen die Jugend im Ghriten- 
thum unterrichtet werben fell, würde dadurch noch mehr untergraben werben, als 
es ſchon durch die Nebertragung der Seminare auf das Provinzial-Schulfollegium 
geichehen ift. Denn die Regierungen find Staats-Behörden, deren Mitglieder 
nicht einmal Ghriften, viel weniger evangelifch-Iutberifche Chriften zu fein 
brauchen. Die Gemeinden bätten alfo in Zukunft feine Sicherheit mehr dafür, 
dah von Behörden, welche auf die Bewahrung der firchlichen Ordnung ver 
pflichtet find, darauf gefeben würde, dak die Jugend im unverfälichten Glauben 
der Väter unterrichtet werde.’ ıc. 
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Geiftlihen oder für die evangeliid-lutheriihen Kirhen-Vorftände beftimmt. 
Der andere Theil dagegen ſlützt ſich zunächſt auf die Ausführungen ber ger 
drudten Eingaben aus dem Fürftenthum Hildesheim, verlangt eine Aenderung 
der beftehenden Verbältniffe dadurd, daß eine Scheidung der Verwaltung von 
Kirhe und Volkeſchule eintrete und die Volksſchule unter die Leitung bejon» 
derer Behörden von Sachkundigen geftellt werde und bittet, daß für Die 
Volksſchule Organe geihaffen würden, denen als Scyulverfammlungen be 
ratbende und beidließende Befugniffe, nad Maßgabe des zu erlafjenden 
Unterrichtögefepes, in Angelegenheiten der Schule zuerfannt werden. Diele 
beiden Gruppen von Petitionen ftehen ſich einander gegenüber; weichen in 
einzelnen Fällen in der Kaffung, doch faum erheblich, von einander fategoriens 
weife ab, und werden dieſe vorfommenden unerheblichen Verſchiedenheiten faum 
eines näheren Gingebens bedürfen. — Die evangeliſch-lutheriſchen Geiftlichen 
finden in dem von der Königlichen Staate-Regierung aufgeftellten Plane, die 
Zuftändigkeit in Volksihulfahen von den Konfiftorien auf Regierungen zu 
übertragen, als Diener der evangeliſch-lutheriſchen Kirche fi berufen und ver— 
pflichtet, feierlich zu bezeugen, daß fie in der beabfihtigten Maßregel einen 
Eingriff in die wohlbegründeten Befig:, Genuß: und Verwaltungsrechte er- 
bliden, welche bie. Kirche auf Grund der geſchichtlichen Entwidlung und der 
bisherigen Gefepgebung an den in erfter Linie für ihre Unterrichtszwede 
beftimmten fonfejionellen Volksſchulen zuftehen und durch Artifel 15. ber 
Preußiihen Verfaſſung geſchützt würden; fie legen feierliche Rechtsverwahrung 
dagegen ein, daß fie hinſichtlich der ihnen gejeplih Fraft ihres Pfarramts 
zuftehenden Lokal-Aufſicht über den Unterricht in den Volksſchulen einer andern 
als der kirchlichen Behörde unterftellt würden und berufen fi dabei auf das 
Hannoverjche Gejep vom 5. September 1848 $. 23., jowie auf Artifel 15. 
der Preußiſchen Stants-Verfaffung. Bon diejen Petitionen find 60 eingegangen, an 
ihrer Spigefteht gemeiniglich der Königliche Generale oder Spezial-Superintendent, 
dem fi dann die Paftoren ber betreffenden Inſpeltion angeſchloſſen haben, 
im Ganzen 509 evangeliſch-lutheriſche Geiftlihe der Provinz Hannover. 
Diejelben Unterfchriften fehren zumeift bei den 324 Petitionen wieder, 
welche von den evangeliſch-lutheriſchen Kirhen-Vorftänden, theild mit einzelnen 
oder allen Unterjchriften der weltlihen Kirchen-Vorſteher verjehen, theils nur 
allein von dem geiftlihen Vorfipenden unterzeichnet, beim Abgeorbnetenbaufe 
eingegangen find. In dieſen, welche nur ſehr jelten gejchrieben, noch jeltener 
abgeändert, meiftens gedrudt vorliegen, wird die beabfichtigte Webertragung 
der Leitung des Volksſchulweſens von den Konfiftorien auf weltliche Behörden 
ale mit dem Artikel 15. der Preußifhen Berfaffung im Wideriprude 
ftebend angejeben, weshalb die Petenten bitten, der Landtag wolle der 
beabfihtigten Maßregel feine Zuftimmung verfagen. Zugleich legen fie eine 
Nechtiverwahrung dagegen ein, daß durch einfeitiges Vorgehen der Staats: 
gewalt ohne Mitwirkung der kirchlichen Organe, namentlich der Landes-Synode, 
über unzweifelbafte Rechte ber Kirche verfügt werde; infonderheit, daß mit der 
Verwaltung der Schulftellen und ihrer Angelesenbeiten auch diejenigen der mit 
ihnen verbundenen Kirdendienfte, jewohl was ihre Belegung, als aud was 
die Verwaltung ihres unzweifelhaft zum Kirchengut gehörigen Vermögens ans 
langt, der in $. 23, des Gefepes vom 5. September 1848 begründeten und 
gegenwärtig unter dem Schupe des Art. 15. der Preußiſchen Berfaflung 
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ftehenden Zuftändigfeit der Konfiftorial» Behörden entzogen werde. Zum 
Schluß melden die Petenten, als ‚gejeplihe Vertreter der Kirchen : Gemeinde 
binfidiılid der in der Gemeinde vorhandenen Kirchendienfte förmlich Rechts— 
verwahrung an. 

Gegen Diele Ptitionen ſprechen fih 186 andere aus, unter denen meiftens 
die Vertreter der Städte und der Bürgerfchaften und zumeift der Schulge- 
meinden in großen Zahlen fi befinden. Wir erlaffen es uns, die ausführ- 
lihe Motivirung der bereits oben angeführten Petita der Hildesheimer Per 
titionen bier wieder mitzutheilen, weil befanntlih jene Eingabe jedem Abge- 
ordneten gedrudt eingehändigt ift, und wir daher nur zur richtigen 
Beurtbeilung der verſchiedenen Anſchaunngen der Hannoverjhen Petenten auf 
jenes Schriftftüd, wie hiermit geſchieht, ausdrücklich verweilen müffen. In 
einzelnen dieſer Petitionen, wie z. B. in der aus Burtehude, wird ned darauf 
bingewiefen, daß die äußeren Angelegenheiten des ftädtiihen Schulweſens be— 
reits berfömmlich unter weltlichen Behörden, den Landdrofteien geftanden und 
ihnen zum Segen gereicht hätte. Bei fonftigen Abweichungen in der Faſſung wird 
bejondere® Gewicht auf die beichliefende Zheilnahme der Schulgemeinde- 
Bertreter und der Auffichtsführung durch ſachverſtändige Schulmänner, Schuls 
ſynoden und Befeitigung der Konfiftorial-Aufficht gelegt. 

Den Ausführungen diefer Petitionen gegenüber dürfte es bier darauf ans 
fommen furz die hiſtoriſchrechtlichen Gefihtspunfte der ganzen Angelegenheit 
vor die Augen zu führen, um fih danach ein Bild zu maden, ob und welde 
von den Petitionen thatſächlich und rechtlich begründet erſcheinen möchten. 
Ebenſo wie unzweifelhaft richtig es ift, daß in der Provinz Hanno— 
ver von Mlters ber die Auffiht über den Unterricht in der Bolksjhule, 
zumal auf dem Lande, den Pfarrern bislang zufteht und zugeftanden bat, und 
die DOberaufiht den Königlichen zuftändigen firdlichen Behörden, ebenjo uns 
zweifelbaft ift es aber aud, daß die geiepgebende Gewalt des vormaligen 
Königreihs Hannover die Angelegenbeiten des gefammten Schulwejens von 
ieber als zu ihrer Kompetenz gehörig angeſehen hat. In den verſchiedenen 
Theilen und in verſchiedenen Gemeinden, namentlih in den Städten war das 
Aufſichtsrecht freilich verſchiedenen Einſchränkungen unterworfen, wurde bier 
und da gemeinihaftlih mit Geiftlihen oder auch ohne diejelben ausgeübt, 
allein im Großen und Ganzen ftand das Volksſchulweſen unter der geiftlichen 
Auffiht (ſ. Staatsgrundgejeg vom 26. September 1833, $. 70, Abi. 2°) 
Landes Berf.-Gefeg vom 6. Auguft 1840 $. 77°). Dieje Gelege der Staats— 
gewalt dofumentiren ſchon in den angezugenen Stellen die Kompetenz derſelben, 
aber dies geichiebt noch klarer in dem Volksſchulgeſetze von 1845, meldes das 
Schulweſen des vormaligen Königreichd ordnet und zwifchen Regierung und 
Ständen vereinbart wurde. — In einem Schreiben des Königlihen Geſammt-— 
Minifterii vom 9. Februar 1849 Sagt ferner die damalige Hannoverſche 
Regierung den Ständen folgendes: „Es ift bekannt, daß die Ordnung 
und Leitung des Volksſchulweſens, was den evangeliihen Theil anlangt, 


*) „Der Unterricht in den Volkeſchulen bleibt zunächſt der Aufficht der Prediger an« 
vertraut. 
») „Der Unterricht in den Volkeſchulen bleibt der Aufficht der Pfarrer und ber 
zuftändigen tirchlichen Behörde, unter Oberaufficht des Königs, überlaffen.‘ 
1 r 
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bisher von den kirchlichen Behörden ausging. Da aber die evangelifhen Konſiſto— 
rialbebörben, wie fie bis jept befteben, nicht aueſchließlich ala firdliche Behörden, 
fondern zugleih als Staatebebörden betrachtet werden müffen, fo wird fi 
die Frage, welchen Antheil bisher die Kirche und welchen der Staat an ber 
Ordnung und Leitung des evangeliihen Volkeſchulweſens hatten, faum be» 
ftimmt beantworten laffen.* 

Die Regierung legte damals mit jenem Schreiben der allgemeinen Stäude- 
verrammlung „Grundzüge für die fünftige Geftaltung des dhriftlihen Volke— 
ſchulweſens“ vor, nad welchem im $. 2. „die nächfte Auffiht über Schule 
und Schulunterridt mit beichränfter unmittelbarer Einwirkung im Allgemeinen 
dem Schulvorftande* zugemwiefen ward und als „aufiehende ausführende 
und bie Ausführung überwacende Organe Provinzial-Schulbehörden einge: 
richtet werben jollten. Die Stände erwiderten darauf am 17. Zuli 1850, daß 
„es eine jo unzweifelhaft berechtigte in der Verfaffung ſowohl, wie in der 
bisherigen Gelepgebung und praftiihen Ausübung in den bisherigen Behörden» 
Berhältniffen und vor Allem im Welen des Staates begründete Forderung 
betrachtet werde, daß dem Staate jein Recht der direkten und fräftigen Ein- 
wirfung auf das Volkeſchulweſen im vollen Maße umſomehr gefidhert bleiben 
muß, als die Bedeutung der Volksſchule für die fihere und gedeihliche Ente 
widelung der neuen freien Inftitutionen nur noch weſentlich an Wichtigkeit 
gewonnen hat.“ Sind die Grundzüge, wie fie damals von Ständen und 
Regierung vereinbart worden, obwohl aud zu jener Zeit ein Theil der Geift- 
lichfeit dagegen Einſpruch erhob, aud nit aus hier nicht hergehörigen 
Gründen zu voller Ausführung gelangt, jo ſcheint doch jo viel Mar zu fein, 
daß die geiepgebende Staatsgewalt Hannovers über ihre rechtliche Bes 
fugniß das Volksihulmeien nad ihrem Ermeffen fachentiprehend zu ordnen 
nicht zweifelhaft geweſen ift. Es fragt ſich daher nunmehr, ob ſich nad 
der Ginverleibung Hannovers in Preußen etwas in diefen rechtlichen Zuftänden 
verändert bat oder nicht. Die geiftlihen Petenten, ſowie die Vertreter ber 
Kirchengemeinden beziehen fib in ihren Eingaben zunädft auf Artifel 15. der 
Preußiichen Verfafjung: „Die evangelifche und die römiſch-katholiſche Kirche, ſowie 
jede andere Religions-Gejellibaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten 
jelbftftändig und bleibt im Befig und Genuß ber für ihren Kultus«, Unter 
richte und Wohlthätigfeitt-Iwede beftimmten Anftalten, Stiftungen und 
Fonds" und alsdann auf $. 23. des Hannoverſchen Berfaffungs » Gefepes 
vom 5. September 1848: „In der evangeliihen Kirhe werden die Rechte 
der Kirhengewalt vom Könige, jomeit es die Kirhen-Berfaffung mit fid 
bringt, unmittelbar oder mittelbar durch die Konfiftoriale oder Preebyterial⸗ 
Behörden, melde aus evangeliih geiftlihen und weltlichen Perſonen be 
fteben, unter Königliher Ober-Auffiht ausgeübt, vorbebältlih der den Ger 
meinden und Einzelnen dabei zuftehenden Rechte ꝛc.“ Diejer Paragraph hat 
feine weitere Ausführung gefunden durd den Erlaß der Kirchen-Borftandes 
und Synodal-Ordnung für die evangeliihelutheriihe Kirche des Königreichs 
Hannover vom 9. Dftober 1864, die für das beftehende geltende Kirchenredht 
in jener Provinz unzweifelhaft als maßgebend angejehen werden muß. Das 
Volksſchulweſen ift dadurch aber nur infoweit berührt, als nad $. 38. ber 
Kirhen-Borftand in Unterſtützung der pfarramtlihen Thätigfeit — zu dieſem 
Zwede auch die Schule und die ledige Jugend zu beachten hat, und baf in 





die Bezirfa-Eynode zwei Volfsihullehrer aus ihrer Mitte von ihnen zu wählen 
find, ſonſt enthält dies Geſetz nichts bezügliches auf das Schulwelen. Sollen 
Kirchengefepe erlaffen, wieder aufgehoben, abgeändert und authentiſch interpretirt 


werden, fo fann dies nicht ohne Zuftimmung der demnächſtigen Landesſynode 


nad $. 65. der Synodal» Ordnung geſchehen, es bleibt aljo nicht erfichtlich, 
wie nad der Hannoverjhen Staatspraris die Landesſynode befugt fein 
jollte, ein Wort mit zu reden, wenn in ten Berhältniffen des Schul: 
weſens Aenderungen auf gejeplihem Wege getroffen werden würde. Bei ber 
engen Verbindung bes Kirchen: und Schulwejens in jener Provinz mag 
man ed für zwedentipredhend anſehen, die Anfichten der Vertreter ber Kirche 
über die chriſtlichen Schulen zu hören, erforberlid wäre es auch in den frü« 
heren Berhältniffen nicht geweien, wie oben bereits nachgewieſen ift. Daber 
wird denn auch der Artikel 15. der Preufiihen Berfaffung bei der vorliegen» 
den Frage nur jomweit in Anwendung fommen fönnen, als fih daraus nad)» 
weifen ließe, daß die evangeliihe Kirche als jolde „im Befig und Genuß der 
für ihre Unterrichtszwecke beftimmten Anftalten‘ war oder ift. Soldes ift 
von den Petenten nicht nachzuweiſen verſucht, Referent beftreitet diejen Beſitz 
aber nad den von Regierung und Ständen vereinbarten „Grundzügen“ ents 


ſchieden, denn die Staatsgewalt allein hat die Schuloorſtände geſchaffen, die 


Staatsgewalt hat bei den verſchiedenen Konfiftorien „beiondere Abtheilungen 
für Schuljahen aus drei vom Könige zu beftimmenden Mitgliedern, nämlich 
einem rechtäverftändigen und einem geiftlichen Mitgliede und einem nur in 
ber Abtbeilung für Schuliahen ftimmberehtigten, vorzugsweiſe aus der Zahl 
der Lehrer auszuwählenden Schulfundigen evangeliihen Belenntniffes‘ er- 
richtet, welche die Dberauffiht über das Volksſchulweſen wahrzunehmen 
haben und denen „unmittelbar das Minifterrum der geiftlihen und Unter 
rihtsangelegenheiten vorgejegt war, welches nur ausdrüdiih darauf hinge— 
wielen wurde, „Anordnungen“, welde das Innere des Religionsunterrichts 
betreffen, nicht anderes als nad Zuftimmung ber betreffenden Kirhenbehörden 
zu erlaffen, ein Beweis mehr, daß man das Volksſchulweſen, mit Ausihluß 
des eigentlich Eonfelfionell rein durch ftaatlihe Behörden verwalten zu laffen 
fih befugt hielt. Nah allem dieſen glaubt die Kommiſſion daher, daß 
die Königliche Staatsregierung und der Landtag als Nachfolger der frühe, 
ren Hannoverſchen gefepgebenden Gewalt vollftändig befugt ift, eine ans 
dere Organiſation der Schulauffichtsbehörden im geieplihen Wege durchzu— 
führen und daß demnach die in dem beregten Petitionen niedergelegte „Rechts— 
verwahrung“” rechtlich nicht begründet, daher irrelevant eriheinen muß. Da 
aber nad den gefaßten Beihlüffen des Abgeordnetenbaufes die regierungsieitig 
beabfihtigte Organifation ber Verwaltungsbebörden in der Provinz Hannover 
in eine früher nicht vermuthete Lage gefommen ift, der Herr Kultusminifter 
ferner bei Gelegenheit der Verhandlungen über den Kultusetats fi weitere 
Entſchließungen über amderweite Regulirungen der Schulauffihtsbehörben 
vorbehalten hat und die vorliegenden Petitionen Stoff zur Enticei- 
dung liefern, in welcher Weile am fahdienlichften und zwedmiäßigften Die 
nah Lage der BVerhältniffe jchwierige und wichtige Frage zu erledigen 
fein dürfte, fo trug Referent darauf an, das Haus der Abgeordneten wolle 
beſchließen, die in ber Anlage unter C. verzeichneten Petitionen das Volke» 
ſchulweſen in der Provinz Hannover betreffend, der Königlihen Staatsre- 





gierung zur Erwägung zu überweifen, ald Material für die zu erwartende 
Organilation der Bolfejhulverwaltung und über die Petitionen der Geiſt— 
- lichen und Kirchenvorftände (unter A. und B.) zur Tages » Ordnung überzu— 
geben, zumal legtere gleichlautend bereits direft dem Kultus » Minifterio zuge 
jandt find. 

Der Herr Regierungs-Kommiffar erflärte zunächſt, daß die Königliche 
Staate-Regierung nad wie vor der Meinung fei, daß das Volksſchulweſen 
in der Provinz Hannover unter ftaatliche Leitung geftellt und ebenjo wie in 
den älteren Provinzen behandelt merden müſſe, wie fie denn bereit? durch 
Verordnung vom 22, September 1867. die Schullehrer » Seminarien unter 
die Leitung des Provinzial-Schul-Kollegiums geftellt habe und alle von fird» 
licher Seite erhobenen Schwierigkeiten auf Grund des Preußiſchen Verfaſſungs— 
Rechts überwinden werde. Den bei der diesjährigen Etats » Berathung vor 
geihlagenen drei Negierungen habe fie die Schulaufficht übermweilen wollen. 
Nachdem diefer Vorſchlag im Abgeordnetenhauſe Beifall nicht gefunden, ſtehe 
ed bei der Staats-Regierung noch zur Erwägung, ob und wie ed möglich 
jein werde, ihre Abſicht bezüglih der Trennung des Schulweiens von ber 
Dberauffiht der Hannoverſchen Konfiftorien durdzuführen, da die jegt bes 
ftehenden Landdrofteien als Schulauffichts» Behörden nicht geeignet erſchienen. 
Auch die Möglichkeit, dieſe Auffict auf das beftehende Provinzial-Shul-Kole 
legium zu übertragen, habe bei der großen Zahl von circa 4000 Schulen Bedenken, 
da das zu verwendende Perjonal bei einer Behörde zu groß werde. Zu einer 
definitiven Entjchließung über die Frage jei die Königliche Staats-Regierung 
noch nicht gelangt, die Verhandlungen ſchwebten noch; im Prinzip fei dieſelbe 
aber für die Staatsleitung des Volksſchulweſens. 

Im Allgemeinen ftimmte man diefen Aeußerungen des Regierungs-Kom— 
miffarius zu; nur über die Wege, die vorliegende Frage zum Austrage zu 
bringen, gingen die Anfichten auseinander. Während es von mehreren Seiten 
für jachentiprehend angeſehen wurde, die Petitionen beider Kategorieen gleich 
mäßig zu behandeln, jo ſchieden ſich doch auch auf diefem Boden zunächſt 
die Meinungen, indem ein Mitglied beantragte: „In Erwägung, daß die 
Frage über die fünftige geſetzliche Stellung der Hannoverfhen Volkeſchulen der 
Königlichen Stanteregierung zur Entfcheidung vorliegt, von diejer aber noch Feine 
Enticheidung getroffen worden ift, gebt die Kommiſſion über ſämmtliche Petitionen 
zur Tages: Ordnung über.” Ein anderes Mitglied beantragte dagegen: „Sämmt: 
liche Petitionen der Königlichen Staatsregierung zur Kenntnißnahme bei der Orb: 
nung des Hannoverſchen Schulwelens zu überweilen“ ; während wiederum ein an« 
deres Mitglied „Jämmtliche Petitionen der Königlihen Staatsregierung zur Er— 
wägung* überiandt willen wollte, und jchließlih, nad Zurüdziehung eines 
Antrags auf Uebergang zur einfachen Tages » Ordnung, endlid ein Mitglied 
no den Antrag einbradte: „In Erwägung, daß den Petitionen der Geift- 
lichen und Kirchen-Vorſtände jede genügende Motivirung fehlt, und in Er: 
wägung, daß die Petitionen auf Regelung der Bolfeihulverwaltung in Hans 
nover dur die Erflärung des Regierungs-Rommiffarius, die Schul-Angelegen- 
beiten würden nah Mafgabe der in den Altpreußiichen Provinzen beſtehenden 
Geſetzen geregelt werden, für erledigt zu eradhten, empfiehlt die Kommiſſion 
über fämmtliche Petitionen zur Tages-Ordnung überzugehen.* 

Da die verihiedenen Antragfteller auf die Korm ihrer Anträge ein durch— 
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ſchlagendes Gewicht nicht legten, es aber bei den nachträglich noch eingegan: 
genen Petitionen mit verjhiebenartigen Motivirungen und zahlreidyen Unter: 
ſchriften erwünſcht erſchien, bei der bevorftehenden geleglihen Regelung des 
Unterritswejens alle bezüglihen Einzänge der Königlichen Staats-Regierung 
zur Kenntnißnahme zu überweijen, jo einigte ſich jchließlih die Kommilfion 
einftimmig zu dem Antrage, 
„Nimmtlidye auf der Anlage verzeichnete Petitionen der Königlichen 
Staatö-Regierung ald Material für die bevorftehende Unterrichts: 
Gejepgebung zu überweilen.* 
Durch diejen Beſchluß haben ſämmtliche übrigen Anträge ihre Erledigung 
gefunden. 
Die unterzeichnete Kommilfion empfiehlt demnad dem Hoben Haufe, dieſem 
Beſchluſſe die Zuftimmung zu ertheilen. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Dr. G. v. Bunjen. 


— En — Zn 


Der Rabbiner des Oppelner Synagogen-Bezirfes Dr. A. Wiener wiedere Journ. IT. Nr. 1956, 
bolt jeine vor neun Jahren dem damaligen Abgeordnetenhauſe vorgetragenen 
Bitten, welche dahin geben, 

daß der jüdiſche Religions-Unterriht, wo ſich ein qualifizierter 
jüdijcher Religionslehrer vorfindet, an den Gymnaſien und jons 
ftigen höheren Lehr-Anftalten obligatorifch fei, — 

daß zu dem Ende der betreffende Lehrer auch äußerlich unterftüpt 
und mit einer gewiſſen Würde bekleidet werde, auch 

beim Abiturienten-Eramen eine Prüfung des jüdiſchen Exami— 
nandus in jeiner Neligion Statt finde und als Refultat der« 
jelben ein Vermerk über die erlangten Kenntniffe dem Abgangs— 
Zeugniffe einverleibt werde. 

Nah den Angaben des Petenten hat «8 eine Zeit gegeben, wo der Nab- 
biner, welchem die religiöje Unterweilung der jüdiſchen Gymnafiaften oblag, 
einen Vermerk über deren Fleiß und Fortſchritte im Religions » Unterricht 
in die GpmmafialeZeugnilje einfügte. Diejem Verfahren wurde unter dem 
Minifterium Raumer in Sclefien durch eine Verfügung des Königlihen Pros 
vinzial-Schulfollegiums d. d. Breslau, den 19. November 1855 ein Ende ge— 
macht, welche dafjelbe „um fo weniger für zuläffig erflärte, als der betreffende‘ 
Unterriht von Seiten des Gymnaſiums nicht zu beauffichtigen jei." Weder 
der genannte Minifter noch fein Nachfolger liefen ih durd die Geſuche des 
Petenten zur Aufhebung jenes Erlafjes bewegen, und die Unterrichts-Kom— 
milfion des Sahres 1860, an welde die ſchon erwähnte Petition des Dr. 
Wiener gelangte, ſcheint in jo ſicherer Erwartung des „in Artikel 26 der 
Berfaffung vorgefehenen* Unterrichts-Geſetzes gelebt zu haben, daß fie diefelbe 
ohne Zuziehung eines Vertreters der Staats-Negierung berieth. Dem Haufe 
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wurde (laut dem II. Bericht der genannten Kommilfton, Nr. 143 der Drud- 
ſachen) der Uebergang zur Tages-Ordnung auf Grund einer Anzahl von Er: 
wägungen anempfoblen, welden ſich daffelbe in feiner Sipuug vom 31. März 
1860 ohne Diskuſſion anſchloß. 

Nachdem Petent eine Reihe von Jahren der Emanirung eines Unterrichts» 
gelepes gebarrt, ift er beim gegenwärtigen Herrn Kultusminifter neuerdings 
in einem Schreiben vorſtellig geworden, weldes er nebft dem abichläglichen 
Beiheide des dazu ermädtigten Provinziale Schul: Colegii vom 14. Januar 
d. 3. und mit der Bitte einreicht, feiner dadurch in feiner Weife gehobenen 
Beihwerde fi dur einen befürwortenden Ausſprach des Haufes anzunehmen. 

Einmal könne, jo führt Petent aus, die Judenſchaft der Beftimmung des 
Staats-Geſetzes vom 23. Juli 1847, wonad jede jüdiſche Gemeinde dafür 
zu jorgen bat, daß ihre Jugend Religions» Unterricht genieße, fo lange nicht 
volljtändig genügen, als es auf den Gymnafien u. |. w. dem Belieben der 
jüdiſchen Schüler überlaffen bleibe, ob fie den Religionsftunden anwohnen, 
ob fie denjelben ihre Aufmerkſamkeit ſchenken wollen oder nit. Bringe doch 
Mandher feine ganze Jugendzeit vom sten Lebensjahre an im Gymnafium zu, 
und zwar feinesweges bloß die der Gymnafialftadt durch Geburt angehörigen 
Kinder, denen die religiöfen Einflüffe des Elternbaufes zu Gute fommen, 
jondern, wie namentlid in Oppeln, fremde Kuaben aus einem weiten Umfreije 
ber. Kür die beiden hriftlichen Konfeifionen forge der Staat durch Anftellung 
befoldeter Neligionslehrer, den Juden überlaffe er es nicht allein, oft mit 
bedeutenden Opfern auf Beſchaffung tüchtiger Lehrkräfte Bedacht zu nehmen, 
londern verweigere ihnen jede zur Erfüllung ihrer Erziehungspflihten nöthige 
Unterftügung. Wohl wiffe er, daß gerade der Religions» Unterriht in fi 
jelber jeine Autorität und feinen Stüppunft findet, daß jein erhabener Inhalt 
jowie der Charakter und moraliihe Einfluß des Kehrers ihm Cingang bei 
den Schülern verihaffen müſſe. Dabei dürfe aber doch nicht der Lehrer in 
den Augen jeiner Schüler und der übrigen Gymnafialjugend unbeadhtet oder 
gar berabgedrüdt daftehen. 

Ebenjo eriheine es wider das Intereffe des Staates gehandelt, wenn die 
Regierung fi gleihgültig dazu verbalte, ob die heranmwadienre Jugend jü- 
diichen Glaubens über Wahrheit, Redlichkeit, Heiligkeit des Eides, Liebe und 
Treue zum Vaterlande ıc. unterrichtet, ob die Einzelnen zu fittlih guten Men— 
ſchen berangebildet werden oder nicht. Wenn die jüdiſche Bevölkerung in jener 
MWiffenihaft, die aller Weisheit Anfang und Ende, nicht zum Schaden des 
Staates ungenügend erzogen werden folle, jo müfjen die Anftrengungen des Lehrers 
dur Ertheilung der Genfur wie durch jonftige Beachtung eine Sanftion erhalten. 

Der Behauptung, daß der Direktor, welchem es obliege, durch feine Unter 
ichrift die Cenſur zu beftätigen, in Bezug auf den jüdiihen Religions-Unter- 
richt infompetent ſei, ftellt Petent die Erwägung entgegen, daß die katholi— 
ſchen Direktoren Zeugniſſe evangelücher Schüler unterzeihnen und umgekehrt, 
fo wie, daß die Zeugniffe über Unterriht in der polniihen Eprade oft von 
Direktoren gezeichnet werden, die fein Polniſch verfteben. 

Wie im Fahre 1862 ein Minifterial-Erlaß vom 3. Ianuar dem Petens 
ten ausdrüdlich erflärt hatte, 

der jüdiſche Religions-Unterricht fönne in den Lehrplan der Gymna— 





— — — — 


ſien als ein Gegenſtand des öffentlichen Unterrichts nicht aufge— 
nommen werden, 

ſo wird er jetzt auf eine Verfügung vom 23. Januar 1867 aufmerkſam gemacht, 
wonach ber jũdiſche Religions-Unterricht in den Lehrplan der höheren Schulen 
nicht aufgenommen werben könne. Der Herr Minifter erflärt die Ertheilung 
deffelben außerhalb der gewöhnlihen Schulzeit im Lokal der Gymnafien und 
Realihuleu für zuläjfig und einer befonderen minifteriellen Genehmigung nicht 
für bedürftig. Die Direktoren und die’Klaffen- Ordinarien werden (jagt er) 
ohne Zweifel bereitwillig die Hand dazu bieten, die betreffenden Schüler, 
ſoweit es erforderlich ift, zur Orbnung und Negelmäßigfeit im Beſuche des 
Religions-Unterrichts anzuhalten. Alle weitere Sorge für die Betheiligung 
der Schüler müfje den Eltern und dem jübifhen Religions Lehrer überlaffen 
bleiben. 

Gewifjermaßen als Erjag verweift das vorliegende Rejkript des Provinzial» 
Schul» Kollegiums auf eine Minifterial- Verfügung vom 6. Mai 1859, nad 
welder in den Fällen, wu jüdiihe Eltern darum einfommen, daß ihre die 
höheren Schulen befuchenden Kinder am Sonnabende ganz oder für die Stunde 
des Gottesdienftes von dem Schulbejude möchten entbunden werden, die noth* 
wendige Dispenjation ertheilt werde, dabei aber darauf bingewiejen werben 
jolle, daß die Schule feinerlei Verantwortung für die aus derartigen Schul— 
Berjäumniffen bei ben betreffenden Schülern entftehenden Folgen übernehme. 

In der Kommilfion wurde zunächſt die Anfiht ohne Widerſpruch geltend 
gemacht, daß der Petent fi mit Recht durch den lepterwähnten Hinweis auf 
den Sabbath. Gottesdienft nicht eben befriedigt erflärt habe. Denn einmal 
jei das regelmäßige Wegbleiben der jüdiſchen Schüler an einem Schultage 
ohne Störung in der Schuldisziplin nicht durchzuführen, und ſodann erſetze 
der jabbathliche Gottesdienft den methodiſchen Religions-Unterricht nimmermehr. 

Ebenjowenig dürfe es dem Petenten verübelt werben, wenn er bem 
Wunſche Ausdrud gebe, ed möchte der Herr Kultusminifter die Direktoren*) 
und Ordinarien, ftatt ihre Bereitwilligfeit vorauszufegen, geradezu angemielen 
baben, die jüdiſchen Schüler zum Beſuch ihres Religiong«Unterrichtes anzu- 
halten. 

Was nun den Kernpunft der Petition betrifft, nämlih die Aufnahme 
des jüdiſchen NReligiond-Unterrihtes an höheren Schulen der— 
jenigen Orte, wo ein qualifizirter Lehrer fih vorfindet, fo legte 
Referent in ausführlihem Vortrag dar, daß, fo weit und fo lange der Unterricht 
in einer ber hriftlichen Konfeffionen auf unfern höheren Schulen von Staats» 
wegen erfordert werde, die Gebote ber Gerechtigkeit wie der Staatsweisheit 
dafür ſprächen, auch der jüdiſchen Religionslehre eine Stelle im Schulplan 
anzumweilen und dieſen Unterricht mit den nämlichen Schugmitteln, mit der 
nämlichen Autorität zu umgeben, wie jeden andern obligatoriihen. Der 
Preußiſche Staat fünne nicht im den auf einander folgenden Generationen 
jũdiſcher Staatöbürger die Ueberzeugung entftehen und reifen laffen wollen, 


*) Dem Direktor ded Gymnafiums zu Oppeln, Dr. Stinner, rühmt Petent willig nach, 
daß er perfünlich der guten Sache, dem Religions-Unterrichte feiner jüdischen Zöglinge, dienen 
wolle und auch wirklich diene. 
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ald würben fie fortdauernd wie Fremblinge nur geduldet, nicht als Angehö- 
tige wie jeder andere Preuße gepflegt und geiragen. 


Der anweiende Vertreter des Kultus-Minifteriums, Herr Geheime Ober 
Regierungs-Ratb Dr. Wieſe machte zunächft die thatſächliche Mittheilung, daß 
an den höheren Schulen der Preufiihen Monarchie der Negel nah jüdiſcher 
Religions-Unterricht wicht ertheilt werde; nur wenige ftädtiihe Schulen machen 
eine Ausnahme z. B. die Nealichule in Poſen. Ein Lofal für den privaten 
Religions-Unterricht der jüdiſchen Schüler ſei aber, wo ein Verlangen danach 
ausgeiprodhen, gern freigeftellt worden. Ebenſo gewähre der Direftor überall 
die zur Aufrehthaltung von Zudt und Drdnung etwa in Anſpruch genom- 
mene Unterftügung; in der Breslauer Realichule am Amwinger z. B. habe der 
Direktor dies ehr gut geordnet. Dagegen babe das Kultus Minifterium 
wiederholte Geſuche um Aufnahme des jüdiſchen Neligions-Unterrichts in die 
Schulpläne einzelmr Gymnaſien und Realſchulen, um Beſoldung der betref— 
fenden Lehrer aus Staatsfonds, Mitgliedſchaft derſelben in den Lehrer-Kol— 
legien u. ſ. w. regelmäßig abgelehnt. Ohne ausdrückliches Gelep vermöge 
die Staate-Regierung eine ſolche Neuerung nicht einzuführen. Mit alleiniger 
Ausnabme zweier jüdiſcher Nealichulen in Kranffurt a. M. feien alle preu— 
Biihen höheren Schulen chriſtliche. Nur wenn der chriftlihe Charakter der 
Säule in Folge eines Unterrichts-Gejepes wegfallen jollte, könne eine Ans 
ordnung wie die verlangte getroffen, ein jüdiſcher Neligionslehrer eben wie 
die hriftlichen in das Lehrer- Kollegium treten u. |. w. 

Die Petition redueire fih auf den Antrag, daß der jüdiſche Religions— 
Unterricht ebenfo wie ber riftliche integrirender Theil des Lehrplans der höhe 
ren Schulen werde. Mit der Annahme defjelben ſei alles Uebrige, die Stel: 
lung des Lehrers, die Berückſichtigung in den Geniuren u. |. w. gegeben, wie 
es andererfeits von jelbft wegfalle, wenn der Hauptantrag nicht angenommen 
werde. Bielen Schulen würden außer dem allgemeinen chriſtlichen Charakter 
noch ausdrüdlide Beftimmungen ibrer Stiftungs » Urkunde folde Neuerungen 
verwehren. 

Wenn es in der Petition heiße: „wo ein qualifizirter Lehrer ſich vor: 
findet“, jo drobe in nicht wenigen Fällen auch noch ein Konflift mit und 
zwiſchen Eltern und Lehrern. Denn wer folle bei dem lebhaften Widerftreit 
der „orthodoxen“ und der „Reform: Partei” innerhalb des Judenthums, über 
Qualififation die ſchließliche Entſcheidung treffen? Dem Staate fehle dazu die 
Norm. Wenn ferner auf eine Religions: Prüfung beim Abiturienten Eramen 
Gewicht gelegt werde, ſo ſei nicht zu überjeben, daß im einigen Gymnaſien 
der neuen Provinzen die Abiturienten überhaupt in der Religionslehre nicht 
eraminirt werben. Nahdem der Herr Kommillarius ſchließlich noch auf den 
Koftenpunft aufmerffam gemacht hatte, indem bei uns in Preußen gemeinig: 
ih ſchon bei dauerndem Vorhandenſein von zwölf Schülern der anderen Gon- 
feifion die Berufung eines eigenen Neligionslehrerd der betreffenden Kirchen: 
gemeinſchaft erfolge, gab er der Kommilfion anheim, der Staats-Regierung 
die vorliegende Petition nicht, wie der Referent beantragt, 

zur Berückſichtigung, 
jondern 
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jur Erwägung bei den bald bevorftehenden Berathungen über das 
Unterrichts⸗Geſetz 
zu überweiſen. 

Ein als Gaſt anweſender Abgeordneter aus Schleſien betonte hierauf, 
daß das Begehren der Oppelner Synagogen-Gemeinde nicht darauf gerichtet 
ſei, den betreffenden Religionslehrer auf Staatskoſten angeſtellt zu ſehen, ſondern 
auf präziſe Beſtimmungen, welche den jüdiſchen Zögling amtlich verpflichten, 
der Religionslehre im Gymnaſium beizuwohnen und ſich über Fleiß und Fort— 
ſchritte in derſelben durch Vermerk des Lehrers vor der Schul ⸗Behörde aus- 
zuweiſen. Auch ihm erſcheine es als durch ein Staatsintereſſe geboten, daß 
keinem Juden beim Eintritt in das bürgerliche Leben eine vollſtändige Unter— 
weiſung namentlich über die Heiligkeit des Eides fehle. 

Die Ausführungen des Regierungs-Kommiffarius fanden in der Kom- 
milfion von mandyer Seite Anklang, der fih in verſchiedenen Anträgen, aud 
auf Mebergang zur Zages-Ordnung Ausdrud verihaffte. 

Ein Antrag: 

Die Petition der Staats-Regierung: 

a) in Beziehung auf die Theilnahmepflicht jüdiiher Schüler 
am ReligionssUnterrichte ihrer Rabbiner und auf die Ertheis 
lung von Zeugniffen Darüber zur Berüdfichtigung, dagegen 

b) in Bezug auf die Ertheilung ftaatliher Autorität an die 
jüdijhen Religions-Lehrer und auf die Prüfung jüdiſcher 
Abiturienten in ihrer Religion zur Erwägung bei den be- 
vorftehbenden Verhandlungen über eine gejeglihe Umgeftaltung 
des Prüfungs-Neglements zu überweijen, 

gelangte nicht zur Abftimmung, indem die Kommilfion fi vorher in ihrer 
Mehrheit zu Gunften des bier folgenden Antrages Ihlüffig gemadt hatte, 
welchen fie dem Haufe zur Annahme vorlegt: 
das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen, die Petition des 
Rabbinerd Dr. Wiener der Königlichen Staats-Regierung zur 
Erwägung bei Berathbung des Unterrichts-Gejepes zu überweijen. 





YHußerdem wird erftattet werden: 

Miündlicher Bericht der Kommiſſion für das Unterrichtswejen 
über die Petition des Hausmann Sell und Genoffen zu 
Brüdgut-Neumedell, die Ermäßigung des Schulgeldes be- 
treffend. (II. Nr. 1721). 

Berichterftatter: Abgeordneter Nüder. 

Antrag der Kommilfion: 
das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, die vorbe— 
zeichnete Petition der Königlihen Staats-Regierung zur 
Berüdfihtigung zu überweijen. 


Die Kommiſſion für das Unterrichtswejen. 


Dr, Techow (Borfigenter). v. Aulock. Dr. Schläger. Bied. 
Dr. Paur. Dr. Künzer. Frenzel. Nücer. Dr. v. Bunfen. 
Freiherr ©. Maſſenbach. Stroſſer. Florſchütz. Dr. Kellner. 


Schmidt. 
2 * 


Digitized by Google 


1. 





oO 2 DD 1m Dim Sn 


— 


11, 


13. 
14, 
15. 
16. 
17, 
18, 
19. 
20. 
21. 
22. 


23. 


13 
Anlage A. 


— — 


Gleichlautende Petitionen 


von 


Geiſtlichen aus der Provinz Hannover, die beab— 


fichtigte Trennung der Volksſchule von 
der Kirche betreffend. 


Sourn. II, 


(152.) Superintendent Münchmeyer zu Bergen bei Eelle und 6 Ge— 
nofjen. 


. (175.) Paftor Baldenius zu Marienwerder nnd 4 Genofjen. 

- (267.) Superintendent Meyer zu DOfterode und 9 Genoffen. 

. (269.) Paftor Höbel zu Heere und 7 Genoffen. 

. (268.) Paftor Hahn zu Pattenjen und 7 Genofjen. 

. (304.) Superintendent Oberdied in Seinfen und 9 Genofjen. 

. (305.) Paftor Evers in Hannover und 6 Genoffen. 

- (306.) Superintendent Wyeden in Mulfum und 5 Genoffen. 

. (307.) Superintendent Brüning zu Hollern und 11 Genoffen. 

. (388.) Superintendent Bünting zu Detern mit 9 Genofjen und 1 mit 


einſchränkender Unterjchrift. 
(389.) Paftor Fromme zu Werjabe und 4 Genofjen. 


. (390.) Superintendent Schatteburg zu Neffe und 5 Genoffen. 


(391.) Paftor Dr. Sievers zu Urbach und 9 Genofjen. 

(420.) Probft Oberdieck zu Uelzen und 8 Genofjen. 

(419.) Superintendent Shünboff in Stolgenau und 9 Genofjen. 
(519.) Superintendent Büdmann in Nettlingen und 11 Genofjen. 
(520.) Superintendent Sievers zu Elze und 14 Genofjen. 
(521.) Probft Seebold zu Lühom und 13 Genoffen. 

(542.) Superintendent Oder zu Wilftedt und 6 Genoffen, 

(543.) Superintendent Hurgig zu Dorum und 10 Genofjen. 
(544.) Superintendent Beder zu Bremervörde und 7 Genoffen. 
(545.) Konfiftorialrarh und Superintendent Münchmeyer zu Buer mit 
12 Genofjen. — In etwas veränderter Faſſung. 

(317.) Paftor Steinmeg zu Celle und 7 Genoffen. 


— 
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Journ. II. 


24. 
25. 
26. 


27. 


28. 


29. 


30. 
31. 
32. 


33. 


34. 
35. 
36. 
37, 
38. 
39. 
40, 


41. 


42. 
43. 
44, 
45. 
46. 


41. 


48, 
49, 
50. 
51. 
"52. 
58. 


54, 


56, 
57. 


58. 


59. 


60. 


(318.) Superintendent Meißner zu Heedenmünden und 4 Genoffen. 

(319.) Paftor prim. Habbe in Münden und 5 Genofjen. 

(341.) Stadt-Superintendent Lutbmer in Goslar und 4 Genoljen. 

(594.) Superintendent Bückmann zu Bevenien und 8 Genoffen. 

(595.) Superintendent Küders in Oldendorf und 7 Genofjen. 

(596.) Paftor prim. Thalheim in Eſens und 11 Genofjen. 

(597.) Superintendent Grote zu Gifhorn und 9 Genofjen. 

(640.) Superintendent Rocholl zu Göttingen und 12 Genofjen. 

(641.) General» Superintendent Dr. Göſchen in Harburg und 9 Ge 
nofjen. 

(715.) General» Superintendent Dr. Hildebrand in Göttingen (mit 
anderer Motivirung). 

(471.) Superintendent Schulpe zu Winfen a. d. 2. und 4 Genoffen. 

(472.) Superintendent Bogeljang in Geeftendorf und 7 Genoffen. 

(472.) Superintendent Hüpeden zu Gr. Solſchen und 12 Genojjen. 

(783.) Superintendent Nöller in Münder und 14 Genoffen. 

(784.) Superintendent Mirow zu Neuftadt a. R. und 10 Genofjen. 

(837.) Paftor Danert zu Holtorf und 6 Genvfjen. 

(824.) Superinteudent Sacobi zu Dannenberg und 8 Genofjen. 

(868.) Paftor Meyer zu Wunftorf und 5 Genoffen. 

(869.) Superintendent Sjenberg in Börry und 10 Genofjen. 

(670.) Paftor Bade zu Ellenjen und 7 Genoffen. 

(673.) Superintendent Warnede zu Lingen und 7 Genoffen. 

(961.) Pafloren Taaks und Elfter zu Heefel und Steenfelde. 

(949.) Paftor Bierwerth zu Nette und 8 Genoffen. 

(977.) Superintendent Fiſcher zu Ochtelburg und 8 Genofjen. 

(688.) Superintendent Buſſe zu Sarftedt und 10 Genofjen. 

(689.) Superintendent Arnemann zu Ronnenberg und 15 Genofjen. 

(690.) Superintendent Wendt in Gelfingen und 6 Genoffen. 

(725.) Superintendent Dr. Lührs in Peine und 11 Genoffen. 

(1022.) Superintendent Althaus in Fallersleben und 8 Genoſſen. 

(1027.) Superintendent Cordes in Nienburg und 9 Genoffen. 

(1152.) Euperintendent F. Meyer zu Alfeld und 8 Genoffen (in etwas 
abweichender Fafjung). 


. (1157.) Superintendent Baring zu Hollenftedt und 3 Genofjen. 


(1184.) Paftor Hafermann in Böllen, 

(1185.) Stadbt-Superintendent Schulg in Yüneburg und 3 Genoffen. 

(1228.) General» Superintendent Fraatz in Glaustbal und 8 Genoffen. 

(1090.) Superintendent Dankwerths in Göttingen und 3 Genoffen 
(ähnlich wie Nr. 33). 

(1372.) Paftor Chappuzeau in Dorfmarf und 5 Genofjen. 


fe 
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15, 
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Anlage B. 


— —— 


Gleichlautende 


ſehr 


lten in unerheblichen Sätzen abweichende Pe— 
onen von evangeliſch-lutheriſchen Kirchen— 
Vorſtänden aus der Provinz Hannover. 


Zourn. I. 

(170.) Kirdhenvorftand zu Eſcherode; Paftor und 3 Unterjchriften. 

(178,) Kirhenvorftand zu Bremervörde; Superintendent und 4 Unter 
ichriften. 

. (243.) Kirhenvorftand zu Dorfmarf; Paſtor und 7 Unterjchriften. 

. (244.) Kirchenvorftand zu Heyerfum; Paftor und 9 Unterichriften. 

. (245.) Kirhenvorftand zu Werjabe; Paftor und 2 Unterfchriften. 

. (246.) Kirhenvorftand zu Blumlage; Paftor und 4 Unterjchriften. 

. (247.) Kirhenvorftand zu Großenfehn; Paftor und 4 Unterfchriften. 

. (248.) Kirchenvorftand zu Artlenburg; Paftor und 4 Unterfchriften. 

. (249.) Kirchenvorſtand zu Eisdorf; Paſtor und 5 Unterfchriften. 

. (250.) Kirchenvorſtand zu Gelle-Neuenhäufer; Paſtor und 4 Unterichriften. 

. (251.) Kirhenvorftand zu Hannover (Garten« Gemeinde); Paftor und 

7 Unterjchriften. 

. (252.) Kirhenvorftand zu Hollern; Superintendent und 6 Unterjchriften. 

. (253.) Kirhenvorftand zu Horft; Paſtor und 3 Unterſchriften. 

. (254.) Kichenvorftand zu Marienwerder "und Garbjen; Paftor und 
9 Unterſchriften. 

(255.) Kirdenvorftand zu Spidersbaufen; mit 4 Unterſchriften. 

(256,) Kirhenvorftand zu Hemeln; Paftor und 3 Unterfchriften. 

(257.) Kirdenvorftand zu Gimte-Vollmarshaufen und Hiltwartshaufen ; 
Paftor und 8 Unterſchriften. 

(258.) Kirdenvorftand zu Hebemünden und Oberode; Superintendent 
und 9 Unterjchriften. 

(259.) Kirhenvorftand zu Landwehrhagen; 6 Unterjchriften der Kirchen- 
Vorſteher. 

(260.) Kirchenvorſtand zu Rehburg; Paſtor und 6 Unterſchriften. 
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Sour. UI. 


21. 
22. 


23. 
24. 


25. 


26. 


27. 


28. 


29. 


30, 


31, 


32. 


33. 


34. 
35. 
36, 
37. 
38, 
39. 
40. 
4l. 


42. 
43. 
44, 


45. 


46. 
47. 
48, 
49. 


50. 


51. 
52. 
. (211.) Kirchenvorſtand zu Adenjen; Paftor mit 6 Unterjhriften. 

. (212.) Kirdhenvorftand zu Reinstorf; Paftor mit 4 Unterſchriften. 

. (213.) Kirhenvorftand zu Iſernhagen; Paftor mit 4 Unterſchriften. 

. (214.) Kirdhenvorftand zu Haeningien mit 6 Unterjchriften. 

. (215.) Kichenvorftand zu Meble; Paftor mit 4 Unterſchriften. 

. (216.) Kichenvorftand zu Burgftemmen; Paftor mit 4 Unterjchriften. 

. (217.) Kirhenvorftand zu Selfingen; Superintendent mit 5 Unterſchriften. 
. (218.) Kirdhenvorftand zu Bergen bei Gelle; Paſtor pr. mit 6 Unter 


2 
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(261.) Kirchenvorſtand zu Uſchlag; Paſtor und 4 Unterſchriften. 

(262.) Kirchenvorſtand zu Brödel; Paſtor und 3 Unterſchriften. 

(263,) Kirhenvorftand zu Nienftedt; Paftor und 6 Unterichriften. 

(264.) Kirhenvorftand zu Benterode; 4 Unterihriften der Kirchen- 
BVorfteber. 

(265.) Kirhenvorftand zu Berka; Paftor und 4 Unterfchriften. 

(266.) Kirhenvorftand zu Buer; Superintendent, Paftor und 4 Unter- 
ſchriften. 

(281.) Kirchenvorſtand zu Elbingerode; Paſtor, 2 Lehrer und 7 Unter— 
ſchriften. 

(282.) Kirchenvorſtand zu Groß Heere; Paftor und 6 Unterſchriften. 

(283.) Kirchenvorſtand zu Lengede; Paſtor und 4 Unterſchriften. 

(284.) Kirchenvorſtand zu Klein Lafferde; Paſtor und 4 Unterſchriften. 

(285.) Kirchenvorſtand zu Landolfshauſen; Paſtor und 6 Unterſchriften. 

(286.) Kirchenvorſtand zu Ebergöpen; mit 5 Unterſchriften. 

(287.) Kirhenvorftand zu Raven; Paſtor und 4 Unterſchriften. 

(288.) Kirchenvorftand zu Engelboftel; Paftor und 5 Unterſchriften. 

(289.) Kirdenvorftand zu Gronau a. d. 2.; Paftor und 2 Unterichriften. 

(290.) Kirchenvorftand zu Mittelnfirhen; Paftor und 3 Unterſchriften. 

(291.) Kirhenvorftand zu Wülfingen; Paftor und 4 Unterſchriften. 

(292.) Kirhenvorftand zu Lauenförbe; Paftor und 4 Unterjchriften. 

(293.) Kirchenvorftand zu Poftbaufen; Paftor und 2 Unterſchriften. 

(294.) Kirhenvorftand zu Rheden; mit 6 Unterihriften. 

(295.) Kirhenvorftand zu Aurih; Paftor und 8 Unterjchriften. 

(296.) Kirhenvorftand zu Wefteraccum; Paftor und 4 Unterſchriften. 

(297,) Kirhenvorftand zu Altenzelle; Paftor und 3 Unterfchriften. 

(298.) Kirhenvorftand zu Eftebrügge; Paftor und 4 Unterichriften. 

(299.) Kirchenvorftand zu Beuchte bei Vienenburg; Paftor und 2 Unter- 
ſchriften. 

(300.) Kirchenvorſtand zu Lintorf; Paſtor und 6 Unterſchriften. 

(301.) Kirchenvorſtand zu Weddingeu; mit 4 Unterichriften. 

(302.) Kirhenvorftand zu Holtorf; Superintendent mit 4 Unterjchriften. 

(303.) Schulvorftand zu Lintorf; Paftor, 3 Lehrer und 5 Unterichriften 
und Weimann (veränderte Fafjung). 

(208.) Kirdyenvorftand zu Grasdorf; mit 4 Unterſchriften. 

(209.) Kirhenvorftand zu Uetze; Paftor mit 8 Unterjchriften. 

(210,) Kircdhenvorftand zu Burgwedel; Paftor mit 5 Unterfchriften. 


ſchriften. 
(219.) Kirchenvorſtand zu Dorſte; Paſtor mit 6 Unterſchriften. 


| 
| 
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Sourn. II. 


70, 
71 


— 


‘ 


74. 


84. 


- (220.) Kirdenvorftand zu Gr. Eſcherde; Pafter mit 4 Unterigriften. 
33. (221.) Kirhenvorftand zu Eberholzen; Paftor mit 3 Unterichriften. 

. (222.) Kirhenvorftand zu Gillersbein; Paftor mit 4 Uuterfchriften. 

. (223.) Kirhenvorftand zu Müllingen; Paftor mit 3 Unterjchriften. 

>. (224.) Kirhenvorftand zu Hiddesdorf; Paftor mit 4 Unterſchriften. 

. (225.) Kirhenvorftand zu Norden; Paftor mit 14 Unterjchriften. 

- (226.) Kirhensorftand zu Gatlenburg; Superintendent mit 4 Unterfchriften. 
- (392.) Kirchenvorſtand zu Neffe; Superintendent, Paſtor und 4 Unter« 


ihriften von Kirchen- und Sculvorftebern. 
(393.) Kirdhenvorftand zu Arbergen; Superintendent mit 4 Unterſchriften. 
(394.) Kirchenvorſtand zu Neuburg; Paftor. 


- (395.) Kirhenvorftand zu Eime bei Glpe; Paſtor mit 4 Unterjchriften. 
73. 


(396.) Kirdenvorftand zu Gifhorn; Superintendent, Paftor und 5 Un— 
terichriften. 

(397.) Kirchenvorſtand zu Arle (Dftfriesland); 2 VPaftoren und 4 Uns 
terichriften. 


- (398.) Kirdenvorftand zu Detern; Paſtor und 6 Unterichriften. 
76. 
11. 
78. 
79. 
80. 
81, 
82. 
83. 


(399.) Kirhenvorftand zu Madinjen; Pater und 3 Unterjchriften. 

(400.) Kirhenvorftand zu Müden; 2 Pafteren und 5 Unterichriften. 

401.) Kirchenvorſtand zu Hechthauſen; Paftor und 6 Unterjchriften. 

(402.) Kirchenvorſtand zu Mutfum; Superintendent und 5 Unterjhriften. 

(403.) Kirhenvoritand zu Bardbaujen; Paſtor und 6 Unterfchriften. 

(404.) Kirdensorftand zu Balge; Paftor und 5 Unterjchriften. 

(405.) Kirchenvorfiand zu Steinfirhen; Paftor und 5 Unterichriften. 

(320.) Kirhenvorftand zu Uelzen; Superintendent, Paftor und 5 Un- 
terjchriften. 

(321.) Kirhenvorftand zu Goslar; (Frankenb.) Superintendent und 5 Un« 
teiſchriften. 


. (322.) Kirchenvorſtand zu Goslar; (Marktkirche) Paſtor und 5 Unter— 


ſchriften. 


. (323.) Kirchenvorſtand zu Röffing; Paſtor und 4 Unterſchriften. 
. (324.) Kirhenvorftand zu Hackenſtedt; Paftor und 4 Unterjchriften. 
. (325.) Kirchenvorſtand zu Hittbergen; Paftor und 7 Unterjchriften (infl. 


Schulvorfteber). 


. (326.) Kirhenvorftand zu Schulenburg; Pafter und 4 Unterfchriften. 
. (327.) Kirchenvorſtand zu Bademoor; Paftor und 5 Unterfchriften. 
. (328.) Kirchenvorſtand zu Sehnde; Paftor mit 4 Unterschriften. (Rethmar 


mit 5 Unterschriften; Haimar Paftor und 20 Unterfchriften, der 
Kirhen-, Schul» und Orts-Borfteher von Eoern und Dolgen. 


. (329.) Kirhenvorftind zu Langlingen; Paſtor mit 5 Unterſchriften. 

. (330.) Kirchenvorftand zu Heilede; Pafter mit 4 Unterjchriften. 

. (331.) Kirdhenvorftand zu Molzen; Paftor mit 4 Unterichriften. 

. (332.) Kirhenvorftand zu Holdenftedt; Paftor Oberdied. 

. (333.) Kirhenvorftand zu Bramftedt; Paftor mit 4 Unterfhriften. 

. (334.) Kichenvorftand zu Hilwartshaujfen; Paftor mit 4 Unterichriften. 
. (835.) Kirhenvorftand zu Wiershaujen und Lippoldshauſen; mit 7 Unter 


ſchriften. 
8 
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Sourn. II. 


99, 
100. 


101. 


102. 


103, 
104, 
105. 
106. 
107. 
108. 


109. 


110. 


111. 
112. 
113. 


114, 
115. 
116. 


117. 
118. 


119, 
120. 
121. 


122, 
123. 


124. 
125. 


126. 
127. 


128. 
129. 
130, 
131. 
132. 
133. 


134, 
135. 
136, 
137. 


(336.) Kirdhenvorftand zu Daffel; 2 Paftoren und 5 Unterjriften. 

(337,) Kirhenvorftand zu Münden (St. Blafii); Paftor und 4 Unter 
ſchriften. 

(338.) Kirchenvorſtand zu Eddeſſe -Dedenhauſen; Paſtor und 6 Unter 
Ichriften. 

(339.) Kirhenvorftand zu Eidelob; Paftor mit 5 Unterichriften. 

(340.) Kirhenvorftand zu Hudemühlen; Pafter mit 5 Unterjchriften. 

(342.) Kirhenvorftand zu Reftorff; mit 5 Unterjchriften. 

(343.) KRirdenvorftand zu St. Dionvs; Paftor mit 5 Unterſchriften. 

(344.) Kirchenvorftand zu Buttforde; Paftor mit 4 Unterjchriften. 

(345.) Kirhenvorftand zu Hagen; Paftor mit 4 Unterjhriften. 

(346.) Kirhenvorftand zu Müden; mit 5 Unterfchriften. 

(347.) Kirhenvorftand zu Schnakenburg; Pafter mit 3 Unterſchrtften. 

(348.) Kirhenvorftand zu (ohne Ortsangabe); 2 Paſtoren (Lange) 
2 Lehrer, 3 Bäder und 1 Tiſchlermeiſter. 

(366.) Kirchenvorftand zu Hage; 2 Paftoren und 3 Unterſchriften. 

(367.) Kirdenvorftand zu Rhauderfehn; Paftor und 4 Unterichriften. 

(368.) Kirhenvorftand zu (ohne Ortsangabe); 6 Unlerſchriften. 

(421.) Kirhenvorftand zu Wiegendorf; Paftor und 4 Unterjhriften. 

(422.) Kirchenvorjtand zu Urbach; Paftor und 6 Unterichriften. 

(423.) Kirhenvorftand zu Ofterode-Viegersdorf; Paftor, 2 Kantoren und 
7 Unterſchriften. 

(424.) Kirchenvorſtand zu Appenrode; Paſtor und 6 Unterſchriften. 

(425.) Kirchenvorſtand zu Wietzen bei Nienburg; Paſtor und 4 Unter— 
ſchriften. 

(426.) Kirchenvorſtand zu Amelſen; Paſtor und 3 Unterſchriften. 

(427.)-Kirchenvorſtand zu Kirchweyhe; Paſtor und 2 Unterichriften. 

(428.) Kirhenvorftand zu Neuenkirhen; ımtt 6 Unterichriften. 

(429.) Kirhenvorftand zu Scheeſſel; Paftor Moeber. 

(430.) Kirdhenvorftand zu Lahem; Paftor und 4 Unterjchriften. 

(431.) Kirdhenvorftand zu Grund; Paſtor und 4 Unterjchriften. 

(432.) Kirdhenvorftand zu Winjen a. d. Luhe; Superintendent und 
8 Unterschriften. 

(433.) Kirdenvorftand zu Nienhagen; Paftor und 4 Unterichriften. 

(434.) Kirhenvorftand zu DOfterode am Harz; (St. Aegid.) 2 Paftoren 
und 4 Unterfchriften. 

(435,.) Kirenvorftand zu Ellenjen; Paftor und 4 Unterſchriften. 

(436.) Kirhenvorftand zu Kirhmwahlingen; Paftor und 5 Unterſchriften. 

(437.) Kirhenvorftand zu Neuftadt u,/H.; Paſtor und 6 Unterjchriften. 

(438.) Kirhenvorftand zu Wahlingen; Paftor und 3 Unterſchriften. 

(474.) Kirhenvorftand zu Heinde; Paftor und 4 Unterichriften. 

(475.) Kirhenvorftand zu Pattenjen, beiWinjen; Superintendent, 1 Paftor 
und 8 Unterjchriften. 

(476.) Kirhenvorftand zu Groß-Elbe; Paftor und 4 Unterjriften. 

(477.) Kirhenvorjtand zu Groß-Solihen; Paftor uud 6 Unterihriften. 

(478.) Kirhenvorftand zu Hilter; Paftor und 4 Unterichriften. 

(479.) Kirhenvorftand zu Dungelbed; Paftor und 4 Unterjchriften. 
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138, 
139. 
140, 
141, 
142. 
143, 
144. 
145. 
146. 
147, 
148. 
149. 
150, 
151. 
152, 


153. 
154. 


155. 


156. 
157. 
158, 
159. 
160. 
161. 
162. 
163. 
164, 


165. 
166. 


167. 


168. 
169. 
170. 


171, 
172, 
173, 


174. 
175. 
176. 


(480.) Kirdenvorftand zu 
(481,) Kirhenvorftand zu 
(482.) Kircheuvorſtand zu 
(483.) Kirdenvorftand zu 
(484.) Kirchenvorſtand zu 
(485.) Kirchenvorſtand zu 
(486.) Kirchenvorſtand zu 
(487.) Kirchenvorſtand zu 
(488.) Kirchenvorſtand zu 
(489.) Kirchenvorſtand zu 
(490.) Kirchenvorſtand zu 
(491.) Kirhenvorftand zu 
(492.) Kirhenvorftand zu 
(493.) Kirhenvorjtand zu 
(494.) Kirchenvorftand zu 
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Holtorf; Paltor und 9 Unterſchriften. 
Adenftedt; Paftor und 4 Uuterjchriften. 
Sosmar, Paſtor und 3 Unterſchriften. 
Acelriede; Paftor und 4 Unterſchriften. 
Römftedt, Paftor und 6 Uuterfhriften. 
Horn; Paftor und 2 Unterjcriften. 

Ilten; Pafter und 5 Unterfchriften. 
Großenwördern; Paſtor und 4 Unterſchriften. 
Schwiehelt; Paſtor und 4 Unterfchriften. 
Handorf; Paftor und 4 Unterichriften. 

Kl. Ilſede; mit 6 Unterſchriften. 

Deffelie; Paſtor mit 4 Unterjchriften. 
Neuftcjter; Paſtor mit 5 Unterſchriften. 
Nordwohlde; Paſtor mit 4 Unterjchriften. 
Fiſcherhude; Paftor mit 4 Unterjchriften (mit 


Weglaſſung des Schluffes). 


(495.) Kirhensorftand zu 
1496.) Kirchenvorſtand zu 


Vörden; Paſtor mit 4 Unterichriften. 
Drenbaujen; Paftor und 3 Unterjriften. 


(497,) Kirdenvorftand zu Heemſen; Paftor und 5 Untericriften. 
(498.) Kirchenvorftand zu Berdum; Paftor und 3 Unterſchriften. 


(499.) Kirchenvorſtand zu 
(522.) Kirchenvorſtand zu 
(523.) Kirchenvorſtand zu 
524.) Kirchenvorftand zu 
(925.) Kirchenvorſtand zu 
(546.) Kırdenvorftand zu 
(547.) Kirdenvorftand zu 
(548.) Kirdenvorjtand zu 

6 Schulvorfteber. 
(549.) Kirchenverftand zu 
(550.) Kirdenvorftand zu 


Heindorf; Paſtor und 6 Unterichriften. 
Hohenhameln; Paſtor und 4 Unterjcriften. 
Stederdorf; Paftor und 4 Unterſchriften. 
Kemme; Paftor und 4 Unterjchriften. 
Arensborft; Pafter und 6 Unterfchriften. 
Predöbl; Pafter und 4 Unterjchriften. 
Steigenthal; Paſtor und 10 Unterſchriften. 
Rüdigsdorf Crimderode; Paſtor, Kantor und 


Middels; Paſtor und 6 Unterſchriften. 
Wülfinghauſen; Paſtor und 5 Unterichriften 


(mit Weglaffung des Schlußiagen). 


(551.) Rirdenvorftand zu 


Wittenburg; Paltor und 7 Unterichriften (mit 


Weglaffung des Schlußſatzes). 


(552.) Kirchenvorftand zu 


Dldendorf; Paſtor mit 5 Unterfchriften. 


(553.) Kirhenvorftand zu Gilten; Paftor mit 5 Unterjchriften. 


554.) Kirchenvorftand zu 
terſchriften. 
(555.) Kirchenvorſtaud zu 


Sülzhayn und Werna; Paſtor mit 12 Un— 


Weſterende; Paſtor mit 4 Unterſchriften. 


(556.) Kirchenvorſtand zu Fürftenau; Paſtor mit 3 Unterſchriften. 
(557.) Kirchenvorſtand zu Engerhafe; Superintendent mit 4 Unter— 


chriften. 


(558.) Kirchenvorſtand zu Uchte; Paſtor mit 6 Unterſchriften. 


(559.) Kirchenvorſtand zu 


Wulsbüttel; mit 5 Unterjchriften. 


(560) Kirchenvorſtand zu Scinna; Paftor und 2 Unterſchriften. 
177. (561.) Kirhenvorftand zu Neuenfelde; Paftor und 5 Unterſchriften. 


3* 


Journ. II. 


178. 


179. 
180. 
181. 
182, 
183. 
184. 
185, 
186, 


187, 
188. 
189, 
190. 
191. 


192. 
193. 
194, 


195. 
196. 
197. 
198. 
199, 
200. 
201. 
202. 


203, 
204. 
205. 
206. 
207. 
208, 
209. 
210. 
211. 
212. 
213. 
214. 
215. 
216. 
217. 
218. 
219. 


(562.) Kirchenvorftand zu Stolzenau; Euperintendent und 5 Untere 
Ichriften. 

563.) Kirchenvorſtand zu Eftorff; mit 5 Unterſchriften. 

564.) Kirchenvorftand zu Landesbergen; Pafter und 5 Unterjchriften. 

565.) Kirdenvorftand zu Warmien; Paftor und 6 Unterichriften. 

566.) Kirhenvorftand zu Holen; Paftor und 6 Unterichriften. 

567.) Kirkenvorftand zu Schneverdingen; Paſtor und 6 Unterſchriften. 

(568.) Kirhenvorftand zu Neuenfirhen; Pahor und 4 Unterichriften. 

(569.) Kirdenvorftand zu Bledeln; Pafter und 4 Unterihriften. 

(570.) Kirdenvorftaud zu Trupe YLilientbal; Pater und 5 Unter 
ſchriften. 

(671.) Kirchenvorſtand zu Hainholzz Paſtor und 3 Uuterſchriften. 

(672.) Kirchenvorſtand zu Gartow; Paſtor und 4 Unterſchriften. 

(573.) Kirchenvorſtand zu Rebenſtorff und Böjel; mit 6 Unterſchri'ten. 

1574.) Kirhenvorftand zu Trebel; Paftor und 4 Unteiſchriften. 

(575.) Kirhenvorftand zu Satemin; Paſtor, 3 Lehrer und 4 Unter 
ſchriften. 

(576.) Kirchenvorſtand zu Wolteredorf; Paſtor und 5 Unterſchriften. 

577.) Kirchenvorſtand zu Altenwalde; 2 Unterichriften (Schulvorſteher.) 

(578.) Kirhenvorftand zu (ohne Ortsangabe); Pafter und 4 Unter 
ſchriften. 

(679.) Kirchenvorſtand zu Spiefa; Paſtor und 3 Unterſchriften. 

(580.) Kirchenvorſtand zu Padingbüttel; Paſtör und 4 Unteiſchriften. 

(581.) Kirchenvorſtand zu Mulſum; 4 Unterſchriften. 

(582.) Kirchenvorſtand zu Imſum; 3 Unterſchriften. 

(683.) Kirchenverſtand zu Dorum; 2 Paſtoren und 5 Unterichriften. 

(084.) Kirchenvorſtand zu Cappel; 4 Unterſchriften. 

(598.) Kirchenvorſtand zu Leimbach; Paſtor mit 7 Unterſchriften. 

(599.) Kirchenvorſtand zu Niederſachswerfen; Paſtor, Kantor und 1 Un— 
terichrift. 

(600.) Kirdenvorftand zu Ablden; Paſtor und 10 Unterjriften. 

(601.) Kirhenvorftand zu Linden; 2 Paftoren und 10 Unteiſchriften. 

(602.) Kirhenvorftand zu Gr. Yafferde: Paftor und 5 Unterichriften. 

(664.) Kirhenvorftand zu Kirchdorf; Paftor und 5 Unterjchriften. 

(665.) Kirdhenvorftand zu Dörverden; Paftor und 8 Unterichriften. 

(666,) Kirdienvorftand zu Himbergen; Paſtor und 6 Unterfchriften. 

(667.) Kirdenvorftand zu Harjefeld; Paftor und 3 Unterjchriften. 

(668.) Kirhenvorftand zu Meinerien; Paftor und 4 Unterjchriften. 

(669.) Kirhenvorftaud zu Koquard; Paftor und 4 Unterſchriften. 

(671.) Kirhenvorftand zu Meppen; Paftor und 3 Unterjchriften. 

(672.) Kirhenvorfiand zu Papenburg; Paftor und 4 Unterjriften. 

(631.) Rirhenvorftand zu Nieolausberg; Paftor und + Unterſchriften. 

(632.) Kirenvorftand zu Lomshauſen; Paſtor und 7 Uuterichriften- 

(633.) Kirdhenvorftand zu Hillerfe; 4 Unterichriften. 

(634.) Kircenvorftand zu Adelebſen; Paſtor und 5 Unterichriften. 

(635.) Kirhenvorftand zu Wieboldebar: Pafter und 4 Unterichrifien. 

(636.) Kirhenvorftaud zu Lewe; Paftor und 4 Unterichriften. 
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220. 


221. 
222. 
223. 


224. 


233. 
234. 
1 235. 
| 236. 
237. 


238. 
239. 
240. 
241. 
242. 
243. 
244. 
245. 
246. 
247. 
248, 


249, 
250. 
251. 


252. 
253. 
254. 
255. 
256. 


257. 
258. 
259. 


226. 
227. 
| 228, 
229, 
| 230. 
} 231. 
232. 


| 225, 


(637.) Kirhenvorftand zu Weende; Paftor und 4 Unteıfärifie. 
(639.) Kirchenvorſtand Wipshauſen; Paſtor und 3 Unterichriften. 
(648.) Kirchenvorſtand zu Werbe; Superintendent und 4 Unterſchriften. 
(649.) Kirhenvorftand zu (ohne Ortsangabe); Paftor und 3 Unter 
ſchriften. 
(650.) Kirchenvorſtand zu (ohne Ortsangabe); Paſtor und 2 Unter⸗ 
ſchriften. 
(651.) Kirchenvorſtand zu Wilſtedt; Superintendent und 4 Unterſchriften. 
(652.) Kirchenvorftand zu Adenbüttel; Paſtor und 7 Unterſchriflen. 
(653,) Kirchenvorftand zu Speele; Paftor und 4 Unterſchriften. 
(654.) Kirhenvorjtand zu Luttermberge; Paftor und 4 Unterjchriften. 
(677,) Kirhenvorftand zu Man:elölob; Pafter und 7 Unterſchriften. 
(678.) Kirhenvorftand zu Keifferde; Paftor und 6 Untericpriften. 
(679.) Kirchenvorftand zu Prezele; Paftor und 4 Untericriften. 
(680.) Kirchenvorſtand zu Lohe; Paſtor nnd 5 Unterſchriften, (Schluß⸗ 
ſäe geſtrichen). 
(681.) Kirchenvorſtand zu Biſſendorf; Paftor und 6 Unteiſchriften. 
(682.) Kirhenoorftand zu Yavelsloh; 6 Unterſchriften. 
(683.) Kirhenvorftand zu Hanfensbüttel; Paftor und 6 Unterſchriften. 
(684.) Kirhenvorftand zu Victorbur; Paftor und 6 Unterjriften. 
(685.) Kirhenvoritand zu Ronnenberg; Superintendent,- Paftor und 
6 Unterſchriften. 
(686.) Kirchenvorftand zu Gehrden; 2 Paftoren und 7 Unterjöhriften. 
(687.) Kirhenvorftand zu Lurfte; Paftor und 4 Unterjchriften. 
(719.) Kirchenvorſtand zu Woltorf; Pafter und 6 Unterjdriften. 
(720.) Kirhenvorftand zu Sienbagen; Paftor und 5 Unterſchriften. 
(721.) Kirhenvorftand zu Kaarfjen; Paftor und 3 Unterſchriften. 
(722.) Kirchenvorſtaud zu Gielde; Paftor und 4 Unterjcriften. 
(723.) Kirdenvorftand zu Barenburg; Pajtor und 4 Unterſchriften. 
(724.) Kirchenvorſtand zu Harp, Stöm; Paftor und 10 Unterjriften. 
(743.) Kirhenvorftand zu Scharmbed; Pafter und 5 Unterjchriften. 
(744.) Kirhenvorftand zu Wertmarshagen; Paftor und 3 Unterſchriften. 
(745.) Kirdenvorftand zu Bennigien und Lüderjen; Paſtot und 10 
Unterjchriften. 
(746.) Kirhenvorftand zu Meyenburg; Pafter und 4 Unterſchriften. 
747.) Kirdyenvorftand zu Brome; 5 Unterjchriften. 
(748.) Kirhenvorftand zu Schwanewede; Paftor Risbeck und 3 Kite 
chenvorſteher. 
(749.) Kirchenvorſtand zu Brinkum; Paſtor und 5 Unterſchriften. 
(750.) Kirchenvorſtand zu Dudenſen; Paſtor und 8 Unterſchriften. 
(751.) Kirchenvorſtand zu Logabirum; Paſtor und 5 Unterſchriften. 
(752.) Kirchenvorſtand zu Bakede; Paſtor und 8 Unterſchriften. 
(769.) Kirchenvorſtand zu Bagband (Oſtfriesland); Paftor und 4 Unter⸗ 
Ichriften. 
770.) Kirhenvorftand zu Kirchgellerien; Paftor und 2 Unterjchriften. 
(771.) Kirheuvorftand zu Rosdorf; 7 Unterichriften. 
(772,) Kirhenvorftand zu Großenrode; Paftor und 4 Unterjchriften. 


Fourn. TI. 


260. 


261. 
262. 
263. 


264. 


265. 


266. 


267. 


268, 


269. 
270. 
271. 
272. 
273. 
274. 
275. 
276, 
277. 
278. 
279. 


280, 
281. 
282. 
283. 
284. 
285. 
286. 
287. 
288. 


289, 


290. 
291. 
292. 


293. 


294, 
295. 
296. 
297. 


298. 


299. 


300. 
301. 
302. 


(773.) Kirdenvorftand zu Lenthe; Paftor und 4 Unterſchriften. 

(774.) Kirhenvorftand zu Gabenberge; Paftor und 8 Unterfchriften. 

(775.) Kirhenvorftand zu Wilfenburg; 7 Unterjchriften. 

(776.) Kirdenvorftand zu Neuftabt a/R.; Superintendeut und 5 Unter» 
ſchriften. 

(777.) Kirchenvorſtand zu Suderbruch; Paftor und 3 Unterſchriften. 

(778.) Kirchenvorftand zu Baffe; Paftor und 5 Unterfchriften. 

779.) Kirchenvorſtand zu Luthe; Paftor und 4 Unterjchriften. 

(780.) Kirchenvorftand zu Stemmen; Pafter, Kantor und 4 Unter 
ſchriften. 

(781.) Kirchenvorſtand zu Bordenau; Paſtor und 4 Unterſchriften. 

(782.) Kirchenvorſtand zu Münder; Superintendent und 5 Unterſchriften. 

(835.) Kirchenrorſtand zu Völfien; 2 Puftoren und 8 Unterjchriften. 

(836.) Kirdenvorftand zu Hachmühlen; Paftor als Vorfigender. 

(815.) Kirhenvorftand zu Norderney; Paftor und 4 Unterſchriften. 

(816.) Kirhenvorftand zu Heljtorf; Paftor und 6 Unterſchriften. 

(817.) Kirhensorftand zu Lechſtedt; Paſtor und 4 Unterichriften. 

(818.) Kirhenvorftand zu Wendhauien; Paftor und 5 Unierſchriften. 

(819.) Kirchenvorſtand zu Söhlde; Paftor und 4 Unterjchriften. 

(820.) Kirchenvorſtand zu Bahrendorf; Pafter und 3 Unterfchriften. 

(821.) Kirhenvorftand zu Aßenhauſen; 5 Unterſchriften. 

(822.) Kirchenvorftand zu Ribrau-Gülden; 2 Paſtoren und 4 Unter- 
Ihriften. 

(823.) Kirhenvorftand zu Twielenfletb; Pafter und 3 Unterjchriften. 

(862.) Kirdenverftand zu Bablbrud; 4 Unterjchriften. 

(863.) Kirchenvorſtand zu Gr. Oeſingen; Paſtor und 5 Unterjcriften. 

(864.) Kirhenvorftand zu Eimfe; Pafter und 4 Umterichriften. 

(865.) Kirdenvorftand zu Heimbfe; Paſtor und 9 Unterichriften. 

(866.) Kirchenvorftand zu Alferde; Paftor und 4 Unterichriften. 

(867.) Kirhenverftaud zu Gr. Hilligsfeld; Paftor und 5 Unterichriften. 

891.) Kirhenvorftand zu Heſel; Paſtor und 5 Unterichriften. 

(892.) Kirhenvorftand zu Neindorf; Pafter und 4 Unterjchriften. 

(893.) Kirhenvorftand zu Hanftedt; Paftor und 8 Unterjchrijten. 

(894.) Kirhenvorftand zu Gr. Goltern; Paftor und 5 Unterſchriften. 

(895.) Kirchenvorftand zu Gr. Schwülper; Paſtor und 5 Unterfchriften. 

(896.) Kirhenvorftand zu Hajen-Grobnte; Paftor und 8 Unterichriften. 

(897.) Kirchenvorftand zu Sublendorf; Paftor und 6 Unterichriften. 

(898.) Kirenvorftand zu Gr. Döhren; Paftor und 4 Unterichriften. 

(899.) Kirhenvorftand zu Barrel; Paſtor und 7 Unterjchriften. 

(900.) Kirhenoorftand zu Beber; Paſtor und 6 Unterſchriften. 

(926.) Kirchenvorftand zu Eimjen; Paftor und 4 Unterichriften. 

(927.) Kirchenvorſtand zu Nette; 8 Unterichriften. 

(928.) Kirchensorftand zu Rohde-Rottdorf; Pafter, Patron, 3 Lehrer, 
und 8 Unterichriften. 

(956.) Kirchenvorftand zu Kueſebeck; Paſtor und 8 Unterichriften. 

(957.) Kirchenvorſtand zu Dhrderf; Paftor und 6 Unterſchriften. 


-(958.) Kirdenvorftand zu Elmlohe; Pafter und 4 Unterjcriften. 
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303. 
304, 


305. 
306. 


307. 
308. 
309. 
310. 
311. 
312. 
313, 
314. 
315. 
316. 
317. 
318. 


319. 
320. 
321. 
322. 
323. 


324. 
325. 
326. 
327. 
328. 
329. 
330. 
331. 
332. 
. (1601,) Die Patrone der lutheriſchen Kirchen im Fürſtenthum Lüneburg: 


334. 
335, 
336. 


(959.) Kirhenvorftand zu Deften; Paftor und 7 Unterjchriften. 

(960.) Kirhenvorftand zu Verden; (St. Andreas Gemeinde) Paftor und 
4 Unterſchriften. 

(972.) Kirdyenvorftand zu Darrigsdorf; Pafter und 4 Unterichriften. 

(973.) Kirheuvorftand zu Ochtelbur; Superintendent und 4 Unter 
ſchriften. 

(974.) Kirchenvorſtand zu Eimbeckhauſen; Paſtor und 5 Unterſchriften, 

(975.) Kirchenvorſtand zu Barſtede; Paſtor und 4 Unterſchriften. 

(976.) Kirchenvorſtand zu Riepe; Paſtor und 4 Unterſchriften. 

(997.) Kirchenvorſtand zu Holtenſen; Paſtor und 4 Unterſchriften. 

(998.) Kirchenvorſtand zu Bühren; 4 Unterſchriften. 

(999.) Kirchenvorſtand zu Mechtshauſen; Paſtor und 4 Unterſchriften. 

(1023.) Kirchenvorſtand zu Lüntorf; 4 Kirchenvorſteher. 

(1024.) Kirchenvorſtand zu Loccum; Paſtor und 8 Unterſchriften. 

(1025.) Kirchenvorſtand zu Jembke; 4 Unterſchriften. 

(1026.) Kirchenvorſtand zu Emden; 2 Paſtoren und 9 Unterſchriften. 

(1078.) Kirchenvorſtand zu Ohlendorf; Paſtor und 5 Unterſchriften. 

(1102.) Kirchenvorſtand zu Pavenſen-Marienſtein; Paſtor und 7 Unter 

ſchriften. 

(1103.) Kirchenvorſtand zu Wridel; Paſtor und 3 Unterichriften. 

(1148.) Kirchenvorſtand zu Bülfau; 2 Paftoren und 6 Unterichriften. 

(1149.) Kirhenvorftand zu Oppeln; Pafter und 3 Unterjchriften. 

(1150.) Kirhenvorftand zu Kedingbruch; Paftor und 4 Unterichriften. 

(1151.) Kirchenvorſtand zu Hämelihenburg; Pafter, 3 Lehrer und 

6 Unterjchriften. 

(1153.) Kirhenvorftand zu Alt: Wallmoden; Pafter und 5 Unterichriften. 

(1154.) Kirdensorftand zu Lamjpringe; Paftor und 4 Unterjchriften. 

(1155.) Kirchenvorſtand dajelbit; derielbe Paftor und 4 Unterichriften. 

(1156.) Kirdensorftand daſelbſt; derjelbe Paftor und 4 Unterichriften. 

(1186.) Kirhenvorftand zu Wahmbeck; Paftor und 4 Unterſchriften. 

(1227.) Kirchenvorftand zu Leeſte; Pafter und 6 Unterjchriften. 

(1329.) Kirhenvorftand zu Liebenau; Paftor und 4 Unterſchriften. 

(1371.) Kirhenvorftand zu Pegestorif; Paſtor und 4 Unterjchriften. 

(1421.) Kirchenvorſtand zu Ochſendorf; Pafter und 4 Unterjchriften. 


Graf Bernstorf, v. d. Decken, v. Plate, v. d. Wenie 
v. Hodenberg, v. Harling, v. Schlepegrell, Freiherr 
v. Hodenberg, v. Arnswalt, A. v. d. Wenfe, (10 Unter 
ihriften.) 
(1660.) Kirhenvorftand zu Barsfamp; Paſtor und 6 Unterfchriften. 
(1844.) Kirhenvorftand zu Wienbaujen; Paftor und 7 Unterichriften. 
(2579.) Kirhenvorftand zu Schwesfau; 6 Unterjchriften. 
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Betitionen, 


betreffend 


Regelung der Verhältniffe des Volksſchulweſens 


— 
—2 => Ei» BE 2 


—⸗ 


12. 
13. 
14. 


13: 


in der Provinz Hannover. 


Journ. I. 
1. 


(936.) Münden, mit 199 Unterjchriften, darunter 17 Kirchen- und Schuls 
Borfteber. 


. (937.) Dransfeld, mit 54 Unterſchriften, darunter 6 Bürger, 2 Kirchen» 


und 2 Schulvorfteber, 


. (890.) Gifhorn, mit 77 Unterichriften, darunter 2 Bürger, 1 Kirchen— 


und 8 Schulvorſteher. 


. (929.) Hildesheim, 120 gleidhlautende Petitionen aus 120 Drtichaften 


mit 2100 Unterihriften, darunter 312 Schul» und Kirchen: 
vorfteher. 


. (1073.) Niederftöden, 4 Kirchen- und Schulvorfteber und 14 Unter« 


ſchriften. 


. (1021.) Rautenberg, Paſtor, Lehrer, 3 Schulvorſteher und 5 Unter— 


ſchriften (dahin gehend, die Schulbehörde nah Anhörung der 
Landesſynode einzuführen, Schulſynoden einzurichten und Die 
Schulvorftände zu belaffen). 


. (1076.) Rodewald, 5 Schuivorfteher, Ortsoorfteher und 23 Unterichriften. 
. (1079.) Lehrte, 2 Schulvorfteher und 20 Unterfchriften. 

. (1140.) Magiftrat und Bürgervorfteher-Kollegium zu Hildesheim. 

. (1142.) Hilzbaufen ein Schulvorfteher und 23 Unterjchriften. 

. (1143.) Epe, Amts VBörden und Sögeln, Gemeinde und Schulvorfteher, 


63 Unterjchriften. 

(1144.) Buer, 26 Unterihriften, darunter Vorfteber. 

(1145.) Nemden=Holte, 2 Gemeinde und 2 Schulvorfteher. 

(1146.) Osnabrüd, 176 Unterfhriften (darunter Magiftrats-Mitglieder, 
Bürgervorfteber u. ſ. w.). 

(1147.) Sculgemeinden Renslage, RI. Mimmenlage, Menslage, Borg 
und Hahlen (14 Schulsorfteher). 

4 


ei — 


$ourn. II, 


16, 


17, 


18. 
19. 
20. 
21. 
22. 
23. 
24. 
25. 
26. 
27. 


28. 


29. 


30. 


31. 
32. 


83. 


37. 
38, 
39. 
40. 
41. 


42, 
43. 


45, 
46. 
47. 


(1078.) Quafenbrüd, 6 Bürgervorfteher, 3 Kirenvorfteher und 25 Un« 
terichriften. 

(1250.) Schulgemeinde Badbergen-Grothe, 11 Unterſchriften. 
Schulgemeinde Babbergen-Grothe, 28 Unterſchriften. 
Schulgemeinde Badbergen-Grotbe, 26 Unterfchriften. 

(1251.) Schulgemeinde Badbergen-Behs, 62 Unterſchriften. 

(1252.) Schulgemeinde Zalge, 20 Unterjchriften. 

(1253.) Schulgemeinde Langen, 33 Unterſchriften. 

(1254.) Schulgemeinde Badbergenstechterke, 17 Unterjchriften. 

(1255.) Schulgemeinde Wehdel, 49 Unterjchriften. 

(1256.) Schulgemeinde Badbergen-Wöhle, 15 Unterjchriften. 

(1257.) Schulgemeinde Badbergen-Wulften, 30 Unterſchriften. 

(1258.) Sculgemeinde Gr. Minmelage, 64 Unterfhriften. 

(1259.) Schulgemeinde Grönlob, 78 Unterſchriften. 

(1240.) Schulgemeinde Wittingen, 32 Unterjchriften (darunter fämmt« 
lihe Magiftrats « Mitglieder ıc., Kirchen- und Sculvorfteher 
Sdulp. 

(1080.) Kirchenvorftand zu Dannenberg, 8 Unterſchriften (nur die 2 
Geiftlihen diffentiren). 

(1345.) Springe, 11 Kirchen und Schulvorfteher, 3 Magiftrats-Mit- 
glieder, 6 Bürgervorfteher und 26 Unterjchriften. 

(1346.) Harburg, 29 Lehrer, 18 Magiftrats-Mitglieder, Orts⸗ und Schul- 
vorfteber. 

(1571.) Schulvorftand Gelle, 6 Unterjhriften (andere Faffung). 

(1603.) Weltlihe Schulvorfteher des Alten Landes in Jork und Labecop, 
9 Unterjchriften. 

(1626.) 15 Kirchen» und Schulvorftands-Mitglieder zu Burtehube (andere 
Faffung) Hinweis auf die K. Landbroftei. 


. (1754.) Winfen a. d. Zube, von Eggers und 41 Genofjen. 
35. 


(1792.) Kirchengemeinde Weyhe, vom Schulvorfteher Kehlenbed mit 
ca. 400 Unterſchriften. 


. (1815). Kirhenvorftand der Stadt elle, Paftor und 6 Unterſchriften 


(veränderte Baffung.) 

(1865.) Borftel, 8 Schuloorfteber. 

(1934.) Lüneburg mit 124 Unterjchriften. 

(2116.) Gele, 15 Mitglieder ber ſtädtiſchen Kollegien (andere Faflung.) 

(2122.) Trupe⸗Lilienthal, 94 Schulvorfteher und Schulintereffenten. 

(2140.) Hollenftebt, Wulmftorf, ꝛe., 209 Schulvorfteher und Schul⸗ 
interefjenten. 

(2178.) Steinfirhen, 36 Unterfchriften. 

(2179.) Gr. und Kl. Hilligsfeld, Rohrſen, 65 Unterſchriften (Brotefte ger 
gen bie Eingabe des Kircdhenvorftandes). 


. (2235.) Heiligenfelde, 116 Kirhen- und Sculvorfteher und Schul 


intereffenten. 
(2236.) Süttorf, 4 Unterſchriften. 
(2237.) Bollerfen, 21 Schulvorfteher und Schulinterefjenten. 
(2238.) Sübbed, 6 Schulvorfteher und Schulintereffenten. 
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. (2239.) Adenborf, 10 Schulsorfteber und Schulinterefjenten. 

» (2240.) Neege, 48 Schulvorfteher und Schulinterefjenten. 

. (2348.) Embjen, Himſen, 12 Schulvorfteher und Schulinterfjenten. 

. (2415,) Kirchengemeinde zu Leefte, A. Syke mit 324 Unterſchriften. 

. (2538.) Kirchengemeinde zu Toftebt mit 56 Unterjchriften. 
Kirchengemeinde zu Todtglüfingen mit 22 Unterjchriften. 
Kirchengemeinde zu Dtter mit 31 Unterfchriften. 
Kirchengemeinde zu Campen-Welle mit 27 Unterjcriften. 

. (2538.) Schulgemeinde Gampen und Welle (Kirchſpiel Toftebt) 4 Unter. 
Ihriften der Schul- und Ortsvorfteher und von 32 Intereffenten. 

. (2539.) Kirchengemeinde Harfefeld mit 19 Unterjchriften. 

- (2540.) Kirchengemeinde Wilhelmsburg mit 14 Unterjchriften von Kirchen», 
Schul- und Gemeinde-Borftehern. 

. (2541.) Kirchengemeinde zu Altenwerder mit 3 Unterjhriften von Kirchen— 
Borftehern, 3 Schulvorftehern, 2 Lehrern und 2 Hofbefipern. 

. (2587.) Inſpektion Hollenftebt mit 67 Unterfchriften. 

- (2666.) Kolfhagen mit 8 Unterfchriften. 

- (2667.) Hedlingen mit 8 Unterfhriften von Orts» und Schuloorftebern. 

. (2668.) Derzen mit 10 Unterjchriften. 

- (2667.) Kirchengemeinde Sinsdorf mit 136 Unterſchriften. 

. (2665.) Melbeck mit 9 Unterfchriften. 
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X: 380. 
Haus der Abgeordneten. 
10. 2egislatur» Periobe. 
IT. Seffion 1868. 





_ Antrag. 


Braun (Hersfeld). Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
Die Königlidie Staats » Regierung ift aufzufordern, Anordnung 
zu treffen, daß die Dezimal-Rechnung in allen Seminarien und 
Bolksihulen der Monardie als obligatorifcher Unterrichtögegenftand 
eingeführt und als Lehrgegenftand von befonderer Wichtigfeit be 
handelt werbe. 


Motiv. 
Die bevorſtehende Einführung des metriſchen Maaß- und 
Gewichts⸗Syſtems für den norddeutſchen Bund. 


Berlin, den 4. März 1869, 


Braun (Heräfeld). 

Unterftügt durch: 
Pauli. Dr. Websfy. Braun (Wiesbaden). Thomſen (Danzig). Born. 
Dr. Müller (Lauban).. Hammader Gerftenberg. Dr. Zorenpen. 
v. Bunfen. Dr. Müller (Haunover). Klein (Hanuover). Lauenftein. 
Forhhammer. Brande Hellwig Ohm Harkfort. Ebner. 
Virchow. v. Hoverbed. Bromm. Uhlendorff. Dr. Schlaeger. 
v. Berswordt-Wallrabe. Dr. Eberty. Runge Lasker. Pariſius. 
Richter (Königsberg), Mohr. v. Bennigſen. Grumbredt. Ruß. 
Knapp. Weeſe. Haebler. Uloth. Kugler. Frhr. v. Proff-Irnich. 
Piefhel. Schulze (Randow). Pelper (Düffeldorf). Dr. Schliefamp. 
Heyl. Werſtler. Hoene Ahlmann. Richter. Waldeck. Wehr. 
v. Kirchmann. Dr. Diegel. Deupg. Laßwitz. Gottſchewski. 

Stengel. Dr. Hänel. Berger (Witten). Witt. Strudmann. 
v. Eynern. v. Puttlamer van Buiren. 





NM 381. 


Berichterftatter: Haus der Abgeordneten. 
Abgeordneter v. Sybel. 10. 2egislatur» Periode. 
— nn Il. Seffion 1868. 





Bericht 


Kommilfion für Handel und Gewerbe über den 
Antrag der Abgeordneten Harfort und Berger 
(Nr. 46. der Drudjadhen), den Verbeſſerungs— 
Antrag des Abgeordneten v. Unruh und Genoj- 
jen (Nr. 100. der Druckſachen) und den Abän- 
derungs- Antrag des Abgeordneten Stumm und 
Genoſſen (Nr. 183. der Drudjachen), jowie über 
die Petitionen Nr. 25., 526., 693., 860., 870., 
1171., 1207., 1690., 2012., 2138.) 


Dar Antrag der Abgeordneten Harfort und Berger ift auf Annahme 
einer Refolution gerichtet, durch melde das Haus der Abgeordneten an die 
Königliche Staats-Regierung die Anforderung ftelen fol, auf Reformen des 
Gifenbahnbetriebsweiens binzuwirfen, welde theils die finanziell-ökonomiſchen, 
theils die rechtliche Seite defjelben berühren; er bezwedt damit einer Reibe 
von Wünſchen, welche feit längerer Zeit, namentlih von der Handelswelt laut 
und wieberholt geftellt worden find, einen erneuten Ausbrud zu geben, und 
dur die Autorität der Landesvertretung in ftärferem Maße zu unterftügen. 

Bei der umfaffenden Natur des Antrags ergab es fi von jelbft, die 
einzelnen in demfelben niedergelegten Wünſche und Beihwerbepunfte getrennt 
zu behandeln und unter den fih biermit ergebenden Geſichtspunkten zugleich 
auch die Abinderungs- und Berbefjerungs- Anträge der Abgeordneten v. Unrub 
und Stumm zu erörtern, nachdem man vorher die Stellung der verfchiedenen 
Anträge zu einander beftimmt hatte. 

Die Kommilfion trat demgemäß in Gegenwart des Geheimen Ober-Re- 
gierungsrath Weißhaupt, als Vertreter der Königlihen Staats » Regierung 
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und der Herren Antragfteller Harfort, Berger und Stumm zunädft in 
die Berathung bes Eingangs des Harkort' ſchen Antrages und der die Trans— 
portfoften-Ermäßigung behandelnden Säge ıc. ein. Es waren dies der Ein- 
gang, Nr. 1. und 2. des Harkort'ſchen Antrags, Nr. 1. des Stumm'ſchen 
Antrags, und der v. Unruh'ſche Antrag. Der leptere Antrag beihäftigt 
fih zwar in feinem Tenor nit mit der Forderung von Zarifermäßigung in 
ausdrüdlihen Worten, fondern umfaßt diefelbe in Bezugnahme auf die, einen 
weiteren Inhalt und Umfang babenden Art. 41. und 47. der Bundesver- 
faffung, auf Grund deren er für ben Norddeutihen Bund ein Geſetz über 
den Bau und die Ausbeutung (sic!) von Eifenbahnen verlangt. 

Es wurde in der Kommijfion hervorgehoben, daß das Verlangen nad) 


einem derartigen Bundeseifenbahngejege zwar am fi nicht dem materiellen 


Inhalte der Anträge der Herren Harfort und Stumm widerjprede. Judeſſen 
liegen do die Motive des Antragftellerd v. Unrub feinen Zweifel darüber 
befteben, daß derfelbe mit jeinem Verbefjerungsantrag einen bireften Gegenjap 
gegen die Tendenz der Harkort Stumm' ſchen Anträge habe ausiprehen und 
die mit aus lepterem beabfihtigte Wirkung verhindern wollen. Während ber 
Harkort'ſche Antrag für die einzelnen Defiderien generell das Preußiſche 
Gefep vom 3. November 1838 zur Grundlage und zum Yusgangspunft 
nimmt, behaupten die v. Unruh' ſchen Motive, daß der Bund zur Eiſenbahn— 
gelepgebung kompetent jei, und daß ein nur für Preußen gegebenes Gejep 
die jegt in ben Bundesſtaaten vorhantenen Berfhiedenheiten beſtehen laffen 
würde. Während ferner dem Harkort'ſchen Antrag unzweifelhaft die Ueber- 
zeugung zu Grunde liegt, daß das Preußiſche Eifenbahngejep von 1838 ein 
in feinen Prinzipien richtiges, weiſes und rückſichtlich der inzwiſchen dreißig» 
jährigen Entwidelung unjeres Eiſenbahnweſens im Ganzen immer noch zus 
treffendes und vieleiht nur bier und da zeitgemäß zu modifizirendes Geſetz 
jei; verurtheilen die v. Unruh'ſchen Motive dafjelbe als völlig veraltet, zu 
den heutigen Berfehräverhältniffen gar nicht mehr pafjend und dur feine 
Novelle mehr zu verbefjern fähig. Während endlich der Harkort'ſche Ans 
trag die Einführung des Einpfennigtarifs nicht bloß für die in Art. 45. der 
Bundesverfafjung genannten Transportzegenftände, jondern noch für mehrere 
andere verlangt und die jchleunigfte Realifirung diejes Verlangens auf den 
Staatsbahnen jowie die Sicherſtellung des Einpfennigtarifs durch geeignete 
Bedingungen bei ber Konzejfiond-Ertheilung und Erneuerung von der Staatd- 
Regierung fordert, bezeichnen die v. Unruh'ſchen Motive die unter I. vom 
Abgeordneten Harkort beantragte Maßregel ald unzuläjfig, und beziehen 
fi für die Richtigkeit diefer Behauptungen auf einen Bericht der vereinigten 
Kommilfionen für Handel und Gewerbe und für Finanzen und Zölle des 
Reichstags vom 18. Juni v. Jahres. 

Der Antrag des Abgeordneten Stumm wurde welentlih als ein, 
zwilchen Harfort und v. Unrub, wenn aud nicht vermittelnder, doch als 
ein zwar auf der Bafis des Harkort'ſchen Antrags ftehender, indefjen in 
einigen Punkten fih der Unruh'ſchen Anſchauung nähernder harakterifirt. 
Der Stumm'ſche Antrag wünjht zunächſt bei den zu treffenden Reformen 
in ber Bezeichnung der gejeplihen Grundlagen, auf denen die Reformen des 
Harlort'ihen Antrags vollzogen werben jollten, nicht blos einen Nachdruck 
auf das Preußiſche Eijenbahngejeg im Sinne Harkorts zu legen, fondern 


verlangte bier, daß die Reformen aud im Anſchluſſe an Art. 45. der Bun« 
besverfafjung ftattfinden ſollten. Indem er die legale Zuläffigfeit einer Re: 
form des Preußiſchen Geſetzes von 1838 beftehen ließ, ſchien er nicht der 
Frage präjudiciren zu wollen, ob die Kompetenzbeftimmung in $. 8. Nr. 2. 
der Bunvesverfaffung der MWeiterentwidelung der partifularen Landesgejep- 
gebung in einer dem materiellen Bundesrecht nicht zuwiderlaufenden Art über» 
baupt ein Ziel gejept jei; und zug vor die Entſcheidung der Frage, wie Sei» 
tend der Königlichen Staats-Regierung auf Durchführung der Defiderien hin« 
gewirft werden folle und müffe, zunächft eben der Königlichen Staats-Regie- 
rung zu überlaffen. Andererjeits aber legte er zugleih ein ausdrückliches 
Anerkenntniß dafür ab, daß die zu bezeichnenden Reformen auch ben Inhalt 
jenes Artifel zum Ausgangspunft zu nehmen hätten. Daneben enthielt der 
Stumm’ihe Antrag eine materielle Beichränfung der Harkort'ſchen Forbes 
rungen, indem er die Durchführung des Ginpfennigtarifs für Brot und Fut— 
terftoffe jowie Eijenfabrifate, Robftoffe, Fiihe und Muſcheln no nicht em» 
pfahl und vielmehr ſich auf diejenigen Gegenftände beichränfte, welche Art. 45. 
und 46. der Bundesverfaffung für die Anwendung jenes Zarifs empfiehlt. 
Zugleih forderte der Stumm’ihe Antrag die Anwendung des Einpfennig- 
tarifs auf ale Entfernungen mit möglichfter Beleitigung von Nebenkojten 
unter Geftattung eines feften Zuſchlags von höchſtens 1 Rihlr. pro 100 Etr. 
(Erpeditions-Gebühren) gleihgültig ob der Transport durd eine oder 
mehrere Bahnen vermittelt wird. Indem er damit zugleih dem Har— 
fort’ichen Defiderium sub 3., die Beförderung des Lofal-Berfehrs von un» 
verhältnipmäßigen Zufchlägen, gerecht wurde, legte der Stumm'ſche Antrag 
zugleich ein anderes gewichtiges Verlangen, nämlid das auf Beleitigung der 
läftigen Uebergangsgebühr offen. 

Ueber diejes jo bezeichnete Verhältniß der drei Anträge zu und unters» 
einander berrichte fein Zweifel. Die Kommilfion vergegenwärtigte fi zu— 
nächſt, daß das berechtigte Streben des transportnehmenden Publifums nad) 
möglichfter Billigfeit des Transports, der bisherigen Agitation gegen die 
höheren Zarife der Eiienbahnen zu Grunde gelegen habe und ferner zu 
Grunde liegen werde. Die Bundesverfaffung babe dieſe berechtigte Anz 
forderung rückſichtlich mehrerer Gattungen von Maffengütern gewiffer- 
maßen als wirthichaftlihes Grundreht der Nation anerfannt. Sehr vieles 
ſei namentlich durch die Haltung der Königlihen Staatt-Regierung zur 
Sache gefördert worden, ein mehreres ftehe in Ausfiht. Demungeadhtet 
fönne nicht verfannt werden, daß gegen bie weiteren Fortſchritte zur 
Durhführung des Einpfennig-Tarifs ſich ein gewiſſer Widerftand ftärker wie 
früher fühlbar made. Bon zwei Seiten ber jei dies erkennbar. Einerſeits 
balte man dieſe weiteren Ermäßigungen der Frachten für Die fernere Ent— 
widelung des Eiſenbahnweſens für nachtheilig, wie dies im Antrag von 
Unrub jeinen Ausdrud finde; andererjeitd wie eine die Ablehnung des Har— 
kort'ſchen Antrages befürmortende Petition der Vorſteherſchaft der Königs- 
berger Kaufmannjchaft beweiſe, befürdte man von der Anwendung des Ein« 
pfennig-Tarifs auf die Mehrzahl der Güter, deren Bezug nicht bloß, ſondern 
auch deren Berjandt die Eifen» Induftrie betreffe, eine Benachtheiligung des 
allgemeinen Intereffes der EifensKonfumenten zu Gunften dieſer ſchon durch 
Eingangszölle geihügten Induftrie. 
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Den Standpunkt der Königsberger Vorfteherihaft fand man Anfangs 
nicht recht verftändlih und widerſpruchsvoll in feinen Darlegungen, und ben 
wiederholten feierlichen Erklärungen ber Eiſen ⸗Induſtrie gegenüber, daß mit 
dem Momente, wo fie billiger transportire, auch in gleichem Maße die Neth: 
wendigfeit eines Schupzolles ſchwände, für nicht haftbar — letzteres um jo 
weniger, als in dem lepten Sabre der 5 Sgr. pro Gentner betragende Ein— 
gangszol auf Robeifen z. B. ſchon feinen Charafier als Schupzoll verloren 
und lediglid den eines Finanzzolles angenommen habe. Erſt eine eingehen» 
dere Diskuſſion ergab, daß die Anſchauungen der Königeberger Petition als— 
dann ein im fich ſelbſt durchaus klares und konjequentes Bild zeigten, wenn 
man erwog, daß ber Seeplap Königsberg zur Aufrechthaltung feines feit Jahr- 
zehnt im Sinken begriffenen Seehandels die Zuführung inländiigen Eijens 
auf inländiihen Eijenbahnen bis nad Preußen, bebufs der Konkurrenz da— 
jelbft mit dem auf dem Seewege importirten engliihen Eifen, höchſt ungern 
feben und daher einerjeits für Aufhebung des Eingangszolles, aber zugleich 
au für hehe die inlänbiihe Produktion belaftende Eijenbahn» Fradten ein« 
treten müſſe. 

Da der Preußiſche Markt jept ausichließlih dem Engliſchen Eiſenhandel 
überlaffen und die Konkurrenz Deutihen Robeilens dafelbft ausgeſchloſſen 
ei, jo jei das unzweifelhaft, daß ‚die angeblich freihändleriihen Motive der 
Königsberger Kaufmannichaft nicht durch das Interefje der Konfumenten, ſon—⸗ 
dern durch das Iofale Interefje der Königsberger Rheder und Spediteure 
biftirt feien. Die Konmiffion erkannte einftimmig, daß dieſer Standpunft in 
der vorliegenden Beratbung daher nidt die mindefte Beachtung verdiente. 
Auch der andere Einwand ließ an Stichhaltigkeit viel zu wünſchen übrig. 
Aus der Eifenbabnftatiftif ergab ſich zunächſt zweifellos, daß die Cinführung 
des Einpfennigtarifs faft überall da wo fie geſchehen, eine jehr große Ber- 
mebrung des Transports hervorgerufen, und die Rentabilität der Eifenbahnen 
nicht geſchmälert hatte. Man dürfe immer nod annehmen, daß die weitere 
Durdführung des Einpfennigtarifs für die Maſſentransporte, ſich indireft 
dur die Hebung der Induftrie und die damit in Verbindung ftehende Ber- 
mebrung anderer Transportgüter ald durchaus vortheilbaft erweilen werde. 
Konfurrenzlinien vermöchten wohl den Berfehr von beftehenden Linien abzu- 
lenken und dadurch die finanzielle Einträglichkeit ber leptern empfindlich zu 
berühren. Darin aber liege offenbar fein Grund dem Publiftum die Wohl- 
that des Einpfennigtarifs zu verjagen. Ebenſowenig jei es wahr, daß in ben 
Zarifermäßigungen ein Grund dafür erfannt werden fönnte, daß das Privat- 
Kapital ſich gegenwärtig der Pari-Uebernahme von Aftien neuer Eifenbahn- 
unternehmen wenig geneigt zeige. Die Urfahen diefer Erſcheinung lägen 
vielmehr auf einem anderen Gebiete, wie jeder unbefangen Urtbeilende zu— 
geben müffe. Es jei namentlih da die zeitweilige Ueberſchwemmung des in» 
ländiſchen Geldmarktes mit anſcheinend außerordentlih vortheilbaften Propofi- 
tionen zu ausländiſchen Unternehmungen bier in erfter Reihe zu nennen. 
Man gewann in der Kommiffion ferner nicht Die Ueberzeugung, daß der Be- 
richt der Reichſtags-Kommiſſion, auf melden Abgeordneter v. Unrub bin« 
weife, etwas. Zutreffendes enthalte. Man ftellte ibm zunächſt den Beſchluß 
des jüngften Zoll-Parlamentes auf den fogenannten Ulrich'ſchen Antrag ge 
genüber, von welchem Beichluffe man höchſtens im Scherze behaupten könne, 
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daß er durch den ſpäter vom Zoll-Parlament beichloffenen Uebergang zur Tages» 
Ordnung über die Petition Fraenkel wieder aufgehoben je. Dem Abge— 
ordneten v. Unrub mülfe entfallen jein, daß dieſe andere Materien betroffen 
babe und lediglich ohne alle Diskuffion durch das Petitiondverzeichniß 
erledigt worden jei. 

Indem man jodann in Zweifel geratbe, ob ein Kommilfiont-Beriht an 
fi) als eine Autorität eitirt werden könne, wenn er die entgegenftehenden An— 
fihten referire aber zugleih dofumentire, daß feine dieſer Anfidhten in ber 
Kommilfion zu einem Majoritätsausdrude habe gelangen können, fand man 
zugleih, daß die dort gemachten Einwendungen gegen ben Einpfennigtarif 
nit immer zutrafen. Sicher jei der Einpfennigtarif am leichteften burchführ- 
bar und finanziell am vortheilhafteften da, wo in großen Entfernungen der 
Zrandport ftattfinde, wo ein großes Güterquantum, wo weder auf Gebirge 
bahnen noch in vielen Kurven trandportirt werden müſſe. Aber dagegen 
fomme dod in Betradht, daß der Transport auf längerer Strede die größere 
Schwierigkeit des Transports auf einzelnen Streden aufbebe. Bei einem 
Transportweg von 100 Meilen Länge fällt es faum in’s Gewidt, wenn dar 
unter 10 Meilen Gebirgsbabnen oder Kurvenlinien find. Die Deduftion der 
Gegner babe nur tann etwas Wahres, wenn dieſe ſchwierigere 10 Meilen 
einem bejonderen Eigenthümer gebörten, welder die Rentabilität für fein 
Kapital anders zu ermitteln habe. Wolle man bier eine ausſchließliche Rück⸗ 
fihtsnahme auf die Aktionäre auch gelten laſſen, To ſei dies doch eine Aus: 
nabme. Der Bericht gebe zu weit, wenn er deducire, daß die Zuläffigfeit 
der Ausnahme ein Argument gegen die Richtigkeit der Regel jein Fönne, 
Meberdies aber frage es fich ſehr, ob dem höher ftehenden Bebürfnijje des 
tranäportnehbmenden Publifums jene Rüdfiht mit Kug und Recht gegenüber: 
geftellt werden dürfe und der zufällige Umftand, daß ſchwierigere Linien 
fleineren Unternehmungen angehörten, zum Nachtheil gereihen fünne. Die 
BVerhältniffe des jchweizeriihen Eifenbahniyftems, welches durchgängig unter 
ſchwierigen territorialen Bedingungen entftanden feien, dürften nicht in Parallele 
gezogen werben. 

Angefihts dieſer Gegenfäge gegen die weitere Durdführung des Ein- 
pfennigtarifs bielt die Kommiſſion dafür, daß es geboten fei von der Noth— 
wendigfeit diefer Durchführung Zeugniß abzugeben. Zwar beftritt Dies der 
Vertreter der Königlihen Staats-Regierung. Er wies darauf bin, Daß bei 
den Bunded-Behörden jowohl wie im Königlihen Handels-Minifterium die 
unausgelepte Tendenz auf das eifrigfte dahin gerichtet jei, Tarife zu ermäßi« 
gen und Erleichterungen einzuführen. Die Staats-Regierung bedürfe eines 
bejonderen Impuljes dazu um fo weniger, als fie in jenem Streben felbt die 
impulsgebende Stelle jei. Sie theile nicht die Anfidht, daß niedrige Zarife 
überhaupt bei allen Bahnen finanziell nachtheilig jei, aber es fei richtig und 
evident, daß jedenfalls vorübergehend die Einführung niedriger Tarife dies 
jein könne. Die Rüdfiht auf die Staatsfinanzen gebiete Vorfiht und all» 
mäligen Fortſchritt. Dies jei um jo richtiger, ald im Ganzen das Tarife 
weien ber deutſchen Bahnen den Bergleih mit den franzöfifchen, belgiſchen 
und engliihen Bahnen nicht zu ſcheuen braude, was durch Vorlage verglei« 
chender Zahlen näher dargethban wurde. 

Gern einigte fih die Kommilfion in dem Anerfenntniß , daß die Ver— 





waltung der Staatsbahnen überall ſuche, dem Publikum entgegenzufommen ; 
daß fie in der That feines Anreas bedürfe. Aber da fie jelbft zugebe, daß 
die bei weitem größte Mehrzahl der Klagen und Beichwerben gegen die 
Privat- Verwaltungen gerichtet feien, fie nad) Lage der Gejeggebung feine ge- 
nügende Mittel habe, dieje direkter und ftärfer zu zwingen, wie durch Kons 
kurrenz und andere fih aus der Handhabung der Geſchäfte ergebende Mittel, 
ber Widerftand der Privat-Verwaltungen gegen eine freiere Eifenbahn-Politif 
notoriſch jei, jo empfehle es ſich für die Kandesvertretung,, der Regierung in 
ihren Bemühungen zur Seite zu ftehen. Die Landesvertretung habe den 
Beruf, die Intereffen der Geſammtheit zu vertreten jedem monopoliftiichen 
und privilegirten Zreiben gegenüber. Es ſei geboten, den von der Kom 
milfion zu ftellenden Anträgen eine ſolche Richtung zu geben, daß denjelben 
in feiner Weiſe der Charafter eines Gegenfapes gegen die gern anerfaunte 
Haltung der Staatsbahn-Berwaltungen anhafte. 

Es jei Dies auch um fo leichter, ald man in dem wegwerfenden Zabel 
des Abgeordneten v. Unrub und Genofjen über das Gejep von 1838 nicht 
einftimmen könne. Im Gegentheile, es jei zu bedauern, daß die großen und 
gelunden Gefihtspunfte des Gefeped durch das eigene Verhalten der Landes» 
vertretung einen Schaden erlitten hätten, weldhe 1859 den aus der Eilenbahn- 
Abgabe anzujammelnden Fonds feinen im Gejeg von 1838 bezeichneten Be— 
ftimmungen entzogen und zu allgemeinen Staatézwecken überwieſen hatte. 
Durch dieje Außerfraftfegung der Artifel 39. und 40. des Gejepes von 1838 
wären Kern und Ziel einer gefunden Eiſenbahn-Politik: Normirung der Zarife 
nach erfolgter Anlage-Amortifation zum Betriebs-Selbftfoftenpreife ohne Zin> 
jen, vollftändig verfhoben worden. Im Uebrigen enthalte e8 Prinzipien, bie 
beute no, nah 30 Jahren regfter Eifenbahn-Entwidrlung, fid bewährt ha— 
ben. Es fei doch darin gewahrt, daß bei dem Bau und dem Betriebe der 
Gifenbahn das öffentliche Intereſſe — der allgemeine Zweck — das entichei- 
dende fein folle. Daraus folgere das Geſetz mit Konlequenz das Recht des 
Staates, allmälig in den lepten freien Befig ded Unternehmens zu gelangen, 
und für den Betrieb Beſchränkungen in dem Exploitationsrechte aufzuerlegen. 
Das Geſetz ftelle es Mar bin, daß die Rüdfihten auf den gewerblichen Unter« 
nehmer⸗Gewinn erft in zweiter Reihe fimen. Gerade weil das Gejeg auf die 
Eigenſchaft der Eijenbahn als eines gewerblichen Unternehmens, eines Gemwerbe- 
betriebs wie jeder andere, feinen beſonderen Nachdruck lege, müſſe das trand- 
portnehmende Publifum um fo vorfichtiger bei feiner Reform fein. Die Bun- 
desverfaffung nehme zwar zu dem Gelege von 1838 eine richtige Stellung 
in: fie ordne in noch ftärferem Maße den Gefichtspunft des individuellen 
Gewerbebetriebs unter; biete aber im Artifel 45 nur eine ſehr beichränfte 
Handhabe zu einem wirkſamen Einfluffe auf die Bahn-Verwaltungen dar. 

Der v. Unruh'ſche Antrag fand in der Kommilfion feinen Bertheidiger; 
bei jeiner Abfaffung war offenbar zu feinem Nachtheil überjehen worden, an» 
zugeben, nad) melden Zendenzen und mit weldem materiellen Inhalte das 
vorgeihlagene Bundes-Eiſenbahn-Geſetz erftrebt werden jolle; ein Tadel, wel» 
her auf Seite 7. des von dem Antragfteller jelbft zu jeinen Gunften citirten 
Reihstags:Kommilfions- Berichtes einer dort beantragten ähnlichen Reiolution 
gegenüber einen Ichlagenden Ausdrudf gefunden hatte. Die Kommilfion bielt 
den Erlaß eines Bundes-Eifenbahn-Gejeped aber auch noch zur Zeit infofern 
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für voreilig, als die Artifel 41.— 47T. der Bunbesverfaffung erft in ber Aus 
führung begriffen feien und fi in diefem Stadium noch nicht überjeben laſſe, 
wie das Berhältniß der beftehenden partifularen Gejepgebungen und Einrich— 
tungen zur Stellung des Bundes im Einzelnen zu ordnen jei, welder die 
"Einwirkung auf den durchgehenden Verkehr vorzugsweile als jeine Aufgabe 
betrachte. 

Dieſer Gefihtspunft führte die Kommilfion nun nit blos zur Ableh— 
nung des Unrub’jcen Antrags, jondern auch dazu, den Harfort’ichen An- 
trag sub 1—3 nur mit Beichränfungen anzunehmen. Um für die allgemeine 
Einführung des Einpfennig-Tarifs auf allen Bahnen eintreten zu fönnen, 
hielt man es für empfehlenswertb, den Tarif für feine amdere und weiter 
gehende Kategorien von Gütern vorerft zu verlangen, als im Artikel 45 aufs 
geftelt find, 

Es handele ſich dabei befonders die im Art. 45 eingeführte Beihränfung 
dur das Wort „thunlichſt“ foviel wie möglid unwirkſam zu machen, und 
den darin kiegenden Wiederſpruch gegen das im Artikel fonft ausgeſprochene 
Anerkenntniß der Nothwendigkeit des Einpfennigtariis zu Gunften des leptern 
zu beſeitigen. Es jei nur ein Gefihtspunft der Taktik, einftweilen feine weis 
teren Artikel unter den Einpfennigtarif zu jubjummiren. Ausdrüdlih wolle 
und müſſe man vorbehalten, daß derjelbe auch noch auf andere Artikel regelmäßig 
angewendet werden mülje. Getreide und die übrigen in Art. 46 bezeichneten 
Gegenftände, melde für den Fall eines Nothſtandes zu durchaus ermäßigten 
Sägen transportirt werden jollten, feien dazu durchaus geeignet, und zwar um 
jo mehr, als fich der Begriff des Notbftandes nicht genau definiren laffe; diejer 
drohe immer‘ jobald die regelmäßig erforderlihen Zufuhren an Lebensmit— 
teln erjcdhwert jeien. Man könne nicht verfennen, daß, wenn der Transport 
von Fiſchen in's Binnenland und wie in England der Transport geſchlachteten 
Fleiihes größere Dimenfionen annehmen, die Anwendung bes Einpfennig- 
tarifs wohl berechtigt jei. Ebenjo könne auch derjelbe für den Transport von 
fabrizirtem Eijen in Ausfiht genommen werden; wenngleid dem im Har— 
kort'ſchen Antrage enthaltenen Gefihtspunft den Bezug der für den Bau und 
Betrieb der Eifenbahnen erforderlihen Materialien zu erleichtern, ein großes 
Gewicht nicht verfagt werden fünne, jo empfehle ſich doc zur Zeit nicht eine 
Mapregel vorzuichlagen, welche als eine bejondere Begünftigung der Eilen- 
induftrie, wenn auch fälſchlich aufgefaßt werben könne. Gewiß fei, daß alle 
diefe Güter zu hoch tarifirt jeien, mamentili ergebe eine Bergleihung ber 
Tarife der Staatsbahnen mit denen vieler Privatbahnen, daß leptere vielfach) 
höher jeien und überhaupt einer Herabdrüdung bedürften. 

Die Kommilfion hielt e8 biernah für geeignet, die übrigen im Har— 
kort'ſchen Antrag bezeichneten Güter der Königlihen Staats » Negierung zu 
Frachtermäßigungen überhaupt zu empfehlen. 

Zu einer eingehenden Erörterung gab der Antrag Stumm rüdjihtlic 
der Grpebitionsgebühr und deren Herabſetzung auf 1 Rthlr. aud noch Ver— 
anlaffung. Der Vertreter der Königlihen Staats-Regierung wies nad, daß 
aud bier ſchon unausgejept an der Herabjegung gearbeitet, und auch nod 
nicht das lepte Wort darüber geredet jei, demungeachtet aber made er auf 
den ganz außerordentlichen Ausfall aufmerkſam, welcher durch eine allgemein 
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bewirkte Herabiegung auf 1 Rthlr. den Eifenbahnen entfteben müſſe. Er 
warne vor zu vielen Zumuthungen auf einmal. 

Dem entgegen führte der Antragfteller aus, ein Zuſchlag von 1 oder 2 
Rthlru. pro 100 Etr, ald Erpeditionsgebühr zu dem Ginpfennig-Tarif fei in 
der Bundes-Berfaffung nicht vorgejeben, da bier von dem Einpfennig-Zarif 
per Gentner und Meile die Rede fei, aljo von einem ganz beftimmten Sape, 
nit etwa von einem unbeftimmten „jogenannten® Ginpfennig-Tarif. Da 
fi im Art. 45 aber gleichzeitig der Ausdrud „für größere Entfernungen“ 
finde, biefe aber wicht genügend befinirt find, fo dürfte, wenn man bafür z. B. 
60 Meilen annehme, diefe Frage nicht von jo großer Bebeutung fein, ba ein 
Rthlr. Zuihlag für Diele Entfernung nur 0,06 Pf. per Gentner und Meile 
ausmade, alio die Fracht nicht weſentlich erhöhe. In der Praris jei aber 
ein gewiſſer feſter Zufchlag für Stellung der Wagen, Ent und Belaben ber- 
jelben ꝛc. geradezu nothwendig, wenn er auch mit 1 Rthlr. pro 100 Gtr. 
genügend repräjentirt würde. in Zuſchlag von 2 Rthlrn. erſcheine aber 
lediglich als eine Ironie auf den Einpfennig-Tarif; er werde fonft nicht ein- 
mal auf fürzere Streden da erhoben, wo die Eijenbahnen das Tarifweſen 
in ihrer Hand haben; die Erpeditionsfoften jeien aber für fürzere oder längere 
Streden ganz diefelben. Das Amendement ſcheine allen billigen Anforderungen 
Rechnung zutragen. Es begrenze den in der Bundes Berfaffung gemachten Unterfchied 
der Tarife für kleinere und größere Streden auf das Berbältniß, in welchen ber 
Erpeditionsthaler zur Bertbeilung fomme. Bei 2 Meilen wäre demnach der Tarif 
2,8 Pf. pr. Etr. und Meile, bei 3 Meilen, 2,2 Pf., bei 4 Meilen 1,9 Pf., 
bei 12 Meilen dagegen 1,3 Pf., bei 50 Meilen 1,07 Pf. Die Fürzern 
Entfernungen feien aljo durchaus genügend bejchwert, während ein bloßes 
Pouffiren der großen Streden nicht allein unbillig und ungerecht, jondern 
geradezu gefährlich jei, da die inländiihe Induftrie für ihre Rohmaterialien 
bauptjählih auf Streden von 3 bis 15 Meilen angewiejen jei, ein Hoch. 
halten diefer Tarife zu Gunften internationaler Streden ſchließlich aljo mehr 
haben wie nügen würde. Daß die Eijenbabnen, ohne ſich zu haben, den 
. Einpfennigtarif aber mit 1 Rthlr. Zuſchlag auf alle Entfernungen anwenden 
können, gehe einfah daraus hervor, daß fie für eine oder zwei Meilen 
ja faftiich feinen höhern Tarif rechneten. Können fie aljo für 2 Meilen jo 
wohl, wie für 20 Meilen zu biefem Sape fahren, jo jpringe in die Augen, 
daß fie es für die zwilchenliegenden Streden ebenfalls zu thun vermögen. 
Die Kommilfion ſchloß fih den Ausführungen des Abgeordneten Stumm 
um jo mehr an, als darin zugleich gefordert wurde, daß der Zuſchlag derſelbe 
bleibe ohne Rüdfiht darauf, ob der Transport durd eine oder mehrere Bah⸗ | 
nen vermittelt werde. In diefem Sape liegt ein Proteft gegen eine der un: | 
angenehmften Beläftigungen und Bertheuerungen, unter denen der Eofalver- 
kehr zu leiden hat; namentlich da zu leiden hat, wo er gezwungen ift, nad 
kurzer Fahrt auf die einem andern Herrn zugehörige Bahn überzugehen. In 
diefem Umftande fonnte fie abjolut feine Rechtfertigung für die Erhebung 
der jogenannten Uebergangsgebühr gegenüber dem Rechte des Publifums auf 
möglichft gleihe Behandlung im geſammten Eijenbahntransporte erbliden. | 
Auch fand die Kommilfion, daß die Bedeutung des Stumm' ſchen Amender 
ments dadurd in nichts abgeihwächt werde, wenn fie in Uebereinftimmung 
mit dem Heren Regierungs » Kommiffar abweihend annehme, daß die Erbes 








bung eines Zufhlags nicht dem in der Berfafjung bezeichneten jogenannten 
Einpfennigtarif pro Gentner und Meile zuwider ſei. Wiederbolt wurde 
darauf bingewielen, daß bei der Aufnahme des Ausdruds Einpfennigtarif in 
die Verfaſſung, berjelbe jo zu verfteben geweſen jei, wie er damals aufgenommen 
worden, aljo zur Zeit des Beftehens einer jogar ziemlid hoben Eprpebitions- 
Gebühr. Die Kommilfion beſchloß hiernach eirftimmig, das Stumm'ſche 
Amendement in Nr. 1. des Harkort'ſchen Antrags aufzunehmen. 

Indem die Kommilfion ſomit im Wejentlihen die Ermäßigung der 
Mafjentransportgüter unterftügte, fand fie es für ermefjen, irgend welde 
Mittel um diefelbe zu fihern, der Staats » Regierung ausſchließlich zu über- 
lafjen. Die Kommilfion überzeugte ſich aus den Mittheilungen des Herrn 
Regierungs » Kommiffare, daß neue Konzeſſions-Geſuche, Anleiheprivilegien, 
die Verhandlungen der verſchiedenen Eijenbahnverbände und ähnliche Vorkomm— 
nifje benugt würden, um der Tendenz der Transportkoften-Ermäßigung mehr 
und mehr Raum zu verihaffen. Mit Rüdfiht auf die Stellung der Staatd« 
Regierung im Bunde ſchien es zugleich paſſend, ihr im der Erörterung der 
Frage, inwieweit fi empfehle im legislatoriihen Wege über den Zwang zur 
Einführung des Einpfennigtarifs zu ftatuiren, nicht vorzugreifen. Sie ſtrich 
deshalb die dahin zielenden pofitiven Vorſchläge im Harkort'ſchen Antrag. 

Auch die Ermäßigung der Perjonentransportkoften wünſchte die Kommiſſion 
im Einverftändnig mit den Anträgen Harfort und Berger zu erwähnen. 
Der Vertreter der Staatd-Regierung wies zwar darauf hin, daß im Allgemeinen 
die Normalfäge für Perfonen-Beförderung feine hoben jeien, daß in Frankreich 
und England diefelben jehr viel höher geihraubt feien, und nur in Belgien 
babe man verſuch sweiſe die zur Zeit dort geltenden niedrigen Säpe nor- 
mirt. Der Erfolg jei finanziell dort nicht ſehr günftig geweſen und jei es 
fraglich, ob man dort nicht auf die früheren Säge zurüdfehren werde. Ueber- 
dies machte er darauf aufmerfjam, daß die Staats-Regierung überall auf Die 
‚Einrichtung einer IV. Wagenklaffe zum Sape von 14 Sgr. pro Meile kräf— 
tigft hinwitke und ebenjo dem Syſtem der Retour-Billets zu 33pGt. Er 
mäßigung größere Ausdehnung gebe. Er müſſe wünjhen von der generellen 
Korderung einer weitern Ermäßigung Abftand genommen zu fehen, theile ins 
deſſen wegen der billigeren Beförderung von Arbeitern und Schülern in täg- 
lichen Reifen die Anfihten der Antragfteller, welde übrigens auf den Staats- 
bahnen bereits gehandhabt würden. 

Die Kommilfion bier wie überall von dem Beftreben geleitet, weniger 
aus dem Gefichtäpunfte der Beſchwerde über zur Zeit vorhandene Mipftände, 
wie aus dem Gefichtäpunfte künftiger nothwendiger Entwidelung die Forde— 
rungen der Antragfteller zu behandeln, glaubte indefjen dieje ebenfalls adopti— 
ven zu follen und aud in dieſem Zweige des Eiſenbahnweſens zu conftatiren, 
daß Deutſchland verfuhen jolle, dafjelbe mehr noch wie in England und 
Sranfreih geicheben gemeinnüglicher zu geftalten. 

Gegen den im Harkort'ſchen Antrag niedergelegten Wuunſch, daß größere 
Rüdfiht auf die Bequemlichkeit der Reifenden genommen werden möge, fand 
fi nichts wejentliches zu erinnern. Die Erörterung der Beihaffenheit der 
IV. Klaſſewagen, welde feine Einrichtungen zum Sipen hätten, der An« 
bringung gewiffer für die Erhaltung der Gejundheit unentbehrliher Einrich— 
lungen in den Zügen und der Bertheuerung der Reftaurationen durd die 
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hohe Verpachtung, namentlich auf den Privatbahnen, endigte damit, daß dem 
Antrage noch der Zuſatz „binter Bequemlichkeit" „und Gejundheit* gemacht 
wurde. 

Die Kürze der Zeit, welche der Kommiſſion blieb, geftattete es nicht bie 
Fragen, wie die civilrechtlihe Haftpflicht der Eiſenbahnen ſchärfer und um» 
faffender fFeftgeftellt werden könne (Mr. 4. des Harkort'ſchen Antrages), ſo— 
wie die Verpflichtung des Frachtführers zur Ertheilung von Lader und Nach— 
nahmeſcheinen gejeplich feftgeftellt werde (Nr. 5. ibidem), eingehender zu be— 
handeln. Es erſchien biezu au das Bedürfniß weniger dringend, da beide 
Punkte wiederholt an andern Orten, namentlich dur die Verhandlungen des 
Deutſchen Handelstags und durch zahlreihe Denkichriften der Handelsfammern 
genugiam und notoriic zur Kenntniß der Behörden gebracht feien. Offenbar 
gingen auch die Intentionen des Antragftellers weſentlich nur darauf hinaus, 
die zahlloſen? Klagen und, Beichwerden, melde — es muß aud bier anerkannt 
werden — zum größten Theile über Privatbahnen geführt werden; abermals 
der Aufmerfjamfeit der Königliben Staats-Megierung dur die Landesver— 
tretung zu empfeblen. 

Die Kommilfion ſchloß fih diefem Standpunfte an und bielt nur für 
zweckmäßig, die Verſchärfung der Haftpflicht in Bezug auf den Erſatz vers 
lorner und beſchädigter Güter, und die nit Innehaltung bedungener Liefer 
friften befonders hervorzuheben, da gerade in diejen beiden Beziehungen Die 
Klagen am häufigften jeien. — Ebenſo mühe es ausgedrüdt werden, Daß 
die für die Innehaltung der Lieferfriften vielfältig normirte befondere Ver— 
fiherung gegen eine Ertraprämie eine anomale den Frachtvertrag aufhebende 
Bereinbarung darſtelle. Was durch den Berfiherungs-Bertrag ermöglicht 
werde, müſſe von Rechtswegen ſchon durch den Frachtvertrag geleiftet werden. 

Umfaffender beihäftigte ih die Kommilfien mit Nr. 6. des Har- 
fort’ichen Antrages: 

„Beeignete Beftimmungen dabin zm treffen, daß auch drit— 
ten Perfonen der Transport für eigene Nehnung gegen ein bes 
ftimmtes, vom Handels-Miniſterium feſtzuſetzendes Bahngeld er 
möglicht werde.* 

Bon feiner Seite wurde beftritten, daß diefer Antrag jeine rechtliche 
Bafis oder vielmehr feine innere Berechtigung unmittelbar aus dem Gejeg 
von 1838 ableire. Es wurde hervorgehoben, daß eine derartige Beftim- 
mung fid bei der wachſenden Ausdehnung des Eilenbahn-Nepes mehr und 
mehr als zwedmäßig empfehle, um neuentftehenden Unternehmungen die Ber 
nutzung älterer, im Befige Anderer befindlichen Linien möglich zu maden, 
Es liege dazu für die lepteren nicht blos eine geſetzlich ausgedrückte, jondern 
auch in ſich jelbft gerectfertigte Verbindlichkeit vor. Indem die Eifenbahnen 
mit dem Erpropriationsrechte im Intereſſe des öffentlichen Verkehrs dritten 
Perionen gegenüber ausgeftattet jeien, müßten fie daſſelbe Exrpropriationsredht 
aud gegen fi jelbft gelten laffen. Praktiſch fei eine ſolche Servitut au 
ſchon zur Ausführung gefommen und babe ſich wenigftens für das Publikum 
bewährt, zum Beilpiel auf der Strede Minden-Köſen. Warum ridte man 
nicht Aehnliches anderswo ein. Die einfahe Annahme des Harkort'ſchen 
Antrages jei das Korrefte. 
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Dagegen wurde von Seiten bes Herrn Regierungs-Kommiffarius bezweifelt, 
ob die Eifenbahn-Verwaltungen im Intereffe der Ordnung ihres inneren Dienftes 
regelmäßig mit einer derartigen Verpflichtung in Anfprud genommen werben 
ſollten. 

Bon anderer Seite wurde auf den engen Zuſammenhang dieſer Forde— 
rung mit einem andern in neuerer Zeit vielfach ventilirten und theils aus 
den Klagen über hohe Tarife wie über unridtige Erfüllung des Fradhtver« 
trags bervorgegangene Forderung einer Trennung des Fracht- und des Fahrt« 
verlehrs hingewieſen. Die leptere Frage fei micht ganz leicht zu entſcheiden, 
da weder über die praftiihe Ausführbarkeit bis jegt genügende Anhaltspunfte 
vorliegen, noh auch die Veränderungen, welche in der rechtlichen Stellung 
der Parteien, Abjender und Empfänger, des Frachtführers und der Eifenbahn 
namentlid rüdfihtlic der Haftpflicht dadurd bedingt würden, ſich überjehen 
ließen, endlih auch die Frage: ob durch die in Rede ftehende Einrichtung 
billigerer und ficherer Transport erzielt würde, noch eine offene fei. Unter 
diejen Erwägungen war die Kommifion fhon bei der Diskuffion der Zarifs 
ermäßigungen, fowie der Givilhaftpfliht an die Erörterung der Forderung in 
Nr. 6 des Harfort’ihen Antrags berangetreten. Sie lehnte jchlieglih mit 
allen gegen zwei Stimmen die Forderung in der vorgejhlagenen Faffung ab 
und einigte fi mit allen gegen eine in dem Beſchluſſe, die Staats-Regierung 
ju einer eingehenden Grörterung nicht blos des Harkort'ſchen Antrages 
Nr. 6, jondern auch der Frage aufzufordern, in wie weit dritte Perfonen zur 
Betreibung des Frachtgeſchäfts auf den Bahnen allgemein zugelaffen werden 
fönnen. 

Im Bertrauen auf die feſt ausgeiprohene Tendenz der Königlichen 
Staatd-Regierung, ihren Einfluß ſowohl ald Berwalterin der Staatsbahnen, 
wie ald Auffihts-Bebörbe der Privatbahnen, überall energiſch dahin einzufegen, 
daß in fteigendem Maße die Eifenbahnen ald das nothwendigfte Hilfsmittel 
für die ganze Güter: und Perjonenbewegung der Nation und als ein in bem 
Dienfte der Geſammtintereſſen aller Klaffen der Staats-Angehörigen ftehendes 
Verkehrsinſtitut einbeitlich aufgefaßt werden, beſchloß die Kommiſſſon fich jeber 
Aufforderung an die Königlihe Staats-Regierung, einzelne in biefem Sinne 
gedachten Maßregeln ungefäumt bei den Staatsbahnen einzuführen, vertrauens- 
voll zu enthalten. Sie beihloß einftimmig die Wünfche, zu denen die An- 
träge der Herren Harfort und Stumm Anregung gegeben hatten in fol« 
gendem Antrage zufammen zu fallen und defjen Annahme dem Haufe zu 
empfehlen. 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen, 

die Königlihe Staats-Regierung aufzufordern: 

I. behufs Ausführung reip. Bervollftändigung des Gejeges über bie 
Eilenbahn » Unternehmungen vom 3. November 1838 und im An- 
ichluffe an Art. 45. der Norddeutihen Bundes -Berfaljung im Wege 
der Gejepgebung und beziehungsweile im Verwaltungswege dahin zu 
wirfen: 

1) daß der Einpfennigtarif für Kohlen, Coaks, Holz, Steine, Erze, 

Salz, Düngungsmittel, Roheifen und ähnliche Gegenftände all» 

i gemein eingeführt und mit möglichfter Bejeitigung von Neben» 

foften unter Geftattung von höchſtens 1 Rthlr. firem Zufchlag pro 
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100 Etr. gleichgültig ob der Transport durch eine oder 
mehrere Bahnen vermittelt wird, auf alle Entfernungen 
angewandt werde; 

daß die Tarife für den Perſonen- und Güterverfehr allgemein ers 

mäßigt werben, erfterer namentlich in Bezug auf den Transport 

von Arbeitern und Schülern in beftimmten täglihen Richtungen, 
legterer intbeiondere für Erden, Fische, Getreide und Kartoffeln, 

Autterftoffe und fabrizirtes Eijen; 

3) dab beim Perfonen- Transport größere Nüdfiht auf die Bequem« 
lichkeit und Gejundheit der Neiienden genommen werde; 

4) daß die Haftpflicht der Eijenbabn-VBerwaltungen ſchärfer und ums 
faffender feftgeftellt werde, namentlih im Bezug auf den Erjag 
verlorener oder beſchädigter Güter und die Nidtinnehaltung bes 
dungener Lieferfriften ; 

5) daß im allgemeinen Frachtverkehr der Frachtführer verpflichtet 
werde, auf Erfordern Ladejcheine und Nachnahmeſcheine zu er 
theilen. 

Die Frage einer eingehenden Grörterung zu unterziehen, in wie 

weit aud dritten Perjonen der Transport für eigene Rechnung gegen 

ein beftimmtes vom Handels. Minifter fejtzujegendes Bahngeld geftattet 
werben möge rejp. dritte Perjonen zur Betreibung des Frachtverkehrs 
auf den Bahnen allgemein zugelaffen werden können; 


2 


— 


und durch die Annahme dieſes Antrages die Petitionen Nr. 25, 526, 693, 
860, 870, 1171, 1207, 1690, 2012, 2138 für erledigt zu erklären, 


Berlin, den 6. März 1869. 


Die Kommiffion für Handel und Gewerbe. 


Dr. Sammacher, (VBorfigender). v. Sybel (Berichterſtatter). Weeſe. 
Grundmann. Muntau. Jacobi (Giegnitz). Graf Menard. 
Dr. Becker. v. Bredow. Heiſe. Dr. Müller (Haunover). 


Graf Saurma. Dr. Braun (Wiesbaden). Mr. Achenbach. 


N 382. 
Haus der Abgeordneten. 
10. 2egislatur = Periode. 
II, Seffion 1868. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ıc., 

baben auf Grund des Artifeld 77. der Berfaffungs- Urkunde den Präfidenten 
Unjeres Staatsminifteriums Grafen von Bismarck-Schönhauſen beauf- 
tragt, Die gegenwärtige Sigung der beiden Häufer des Landtags Unferer 
Monardie am 6, d. M. in Unferem Namen zu fliehen. Wir fordern demnad) 
beide Häufer des Landtags hierdurch auf, zu dieſem Zwede an dem gedachten 
Zage um 3 Uhr Nachmittags in Unferem Königlihen Schloſſe zu Berlin 
zufammenzutreten. 

Gegeben Berlin, den 5. März 1869. 





Wilhelm. 
v. Bismarck. 


Allerhöchſte Ermächtigung 
betreffend 


die Schließung der beiden Häuſer des Landtages 
der Monarkie, 


Sach: Negifter 


zu 


den Drudjachen des Hauſes der Abgeordneten 


aus der 


X. Legislatur- Periode. II. Sejfion. 1868/69. 


Nr. 1 bis 382, 


(I. Band Nr. 1 bis 50. — II. Band Nr. 51 bis 160, — II. Band 
Nr. 161 bis 260, — IV. Band Nr. 261 bis 382.) 


Abgeordnete. 

1) Antrag bes Abgeordneten Windthorft (Lüdinghaufen) auf Sifti- 
rung ded gegen den Abgeorbneten Parifius anhängigen Strafe 
verfabrens: Nr. 94, — Antrag des Referenten Abgeordneten 
Leite. Nr. 107. 

2) Antrag bes Abgeordneten Dr. Loewe auf Siftirung des gegen 
den Abgeordneten Dun der anhängigen Strafverfahrens. Nr. 184, 

3) Antrag der Gejhäftsordnungs:Kommiffion über ein Schreiben der 
Abgeordneten Krüger und Ahlmann: Nr. 51. L, — Antrag 
des Abgeordneten v. Mallindrodt. Nr. 73, 

4) Antrag der Geſchäftsordnungs-Kommiſſion in Betreff des Mandats 
des Abgeordneten Grafen v. Weftarp. Nr. 51. II. 

Agrargejehgebung. 

1) Entwurf eines Gejepes, betreffend die wirthichaftlide Zujammen- 
legung der Grundftüde in dem Bezirke des Juftiz-Senats zu 
Ehrenbreitftein: Nr. 25. — Bericht der verftärkten Agrar 
Kommilfion: Nr. 339. — Antrag der Abgeordneten Böhmer 
und Fred. Nr. 363. L, 

2) Gejep- Entwurf, betreffend die Umwandlung des Erbleih», Land» 
ſiedelleih-⸗, Erbzins- und Erbpacht-Verhältniſſes in Eigentum 
und bie Ablöſung der daraus herrührenden Leiftungen im Ges 
biete des Negierungs- Bezirkes Wiesbaden und in den zum 
Negierungs» Bezirt Kafjel gehörigen vormald Großberzoglid« 
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Agrargejehgebung. 

Heſſiſchen Gebietötheilen: Nr. 167, — Beridt der Agrar 
Kommifjion: Nr. 247; — Anträge des Abgeordneten Knapp: 
Nr. 281, — des Abgeordneten Dr. Braun (Wiesbaden): 
Nr. 284, — Zufammenftellung der Beichlüfje des Abgeordne— 
tenbaufes : Nr. 285, — bes Herrenhaufes: Nr. 366, — Zus 
fammenftellung der Beichlüffe des Abgeorbnetenhaujes und 
des Herrenhaufes: Nr. 369, I. 

3) Gefep-Entwurf wegen Ausdehnung der Verordnung vom 28. Sep- 
tember 1867, betreffend die Ablöfungen von Reallaften, welde 
dem Domainen-Fisfus im vorigen Königreih Hannover zu— 
fiehen: Nr. 302., — Antrag des Referenten Abgeordneten 
Miquel: Nr. 303. L 

4) fiche Gemeindeweien. 

Armenpflege. 

Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Aufbringung ber Koften ber 
örtlichen Armenpflege in der Provinz Schlefien ausſchließlich der Ober— 
laufig. Nr. 268., — Antrag des Neferenten Abgeordneten Sol« 
ger: Nr. 341. I. 

Auseinanderfehung, fiehe Frankfurt a. M. 
Bergweien, 

1) Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe des Stein- 
und BraunfohlenBergbaues in denjenigen Landestheilen, in 
welchen das Kurfürftlih Sächſiſche Mandat vom 19. Auguft 1743 
Gefepesfraft hat: Nr. 140, — Bericht der Kommiffion: 
Nr. 199. 

2) Gejep- Entwurf, betreffend die Einführung des allgemeinen Berg- 
geleges vom 24. Juni 1865 in das Gebiet der Herzogthümer 
Schleswig und Holftein: Nr. 185., — Kommiſſions-Be— 
richt: Nr. 241. 

Beihlagnahme. 

1) Verordnung vom 2. März 1868, betreffend die Beſchlagnahme 
des Bermögend ded Königs Georg: Nr. 9, — Bericht ber 
Kommilfion: Nr. 197., — Antrag des Abgeordneten 
Dr. Virchow: Nr. 224, — des Abgeordneten Schulze (Ber 
lin): Nr. 226. 

2) Entwurf eines Gefepes, betreffend die Beihlagnahme des Ber- 
mögens des ehemaligen Kurfürften von Heffen: Nr, 10, — 
Beriht der Kommiffion: Nr. 198. 

Denunzianten:Antheile. 

Gefep-Entwurf, betreffend die Aufhebung der Denungianten-Antheile: 
Nr. 48., — Antrag der Referenten Abgeorbneten Freiherr v. Hover- 
bed und v. Boettiher: Nr. 56. 

Dezimal-Rechnung. 

Antrag des Abgeordneten Braun (Hersfeld) auf Einführung der 

Dezimal-Rechnung als obligatoriſchen Unterrichtsgegenſtand. Nr. 380. 
Dingliche Belaſtung, ſiehe Hypothekenweſen. 
Dispoſitionsſtellung, ſiehe Miniſterialräthe. 


| Dotatiousfonds. 
| Gejeg-Entwurf, betreffend die Uebereignung des Dotationsfonds ber 
Hülfskaffen an die Provinziale und fommunalftändiihen Verbände 
der acht älteren Provinzen: Nr. 106., — Anträge des Abgeord- 
| neten Freiherrn v. Hoverbed: Nr. 177. II. und 215. IL, — 
| Zujfammenftellung ber Beichlüffe der Vorberathfung: Nr. 181., 
— Antrag des Abgeordneten Grafen v. Schwerin: Nr. 213, — 
bes Abgeordneten Scharnweber: Nr. 218., — Gejep- Entwurf 
nah den Beihlüffen des Herrenhaufes: Nr. 267., — Antrag der 
Referenten Abgeordneten v. Brauchitſch (Flatowy und Tweſten: 
Nr. 299,, — Gefeg- Entwurf nad den wiederholten Beichlüffen 
des Herrenhaufed: Nr. 364. 
Ehe: und Berlöbnif-Sadıen. 

1) Gejeg- Entwurf, betreffend die Gerichtöbarfeit und das gerichtliche 
Verfahren in Ehe» und Verlöbnißſachen in der Provinz Han» 
nover: Nr. 116, Anträge des Abgeordneten Tweſten: 
Nr. 201., — Zufammenftellung der Beihlüffe der Borbe- 
rathung: Nr. 206. 

2) Gejep-Entwurf, betreffend die Aufhebung der Trauungsfteuer im 
Gebiete des ehemaligen Kurfürftentbums Helen: Nr. 63., — 
Antrag des Referenten Gleim: Nr. 76, . 

3) Antrag des Abgeordneten Wölffel, betreffend die Aufhebung der 
88. 30.—33. Titel 1. Theil IT. des Allgemeinen Landrechts: 
Nr. 16., — Anträge der Referenten Abgeordneten Lampug— 
nani und Leſſe: Nr. 39, — Antrag des Abgeordneten 
Lent: Nr. 52., — bes Abgeordneten Wachler: Nr. 53. 

| 4) Antrag des Abgeordneten Richter (Sangerhaufen), betreffend Die 
| Aufhebung des Berbots an die evangelihen Geiftlichen, gejchie- 
dene Ehegatten zu trauen: Nr. 45., — Antrag der Abgeord- 
neten Dr. &oewe und Dr. Eberty: Nr. 62., — der Referens 
ten Abgeordneten v. Schöning und Tweſten: Nr. 114. 
Eiſenbahuweſen. 

1) Gefep- Entwurf, betreffend die Anlage einer Eiſenbahn von 
Finnentrop über Olpe nad Rothe» Mühle im Biggethal: 
Nr. 42., — Bericht der vereinigten SKommilfionen für 
Finanzen und für Handel: Nr. 276, — Anträge des 
Abgeordneten v. Sybel: Nr. 291. und Nr. 296, — 
der Abgeordneten Dr. Hammader und v, Rönne: Nr. 296, 
— des Abgeordneten v. Behr: Nr. 298, — des Abgeord- 
neten Dr. Hammader: Nr. 307. I, — des Abgeordneten 
v. Hoverbed: Nr. 316., — der Abgeordneten v. Sybel 
und Dr. Achenbach: Nr. 347., — der Abgeordneten v. Behr, 
Dr. Hammader und v. Hoverbed: Nr. 356. 

2) Entwurf eines Gejepes, betreffend Die Dedung der im Jahre 1869 
erforderlichen Ausgaben zur weiteren Bervollftändigung und, 
befferen Ausrüftung der Staats-Eijenbahnen: Nr. 113. — 
Uebereinfommen, betreffend die Auflöfung des Garantiefonds 
für das Anlage-Kapital der Breslau-Pofen-Glogauer und der 
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Eifenbahnweien, 
Poſen⸗ Thorn Bromberger Eiſenbahn: Nr. 288., — Bericht 
der Kommifionen für Finanzen und für Handel: Nr. 305. 

3) Entwurf eines Gejepes, betreffend die Uebernahme der auf den 
Erträgniffen des Staats aus dem Köln-Mindener Eijenbahn- 
Unternehmen laftenden Berpflihtungen zur Gewährung von 
Zinszuſchüſſen und Amortifationsbeiträgen auf die allgemeinen 
Staatsfonds: Nr. 128., — Antrag did Referenten Dr. Ham» 
mader: Nr. 178. I. 

4) Gefep-Entwurf, betreffend die Verwendung ber verfallenen Kaus 
tion für das KölnsSoefter EijenbahnsUnternehmen: Nr. 161., 
— Bericht der Kommilfionen für Finanzen und für Handel: 
Nr. 221. 

5) Nachweiſung über die Verwendung des im Etat ber Eilenbahn- 
Bermaltung pro 1867 ausgelepten Ditpofitionsfonds von 
100,000 Rtblrn.: Nr. 135, — Antrag der Budget-Kom- 
milfion: Nr. 332. 1. 

6) Ueberſicht über den Fortgang des Baues, beziehungsweiſe über bie 
Ergebniffe des Betriebes der Preußiſchen Staats-Eijenbahnen 
im Sahre 1867: Nr. 88, — Antrag ber Handeld-Kom- 
milfion: Nr. 332. III. 

7) Antrag des Abgeordneten Berger (Witten), betreffend den Bau 
einer feften Brüde bei Tilfit und einer Eifenbahn son Memel 
nah Zilfit: Nr. 315., — Antrag der Referenten Abgeord» 
neten Miquel und v. Wedell: Nr. 333. IL 

8) Antrag des Abgeordneten Dr. Beder, betreffend einen Zujap zu 
$. 25. des Gejepes über die Eijenbahnelinternehmungen vom 
3. November 1838: Nr. 146., — Zujammenftellung der 
Belhlüffe der Vorberathung: Nr. 182. 

9) Antrag ber Abgeordneten Harfort und Berger (Witten), be 
treffend die Ausführung und Vervolftändigung des Eijenbahn- 
geieges vom 3. November 1838: Nr. 46, — Antrag bes 
Abgeordneten v. Unrub: Nr. 100, — des Abgeordneten 
Stumm: Nr. 183. — Beriht ber Handels » Kommilfion: 
Nr. 381. 

10) Eifenbahbns»Berbindung mit Stalien, ſiehe Interpellationen ad 9. 

11) Eijenbahn Halle-Kaffel, fiehe Interpellationen ad 6. 

12) Eijenbabn-Berbindung zwifhen Hanau und Offenbach, fiche 
Staatd-Verträge ad 4. 


Grbbeiheinigungen, 

Gejeg-Entwurf, betreffend die Ausftellung gerichtlicher Erbbeſcheini⸗ 
gungen: Nr. 148. — Bericht ber Juftiz-Kommilfion: Nr. 248. — 
Anträge des Abgeordneten Roſcher und des Abgeordneten Zeile: 
Nr. 279. IIL, — des Abgeorbneten Haad: Nr. 282,, — des Ab» 
geordneten Strudmann: Nr. 283. 


Erbleih⸗Verhältniß, ſiehe Agrar-Gejepgebung. 


— — 


— —— U se — 


Fiſcherei. 

1) Gejep- Entwurf, betreffend die Abänderung und Ergänzung 
einiger Beftimmungen der Fiſcherei - Ordnung für den Regierunge- 
Bezirk Stralfund vom 30. Auguft 1865: Nr. 159. — Antrag 
bed Referenten Abgeordneten v. Böttiher: Nr. 272. II 

2) Entwurf eines Bilcherei » Polizei » Gefepes für die Rheinprovinz 
und ben Regierunge-Bezirt Wierbaden: Nr. 229. — Kom— 
miſſions-Bericht: Nr. 801. — Antrag der Abgeordneten 
Meulenbergh und Born: Nr. 345. II. 

3) Antrag ber Abgeordneten Dunder und Harfort, betreffend bie 
Fiſcherei auf hoher See und die Aufternzuht in der Norbfee: 
Nr. 274. 

Forſtweſen. 

Geſetz-Entwurf, betreffend die Bildung von Wald» Genoffenihaften: 
Nr. 24. — Bericht ber verftärften Agrar-Kommilfion: Nr. 230. — 
Antrag des Abgeordneten v. Briejen: Nr. 250. — 

dranffurt a, M. 

Gejep- Entwurf, betreffend die Audeinanderjepung zwiſchen Staat und 
Stadt Frankfurt a. M.: Nr. 237. und 358. — Antrag der Bubdget- 
Kommiffion: Nr. 362. 

Gebühren: Tare, 

Gejep- Entwurf, betreffend ben Anſatz und die Erhebung der Ges 
bübren ber Redtsanwalte in den Bezirken der Appellationd » Bezirke 
zu Gaffel, Kiel und Wiesbaden: Nr. 346. — Antrag des Refe 
renten Abgeordneten Dr. Bähr (Eaffel): Nr. 375. 

Gemeindeweien. 

1) Gejeg- Entwurf, betreffend die Berfaffung und Verwaltung der 
Städte und Fleden in ber Provinz Schleswig « Holftein: 
Nr. 110. — Bericht der verftärften Gemeinde» Kommilfion: 
Nr. 211. — Anträge des Abgeordneten v. Niebelſchütz 
(Freiſtadt): Nr. 289. und 243,, — des Abgeordneten Böhmer, 
der Abgeordneten Dr. Hänel und Dr, Lutteroth, des Abge 
ordneten Warburg umd des Abgeordneten Dr. Forchhammer: 
Nr. 238., — des Abgeordneten Miquél: Nr. 242., — bes 
Abgeordneten Dr. Virchow: Nr. 244., — des Abgeordneten 
Wölfel: Nr. 246, — des Abgeordneten Hagen: Nr. 255. — 
Geſetz-Entwurf nad den Beſchlüſſen des Abgeorbnetenhaufes: 
Nr. 259. — Zufammenftellung der Beihlüffe des Haufes 
der Abgeordneten und des Herrenhaufes: Nr. 349. 

2) Gejep- Entwurf, betreffend die Bereinigung der Vorftäbte vor Gelle 
mit der Stadtgemeinde Gele: Nr. 194, — Bericht ber Ge 
meinde-Kommilfion: Nr. 270. 1. 

3) Gefep-Entwurf einer Gemeinheitstheilungs-DOrdnung für den Re 
gierungs ⸗Bezirk Wiesbaden mit Ausnahme des Kreiſes Bieben- 
kopf: Nr. 223, — Bericht der verftärften Agrar-Rommilfion: 
Nr. 287. — Anträge ber Abgeordneten Knapp und Mohr: 
Nr. 302. II, — des Abgeordneten Born: Nr. 326. — Der 
Gejep- Entwurf nah den Beichlüffen des Herrenhaufes: 


Gemeindeweien. 
Nr. 365., — nad den wiederholt gefaßten Beichlüffen bes 
Abgeorbnetenhaufes: Nr. 369. II. 

4) Gejeg- Entwurf, betreffend die Theilnahme der Staatödiener in 
NeurBorpommern und Rügen an den Kommunal-Laften und 
dem Gemeindes-Berbande: Nr. 269. — Antrag der Gemeinde 
Kommilfion: Nr. 294, 

5) Antrag ber Abgeordneten Born und Dr. Braun (Wietbaden) 
auf Abänderung der 88. 6., 10. und 13. des Naſſauiſchen 
Bemeinde-Gefepes: Nr. 112, — Bericht der verftärkten Ge— 
meindesfommilfion: Nr. 234. — Anträge des Abgeordneten 
Binter: Nr. 279. I. — Antrag ber verftärkten Gemeinde 
Kommilfion: Nr. 353. 

Gemeinheitstheilung, ſiehe Agrargefepgebung und Gemeindeweſen unter 5. 
Geſchäfts-Ordnung. 

Antrag der Abgeordneten Tweſten und Laſker auf Annahme einer 
veränderten Geſchäfts-Ordnung: Nr. 5. — Bericht der Geſchäfts— 
ordnungs-Kommilfton: Nr. 179. 

Grundeigenthum, fiehe auch Subhaftation und Hypothekenweſen. 

Gejepg- Entwurf, betreffend die Entziehung und Beihränfung des 

Grundeigentbums: Nr. 153. 
Handelskammern. 

Entwurf eines Geſetzes über die Handelöfammern. Nr. 169. — Bericht 
der Handels⸗Kommifſſion: Nr. 320. — Anträge des Abgeordneten 
Dr. Ahlmann: Nr. 351. 

Hypothekenweſen, fiehe auch Grundeigenthum und Subhaftation. 

1) Gejeg- Entwurf über den Eigentbumserwerb und Die dingliche 
Belaftung der Grundftüde, Bergwerfe und felbftftändigen Ge- 
rechtigfeiten: Nr. 85. — Antrag bed Abgeordneten Grafen 
NRenard: Nr. 192,, — des Abgeordneten Dr. Bähr (Kaflel): 
Nr. 202, — bed Abgeordneten Dr. Oetker: Nr. 205, — 
des Abgeordneten Lasker: Nr. 210. 

2) Entwurf einer Hppotbefen- Ordnung: Nr. 122. 

3) Gefeg-Entwurf, betreffend die Stempelabgaben von gewiffen, bei 
ber Hypotheken-⸗Behörde anzubringenden Anträgen: Nr. 165. 

4) Gejep- Entwurf, betreffend die Aufhebung des Hypothefen- Amts 
Meijenyeim und die Bereinigung bes Bezirks deffelben mit 
dem Hopothefenamts-Bezirfe Simmern: Nr. 14., — Antrag 
des Referenten Abgeordneten Reichensperger: Nr. 38. L 

Indigenatsgejeh, ſiehe Preußiſche Untertbanen. 
Interpellationen: 

1) des Abgeordneten Dr. Loewe, betreffend die Kartellfonvention mit 
Rufland: Nr. 12, und 130, 

2) des Abgeoroneten v. Bonin (Genthin), betreffend die Regelung 
der Stellvertretungsfoften der Mitglieder des Haufes der Abge- 
orbneten, welche Staatöbeamte find: Nr. 32. 

3) des Abgeordneten Schulze (Berlin), betreffend das Genoffenichafts- 
weſen: Nr. 59, 


y air... Bl 


Interpellationen : 

4) des Abgeordneten Braun (Hersfeld), das Prozeßverfahren im Bezirk 
bes Appellationsgerichts zu Kaffel betreffend: Nr. 251. 

5) des Abgeordneten v. Sybel, betreffend die Herftellung einer bireften 
Eifenbahnverbindung mit Italien: Nr. 355. 

6) des Abgeorbneten Bied, betreffend den Weiterbau der Halle» Kafleler 
Bahn: Nr. 367. 

Jagdgejehgebung. 

1) Gejeg- Entwurf, betreffend die Schonzeiten des Wildes: Nr. 155. 
— Beriht der Agrar-Kommilfion: Nr. 313. — Antrag 
des Abgeordneten Beeften: Nr. 337., — des Abgeordneten 

Biedenweg: Nr. 352. 

2) Entwurf eines allgemeinen Jagd-Polizei-Geſetzes: Nr. 260. — 
Anträge des Abgeordneten v. Beeften: Nr. 310., — dis 
Abgeordneten v. Bodum-Dolffs: Nr. 325., — des Abge- 
orbaeten Reihensperger: Nr. 331., — bes Abgeordneten 
Richter (Effen): Nr. 338., — des Abgeordneten Detker: 
Nr. 342, 

3) Gejep-Entwurf, betreffend die Aufhebung des Jagdrechts auf 
fremdem Grund und Boden in dem ehemaligen Kurfürftenthum 
Heſſen und in Scleswig-Holftein: Nr. 261. 


Judenwejen. 

» Gejep-Entwurf, betreffend bie Abänderung des $. 20. Litt. d, 
der vorläufigen Verordnung wegen bes Judenweſens im Groß- 
berzogtbum Pofen vom 1. Suni 1833 und ber Allerhödjften 
Kabinets-Drdre vom 24. Juni 1844: Nr. 174. — Kommif- 
fions»Beridt: Nr. 235. — Anträge der Abgeordneten 
Gottſchewsſski und v. Puttlamer: Nr. 335. 

2) Antrag des Abgeordneten Dr. Koſch auf Erlaß eines Gejepes, be 
treffend die Zubeneide: Nr. 98. — Antrag des Referenten 
Abgeordneten Dr. Gneift: Nr. 134, — des Abgeordneten 
Warburg: Nr. 177. III. — Bericht der Juſtiz-Kommiſſion: 
Nr. 231., — des Abgeordneten Dr. Ebner: Nr. 253. 

Juſtizdienſt. 

1) Entwurf eines Geſetzes über die — im hoͤheren Juſtiz⸗ 
dienſte: Nr. 157. — Antrag der Juſtiz-Kommiſſion: Nr. 209., 
— des Abgeordneten Krap: Nr. 214, — bes Abgeordneten 
Windthorft (Meppen): Nr. 215. I. 

2) Gejeg-Entwurf über die juriftiihen Prüfungen und die Borbe- 
reitung zum höheren Juftizdienfte: Nr. 158. — Bericht der 
Juſtiz-Kemmiſſion. Nr. 289. — Anträge bes Abgeorbneten 
v. Seydewig: Nr. 293., — bes Abgeordneten Tweften, 
bed Abgeorbneten Leſſe und der Abgeordneten Miquel und 
v. Puttlamer: Nr. 334, — des Abgeordneten Windthorft 
(Meppen): Nr. 340., — des Abgeordneten Thilo: Nr. 345.1. 
— Gejep- Entwurf nad den Beihlüffen des Herrenhaufes: 
Nr. 370. — Anträge des Abgeordneten v. Bonin (Genthin): 
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Juſtizdienſt. 
Nr. 373,, — des Abgeordneten Tweſten, bes Abgeordneten 
Leſſe und des Abgeordneten v. Dieft: Nr. 374. 
Juſtizweſen: 


1) Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Aufhebung einiger in einem 
Theile Weſtpreußens noch geltenden Beſtimmungen der Inftruf- 
tion für die Weftpreußiiche Regierung vom 21. September 1773; 
Nr. 139. — Antrag der Kommilfion: Nr. 176. L 

2) Gejep- Entwurf, betreffend die Zuftändigfeit der Gerichte in der 
Provinz Hannover zur Entiheidung von Beihwerden in Sachen 
ber freiwilligen Gerihtäbarfeit: Nr. 152. — Antrag des Refe- 
renten Abgeorbneten Windthorft (Meppen): Nr. 186. I. 

3) Gejeg- Entwurf, betreffend Die Ausdehnung mehrerer in den ältes 
ren Zanbestheilen geltenden Vorſchrifteu des bürgerlichen Rechts 
auf die Bezirke der Provinz Hannover, in denen das allgemeine 
Landredt gilt: Nr. 156, — Antrag der Juftiz- Kommilfion. 
Nr. 262. I. 

4) Gejep- Entwurf, das Givilprogeß- Verfahren im Geltungsbereich 
der Verordnung vom 24. Juni 1867 betreffend: Nr. 330. — 
Antrag des Referenten Abgeordneten Dr. Bähr (Kaffel): 
Nr. 336. — Anträge des Abgeordneten v. Seybewip: 
Nr. 343. 

Kartell-:Konvention, fiehe auch Interpellationen. 

Antrag bes Abgeordneten Dr. Loewe, betreffend die Erneuerung der 
mit Rußland geſchloſſenen Kartell» Konvention: Nr. 151, — Ans 
trag bes Referenten Abgeordneten Dr. Gneift: Nr, 233. L, — 
Defjelben Referenten zu ben hierauf bezüglihen Petitionen: Nr. 
233. IL, — Fünfter Bericht der Petitiond-Kommiffion. Nr. 236,, 
— Antrag des Abgeordneten Reihensperger: Nr. 278, 

Konfurd:Ordnung. 

Gejeg-Entwurf, betreffend die Abänderung einiger Beftimmungen der 
Konkurs: Ordnung vom 8. Mai 1855: Nr. 145., — Bericht ber 
vereinigten Juſtiz- und Handels-ommiflion: Nr. 249., — Antrag 
des Abgeorbneten Lasker: Nr. 279. IL 

Kurheſſiſcher Staatsſchatz. 

Geſetz-Entwurf, betreffend die Erweiterung der Verwendungszwecke 
der Einnahmen aus dem, dem Kommunalftändiihen Verbande des 
Regierungsbezirts Kaffel überwiefenen vormals Kurheſſiſchen Staats 
ihag: Nr. 166. — Kommiffions-Beriht: Nr. 357, 

Laudrecht, Aufhebung der $$. 30—33. Tit. I. Theil II., |. Ehe- und Ber- 
löbnißſachen. 
Landestriangulation. 

Bericht des Bureau's der Landestriangulation über das Fortjchreiten 

der trigomometrifhen Arbeiten im Jahre 1868: Nr. 131. 
Landtag. 

Allerhöchſte Ermächtigung, betreffend die Schließung der beiden Häufer 

des Landtags: Nr. 382. 
Diandate, fiche Abgeordnete. 





Marfiteine, 

Gejep- Entwurf, betreffend die Errihtung von Markffteinen: Nr. 208., 
— Antrag der Referenten Abgeordneten Dr. Karften und v. Sey— 
dewitz: Nr. 228., — Antrag des Abgeordneten Dr. Bähr (Kafel): 
Nr. 252. 

Miniſterialräthe. 

Antrag des Abgeordneten v. Dieſt, betreffend die Frage, ob vortra— 
gende Räthe der Minifterien zur Dispofition geftellt werden Tünnen: 
Nr. 275,, — Antrag des Referenten Abgeordneten v. Karborff: 
Nr. 303, II. 

Mitglieder⸗Verzeichniß. 

Nachweiſung der Mitglieder des Hauſes der Abgeordneten, alphabetiſch 
geordnet: Nr. 1., — nad) Provinzen geordnet: zu Nr. 1., — Nach- 
weilung der Abtheilungen: Nr. 2, — Nachweiſung der Kom: 
miffionen: Nr. 3. 

Nothitand. 

Denkſchrift, betreffend die Ausführung der Geſetze vom 23. Dezember 
1867 und 3. März 1868 wegen Abhülfe des in den Negierungs- 
Dezirfen Königsberg und Gumbinnen berrigenden Notbftandes: 
Nr. 21., — Anträge der Finanz» Kommilfion: Nr. 172. J. — 
besgleihen über eine Petition bes Gutöbefigers Frengel: Nr. 172. II, 


- Papiergeld, 


Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Beihränfungen der Zahlungs- 
leiftung mittelft fremden Papiergeldes und ähnlicher Werthzeichen in 
ben neuerworbenen Landestheilen: Nr. 64, — Bericht ber ver- 
einigten Kommilfionen für Finanzen und für Handel: Nr. 273. 

Petitionen. 

1) Agrar-Kommilfion. 

Anträge (Referent Abgeordneter v. Körber) zu Petitionen: 
Nr. 176. II., — Zweiter Bericht über Petitionen: Nr. 327., 
— Dritter Bericht über Petitionen: Nr. 378, 

2) Budget-Kommilfion: 

Anträge (Referenten Abgeordneten v. Briefen, v. Bodum»Dolffs, 
Hagen, Graf v. Winpingerode) zu Petitionen: Nr, 37. 
— Antrag (Referent Abgeordneter Kanngießer) zu einer 
Petition des Prebigers Natorp zu Düffeldorf: Nr. 75. — 
Anträge (Referenten Abgeordneten v. Briefen, Dr. Ham» 
mader, Hagen (Görlig), Graf v. Winpingerode und 
Dr. Zutterotb): Nr. 171. — Anträge (Referent Abgeordneter 
Schroeder): Nr. 187. — Anträge (Referent Abgeorbneter 
Wachler) zu Petitionen aus Scleswig-Holftein: Nr. 264. I. 
— Autrag (Referent Abgeordneter Dr. Eberty) zu einer Per 
tition des Magiftrats und der Stadtverorbneten zu Falfenberg: 
Nr. 264. II. 

3) Kinanz-Kommilfion: 

Antrag zu einer Petition des B. Stein zu Sonderburg, betreffend 
die Vergütung bes der Stadt Sonderburg durd das Bombar- 
dement vom April 1864 erwachſenen Schadens: Nr. 341. II. 

9 
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Petitionen, 
— Antrag zu Petitionen, die Aufhebung der Zeitungd-Stempel- 
fteuer betreffend: Nr. 371. II. — Antrag zu einer Petition 
des Gutöbefigers Frenpel in Gumbinnen: Nr. 172. II. 
4) Finanz» und Handelsfommijlion: 
Erfter Bericht über Petitionen: Nr. 249. 
5) Gemeinde-Kommilfion: 

Erſter Bericht über Petitionen: Nr. 144. — Anträge des Ab- 
geordneten Dr. Eberty, des Abgeordneten Uhlendorf, des 
Abgeordneten Grafen v. Shwerin-Pupar: Nr. 359. I. 

Zweiter Bericht über Petitionen: Nr. 193. — Anträge ber 
Abgeordneten Dr. Koſch und des Abgeordneten Larz: Nr. 359. II. 

Dritter Bericht über Petitionen: Nr. 360. 

Antrag zu einer Petition des Magiftrats von Berlin: Nr. 354, — 
Antrag bes Abgeorbneten Hagen (Görlig): Nr. 368. 

6) Gemeinde» und Unterrihts-Kommillion: 

Antrag (Referent Abgeordneter Dr. Baur) zu einer Petition bed 

Magiftrats zu Elbing: Nr. 74. 1. 
7) Handeld-Kommilfion: 

Erfter Bericht der Kommiffion für Handel und Gewerbe über 
Petitionen: Nr. 271. 

Zweiter Bericht: Nr 297, 

Dritter Bericht: Nr. 376, 

8) Juſtiz-Kommiſſion: 

Antrag zu einer Petition des Gutöbefigers Miſchel zu Sulimmen 

bei Lötzen in Oftpreußen: Nr. 371. I. 
9) Petitiond-Kommmijfion: 

Erfter Bericht über Petitionen: Nr. 66. — Antrag des Abge- 
orbneten v. Hennig: Nr. 232. 

Zweiter Bericht: Nr. 141. 

Dritter Bericht: Nr. 204. — Anträge des Abgeordneten 
Schmidt, der Abgeorbneten Leſſe und v. Unrub und ber 
Abgeordneten Dr. Franke und Strudmann: Nr. 350, 

Vierter Beridt: Nr. 212. 

Fünfter Bericht, die Ruſſiſche Kartell» Konvention betreffend: 
Nr. 236. 

Sechſter Beriht: Nr. 290. — Antrag des Abgeordneten Bied: 
Nr. 363. II, 

Siebenter Bericht: Nr. 324. 

Achter Beridt: Nr. 377. 

10) Unterrichts-Kommiſſion: 

Antrag (Referent Abgeordneter Dr. Kellner) zu einer Petition 
bes Lehrers Höhne zu Rogafen: Nr. 74. II. — Antrag (Refe- 
rent Abgeordneter Dr. Künzer) zu einer Petition des Vorftandes 
der jüdischen Gemeinde zu Nakel, &. A. Kallmann: Nr. 84. — 
Antrag zu einer Petition bes Magiftrats zu Bromberg wegen 
Errichtung eines fatholiihen Gymnafiums: Nr. 147. IV. 

Erfter Bericht der Unterrichts - Kommiffion über Petitionen: Nr. 154. 
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Betitionen. 

Zweiter Bericht: Nr. 219. — Antrag bes Abgeordneten v. Hen- 
nig: Nr. 265. 

Dritter Bericht: Nr. 280. — Anträge des Abgeordneten 
Dr. Künzer, der Abgeordneten Dr. Röpell und Dr. Wehren- 
pfennig und bes Abgeorbneten Laßwitz: Nr. 309., — bes 
Abgeordneten Lent: Nr. 321, 

Bierter Bericht: Nr, 379. 

Antrag der verftärkten Unterrichts-Kommilfion über Petitionen be» 
züglih die das Unterrichtsweien betreffenden Geſetz-Entwürfe: 
Nr. 348. 

11) Kommifjion für die Hypotheken-Geſetzentwürfe: 

Antrag zu Petitionen, welche ſich auf die Gejep- Entwürfe, betref- 
fend das Hypothekenweſen u. |. w. beziehen: Nr. 371. II. 

Bortofreiheit. j 

Antrag des Abgeordneten Grafen Renard, betreffend die Portofrei= 
heit des Preußiſchen Landtags: Nr. 4 — Antrag des Refe- 
renten Abgeordneten Grafen Betbufy-Huc: Nr. 18. 

Preffreiheit: 

Antrag der Abgeordneten Dunder und Dr. Eberty, betreffend Die 
Aufhebung der Beihränfungen der Preffreiheit: Nr. 118. — 
Antrag des Referenten Abgeordneten Roſcher: Nr. 328. 

Prefvergehen und politische Verbrechen, ſiehe Strafgejepgebung. 
Preußiſche Unterthanen. 

Entwurf eines Geſetzes über die Erwerbung und den Verluſt der Eigen: 
haft ald Preußifcher Unterthban, ſowie über den Eintritt in fremde 
Staatödienfte: Nr. 160., — Bericht der Kommilfion: Nr. 257., — 
Anträge der Abgeordneten v. Brauchitſch (Flatow) und Graf 
v. Weftarp: Nr. 292. I, — ber Abgeordneten v. Bodum-Dolffs 
und Windthorft (Lüdinghaufen), des Abgeordneten Richter (Kö— 
nigöberg) und des Abgeordneten Miquel: Nr. 295., — der Ab» 
geordneten Dr. Birhow und Lasker und des Abgeordneten 
v. Dieft: Nr. 304, — der Abgeordneten Miquel und Lauen— 
ftein: Nr. 308. I,, — bes Abgeorbneten Dr. Bähr (Kaffel): 
Nr. 312., — des Abgeordneten v. Dieft und des Abgeorbneten 
v. Böttiher: Nr. 318, — Gejep-Entwurf nad den Beſchlüſſen 
des Abgeorbnetenhaufes: Nr. 319., — des Herrenhaufes: Nr. 372. 

Prüfungen, juriftiiche, ſiehe Juſtizdienſt. 
Rechtsanwalte, fiehe Gebührentaxe. 
Staatshaushalts⸗-Etat. 
1) Geſetz-Entwurf, betreffend die Feſtſtellung des Staatshaushalts- 
Etats für das Jahr 1869: Nr. 8. 

Ueberjicht der Etatd-Gruppen: Nr. 20. 

Entwurf eines Nactrages zu dem Etatd-Geleg: Nr. 164. 

Zujammenftellung der bei der Borberathung des Etats gefaften 
Beihlüffe: Nr. 173. 

Geleg-Entwurf, betreffend die Feftftelung des Stantshaushalts- 
Etats nah den Beſchlüſſen des Haufes: Nr. 195. 
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Staatshaushalts-Etat. 
Anträge zur General- Disfuffion: des Abgeordneten Lasker: 
Nr. 31. I, — des Abgeordneten Dr. Loewe: Nr. 33. 
Anträge zu den Gtats: 

Deffentlide Schuld: des Abgeordneten Leſſe: Nr. 40. — 
bes Abgeordneten Dr. Weber: Nr. 44. I, 

Haus der Abgeordneten: des Abgeorbneten v. Bonin 
(Genthin): Nr. 188. I, 

Staats-Minifterium: bes Abgeordneten Dr. Hänel: Nr. 36. 
L, — bes Abgeordneten Zauenftein: Nr. 31. I, und 
Nr. 31. IL 

Minifterium der Auswärtigen Angelegenheiten: ber 
Abgeordneten Graf Bethuſi-Huc, v. Bennigjen und 
v. Hoverbed: Nr. 72, — des Abgeordneten Freiherrn 
v. Hoverbed: Nr. 108. und 109. L 

Beantwortung von Anfragen der Kommiffarien des Haujes 
jeitend bes Minifteriums des Auswärtigen: Nr, 105. 

Finanz-Minifterium: der Kommiffarien des Haufes: Nr. 35,, 
— ber Abgeordneten Dr. Virchow und v. Bodum»Dolffe: 
Nr. 44. II. — des Abgeordneten Tweften: Nr. 44. III, — 
des Abgeordneten Dr. Karften: Nr. 44. IV., — bes Abges 
ordneten Dr. Kugler: Nr. 88, II. 

Berzeihniß der Effelten- Beftände des Staats - Aktiv» Kapi- 
talien= Fonds: zu Nr. 35. 

ZuftizeMinifterium: der Kommiffarien bes Haufes: Nr. 58,, 
— der Abgeordneten Dr. Bahlmann und v. Guérard: 
Nr. 67., — des Abgeordneten Krap: Nr. 68., — der Ab» 
geordneten Lasker und v. Rönne: Nr. 70, — des Ab» 
geordneten Leſſe: Nr. 78., — des Abgeordneten Simon 
v. Zaftrow: Nr. 189. L, — des Abgeorbneten Grafen 
v. Winpingerode: Nr. 190. I. 

Minifterium des Inneren: der Kommiffarien des Haufes: 
Nr. 77., — des Abgeordneten Solger: Nr. 79., — bes 
Abgeordneten v. Thofarski: Nr. 80. und 191, — bes 
Abgeordneten Dr. Lorentzen: Nr. 81. 1,, — des Abgeord» 
neten Uhlendorff: Nr. 81. II, — des Abgeordneten Dr. 
Eberty: Nr. 81. III, — des Abgeordneten v. Bodum» 
Dolffs: Ne. 81. IV., — des Abgeordneten Dr. Virchow: 
Nr. 81. V. und 190. II, — des Abgeordneten Schmidt 
(Stettin): Nr. 82. L, — des Abgeordneten Schroeder: 
Nr. 82. II. — des Abgeordneten Lauenftein: Nr. 87.1, — 
des Abgeordneten v. Unrub: 87. II., — der Abgeordneten 
Dr, Glajer und Grojdfe: Nr. 89. und 93., — des Ab» 
geordneten Windthorft (Meppen): Nr. 90. und 104, — 
des Abgeordneten Sachſe: Nr. 95, — des Abgeordneten 
Grafen v. Schwerin: Nr. 188. III. 

Dentihrift, betreffend die Errichtung von drei Regierungen 
in der Provinz Hannover: 69. 
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Staatöhaushaltd : Etat. 

Minifterium für die landwirthſchaftlichen Angelegen» 
beiten: Antrag des Abgeordneten Bottler: Nr. 49., — 
des Mbgeorbneten Biedenweg: Nr. 54. L, — ber Abge- 
orbneten v. Sauden-Sulienfelde, Dr. Karften, Dr. 
Lutteroth und v. d. Marwitz: Nr. 57., — ber Abgeorb- 
neten Robland und Bottler: Nr. 61., — des Abgeord» 
neten v. Behr: Nr. 180. und 189. II. 

Geftüt-Verwaltung: des Abgeordneten Janſſen: Nr. 54. IL 
— des Abgeordneten Dr. Autteroth: Nr. 57. V. 

Kultus-Minifterium: ber Kommiffarien des Haufes: Nr. 92, 
— des Abgeordneten Bied: Nr. 96., — bed Abgeordneten 
v. Mallindrodt: Nr. 115. und 190. III., — bes Ab» 
geordneten Dr. Virchow: Nr. 117. I. und 126. IL — 
des Abgeordneten Dr. Hammader: Nr. 117. II, — bes 
Abgeordneten Dr. Weber: Nr. 120. I., — bes Abgeord⸗ 
neten Grumbredt: Nr. 121. I. und 126, IL, — bes 
Abgeordneten Dr. Bender: Nr. 121. II., — bes Abge— 
ordneten v. Krafidi: Nr. 124, — des Abgeordneten 
Wehr: Nr. 126., — bes Abgeordneten Dr. Elliffen: 
Nr. 127., — des Abgeordneten Freiherm v. Hoverbed: 
Nr. 132, 

Derg-Hüttene und Salinen-Berwaltung: Anträge ber 
Kommiffarien des Hauſes: Nr. 125, 

Gifenbahnverwaltung: der Kommiljarien des Haufes: Nr. 
119,, — des Abgeoröneten Dr. Hammader: Nr. 143. I. 

Domänen- Verwaltung: des Abgeordneten Grumbredt: 
Nr. 91, — des Abgeordneten Dr. Glafer: Nr. 101.: — 
Summariſche Nachweiſung von dem in dem Etat der Do- 
mänen-Berwaltung in Anjag gefommenen Ertrage der nicht 
zu den Vormerken gehörigen Grundftüde, Mineralbrunnen, 
Babdeanftalten, Gebäude, Mühlen, Fiichereien u. |. w.: Nr. 
28., — BZujammenftellung der Zahl, der Fläche und bes 
Ertrages ſämmtlicher Domänen-Borwerke: Nr. 29. 

Forften: des Abgeordneten Salzwedel (Gerbauen) Nr. 97., — 
der Kommiffarien des Haufes: Nr. 102., — des Abgeord- 
neten Schmidt (Stettin): Rr. 111. 

Landesbanf in Wiesbaden: der Kommifjarien des Haufes: 
Nr. 86., — des Abgeordneten Dr. Braun (Wiesbaden): 
Nr. 109. IL 

Indirefte Steuern: des Abgeordneten v. Sybel: Nr. 36. II. 
und Nr. 120. IL, — des Abgeordneten v. Eynern: Nr. 55., 
— des Abgeordneten Dr. Loewe: Nr. 129. 

Allgemeine KaffensBerwaltung: des Abgeordneten Tweften: 
Nr. 142, — des Abgeordneten Laſsker: Nr. 163,, — des 
Abgeordneten Dr. Hammader: Nr. 178. II. — Denk— 
Ihrift, betreffend die Beiträge der von dem Zollvereine 
ausgeſchloſſenen Ortihaften zu den, an den Norddeutſchen 
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Stantähaushalts : Etat. 

Bund zu leiftenden Averfen für Zölle und Berbraudjäfteuern: 
Nr. 123. — Denkſchrift über die Natur der von dem 
Großherzogthum Heffen an die Heſſen-Homburgiſche Staats. 
fafje gezahlten jährlichen Rente von 25,000 Rıblen. 

Direfte Steuern: des Abgeordneten Muntau: Nr. 108, — 
des Abgeordneten Hagen (Görlig): Nr. 143. II., — bes 
Abgeordneten Dr. Ahlmann: Nr. 149. — Nachweiſung 
über die 1865, 1866 und 1867 aufgefommenen Beträge 

. an Mahl- und Schlachtſteuer. 

2) Allgemeine Rechnung über den Staatshaushalt des Jahres 1865: 
Nr. 7. — Bericht der Budget-Kommilfion: Nr. 272. 

3) Allerhböhfte Ermädtigung zur Vorlegung der Nachweiſungen 
der Etats-Ueberſchreitungen und aufßeretatmäßigen Aus— 
gaben der Jahre 1866 und 1867: Nr. 65. — Vorbericht 
der Bubget:Kommilfion: Nr. 328. — Bericht der Budget⸗ 
Kommilfion: Nr. 361. 

Etaatöfhuldenweien. 

1) Entwurf eines Gejeges, betreifend Abänderungen und Ergänzungen 
des Gefepes über die fünftige Behandiung der auf mehreren 
ber neuerworbenen Landestheile haftenden Staatsjhulden vom 
29. Februar 1868: Nr. 11. — Kommiffiont-Beridt: 
Nr. 43, 

2) Entwurf eines Gejepes, betreffend die Fortdauer des in dem Ge: 
jeg vom 6. März 1868 eröffneten Kredits von 5,000,000 Rthlrn. 
Nr. 47T. — Bericht der Budget-Kommilfion: Nr. 170, 

3) Entwurf eines Gejehes, betreffend die Ausgabe von Talons zu den 
Preußiſchen Staatsfchuldverfchreibungen: Nr. 266. — Antrag 
des Referenten Abgeorbneten v. Bonin (Genthin): Nr. 277. 

4) Neunzehnter Bericht der Staatsihulden- Kommilfion über die 
Verwaltung des Staatsichuldenweiens im Jahre 1867: Nr. 150. 
— Antrag der Budget-Kommiſſion: Nr. 332. UI, 

Etaatöverträge. 

1) Berträge zwiſchen Preußen einerjeits und Lübeck, Hamburg und 
Oldenburg andererfeitt, Zoll» und Steuerverhältniffe betreffend: 
Nr. 17. — Antrag des Referenten Abgeordneten Dr. Beder: 
Nr. 30. 

2) Revidirte Rheinſchifffahrts-Akte vom 17. Dftober 1868: Nr. 19. 
— Bufammenftellung derBeihlüffeder Borberathung: Nr. 60, 

3) Gejep- Entwurf, betreffend die Bereinigung der zu Sadjen- 
Altenburg gehörigen Theile der Dörfer Wilſchütz und Gräfen— 
dorf mit dem Preufiihen Staatsgebiete und die Abtretung 
eines Theiles des Dorfes Königshofen an Altenburg: Nr. 84. 
— Antrag des Referenten Abgeordneten v. Sybel: Nr. 186. II. 

4) Staatd-Bertrag som 12. Juni 1868 zwiſchen Preußen und dem 
Großherzogthum Heffen wegen Herftellnug einer Eijenbahn- 
Verbindung zwilhen Hanau und Offenbah und wegen Anfaufs 
des Großherzoglich Heſſiſchen Theils der Frankfurt Offenbacher 
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Stantöverträge. 
Eifenbahn: Nr. 50. — Bericht der vereinigten Kommiſſion 
für Finanzen und für Handel: Nr. 200. 

5) Protofollarifhe BVereinbarung mit Hamburg, wegen Uebernahme 
ber Zolle und Steuerverwaltung in den, dem Zollverein anzu- 
ſchließenden Hamburgifchen Gebietötheilen: Nr. 34. — Antrag 
des Referenten, Abgeordneten Dr. Beder: Nr. 38. II. 

Städte-Ordnung für Schleswig» Holftein, fiehe Gemeindewejen. 
Etellvertretungdtoften : 

Antrag des Abgeordneten v. Bonin (Genthin), betreffend die Regelung 
der Stellvertretungäfoften der Mitglieder des Abgeordnetenhauſes, welde 
Staatsbeamten find: Nr. 220. — Antrag bes Abgeordneten Winbt- 
borft (Meppen): Nr. 262. II. 

Stempeliteuer, 

Gejeg-Entwurf wegen Aenderung der Stempelfteuer in ber Provinz 

Hannover: Nr. 99. — Bericht ber Finanz-Kommilfion: Nr. 207, 
Strafgejehgebung: 

Antrag des Abgeorbneten Dr. Eberty, betreffend die Competenz ber 
Schwurgerichte bei politiihen Berbrehen und Prefvergehen: Nr. 41. 
— Bericht der Jujtiz-Kommilfion: Nr. 245. 

Strafverfahren, gerichtliches gegen Abgeordnete, fiehe Abgeordnete. 
Subhaſtations-Ordnung (fiehe auch Grundeigenthum und Hppothefenweien): 

Entwurf einer Subbaftations: Ordnung: Nr. 71. — Bericht der Kom- 

miffion: Nr. 254, 
Talons, fiehe Staatsjhuldenwejen. 
Trauung geidiedener Ehegatten, fiehe Ehe- und Verlöbnißſachen. 
Trauungstener, fiehe Ehe- und Verlöbnißſachen. 
Typhus-Waijen: 

Bejeg-Entwurf, betreffend die Verwendung des Reftbeftandes des 
Oberſchleſiſchen Typhus-Waifenfonds und des dazu gehörigen Gutes 
Altdorf im Kreiſe Pleß: Nr. 168, — Anträge bes Abgeordneten 
Freiherrn von Hoverbed und des Abgeordneten Shubarth: Nr. 215. 
III. — bes Abgeordneten Dr. Koſch: Nr. 217, 

Unterrichtsweſen: 

1) Gejeg-Entwurf, betreffend die Aufhebung der letzten Beftimmung 
des Art. 25. der Berfafjungs- Urkunde: Nr. 26. I., fiehe Ber 
faffungs-Urfunde. 

2) Gejep-Entwurf, betreffend die Ginrihtung und Unterhaltung der 
öffentlichen Volksſchulen: Nr. 26. II. 

3) Gejep- Entwurf, betreffend die Penfionirung der Lehrer und Lehr 
rerinnen an öffentlihen Volklsſchnlen: Nr. 26, III. 

4) Entwurf eines Gejepes, betreffend die Erweiterung, Umwandlung 
und Neuerrihtung der Wittwen- und Waiſenkaſſen für Elemen- 
tarlehrer: Nr. 27., (fiehe Wittwen- und Waiſen⸗Kaſſen). 

Vereinsweſen: 

Antrag des Abgeordneten Schulze (Berlin) auf Annahme eines Ge— 
jep- Entwurfs, betreffend die privatrechtliche Stellung von Bereinen: 
Nr. 227. 
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Verfaſſungs-Urkunde. 

1) Geſetz-Entwurf, betreffend die Aufhebung der letzten Beſtimmung 
bed Art. 25. der Verfaſſungs-Urknnde: Nr. 26. J., — Bericht 
der verftärften Unterrihts-Kommiffion: Nr. 196., Antrag der 
Abgeordneten v. Hennig und v. Puttlamer: Nr. 258. 

2) Antrag des Abgeorineten v. Guérard auf Abänderung des Art. 84. 
der Berfaffungs-Urfunde: Nr. 6.5; — Antrag des Abgeorbneten 
v. Kardorff: Rr. 23. 

Berjährungsfriften, 

1) Entwurf eines Gejepes wegen Einführung fürzerer Berjährungss- 
friften für die Provinz Schleswig. Holftein: Nr. 138. — An: 
trag des Referenten Abgeordneten Dr. Hänel: Nr. 147. II. 
— Antrag des Abgeordneten Dr. Bähr (Kaffel): Nr. 175., 
— des Abgeorbneten Dr. Hänel: Nr. 177, 

2) Gejeg-Entwurf, wegen Einführung kürzerer Berjährungsfriften 
im Gebiete des Appellationsgerichts zu Frankfurt a. M.: Nr. 329. 
— Antrag des Referenten Abgeordneten Dr. Kugler: 
Nr. 333. 1. 

Verſichernngsweſen. 
Gejepg-Entwurf I., betreffend den Geſchäftsverkehr der Verſicherungs⸗ 
Anftalten, — II., betreffend das Feuer-Verſicherungsweſen: Nr. 256. 
Vormundſchaftsweſen. 

1) Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Abänderung der Beſtimmung 
der Vormünder⸗-Verordnung für das Herzogthum Schleswig 
vom 19, März 1742 über das Honorar der Vormünder: 
Nr. 136. — Antrag des Referenten Abgeordneten Dr. Francke: 
Nr. 147. 1. 

2) Entwurf eines Gejepes, die Aufhebung der Geſchlechts-Vormund— 
haft in den Provinzen Hannover und Schleswig. Holftein bes 
treffend: Nr. 137. — Antrag des Referenten Abgeordneten 
Strudmann; Wr. 147. IL, 

Wahlgejeh. 

1) Gejeg- Entwurf, betreffend die fernere Geltung der Verordnung 
vom 30. Mai 1849 (Gejep-Sammlung Seite 205.) für die 
Wahlen zum Haufe der Abgeordneten in den durch die Geſetze 
vom 20. September und 24. Dezember 1866 mit der Preufi« 
hen Monardie vereinigten Landestheilen: Nr. 22. J. — An— 
träge der Abgeorbneten Dr. Hänel und v. Auerswalb: 
Ne. 216. I. — Zufammenftellung ber Bejchlüffe der Vor— 
berathung: Nr. 225. — Antrag des Abgeordneten Dr. Hänel: 
Nr. 263. 

2) Gejep-Entwurf, betreffend die anderweitige Feftitellung der Wahls 
bezirfe für das Haus der Abgeordneten: Nr. 22, IL. — Ans 
trag des Abgeordneten v. Kardorff: Nr. 203. — Anträge 
bes Abgeordneten Berger (Witten): Nr. 216. IL, — bed 
Abgeordneten v. Hennig: Nr. 216. III. 

Waldgenofenihaften, fiebe Forſtweſen. 
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Wittwen- und Waijenfafjen: 

1) Geſetz-Entwurf, betreffend die Erweiterung, Umwandlung und’ 
Neuerrihtung von Wittwen- und Waiſenkaſſen für Glementar- 
lehrer: Nr. 27. — Bericht der verftärften Unterrichts⸗Kom— 
milfien: Nr. 286. — Ueberfiht der Einnahmen und Ausgaben 
der in den alten Provinzen beftchenden Elementarlehrer-Witts 
wen« und Waijenfaffen: zu Nr. 286. — Anträge des Ab» 
geordneten v. Brauchitſch und des Abgeordneten v. Oven: 
Wr. 292, II, — des Abgeordneten Dr. Braun (Wiesbaden) : 
Nr. 300., — des Abgeordneten Dr. Karften: Nr. 308. II, — 
dea Abgeoroneten Dr. Wehrenpfennig: Nr. 314, — des 
Abgeordneten Shlihting: Ne. 317., — der Abgeordneten 
Windthorſt (Meppen) und Miquel: Nr. 322. 

2) Gefep- Entwurf, betreffend die Schließung der ehemaligen Untere 
offizier-Wittwen» und Waifen- Kaffe: Nr. 306; — Antrag des 
Referenten Abgeordneten Höne: Nr. 344. 

Zollerlaß: 
Entwurf eines Geſetzes wegen Aufhebung des Zollerlaſſes bei 
der Verzollung fremder Waaren auf den Meſſen zu Frankfurt a. O.: 
Nr. 15., — Antrag des Referenten Dr. Becker: Nr. 18. 
Zujammenlegung von Grundſtücken, ſiehe Agrar Grfepgebung- 
Zuftändigfeit der Gerichte in Hannover, fiehe Juſtizweſen. 


esse pres 





Ueberſicht 


Gefchäftsthätigkeit 


des 


Preußiſchen Hauſes der Abgeordneten 


feiner 2. Seſſion der 10. Legislatur⸗Periode 


vom 


4. November 1868 bis zum 6. März 1869. 


— — — — — — — 


Berlin, 1869. 
Gedruckt bei W. Moeſer. 


Stallſchreiber ⸗Straße Nr. 34. 


der 
Gegenftände, 


Abgeordnete. 
(Siehe auch Mans 
datd-Niederlegungen, 
Todesfälle, Vereidi— 
gung auf die Ber- 
faffung und Wahl⸗ 
prüfungen.) 





— 
Alphabetiſche Ordnung 


| 
| 


f 


! 








Borlagen, welche dem Hauje der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
4, November 1868 bis 6. März 1869 gemacht werden find, Kommiffions: 
Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommiſſiouen und Referenten, 
Mefolutionen :c. 
(5. Drudfachen und Anlagen zu den jtenographiichen Berichten.) 





1. Snterpellation dis Abz. v. Bonin (Genthin), betreffend die gejeplide 
Regelung der Stellvertretungsfoften für diejenigen Abgeordneten, welche 
Staatsbeamte find. — Nr. 32, — 


‚2. Antrag ber Abg. v. Bonin und Genoffen, denfelben Gegenftand betreffend. 
— Nr. 220 


+ 


Antrag des Referenten Abg. Windtborft (Meppen), den vorbejzeich— 
neten Antrag anzunehmen. — Nr. 262. II. — 


3. Schreiben der Abgeordneten für den 1. und 2. Schleswig-Holſtein'ſchen 
Wahlbezirk Krüger und Ahlmann, worin fie die Stellung bezeichnen, 
welche fie auf Grund des ihnen übertragenen Mantats dem Abgeordneten 
bauje gegenüber einnehmen. 

Anträge ber Geihäftsordnungs-Kommilfion: 

1) die Abg. Krüger und Ahlmann zur bedingungslojen Ableitung 
des vorſchriftsmäßigen Eides auf die Berfaffung durch das Präſidium 
vor die Schranken des Hauſes laden zu laffen; 

2) im Falle ibres nicht entichuldigten Ausbleibens oder der Verweige— 
tung ber unbedingten Eibesleiftung die Abg. Krüger und Ahl— 
mann nit für legitimitt zu erachten, einen Sip im Hauſe ber 
Abgeordneten einzunehmen, und demgemäß die Königliche Staatt 
Regierung aufzuforbdern, eine Neuwahl im 1. und 2. Schleswig: 
Holſtein'ſchen Wahlbezirk zu veranlaffen. 

Berichterftatter Abg. v. Puttlamer. — Nr. 81. I. — 


A. Frage, ob durd bie dem Abg. Grafen v. Weftarp kommiſſariſch über- 
tragene Verwaltung der Landdroften-Stelle in Hildesheim, defjen Mandat 
als Abgeordneter als erloſchen zu betrachen jei? 

Antrag der Geihältsordnungs-Kommilfion: die Fortdauer des Man— 
dats des Abg. Grafen v. Weftarp anzuerkennen, Berichterftatter 
Abg. v. Puttkamer. — Nr. 581, II. — 








3 
Plenar⸗ 
Sibungen, Nedner, Erledigung, 
in welchen die welche | welche 


AUbanderungs: Anträge ıc. 


1 


„Derathung ſich am der Debatte betheiligt |, der Gegenitand 
— haben, gefunden bat. 


1} 





Berlefung der Jaterpellatien. 


Begründung ud Beantwortung Der 
jelben. 


Allgemeine Beiprehung. 


Die Eh in pieno wird ber 
ſchloſſen. 


Der Geſchäftsordnungs— Kommiſſion zur 
Vorberathung überwieſen. 


Mündlicher Bericht. 


Debatte. 

v. Mallindrodt: Die Nr. 2. des Kom: | 
miſſions-Antrages in folgender Faſ⸗ 
ſung anzunehmen: 

2) dieſelben im Kalle nicht entſchul— 
digten Ausbleibens oder Ver— 
weigerung der unbedingten Eides⸗ 
leiftung, jo lange als liebier- 
bei beharren, nicht für des 
fugt zu erachten, einen Sig im 
Haufe der Abgeordneten einzu: 
nehmen. — Nr. 783, — 


Abftimmung 
— Zweifel über die Beichlußfähigteit ben | 
Hauſes. — 





Der Geſchäftsordnungs-Kommiſſion zur 
Vorberathung überwielen. 


6 —— Finanz-Minifter v. d. Heydt. Von dem Herrn 


Seite 8 Minifter des 
u. 84. Innern beants 
mwortet. 


‚10.Sigung | v. Bonin (Genthin), Minifter | 
S. 207. | des Innern Graf zu Eulen» 
bis 209. | burg. 


—&.209. | Schmidt (Stettin), v. Bonin | 
bis 213. (Genthin), Dr. Loewe, Minifter 
des Innern Graf zu Eulen» 
burg, Graf». Schwerin, Graf 
v. Bethuſy· Hue. | 
| 





| 
40. Sims | Präfident ©. Fordenbed. Wegen Stuff 
S. 1 der Seſſien 
u. 1804. nicht mehr zur 





| Berathung ges 
langt. 
17 Kir Präfident n Fordenbed, von | Annahme des 
©. 49 Epybel, Dr. Koh, Kantaf, | Kommiſſions- 
bis 52. Graf v. Schwerin, Graf zu | Antrages mit 
Eulenburg (Deutſch Erone). dem Amende⸗ 
ment v. Mals 
"8 12. 3 v. Putifamer. linckrodt. 
| 
| 


5 Fr (Die Abg. Krüger 

und Ahlmann 
v. Mallindrodt, Heife, Krüger | legen ihr Man» 
(Haderäleben), v. Denzin, Dr. 
Koſch, Dr. Elliffen, Peterjen, 
Dr. Libelt, Wagner (Franz 
burg), Graf v. Schwerin, v 
Puttkamer, Freiherr v. * 
verbeck. 


= 6.292, 





dat nieder. — 
Siehe ftenogr. 
Berichte Seite 
329. —) 


13. Sidung Präſident von Forckenbeck, 
S. 319. Dr. Koſch, Graf v. Bethuſy— 
| u. 320. | Huc, v. Unrub. 

—— | 


4. Sipung | Präfident v. Kordenbed. Die Fortdauer 

©. 32. des Mandats 

u. 33. des Abg. Grafen 
v. Weſtarp wird 
anerlanni. 


* 


1* 





' Vorlagen, weiche dem Haufe der Abgeerdneten in der Sipungs-Periede som 
Apbaberiihe Ordnung 4. Nevember 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenſtände. Neſolutionen :c. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ſtenographiſchen Berichten.) 





Abgeordnete. 


‘5. Untrag ber Ag. Windtborft (Lüdingbaufen) wegen Aufhebung des 
genen den Abg. Parifius bei dem Kriminal:Senate des Königl. Kammergerichts 
anhängigen Strafverfabre:#, in welchem am 15. Dezember 1868 Termin 
anftebt, für die Dauer der Sipungsperiode, — Nr. BA, — 

Antrag des Neferenten Abg. Leſſe: 
den vorangeführten Antrag anzunehmen. — Nr. 107. — 


6. Antrag dei Abg. Dr. Loewe, um Aufhebung des gegen ben Abg. Dunder 
bei dem Königl. Stadtgeriht zu Berlin wegen Preßvergehens anbängig 
gemachten Strafverfahrene für die Dauer der Sipungsperiode. 

— Nr. 184. — 
Antrag dis Referenten Abg. Haad: 
den vorbezeichneten Antrag anzunehmen. 


7. Zwei Nequifitionen ber Executions · Kommiſſion in Sachen wider den 
Abg. Meyhoeffer wegen verweigerter Ableiftung des Manifeftationseides. 
| 


I 
1} 


| 





Ablöfungen. (Siehe Agrariiche Angelegenheiten.) 





Agrarifche Ange: 1. Gefeß:Entwurf, betreffend die Ummwandelung des Erbleih-, Landfiedel- 


egenbeiten. leih- Erbzins» und Erbpadtverhältniffes in Eigentbum und die Ablöjung 
(Siehe auch Kar der daraus berrührenden Leitungen im Gebiete des Regierungsbezirkt 
lende). Wiesbaden und in den zum Regierungsbezirk Caſſel gehörigen vormals 


Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheilen. — Nr. 167. — 
Bericht der Argrar-Kommiſſion vom 3. Februar 1869. Bericht— 
erftatter: Abz. Knapp — Nr. 247. — mit den Anträgen: 
1. den Gel.» Entm. mit einer Mobification der 88. 6. und 14. 
anzunehmen, 
2. die Erwartung ausſprechen: 
daß die in den Motiven zu dem 8. 25. in Ausficht geftelte 
Erleihterung der Kapital» Ablöfung bei der geſetzlichen Rege— 
lung der Landesbank in Wiesbaden rejp. der Landes- Kredit- 
faffe in Kaffel realifirt werden möge, wie foldyes bisher bei 
Ablöfungen der Grundlaften der Fall geweſen ift. 
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Menar: 
— Medner, @rledigung, 
u. = in weldyen Die welche welche 
mbanberungb: Hinträge 3. ——— ih am der Debatte betheiligt der Gegenſtaud 
ſtattgefunden haben. gefunden hat. 
hat. 
Mündlicher Bericht. 12. Sipung v. Putikamer. 
' ©. 301. 
u. 302. | 
Debatte. ı = &.302. zur Megebe, Reg.» Kom. Geb. 
u. 303. | Reg. Rath Graf zu Gulen- | 
| \ burg, Dr. Rod. 
Die Schlußberathung in pleno wird In. ,Siyung Präfident v. Fordenbed. ' Annahme bes 
beſchloſſen. Antrages und 
Mittheilung 
Mündlicher Bericht. 22. Sitzung Leſſe. an die Königl. 
S.679.u. Staats-Regie⸗ 
| 680. | ‚ rung. 
| 
Diskuſſion. — S.680. v. Brauchitſch (Elbing), Graf | 
bis 682. v. Bethuſy-Huc, Heiſe, Windt⸗ 
| horſt (Lüdinghaufen), Heile, | 
| Leſſe. 
Die Schlußberathung in pleno wird 8. Sipung Präfident v. Fordenbed. Annahme des 
beſchloſſen. S. Antrages und 
| Mittheilung 
Mündlicer Bericht. | 35. rd Haad. ' an die Königl. 
b Staatd- Regie» 
* rung. 
Abftinmung. = 6.1118. ı | Der Vrſioe⸗n 
Der Geihäfttorbnungs - Kommilfion 63. Sipung Präfibent v. Fordenbed. Wegen inzwi⸗ 
zur ſchleunigſten Berichterſtattung über· S. 2 ſchen erfolgter 
wieſen. | Erledigung 
nicht zur Bera⸗ 
thung gelangt. 




















Vorgelegt und der Borat ——— 29. .Sigung Minifter für die landw. Angel. , 1. Annahme des 
zur Borprüfung überwieſen. ©. 95. v. Selchow, Präfident von | Gefep - Ent» 
| Forckenbeck. wurfs und 
| Mittheilung 
| | an das Her 

| renhaus. 
General⸗Diskuſſion. '48. Sipung Knapp, Minifter v. Selhow, 2. Annahme der 
' ©. 1567| Dr. Braun (Wiesbaden),  Refolution u. 
| bis 1570. | Winter. Mittheilung 
| an die Königl. 
Spezial ⸗Diskuſſion. | | Staats » Re 

88. 1 bis 5, '=6&.1570. | Der Präfident. | gierung. 

| j 
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| Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode som 
Aphaketiihe Drdnung | 4, November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiſſions 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. | Nefolutionen ze. 
(S. Drudjahen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 





Agrarifhe An | $. 6. 
gelegenbeiten. Berechnung der Abgaben in Getreide, weldes einen allgemeinen Marft- 
preis bat. 


$$. 7. bie 17. 


$. 18. 
Die auf den Grundftücden laftenden Grundfteuern betreffend. 


$$. 19 bis 29. 


| Disfuffion über die Rejolution. 


Abftimmungen über das Amendement Dr. Braun (Wiesbaden) Nr. 284 
und den Geſetz- Entwutf nach den Beſchlüſſen des Hauſes — Nr. 288. — 


Abändernder Beſchluß des Herrenbaufes zu $. 18 deffelben Gel 
Entwurfe. 
Antrag des Referenten, Abg. v. Beeften: 
dem Beſchluſſe des Herrenbaufes zuzuftimmen. — Nr. 369 I. — 


2. Gefeß:Entwurf wegen Ausdehnung der Verordnung vom 28. Septen 
ber 1867, betreffend die Ablöſunzen von Neallaiten, welche dem Domats 
nenfisfus im vormaligen Königreih Hannover zuftehen. — Nr. 302. — 

Antrag des Referenten, Abg. Miquel: 
dem wWejeg-Entwurf die verfaffungsmäsige Zuftimmung zu ertheilen, 
— Nr. 803. J. — 





Hbänderungs: Anträge zc. 





Plenar— 





Erledigung, 
welche 
der Gegenſtand 
gefunden hat. 


DER SEHR SH SERIE REN, Vier SER SE 


Knapp und Bon — Nr. 281, — Zu: 
rüdgezogen. 


Dr. Braun (Biesbaden) — Nr. 284, — 


Angenommen. 


Mündliche Bericht. 


General-Diekuifien. 


Abſtimmung. 


Vorgelegt und bie Sclußberathung in 
pleno beſchloſſen. 


Mündblicher Bericht. 


General⸗Diecuſſion. 


Sibzungen, Nedner, 
in welchen die welche | 
Beratbung | ih au der Debatte betbeiligt | 
ſtattgefunden haben. | 
| hat. 
| 
48, Sipung. | Arndis, Nez. » Kom. Geb. | 
&.1570. Ober-Reg.-Rath Greif. 
= 6&.1571. | Der Präfident. 
—=6&.1571. Arndts, Born, Winter, Dr. 
bis 1577, Braun (Wiesbaden), Geb. 
Ober» Reg.» Rath Greif, Mi« 
quel, Winter, Dr. Braun 
‘ (Wiesbaden), Arndts, Knapp, 
' Geh. Dber-Reg.-Rath Greiff, 
Miquel, 
—=6&.1577. | Dr. Baehr (Eafjel). 
und 1578. 
— $.1578. ı Riniper v. Seldow. 


49. Situng. Präfident v. Fordenbed. 
©. 1615. | 


61. 1. Sigung | v. Beeften. 


Annahme 


©. 2048. 

und 2049. | | 

—= 6, 2049, | Minifter son Seldow, Dr. 

bis 2051. Braun (Wiesbaden), Rey. 
Kom. Geh. Ober-Reg.:Rath 
Greif, Winter, Born, von 
Beeften. 

=6, 2051. Präfident v. Fordenbed. 

und 2052. 


| 60. ,Situng Minifter für die Tandwirth- 
. 1659, ———— Angelegenheiten 
v. Selchow, v. Bennigſen, 
Freiherr v. Patow, Freiherr 
v. Hoverbeck, Miquel 
Windthorſt (Meppen), Prä- 
fident v. Forkenbeck. 


| 5 


4. Sigung | Miguel. 

&.1814.u. 

1815. | 

—&,.1815. | Reg.» Kom. Geh. Ober- Rep. 
u. 1816. Rath Schuhmann. 


des 
Geſetz - Ent- 
wurfs nach den 
Beſchlüſſen des 
Herrenhauſes 
u. Mittheilung 
an die Königl. 
Staats ⸗Regie⸗ 
rung. 


Unnabmedes Ges 
ſetz⸗ Entwurfs u. 
Mittheilung an 
das Herrenbaus; 
dort ebenfalls 
angenommen. 





Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der SipungssPeriode som 
. Mbpabetijhe Ordnung 4, November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden jind, Kommiffions: 
ber Berichte, Unträge der Abtoeilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. Hefolutionen ıc. 
(5. Drudjachen und Anlagen zu den ftenographiichen Berichten.) 





Agrariſche An: 
gelegenbeiten. 


3. Petitionen: 

a. des Grund-Eigenthümers C. Wickenkamp zu Kraufe-tinde bei Hamm, 
betreffend die Beleitigung der Pappeln an Kommunal» und Feld— 
wegen. 

Erfter Bericht der Kommilfion für die Agrar « Verhältniffe 
— Nr. 222, sub B., — Beridterftatter: Abg. Knapp. 
Antrag: Uebergang zur Tagesordnung. 


b. neun Petitionen aus Hettingen, Haleldorf, Hohenborft, Engelbrechtſche 
Wildniß und Blomeſche Wildniß bei Glüdjtadt, Böcklund, Rundhof, 
Gelting und Nortorf, ſämmtlich um Ausdehnung des Geſetzes vom 2. 
März 1850 wegen Ablöſung der Reallaſten ꝛc. auch auf die Provinz 
Schleswig⸗Holſtein. 

Antrag der Kommiſſion für die Agrar-Verhältniſſe: Ueberwei— 
fung Der Petitionen an die Königliche Staats-Regierung mit 
dem Antrage, dem Laudtage einen desfallfigen Gefeg-Entwurf für 
Schleswig» Holftein vorzulegen. — Berichterftatter: Abgeordneter 
v. Koerber. Nr. 176. II. — 


c. des Feldmeſſers und Kultur» Ingenieurs Toujjaint zu Görlig, zur 
Hebung des Wieienbaues und Drainage auf Staatsfoften Kultur: 
Ingenieure anzuftellen und Wieſenbauſchulen einzurichten. 

Dritter Bericht der Kommilfion für die Agrar Berhältnifle 
— Nr. 378, sub A. — Beridterftatter: Abg. Wit. 
Antrag: die Petition der Königlihen Staats- Regierung 
zur Erwägung zu überweilen ıc. 


d. Zwanzig Petitionen aus Strzalkowo, Nikolaifen, Trobowo, aus den Kreiſen 
Wittenberg, Schweinig, Iüterbeg und Zauchbelzig ıc., u.n Abänderung, 
reip. Aufhebung des Geſetzes vom 15. April 1857, betreffend die Ab- 
löfung der ben geiftlihen und. kirchlichen Jnſtituten, frommen und 
milden Stiftungen, Schulen :c. zuftehenden Realabgaben. 

Derfelbe Bericht — Nr. 378. sub F. — Beridterftatter: 
Abg. v. Hanftein. 
Antrag: Ueberweilung an die Königl. Staats» Regierung 
zur Berückſichtigung ıc. 
| e. bed Kaufmann Leopold Grunowski zu Zilfit, betreffend die Hebung 
| des Flachsbaues und Errichtung einer Mufteranftalt zur Flachsbereitung. 
| Derjelbe Bericht — Nr. 378. sub G., — Beriterftatter: 
| Abg. v. Koerber. 
Antrag: Ueberweifung an die Königlihe Staatsregierung 
jur Erwägung. 


ee 7—— — 
Amtsblätter in polniſcher Sprache. Siehe Staatshaushalt sub III. A. 24. und UI. B. 


ee — 





Anftellungen im Kommunaldienft. Siehe Gemeinde-Angelegenheit sub 13. 








| Plenars | 


| Sitzungen, Nedner, | Erledigung, 

= Pr in welchen Die welche welche 
Abänderungs: Yinträge :c. Deratbung | ſich am der Debatte betbeiligt | der Gegenftand 
haben. | gefunden hat, 





Graf v. Schwerin Pupar: deu Gelep- | S. 1816. | Der Präfident. 
Entwurf, ohne auf eine EpezialsDies | 

ceuffion einzugeben, anzunehmen. | 

— Angenommen. — | 

= — — | 


| . 
| Wegen Schluffes 
| | der Seſſion, 
| nicht mehr zur 
| | Berathung in 
pleno gelangt. 


Mündliher Bericht. 59. Sigung | v. Koerber. Annahme des 
&.1981.u.' ‘  Kommilfiond- 
1982, | Antrages und 
| | Mittbeilung an 
Discuffion. ' = 6.1982. Neg.- Kom., Geh. ObereNeg.: | die Königliche 
u. 1983. Rath Schuhmann, Dr. Hinel. | Staats-Regies 
rung. 





Degen Schluſſes 
der Seſſion nicht 
| mehr zur Bera⸗ 
thung inpleno 
gelangt. 


Wegen Schluffes 
der Seſſion nicht 
| mehr zur Bes 
rathung inpleno 
gelangt. 
| 








| Wegen Schluffes 
| der Selfion nicht 
| mebr zur Be 

| rathung in pleno 
| | gelangt. 
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| Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in dev Sigungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht werden find, Kommiffions: 
ber Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Nefolutionen :c. 
(S. Drudjachen und Anlagen zu den ftenographiichen Berichten.) 





Apotbefen. ' Petition der Gemeinde » Verwaltung und der Gemeinderäthe zu Widrath 
um Gewährung der Kongeifion für eine daſelbſt neu zu errichtende Apotheke. 
Erſter Bericht der Kommilfion für Handel und Gewerbe — Pr. 271, 
sub B., — Beridterftatter: Abg. v. Sybel. 
Untrag: Ueberweilung an die Königlihe Staatd-Regierung zur 
Berüdlihtigung. 





Armenpflege. 1. Gefet- Entwurf, betreffend die Aufbringung der Koften der örtlichen 
Armenpflege in der Provinz Schleſien, ausſchließlich der Ober-Laufip, in 
der von dem Herrenhaufe angenommenen unveränderten Faſſung der Re 
gierungs-Borlage. — Nr. 268, — 

Antrag des Referenten, Abg. Solger: den Gelep-Entwurf unver 
ändert anzunehmen. — SAL, I. — 


2. Petition des Richter zu Schreitladen und Genoffen um Grgänzung 
bed 8. 8. des Gejepes vom 31. Dezember 1842 über die Armenpflege. 
Dritter Bericht der Kommilfion für das Gemeindeweien — Nr. 
360. sub C., Berichterftatter: Abg. Koppe. 
Antrag: Uebergang zur Tages-Ordnung. 
| 





Aſſeſſoren polniſcher Nationalität. Siehe Stuatsbanshalt. sub III. A, 23, 





Bauangelegen: Metition des Magiftrats zu Greifswald, worin derfelbe fih über die vom Herrn 
beiten. Hanbdelsminifter der dortigen BausPolizei-Drdnung zuwider ertheilte Erlaub— 
niß zum Bau einer Holzbarade für den Präparirjaal der Anatomie der dor— 

tigen Univerfität beſchwert. 
Zweiter Bericht der Kommijfion für Petitionen vom 11, Dezember? 

1868, — Nr. 141, sub A. — Beridterftatter: Abg: ent. 
YUntrag: die Petition. ber Königlihen Staats-Regierung zur Ab» 
bülfe zu überweilen. 





Bau:Ronienfe. Petition des Peter Hanjen zu Grundhof um Ertheilung der polizeilihen Er— 
‚ laubniß, feine Del- Windmühle in eine gewerblihe Korn: Mindmühle umäns 
dern zu Dürfen. 
Erfter Bericht der Kommilfion für Handel und Gewerbe — Nr. 271. 
| sub A, — Beridterftatter: Abg: Dr. Müller (Hannover). 
| u... Ueberweifung an bie Königlihe Staats-Regierung zur 


Berüdfihtigung ac. 
— — — — — 
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lenar⸗ | Ei 
—— Nedner, Erledigung, 
in welchen die welche welche 
Abänderungs-Ainträge ıe. Deratbung | fih an ter Debatte betheiligt | ber Gegenftand 
u haben. gefunden hat. 
ee 
| ’ 
— — | — Wegen Schluſſes 
der Seſſion nicht 
| mehr in pleno 
| zur Berathung 
| gelangt. 
| | 
Die Schlußberathung in pleno beſchloſſen. 46. Sißung Präſident v. Forckenbeck. Annahme des Ge⸗ 
S. 1509, ſetz ⸗Entwurfs 
und Mittheilung 
Mündlicher Bericht. 57. Sitzung Solger. an die Königliche 
©. 1929. Staate-Regie- 
bis 1931. | rung. 
General»-Discuffien. —&.1931, Reg.Kom. Geb. O.Reg.⸗Rath | 
\ Wenzel. | 
Abſtimmung. = S. 1931. Der Präſident. 
— — — Wegen Schluſſes 
der Seſſion nicht 


mehr in pleno 
jur Berathung 
gelangt. 








| | 
v. Brauchitſch (Flatow) auf Ueber: | 53. Sigung | Lent, v. Brauditih (Flatow), | Annahme bes 








gang zur motivirten Taget«-Drdnung. — | S. 1797. . Reg.» Kom., Geh. Reg.» Rath Kommiſſions- 
Wird abgelehnt. — — 1801.) Homeyer, Dr. Gneift, Reg. , Antrages und 
| | Kom., Geh. Reg.-Rath Ho» Mitteilung an 

mæeyher, £ent. die Königliche 

| Staats⸗Regie⸗ 

| rung. 
| | 

— — — Wegen Schluſſes 
der Seſſion nicht 


mehr in pleno 
zur Berathung 
gelangt. 





12 " 





I orle — — dem — der —— in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung | 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenſtände. | Nefolutionen zc. 
| (S. Drudfahen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 
| 





Beamte. Petition des Bürgers Kopezynski zu Gorzno, betreffend die Entfernung 
| des dortigen Bürgermeifters Hoffmeifter von feinem Amte. 


| Siebenter Bericht der Kommilfion für Petitionen — Nr. 324, 
sub B., — Beridterftatter: Abg. Larz. 


| Antrag: Die Petition der Königl. Staats-Regierung mit der 
Aufforderung zu überweiſen, für Einleitung der Disciplinare 
| Unterfuhung auf Entfernung aus dem Amre gegen den Bürger: 
meifter a are pr Sorge zu tragen. 





Beamten : Befol: 
dungen. 


| 
1. Petitionen aus Königsberg in Pr., Gumbinnen, reichen u. a. D,, 
| Lüdinabaulen und Warburg um Beioldungs-Aufbefferung. 

| Antrag der Budget» Kommilfion: er: an div Königliche 
| a Regierung. — Nr. 37. II. — Beridterftatter: Abg. 
| agen. 


2. Petitionen aus Potsdam, Graubdenz, Falkenberg O.S., Tilſit, Poſen 
und Königsberg i. Pr. um Gehalts-Aufbefferung. 
Antrag dir Budget» Kommilfion: Ueberweiſung an die Königliche 
— Regierung. — Nr. 171. III. — Berichterſtatter: Abe. 
agen. 


3. Petition des Kanzleigehülfen Kalthoff u. Genoffen zu Duisburg um 
Erhöhung ihrer Remunerationen. 
Antrag der Budget» Kommilfion: Ueberweiſung an die Königliche 
en Regierung. — Nr. 187. II. — Beriterftatter: Abg. 
rö 


A. Petition der Betriebs. Secretaire ber Dftbahn, Bredow u. Genoffen 
zu Bromberg, um Gleichſtellung hinſichtlich der Gehaltsiäge mit den Eilen- 
bahn-Secretairen. 

Antrag der Budget» Kommilfion: Ueberzang zur Tagesordnung. 
— Nr. 171. II. — Beridterftaiter: Abg. Dr. Hammader. 


etitionen der Steuer » Reviforen und der Hülftarbeiter des Ober- 
" Steuer Kollegiums zu Hannover, Hoffmann u. Genoffen, um Verbeſſe— 
rung ihres Dienfteinfommens. 
Antrag der Budget » Kommilffon: Uebergang zur Tages » Ordnung. 
— Nr. 171. V. — Berichterftatter: Abg. Dr. Lutterotb. 


| 
| 
| 
Ks GE 7 Duo Sg Von Zu Ss Foo a er ge EEE na DE ee nn u a ame ze gene Sn —— 
Bergwerfs:An: 1. Gefeg: Entwurf, betreffend die Net!» Verbältmiffe des Stein- um 
gelegenbeiten. | Braunfoblen- Bergbaues in denjenigen Landescheilen, in weldhn das Kurfürfte 
lich Sächſiſche UBandat vom 19. — 1743 8 Oefepestraft bat, nach den Be: 
ihlüffen des Herrenhauſes — Nr. 140 
Bericht der XIII. Kommilfion vom 15. ‚Sanuaı 1869. — Nr. 199. — 
Berichterftatter: Abg. Wachler. 
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Plenar⸗ | 
Sipungen, Medner, Erledigung, 
P a in welchen die welche j welche 
Abänderungs:Unträge :c. Berathung ſich an der Debatte betheiligt — der Gegenſtand 
Rattgefunben haben. gefunden bat. 


bat. 
aa —— 
— 63. Sitzung Larz, Reg.-Kom. Geh. Ober: Munabme des 
©. 2144. Reg.⸗Rath Ribbeck, Lent, Pa- Kommiſſious— 
bis 2150. riſius, Reg.Kom. Geb. Ob. Antrages und 
Reg.⸗Rath.Ribbeck, Dr. Gneift, Mittheilungan 
| ' Geh. Ober⸗Reg.⸗Rath Nibbed, die Königliche 








Lent, Parifiuf, Larz. Staats⸗Regie · 
rung. 
| 
\ N: 
| 
| 
| | 
Mündlicher Bericht. | 34. Sitzung Hagen. Annahme ber 
' ©. 1112. '  Kommilfions » 
und 1113, Anträge und 
| >) Mittbeilungan 
Diecuifion. S. 1113. | Dr. Koſch, Schröter. [ die Königliche 
bis 1115. | | Staats⸗Regie⸗ 
rung. 
| 
— — F Wegenschluſſes 
d. Seſſion nicht 


mehr in pleno 
zur Berathung 
gelangt. 


— — — WegenSchluſſes 
d. Seſſion nicht 

| mehr in pleno 

ı zur Berathung 

| gelangt. 


Er — 





Ueberweiſung am eine befondere Kom—⸗ 25. Sitzung Wachler, Freiherr v. Patow. Annahme des 
milfien. S. 805. u. Präfident v. Fordenbed. Geſetz-Entwurfs 
806. und Mittheilung 
an die König- 
General⸗ODiscuſfion. 41. Sißzung Wachler, Tweſten, Dr. Achen— liche Staats— 

S. 1356. bach, Dr. Waldeck, Reg. Kom. Regierung. 


| bie 1366. | Dber-Bergrath Freiherr v. d. 


| | 
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Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungd-Periode vom 
Aphabrtiihe Ordnung 4. Nevember 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Mommiffiond: 
der ' Berichte, Unträge ter Abtbeilungen, Kommilftonen und Referenten, 
Gegenftände. | Refolutionen ꝛe. 


(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 





Bergwerfs: An : | 
gelegenbeiten. | 


Spezial-Discuifion. 
1 
Bezeichnung der Landestheile, in denen die Gewinnung der Stein» und 
N Braunkohlen fernerhin lediglich dem Verfügungérechte des Grundeigen— 
Ihümers unterliegen ıc. 


sg. 2. bis 11. und Abftimmung über den ganzen Gejeg-Entwurf. 


| Eilf Petitionen, um Ablehnung des Gele Entwurfe. 
| Derfelbe Bericht — Nr. 199, — Seite 10. 





2. Geſetz⸗Entwurf, betreffend die Einführung des allgemeinen Berggeſehes 
som 24. Juni 1865 in das Gebiet der Herzogthümer Schleswig und Hol 
ftein — Nr. 185, — 
Bericht der XV. Kommiifion vom 30. Zanuar 1869. Bericht 
erftatter: Abg. Dr. Hammader — Nr. 241, — mit dem 
Untrage: den Gejep- Entwurf mit dem von ber Kommilfion 
vorgejhlagenen Modificationen anzunehmen. 





3. Petition des Bergraths a. D. Fieinus zu Carlshof um Wiederaufhebung 
der vom Ober-Bergamt zu Breslau erlaffenen, die Beihäftigung von Frauen 
und Mädchen beim Bergbau unter Tage verbietenden BergpolizeisBerordnung 
vom 26. Oktober 1868. 

Dritter Bericht der Kommilfion für Handel und Gewerbe — Nr. 376. 
sub A., — Berichterftatter: Abg. Dr. Beder. 
Anträge: 
1) über die Petition zur Tages Ordnung überzugeben; _ 
2) die Königliche Staats-Regierung aufzufordern, zu erwägen, ob 
und in welcher Weile die Beihäftigung von Frauen und 
Mädchen bei dem Bergbau, dem Hüttenbetriebe und in Fabriken 
einer gefeplihen Regelung bedürfe. 


————————————— 
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Plenar⸗ 


Sitzungen, Nedner, Erledigung, 

u = in welchen Die welche welche 
Abänderungs:Ainträge ıc. Berathung ſich an der Debatte beibeiligt _ der Gegenftand 
ag u haben. gefunden hat. 





Heyden-Rynſch, Handelsmi— 
nifter Graf Ipenplig, 


— 42. Sitzung Dr. Karſten, Freiherr v. Patow, 
S. 1370. Dr. Virchow, Reg.-Kom. Ober: | 
bis 1383. Bergrath, Freiherr v. d. Hey⸗ 

den-Rynſch, Wölfel, Dr. Wal- 
deck, Handelsminiſter Graf 
Ipenplip, Miquél, Wachler. 


„1384. Prälident v. Kordenbed. 


S 

S. 1384. Wachler. Durch die An— 

nahme bes Ge⸗ 

| | Sep - Entwurfs . 
| für erlebigt er 
achtet. 





Vorgelegt und einer beſonderen Kom— 
miſſion von 14 Mitgliedern zur Vor— 
prüfung überwieſen. 





31.Sigung | Handelsminiſter Graf v. Ihen- Annahme des Ge- 
©. 1032. plitz. ſetz - Entwurfs 

| ‚ nad den Bor» 

32.Sigung | Dr. Lorengen, Präfident v. For- ſchlägen der Kom⸗ 





©. 1035. | denbed. miſſion und 
| | ' Mittheilung an 
Beneral»-Debatte. 46. Sipung | Handelsminifter Graf v. Ipen- | das Herrenhaus. 
©. 1524. plitz. ' Dort ebenfalls 
' angenommen. 
Spezial»-Debatte. = 6.1525. Dr. Karften, Reg. Kom. Ober: | 
— Dr. Karften: auf Einihaltung eines bis 1529. Bergratb Kreiberr v. d. Heyden⸗ 
neuen Artifeld zwiſchen Art. I. u. Il. Rynſch, Dr. Karften, Dr. Ham: 
betreffend die weitere Ausdehnung der macher. 
Befugniffe des freien Bergbaubetriebes. | | 
— Nr. 263, I. | 
— Abgelehnt. — | | 
i | 
| 
Abftimmung. —S. 1629. Der Präfident. | 
\ 
Wegen Schlufjes 


ber Seſſion 
nit mehr in 
pleno zur Be» 
rathung gelangt. 


Alphabetiſche Drouung 
der 


Geyruftände. 


Beichlagnahme- 
Gefetze. 
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Vorlagen, welche dem Hauſe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht werden find, Kommiffions: 
Berichte, Unträge der Abrbeilungen, Nemmilfionen und Referenten, 
Nefolutionen ꝛe. 

(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 





m Verordnung vom 2. März 1868, betreffend die Beſchlagnahme bei 


Bermögens des Königs Georg. — Nr. 9. — 


Bericht der X. Kommiſſion vom 12. Januar 1869, Berichterftatter: 
Abg. Kent — Nr. 197, — mit den Anträgen: 
I. der Berordnung die verfaffungsmäßige Zuftimmung zu er 
tbeilen ; 
II. gleichzeitig und untrennbar von diefem Beichluffe, deu vun 
der Kommiſſion vorgeihlagenen Gejep- Entwurf anzunehmen. 


2. Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Beihlagnahme des Vermögens 


des ehemaligen Kurfürften von Heſſen. — Nr. 10, — 


Bericht der X. Kommilfion vom 13. Januar 1869, Berichterftatter: 
Abg. nt — Nr. 198. — mit dem Antrage, dem Gejep- Entwurf 
unter Abänderung des $. 4. die verfaljungsmäßige Zuftimmung zu 
ertheilen. 
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l . 
j — Nedner, | Erledigung, 
* in welchen die welche | welche 
Abanderungs⸗Antrage ıc. Beratbung | | ih an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 
| haben. gefunden hat. 








——— und einer beſouderen, aus | 3. Sitzung Finanzminiſter Freiherr v. | Der Verord—⸗ 
itgliebern beftehenden Kommilfion | ©.23.u.24. | Heydt, Dr. Loewe, v. Kars | mung, jewie 





überwielen. | dorff, Präfident v. Sorden- | dem von ber 
| ed. Kommilfion 

| vorgeſchlagenen 
Geueral⸗Diskuſſion. 40. ir, Windthorſt (Meppen), Minifter- Bejep- Ent» 

©. Präfident Graf v. Bismard, | wurfe in ber 


bis 1380. Hand, Minifter « Präfident | beantragten 
| Graf v. Bismard, Schulze | Form die vers 
(Berlin), v. Sybel, Reg | faflungsmäßige 
Kom. Geh. Ober» Reg.» Nath Zuftimmung 
Wollny, v. Beeften, Dr. Bal« ertbeit und 
| dei, Minifter-Präfident Graf dem Herren» , 


v. Bismard. baufe davon 
Mittheilung 
Berjönlihe Bemerkungen. —=6&.1330. | Dr. Braun (Wiesbaden), von | gemadıt. Dort 
_ und1331. Sybel, Zent. gleichfalls die 
Zuftimmung 
Spezial⸗Diskuſſion. erhalten. 


$. 1. des Gefep- Entwurfs, die Wieder- | —S. 1331. Dr. Virchow, Lent. 
aufhebung ber Beihlagnahme betreffend. bis 1334, 


$. 2. Einleitung und Weberjhrift des | = S. 1334. | Präfident v. Kordenbed. 
Gejep- Entwurfs. 


Amendements: | 
Schulze (Berlin): Bon dem Vertrage | 
zurüchzutreten und bem König Georg | 
die Beichreitung des Rechtsweges gegen | 
den Preußiihen Fiskus zu überlaffen 

— Nr. 226. — Abgelehnt. 


\=6&.1334. | Der Präfident. 


Dr. Birhdomw: Im Falle eines nad | = 6.1335. | Der Präfident. 
— Vertragäbrudes von dem 
ertrage zurüdzutreten. — Nr. 224, 














nifter » Präfident Graf von | Herrenhaus. 

Bismard, Dr. Wehrenpfennig, | Dort gleich» 

Lent. | falls angenont» 
— 


— Abgelehnt. 
Abſtimmung 
über beide Anträge der Kommiſſion. —S. 1335. Der Präſident. 
bis 1337, | 
Borgelegt und ber vorgedadhten Kom | 3. Sipung | Finangminifter Freiherr v. d. | Annahme des 
milfion überwiejen. S. 23.u.24. Heydt, Dr. Loewe, v. Kardorff. Gelep-Ent- 
wurfs in ber 
+» Bortrag des Berichterftatters. 41. Sitzung Lent. | von der Kom⸗ 
©. 1339. | miſſion vorges 
| | | ſchlagenen Faſ⸗ 
General⸗Diskuſſion. —S. 1340. v. Mallinckrodt, Dr. Braun ! fung und Mit- 
bis — (Wiesbaden), Herrlein, Mi- theilung an daz 
| 


| ) 
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Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Apbabetiihe Drdnung | 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht werden find, Kommiffions: 
ber Berichte, Unträge der Abtbeilungen, Kemmilfionen und Referenten, 
Gegenftände. | Neſolutionen zc. 
| (S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 








— | 





Eelle, Bereinigung der Vorftäbte. Siehe Gemeinde-Angelegenheit sub 2. 





Eivilprozef:Berfahren. Siche Gerichtäverfaffung sub 3. 4. 





Deichwefen. Petition des Predigers Boſſe und Genofjen zu Gorgaft um Befreiung ihrer 
Dienſtländereien von den Deichlaſten. 
Antrag der Kommijfion für die Agrarverbälinifje: Uebergang zur 
Tages. Ordnung. Berichterftatter: abs, v. Beeften. — Nr. 222. — 
| 





Denkmäler. Siehe Staatshaushalt sub III, A. 35. 





Denunzianten: | Gefeg: Entwurf wegen Aufhebung der Denungianten- Anteile. — Nr. 48, — 
Antheile. 


Antrag der Referenten, Abg. Freiherr v. Hoverbeck und v. Boet— 
tiber: dem a die verfaffungsmäßige Zuftimmung zu 
ertheilen. — Nr. 56. — 


Dispofitionds Antrag des Abg. v. Dieft: in Erwägung zu ziehen, ob nicht die vor» 
ftellung vortragen» tragenden Räthe der Minifterien, — unter Berückſichtigung gewilfer Moda— 
der Räthe der Mis litäten binfihts der Spruch-Kollegien, denen diejelben angehören, — aud 
nifterien. unter Diejenigen Beamten» Kategorien aufzunehmen, welde zur Dispofition 


ı geftellt werben können? — Nr. 278, — 
| Antrag des Referenten, Abg. v. Kardoff: dem Antrage die Zu 
| ftimmung zu ertbeilen. — Nr. 303. II. — 





Diffidenten. Siebe freie Gemeinden, 


zerspuere, 
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lenar | 
— | — —— 
J . in welchen bie) welche weiche 
Abänderungs:Unträge ꝛe. Berathung | fh an der Debatte betbeiligt | der Gegenftandb 
—T haben. gefunden hat. 
1 | 
' 
| | | 
— 41. Sitzung | 
©. 1348. Uloth, Oppermann, Windtborft 
Dbjefte der — bis 1361. (Meppen), Dr. Braun (Wies- 
baden). | 
| | 
$. 2.—5. und —= 6.1351. | Präfident v. Rordenbed. 
Abftimmung über den ganzen Gejeh- | 
Entwurf. | 
Wegen Schluffes 
der Seſſion nicht 
mehr zur Be⸗ 
rathung in pleno 
gelangt. 
Vorgelegt und die Schlußberathung in er 3 | Finangminifter Freiherr v. d. | Unveränderte Ans 
pleno beſchloſſen. | 116, | Heydt, Präfident v. Fordenbed. | nahme des Ge- 


jep - Entwurfs 











Mündliher Bericht. — v. Boetticher. und Mittheilung 

| ©. 258. | an das Herren» 

' und 259, Haus. Dort 

| ebenfalld ans 

General-Discuffion. ' = 6.259. Lauenſtein, Finanzminifter Frei genommen. — 

und 260, | herr v. d. Heybt. 
Abftimmung. —= &,260. | Der Präfibent. 
| 

Die Schlußberathung in pleno wird | 48. Sigung | Präfident v. Fordenbed. Wegen Schlufjes 
beſchloſſen. ©. 1567. der Seſſion nicht 


| mehr in pleno 
| ' zur Berathung 
| | gelangt. 








ee 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung | 4, November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Wommiffions- 
ber \ Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommijfionen und Referenten, 
Gegenftänbe. Nefolutionen zc. 
(S. Drudfahen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 


Dolimeticher. Siehe Staatshaushalt sub III. A. 23. und 24, 





Dotationsfonds der Hülfskaſſen. (Siehe Hülfsfaffen.) 


D Petition des Gutsbefigers Ferdinand Knauer zu Gröbers, die Initiative in 


rainage. (S.aud Ä 
Wieſenbauſchulen.) Bezug auf die Drainage-Geſetzgebung zu ergreifen. 
Dritter Bericht der Kommiſſion für die — — Nr. 
378. sub B., — Berichterſtatter: Abg. v. Thokarski. 
Antrag: 
Die Petition der Königl. Staats» Regierung zur Erwägung zu 
überweijen. 





Ehe⸗Geſetzgebung. 1. Geſetz-Entwurf, betreffend die Gerichtäbarkeit und das gerichtliche Ver— 
fahren in Ehe und Verlöbnißſachen in der Provinz Hannover — Nr. 116, — 


| 


| 
| BpguEaTscHien, 


General:Disenjfion. 


Die Rechtsſtreitigkeiten, welche die civifrechtliche Trennung, Ungültigfeit ober 
Nichtigkeit einer Ehe zc. zum Gegenftande haben, gehören in erfter Inftanz 
| zur Zuftändigfeit der großen Senate der Obergerichte. 


g. 2. 
| Anwendung der Vorſchriften über die Gerichtöverfaffung, das gerichtliche Ber- 
fahren und das Gebührenwejen, welde für jonftige bürgerliche Nechtöftreitig- 
| feiten in der Provinz Hannover maßgebend find, auf die im $. 1. be 
| zeichneten Rechtsftreitigfeiten. 


88. 3—6. 
| 8.7. 
Zuziehung der Kron-Anwaltihaft bei den Verhandlungen vor dem erfennenden 
Gerichte, 
e 
Verpflichtungen und Berechtigungen ber Kron⸗Anwaltſchaft. 
88. 9228. 


g. 29. 
Wirkung des bis zur Rechtskraft des Endurtheils ſtatthaften Abſtandes vom 
| Rechtsſtreite. 
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| Plenar⸗ Hedn | Erledi 
Sitzungen, er, | edigung, 
2 e in welchen die welche welche 
Ubänderungd-inträge ıc. Berathung fih an der Debatte betbeiligt | der Gegenftand 
Ba haben. gefunden hat. 








Wegenschluſſes 
d . Seſſion nicht 
mæehr zurBera- 
thung in pleno 
gelangt. 


N 
| ! 
Borgelegt und die Vorberathung im | 19. Sipung |; Juftizminifter Dr. Leonhardt, | Unveränderte An— 








ganzen Haufe beiclofjen. &.551.bis | Strudmann, von Böttidyer, | nahme des Ge— 
553. Windthorft (Meppen), Dr. ſetz ⸗ Eutwurfs 
Braun (Wiesbaden). u. Mittheilung 


an das Herren» 
_ 35. Sipung | Strucdmann, Windthorft (Mep- | haus;dorteben: 
| ©. 1187. | pen), Suftizminifter Dr. Leon» | falls angenom-» 

bis 1144. hardt, v. Mallindrodt. men. 





— =&.1144. Vice⸗Präſident v. Köller. 
| 


Tweften. — Nr. 201, 1. —. =6&.1144, Tweſten, Juftizminiſter Dr. Leon- 
— Abgelehnt. — und 1145. hardt. 





_ | —=6&,1145. | Bice-Präfident v. Köller. 


Tweften. — Nr. 201, 2. — '=6&.1145. | Tweſten, Reg.» Kom. Ober- 
— Abgelehnt. — ' bis 1149. | Ger.-Rath v. Lenthe, Thilo, 
Lasker. — Sten. Ber. ©. 1146. — | Juſtizminiſter Dr. Leonhardt, 


— Angenommen. — | Laster. 
a | 36. Sipung | Grumbredt. 
| ©. 1152. 
= =6,1153. | Präfident v. Fordenbed. 


— | —=6&,1153. | Gottſchewski, SuftizminifterDr. 
| Leonhardt, Gottſchewski. | 








— welche dem Hauſe der — in der Sitzuugs-Periode som 
Alphaberiihe Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Yommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. | Nefolutionen zc. 
(S. Drudjahen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Ehe⸗Geſetzgebung. 88. 30—32. 


$. 33. 
Deffentlihe Ladung des abtrünnigen Ehegatten. 


88. 34—37. 


$. 38, 
Inkrafttretung des Geſetzes. 


Abſtimmung über das ganze Geſetz. 
Zufammenftellung der i. d. Vorberathung gefaßten Beihlüffe — Nr.206. — 


2 Antrag ber Abgeorbneten Wölfel unt und Genofien, auf Annahme bes von 
ihnen vorgejdhlagenen Gejep- Entwurfs, betreffend die Aufhebung der $$. 30. 
bis incl. 33. Titel 1. Theil II. des Allgemeinen Landrehts und der damit 
zufammenhängenden Beftimmungen. — Vorſchriften über das Ehebinder: 
niß wegen Ungleichheit des Standes. — Nr. 16, — 

— der Referenten, Abgeordneten Lampugnani und Leſſe. 


” 


| Spezial»Debatte. 

| AUmendement Bölfel: Einziger Artifel. 

| Das Eheverbot wegen Ungleichheit des Standes 88. 30— 33. Tit. 1. Th. IL 
des Allgemeinen Landrechts iſt mit allen feinen Folgen aufgehoben. 
Ehen, welche dieſem Verbote zuwider geihloffen find, bedürfen zu ihrer Gültig: 
feit der nodhmaligen feierlihen Vollziehung nit. — Sten. Ber. S. 1157. — 


Abftimmung über das Ganze. 


Petition des Landwirtb Trenn, z. 3. in Berlin, denſelben Gegenftand 
betreffend. 


3. Antrag des Abg. Richter (Sangerhauſen): die Aufhebung des Verbots 
an die evangeliſchen Geiſtlichen, gerichtlich geſchiedene Ehegatten zu trauen 
— Kabinetsordre vom 8. Juni 1867 — baldigit herbeizuführen. — Nr. 485, — 
Anträge: 
1) des Üeferenten, Abg. v. Schöning: den vorftehbenden Antrag 
abzulehnen. 
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lenar⸗ 
Ein — Nedner, Erledigung, 
* in welchen die welche welche 
—— ——— Berathung ſich am der Debatte betheiligt der Gegenſtand 
ſtattgefunden haben. gefunden hat. 


Tweſten. — Nr. 201, 4. — 
— Abgelehnt. — 


Graf v. Schwerin auf Einſchaltung 
des Termins: „I. April 1869,“ 
— Angenommen. — 


Discuffion und Abftimmung. 
Lasker zu $.7. Sten. Ber. ©. 1233, 
— Zurüdgezogen. — 


Die Sclußberathung in pleno wirb 
beichlofjen. 


Mündliher Bericht. 


General» Debatte. 

— Biegler: Berweifung dis Autrages 
Wölfel zur Borberathung an die Juſtiz— 
Kommilfion. — 

— Abgelehnt. — 


Zuſatz⸗ Anträge: 
Abg. Lent. — Nr. 52, 
Durh die Annahme des Amendement 
Wölfel erledigt. 
Abz- Wadhler. — Nr. 53, — Zurüd- 
gezogen. — 


Die Schlußberathung in pleno wird be- 
ſchloſſen. 

Dr. Lo ewe und Dr. Eberty: ben Ar— 
tifel 19. der Berfaffung über die Ein- 
führung der Civilehe durch Vorlage 


bat. 


36. Sigung. | Der Präfident. 
&.1153. | 


| 

| — Tweſten, Juſtizminiſter Dr. 
und 1154. Leonhardt. 
—S. 1154. | Der Präfident. 


— &.1154. Juftiminifter Dr. Leonhardt, 
Graf v. Schwerin. 

6.1155. | Der Präfident. 

35. Sigung Lasker, — Dr. Leon⸗ 
2. 1233. hardt, Lasker, Juſtizminiſter 
bis 1237. Dr. Leonhardt, Lasker. 

4. Sitzung Präſident v. Forckenbeck. 

S. 32. 

36. Sipung | Lampugnani, Leſſe. 

S. 1157. | 

| bis 1161. 

| | 

— &.1161.) Juftizminifter Dr. Leonhardt, 
bis 1169. | Wadler, Wölfel, Reg.-Som, 


Geh. Juſtizrath v. Selling, | 
' Ziegler (Breslau), Lampugnani, | 
eeffe. 


— &.1169.| ent, Dr. Braun (Wiesbaden), | 
bis 1172.| Wadler, Lampugnani, Leſſe, 
Dr. Braun, ent. | 
| 


| = 6.1172. Präfident 9. Fordenbed. 
| = 6.112. Derfelbe. 
| 
j | 
| T. Gipung | Präfident v. Fordenbed. | 
S. 115. 


| 


| 
| | N 


Wegen Schluſſes 





Annahme des Ge⸗ 


ſetz ⸗ Entwurfs 
nad dem Amen⸗ 
dement MWölfel 
und Mitteilung 
an das Herren⸗ 
baus; dorteben⸗ 
falld angenom- 
men. 


Durch vorftehen- 


den Beſchluß für 
erledigt erachtet. 


ber Seſſion nicht 
mebr in pleno 
jur Berathung 
gelangt, 
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Borlagen, welde dem Hauje der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetiihe Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 





ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. Hefolutionen ze. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 
Ehe⸗Geſetzgebung. 2) des Correferenten, Abg. Tweſten: den Antrag anzunehmen. 
— Rt. 114, — 


| 

—— —— 0ü 000——————————;sssss ü j— 
Eides-Normen. | Antrag des Abg. Dr. Koſch auf Annahme des von ihm vorgelegten Gejep- 
Entwurfs, betreffend die Eide der Juden. — Nr. 98 


Antrag des Berichterftatterd Abg. Dr. Gneift: dem Gejep-Entwurfe 
die verfafjungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen. — Nr. 134. — 





| Bericht der Juftiz- Kommiffion vom 30. Januar 1869. Berichi— 
erftatter: Abg. Thilo — Nr. 231, — mit dem Antrage: den 
Gefep- Entwurf in der von der Kommilfion beichloffenen Faſſung 
anzunehmen. 
Diecuffion und Abftimmung. 





@igentbums:Erwerb. Siehe Hypothelenweſen sub 2 u. 5. 





@ifenbabn : An: 1. Gefeg: Entwurf, betreffend die Anlage einer Gifenbahn von Finnen: 
gelegenbeiten. trop über Olpe nad RotheMühle im Bigge-Thal. — Nr, 42, — 
Bericht der vereinigten Kommilfionen für Finanzen und Zölle und 
für Handel und Gewerbe vom 8. Februar 1869. Berichterftatter: 
Abg- Freiherr v. d. Ned — Nr. 276. — mit dem Antrage: 
tem Gejep- Entwurf die Zuftimmung zu eribeilen. 








Abänderungsd: Unträge zc. 


t9 
7 


Plenar⸗ 


Sitzungen, Nedner, 
in welchen die welche 
Berathung ſich an der Debatte betheiligt 
ftattgefunden — 

hat. 





Erledigung, 
welche 
der Gegenſtand 
gefunden hat. 





eines die Einführung derſelben regeln— 

den Geſetzes zur Ausfuͤhtung zu bringen, 
bis dahin aber 

die Aufbebung des Verbots an die 

evangeliſchen Geiſtlichen gerichtlich ge— 

ſchiedene Ehegatten zu trauen, baldiaft 

berbeisuführen. — Wr. 62, — 





Die Schlußberathung in pleno wird ber 
ſchloſſen. 


Mündlicher Bericht. 


General⸗Diskuſſion. 
— Dr. Koſch. Verweiſung ſeines An- 
trages in die Juſtiz-Kommiſſion. — 
— Wird angenommen. — 


Einleitung der Debatte. 


— Dr. Ebener und Genoffen zu 8. 1. | 
-— Fr. 253, 
— Abgelehnt. — 


| 18. Sitzung Präfident v. Fordenbed. 
©. 523. 


31.Sipung Dr. Gneift. 


&. 1022. 
bis 1024. 


—&.1024. Juftizminifter Dr. Leonhardt, 
bis 1026. v. Dieit, Dr. Koſch, Graf zu 
Eufenburg (Deutih Crone). 


45. Sipung Thilo. 
©. 1495. 
und 1496. | 


— &.1496.| Dr. Ebener, Dr. Koſch, Reg. 
bis 1500. Kom., Kammergerichtsrath 
Johow, Dr. Walde, Dr. Ebe- 
ı ner, Reg. Kom., Kammer- 
gerichtsrath Johow, Dr. Koſch, 
Freiherr v. Patow, Dr, Wal: 
deck, Dr. Gneiſt, Lasker, Dr. 
Kugler, Dr. Gneiſt, Lasker, 
Thilo. 


Unveränderte An—⸗ 
nahme des Ge— 
ſetz Entwurfs in 
der von der 
Juftiz⸗-Kom⸗ 
miſſion vorge⸗ 
ſchlagenen 
Faſſung und 
Minbeilung an 
das Herrenbaus; 
dort ebenfalls 
unverändert an⸗ 
genommen. 








Vorgelegt und den Kommiſſionen für 5 Sipung Handeleminifter Graf von Annahme des 


Finanzen und Zölle und für Handel 
und Gewerbe zur Borprüfung über: 
wiejen. 


General-Diskuffion. 


| &.52.u.53. 





57. Sigung Handelsminifter 
S. 191. 


‚58. Sipung 


Itzenplitz, v. Hennig, Dr. 
Beder, Präfident v. Kordenbed. 


Graf von 
Ipenplip, Freihert v. d. Red, 
bis 1939. v. Benda, Berger (Witten). 
Dr. Achenbach, v. Sybel, Reg.» 
Kom. Reg.-Afleflor Dr. Frö- 
lid, Dr. Glaſer, v. Bonin 
(Genthin), Berger (Witten). 


S. 1943. | 
bis 1951. 


Geſetz + Ent- 
wurfs nad dem 
Amendementv. 
Sybel undDr. 

Achenbach 
—Nr.347. 
mit dem Unter⸗ 
Amendement 
der Abgeord» 
neten Dr. Ham⸗ 
macher und v. 
Hoverbeck. 

4 








' Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode som 
Alphabetiſche Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffiond- 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiljionen und Referenten, 
Gegeuftände. Refolutionen :c. 
(S. Drudjahen und Anlagen zu den ftenograpbiichen Berichten.) 





@ifenbabn : An: Spezial-Diskuffion. 
gelegenbeit. $. 1. (Einziger $. der Reg.»Vorlage.) 
Ermädtigung des Handelsminifters, die Bergiſch-Märkiſche Eiſenbahn— 
Geſellſchaft zunächſt zur Herftellung der Eijenbahn von Finnentrop über 
Olpe nah Rothe-Mühle im Biggethale zu veranlaffen. 


= (eaenen 88. find von den Abg. v. Spbel und Dr. Achenbach 
- 847. — vorgeihlagen: 


“ 


$. 2. 
Feſtſetzung und Beihaffung des zum Bau der Bahn erforderlichen Ka- | 
pitals. | 


$. 3. 
Ermittelung bes etwaigen jährlichen Ausfals an Zinsbeträgen. 


$. 4. 
Amortifation der auszugebenden Obligationen. 


8. 5. 
Berehnung des Reingewinns zwilhen Staat und Eiſenbahn-Geſellſchaft. 


8. 6. 
Einleitung und Ueberſchrift des Geieg-Entwurfs, jomie Abftimmung über 
das Ganze. 


Hefolution des Abg. Dr. Hammader und Dr. v. Rönne: 
Die Königl. Staats-Regierung aufzufordern: 
die balvdigfte Ausführung einer direkten Eifenbahn von Göln 
nah Gafjel mit allen a zu Gebote ftehenden Einflüffen zu 
fördern. — Nr. 296. 


9 den vorftehend bezeichneten Gejeg-Entwurf betreffende Petitionen. 


2. Gefeß:Enttwurf, betreffend die Dedung ber im Jahre 1869 erforderlichen 
Ausgaben zur weiteren Bervolftändigung und befjeren Ausrüftung der Staate- 
Eijenbahnen — Nr. 113, — 


und 











Abäanderungs: Unträge zc. 


Einleitung der Debatte, 


(Zur Geſchäftsördnung. — Recht des 
Berichterſtatters. — ) 


Fortiegung der Debatte. 

v. Behr. — Ne. 356. J. — 

Dr. Hammader. Nr. 307. 1. — 
Abgelehut. — 

v. Sybel md Dr. Adenbad. — 

Nr. 347. — Angenommen. — 


$. 2. 
wird nad dem Antrage v. Sybel und 
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Plenar⸗ 


| 


Sigungen, Nedner, 
in welchen Die) weldye 
— ſich an der Debatte betheiligt 
ſtattgefunden — 
hat. 


58. Sitzung Freiherr v. d. Ned. 
©. 1951. 
| und1952. 


—= 6.1952. Reichensperger, Freiherr v. d. 





Hammader, Reichensperger, 


| 


! 


@rledigung, 
welche 

der Gegenftand 

gefunden bat. 


| — Nr. 356, II. 


| 


und 1953. Ned, Meichensperger, Dr. 


v. Bonin (Genthin), Freiherr | 


v. Hoverbed, Reichensperger, | 
Dr. Glaſer, Präfident von | 


| Kordenbed. 


=2.193. Reg. Rom. Reg.» Affeflor Dr. 
bie 190. Frölich, v. Dieft, Reg.Aſſeſſor 
Dr. Frölich, Dr. Loewe, von 
Behr, Handelsminifter Graf 
v. Itzenplitz, Reichensperger, 


| —S. 1960. Dr. Hammadher. 
bis 1962. 


Dr. Adenbad mit dem Amendement . 


Dr. Hammader und v. Hoverbed 
— Nr. 356. Il. — angenommen. 





Vorgelegt und den Kommilfionen für | 


Finanzen und Zölle und für Handel 
und Gewerbe überwiejen. 


—=6&,1962. | Der Präfident. 
=6&.1963. | Tweften. 


|= 8,1963. | v. Dieft. 
\ und 1964. | 


'—=&5.1964, | Der Präfident. 


= 8.1964. | Der Präfident. 


'= 6.1964, | Der Präfident. 


S. 541. plipß, Dr. Beder, Präfident 


v. Zordenbed. 





— undzMit- 
tbeilung an das 
Herrenhaus, 
Dort ebenfalls 
angenomm« 
men. 


Annahme der 
Refolution und 
Mittheilung 
an die Königl. 
Staats-Regier 
rung. 


' Die Petitionen 


| 
I 
| 
| 


werden für er- 
ledigt erachtet. 


8, Sipung, Hanbdelsminifter Graf v. Ipen- | Annahme d. Ges 


ſetz + Entwurfes 
in der von der 


3* 














Vorlagen, welhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Aphaberiiche Ordnung 4, November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiſſions— 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Mefolutionen :c. 
(5. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





| 
@ifenbabn:Unge: 3. Vorlage, betreffend das, mit der Oberfchlefiihen Eiſenbahn-Geſellſchaft wegen 
legenbeiten. Auflöfung des GarantiesFonts für das Anlage Kapital der Breslau-Poien- 
Slogauer und der Poſen-Thorn-Bromberger Eifenbahn und wegen Ueber: 
nahme der auf diefem Garanties Fonds laftenden Berpflihtung zur Gewährung 
von Zintzuihüffen auf die allgemeinen Staatsfonds unter dem 20. 18. Januar 
1869 getroffene Uebereinfommen — Nr. 288, — 


Bericht der vereinigten Kommiſſionen vom 16. Februar 1869. — Bericht 
erftarter Abg. Freiherr v. d. Red — Nr. 305. — 


4. Gefeß: Entwurf, betriffend Die Uebernahme der auf deu Erträgniffen des 
Staats aus dem GölnsMindener Eifenbahn-Unternehmen laftenden Verpflid» 
tungen zur Gewährung von Zinszuihüffen und Amortifationsbeträgen auf die 
allgemeinen Staatsfonds — Nr. 128. — 


Antrag der Bubget-Kommiffion: 
Den Geſetz Entwurf mit den von der Kommiſſion vorgeſchlagenen 
Aenderungen anzunehmen. Berichterftatter: Abg. Dr. Ha mmächer 
— N. 178, — 

Anlage Vertrag zwilhen dem Kgl. Eifenbahn-Kommiffariate zu 
Cöln und der Direction der Cöln- Mindener Eifenbahn-Gejelligaft 
vom 10. Auguſt 1865. 


5. Gefeg:Entwurf, betreffend die Verwendung der verfallenen Kaution für 
das Göln-Soefter EitenbahneUnternehmen. — Nr. 161. — 
Bericht der vereinigten Kommilfionen für Finanzen und Zölle und für 
Handel und Gewerbe vom 27. Januar 1869. Berichterftatter: Abg- 
Dr. Hammader — Nr. 221. — mit dem Antrage, den Gefep- 
Entwurf anzunehmen. 
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Abänderungs: Anträge ꝛec. 


Einleitung der Debatte, 


General-Debatte. 


Abftimmung über die einzelnen Para 


grapben u. den gangen Gejeg-Entwurf. 


Vorgelegt u. die Borberarhung in pleno 
beichloffen. 


Graf v. Bethuſy-Huck: den Gejep- 
Entwurf der Budget» Kommilfion zur 
aa Al zu überweijen — Sten. 
Ber 

— Angenommen. — 


Mündlicher Bericht. 
Grneral»Diskuffion. 


Abftimmung. 


Borgelegt und den vereinigten Kom« 
miſſionen für Finanzen und Zölle und 
für Handel und Gemerbe zur Bor- 
prüfung überwielen. 


General»-Diskuifion. 


Spezial-Distuffion. 


Dlenan 


Cipungen, Medner, Erledigung, 
in welchen Die, welche welche 

Berathung | fi an der Debatte betheiligt der Gegenſtand 
ftattgefunden haben. gefunden bat. 

bat. | , I 
| I 

49. Eipung | Handelsminifter Graf v. Ipene | Kommilfien 
S 1603, | plig, v. Bonin (Genthin), Piä— vorgejchlagen: n 


fident v. Kordenbed. Faffung, und 
Mittheilung 
an dad Herren» 


haus; dort 


54. Sipung | Freiherr ». d. Red. 
S. 1820. 


u. 1821. ebenfalld anger 
nommen. 
'=6&.1821., Handelsminijter Graf v. Itzen— 
ı u. 1822. plig, Dr. Glaſer. 
—S. 1822. Der Präfident. 
u. 1823. 
| 28. Sipung Handeleminifter Graf v. A Annabme d. Ge⸗ 
8, 765. u. plitz, Lasker, Helle, Graf ». ſetz⸗ Entwurfes 
766. Schwerin, Vice-Präſident v. nah den Vor—⸗ 
Köller. ſchlagen d. Bud⸗ 


* Kommiſ⸗ 
i 


et - Sigung Graf v. Bethuly-Hud, Finanz» on, und Mit« 














995. | minifter Freiherr v. d. Heydt, theilung an das 
bie 998. Lasker, Heile, Graf v. Bethuiy: Herrenhaus; 
j Huc, Graf v. Schwerin, Lasker, dort ebenfalld 
Heiſe, Präfident v. Fordenbed. angenommen. 
34. Sigung, Dr. Hammadper. | 
S. 1095. 
| bis 1099. | 
‚=8.1099. | Finanzminifter Freiherr v. d. 
' bis 1101. Heydt, Dr. Birdow, v. Dieft, 
Heile, Lasker, Dr. Hammadher. 
'=&.1101. Präfident v. Fordenbed. 
' u. 1102. | | 
‚28, Sipung Finanzminifter Freiherr v. d. Unveränberte An- 
S. 932. nahme des Ges 


Dept, Präfident v. Forcken— 
ed. ſetz⸗ Entwurfs 
u. Mittheilung 
an das Herren» 
Hanbdelsminifter baus; Dort 


+45. er Dr. Loewe, 


©. 1503. Graf v. Ipenplig. ebenfalls ange⸗ 
bis 1507, nommen. 
46. Sipung v. Bonin (Genthin), Berger 
©. 1510, (Witten), Reg. Kom. Reg. 
bis 1517. Aſſeſſor Dr. Frölich, Dr. 
Beder, Dr. Hammakher. 
'=6.1517.| Dr. Loewe, Handelsminiſter 
bis 1519. Graf v. Ihenplitz, Berger | 


1 | 
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Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Situngs-Periode vom 
Albpabetiſche Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiſſions- 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Meferenten, 
Gegenftände. Meſolutionen zc. 
(3. Drudjachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





@ifenbabn:Unge: 
legenbeiten. 


Dreizehn Petitionen, welche deu vorſtehenden Gejeg-Entwurf betreffen. 
Derielbe Beridt. Nr. 221, ©. 9—11. 





6. Vertrag som 12. Juni 1868 zwiſchen Preußen einerjeitd und Dem Groß— 
berzogthum Helfen andererjeits über Herftellung einer Eijenbabn= Verbindung 
zwilhen Hanau und Offenbach und wegen Ankaufs des Großberzoglid Hel- 
Ligen — der Franffurt-Offenbader Bahn nebſt Schlußprotokoll. — 
Nr. ——— 

Bericht der vereinigten Kommiſſionen für Finanzen und Zölle und 
für Handel und Gewerbe vom 18. Januar 1869. Berichterftatter: 
Abg. Dr. Braun (Wiesbaden) — Nr. 200, — mit dem Antrage 
auf —— Zuſtimmung zu dem Verttage nebſt Schluß— 
protokoll. 


7. Weberficht über den Fortgang des Baues, beziehungsmweile über die Er- 
gebniffe des Betriebs der Preußiihen Staats-Eijenbahnen im Fahre 1867. 


— Rt. „ Dee 


Antrag der Kommilfton für Handel und Gewerbe: 
1) gegen die Königliche Staats» Regierung die Erwartung auszu— 
Iprehen, daß in Wahrung und Anerfennung des Prinzips der 
Konkurrenz das zwiſchen der Niederſchleſiſch-Märkiſchen Shenbahn- 
Verwaltung und der Berlin - Görliger - Eijenbahn » Gefellihaft bes 
— Vertrags-Verhältniß mit dem 15. Juli 1869 ſein Ende 
erreiche. 
| 2) die vorbezeichnete Weberfiht unter Anerkennung der den Bebürfnifjen 
| des Verkehrs entipredhenden Thätigkeit der Eiſenbahn-Verwaltung 
für erledigt zu erflären. 
Berichterftatter: Abg. Dr. Hammader. — Nr. 332. II. — 


8. Nachweis über die Verwendung des im Etat der Eifenbahn-Werwaltung 
tür das Jahr 1867 unter Zitel 5. der einmaligen und außerordentlihen 
Ausgaben ausgejepten Dispofitions: Fonds von 100,000 Thlr. — Nr. 135. — 


Antrag der Budget- Kommilfion: die Vorlage unter Anerkennung 
der Zwedmäßigfeit der ftattgebabten Verwendungen für erledigt zu 
erklären. Berichterftatter Abg. Dr. Hammader. — Nr. 332.1. — 


















Abänderungs-Anträge :c. 





Plenars 


Erledigung, 
welche 
der Gegenjtand 
gefunden bat. 





Borgelegt und den Kommilfionen für 
Finanzen und Zölle und für Handel 
und Gewerbe zur VBorprüfung über 
wiejen. 


General-Discuifion. 


Abftimmung. 


Der Kommilfion für Handel und Ger 
werbe überwielen. 


Mündlicher Bericht. 


Discuffion. 


Der Budget » Kommilfion zur Borr 


prüfung überwiejen. 
Mündliher Bericht. 


Diseuifion. 


Sitzungen, Nedner, 
in welchen die welche 
Berathung ſich am der Debatte betheiligt 
stattgefunden — 
hat. 
(Witten), Dr. Loewe, Dr. 
Hammacher. 
46. Sitzung 
S. 1519. Präſident v. Forckenbeck. 


7. Sitzung Handelsminiſter Graf v. Ipens 
S. 130. plitz, Präſident v. Forckenbeck. 


41. Sitzung v. Benda, Reg.» Kom. Geh. 
&.1353. | Ober » Bauraty Weishaupt, 
bis 1355. | Dr. Braun (Wiesbaden). 


= S.1355. Der Präfident. 
u. 1356. 


14, Sigung Präfident v. Fordenbed. 
©. 353. | 

| 

| 


56, Sipung Dr. Hammacher. 
S. 1885 | 
bis 1888. | 


— 5.1889.) Dr. Glajer, Schmidt (Steitin), 
bis 1893. | Reg.⸗Kom. Geb. Ober-Baur 
rath Weishaupt, Dr. Ham— 
madher, v. Sybel, Geh. Ober- 
Baurath Weishaupt, Dr. Gla- 
jer, Geb. Ober-Baurath Weit: 
baupt, Dr. Hammadıer. 


25. Sitßung Präfident v. Forckenbeck. 
S. 805, 


56. Sitzung Dr. Hammacher. 


&.1893. 
u. 1894, | 





= &.1894.| Dr. Glajer, Dr. Hammacher. 


Für erledigt er- 
klärt. 

Dem Vertrage 
nebſt Schluß⸗ 
protofoll die 
verfafjungs- 
mäßige Zu⸗ 
ftimmung er« 
theilt und dem 
Herrenhauſe 
davon Mit⸗ 
theilung ge» 
macht; dort 
ebenfalls die 
Zuſtimmung 
erhalten. — 


Annahme der 
Kommiſſions⸗ 
Anträge und 
Mittheilung an 
die Königliche 
Staatd-Regie- 
rung. 


Annahme des 
Kommilfiond- 
Antrages und 
Mittbeilung 
an die König- 
lihe Staats⸗ 
Regierung. 





Alphabetiſche Diduung 


der 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode vom 
4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 
Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 





Gegenftände. Mefolutionen zc. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographiichen Berichten.) 
Eifenbabn: Ange: 9. Antrag der Abgeordneten Harfort und Berger (Witten), die Ausfüh- 
legenbeiten. rung reip. Vervollſtändigung des Gejepes über die Eiſenbahn-Unternehmungen 


vom 3, November 1838 betreffend. — Nr. AG. — 
Abänderungs: Anträge: 
a) des Abgeordneten v. Unruh. — Nr. 100. — 
b) tes Abgeordneten Stumm. — Nr. 183. — 
und 
Zehn Petitionen, ſämmtlich denfelben Gegenftand betreffend. 
Bericht der — für Handel und Gewerbe vom 
6. u oe erichterftatter: Abgeordneter v. Spbel. 
— Nr. 1. — 


10. Antrag ber Abgeordneten Dr. Beder, Wölfel und Sachſe auf Annahme 
des von ihnen vorgelegten Gejep-Entwurfs, betreffend einen Zufag zu 8. 25 
des Geſetzes über die EifenbahneUnternehmungen vom 3. November 1838. 


— Beftimmungen über die Berpflihtung der Eilenbahnen zum Erſatze bes 


Schadens, welcher bei der Beförderung auf der Bahn an den auf derielben 
beförderten Perfonen oder aud an andern Perfonen entfleht. — Nr. 146. — 


nt nun bed Gejep- Entwurfs mit dem Beihluß des Hauſes. 
— Nr. 182, — 


11. Antrag ber Abgeordneten Bergen (Witten) und Genofjen wegen baldiger 
Borlegung eines Gejeg-Entwurfs über den Bau einer feften Brüde bei Tilſit 
und einer Eifenbahn von Memel nah Tilfit zum Anſchluß an die Zilfit- 
Iufterburger Bahn. — Nr. 8315. — 

Antrag der Referenten Abgeordneten Miquel und v. Wedell: 

Die Königlihe Staats- Regierung aufzufordern, in diefer oder im ber 
nächſten Seffion des Landtages einen Geſetz Entwurf über den Bau 
einer feften Brüde bei Tilfit und einer Eiſenbahn von Memel nad) 
Tilfit zum Anſchluß an die Zilfit-Infterburger Bahn dem Landtage 
vorzulegen. — Nr. 838, II. — 


12, Qinterpellation des Abgeordneten v. Sybel, betreffend die Herftellung 
einer direkten Eijenbahn + Verbindung zwilhen Deutihland und Stalien. 
un Nr. 355, Se 








bat. 
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| | 
lenar⸗ 
| — Nedner, Erledigung, 
re 5 iin welchen bie welche | welche 
Abanderungs: Antrage :c. Berathung ſich an der Debatte betheiligt der Gegenſtand 
——— haben. | gefunden hat. 


| 

j 

Der Kommillion für Handıl und Ger | 7. Sigung | Präfioent v. Fordenbed. 
werbe zur Borberatbung überwielen. S. 115. 









Wegen Scluffes 
derSeifion nicht 
mehr in pleno 
zur Berathung 


— Einführung des Ginpfennigtarifs, 








Ermäßigung der Zarife für den Pirs | gelangt. 
jonen» und Güterverkehr, größere Rüd: | 
fihtnahme auf die Bequemlidhfeit und 
Geſundheit der Reiſenden bei dem Per- 
jonentrangport, Berihärfung der Haft- 
pfliht der Eifenbahn » Verwaltungen, 
Berpflihtung des Frachtführers zur Er- 
tbeilung von Lade» und Nachnahme: 
ſcheinen, Zulafjung dritter Perfonen 
zur Betreibung des Frachtgeſchäfts auf 
den Bahnen. — 
Die Vorberathung in pleno wird ber | 28. Sipung | Präfident v. Kordenbed, Dr. | Unveränderte An- 
ſchloſſen. S. 909. Becker, Graf v. Schwerin. nahme bed Ge⸗ 
ſetz⸗ Entwurfs 
General»Debatte. 31. Sigung | Dr. Beder. und Mittheis 
S. 1026. lung an das 
bis 1031. Herrenhaus; 
dort ebenfalla 
Abftimmung. =6&.1031. | Der Präfident v. Fordenbed. unverändert ans 
und 1032. genommen. — 
Abftimmung in der Schlußberathbung. | 36. Sipung | Der Präfident. 
S. 1156. 
und 1157, 
Die Schlußberathbung in pleno wird be | 51. Sipung | Präfident v. Kordenbed. Annahme desAn- 
ſchloſſen. S. 1677. trages der Refe⸗ 
renten und Mit⸗ 
Mündlicher Bericht. 57. Sitzung Miquél. theilung an die 
S. 1816. Kgl. Staats⸗ 
bis 1921. Regierung. 
Diskuffion und Abftimmung. —=&.1921. | Handels-Minifter Graf v. Ipen» 
v. Behr in dem Antrage der Referenten | bis 1929. | plig, v. Behr, Heife, Berger 
bie Worte: (Witten), v. Wedel, Handels» 
„in diefer oder in der nächſten Sef- Minifter Graf v. Ipenplig, 
fion des Landtages“ Säulze (Berlin), Miquel, 
zu ftreichen und ftatt derjelben zu jagen: Heile, v. Benda, v. Behr. 


„Sobald die Finanzlage des 
Staats es geftattet”. 








— Abgelehnt. — 
Berlefung, Begründung und Beantwor» |59. Sipung | v. Spbel, Handels - Minifter | Bon dem Herrn 
tung der Interpellation. 5.1979. | Graf v. Ipenplig. '  Handelt-Mini- 
bis 1981. fterbeantwortet. 


1 
| 
I 
l 
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' Vorlagen, welche dem Hauje der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetiihe Ordnung | 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 
ber Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftänbe. | Refolutionen :c. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 


@ifenbabn:Unge | 13. Interpellation des Abgeordneten Biel, den Weiterbau der Halle» 
lfegenbeiten. Kaffeler Eifenbahn betreffend. — Nr. 867. — 


I 


| 


‚14. Petitionen des Eiſenbahn-Comité's zu Allendorf a. d. Werra und 
| der Snduftriellen Gumpert und Genoffen zu Eſchwege, 
betreffend den Bau der Bebra-Wipenhaujer Eifenbahn auf Staatsfoften. 
Erſter Bericht der Kommilfionen für Finanzen und Zölle und 
für Handel und Gewerbe — Nr. 249, sub A., — Berichterftatter: 
Abg. Dr. Braun (Wiesbaden). 
Antrag: Motivirte Tages-Ordnung. 


18. Metitionen des Magiftrats zu Bremervörde, der Handelstreibenden 
Scleiteling und Genoffen zu Bremervörde, der Gemeinde-Vorftände von 
Geeftemünde und Geeftendorf, der Handelsfammer zu Stade, der Aemter 
Freyburg, Neuhaus, Dtterndorj u. |. w., 

den Ausbau der Eifenbahn von Harburg: Stade: Stubben, Harburg. 
Stade-Gurbafen und Stade-Brunshauſen betreffend. 
Derjelbe Bericht — Nr. 249. sub B. L. IL, IIL, und IV. — 
Berichterftatter: Abg. Graf Renard. 
Untrag: Uebergang zur Tages-Drdnung. 

16. Petition der Moielbewohner, Hoflieferanten Gebrüder Löwenftein 
zu Koblenz und Genoffen, den Bau der Mojelbahn betreffend. 

Antrag der Kommilfionen für Finanzen und Zölle und für Handel 

und Gewerbe: UWebergang zur Tages » Drbnung. Berichterftatter: 

Abg. Freiherr v. d. Red. — Nr. 249. I. — 





17. Betition des Dr. jur. Weinhanen zu Cöln wegen Befriedigung ber 
Bläubiger der Aahen-Maftriter Eijenbahn-Geiellihaft und Veränderung 
der beftehenden Eijenbabn-Gejepgebung. 

Erſter Bericht der Kommilfion für Handel und Gewerbe Nr. 271. 
sub D., Beridterftatter: Abg. Dr. Ahenbad. 
Antrag: Uebergang zur Tages-Ordnung. 


18, Petitionen der Handelsfammern zu Effen und zu Bodum, betreffend 
die Weiterführung der Rheiniihen Eijenbahn von Watteniheid aus in 
öftlicher Richtung und zunächſt bis Dortmund, ſowie den Bau einer ftehen- 
den Brüde über den Kein bei Rheinhaufen. 

Zweiter Bericht der Kommilfion für Handel und Gewerbe über 
Petitionen — Nr. 297, sub A., Berichterftatter: Abg. Dr. Beder. 
Antrag: 
Ueberweilung der Petitionen an die Königliche Staats -Regie— 
rung zur Berüdfihtigung. 


—A — — f 
ri 
* 
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———— —— — — — 


Plenar⸗ 


Sibunden, et — 

— * in welchen die welche welche 
Uibänderungbrliuträge :c. Derathung | fih an der Debatte betbeiligt der Gegenftand 
Aa ra haben. | gefunden hat. 


| 
Berlefung der Interpellation. | 61. Sigung Handels-Minifter Graf v. Igen« | Bon dem Herrn 
| ©.2048. plißz. '  Hanbels-Mini» 
| ſter wird die Er⸗ 
64. Sitzung | Präfident v. Fordenbed. klärung abge 
S. 2159. | Handeld-Minifter Graf v. Ißen- geben, daß bie 
| plitz. Staatd-Regie- 
| 
| f 





rung nidt in 
ber Lage ſei, 
für jept die In« 
terpellation zu 
beantworten. 





| Wegen Schluſſes 
—— — 


mehr in pleno 
zur Berathung 
gelangt. 


— — — | — — 
| | Wegen Schluſſes 

der Seſſion nicht 

mehr in pleno 
zur Beraihung 

gelangt. 


Wegen Schluſſes 
der Seſſion nicht 
mehr zur Bera⸗ 
thung in pleno 
gelangt. 

Wegen Schluſſes 
der Seſſion nicht 
mehr in pleno 
zur Berathung 


Begen Schluſſes 


| 
ber Selfion nicht 
mebr in pleno 
zur Berathung 
gekommen. 


gelangt. 


| 
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Borlagen, weldye dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Perivde vom 
Aphabetiihe Ordnung 4. Nevember 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Rommiffions- 
der Berichte, Unträge der Abtbeilungen, Kommijfionen und Referenten, 
Gegenftände. Mefolutionen zc. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





@ifenbahn: Ange: 19, Petition der Epediteure Ad. Siemſſen und Genoffen zu Eydtkuhnen um 
legenbeiten. Wiederaufnahme der Grenzftation Eydtkuhnen in den Preußiſch-Ruſſiſchen 
Derband-Güter-Berfehr. 

Dritter Bericht der Kummilfion für Handel und Gewerbe — 
N Nr. 376. sub B., — Beridterftatter: Abg. Weeſe. 
Antrag: Uebergang zur Tages-Orbnung. 












Entſchädigungs- Petition des Ortsgerichts zu Riegliß wegen Erſatzes des an ihren Feldfrüchten 
Anſprüche. durch Truppensllebungen erlittenen Schadens ıc. 


Siebenter Bericht der Kommiſſion für Petitionen — Nr. 324. 
sub K., — Berichterſtatter: Abg. Prinz zu Hohenlohe. 
Antrag: Uebergang zur Tagesordnung. 






@rbbefcheinigun: 
gen, gerichtliche, 


Gefeß: Entwurf, betreffend die Austellung gerichtlicher Erbbejcheinigungen, 
nad den Beſchlüſſen des Herrenhauſes. — Nr. LAS, — 





Bericht der Juftiz- Kommilfion vom 3. Februar 1869. Bericht: 
erftatter: QAbg. Dr. Bähr — Nr. 248. — mit dem Antrage: 
den Gejrg-Entwurf in der von der Kommilfion beſchloſſenen 
FBaffung anzunehmen. 


Spezial:Disenffion. 
$8. 1. u. 2. 


8. 3. 
Beweisführung ber Erben zur Begründung des angeſprochenen Erbrechts. 


8. 4. 
Befanntmahungen der öffentlihen Aufgebote. 


8 5. 
Ertheilung der Erbbeideinigung. 


8.:6, 
Beftimmungen, betreffend die materiellen Wirkungen der Erbbefheinigung. 
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Plenar⸗ Nedner, | @rledigung, 


welche welche 
ih an der Debatte beteiligt | der Gegenftand 
gefunden bat. 






Abänderungs-Anträge ꝛe. 










Degen Echluffes 
ber Seſſion nicht 
mebr in pleno 
zur Berathung 
gelangt. 







Uebergang zur 


| 
63. Sipung | Präfident v. Fordenbed. 
2156. | Tagesordnung. 








Der Juftiz.Rommiffion zur Berprüfung 27. Sipung | Präfident v. Fordenbed. | Annahme d. Ge⸗ 
übermiejen. ©. 875. ſetz⸗Entwurfes 
| und Rüdien- 

General⸗Diskuſſion. 149. Sipung | Dr. Bähr, Roſcher, Juftize | dung an bas 

S. 1615. minifter Dr. Leonhardt, Lam: Herrenhaus; 

bis 1621, | pugnani, Windthorft (Lüding- dort ebenfalls 

bauen), Dr. Bähr. angenommen. 


— —S. 1621. Der Präfident. 


Leſſe. — Nr. 279. III. B. — —S. 1622. Dr. Bähr, v. Puttfamer, 
Roſcher, v. Puttlammer. — Nr. Kammerger. » Rath Iohom, 
279. II. A. — Dr. Bäbr. 

— Abgelehnt. — 
Strudmann. — Nr. 2883, — 

— Abgelehnt. — 


= =6.1626. | Dr. Bähr. 


und 1627. 
Roſcher. — Nr. 279. III. A. — —=6&.1627.| Dr. Bähr, Roſcher, Juſtizmi⸗ 
— Abgelehnt. — und 1628. | nifter Dr. Leonhardt, Roſcher, 


Suftizminifter Dr. Leonhardt. 


| 
— Angenommen. — bis 1626, Strudmann, Reg. » Kom. 
— — S. 1628. Dr. Bähr. 








Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der SipungssPeriode som - 
Alphabetiiche Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Rommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Nefolutionen zc. 
. (5. Drudfahen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 
— — — — — — — — — 
@rbbefcheinigun: 88. 7. u. 8. 
gen, gerichtliche. 





P | 88. 9. u. 10, 
Ergänzungen mangelhafter Erbbeſcheinigungen. 


$. 11. 
Grmädtigung des Zuftigminifters, die Gerichte wegen Ausführung bes Gejepes 
mit näherer Anmeilung zu verlehen. — Abgelehnt. — 


| Abftimmung. 
m — — — — — — — — 
Expropriation. Geſetz-Entwurf über die Entziehung und Beſchränkung des Grundeigen- 
thums in der vom Herrenhauſe beijhloffenen Faffung. — Nr. 183. — 





Flachsbau, Hebung deſſelben. S. Agrariiche Angelegenheit sub 3. e. 


Feierlichfeiten. 1. @inladungen zu der, in Beranlaffung des hundertjährigen Geburtstages 
Scleiermaders, zu veranftaltenden Gedächtnißfeier. 


2. —— der im Berliner Handwerkeroerein zu Ehren des verewigten 
Präfidenten Dr. Lette ſtattfindenden Gedächtnißfeier. 


* 
Fiſcherei⸗Angele⸗ 1, Geſetz⸗ Entwurf, betreffend die Abänderung und Ergänzung einiger 
genbeit. Beftimmungen ber Filcherei-Ordnung für den Regierungsbezirt Straljund 
| vom 30. Auguft 1865, in der vom Sata beißloffenen Faffung. 
— Nr. 18 


* 


| Antrag des Referenten, Abg. v. Boettidher: 
| dem vorbezeichneten Gejeg- Entwurfe die Zuftimmung zu ertheilen. 
— Nr. 270, U. — 
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[ E 
Fee Nedner, | @rledigung, 
2 PR in welchen bie welche welche 
Mbändsrungi-Uinträge ıe. Derathung ſich an der Debatte beibeiligt | der Gegenftand 
———— haben. gefunden bat. 


— ı 49. Sißung Vice-Präſident v. Bennigſen. | 
S.1628. | | 


Hand zu $. 9. — Nr. 282, — ©. 1628. | Hand, Reg.-Kom. Kummer 
— Angenommen. — bis 1630. | gerichts-Rıb. * Wagener 
(Franzburg), Haack. 


Dr. Becker: Berechnung der Koſten — S. 1630. Dr. Bähr, Dr. Becker, Dr. 
für die Erbbeſcheinigungen im Bezirk und 1631. Bähr, Müller (Solingen), 
des Rheiniihen Rechts. — Sten. Ber. Dr. Bähr, Reg.-Kom. Kam- 
S. 1631. mergerichts-Rathb Johow. 

— Abgelehnt. — 


— '=6,1631. | ——— v. Bennigſen. 
und 1642. 





Der Kommilfion für das Juſtizweſen | 28. —2 — Präfidento. Forckenbeck, Struck- Wegen Schluſſes 


zur Vorprüfung überwieſen. 910. mann, Wachler, Lampugnani, der Seſſion 
Thiele. nicht mehr zur 
| —— ge⸗ 

langt. 


I 
' 





ee res - Ä 
— 5. Sipung] | 

| De Präfident v. Fordenbed. 

| ©. 19. 

| 






31. — Präfident v. Forckenbeck. 





| 


| 
Die Schlugberathung im Plenum wird | 9. 2 Sig Präfident v. Fordenbed, von | Annahme bes 


beichlofien. | Boetticher. Geſetz · Ent⸗ 
| wurf3 in ber 
Mündlicher Bericht. | 93. Sigung | v. Boetticher, von dem Her« 
S. 1785. renhauje bes 
| unb1786. | ſchloſſenen Faſ⸗ 


jung und Mit- 


General-Debatte. '—=6&,1786. Harkort, v. Behr (Greifswald), theilung an 
' bis 1789.| Schmidt (Stettin). die Königl. 
Staats⸗Regie⸗ 
Spezial-Debatte und Abſtimmung. —S. 1789. v. Boetticher, Schmidt (Stettin), rung. 


Freiberr v. Hoverbed, Har- 
fort, v. Boetticher. 


| 
| 
| 


Wappen 
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| Borlagen, weldie dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetiidhe Ordnung | 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemadt worden find, Kommiffions: 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. Nefolutionen zc. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu dem ftenograpbifchen Berichten.) 





Fiſcherei⸗Angele⸗ 


2. Entwurf eines Fiſcherei-Polizei-Geſetzes für den Umfang der Rheinpro— 
genbeiten. 


vinz und den Negierungsbezirf Wiesbaden, in der vom Herrenhauſe be> 
ſchloſſenen Faſſung. — Nr. 229, — 


Bericht der XIX. Kummilfion vom 12. Februar 1869. Bericht: 

erftatter Abg. Arndts — Nr. 301. — mit dem Antrage: den 

Gejep-Entwurf in der von der Kommilfion vorgeihlagenen Faffung 
anzunehmen. 


— — 


Den Vorſchriften des Geſetzes iſt die Fiſcherei in den öffentlichen und Privat— 
gewäſſern mit Ausnahme der geſchloſſenen Gewäſſer unterworfen. 


3 
Schup bed Krebe- und —— 


— 
Beſtimmungen über die Schon» und Fangzeiten. 


Der Gelep-Entwurf wird mittelft Allerh. Ermächtigung vom 1. März 1869 
aus den Berathungen zurüdgezogen. 


3, Antrag der Abg. Dunder und Harkort: 
zur Hebung der Fiſcherei auf hoher ee, Meine Zufluchtshäfen für bie 
Fahrzeuge bis fieben Fuß Tiefgang anlegen zu laffen; und 
zur Förderung der Aufternzucdt die Buchten und Küften der Nordier, 
foweit fie Staatseigenthum find, nur in mittleren und Hleineren Sectio- 
nen zu verpachten. — Nr. 274. — 
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lenars ' 
— Nedner, @rledigung, 
in welchen die welche welche 


Wbänderungs: Uinträge :c. Beratbung ſich am der Debatte betheiligt ‚ ber Gegenjtand 


| a haben. gefunden bat. 





Einer beionderen Kommillion zur Bor- | 40, Sip — Born, Präſident v. Foickenbeck. Duich Aller—⸗ 
prüfung überwieſen. | ©. 1303. hoͤchſte Ermäd- 
| tigung vom 1. 
Einleitung der Debatte. 56.6 us Förfter. März 1869 aus 
| ©. den Beratbun» 
u. 1896, ' gen bes and» 
| tages zurüd» 
General-Debatte. = 6,1896.) Meulenbergb, Harfort, Miniſter gezogen. 
— Meuleunbergh, Born: bie 1903. der landw. Angel. v. Selchow, 
1) den Gejep-Entwurf abzulehnen; Reg.⸗Kom., Geh. Dber-Juftiz« 
2) die Königlihe Staats- Regierung aufs ratb Dr. Mever, Reg.Kom., 
zufordern, dem Landtage in der Präſident des Rev.Koll. für 
nächſten Seſſion einen Geſetz -Ent⸗ Landeskulturſachen Oppermann, 
wurf vorzulegen, durch welchen die Born, Dr. Virchow, Geh. Ober⸗ 
Vorſchriften über die Fiſcherei in den Juſtizrath Dr. Wever, Dr. 
Öffentlichen und Privatgewäſſern für Braun (Wiesbaden), Förfter. 
den Umfang der Rheinprovinz und 
den Negierungsbezirt Wiesbaden 
en geregelt werden. — 
Nr. 345. 
— Nicht ge — gelangt. — | i 
I 
| | 
— 2SE. 1908, Der Präfident. 


— = 6,1904. Der Praͤſident. 


— |=e. 1904. v. Dieft, Geh. Dber-Juftizrath 
bis 1906. Dr. Wever, Dr. Virchow Dr. 

Braun (Wietbaden), Born, 
v. Dieft, Dr. Braun, v. Dieft, 


| 
| 

— Die Diseuffion des Gejepes wird | — 5,1906. Min. für die landw. Angel. 
| 





nad erfolgter Ablehnung der 88. 1.2, v. Selchow. 
u. 3. auf Antrag des Hrn. Din. für | 
die landw. Angel. ausgelegt. — | | 
— | 62.Sigung Präſident v. Forckenbeck. 

S. 2075. 
Der Kommiſſion für Handel und Ge 47. Sipung, Präfident v. Fordenbed. Wegen Schluſſes 
werbe zur Vorprüfung überwieſen. ©. 1543, der Seſſion nicht 
mehr zur Be- 
rathung gelangt. 


wu — es 
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———üü⏑üü⏑00— — — — — ——— — — 


Vorlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemadt worden find, Kommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſienen und Referenten, 
Gegenftände. Hefolutionen :c. 
| (S. Drudiachen und Anlagen zu den ſtenographiſchen Berichten.) 





Forft:Ungelegen: Entwurf sine Geſeßes, betreffend die Bildung von Walogeuoſſenſchaften. 
heiten. — Nr. 24. — 


Bericht der verſtärkten Anrar- Kommilfion vom 27. Januar 1869. 
Berichterftatter: Abg. v. Brieien. — Nr. 230. — mit dem An- 
trage: den Entwurf in der von der Kommiſſſon vorgeidlagenen 
Faſſung anzunehmen. 


16, den vorftehenden Gejep-Entwurf betreffende Petitionen. 


. ———————nnnn"{(( — — 
Frankfurt a./M. 1. Gefeg:- Entwurf, betreffend die Auseinanderjegung zwiſchen S taut un 
Auseinanderjegung | Stadt in Franffur a./M. — Nr. 237. — 


dajelbft zwiſchen 


Staat und Stadt. | 
I 
| 


2. Underweitiger Gefeb: Entwurf, denſelben Gegenftand betreffend, 
nebſt Rezeß und Schlußprotocoll — Nr. 358, — 


Antrag der Budget-Kommilfion: dem Gejeg-Entwurfe nebſt Rezeß und 
Bolzugeprotofell mit der Maaßgabe die Zuftimmung zu ertheilen, 
daß im 8.5. des Geſetz-Entwurfs Zeile 3. zwiichen die Worte „und“ 
und „die Entlaſtung“ eingeichalten werde: 

„vorbebaltlih der bei der Prüfung der Rechnung ſich 
etwa noch ergebenden Erinnerungen für* 
Beriterftatter: Abg. Schroeder. — Nr. 362. — — 





Freie Gemeinden. 1. Vetition tes Arztes Dr. Roſenſtock zu NRöffel, betreffend die erfolgte 
Eintragung der Geburt jeiner Tochter nicht in das Diffidenten-Giviljtands- 
Regifter, jondern in das Geburts-Regifter der Juden. 
Siebenter Bericht der Kommilfion für Petitionen — Nr. 324. 
— sub A., Bericterftatter: Abg. Lent. 
Antrag: die Petition der Königl. Staats-Regierung zur Berüd- 
ſichtigung event. im Wege der Gejepgebung zu überweilen. 





2. Petition des Prediger der Berliner Baptiften-Gemeinde Lehmann, um 
Befreiung der Baptiften- Gemeinden von perjönlihen Leiftungen und Ab» 
gaben an andere Religions-Gejellihaften. 

Vierter Bericht der Kommilfion für Petitionen — Nr. 212. — 
sub ©., Berichterftatter: Abg. Richter (Sangerhauſen). 
Antrag: die Petition der Königl. Staats» Regierung zur 
Abbılfe zu übermeilen. 
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Plenar⸗ Hed Erledi 
Sitzungen, edner, Erledigung, 
* in welchen Die, welche welche 
8 
Abanderunge⸗ Uinträge x. Berathuug ſich an der Debatte betheiligt der Gegenftand 
Bauga nipen baben. gefunden bat. 


Borgelegt umd der dur 7 Mitglieder | 4. Sipung | Minifter für die landwirth- Wegen Scluffes 


zu verftärfenden Agrar Kommillion zur | 5.39. u. ſchaftlichen Angelegenheiten v. , der Seifion 

Borberatbung übermicien. ' 40. Selchow, Delius, Kreiberr v. wicht mehr in 
Hoverbed, v. Mitſchke-Collande, pleno jur Ber 
Präfident v. Forckenbeck. '  rathung gelangt. 


Bemerfungen des Gorreferenten, Ab}. 
Bening u dem Geiep-Entwurf — Zu 
Nr. 230. — 

Amendement der Abg. v. Briefen. v.d. 
Kneiebed (Ruppin). — Nr. 250. — | 


®. 26. u. 27. des Berichtes Nr. 230, | 
Antrag: die Petitionen für erledigt 
zu erachten. 


i 
| 
| 





Borgelegt und der Budget-Kommilfion, | 42. Sitzung Kinanzminifter Kreiberr v. d. Annahme des 
verftärft durh die 2 Mitglieder aus S. 1367, Hepdt, v. Benda, Dr. Virchow, KRommitfions- 
Frankfurt, zur Vorberathung über- bie 1370. | v. Benda, Dr. Kugler, Tweſten, Antrages und 


| 
wiejen, | Präfident v. Kordenbed, Dr. | Mittheilung des 
| Birdom. | GefepeEntmurfs 
| an das Herren» 
Desgleichen. | 58. Sipung Finanzminifter Freiherr v. d. baus; dorteben» 
| ©. 1962. Heydt, Präfivent o. Fordenbed. falls die Zuftim« 
| mung ertheilt. 
Mündlicher Bericht. 60. Sitzung Schroeder (Königsberg). 
| ©. 2012. 
‚ bis 2014. 
Diskuffton und Abftimmung. — &.2014. Finanzminifter Freiherr v. d. | 
I 


u. 2015. | Heydt, Schroeder, Präfibent 
ov . Forckenbed. 





©. 2143. Dr. v. Schelling, Freiherr v. | Kommiſſions- 


— 63. Sitzung Reg.-Kom. Geh. Juſtiz-Rath | Annahme des 
und 2144. | Hoverbeck. | 


Antrages und 
Mittheilung 
an die Königl. 
Staats «Regie 
rung. 


Wegen Schlufies 
der Seſſion 
nit mehr zur 
Berathung in 
| pleno gelangt. 








| 





6* 
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| Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alpbabetiihe Ordnung 4. November 1868 bie 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiſſions⸗ 
der Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. | Mefolutionen ꝛe. 
(S. Druckſachen und Unlagen zu ben ftenograpbiichen Berichten.) 





Freibritsberau: Petition des Bauers und Gerihismannes Jaenſch zu Mufchten, worin er 
bung. fih über feine auf Anoronung des Landratbs Grafen v. d. Golp zu 
Züllichau erfolgte Verhaftung wegen Bermweigerung von Beiträgen zu 

Kanalbauten und über Freibeitsberaubung beihwert. 
Erfter Bericht cer Kommilfion für das Juſtizweſen — Nr. 311. 

sub B, — Berichterftatter Abg. Dr. Bähr. 

YUntrag: Uebergang zur Tagesordnung. 





Gebühren und | Geſetz-Entwurf über einige Ergänzungen und Aenderungen des Geſetzes vom 


Sporteln. (Siehe 12. Mai 1851, betreffend den Anjıp und die Erhebung der Gebühren der 
aud) Rehtsanmwälte in Rechteauwälte in den Bezirken der Appellationsgerichte zu Kaffel, Kiel und 


Antrag des Referenten, Abg. Dr. Bähr, auf Annahme des Geſetz- 
Enıwuris mit den von ihm vorgeſchlagenen Abänderungen. — 


| 

Heffen.) | Wiesbaden. — Nr. 346. - - 
| 
| Nr. 375. — 





Gefängnißwefen. Petition des Aueſchuſſes der Rheiniſch-Weſtphäliichen Gefängniß-Geſellſchaft 
zu Düffeteorf, betreffend die Kreirung einer Gentralftelle für das geſammte 

Gefäugnisweſen der Monardie. 
| Antrag der Budget-Komauijfion: Weberweifung an die Königliche 
1 Staats » Regierung. Berihterftatter: Abgeordneter Kanngießer. 
! Nr. 75, 
| 





Gebaltserböbungen. Siebe Beamtenbejoldungen. 





| 
Gemeinde: Ange: 1 Gejeg: Entwurf, berreffend die Berfaffung und Verwalinng der Städte 
legenbeiten. und Flecken in der Provinz Schleswig-Holftein. — Nr. 110. — 


| Bericht der verftärften Gemeinde-Rommilfien vom 22. Januar 1869. 

| Berichterfiauter Abg. Dr. Frande — Nr. 211. — mit dem An— 

| trage, Ten Geleg-Entwurf nah den Vorſchlägen der Kommilfion 
anzunehmen; ſowie 


30 Petitionen, welde den Gejep-Entwurf betreffen, für erledigt 


g. 7 


zu erachten. 

Spezial⸗Diskuſſion. 
§8. 1. bie 6. 

Erwerb bes Bürgerrechts. 

| 

| 
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Plenar⸗ 

ug | — 

2 e melde welche 

nd F — in welchen Die R welche 
a ia a Berathung ſich am der Debatte betbeiligt der Gegenftand 
— haben. gefunden hat. 

hat. 

WegeuSchluſſes 
der Seſſion 
ucht mehr in 


pleno zur Be» 
| rathung ges 
' langt. 


Die Schlußberathung in pleno wird 55. Sigung | Iuitizminifter Dr. Leonhardt, Wegen Schluſſes 
beſchloſſen. Seite 1844. Dr. Bähr, Präfidentv. Forcken- der Seſſion nicht 
bed. mehr in pleno 
zur Beratbung 
gelangt. 








Wegen Sclufies 
der Seſſion nicht 
mehr in pleno 
| zur Berathung 
| | | gelangt. 











VBorgelegt und der um 7 Mitglieder zu |15.Sigung | Minifter des Innern, Graf | Annahme des Ge— 
verftärfenden Gemeinde » Kommilfion 2,394.u. |) zu Culenburg, Präfident jep ⸗Entwurfs 
zur Berprüfung übermiejen. 395. v. Kurdenbed. dowie der von 

den Abg. Böh- 
General⸗Diskuſſion. 43. Sipung Dr. Francke, Graf v. Schwerin: | mer, Dr. War» 
©. 1399. Pupar, Dr. Frande. bury, Dr. Hae⸗ 
bis 1403. nel und Ohm 
vorgeihlagenen 
Reiolution und 
Mittheilung des 
erfteren an das 
| Herrenhaus, der 
— —S.1404. Der Präfident. legteren an die 
Kgl. Staats» 
| | Regierung. 

v. Hennig, Sten. Ber. S. 1406. — &.1404. | Dr. Balded, Graf v. Schwerin 

— Zurüdgezogen. — bis 1415. | Bupar, v. Hennig, v. Dieft, | 

Hagen (Görlig), Sten. Ber. ©. 1407. Freihert o. Hoverbed, Dr. Hae⸗ 
Lasker, Sten. Ber. S. 1409, nel, Hagen (Görlig), v. Dieft, | 

— Beide abgelehnt. — Ziegler (Breslau), Minifter 


des Innern, Graf zu Eulens 
| burg, Grafo. Schwerin» Pupar, 
| %asler, Dr. Frande. 


Albpabetiihe Ordnung 


ber 
Gegenſtände. 





Gemeinde: Ange: 
legenbeiten. 
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Borlagen, welde dem Hauſe der Abgeordneten in der Sikungs-Periode vom 
4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht werden find, Kommiffiond: 


Berichte, Anträge der Abteeilungen, Kommifjionen und Neferenten, 
Hefvlutionen :c. 
(3. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographiichen Berichten.) 





88. 8. und 9. 


8§. 10, 
Gründe, welde zur Ablehnung oder früheren Niederlegung einer unbejols 
deten Stelle im Magiftrat u. |. w. berechtigen. 


g. 11. 
Ehrenbürgerrecht. 


$. 12. 
Verluſt und Ruhen des Bürgerrechts. 


88. 13. bis 20, 
$. 21. 
Zheilnahme an den Gemeinde-Nupungen. 
8$. 22. und 23. 


8. 24. 
Befreiungen von den Gemeinbeleiftungen. 


$. 25. 
Ablöfung aller nicht perlönlihen Befreiungen. 


88. 26. bis 29. 
. 30, 


$ 
Dauer der Dienftperiode für die bejoldeten und unbejoldeten Magiftratd 
Beamten. 


Pr 
5 — a 
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Plenars ' 
En ngen, Medner, @rledigung, 
= = in weldyen die welche welche 
Uibänderungs:Üinträge · Berathung ih an der Debatte betheiligt der Gegenftand 
ia Fre haben. gefunden bat. 





Hagen (Görlig), Sten. Ber. ©. 1415. 
— MÜbgelehnt. — 


Hagen (Görlig), Sten. Ber. ©. 1418, 
— Mbgelehnt. — 


Böhmer: Auf Vorlegung einet Gejeges, 


wodurdh die Eremtionen und Priviles 
gien der Staatädiener und der Hinter 


| 
| 
I 
' 





43. ——— Der Präſident. 
S. 1415 


—=6&.1415. Hagen (Görlig), Dr. Frande. 
und 1416. 


| 

| 
=6&. = Der Präfident. 

| 

| 

| 


=6&,1416. Fiſchbach, Reg.»Kom. Geb. Ober: 
bis 1418 Reg.⸗Rath Ribbed, Fiſchbach, 
Seh, Ober-Reg.-Ratb Ribbed, | 
Fiſchbach, v. Dieft, Dr. Wal: 
bed, Geh. Dber-Keg.-Raıh 
Ribbeck, v. Dieft, Fiſchbach, 
v. Dieft. 
=6&.1418, | Der Präfident. 
—S.1418. Hagen, Reg.Kom. Geh. Ober⸗ 
und 1419. Reg.-Rath Ribbeck, Hagen. 
—S. 1419. Der Präſident. 


bliebenen derſelben, bezüglid der Kom« | 


munallaften aufgehoben werden. — 
— N. J 
— Angenommen. — 


Barburg — Nr. 238. IV, — 
Miquel. — Nr. 242, 


Hagen (Görlig), Sten. Ber. ©. 1421. 


— Sämmtlid abgelehnt. — 


Dr. Virchow. — Nr. 244, — 
— Zurückgezogen. — 

Miquel. — Nr. 242, Il. — 
— Angenommen, — 


I 
I 


! 


| 
’ 


|= 6.1437. 


43. ie Warburg, Miquel, Reg. Kom. 
©. 1419. | Geh. Ober: Reg.:Raıb Ribbed, 
bis 1432. | Dr. Haenel, Hagen (Görlip), 

\ Geh. Ober⸗Reg.⸗Rath Ribbed, 
Miquel, Geh. Ober⸗Reg.⸗Rath 
Nibbed, v. Dieft, v. Hennig, 
Geh. Ober⸗Reg.⸗Rath Ribbed, 
Graf v. Schwerin. 





144. Era Der Präfident. 


| 
—6.1437.| Der Pröfident. 


Dr. Stande, Dr. Virchow, Reg.» 
bis 1445. 


Kom. Geh. Dber- Reg. Rath | 


' Nibbed, Miquel, v. Unrub, 
ı ©. Behr, Laster, Graf Schwerin, | 
Dr. Birhow, Graf Schwerin. | 


| 
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Borlagen, weldye dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periede vom 
Alpbaberijhe Ordnung 4. November 1868 bis 6 März 1869 gemacht worden find, Fommiffions: 
der Berichte, Unträge der Abtbeilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenſtaͤnde. Neſolutionen ꝛe. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ſtenographiſchen Berichten.) 





Gemeinde: Ange: $. 31. 
legenbeiten. | Beltimmungen über die Ausführung der Wahlen der Magiftratsbeamten. 


| 8. 32, 
Betätigung der Wahlen. 


$. 88. 
Berfagung der Beftätigung. 


88. 34. bis 37. 
$. 38. 


Bezeihnung der Beamten ıc., welde nit zu Stadtverordneten gewählt 
werden Dürfen. 


g$. 39. bis 43. 


$. 44. 
Abflimmungsform bei den Wahlen der Stadtverordneten. 


$$. 45. bis 50. 


$$. 51. 52, 
Berfabren bei den gemeinihaftlihen Berathungen und Beſchlußfaſſungen 
der ſtädtiſchen Kollegien. 





$. 53. 
Verfahren im Falle ber Nichteinigung. 





AUbäanderungs: Unträge zc. 


Dr. Waldeck, Sten. Ber. ©. 1445. 


— Abgelehnt. — 


rn ockum en N) fs, Stenogr. Bericht 


— Abgelehnt. — 


v. Niebelfhüg. — Nr. 239. — 


— Abgelehnt. — 


Wölfel, — Nr. 246. — 
— Angenommen. — 


6.1467. 





'—=6,1471. 


—S. 1471. 


'=6,1471. 
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Plenar⸗ 
Sitzungen, Nedner, 
‚in welchen Die welche 
Berathung ſich an der Debatte betbeiligt 
ſtattgefunden ſich Haben ——— 
| bat. : 


44. Sigung v. Bodum » Dolffs, Tweſten, 
©. 1445. Dr. Waldeck, Dr. Haenel, 
bis 1453. Miquél, v. Henniy, v. Dieft, 
‚ Dr. Francke, Dr. Walded, 

‚ Laster. 
— 6.1453. | Ziegler (Bredlau), 


v. Niebelſchũtz 
bis 1455. 


(Freiftadt), Graf v. Schwerin, 
v. Niebelihüg (Freiftadt). 


—6&,1455. 


Ren. Kom. Gb. Ober-Reg.-Rath 
bis 1461. 


Nibbed, Grafv. Schwerin, Min. 
des Innern, Graf zu Eulen» 
burg, v. Dieft, Graf Schwerin, 
Lasfer, Graf zu Eulenburg 
(Deutih-Grone), Laster, v. Nie⸗ 
belihüp (Freiſtadt). 


= 6.1461. | Bice-Präfident v. Koeller. 


44. Sigung! Mölfel, Reg.» Kom. Geh. Ober: 
S. 1461. Reg.⸗Rath Ribbed, Miquel, 
bis 1466. 

Frande. 


4 Sizuns Präfident v. Fordenbed. 


Dr. Waldeck, Graf v. Schwerin, 
Reg.-Kom. Geh. Dber-Reg.: 
Rath Nibbed, Dr. Walded, 
Dr. Haenel, Freiherr v. Hover- 


bis 1470, 


Geh. Ober-Reg.-NRath Ribbed, 
Dr. Haenel, Graf v. 


Der Bräfident. 


Rath Ribbed. 


v. Niebelihüp (Freiftadt), Geh. 
"Dberedieg. Rath Ribbed, Graf 
v. Schwerin, Geh. Dber-Reg.: 
Rath Ribbed, Wide, Miquel, 
| Dr. Walded, —* Ober-Neg.» 
' Rath Nibbed, Dr . Grande. 


bis 1476. 


bed, Dr. Haenel, v. Hennig, : 


Dr. Braun (Wiesbaden), Dr. | 


hwerin. ' 


Dr. Warburg, Geh. Ober Reg | | 





Erledigung, 
welche 

der Gegenſtand 

gefunden bat. 
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Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alpbabetiihe Ordnung | 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht werden find, Kommiffions- 
der ' Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. | Refolutionen zc. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenograpbiichen Berichten.) 





| 


Gemeinde: Ange: | ss. 54. bis 68, 


legenbeiten. 
$. 69. 


Ale Kommilfionen find dem Magiftrate untergeordnet und Beſchwerden 
gegen das Verfahren derjelben bei dem Magiftrate anzubringen. 


$$. 70. bis 72, 

g. 73. 

Bertheilung von Gemeinbedienften. 
SS. 74. bis 76, 


| 
| $. 77. 
| Gehälter und andere Dienftbezüge. 


88. 78. bis 81. 


Bewirtung der Aufnahme von, der Gemeinde obliegenden, Leiftungen in 
den Etat Seitens der Regierung, wenn bie ftädtiihen Kollegien e# 
unterlaffen oder verweigern, folde auf den Etat zu bringen. 


$$. 83. bis 88. 


$. 89. 
Dertlihe PolizeirBerwaltung. 


$. 90, 
Geſchäfte, welche bie Regierung dem Bürgermeifter ohne befondere Vergü⸗ 
tung zu übertragen befugt ift. 


SS. 91. bis 93. 
Bon ber Ober-Auffiht über die Stadbt-Berwaltung. 
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Plenar⸗ 


Sitzungen, Nedner, Erledigung, 
in welchen die welche | welche 
Deratbung ſich am der Debatte betheiligt | der Gegenftand 


AUbänderungs: Anträge zc. 


ftattgefunden | 
hat. 


I [j 


baben. gefunden hat. 





— 45. Sitzung Der Präſident. 
S. 1476. | 


= — 6.1476. Dr. $rande, Graf v. Schwerin, 
und 1477. Dr. $rande, Geh. Ober-Reg.- 
Rath Ribbed, Miquel, | 
| v. Schwerin. 
| 


_ —= &.1477.| Der Präfident. 

| | | 

Miguel. — Nr. 242, 4. — — &.1477. Miqudl. | 
— Angenommen. — und 1478, 


I 
| 


— —sS.1478 Bice-Präfident v. Koeller. 





Dr. Warburg. — Nr. 238. IV. — —S.1478. Dr. Lutteroth, Geb. Ober-Reg.: 
— Angenommen. — bis 1480. Math Ribbed, Tweſten, Sachſe, 
Geh. Dber-Reg.-Rath Ribbeck, 

Sachſe, Dr. $rande. 


—— | —S. 1480. Bice-Präfident v. Koeller. 


Hagen (Görlig). — Nr. 255. — =6&.1480. Dr. Eberty, Graf v. Schwerin. 
— Abgelebnt. — und 1481. 

Dr. Barburg. — Nr. 238, IV. — 
— Mbgelehnt. — 


— —S.1481. Vice-Präſident v. Koeller. 


Dr. Haenel, Dr. Lutteroth. — —S.1481. Dr. Haenel, Miquél, Geb. 

Nr. 238, II. ' bis 1487. Ober-⸗Reg.«Rath Ribbeck, Graf 
— Angenommen, — v. Schwerin. 

Miquel. — Nr. 242, — 
— Angenommen. — 


Dr. Forchhammer. — Nr. 238. V. 6.1487. Dr. Forchhammer, Miquel, Geh. 
— Abgelehnt. — bis 1489.  Dber-Reg.-NRatb Ribbed, Dr. 
Miquel. — Nr. "ana. 6. — Forchhammer, Dr. Francke. 
— Abgelehnt. — 
Miquél. — Nr, 242,7. — —S. 1489. Miquel, Geh. Ober-Reg.-Rath 
— Angenommen. — bis 1493, Nibbed, Graf Schwerin, Mi: 


quel, Beh. Ober⸗Reg.⸗Rath 
Ribbeck, Dr. Virchow, Graf | 
v. Schwerin, v. Dieft. 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periede vom 
Apbaberijche Drdnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht werden find, Kommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Rommiffionen und Referenten, 
Gegenftände, Mefvlutionen zc. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenograpbiichen Berichten.) 





Gemeinde: Ange: $. 94. 
legenbeiten. Einrichtung der Gemeinde:Berfaffung ohne kollegialiſchen Gemeinde-Bor- 
ftand für fleinere Städte und Fleden. 


$$. 95. bis 101. 
Einleitung und Ueberſchrift des Gejep-Entwurfs. 


Abſtimmung über den ganzen Gelep- Entwurf — Nr. 259, — jo 
wie über die von den Abg. Böhmer, Dr. Warburg, Dr. Haenel 
und Ohm zu $. 24. vorgejhlagene Rejolution. — Nr. 238. I. 


Die von dem Herrenhaufe beicloffenen Abänderungen zu den 8$. 33., 
38., 53., 69., 81., 89. u. 92. des vorftehend bezeichneten Gejeg-Entwurft. 


Antrag der verftärkten Kommilfion für das Gemeindewejen: 
Dem Gejep-Entwurfe mit den von dem Herrenhauſe beichloffenen, 
aus der beigefügten Zufammenftellung erſichtlichen Aenderungen, die 
Zuftimmung zu ertheilen. 
Berichterftatter: Abg. Dr. Frande. — Nr. 349. — 


2. Gefeg: Entwurf, betreffend bie Vereinigung ber Vorftädte vor Gelle mit 
der Stadtgemeinde Celle, — Nr. 194, — 


Bier diefen Gejep-Entwurf betreffende Petitionen. 


Antrag der Gemeinde-Kommilfion: 
Den Gejep +» Entwurf in unveränderter Faſſung anzunehmen, die 
Petitionen für erledigt zu erachten. 
Berichterftatter: Abg. Lauenftein. — Nr. 270, — 





3. Entwurf einer Gemeinheitstheilungs: Ordnung für den Negierungäbezirt 
Wiesbaden mit Ausnahme des Kreiſes Biedenkopf. — Nr. 223. — 


Bericht der Agrar» Kommilfion vom 12, Februar 1869. Bericht: 
erftatter: Abg. Arndts — Nr. 287, — mit dem Antrage: 
Den Gefeg-Entwurf mit einer Modification des $. 15. anzunehmen. 


Spezial-Diskuffion. 
$8. 1.—17. 


$. 18. 
Die Umlegung derjenigen Grundftüde, welche nicht zur Abfindung aufzuheben» 
der Berechtigungen abzutreten find, erfolgt nady der Verordnung vom 
2. September 1867, betreffend die Güter-Konfolidation ꝛc. 














Plenar⸗ 


Sitzungen, Nedner, Erledigung, 
* in we ie Iche welche 
» z i in welchen Die j weld 
als en Berathung ſich an der Debatte betheiligt der Gegenſtand 
Be haben. srfanben bat, 





45.Sipung Dr. Karften, v. Dieft, Dr. 
—=6&.1493.  Frande, Geh. Dber-Reg. Rath 
und 1494. | Nibbed, Graf v. Schwerin. 


Dr. Warburg. —— Nr. 238. IV. — 
— Angenommen. — 


— —S.1495. Präſident v. Forckenbeck. 
— 46. Sitzung Der Präſident. 
©. 1520. 


| und 1521. | 
Mündlicher Beridt. | 60. Sipung Dr. Stande. — Annahme b. Ge⸗ 
S. 2025.“ ſetz⸗ Entwurfes 
nach ben Be— 
General⸗Diskuſſion. — S. 2026. Tweſten, Graf v. Schwerin, ſchlüſſen des 


bis 2028. Meg. Kom. Geh. DbersReg.» | Herrenhaufes, 
Rath Ribbed, Frhr. v. Hover-⸗ u. Mittheilung 
bed. ' an die Königl. 
| Staatö-Negies 
Abftimmung. —=6.2028. Präfident v. Forckenbeck, Dr. rung. 
bis 2030. Frande. 
Der um 7.Mitglieder zu verftärfenden 32. Sigung Finangminifter Freiherr v. d. Annahme bes 
Kommilfion für das Gemeindeweſen S. 1035, Heydt, Strudmann, Windt: Kommilfions = 


zur Vorberathung überwiejen. | ' borft (Meppen), BPräfident | Antrages, und 
| ov. Fordenbed. Mittheilung d. 

| | Geſetz Ent⸗ 
Mündlicher Bericht. 49. Sitzung | Lauenftein. wurfes an das 

| &. 1632. | Herrenhaus; 

, u. 1683. | dort ebenfalls 

| angenommen. 

Abftimmung. .=6&.1633. , Der Präfident. 
u. 1634, \ 








Vorgelegt und der um 7 Mitglieder zu 39. Sigung | Minifter für die landw. Ange- Annahme d. Ge 

verjtärfenden Gemeinde » Kommilfion S. 1267. legenheiten v. Selchow, .® ſetz⸗ Entwurfes 

nin (Genthin), Präfident v. ; u. Mittheilung 

Forckenbeck. aan das Herren⸗ 
haus. 


zur Vorprüfung überwieſen. 


General⸗Discuſſion. 53. Sizung Knapp. 
S. 1791. 
u. 1792, 


| 
I 


Rn | —&,1792. | Bice-Präfident v. Köller. 


Born. — Nr. 326, I, — —=6&.1792. Born, Reg.“Kom. Geh. Ober: 
— Abgelehnt. — bis 1794. Reg.«Rath Greiff, Born, Dr. 
Freiherr v. Schwargfoppen- | 
Rottorf. 
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Borlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alhpabetiſche Drdnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden iind, Kommiflions: 
der Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Meferenten, 
Gegenftände, Hefvlutionen :c. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu dem ftenographiichen Berichten.) 





Gemeinde: Ange: | ss. 19.—21. 
legenbeiten. 


* 


Die auf den Grundftüden Laftenden Grundfteuern betreffend. 


g8. 23.—29. 


$. 30. 
Güter-Konfolidationen. 





Abftimmung über den ganzen Gelep-Entwurf. 
Abändernder — des Herrenhauſes zu $. 18. des Geſetz-Ent⸗ 
wurfes. — Nr. 365, 
Antrag der Agrar Kommilfion: 
dem Beichlufje des Herrenhaufes zuzuftimmen.  Berichterftatter: 
Abg. Dr. Braun (Wiesbaden). — 369, II. — 


4. Gefet- Entwurf, betreffend die Theilnahme der Staatsdiener in Neus 
Vorpommern und Rügen an den Kommunallaften und dem Gemeinde 
Berbande, nad den Beihlüffen des Herrenhaujes. — Nr. 269, — 

Antrag der Gemeinde-Kommilfion: 
den Gejep- Entwurf in der vom Herrenhaufe beihloffenen Faſſung 
anzunehmen. Berichterftatter: Abg. v. Boettider. — Nr. 294, — 


General-Diskuſſion. 


——— 


Bezeichnung der —— welche von den direlten Kommunale 
Auflagen befreit jein jollen. 


5. Antrag der Abg. Born, Dr. Braun (Wiesbaden), Knapp, Mohr, 
auf Annabme des von ihnen vorgeihlagenen Gejep- Entwurfs, betreffend 
die Abänderung der 88. 3., 10. und 13. des Gemeindegelepes des vor— 
maligen Herzogtbums Naffau vom 26. Juli 1854. — Nr. 112, — 

Bericht der verftärften Gemeinde-Kommiſſion vom 2. Februar 1869. 
Berichterftatter: Abg. Solger — Nr. 234, — mit dem Antrage, 
den Gejep-Entwurf in der von der Kommilfion beſchloſſenen Faffung 
anzunehmen. 
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Plenar⸗ 
Eipungen, Medner, Erledigung, 
a P i lchen die welche welche 
Abänderungs: ä ie 2 
gb: Uinträge ”e Berathung ſich au der Debatte beiheiligt | der Gegenftand 
— haben. gefunden hat. 


| | 


Knapp, Mohr. — Nr. 307. I. — 
— Angenommen. — 


Born. — Nr. 326, 2. — 
— Abgelehnt. — 


Mundlicher Bericht. 


Abſtimmung. 


Der Gemeide · Kommiſſion zur Borprüs 
fung überwieſen. 


Mündlicher Bericht. 6i 
| 
| 
| 
| 


An die um 7 Mitglieder verftärkte Ger | 
meinde-Rommijfion zur Borberatbung | 
überwiefen. 


Einleitung der Debatte. 


—8S.1794. | Winter, 


53. Sipung | Vice⸗Praäſident v. Köller. 
©. 1794. | 


bis 1796. | 
Winter, 


—= 8.17%. | BVice-Präfident v. Köller. 


| 
| 








—=6.17%. Geh. Ob.-Reg.-Rath Greif, 
u. 1797. Born, Dr. Frhr. v. Schwarp- 
foppen:Rottorf. 

Ber 1797. , Bice-Präfident v. Köller. 
— Sipung | Dr. Braun (Wiesbaden). 


|=6.2092. Präfident v. Fordenbed. 


46. er Präfide .t von Fordenbed, von 
©. 1519. Boetticher. 


Bern 





v. Boetticher. 
un 2058. 
— S. 2065. Laster, Reg. Kom. Geh. Ober 
bis 2057. Reg. “Rath Nibbed, von 
Boetticher. 
—=6&.2057. Präſident v. Fordenbed, Reg. 
bis 2059. Kom. Geh. Ober-Reg.-Rath 


Ribbeck. 





'19. 9. Sipung Präfibent ı v. #ordenbed, Dr. 
©. 549. Braun (Wiesbaden), v. Boet- 
und 550, 

Graf zu Gulenburg, Dr. 


Braun, v. Boettider. 
48. Sipung Solger. 
. 1578, 
und 1579, 


Geh. Ob.⸗Reg.Rath 
Greiff, Born, Winter, Born, 


tiher, Minifter des Innern | 


— b. Ge⸗ 
ſetz⸗ Entwurfes 
nach den Be— 

ſchlüſſen des 

Herrenhauſes, 
u. Mittheilung 
an bie Königl. 
Staatö-Regie- 
rung. 

Wegen Ableh⸗ 
nung des $. 1, 
bes Geſetz⸗ Ent⸗ 
wurfs, auf An⸗ 
trag des Reg.» 
Kom. die wei- 
tere Berathung 
ausgelegt. 

Unerledigt 

geblieben. — 


— des 
Geſetz⸗ Ent⸗ 

wurfsin der von 
berKXommilfion 
vorgeſchlagenen 
Sean und 
mit dem Amens 
ment v. Hover« 
bed, und Mit» 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetijhe Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemadıt worden find, Kommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. Refolutionen zc. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 





Gemeinde: Ange | 
legenbeiten. | General:Debatte. 


| Spezial:Debatte. 

$$. 1. 2. und 3. 
— Aufhebung der 88. 6., 10. und 13. des Gemeindegeſetzes, Wahl der 
| fünftigen Bürgermeifter nnd Gemeinde»BVorfteher, Amtsdauer und Be- 


ftätigung der Bürgermeifter, Erlöihen der Amtsthätigfeit der jegigen 
Bürgermeifter und Gemeinde-Borfteber. 


Derfelbe Geieg-Entwurf in der von dem Herrenhaufe befhloffenen verän- 
derten Faſſung. . 
Antrag der Gemeinde-Kommifion: 
diefen Geſetz- Entwurf unverändert anzunehmen. Berichterftatter: 
Abg. Solger. — Nr. 353, 


Petition von Scholz und Genoffen zu Wietbaden, um Abänderung einiger 
Beltimmungen des vorgedadten Gemeindegejepes. 
Bericht der Gemeinde: Kommilfion — Nr. 112. S. 7. — 


6. Petition des Magiftrats zu Berlin, betreffend die Heranziehung ber 
Etaatödiener zu den Gemeindelaften. 
Untrag der Kommilfion für das Gemeindeweien: Motivirte Tages— 
Ordnung. Berihterftatter: Abg. Solger. — Nr. 354, — 


7. Petition des Gemeinde-Vorſtehers Mennerich und Genoffen zu Gevelsberg 
um Ergänzung reip. Abänderung des $. 44. der Yandgemeinde-Orbnung für 
die Provinz Weftphalen vom 19. März 1856 ıc. 
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Plenar⸗ 





' Sipungen, Nedner, Erledigung, 
Pr mr in welchen die welche welche 
Abanderungs⸗Antrage ꝛe. | — — ſich an der Debatte betheiligt der Gegenſtand 
a en haben. gefunden bat. 
I j 1 
| Iheilung an das 
— —S. 1679. Reg.-Kom. Geh. Reg. Rath Herrenhaus. 
bis 1586. | Wohlers, Winter, Dr. Braun 
' (Wiesbaden), Geh. Reg.⸗Rath 
Wohlers, Born, Minuel, 
| Winter, 
| | 
Amendements Winter — Nr. 279. — —©.1586. | Dr. Braun, Winter, Solger, | 


1beils abgelehnt, theils — bis 1591. 
Freiherrv. D overbed — Nr. 281. I. — 


angenommen. 





Mündlicer Bericht. 


60. Sipung 
&. 2030. 
General-Debatte. — 5.2031. | 
Spezrale Debatte und =5.2031. ' 
Abftimmung. 162032 
— 
— — 5.2032 


60, Sipung. 








Mündlicher Bericht. 

S. 2033 | 
Diskuſſion und Abftiimmung. \ und 2034. | 
Hagen. — Nr. 368, S. 2034. 
— MÜeberweifung an bie Königlihe | bis 2045. | 
Staat » Negierung zur Berückſichti— und | 
gung. — ‚61. Sißung. | 

©. 2053. | 

und 2054. | 


Uhlendorff — Nr. 859. 1.2. — 
auf Ueberweilung zur Berüdfichtis 
gung. — | | 


Winter, Born, Solger, Winter, 
Rreiberr v. Hoverbed, Solger. 


Solger. 


Winter, Born. 


Eolger. 


wg 
2. Solgur. 


Solger. 


v. Hennig, Neg.-Kom. Geb. 
Ober-Regierungsrath Ribbeck, 
Dr. Glaſer, Hagen (Görlig), 
Graf v. 
Tweſten, v. Hennig, Solger, 


Schwerin « Pupar, | 


‘ Annabme des 
Geſetz⸗Ent⸗ 
wurfs in der 
| von dem Her 
| renbauje be— 
ſchloſſenen Faſ⸗ 
fung und Mits 
theitung am 
die Königl. 
Slaats⸗Regie⸗ 
ruung. 





Ueberweiſungan 
die Königl. 
Staats-⸗Regie⸗ 
rung als Ma— 
terial. 


Annahme des 
Amendements 
Hagen und Mit: 
' tbeilung an Die 
| Königliche Staats: 

NRegierung. 


Graf v. Schwerin-Puhar, 


v. Boetticher. 


Wegen Schluſſes 
der Seſſion nicht 


mehr in pleno 


8 


Fer II |] 
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Alpbabetiidhe Ordnung 


der 


Gegenftände. 





Gemeinde: Unge: 
legenbeiten. 


Vorlagen, weldye dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
4. November 1868 bis 6. März 1860 gemacht worden find, Rommiffions: 
Berichte, Unträge ter Abtheilungen, Kommilfionen und Rrferenten, 

Mefolutionen zc. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographiicden Berichten.) 





Erſter Bericht der Kommiifion für das Gemeindeweſen — Nr. 144. 
sub E., — Berichterftatter: Abg. Fiſcher (Löwenberg). 
Antrag: Uebergang zur Tages-Ordnung. 


8. Petition des Magiftratsund der Stadtverordnnetens Berlammlung zu Mariens 


werber um Abhülfe gegen den Gingriff der Staatsbehörben in die Selbft- 
verwaltung der von ihnen vertretenen Kommune und in das Beſtuerungs— 
recht ihrer Bürger. 
Derjelbe Bericht — Nr. 144. subF., — Berichterftatter: Abg. Sachſe. 
Antrag: Uebergang zur Tages Ordnung. 


9. 10 Petitionen aus Berlin, Königsberg i. Pr., Prenzlau und Görlip: 
zu den Wahlen der Etadtverordneten im ganzen Preußiſchen Stante an 
Stelle des Drei-Klaſſen-Wahlſyſtems das allgemeine gleihe Wahlrecht mit 
gebeimer Abftimmung einzuführen ıc. 

Zweiter Bericht der Kommilfion für das Gemeindeweien — Nr. 193, 
sub A, — Berichterftatter: Abg. Wide, 

Antrag: Ucberweiiung an die Königliche Staats-Regierung 
zur Erwägung, in wie weit bei einer wünjdenswerthen Re: 
viſion der Städte-Drdnung die geftellten Anträge berüdfichtigt 
werben Fünnten. 


10. Petition des Magiftrats zu Etallupönen, betreffend die Heranzichung 


der Eijenbahn: Station Stallupönen zur Kommunal-Einfommenfteuer, und 
die Entbindung von der Zurüdzablung der bereits erhobenen Kommunal: 
ftener im Betrage von 294 Thle. 20 Sgr. 2 Pf. 
Derfelbe Bericht — Nr. 198, sub B., — Berichterftatter: Abg. 
Dr. Websky. 
Antrag: Motivirte Tages-Ordnung. 


11. Petition der Stadtverordneien Phillips und Genoffen zu Elbing, 
die verlagte Betätigung des Nentierd Gebing dajelbft als unbejoldeter 
Stadtrath betreffend. 

Derfelbe Bericht — Nr. 193. sub C., — Berichterftatter Abg. 
Dr. Websky. 
Antrag: Motivirte Tages-Drdnung. 


12. Petition der Befiper Bruntke und Hannemann zu Marienauer Rampe, 
worin fie fi darüber beichweren, daß fie mit einem ihnen gehörigen 
Grundftüde aus dem Gemeinde-Verbande Marienau zu dem von Piedel 
neleat worden jeien. 

Dritter Bericht der Kommilfion für das Gemeindeweien — Nr. 360. 
| sub A., — Berichterftatter Abg. v. Dieft. 

| Antrag: Uebergang zur Tages -Ordnung. 

13. Zwölf Petitionen von den Magiſtraten zu Frankfurt a. O., Nordhauſen, 
Görlitz, Liegnitz, Landsberg a. W., Brandenburg, Stargard i. P., Danzig, 
Bromberg, Elbing, Prenzlau und Gumbinnen, betreffend die Anſtellung 
choilverforgungäberedhtigter Militair- Invaliden im ſtädtiſchen Kommunal 
Dienft. 








Abänderungs-Anträge zc. 


in welchen die) 
' Berathung | 


| 








' Erledigung, 


weldye 


fi an der Debatte betbeiligt | der Gegenftand 
| 


gefunden hat. 





Dr. Koſch und Genofjen — Nr. 359, 
I.» — 


Die Petitionen der Königlichen Staats- 


Regierung zur Berückſichtigung bei der 
dringend neihwendigen Revifion der | 


Städte-Didnung zu überweifen. 


Larz und Genoffn — Nr. 359, 
I.» — 


Die Petition in die Kommiſſion für das 
Gemeindewelen zurüdzumeijen, mit dem 


Auftrage, unter Prüfung des Kom | 


munalfteuer-Regulativs vom 25. Okto— 
ber 1841, anderweitig zu berichten. 





jur Beratbung 
gelangt. 


‚Wegen Schluffes 


der Seffion nicht 
mebr in pleno 
zur Berathung 
gelangt. 


Wegen Schluſſes 


der Seſſion 

nicht mehr in 
pleno zur Bes 
rathung gelangt. 


Wegen Schluffes 
der Selfion 
niht mehr in 
pleno zur Be: 
rathung gelangt. 


Wegen Schlufjes 


der Seſſion 

nicht mehr in 
pleno zur Be: 
rathung gelangt. 


Wegen Schluffes 
der Seſſion 

nicht mehr in 
pleno zur Des 
rathung gelangt. 


Wegen Schluffes 
der Seſſion 
nicht mehr in 
pleno zur Be» 
rathung gelangt. 


8* 
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' Borlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung 4. Nevember 1868 bis 6. März 1869 gemacht werden find, Kommiffions- 
der Berichte, Unträge ter Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. Mefolutionen zc. 
(S. Drudfacden und Anlagen zu den ftenographiichen Berichten.) 


Gemeinde: Ange: Derfelbe Bericht — Nr. 360. sub B., — Berichterſtatter: Abg. Sotger. 
legenbeiten. Antrag: Metivirte Tages- Ordnung. 


14. Petition derMagiftrate zu Gruß: Ölogau, Grüneberg, Neiße und Schweid— 
nitz um den Erlaß einer Verordnung, wonach in polizriliden Angelegen 
beiten für Städte von 10,000 Einwohnern und darüber die Regierung 
die erfte Inſtanz bilde. 

Derjelbe Bericht — Nr. 360, sub D., — Berichterftatter: Abg. Sachſe. 

Antrag: Ucberweilung an die Königlihe Staats-Negierung zur Bes 

rüdfihtigung bei einer wünſchenswerthen Revifion der Städte 
Ordnung. 





Gendarmerie. Vorlegung eines Geſetz-Entwurfs über eine veränderte Organifation der Yandgendars: 





Genoſſenſchaften. Interpellation des Abgeordneten Schulze (Delipſch), Die Ausführung des 
Bundesgeſeßes vom 4. Juli 1868 über die priratrechtliche Stellung der 
Erwerbs: und Wirthſchafte-Genoſſenſchaften betreffend. — Nr. 59, — 





Gerichtsbarkeit, Gefeß: Entwurf, beireffend die Zuftändigkiit der Gerichte in der Provinz 
freiwillige. Hannover zur Eutiheidung von Beihwerden in Sachen der freiwilligen Ge: 
rihtsbrfeit, in der vom Hertenhauſe angenommenen unveränderten Faſſung 
ter Reg.-Borl. — Nr. 182. — ; 
Antrag des Referenten, Abg. Windthorft (Meppen), auf Annahme 
des Geſetz Entwurfs. — Nr. 186, — 





Gerichts: Ber: 1. Gefeg:Entwurf wegen Einführung kürzerer Verjährungsfeiften für die 
faſſung. (S. aud Proovinz SchleswigsHolftern; in der vom Herrenhauſe angenommenen unver: 
Ehegeſeßgebung sub änderten Faſſung der Reg. Borlage. — Nr. 138, — 

l. und Geridhtebars Antrag des Referenten, Abg. Dr. Haenel: dem GejegEntwurfe 
feit). die Zuftimmung zu ertheilen. — Nr. 147. III, 


Spezial⸗Diskuſſion. 
88. 1. bis 3. und Abſtimmung über den Geſetz-Eutwurf. 


Mefolution der Abg. Dr. Bähr (Kaffel): 
Die Königlide Staats-Regierung aufzufordern: 
gleichzeitia mit der Publifation des Gefepes „wegen Einführung 
kürzerer Berjäbrungsfriften für die Provinz Schleswig. Helftein“, 
die darin in Bezug genommene altpreußiiche Verordnung vom 6. 
Juli 1845 in der Provinz Schleswig-Holftein orduungsmähig zu 
publiziren. — Nr. 175, — 





Gi 
| — Nedner, Erledigung, 
„ s P in welchen Die welche welche 
Ubänberungs-Einträge ıc. Derathung | fi an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 
ſtattgefunden haben. gefunden hat. 


| a 


Wegen Schluffes 

| der Seſſion 

| | nidht mehr in 
| pleno zur Be- 
rathung gelangt. 





merie. (Siehe Staatshaushalt sub II.) 





pellanten zurũck⸗ 
| | \ gezogen. 


N | 
| l 


Er — | — | Bon den Inters 


Annahme des 





Die Schlußberathung beichloffen. 28. 8.Sipung Windthorft (Meppen), Praͤſi— 








dent v. Forckenbeck. Geſetz-⸗Ent⸗ 
| wurfs und Mits 
Mündlicher Bericht. ı 35. es Aindthorft (Meppen). | tbeilung an bie 
. 1135. Königliche 
Staals⸗Regie⸗ 
Abftimmung. —= &.1136.| Dana v. Bordenbed. rung. 
| | 
Zur Schlusberathung überwiejen. | 25. ee Präfident v. Bordenbed. Annahme bes 
| ® Bejep- Ent» 
wurfs mit dem 
Mündliher Bericht. 31. Sigung | Dr. Haenel. Amendement 
S. 1013, Dr. Haenel u. 
ı  Rüdjendung au 
General-Discujfion. —= 5,1013.) Zuftizminifter Dr. Leonhardt, , das Herrenhaus; 
u. 1014. | Dr. Kugler, Zuftizminifter Dr. | dort ebenfalls 
Leonhardt. angenommen. 


Dr. Haenel zu 8. 3. „anftatt der Zah» | = S.1014.| Präfident v. Fordenbed. 
reszahl 1868, Die Jahreszahl 1869*' u. 1015. | 
zu fegen. — Nr. 177. — | 

— Angenommen. — 


| 
N 


| 

— — &.1015.) Dr. Bähr (Kaffe), Juſtiz- | Die Reſolution 

u. 1016. | minifter Dr. Leonhardt, Dr. wird zurüdges 
Bähr (Kaffel), Dr. Francke, zogen. 

' Suftizminifter Dr, Leonhardt. 
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Vorlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Aphabetiihe Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Wommiffions: 
der ' Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Nefolutionen :c. 


(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 








Gerichts: Berfaf: | 2. Gefeb:Entwurf wegen Einführung kürzerer Verjährungsfriſten im Bes 
fung. | zirk des Appellationsgerichts in Frankfurt a. M. — Nr. 329, — 
Autrag des Neferenten, Abg. Dr. Kugler: dem Gejeg-Entwurf die 


€ 


Zuftimmung zu ertheilen. — Nr. 333. — 


8. Geſetz-Entwurf, betreffend das Civil-Prozeß-Verfahren im Geltungs: 
bereihe der Verordnung vom 24. Juni 1867. (.:6. ©. 885.) — 
Nr. 330, — 

Antrag dei Referenten, Abg. Dr. Bäbr: in $. 2. des Entwurfs 
am Eptuffe binzuzufügen: 
3) für das Verfahren über Abtretung zu Üffentlihen Zweden und 
zu Eiſenbahnen nah Maaßgabe der Kurbeifiichen Geſetze vom 
30. Dftober 1834 und vom 2, Mai 1863, mit Ausschluß des 
in lepterem ($. 23.) vorbehaltenen gewöhnliden Rechtsweges, 
wenn folder wegen eines die Zuftänbigfeit des Kreiegerichts bes 
gründenden Gegenftandes beichritten wird; 
biernädft aber dem im Uebrigen unveränderten Gejep-Entwurfe die 
verfaffungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen. — Nr. 336. — 


4. Anterpellation des Abg. Braun (Hersfeld), die Abftelung einiger im 
Bezirfe des Appellations:Gerihts Kaſſel bervorgetretener Mängel im Eivils 
Prozeß Verfahren, fowie die Herabjegung der Gerichtsfoften und Stempel 
betreffend. — Nr. 251, — 


5. Petition des Zimmermeifters Johann Blum zu Wilkowyja um Auf 
bebung des Anhanges $. 153. zur Allgemeinen Gerichts Drbnung. 
Zweiter Bericht der Kommilfion für Petitionen — Nr. 1I41. subD. — 
Berichterftatter: Abg. Zweigel. 
Antrag: auf Uebergang zur Tages-Drdnung. 


6. Petition einer großen Anzahl Bürger Berlins um Befeitigung des Ge 
jeges vom 11. Mai 1842, * der Polizei-Reſolute und aller anderen 
den Rechtsweg abſchneidenden Geſetze. 

Erſter Bericht der Kommiſſion für das Gemeindeweſen Nr. 144. 
sub D., — Berichterſtatter: Abg. Rothe. 
Antrag: Uebergang zur Tages-Drönung. 





Gefchlechts:Bormundfchaft. Aufhebung derjelben in den Provinzen Hannover und Schleswig. 


| 
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Abänderungs-Anträge zc. 


Plenar⸗ 
| Sipungen, Medner, 
in welchen Die welche 
Berathung ſich an der Debatte betheiligt 
ſtatigefunden nd baben e betheilig 
| bat. . 


Erledigung, 


welche 
der Gegenftand 
gefunden bat. 


— — — — — — — — 


Vorgelegt und die Schlußberathung in 
pleno beſchloſſen. 
Mündlicher Bericht. 
Abſtimmung. 


Vorgelegt und die Schlußberathung in 
pleno beſchloſſen. 


Mündlicher Bericht. 


General⸗Diskuſſion. 


Spezial⸗ ———— 
v. Seydewitz. .—_ 
— Theils abgelehnt, theils — * — 


Verleſung, Begründung und Beant— 
wortung der Interpellation. 


Dr. 
359,11 


auf Ueberweilung zur Berüdfihtigung. 


Ebertv und Genoſſen — Nr. 


J Sitzung Juſtizminiſter Dr. Leonhardt, 


ı 97, Stun Dr. 


* Eipung Auftizminifter Dr. Leonhardt, 
. 1789.  Präfident v. Foickenbeck. 


56. Sipung Dr. Kugler. 
©. 189. 


= © 1894. BODEN v. Koͤller. 
u. 1895. 


. 1790. Müller (Solingen), Dr. Bähr | 


(Gaffel), Prüfivent v. Fordenbeck, 





Bähr (Caſſel). 
8.19 br (Galle) 
Fe 


u. 


=6&, 1908. v. Seydewig, Reg. Kom., Geb. 


bis 1912. | Juſtizrath Horftmann, Gleim, 


| Braun (Hersfeld), Sch. Juftize 
rath Horftmann, Dr. Bähr 
| (Gaffel). | 


| | 
—S. 1912. we Bähr (Caſſel), Gleim, Geh. 


bis 1916, Juſtizrath Horftmann, v. ‚Seyde- 

wig, Dr. Bähr, Öleim, v. Seyde- 

wig, Geh. Juſtizrath | 
mann, Dr. Warburg. 


46. Sigung Braun (Hersfeld), 


Handels· 
©. 1520. 


minifter Graf v. Ipenplip. | 


53, Sigung Tweften, Yent. 
S. 1808. 


' Annahme bes 


Geſetz · Entwurfs 
und Mittheilung 
aa das Herren⸗ 
baus; dort eben» 
falls angenom- 
men. — 


Annahme des 
Gefep-Entwurfs 
nad dem Antrage 
bes Rejerenten 
und Mittheilung 
an das Herren⸗ 
haus; dort eben⸗ 
falls angenom-» 
men. 


Bon dem Henn 
Handelsminifter 
beantwortet. 


| Uebergang zur 


Tages -Ordnung. 


Wegen Schlufſes 
der Seſſion 

nicht mehr in 
pleno zur Be⸗ 
rathung gelangt. 





Holftein. 





Eiche Vormundihafts-Angelegenheiten sub 2. 
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R | Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode vom 
Alphabetiihe Ordnung | 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 





ber Berichte, Anträge ber Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenſtände. Meſolutionen :c. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ſtenographiſchen Berichten.) 
Geicbäfts:Drd: Antrag der Abg. Tweften, Lasfer und Genofjen, — Annahme der 
nung. | ar Antrage beigefügten Geichäfts: Ordnung — Nr. 5. — 


Bericht der Geſchäftsordnungs-Kommiſſion vom 8. Januar 1869. 
Nerichterftatter Abg. Dr, Beder — Nr. 179. — mit dem Bor- 
ſchlage, den vorbezeidhneten Antrag zur Zeit abzulehnen. 





Grundfteuer:-Entfchbädigungs:Rapitalien. Bertheilung derielben. Siehe Stenergefepgebung sub 5. 





Grundftücke, deren dinzlihe Belaftung, fowie deren wirtbihaftlihe Zulammenlegung. Siehe Hypo— 





Sandelsfam: | Entwurf eines Gefepes über die Handelsfammern — Nr. 169, — 
mern. | 
Bericht der Kommilfion für Handel und Gewerbe. Berichterftatter> 
Mbg. Jacobi (Lieguig), Nr. 320. — mit dem Antrage, dem Ge— 
jep-Entwurfe in der von der Kommilfion vorgeſchlagenen Faſſung 
die Zuftimmung zu ertheilen, und die eingegangenen, Denfelben be— 
treffenden Petitionen für erledigt zu erachten. 





Seiligbaltung der Sonn: und Feiertage. Siehe Kirhlihe Angelegenheiten sub G. 





Hülfskaſſen. Geſetz-Entwurf, betreffend Die Uebereignung der Dotationsfonds der Hülfs— 
faffen an die provinziale und kommunaglſtändiſchen Verbände der adyt älteren 
Provinzen dee Monardie. — Nr. 106. — 


General:Disfnjfion. 


Spezial-Disfuffion. 
ss. 1. u 2 





Zufammenitellung der Beſchlüſſe bei der Vorberathung. — Nr. 181, — 





Plenarz 
Sitzungen, Nebduer, 
r — in welchen die welche 
Abänderungs⸗ a 
" gb: Antrage ıc Berathung ſich am der Debatte betheiligt 
ſtattgefunden haben 
hat. 


Erledigung, 


welche 


der Gegeuftand 


gefunden bat. 





Dir Geſchaͤftordnungs-Kommiſſien zur 3. Sitzung WP.äfident v. Forckenbeck, Dr. Wegen Schluſſes 


Vorberathung überwieſen. S. 14. bie Koſch, Heiſe, Tweſteun, Dr. 
19. Walded, Graf BerhuiyeHuc, 


v. Bonin (Genthin), Dr. Bir 
chow, v. Henuig, Graf Berhuiy: 
Huc, Dr. Virchew, Dr. Loewe, 
Reichensperger, v. Dennin, 


v. Denzin, Freiherr v. Bindes 


Olbendorf. 


| 
| 
| 


der Seiften 

nicht mehr in 
pleno zur Bes 
ratbung gelangt. 








thefenwejen sub 2. u. 5. und Konjolidationgd- Angelegenheiten. 





Borzelegt und der Kommiſſion für Han: 29. Sigpung : Handelsminifter Graf Itzen— | Wegen Sclufles 


del und Gewerbe überwicien. ©. 978. u. plig, Präfivent v. Forckenbeck. 
979. 





Abänderungsauträge des Aog. Dr. Abl- rathung gelangt. 
mann — Nr. 351, — 

| | 

Borgelegt und die Vorberatbung im | 16, Sigung | Minifter des Innern Graf zu | Annahme d. Ges 

ganzen Hauſe beſchloſſen. S. 429. Eulenburg, Frhr. v. Hever- ſehz-Entwurfes 

beck. in veränderter 

| Faffuna, und 

‘19. Sigung | v. Karderff, Präfidentv. Forcken- Mittheilung an 

©.549. | bed. d. Herrenhaus. 


— 31. Sipung | v. Kardorff, Frhr. v. Hover 
S. 1016. beck, Regier.Kom. Landrath 
bis 1021. Perſius, Graf v. Schwerin, 

Graf zu Eulenburg, Lasker. 


Schr. v. Hoverbed. — Nr. 177.1. — =8S.1021., v. Kardorff, Graf Berhufy-Huc, 
— Ungenemmen. — u. 1022, | 


Präfident v. Köller. 


General⸗Diskuſſion. 38. Sitzung Scharnweber, Frhr. v. Hovers 
S. 1251. beck, Regier.“Kom. Landrath 
bis 1255. Perſius, Frhr. v. Patow. 


Graf v. Schwerin, Freiherr 
v. Hoverbeck, v. Dieſt, Bice— 





der Seſſion 
nicht mehr in 
pleno zur Be⸗ 


Apbabetiihe Ordnung 
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. Borlagen, weldhe dem Haufe der Abgecrdneten in der Sigungs=Periede som 
4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 





der Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Nefolutionen :c. 
(5. Drudjachen und Anlagen zu den ſtenographiſchen Berichten.) 
Sülfskaſſen. Spezial⸗Diskuſſion. 


88. 1. u. 2. 


Ueberſchtift und Einleitung des Geſetzes, ſowie Avſtimmung über das Ganze. 


Derfelbe Gefeb:Entwurf, in der uriprünglicben Faſſung der Nrgierungs: 
Vorlage von dem Herrenhaute zurüd. — Nr. 267. — 


Anträge der Referenten: Abg. v. Brauchitſch (Blatow) u. Tweften: 
Dem Gejep: Entwurf mit den von ihnen vorgeihlagenen Zufägen 
die Zuftimmung zu ertheilen. — Nr. 299. — 


General-Disfuffion. 


Abftimmung. 


Derfelbe Gejeg:Entwurf in Folge einer von dem Herrenhauſe beſchloſſe— 
nen Abänderung des $. 3. uohmals zurüd. — Nr. 364, — 


Anträge der Referenten: Abg. v. Brauchitſch (Flatow) u. Tweſten. 
Antrag des Neferenten Abg. v. Brauchitſch (Flatow): 
Dem Bejep-Entwurf in der von dem Herrenhauſe beichloffenen 
Faſſung die verfaffungsmäsige Zuftimmung zu ertheilen. 
Antrag des Neferenten Abg. Zweiten: 
Den 8.3. des Geſetz Entwurfs in der früber beſchloſſenen Faffung 
| dahin wieder berzuftellen: 

Nach der im Artikel 105. der Verfaſſungs-Urkunde vorgejebenen 
neuen Organijation der Provinzen und ihrer Vertretungen wer: 
den denjelben die Beftände der Hülfsfaffen im Wege der Gefep- 
gebung überwieſen. 
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Plenar⸗ 
Sipungen, Medner, @rledigung, 
ur 2 in welchen Die welche welche 
bänderungs: Vinträge ıc. Berathung ſich an der Debatte betheiligt der Gegenftand 
a haben. gefunden bat. 





| 


| | 
Graf v. Schwerin zu $. 1. — Nr. 38. Sipung Fehr. v. Hoverbed, Reg. Kom. | 


213. — | 8,1259. Yandrath Perfius, Freiherr v. 
— Abgelehnt. — | bis 1258. Heverbed, v. Kirchmann, Frei | 
Amendement Graf v. Schwerin zu herr v. Patow, v. Mallinckrodt, 
&. 2. — Nr. 213, — | v. Kirhmann, Frhr. v. Patow. | 
nebft | N | 
Unter» Amendement Scharnweber — | 
— Angenommen. — | 
Schr. v. Hoverbed — Nr. 2185. — —S.1258. BicrPräfident v. Köller. | 


auf Annahme folgender Ueberihrift: | u.1259. . 
„Geſetz, betr. die Dotationsfonds 
der Hülfsfaffen dir acht älteren 
Provinzen ter Monarchie.” 


— Angenommen. — | 
Schiußberathung- 46. Sipung ; Präfident v. Bordenbed. ‘ Annahme d. Ge⸗ 
S. 1509. | ı  jep- Entwurfes 
| nach den Vor⸗ 
Mündlicher Bericht. ‚53. Sipung | ». Brauchiiſch (Flatow), Tweſten. ſchlägen der 
| ©. 1771. ' Referenten, u. 
| bis 1780, Mittheilung an 
| ID. Herrenhaus. 
—S.178d0. Minifter des Innern Graf zu | 
| bis 1784, | Eulenburg, Schr. v. Hover- | 
| . bed, Frhr. v. Patow, v. Kar ' 
| dorf, Scharnweber, Graf! 
Schwerin, v. Brauditich (las | 
| | tom). | 
| | \ 
= 85.1784, | Präfident v. Fordenbed. 
| u. 1785, : 
— | j = n J — 
Schlußberathung. 60. Sigung Präſident v. Forckenbeck. Wiederholte An⸗ 
S. 2011. nahme bes Ge⸗ 
ſeh⸗Entwurfes 
Mündlicher Bericht. 62. Sitzung v. Brauchitſch (Flatow), Tweſten. in ber früher 
S. 2079. becſchloſſenen 
u. 2080. Faſſung, und 
Ruͤckſendung 
General -Diskuſſion. —S.2080. Freihr. v. Hoverbeck, Scharn | an das Herren⸗ 


bis 2084. weber, Reg.⸗Kom. Landrath haus; dort un⸗ 
Perſius, Dr. Waldeck, Graf erledigt geblie⸗ 
Schwerin, v. Brauchitſch (Fla- ben. 

tow). i 


Diskuſſion und Abftimmung über $. 3. — S.2084. Scarnweber, Frhr. v. Hover- 
und den ganzen Gelep: Entwurf. bie 2087. bed. 


DT ee eeee ——— 
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Alphabetiſche Orduung 4, November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find $Rommiffions: 
ber Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Rommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Nefolutionen ze. 
u (5. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Sppotbefenweien. | 1. Entwurf cines Geſetzes, betreffend die Aufhebung des Hppotbefen-Amtes 
— Meiſenheim und die Vereinigung des Bezirks deffelben mit dem Hppotbefen- 
Amtsbezirke Simmern. — Nr. 14, — 


Antrag des Referenten Abg. Reihensperger: dem Gefep-Entwurf 
die verfafjungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen. — Nr. 38, — 


2. Entwurf eines Geſetzes über den Eigenthums-Erwerb und bie Dingliche 
Velaftung der Grundftüde, Bergwerfe und felbftftändigen Geredhtigfeiten, 
— Nr. 85, — 


BVorberathung. 
Geſchäftliches. 


General⸗Diskuſſion. 


3. Entwurf einer Hpporhefenordnung — Nr. 122. — 


4. Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Stempel» Abgaben von gewiffen 
bei der Hypotheken-Behörde anzubringenden Anträgen. — Nr. 165. — 
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Plenar⸗ Ned Erledi 
, Sipumgen, edner, rle igung, 
ö 5 in welchen Div welche welche 
Abänderung: Xinträge ꝛe. Berathung ſich am der Debatte betheiligt der Gegenftand 
— haben. gefunden hat. 
| 
Borgelegt und die Echlußbernthung in 3. Sitzung Finanzminiſter Freiherr v. d. Unceränterte 
pleno beſchloſſen. S.24.u.25. Heydt, Reichensperger, Ya. Aunahme bes 
| dent v. Forckenbeck. Geſetz Ent⸗ 
wurfs und Mit⸗ 
Mündliher Bericht. 9. Az Reichensperger. theilung an das 
| . 185. | Herrenhaus; 
dort gleichfalls 
Diskuſſion und Abſtimmung. — S. 186. Präſident v. Fordenbed, Neir | angenommen. 
chensperger. | 


Vorgelegt und die, Vorberatbung in 18. Sign, Iuftizminifter Dr. Leonhardt, | 
pleno beſchloſſen. ‚ ©. 320.) »etichensperger, Iuftizminifter 
bis 329.) Dr. Leonhardt, Heile, Dr. | 
| Fähre, Leſſe, Windthorft 
| (Meppen), Zasfer, Dr. Colberg, 
Freiherr v. Patow, Juſtiz— 
‚ Minifter Dr. Leonhardt, von | 
Kardorff, Dr. $rande, Dr, | 
Waldeck, Wachler, Iuftizmie 
nifter Dr. Leonhardt, Graf 
von Schwerin. 





— 37. Sitzung Tweſten, Dr. Waldeck, Simon— | Der Entwurf 
©. 1203. | v. Zaſtrow, Tweften. \ wird mit 
und 1204. ſammtlichen 

Amendements 

— —S. 1204. | Dr. Bähr, Reicheneperger, Dr. an eine zu 

Amendements: bis 1231. | oerfter, Lasfer, Dr. Walded, wäblende be— 


Graf v. Renard. — Nr. 192. — 
Dr. Bähr. — Nr. 202. — 

Dr. Oetker. — Nr. 205, — 
Lasker. — Nr. 210, — 


| Juftizminifter Dr. Leonhardt, jondere Koms 
' Dr. v. Rönne. miſſion von 14 
| ee eb 
j 


Vorberathung 
überwieſen, ges 
langt jedoch 
| weegen Schluſ⸗ 
ſes der Seſſion 
nur theilweiſe 
in der Kom— 
miſſion zur Be⸗ 
rathung. 


Vorgelegt. 19. Sitzung Juſtizminiſter Dr. Leonhardt, Wegen Schluf- 
S. 550. | Prüfident v. Fordenbed. \  fes der Seſſion 

ı und 551, | ı nicht zur Bes 

| rathung ge 

Der 18. Kommilfion zur Borberathung J tn v. Boettiher, Präfident von | langt. 








überwiejen. 1231. Fordenbed. 
Borgelegt. Dr Binanzminifter Freiherr v. d. | Wegen Schluſ⸗ 
©. 964. Hehydt, Lasker, Präfident von | ſes der Seſſion 
Fordenbed. nicht zur Ber 


' ‚ ratbung ge 
| langt. 
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Vorlagen, weldie dem Haufe der Abgeordneten in der SigungssPeriede vom 
Abpabetiihe Ordnung 4. Novenber 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 
ber Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. | Refolutionen ꝛe. 
(5. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographiichen Berichten.) 





Hypothekenweſen. 


5. Bier Petitionen aus Berlin, Wiesbaden, Schönlinde und Poſen, 
welche fib auf den Grlep- Entwurf, betreffend den Eigenthums -Erwerb ıc., 
und den Entwurf einer Öppothefen: Ordnung —— 

Antrag ter XVIII. Kommiſſion: Ueberweiſung an die Königliche 
Staats-Regierung zur Kenutnißnahme und als Material bei der zus 
—— Geſetzgebung. Berichterſtatter: Abg. Lasker. — Nr. 

71. | 





——— 1. Entwurf eines Geſeßes über die Schonzeiten des Wildes nach den Be— 
heiten. ſchlüſſen des Herrenhauſee. — Nr. 185. — 


Bericht der Agrar.» Kommilfion vom 15. Kebruar 1869. Berichte 
erftatter: Abg. v. Koerber — Nr. 313. — mit dem Antrage: 
dem Beleg» Entwurf in Der von der Kommiſſion vorgeſchlagenen 
Faffung die Zuftimmung zu ertheilen. 


Petitionen des Wildhändler Shad und des Gutsbefigere Kre— 
feld, Wünſche binfihts der Schouzeit des Wildes enthaltend. 





2. Entwurf eines allgemeinen Jagdpolizeigeſetzes, nah den Beſchlüſſen des 
Herrenhauſes. — Nr. 260, — 


3. Gefeb:Entwurf, betreffend die Aufhebung des Jagdrechts auf fremdem 
Grund und Boden im vormaligen KRurfürftentbum Heffen, in den zum 
Großherzogthum Heflen gehörig gemeinen Landestheilen und in den Herr 
Schleswig» Holftein, nad den Beſchlüſſen des Herrenhauſes. 
Nr. 261. — 


A. Wetition des Aderbefipers Dauneberg und Genoffen zu Hafeborn, die 

den Dertigen DOrtsichulzen bewirkte Gemeindejagd-Verpachtung ber 

treffend. 

Erfter Bericht der Kommilfion für das Gemeindeweien — Nr. LAA, 

| sub A., — Berichterftatter: Abg. Sadje. 

| Antrag: leberweiiung an die Staats-Regierung mit dem Er 
fuchen, über das Verfahren des Schulzen näbere Ermitte— 
lungen anzuftellen und zu erwäzen, ob fein Verfahren im 
Disciplinarwege zu rügen ift. 


Petition des Freiherrn v. Romberg zu Haus Brüninghanjen um eine 
Deflaration der 88. 2. und 4. des Jagdpolizei-Geſetzes vom 7. März 
1850 in Bezug auf die Größe der Gemeindejagd-Bezirke, 


* 
* 











Plenar⸗ 
Sibungen, Redner, Erledigung, 

in welchen die welche welche 
Abanderauge⸗Autrage ıe, Berathung ſich an der Debatte betbeiligt der Gegenitand 
OR haben. gefunden bat. 





Der 18. Kommüſion zur Borberatbung 87. Sitzung Präſident v. Forckenbeck, von 
ũberwieſen. S. 1231. Boetticher. 
—— er ze \ — — — 


— — Wegen Schluſſes 
der Seſſion 
nicht mehr in 
pleno zur Be⸗ 
rathung gelang!. 





Wird der Agrar.«Kommiſſion überwieſen. 28. Sitzung Präfident v. Forckenbeck. | Wegen Schluſſes 
©. 910. i ber Seifion 


nicht mehr in 
Amendements: pleno zur Be: 


v. Beeften: — Nr. 837. — rathunggelangt. 
Biedenweg: — Nr. 352. — 


Seite 8. des Berichts Wr. 313, 
Antrag: die Pettionen für erledigt 
zu erachten. 


Die Vorberathung im ganzen Haufe 44. 4. Sipung Prafi dent ı v. Bordenbed, Wegen Scluffes 
wird beſchloſſen. . 1435. Dr. Waldeck, Laster. der Seffion 
Abänderungss Anträge: nicht mehr zur 
v. Bockum-Dolffs. — Nr. 325. — Berathung ger 
v. Beeſten. — Nr. 310. — langt. 

Richter (Duisburg). — Nr. 338. — 

Neihensperger. — Nr. 331, — 

Dr. Detker. — Nr. 342. — 

Wird der Agrar. Kommiſſion zur Vor: 45. Sipung Präfident v. . Sordenbe eck. Wegen Schluſſes 
berathung überwieſen. S. 1467. der Seſſion 


nicht mehr zur 
Berathung ge— 
langt. 


Wegen Schluffes 
der Seſſion 
nicht mehr im 
pleno zur Be- 
rathung gelangt. 


— — | — — 
Wegen Schluſſes 
der Seſſion 

| nidt mehr in 
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. Borlagen, welde dem Hanfe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Apbabetiiche Ordnung 4. November 1868 bit 6. März 1869 gemadıt worden find, Kommiffions: 


der Berichte, Anträge der Abteilungen, Rommilfionen und Referenten, 
Gegenstände. Refolutionen ꝛe. 


(3. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographiichen Berichten.) 





Dagd:AUngelegen: Derfelbe Bericht — Nr. I44. sul B. — Berichterſt.: Abg. v. Dielt. 
beiten. Antrag: Urberzang zur Tages-Ordnung. 
. ; — 

6. Petition des Rechtsanwalts Lagmann zu Worbit, betreffend die Aus— 
übung der Jagd auf den drei fiekaliſchen Waldparzellen „Iberg, Rotters— 
berg und Mittelberg.“ 

Derfelbe Bericht — Nr. 144, sub C. — Berichterft.: Abg. v. Behr. 
Antrag: Uebergang zur Tages Ordnung. 


7. Petitionen des Braumeiler jun. und Genoffen zu Oberdrees, und bes 
Aderbefipers Schliebe und Genoffen zu Liesfan, wegen ihren Feldern 
durch Das Austreten von Kaninchen zugefügten Wildſchadens ıc. 

Dritter Bericht er Kommiſſion für die Agrar-Verdälmiſſe — Nr. 378. 
sub C. — Berichterftatter: Abg. v. d. Kneſebeck (Ruppin). 
Untrag: theils auf Ueberweiſung an die Staats-Negierung zur 
Grwägung, tbeils auf Uebergang zur Tagesordnung. 





[ 
Indigenat.  Gefeß: Entwurf, beiveffend die Erwerbung und den Verluft der Eigene. 
ſchaft als Preußiſcher Untertban, fowie über den Eintritt in fremde Staats: 
dienste, nach den Beichlüffen des Herrenhauſes. — Nr. 160, — 


Vericht der XIV. Kommillion vom 1. Februar 1869. Bericht: 
erftatter: Aba. Jacobi (Liegnig) — Ne. 2857. — mit dem Ans 
trage, dem Gefepentwurfe in der von der Kommilfion vorgeichlage: 
nen Faſſung die verfaffungsmäßige Zuftimmung zu ertbeilen. 


Spezial« Disfuffion. 
68. 1, 
Erwerbung der Eigenihaft als Preuße 
durd Abſtammung, 
durch Legitimation, 
durd Berbeirathung, 
durch Verleihung mittelft einer NaturalijationssUrfunde. 


$. 7, 
Melden Ausländern die Eigenſchaft als Preuße verliehen werden faun. 










Abänderungs: Anträge zc. 





Plenar⸗ 


' Sipungen, Nebner, 

in welchen Die, welche 
Berathung | fid) am der Debatte betheiligt 

—** | haben. ei 





| 
| 
| 





- Einer bejonderen Kommilfion zur Bor- 
berathung überwiejen. 


Einleitung der Debatte, 


General-Diskuffion. 


v. Bodum » Dolffs, Windthorft 
(üdinghaufen) — Nr. 295. I. — 


Dr. Libelt. — Sten. Ber. S. 1652. — 


mann — — Sten. 
Ber. S. 
— —8 abgelehnt. — 


v. Bockum-Dolffés, Windthorſt 
(Lüdinghaufen). — Nr. 298, I. — 
— Abgelehnt. — 

Nichter (Königsbz.). — Nr. 295. II.- 
— Theils abgelehnt, theils zurüdgezogen. — 








Cr Eipung Sacobi (Lieguip). 
bis 1045. 


=6&.1645. 


v. Brauchitſch (Flatow), zur 
bis 1649, | 


Megede, Dr. Waldeck, Jacobi 
(Liegnip). 


—= 6,1649, 
bis 1663. 


Windthorſt (Küdinghaufen), v 
Bonin (Geuthin), Miniſter d. 
Janern Graf zu Eulenburg, 
Dr. Libelt, v. Brauchitſch 
(Flatow), Reg.» Kom. Geh. 


Reg.Rath Graf zu Eulens | 
Simon | 


burg, Dr. Eberty, 
v. Zaſtrow, Miguel, 
Dr. Libelt, Tweiten, 


Koch, 











Meg | 


Kom. Geh. Reg.-Rath Graf | 
zu Eulenburg, v. Unrub, Reg. | 
Kom. Geh. Reg.-Raih Graf | 


nip). 





50. Sipung 
©. 1663. | 
bis 1670, | Kom. Geh. Reg.-Rath Graf 

ı zu Eulenburg, Dr. Faucher, 
| Parifius, Reg.» Kom. Geh. 


zu Eulenburg, Jacobi (Lieg⸗ 


Nichter (Königsberg), Windt- | 
borft (Küdinghauſen), Rey 





Erledigung, 
welche 

der Gegenftand 

gefunden hat. 





pleno zur Bes 
rathung gelangt. 


Begen Sgluſſes 
der Seſſion 
nit mehr in 
pleno zur Bes 
rathung gelangt. 


Wegen Schluſſes 
d. Seſſion nicht 


miehr zur Bera⸗ 


thung in pleno 
gelangt. 


29. .Eidung Präfident v. Forckenbeck. | 
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Alphabetiſche Orduung 


der 


Gegenſtände. 


Indigenat. 















— — dem PR der —— in der — — vom 


4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiſfions— 


Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Neferenten, 


Nefolutionen zc. 
(S. Drudjachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





$. 8. 
Anhörung der Drtsgemeinden vor Erthe lung der NaturalijationsUrfunde, 


9. 


Wirkung der Naturalifationgelrkunde für den Empfänger. 


g. 10. 
Wirkung der Naturalijations-Urkunde für die Familie des Empfängers. 


11. der Herrenhaus-Borlaye. 
Nothwendigleit der Eigenſchaft als Preufe zur Ausübung des Gemeinde— 
reip. Bürgerrechts. — Abgelehnt. — 


$. 11. ($. 12. der Herrenhaus-Borlage.) 
Wohnſitz begründet für fich allein nicht die Eigenſchaft als Preuße. 


88. 12. u. 20. ($$. 13 u. 21. der Herrenhausvorlage.) 
Berluft der Eigenihaft als Preuße. 


j 8. 13. ($. 14. der Herrenhausvorlage.) 
Nachſuchung der Entlafjung- _ 


8. 14. ($. 15. der Herrenhausvorlage.) 
In welden Fällen die Entlaſſung nit ertheilt werden darf. 
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Plenars | — — 
| Sipungen, | MNedner, Erledigung, 
⁊ * Idyen die welche welche 
Abänderungs: Anträge ze. melden die, 
8 8 * — ſich au der Debatte betheiligt der Gegenſtaud 
a an ” haben. | gefunden bat. 


v. Bodum» Dolffs, Winbtborft 

(Lüdinghaufen,) — Nr. 298, 1. 

v. Brauchitſch (Flatow), Graf v. 

Weſtarp. — Nr. 292, I. — 

Richter (Königsberg). — Nr. 295. 11. — 
— Sämmtlich abgelehnt. — 


— 


v. Bodum: Dolffs, Windihorft 

(Lüdinghaufen). Nr. 298. I. — Ab— 
gelehnt. — 

Dr. Virchow, Lasker: 

1) > Pr. 3. im $. 12. folgendermaßen 
u faffen: 

9 durch Erwerbung fremder Staats- 
Angehörigkeit und zehmjährigen 
Aufenthalt im Auslande ($. 20,) 

2) in $. 20. hinter „verlaffen“ einzu« 
ſchieben: „in einem fremden Staate 
tie Staatd-Angebörigfeiterworben.“ 

Nr. 304. I. — Angenommen. — 

v. Bodum» Dolffe, — 
(Lüdinghaufen) Nr. 298. J. — Ab» 
gelehnt. — 

Miquel, Lauenftein: Nr. 308, I. 

Zurüdgezogen. — 


v. Bodum» Dolffs, Windthorft 
(Züdingbaufen): 
im $&. 14. die Nr. 3. zu ftreihen und 


Nr. 4. als Nr. 3. anzuſchließen. 
Nr. 295. I. — Angenommen. — 


Reg.» Rath Graf zu Eulen- | 
burg, Graf v. Schwerin, Zas 
cobi(Liegnip), Richter (Königs- 


berg). 


50. Sitzung Jacobi 
S. 1670. 
und 1671. 


(Eiegnitz), Graf v. 
Schwerin, Jacobi (Liegnitz), 
Graf v. Schwerin. 


= €&.1671, | Präfident v. Forckenbeck. 
—= 6.1671, | v. Brauchitſch (Flatow), Tweften, 
bis 1674. 


v. Brauchitſch (Flatow), v. 
Dieſt. 


—S.1674. Präſident v. Forckenbed. 


©. 1674.| Dr. Virchow. 
— 1676, | i 


| 51. a) Miquel, Reg.» Kom., Geh. Reg .⸗ 
. 1677. IR Rath Graf zu Eulenburg, Dr. 
— 1682. Eberty, Miquel, Jacobi (Lieg- 


nig), Miquél. 


= 6,1674. | Windthorft (Lütinghaufen). 
= &.1682,| Präfident v. Fordenbed. 


| = &.1682.| Miquel, Reg» Kom., Geh. Neg.» 

| Rath Graf zu Eufenburg, 
v. Dieft, Richter (Königsberg), 
Delius, Reg.Kom., Geh. Reg. 

| Rath Sraf zu GEulenburg, 


— 1692. 


10 * 
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Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Aphabetiihe Ordnung | 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, !ommiffions: 
ber | Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Mefolutionen ze. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 


Sindigenat. | 


Gegenſtände. 


8. 15. (F. 16. der Herrenhausvorlage.) 
Beftimmungen in Betreff derjenigen, melde nad) den Königreihen Bayern 
und Württemberg, ſowie dem Großherzogthum Baden auswandern 
wollen. — Abgelehnt. — 


$. 16. — jept 15. ($. 17. der Herrenbaussorlage.) 
| Verweigerung ber Entlaffung. = — 


$. 17. — jetzt 16. ($. 18. der Hertenhausvorlage). 
Wirkung der Aushändigung der Entlaffungs-Urkunde. 


$. 18. — jept 17. ($. 19, der Herrenhausvorlage.) 
Die Entlaffungsurfunde erftredt. fi, infofern nicht dabei eine Ausnahme 
gemacht wird, zugleid auf die Ehefrau und die noch unter väterlicher 
Gewalt ftehenden minderjährigen Kinder. 


$. 19. — jept 18. ($. 20. der Herrenhausvorlage.) 
Berluft der Eigenihaft ald Preuße infolge unbeachtet gelafjener Aufforbe- 
rung zur Rüdkehr aus dem Auslande. 
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Plenar⸗ 





Sitzungen, N een | — 
x * in welchen die welche we 
Abänderungs-Anträge ꝛc.  Berathung ſich am der Debatte betheiligt | der Gegenſtand 
— haben. gefunden hat. 
Richter, (Königsberg): Nr. 295. II. Windthorft (Lüdinghaufen), 
— — — Pariſius, Miquel, Nichter | 
Dieft: Nr. 804, II. (Königsberg), Reg.-Kom., Geh. 
— Burüdgezogen. — en — Graf zu Eulenburg, | 
Miquel u. Gen.: Ar. 2985. II. | Dieft, Dr. Faucher, Jacobi | 
— Abgelehnt. — | (&ieguib). Reg.-Kom., Geh. 
Reg.-Rath Graf zu Eulenburg. 
v. Dieft: dem $. 14. ($. 15. der Her- | 
renhaus-Borlage) sub 1. folgende 


Faflung zu geben: 





1) „Preußen ꝛc. bis haben*, jodann 
„daß nad deren pflichtmäßiger | 
Ueberzeugung nicht die begründete 
Vermuthung vorliege, die Entlafs 





jung werbe zu dem Zwecke nach- 
geſucht, um ſich der Militärpflicht 
im ftehenden Heere: oder der Flotte 
zu entziehen.“ 

Nr. 318. — Angenommen. — 


v. Böttidher: im $. 14. ($. 15. ber 
Herrenhaus-Borlage): - 
1) in Nr. 2. hinter „Heere“ einzus 
I&alten: „oder zur Flotte* 
2) in Nr. 4. jept 3. —— Landwehr“ 
— owie den zur 
Reſerve, der #lotte und zur 
Seewehr*. 
Nr. BIS. — Angenommen. — 


—— (Königsberg). Nr. 298. II. 


und 
v. Beckum-Dolffé, ———— 
(Eũdinghauſen). Nr. 295. 


„den $. 15 zu ftreihen.* 





— Angenommen. — 
Richter (Königsberg). Nr. 298, II. 
— MAbgelehnt. — 

Dr. Baehr (Kaffel). Nr. 312. 
— Zurüdgezogen. — | 
| 
v. Bodum-Dolffe, Windtborft 
(Lüdinghaufen): 


„ven 8. 19. zu ftreichen.* 
Nr. 295. I. — Abgelehnt. — 





51.@ipung | Präfident v. Kordenbed. | 
S. 1692. 
bis 1694, 


— &,1694. Jacobi (Liegnip). a v. 


) 
und 1695. | Patow. | 
2S. 1695. Dr. Baeh; (Kaſſel). Miquel, 
bis 1697. | Jacobi (Liegnip), Dr. Baehr | 
Kaſſel). | 
=6, 1697. Präfident v. — 
—S. 1697. Windthorſt (Lüdinghauſen). 
und 1698. Jacobi (Liegnitz). 
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F Vorlagen, welche dem Hauſe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Albpabetifcpe Orduung | 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffiond: 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 


| Hefolutionen zc. 
1 (5. Drudjachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 
} 


SEES EN VELEELHECTEEN ZT SEEN DER DI Re EEE EEE 
Andigenat. g8. 21., 22., 23. — jept 20., 21., 22. ($$. 22., 23., 24. 
der Herrenhausvorlage,) 
Eintritt in fremde Staatsdienfte. 


Gegenftände. 


$. 24. — jıpt 23. ($. 25. der Herrenhausvorlage.) 
Aufhebung aller BEL ar Vorſchriften. 


Einleitung und Ueberſchrift des Geſehzes. 


Nohmalige Abitimmungen: 
4. über das vorftehende Amendement des Abe. v. Dieft zu $. 14. 
Nr. 318, — Nbgelehnt. — 


2. über das Amendement des Abg. Richter (Königsberg) zu $. 14: 
„in Nr. 1, ftatt der Worte „der Militainpflicht im ftehenden 
Deere” zu fepen: „ber Dienftpflicht im ftehenden Heere oder ber 
Klotte.* 
Nr. 295. IL. — Angenommen, — 
| 


3. über das vorftehende Amendement des Abg. v. Boetticher zu $. 14. 
Nr. 318. — Angenommen — 
und 


A, über den ganzen $. 14. und das ganze Gefep. (Nr. 310.) 


Petitionen des Dr. Stolp zu Berlin und des F. Friedländer zu 
Baden, den vorftehend bezeichneten Geſetz-Entwurf betreffend. 


Derfelbe Gefes : Entwurf nach den anderweitigen Beſchlüſſen des 
Herrenhauſes. — Nr. 372. — 





Sinterpellationen. Siehe Abgeordnete sub 1. Eiſenbahn-Angelegenheiten, sub 12, und 13. Ge— 





Audenwefen. (©: | Gefek: Entwurf, betreffend die Abänderung des $. 20. lit. d. der vor⸗ 


auch Eides-Normen, | läufigen Verordnung wegen des Judenweſens im Großherzogthum Pofen vom 
Freie Gemeinden.) | - ——— und der Allerh. Kabinets -Ordre vom 24. Juni 1844. — 
r. 


Bericht der XV. Kommiſſion vom 1. Februar 1869. Bericht: 
erftatter: Abg. Lasker — Nr. 235, — mit dem Antrage: den 
Gelep-Entwurf in der von der Kommilfion beichloffenen Fafjung 
anzunehmen. 
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Plenar MNedner, \ Erledigung, 


ı Sipungen, 
* * in welchen die welche welche 
Abanderungðo·Antrage ıc. Berathung ſich au der Debatte betheiligt | der Gegenftand 
— haben. gefunden hat. 





— 1. Sitzung Präſident v. Forckenbeck. 


| &.1698, 
‚ 


v. Bodum» Dolffe, Wiudtborft | —S. 16098. Windihorft (Lüdinzhaufen), 
(kũdinghauſen) Nr. 295, I. ' und1699. | Zweiten, Jacobi (eiegnip)- | 
— Abgelehnt. — 


| 
_ =6. 1699. | Praͤſident v. Forckenbeck. 

| 

| 








_ | 52. Sigung | v. Mallindcodt. 





©. 1745. 
| bie 1748, 

53. Präfident v. Fordenbed. Annahme des 
©. 1785 Gel.-Entwurfs 


und Mittheir 
lung an das 
Herrenhaus. 


Kommilfions» Bericht Nr. 257. ©. 3. | 51. Sipung) Präfident v v. ER h Durd die Be 
und 19. @.1 | ſchlußfaſſung 

über den Ge— 

| ſetz⸗ Entwurf für 





erledigt erachtet. 





Der mit der Vorberathung beauftragten | 62. Sitßung Präfident v. Fordenbed, v. Kar: | Wegen Schluſſes 
bejonderen Kommilfion übermielen. S. 2075. | dorff, v. Denzin. der Seſſion uns 
erledigt geblieben. 








noſſenſchaften, Gerichtsverfaſſung sub 4. Kartell-Konvention sub 1. und 2. 





| 
Borgelegt und einer bejonderen Kom | 30. Sitzung Kultusminifter v. Mühler, Annahme des 


miſſion zur Vorprüfung überwielen. ©. 981. | Präfident v. Fordenbed. jep +» Entwurfs 
u. 982. und Mittheilung 
an das Herren» 
General⸗Diskuſſion. 54. Sitzung Gottſchewski, Lasker. baus; dort eben⸗ 
S. 1816. falls angenom« 
bis 1818. men. 
Spezial⸗Diskufſion. — S. 1818.4 Der Präſident v. Forckenbeck, 
Gottihewsli, v. Puttkamer: bis 1820. | Lasker. 


zu $$. 3. und 4. — Nr. 335, — 
— Angenommen. — 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode von 
Alphabetiſche Ordnung 4, November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommijjionen und Referenten, 
Gegenftände. | Rejvlutionen zc. 
| (S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenograpbiichen Berichten.) 





Judenweſen. 


Petition der Synagogen: Gemeinde zu Poſen, den Geſetz⸗Entwurf 
betreffend. 











Geſetz Entwurf über die juriftiihen Prüfungen und die Vorbereitung zum 


Auriftifhe Prü⸗ 
fu höheren Juftizdienfte, in ber von dem Herrenhauſe beichloffenen Faffung- 


ngen. 


— Nr. 158, — 
| Bericht der ZuftizKommilfion vom 13. Februar 1869 — Nr. 289. 
| — mit den Anträgen: 
| 1) den Gejep-Entwurf in der von der Kommijfion beicploffenen 


Fafjung anzunehmen, 

2) die Königlihe Staats-Regierung aufzufordern, dem Yandtage 
in der nächſten Seifion ein Geſetz zur verfafjungsmäßigen Be 
ſchlußnahme vorzulegen, durch weldes im den Mechtögebieten 
außerhalb der Appellationsgerichte zu Cöln, Zelle und Frank: 

| furt a. M. die Ausübung der Rechtsanwaltſchaft für Jeden, 
| der die juriftiiche große Staatsprüfung zurüdgelegt hat, freis 
gegeben wird. 


8. 2. 
| Bezeihnung der Prüfungs: Behörden. 


$. 3. 
Die erfte Prüfung befteht aus einer fchriftlihen und einer mündlichen 


| 8. 4. 
Kreis der Disziplinen, welde den Gegenſtand der Prüfung bilden follen. 


g. 5. 
Ernennung der in der erften Prüfung beftandenen Juriſten zu Neferendarien. 


$. 6. 
Entbindung von Doktoren der Rechte von der Ausfultator- Prüfung. 





88. 7. u. 8. (88. 6. u. 7, der Komm.-Beichlüffe.) 
Dauer und Art der Borbereitungszeit der Neferendarien im praftifchen 
Dienfte, bevor fie zur großen Staatsprüfung zugelaffen werden. 









Plenars 





Sipungen, Medner, Erledigung, 
r — in welchen die welche welche 
Abanderungs-Anträge ıc. Berathuug ſich an der Debatte betheiligt der Gegenſtand 
a Gola haben. gefunden hat. 
Diefelbeen 
zu $.6. — N. 338, 
— Abgelehnt. — 
= 54.Sigung , Der Präfivent. Für erledigt er« 
©. 1820. achtet. 


mm 222222200 


Der Juſtiz-Kommiſſion zur Borprüfung 29. Sihung Tweſten, Präfident v. Fercken— | I) Annahme bes 


übermielen. ©. %3. beck. Geſetz-Ent⸗ 
wurfs und 

General⸗Diekuſſion. 54.Sigung Leſſe, Juſtizminiſter Dr. Leon Rüdjendung 

©. 1824. hardt, Tweſten, Freiherr v. an dat Her 


bis 1841.) Patow, Neichentpirgr,v. Sey: renhaus. 

dewitz, Juſtizminiſter Dr. Leon- 2) Annahme der 
hardt, Dr. Waldeck, Laeker. Reſolution u. 

— — Mittheilung 
5. Sizung Dr. Colberg, Dr. Gueiſt, Reg.» an die Königl. 

Grforderniffe zur — der Be⸗ * 1844.) Kom., Geb. Ober-Juſtiz ⸗Rath Staats-Re- 

fäbigung zum höheren Juftizdienfte. bis 1853.° Dr. Friedberg, Graf v. Win» gierung. 
—— Juſtizminiſter Dr. 

eonhardt, Dr. Achenbach, 

Zuftizminifter Dr. Leonhardt, 


— 


| Raster. 
Tweften — Nr. 334. — = 6.1853. Windthorft (Meppen), Dr. Gneift, 
— Abgelehnt. — ' bis 1855. | Laster. 


| | | 
| | 
—  —8.1855. Präfident v. Forckenbeck. | 


| | 

| | 
— = 6.1855. Miquel, Juſtizminiſter Dr. Leon⸗ 
u. 1856. bardt, Dr Gneift. | 


a — 8.1856. Der Präfident. 


— — &.1856. Haack, Reg.Kem., Geb. Ober 
his 1858, Juſtizrath Dr. Friedberg, Dr. 
Gneift, Windtborft (Meppen), | 


Lasker. 
| 
v. Seybewip — Pr. 293. — = &.1858. Schröder (Königsbery), Winde: 
— Abgelehnt. — ' bis 1870. un (Meppen), Reg. Kom., 
Windtbhorft (Meppen) — Nr. 340, Geh Meg Natb v. Wolff; 
— Abgelebnt. — Reichensperger, v. Unrub, Lası 
Lejje — Nr. 334, II. — Abgelebnt. — | fer, Miquel, Leſſe. | 
Tweſten — Nr. 334.1. — Abzelehnt. | 
Reihensperger — Stan. Ber. ©. 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der SipungssPeriode von 
Alphabetiſche Ordnung 4. Nevember 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffiond: 
ber ' Berichte, Anträge dir Abtheilungen, Kommilfienen und Referenten, 
Gegenftände. | Nefolutionen zc. 
(S. Drudjachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 





Juriſtiſche Brei | 
fungen. 


| 


| 8.9. (8. 8.) 
| Vorſchriften über vie juriſtiſchen Beſchäftigungen der Rıferendarien. 


Antrag des Abg. Thilo: 
Hinter $. 8. ald neuen Paragraphen an die Stelle des abgelehnten 
$. 10, des Herrenhaus-Beihhluffes zu fepen: 
Neferendarien, welche 2 ein Jahr lang bei Juſtiz— 
Behörden gearbeitet haben, ſind auf ihr Verlangen auch bei 
Verwaltungs-Behörden für die Dauer eines Jahres zu be— 
ſchäftigen; dieſes wird ihnen jedoch auf ihre Vorbereitungds 
zeit ($. 6.) nicht angerehuet. — 345, — 
| — Abgelehnt. — 


| g. 11. (G. 9.) 
Zeitpunkt der Meldung zur Ablegung der Staatsprüfung. 
| 


$. 12. (8. 10.) Ä 
Beſtimmungen über den Umfang und Charalter der großen Staatsprüfung. 


$$. 13. 14. 15. 16. ($$. 11. 12. 13. 14.) 
Wirkung der beftandenen Prüfung, Termin tes Eintritts der Gültigfeit 
| bes Geſetzes, Aufhebung aller entzegenftehenden Vorſchriften und Aus- 
führungs-Beftimmung. 


Abftimmung über das ganze Gefep- 


| 
| Diskuffion 
| über die von der Kommilfion vorgejhlagene Refolution. 


Abändernde Befchlüffe det Herrenbaufes zu 88. 6. u. 12 des vorbe— 
zeichneten Gejeg-Eutwurfs. — Nr. 870, — 


Die Juſtiz-Kommiſſion hat die im Herrenhauſe beidloffenen Abänderun- 
gen jowie den in Der Kommiſſion geftellten Antrag, die uriprünglichen 
Beſchlüſſe des Abgeordnetenbaufes zu den $$. 6. u. 12, wieder berzu« 
ftellen, wit 7 gegen 7 Stimmen abgelehnt Referent: Abg. Lasker. 


nn... 








83 
I re | 
— | Nedner, Erledigung, 
* — u | in welchen die welche | welche 
Hbänderungs: Uufräne ıc. Deratbung ſich an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 
ak a haben. gefunden hat. 





1868 und 1869 — Mbgelebm. — | | 


Miquel, v. Puttlamer — Nr. | | | 
334 II. — Zwüdgezogen. — 


— 56. Sipung | Twelten, Reg.Kom., Geh. Ober⸗ 

S. 1871. | Zuſtizrath Dr. Friedberg, 

bis 1874. | Miquel, Geh. Ober-Juftizratb 
\ Dr. $riebberg, Leſſe. 


Geſchaͤftliches. —S.1874 Tweſten, Dr. Waldeck, Lasker, 

— Nichtzulaſſung des Antrages Thilo | u. 1875, v. Dieſt, Dr. Eberty, Thile. 
zur Diekuſſien. — | 
| 











Diskuſſion. = S. 1875. Thilo, v. Dieſt, Dr. Waldeck, 
bis 1878. v. Dieſt, Lasker. 
| 
— = S. 1878. Der Präfident. 
= = &.1378. v. Dieſt, Laster. 
u. 1879. | 
— = &.1879. Der Präſident. 
| 
| 
— —= 8.1879.) Der Präfident. 
— —S.1880. Miquél, Dr. Waldeck, Struck— 
bis 1883. mann, Dr. Waldeck, Laeker. 
| | 
Der Juſtiz-Kommiſſion überwieſen. 61. Sitzung Der Präſident. Annahme des Ge⸗ 
S. 2047. ſetz· Entwurfs 
| | nah den Bes 
Mündlicer Bericht. 62. Sipung Lasker. ihlüffen des 
ı ©. 2087. Herrenbaufes 
u. 2088. ‘ und Mittbeilung 
| ı an die Königl. 
GenerabDiefuffien. —&,2088.  Jufigminifter Dr. Leonhardt, | Staatd-Regie- 
bis 2094. v. Dieft, Dr. Gneift, Tweften, | rung. 
ı Reg.ftom. Geh. Db.-Zuftize | 
Rath Dr. $riedberg, Dr. Wal» | 
bed. 
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' Borlagen, — dem Hauſe der Abgeordneten in der — Periode vom 
Alhpabetiſche Ordnung 4. November 1868 bie. 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 





ber ' Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommijfionen und Referenten, 
Gegenftände. | Mefolutionen zc. 
| (S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.)) 
Auriftifche Prüs as rk ai 
fun gen | und 


Abftimmung über den ganzen Geleg-Entwurf. 

| 

} 

Mefolution des Abg. v. Bonin (Genthin): 
die Königlihe Staats-Regierung aufzufordern, 

) I. die beabſicht'gte anderweite gelepliche Regelung der beftehenden Bor» 

| ſchriften über die Befähigung zu den höheren Aemtern der Bermal- 
tung jo zu befchleunigen, daß diejelbe gleichzeitig mit der ſchon eis 
geleiteten Geſetzgebung über die juriftiihen Prüfungen und Die 
Borbereitung zum höheren Zuftizdienfte zur Ausführung fommen kann; 

| II. bis dabin, daß dies geihehen aber, das Requlativ vom 14. Fe 

| bruar 1846, genehmigt dur die Allerh. KeO. vom 27. Februar 

| 1846 (G.-©. pro 1846 ©. 199.—210.), betreffend die Befähigung 

zu den höheren Aemtern der Verwaltung, volftändig zur Ausfüh— 

rung zu bringen. — Nr. 878. — 


EG EEE VE ——— —— EEE ET ————— 
Juſtizdienſt. Geſetz-⸗Entwurf über die Anftelung im höheren Juſtizdienſte in ber von 
dem Herrenhaufe beichloffenen Faſſung. — Nr. 157. — 


Antrag des Referenten Abg. Laster: den Gefep- Entwurf mit ben 
von ihm vorgeihlagenen Abänberungen anzunehmen. — Nr. 209. — 


General-Diskuffion. 


u ro ai 
Beſtimmung über bie Befähigung. * einem Richteramte. 


$. 2. 
Erforberniffe zur Anftellung als Mitglied eines Appellationsgerichtes. 


g. 3. 
Bedingungen bei der Anftellung bei dem Ober-Tribunal. 
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— | Nebner, | Erledigung, 





P in welchen Die welche welche 
Mbänderungd: Autrãge ıc. Berathung ſich an der Debatte betheiligt der Gegeuftand 
a a haben. gefunden hat. 
ee —— —— ⏑ÿe—— 
Tweſten — Nr. 374. J. — 62. Sitzung Leſſe, N Dr. &eon- | 
— Abgelebnt. — ' ©. 2094. hardt, v. Dieft 
Leſſe — Nr. 374. II. — bie 2096. 


— Abgelehnt. — | | 
v. Dieft — Nr. 374. II. — | | 
— Zurüdgezogen. — | | | 
| 
| 
| 
| 


— '=6.2096. v. Bonin (Genthin), Reg.-Kom. Annahme d. Re 
| bis 2100. Geh. Reg.-Rath v. Wolff, | folution, und 
| ; Dr. ®alted, v. Bonin (Gen- Mittheilungan 
| thin), Geb. Reg. Nah. Wolff, | die Königliche 
| | v. Bonin (Genthin), Laeker. Staatt-Regies - 
| rung. 


| | 


Der Juſtiz-Kommiſſion zur — 29. Sitzung Thilo, Tweſten, Thilo, Lasker, | Annahme bes 


fung überwieſen. ©. 962, | Dr. Walde, Grafv. Schwe⸗ Gef. Entwurfs 
| und 963. | rin, Freiherr v. Patow, Prä- und Rüdien- 
fident v. Kordenbed. bung an das 
Herrenhaus; 
Mündliher Bericht. 38. Sipung | Laster. |  tort ebenfalls 
©. 1237. angenommen, 
und 1238, 





— —= 6,1238. Juſtizminiſter Dr. Leonhardt, 
bis 1242. Reichensperger, Juſtizminiſter 

Dr. Leonhardt, Dr. Gaiden, | 

Dr. Bähr, Windthorft (Mepı 

pen). 


= — 6,1242. Laster, Reg. „Kom. Geb. Zuftige 


und 1243. | Rath Dr. Falf. 

Krap — Nr. 214, — =6.1243. | Easfer, Krap, Tweſten, Juftiz- 
— NAbgelehnt. — bis 1245. | Minifter Dr. Leonhardt, | 
Tweſten — Sten. Ber. S. 1243. — Lasker. 
— Angenommen. — 
| | 
Ä | | 
Windthorſt (Meppen) —=6&.1245. | Windthorft (Meppen), Reg.» 
— Nr. 218. I. — | bis 1249. | Kom. Geh. Juſtizrath Dr. Falf, | 

— NAbgelehnt. — | Mihquél, Suftizminifter Dr, 


| Tweften, Bindtborft (Meppen), 
Lasker. 


| Leonhardt, Dr. Waldeck, 





ee aa! 
A 
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Vorlagen, welche dem Hauſe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Aphabetiihe Drbnung 3, November 1868 bis 6. März 1869 gemacht werden find, Kommiſſions- 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenſtände. | Mefolutionen ze. 
(S. Drudjachen und Anlagen zu den ftenograpbiichen Berichten.) 








AYuftizdienft. 8. 4. 
Geltung der Vorfchriften des $. 3. für die Anftellung beim Ober «Appel: 
Iationsgericht bis zu deffen Vereinigung mit dem Obertribunal. 
N $. 5. 
| Beftimmung über die Anftellung der ordentlichen Profefforen der juriftiichen 
| Fakultät inländiicher Univerfitäten bei den Gerichten. 
| 8. 6. 
| Ueberſchrift und Einleitung dis Geſetzes, ſowie Abftimmung über den 
| ganzen Gelep- Entwurf. 
| 
Kalende. 1, Petition der Grundbeſitzer Miſchel und Genoſſen zu Sulimmen, um 


Ausdehnung des Gejeges vom 10. März 1864., in Betreff Der Kalende 
auf alle Grundftücstbeilungen vom Jahre 1810 ab. 
Antrag der Kommilfion für das Juftizweien: Ueberweiſung an die 
Königl. Staats» Regierung zur Erwägung. Berichterftatter: Aby. 
Leſſe. — Nr. 871.1. — 


| 2. Petition des Einwohners Samuel Gzidi zu Gr. Konopken um Be: 
er der an die Geiftlichkeit zu zahlenden Kalende, event. Ermäßigung 
berielben. 
Dritter Bericht der Kommilfion für die Ayrar» Verbältniffe 
— N. 378, sub D., — Beridierftatter: Abg. v. Hanftein. 
| Antrag: Uebergang zur Tages-Ordnung. 





Rartel : Ronven: 1. Zinterpellation des Abg. Dr. Loewe, beireffend die gegenwärtig mit 
. mit Nuß: Rußland beftehende Kartell-Konvention von 1857. — Nr. 12, — 
and, 


2. Interpellation des Abg. Dr. Loewe, denfelben Geyenftaud betreffend. 
ze: Nr. 130, = 


3. Untrag des Abg. Dr. Loewe: zu erklären, daß die Erneuerung ter mit 
Rupland geichloffenen Kartelle Konvention, wenn dem Staate dadurch 
Laften auferlegt werden, zu ihrer Gültigkeit der Zuftimmung des Laud— 
tages bedarf. — Nr. 151, — 

| Antrag des Berichterſtatters Abg. Dr. Gneift: den vorftchenden Ans 
trag abzulehnen und dagegen folgende Refolution anzunehmen: 
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Plenar⸗ 
Siztzungen, 
in welchen die 
Berathung 
ſtattgefunden 


Abänderungs-Anträge ꝛec. 


' 
i 


38. Sitzung | 








| ©. 1249 | 
| | | 
Windtborft (Meppen) — Windthorſt (Meppen), Iuftize 
— Nr. 215. 1. — | und1250. | Minifter Dr. Keonhardt. | 
— Abgelehnt. — | | | 
} 
— —S.1261. Vice-Präſident v. Köller, Dr. 
Waldeck. | 
| | j 





MHedner, 
welche 
ſich an der Debatte betbeiligt 
haben. 


Bice-Präfident v. Köller. 


Erledigung, 
welche 
der Gegenjtand 
gefunden hat. 








Wegen Schluſ—⸗ 
| fe der Seifion 
\ nicht mehr in 
|  pleno zur Be- 
| ratbung ge 
| langt. 


| Wegen Schluſſes 
| der eifion 
| nicht mehr zur 








Berathung in 
pleno gelangt. 


— —— — — — — [| 
| 








| 
Verlefung der Interpellation. — 
40. | 
und 41. | 
| 
Berlefung derjelben. | 
©. | 
| und 862. | 
Allgemeine Beiprehung. | — 6,862. | 
bis 864. | 
| 


Finanz-Minifter Freiherr v. d. 


Heydt, Dr. Loewe. 


| 
26. ed Minifter » Präfident Graf v. 
861. 


Bismard. 


Dunder, Dr. &oewe, Minifters 


Präfident Graf v. Bismard, 
Dr. Loewe. 


Die Ehlußberanhung | in \ pleno wird | 29. Sipwg | Bräfident v. . Fordenbed. 
| ©. 964. 


beſchloſſen. | 
| 


| 


Die ſofortige 
Beantwortung 
der Snterpel- 
lation wirb ab» 
gelehnt. 

Die Königliche 
Staats · Negie⸗ 
rung iſt außer 
Stande, die Ins 
terpellation zu 
beantworten. 


| 
| 
| 
Weden Schluſſes 
der Seſſion 





nicht mehr in 
|  pleno zur Be 
rathuug gelangt. 
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| 
Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode som 
Apbabetiihe Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiſſions 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. Refolutionen :c. 
(S. Drudjachen und Anlagen zu den ftenograpbiichen Berichten.) 








Rartell: Fon: | Das Haus der Abgeordneten erflärt der Königlichen Staats 
vention mit Regierung, dab die mit Rußland abgeichloffene Kartell-Kon- 
Rußland. | vention vom 8. Auguft 1857 durch ihre Ausdehnung auf alle 


Militairpflihtigen und auf alle irgend eines Verbrechens oder 

eines Vergehens bezüchtigten Perjonen, in Verbindung mit der 

Zollgejepgebung Rußlands und der bisherigen Handhabung des 

Grenzverkehrs, die Hanteld« und Verkehreintereſſen der öftlichen 
| Grenzprovinzgen Preußens beuachtkeiligt. — Nr. 233, I. — 


4, Sieben Petitionen aus Kattowig, Infterburg, Gumbinnen, Thern, 
Eydtkuhnen und Preuß.“Holland, denjelben Gegenſtand betreffend. 
Antrag dis Beriterftatters Abg. Dr. Gneift: Die Petitionen, ſo— 
weit ſie eine Benachtheiligung der Handels» und Berfehrs » Inter 
effen durd ‚die Konvention geltend machen, der Staats: Regierung 
| zur Berüdfihtigung zu überweifen; über die weitergehenden Anträge 
| der Petenten aber zur Tagesordnung überzugeben. — Nr. 233, II. — 
|, Drei benfelben Gegenftand betreffente Petitionen aus Elbing, Könizt- 
berg und Gumbinnen. 
Fünfter Bericht der Peritiond-Kommijfion vom 2. Februar 1869, 
nebft einem 
Gutachten über die Auslegung des Art. 48. der Berfafjungs- 
Urkunde vom Abg. Dr. Gneiſt. — Nr. 236. — Bericht⸗ 
erftatter: Abg. Dr. Gneift. 
Antrag ber Kommilfion: wie vorftehend sub A. 


Abſetzung der vorjtehend unter Nr. 3., 4, u. 5, bezeichneten Gegenſtände 
| von der Tageserdnung in Folge Erkrankung des Herm Minifter-Präfidenten. 


1 


Kirchliche Ange Petitionen: 

legenbeiten. a) ded Bergmann und Kirchengemeinde» Repräfentanten W. Brune zu 
Schüren und Genoffen, betreffend den projeftirten Verkauf von Sitzen 
in ber neuen Kirche zu Aplerbed. 

Zweiter Bericht der Kommifion für Petitionen von 11. De: 
zember 1868, Nr. LAL, sub B., Berichterftatter Abg. Richter 
(Sangerbaujen). 

Antrag: die Petition der König. Staats-Negierung zur 
Berüdjihtigung zu überweiſen. 





b) des Halbipänner Bernftorff und Genofjen zu Drurberg, betreffend 
ben Bau einer Orgel für die dortige Kirche. 
Derfelbe Beriht — Nr. 141. sub C., — Beridterftatter: 
Abo. v. Gerlad. 
Antrag: die Petition der Königl. Staats» Regierung zur 
Berüdfihtigung zu überweiſen. 
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Abänderungs: Anträge 2c. 





— Reihensperger, dernebenftebenden 


Nefolution folgenden Zuſaß beizufügen: 
„und daß im Kalle der Erneuerung 
der rt, 14. und 19. Nr. 5. jener 
Konvention, dieſelbe zu ihrer Gültig: 
feit ter Zuftimmung der Landes⸗ 
vertretung bedarf.” — Nr. 278. — 


J — — — 


Plenar⸗ 
Sipungen, 
in weldyen die 
Beratbung 
ftattgefunden 
bat. 


Medner, 
welche 
ſich an der Debatte betheiligt 
haben. 


62. Sitzung Lasker, Dr. Gneiſt, Freiherr 


| 
| 


’ 
) 


i 
' 
| 
} 
i 


©. 2076. 
bis 2078, 
und 2101. 


u. 2102, 


Dr. &berty, v. Bockum-Dolffs, 
Tweſten, v. Dieft, Graf v. 


Bethuſy-⸗Huc, Dr. Loewe, v. 
Dieft, Dr. Walde, Dr. Bir 


Lasker. 


Schwerin, Duncker, Graf v. 


chew, Graf v. Betbhuſy-Huc, 


| 


| 
| 
| 


I 


| 
I 


v. Hoverbeck, Dr. Walded, | 


| 
| 
| 
| 


1 


Erledigung, 
welche 

der Gegenftaud 

gefunden hat. 


Wegen Schluffes 
d. Seffion nicht 
mehr in pleno 
zur Beratbung 
gelangt. 


| WegenSchluffes 
8 


eſſion nicht 
mehr in pleno 
zur Berathung 
gelangt. 


Die gedachten 
Gegenſtände 
werden von der 
Tagesordnung 
abgeſetzt. 


! 
Dr. Achenbach auf Uebergang zur | 53. Sipung 


Tagesordnung. 


— Bird abgelehnt. — 


! 
| 


1 
i 


j 
! 


©. 1801. 
bis 1808. 


— 6,1808. 


Dr. Achenbach, Ne. = Kom. 
Geh. Ob.⸗Reg.⸗Rath Graf 
Schlieffen, Dr. Becker, v. 
Eynein, Berger 
Richter (Sangerhauſen). 





| 
N — — 
| 
| 


| Präfident v. Bordenbed. 


(Witten), ; 


| 
N 


| 


| 
| 


Annahme des 
Kommilfions- 
Antrages, und 
Mittheilung an 
die Königliche 
Staats-Regie⸗ 
rung. 


Annahme des 
Kommilfionse 
Antrages, und 
Mittheilungan 
die Königliche 
Staats⸗Regie⸗ 
rung. 


12 


a en 
u wie 
; 
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Borlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnuug 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. Mefolutionen zc. 
(S. Druckachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Kirchliche Ange c) des Arbeitsmannes Klabunde zu Schwellin, um Auweiſung des dor. 
legenbeiten. tigen Predigers, jeinen Sohn ungeliumt einzufegnen, und von der 


verlangten verberigen Abbitte Abjtand zu nehmen. 
Dritter Bericht der Kommiljion für Petitionen — Nr. 204. 
sub B., — Berühterftanter: Abg. Richter (Sangerhauien). 
Antrag: über die Petition zur Tagesordnung überzugeheu. 


bed Gemeinde-Kirchenraths und Ortsvorſtandes zu Dobbeifau, die Ber 
| waltung der dortigen Aemterkirche, jowie die Beihaffung einer Drgel 
| und Glocke betreffend. 
Vierter Bericht der Kımmilfion für Petitionen — Nr. 212. 
sub B., — Beridterftatter: Abg. Richter (Sangerhauſen). 

Antrag: die Petition der Königl. Staats «Regierung mit 
der Aufforderung zu überweifen, auf eine andere Regelung 
der Kurmärfiichen enter» Kirhenfonds in der Richtung 
der Selbftverwaltung der einzelnen Kirchengemeinden Ber 

dacht zu nehmen. 


d 


— 


71 Pelitionen aus verſchiedenen Ortſchaften um Regelung der Nedts- 
Berbältniffe der evangeliihen Landeskirche. 

Sechster Bericht der Kommilften für Petitionen — Nr. 290, — 

Berichterftatter: Aba. Richter (Sungerhaufen). 

Antrag auf Ucberweilung der jämmtlihen Petitionen au 

die Königl. Staats-Negierung zur Berückſichtigung und 

Annahme der beiden von der Kommilfion vorgeichlagenen 

Refolutionen. 


e 


— 


f) der Gaſtwirche W. Mädicke und Genoſſen zu Kiel, um Aufhebung 
des $. 14. der Sabbathsordnung für die Herzogthümer Schleswig. 
Holftein vom 10. März 1840, 
Siebenter Bericht der Kommijfion für Petitionen — Nr. 324, 
sub C., — Beridhterftatter: Abg. Strudmanı. 
Antrag: die Petition der Königl. Staats: Negierung zur 
Reguſirung der Angelegenheit zu übermeifen. 


— 


— 


des Steigerwirths Carl Eilhardt zu Erfurt um Aufhebung reſp. 
Diepenſation von $. 2. der Verordnung der Königl. Regierung zu 
Erfurt vom 12. Mai 1854, betreffend die Äußere Heiligbaltung der 
firhlihen Sonne, Feſt- und Feiertage. 

Derfelbe Bericht — Nr. 324. sub D., — Berichterſtatler: 
| Abg. v. Lattorf. 
Antrag: Ueber die Petition zur Tagesordnung überzugehen. 


q 


h 


— 


des Kolen Engelker zu Hitzhauſen, betreffend die Taufe ſeines jüngſten 
Kindes. 
Achter Bericht der Kommilfion für Petitionen — Nr. 377. 
sub A., — Bericterftatter: Abg. Strudmann. 
Antrag: Ueberweilung zur Berüdfihtigung. 


9 
[ | 
— Nedner, Erledigung, 
in welchen die welche welche 
Berathung ſich an dev Debatte betheiligt der Gegeujtand 


— haben. gefunden hat. 


Abänderungs-Anträge ꝛec. 





| 

| Wegen Schluje 
| | ſes der Seſſion 
| nicht mehr zur 
| Berathung in 
| pleno gefom- 
| men. 

— — 

— | Begen Säluf. 
ſes der Ser 
fion nicht mehr 
zur Berathung 
in pleno ge: 
langt. 


Died — Nr. 363, II. — 61. Sizung Graf © Schwerin » Pupar, Einnahme der 
Ueber dieje Petition zur Tagesordnung S. 2063. v. Hennig, Biel, Graf | Kemmilfions» 
überzugehen. bis 2072. Bethuſy-Hue, Windthorſt Anträge und 

— Wird abgelehnt. — (Meppen), Zweiten, Bird, : Mittheilung 

Graf Shwerin-Pupar und — Richter (Sangerhauſen), Reg.» an die Königl. 
— Sl Beriht 61. Sipung ©. | Kom, Geh. Reg.⸗Rath de la Staate⸗Regie⸗ 
206 Croix, Graf v. Schwerin⸗ rung. 

— — Annahme der Kommilfionts | ‘ Pupar, Stroffer, Bied. 


Anträge erledigt. — | | 
— 68. 3. Sipung Dr. Ahlmann, Sirudmann. Annahme des 
. 2150, Kommiſſions- 
| \ Antrages und 
‚ Mittheilung 





| 

| andie Königl. 

| | Staats-Regies 
rung. 

} 











— '63.€ Eipung Präfident v. | v. dordenbed. | Uebergang zur 
©. | Tagesordnung. 


— — | WegenSchluffes 
\ 8. Seifen nicht 
ı mehr zurBera« 
tbung in pleno 
gelangt. 


12* 
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| Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Abpabetiihe Ordnung | 4, November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 


! 


ber ‘ Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommiffionen und Neferenten, 
Gegenftände. | Mefvlutionen zc. 
(5. Drudjahen und Anlagen zu dem ftenographiichen Berichten.) 
Kirchlihe Ange | i) des P. 3. Groß und Genoffen zu Steinau in Hannover um Beleis 
legenbeiten. tigung der Sonder-Verfaffung für das Land Hadeln und Iufraftiegung 


| des Kirhengefepes vom 9. Oftober 1864 für daffelbe. 

| Derfelbe Bericht — Ne. 877. sub B., — Berichterftaiter: 
| Abg. Strudmann, 

| Antrag: Uebergang zur Tagesordnung. 





Kommunallaften, SHeranziebung der Staatödiener zu denfelben ꝛe. Siehe Gemeinde 





Kompetenz; der Untrag tes Abg. Dr. Eberty auf Annahme des von ihm vorgejhlagenen 
Schwurgerichte. Gelege Entwurfs, betreffend die Kompetenz der Schwurgerichte bei politi» 
h ſchen Berbrehen und Vergeben und bei Preßvergehen — Nr. AL, — 
Bericht der Juftiz- Kommilfion vom 27. Januar 1869. Bericht: 
erftatter: Abg. Krap — Nr. 245, — mit dem 
Antrage: Den von der Kommilfion vorgeihlagenen Gefep- 
Entwurf anzunehmen. 


| 





Konkurs-Ordnung.  Gefeß: Entwurf, die Abänderung einiger Beftimmungen der Konkurs 
Orenung vvın 8. Mai 1855 betreffend; nad den Beſchlüſſen des Herren 

| hauſes. — Nr. 143, — 
| Bericht der vereinigten Kommiffionen für das Juſtizweſen und für 
| Hantel und Gewerbe vom 30. Januar 1869. Berichierjtatter: 

Abg. Leife — Nr. 240. — mit dem 
Antrage: Dem Gefep-Entwurfe in der von den Kommilfionen 
beihloffenen Faſſung die Zuftimmung zu ertheilen. 


Spezial-Diskuffion. 
Art. I. 8. 17. 
| Sogenannte Zeitgeichäfte. 


$$. 128. 136a. 155. 1693. 181. 184. 183. 182. 189. 193. 201. 


$. 138. 
Anorduung der Berhaftung des Gemeinſchuldners, wenn und fo lange 
biefelbe nah dem Ermefjen des Gerichts zur Förderung oder Sider- 
ftellung der Verhandlungen im Konfurfe erforderlich ift. 





$$. 280. 149. 208. 209. 244. 





























03 
Plenar⸗ 
— Medner, Erledigung, 
Pr z in welchen Die welche welche 
Abänderungs: Anträge :c. Berathung ſich au der Debatte betheiligt der Gegenſtand 
ſtattgefunden haben. gefunden hat. 
hat. 
ne | | — | WegenSchluſſes 
d. Seſſion nicht 
| | mebr zur Bera« 
w | thung in pleno 
| | | gelangt. 
! | | 
Ungelegenbeiten sub 4., 6. u. 10. 
Der Juſtiz-Kommiſſion z. Vorberathung 1. — Pıäfident v. Forckenbeck. WegenSchluſſes 
überwiejen. ' . Seſſion nit 
mehr in pleno 
zur Berathung 
gelangt. 
Den vereinigten Kommilfionen für das 128. NE Pröfident v. Forckenbeck. | Annahme d. Ger 
Iuftizweien und für Handel und Ges | 839. ſetz » Entwurfs 
werbe zur Vorprüfung überwielen. | u. Rüdiendung 
| an das Herren» 
General-Disfuffion. 48. Sigung Leſſe. baus;dort eben» 
©. 1592. | falls angenom-» 


| | men. 


m —&.1593. Leſſe. | 


— —S. 1594. Der Präfident. | 
bis 1596. | 


gasfer: Den $. 138. mie folgt, zu — Leſſe, Juſtizminiſter Dr. Leon» 





faſſen: bis 1600. hardt, v. Hennig, Juſtizmi- 
Die Verhaftung des Gemeinſchuld— ‚ nifter Dr. Leonhardt, v. Sey— 
ners iſt anzuordnen, wenn derſelbe dewitz, Dr. Walded, Lampug · 
der Flucht oder der abfigtlichen Ders | nani, Leſſe. 


dunfelung der Mafje verdächtig ift, | 
oder der perlönlihen Mitwirkung | ij 
bei den Verhandlungen im Konkurfe 
ungeachtet Ladung oder beionderer | 
Anweilung des ” — ſich entzieht. 
— Nr. 279, II. 

— Abgelehnt. — 





| 
= | =6&.1600. Der Präfident. 
und 1601. 
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Borlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Aphabetiihe Ordnung 4. November 1868 bis 6, März 1869 gemacht werben find, Kommiffiond: 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Mefolutionen ze. 
(5, Drudfachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 


Gegenftände. | 


Le —— 


Konkurs: $. 56. 
Drdnung. Korreal» Hypotheken. 





Artifet V. VL, VIL und II. 


Petitionen des Kaufmanns Heinemann zu Königsberg i. Pr., des Kauf- 
manne Beer in Liegnig, des Vorſtauds des faufmännifchen Vereins zu 
Breslau, ſämmtlich die Konkursordnung betreffend, 


I 





Ronfolidations: Gefet: Entwurf, beireffend die wirthſchaftliche Zuſammenlegung der Grund» 
Ungelegenbeiten. ftühe in dem Bezirke dee Juſtiz Senats zu Ehrenbreitftein. 


— ” .— 


Bericht ber verftärkten Agrar Rommilfion vom 15. Februar 1869. 
Berihterftatter: Abg. Stelger — Rr. 339. — mit dem Antrage: 
den Gehrpg- Entwurf in der von ber Kommilfion vorgefchlagenen 
Faffung anzunchmen. 


| 

| Spezial-Disfuffion. 
1 

I 


Die wirtbihaftlihe Zufammenlrgung der Grundftüde ganzer Gemarfungen 
oder Gemarkungs- Abtbeilungen finden St.ut, wenn dieſelbe von den 
Eigenthümern von mehr als ber Hälfte der nah dem Grundfteuer- 

Katafter berechneten Fläche der dem Umtauſch unterltegenden Grund— 
| ftüde beantragt wird. 

Werden von folder Zufammenlegung Grundftüde betroffen, welche einer 
| gemeinfhaftlihen Benupung unterliegen, die nah der Gemeinheitd- 
| theilungs» Ordnung vom 19. Mai 1851 (Gefep- Sammlung S. 371.) 

aufgehoben werden fann, jo muß die Servitut-Ablöfung oder Theilung 

gleichzeitig mit der Zujammenlegung bewirkt werden. 


| 
| $$. 2. bis incl. 10. 
| und Abftimmung über das ganze Gejep. 


KRonzeffionswefen. 1, Petition der Stellenbefigerd und Holzhändlers Blafius Brzoſa zu 
Chrosczũtz um Ertheilung der Konzellion zum Gaftwirtbidafts» Betriebe. 
Siebenter Bericht der Kommilfion für Petitionen — Nr. 324, 

sub G., — Berichterftatter: Abg. Freiherr v. Hilgers. 
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Menar- 
— Nedner, Erledigung, 
* in welchen die welche welche 
Abanderuugo⸗ Antrage ıc. Berathung ſich au der Debatte betbeiligt der Gegenſtand 
Ben haben. gefunden bat. 





| | 
2 ' 49. Sipung | Leſſe, Tweſten, Reg. + Kom, | 
©. 1604. Kammergerihtsrath Johow, 
bis 1614. v. Seydewitz, Dr. Waldeck, 
Leſſe, Dr. Walded. 
— —S. 1614. | Der Präfident. | 
und 1615. | 
| 
48. De keſſe. Die Petitionen 
S. 1 werden für er⸗ 
ledigt erachtet. 
ir 49, Sipun| Der Präfident. 


N | } 
Borgelegt und ber um 7 Mitglieder zu ; 4. Eipung | Minifter für die landwirth— Annahme des 
verftärfenden Agrar» Kommilfion zur ; ©. 39.u. ſchaftlichen Angelegenheiten v. Geſetz » Ent» 


Borprüfung überwiefen. 40. Selchow, Delius, Freiherr v. wurfs und Mit- 
| Hoverbeck, Präfident v. For , theilunganbas 
| denbed. \ Herrenhaus; 

‘ dort ebenfalls 
General Diskuffion. 60. Sipung Steltzer, Minifter v. Selchow. angenommen. 
- an Reihensperger, Knapp, Stelper. 
is 


Böhmer, Fred: Das erfte Alinen des | = S. 2022. Böhner, Reg. Rom. Geb. Ober 
8. 1. wie folgt zu fallen: bis 2024. Reg.-Rath Greif, Strud- 
Die wirtbihaftlihe Zujammenlegung mann, Stelger. | 
ber Grundftüde ganzer Gemarkunzen | 
oder Gemarfungss Abtheilungen findet | 
Statt, wenn dieſelbe von den Eigen: | 
thümern von mehr als der Hälfte der | 
nad dem Grunbdfteuers-Katafter berech⸗ | 
neten Fläche der dem Umtauſch unter: 
liegenden Grundftüde, weldhegleid- | | 
zeitig mehr als die Hälfte des | | 
KataftralsReinertraged repräs | 
jentiren, beantragt wird. | 
— Nr. 363. 1. — | | 
— Wird angenommen. — | 


| | | 
_ |=6&,204. | Präfident v. Fordenbed. | 





und 2025, | | 
— 63. Sihung Präfident v. Forckenbeck. Annahme des 
S. 2151.! Kommiſſions— 


Antrages und 
Mittheilung an 


Te 
. 
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Borlagen, weldye dem Hanje der Abgeordneten in der Sigungs-Periode vom 
Apbabetiihe Ordnung | 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht werden find, Kommiſſions 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfiouen und Referenten, 
Gegenftände. Nejolutionen ꝛe. 
(5. Drudjachen und Anlagen zu den ftenographiichen Berichten.) 





Konzeffionswefen. Antrag: Ueberweiſung an die Königlihe Staats: Regierung 
zur Verückſichtigung. 


2. Petition des Vorſtehers der Reffource zu Ellerwald, Johann Rempel 
und Genoſſen um 
a. Ertheilung der polizeilihen Genehmigung an die Geſellſchaft und. Ge- 
ftattung des Liedtke'ſchen Lokals als lumlungderit; 
| b. Ertheilung der Erlaubnig an p. Liedife zur Berabfolgung von Speifen 
| und Getränken an die Mitglieder. 
| Derfelbe Bericht — Nr. 324, sub H., — Berichterftatter: 
| Abgeordneter Wehr. 
| Untrag: Ueberweifung an die Staatd-Negierung. 
| 3. Wetition des Buchdruckerei · Befipers J. Fränkel zu Sorau um Er— 
| theilung der Konzelfion ald Bude und Steindruder an ihn ıc. 
Derfelbe Bericht — Nr. 324. sub J., — Beridhterft.: Abg. Köfter. 
Antrag: Uebergang zur Tages: Ordnung. 





Kranfen:Raffen. Petitionen des Maurers Stieber und Genofjen, des Malergebülfen Maehr 
und Genoffen und des Zifchlermeifters WB. Shmip und Genoffen zu 
| Berlin um Befreiung von der Zwangspflicht zum Beitritt zu den beftehen- 
den Krankenkaſſen. 
Antrag der Kommilfion für Handel und Gewerbe: Uebergang zur 
Tagesordnung. Berichterftatter Abg. v. Bredow. — Nr. 271. — 





Kriegs: Entjchädi: Petition des ꝛc. Stein und Genoffen zu Sonderburg, betreffend die Vers 
gungen. gütung des der Stadt Sonderburg durd das Bombarbement vom April 
1864 erwachſenen Schadens. 
Antrag der Budget: Kommilfion: Motivirte Tages-Ordnung. Bes 
tichterftatter: Abg. Dr. Glaſer. — 341. 





Kurheſſiſcher⸗ Geſetz⸗Entwurf, betreffend die Erweiterung der Verwendungszwecke der 
Staats ſchatz. Einnahmen aus dem, dem kommunalſtändiſchen Verbande des Regierungs— 
Bezirks Kaſſel durch den Allech. Erlaß vom 16. September 1867 über- 
witſenen vormals Kurheſſiſchen Staatsſchate. — Nr. 166. — 
Bericht der XVI. Kommiſſion vom 22. Februar 1869. Berichter— 
ftatter: Abg. Dr. Braun (Wiesbaden) — Nr. 357. — mit dem 
Antrage, den Geſetz-Entwurf in der von der Kommiffion vorgeſchla— 
genen Faſſung anzunehmen. 





——— * 
| ee 
BT 
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Plenar⸗ 
Sibungen, Nedner, Erledigung, 
Mr i = in weldyen die, welche weldhe 
Abänderungs: Anträge ze. Berathuug | fi) an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 
a haben. gefunden bat. 





die Königliche 


Staats-Negies 
rung. 
— 63. 3. Sipung Prafident v. Fordenbed. Annahme: des 


Kommiſſions- 
Antrages und 
Mittheilung an 
die Königliche 
Staats-Regie⸗ 
rung. 








Dunder, Lasker und Genoffen: 63. Sigung. Dunder, Reg. "Kom. Kammer» | Annahme des Anz 
Die Petition, jomeit fie darauf gerichtet, ©. 2151. Gerichts - Rath Wittmaad, trages Dunder 
die — Staats-Regierung zur — 2156.| Reg-Kom. Geh. NReg:Rub | und Lasker u. 

Wiederverleihung der Konzelfion als Graf zu Eulenburg, Köfter, | Mittheilungan 
Bud und Steindruder zu veranlaffen, | Dunder. | die Königliche 

derielben zur Berüdfichtigung zu über» | Staats · Regie⸗ 

weiſen. | | rung. 





a a nn 


— | — — Wegen Schluſſes 
| | der Seſſion nicht 
| mehr in pleno 
| ' zur Berathung 

| | gelangt. 
_ — | — Wegen Schluſſes 
der Seſſion nicht 


ı mebr in pleno 





I 
| zur Berathung 
| | gelangt. 
BVorgelegt und einer befonderen Com: | 29. —5— Miniſter für die landw. Angel. Annahme des 
miſſion zur Vorprüfung überwieſen. ©. 966. 0. Selchow, Präſident v. For: | Gejep: Entwurfs 
| denbed. und Mittheilung 
an das Herren— 
General»Diskuffion. 61. 1,Sipuns Dr. Braun (Wiesbaden). ' haus; dort eben- 
falld angenom- 
u. 2053. | men 





| 
| b 
Abftimmung. | —S. 2053. Der Präfident. | 
| } 
| 
13 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 
ber Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftinde. | Mefolutionen zc. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 





| 

Zandrecht, Alge | Gefe: Entwurf, betreffend die Ausdehnung mehrerer in den älteren Lan 
meines. | deötheilen geltenden Borichriften des Bürgerlichen Rechts auf die Bezirke 
der Provinz Hannover, in denen das Allgemeine Landredht gilt, in ber von 
dem Herrenhauje angenommenen unveränderten Faflung der Regierungs- 

Vorlage --- Nr. 156, — 
Antrag der Juſtiz-Kommiſſion: den Gejep-Entwurf unverindert an- 
zunehmen. Referent: Abg. Windthorft (Meppen) — Nr. 262. — 





2otterie: Angele: 1. Sieben Petitionen aus Kriewen, Stettin, Schmiegel, Goftyn, Wehlau 
genbeiten. u. a. D., Danzig u. a. D. u. Oftrowo, um Beibehaltung ber Lotterie. 
Antrag der Budget-Kommilfion: Uebergang zur Tagesordnung. Ber 
richterftatter: Abg. v. Briefen — Nr. 87.1. — 


| 

2. Acht Vetitionen aus Königsberg i. Pr., Liffa, Danzig, Elmshorn, 

Provinz Hannover, Eleve, Bremervörde u. Lehe, um Beibehaltung ber Kotterie 

> Wiederberftelung der Hannoverfchen oder Erweiterung der Preußiſchen 
otterie ıc. 

| Antrag der Budget-Kommilfion: Uebergang zur Tagesordnung. Ber 

| richterftatter: Abg. v. Briefen — Nr. 171. I. — 





Mabl: und Schlachtiteuer, Aufbebung derfelben. Siche Staatshaushalt sub IIL A. 89. 


Mandats:-Mieder: Das Mandat haben niedergelegt: 
legungen. | 1, * Abgeordnete für den 2. Danziger Wahlbezirk, Rechtsanwalt 
| vepell; 


2. der Abgeordnete für den 4. Königsberger Wahlbezirk — Kreile 
Heiligenbeil, Pr. Eylau — Baron von Korff; 


3. ber Abgeordnete für den 8. Liegniger Wahlbezirt — Kreiſe Lauban 
und Görlip — bisherige Kreisrichter, jetzige Sradtrath Baſſenge. 


4. der Abgeordnete für den 36. Hannoverſchen Wahlbezirf, Staats— 
minifter a. D. Errleben; 


4 


. der Abgeordnete für den 6, Oppelner Wahlbezir! — Kreife Pleß 
und Rybnid — Wirfl. Geh. Rath v. Savigny; 


6, der Abgeordnete für den 4. Aachener Wahlbezirk — Kreiſe Erkelenz, 
Geilenfirhen und Heinsberg — Landgerichts-Affeffor Schroeder; 


7. der Abgeordnete für den 13. Hannoverfhen Wahlbezirt — Stadt 
Hannover — v. d. Horft; 
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Plenar⸗ | | 

den Mn een 
— in welchen die f 

Abanderungs⸗Anträge :c. Berathung ſich am der Debatte betheiligt der Gegenftand 
u haben. gefunden hat. 
Der Juſtiz-Kommiſſion zur | a. a Präfident v. Forckenbeck. Annahme d. Ge- 
überwiejen. je» Entwurfes 
' u. Mittheilung 
Mündliher Bericht. J— Windthorſt (Meppen). an bie König⸗ 
| b liche Staats« 


Regierung 
Abftimmung. -- Ti | Präfident v. Fordenbed. 
un 


| 
li 
8 
* =: 

















Mündlicher Bericht. ı 34. Sigung | v. Briefen. ' Mebergang zur 
©. 1109. | | Tagesordnung. 
u. 1110, | 
Diskuffion. S. 1111. | Stumm. 
l 
— 2. Si igun s Präfident v. Fordenbed. Der Herr Mi: 
8.9. ' nifter des Ins 


nern um Ans 
orbnung der er⸗ 
forderlichen Er» 
ſatzwahl erſucht. 
Desgl. 





| 
— = ©. 9. Derielbe. | 
— — S. 9. Derſelbe. Desgl. 
— 3. Sipung Derjelbe. Desgl. 
© 13. | 
— 4. Sitzung Derſelbe. Die Erſatzwahl 
S. 29. | iſt bereitd an« 
| geordnet. 
— 6. Sipung | Derjelbe. | Desgl. 
©. 83. 
— = S. 83. Derſelbe. Der Herr Mi— 


niſter des In» 
nern um An« 


13 * 


— — ⸗ IT 
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Borlagen, welhe dem Haufe der Abgeerdneten in ber Sipungs-Periode vom 
Alphabetiſche Drdnung 4. November 186% bis 6. März 1869 gemacht worden find, Rommiffions: 
der Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kemmiſſionen und Referenten, 
Gegenftände, Nefolutionen ꝛe. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 











Mandatd: Nieder: 
legungen. 
| 8. der Abgeordnete für den 3. Magdeburger Wahlbezirk — Kreife 
| Jerichow 1. und 2. — Landrath v. Brauditid; 
| 
| 
Ä 9, der Abgeordnete für den 5. Liegniger Wahlbezirt — Kreife Haynau— 
Goldberg, Lieguig — Kreisgerichtsraih Aimann; 
10, die Abgeordneten Krüger und Ablmann — 1. und 2. Schleswig» 
Holſteinſchen Wahlbezirk; 
11. der Abgeordnete für den 4. Düffeldorfer Wahlbezir! — Stadt und 
| Kreis Düffeldorf — Landgerichtsratb Collig; 
| 12. der Abgeordnete für den 3. Pofener Wahlbezirt — Kreile Samter 
und Birnbaum — Regierungsratb Krieger; 
13. ter Abgeordnete für den 4. Merjeburger Wahlbezirk — Saalkreis 
und Stadt Halle — Regierungs-Präfident Rothe. 
Marfiteine.  Gefeß: Entwurf, betreffend die Ausdehnung des Gefepes vom-7. Dftober 


' 1865 über die Erridtung und Erhaltung von Markfteinen Behufs der zur 
Legung eined trigonometriſchen Nepes über die ſechs öftlihen Provinzen der 
Monarchie zu beftimmenden trigenemetriihen Punkte, auf den übrigen Um— 
fang der Monardie mit Ausihluß der Hohenzollernſchen Lande und des 
Jadegebiets — Nr. 208, — 

Antrag des Weferenten, Abg. Dr. Karften und v. Seydewitz: 
dem Geſetz Entwurf mit den von ibnen vorgeſchlagenen Aenderungen 

die Zuftimmung zu ertheilen. — Nr. 228, — 


a 
Medizinalfachen. Petition des Geheimen Sanitäts-Raths und Phyſikus Dr. Gfrörer und 
Genoffen in den Hobenzollernihen Landen, um baldige Einführung ber 
Preußiihen Medizinal:Tare in die vormaligen Hohenzollernihen Landes: 
theile. 
Siebenter Bericht der Kommilfion für Petitionen — Nr. 324. 
sub F., — Beridterftatter: Abg. Goeddertz. 
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Plenar⸗ 

















Slbungen, Medner, m 
PS, pr in welchen Die welche welche 
Abänderungd: Anträge ꝛe. Berathung ſich an der Debatte betheiligt _ der Gegenftand 
ftattgefunden haben. gefunden bat. 
bat. : | " 
| | ordnung derer: 
forderlichen Er: 
ſatzwahl erſucht. 
— 6. u ‚ Prüfident v. Kordenbed. Die Erſatzwahl 
— S. iſt bereits an—⸗ 
geordnet. 
— 7. Sitzung Derſelbe. Der Herr Mi— 
S. 115. nifter des Ins 
\ nern um Ans 
| | ordnung der er⸗ 
| | forderlichen Er» 
| | | ſatzwahl erfucht. 
— 13. Sitzung Derſelbe. | Desgl. 
©. 329, | | 
— 20. Sipung | Derielbe. | Desgl. 
S. 585. | | 
— — — | Deszl. 
| 
— 29. Sitzung Derſelbe. | Desgl. 
S. %l. N 
| 
Die Schlußberathung im Plenum wird | 36. — Kriegsminiſter v. Roon, Prä- | Annahme des Ges 
beſchloſſen. S. 11515 ſident v. Forckenbeck. ſetz ⸗Entwurfs 
| nad) den Bor- 
Mündliher Bericht. ‚45.Sigung | Dr. Karften. \  Ichlägen der Re- 
&.1500. u. | ferenten und mit 
1501. ' dem Amende⸗ 
ment Dr. Baehr 
Diskuſſion. = &.1501. F Reg. Kom. Majer Bronfart | und Mittbeilung 
Dr. Baebr (Eaffel): dem Gejep folgende | und1502. | v. Schellendorf, v. Seydemwig. | an das Herren 
Ueberſchrift zu geben: Geſetz, betreffend | haus; dort eben» 
die Errihtung von Marfjteinen. — | | falls angenom» 
Nr. 252, | men. 
— Angenommen. — | | 
; - | 
Abftimmung über das ganze Geſetz. = ©.1502.| Der Präfident. 


\ 1 
J 
m — —— — 
| 


| Annahme Des 
Kommilfiond» 


_ |68. Ar Präfident v. Fordenbed. | 
Antrages und 


2150. | 


Mittbeilung 
an die König- 
lihe Staats⸗ 
Regierung. 
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| Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetiiche Ordnung | 4, November 1868 bis 6. März 1869 gemacht werden find, Kommiſſions 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegeuftände. | Refolutionen zc. 
| (S. Druchkſachen und Anlagen zu den ftenographiichen Berichten.) 


En 


Medizinalfachen. Antrag: die Petition der Königl. Staats- Regierung mit der 
Aufforderung zu überreihen, bei der bevorftehenden allgemei- 
nen Revifion der MedizinaleTare auf die berechtigten Wünſche 
der Petenten Rüdfiht zu nehmen. 


———— nn 


Melivrativns Un: Petitionen: 
gelegenbeiten. a) des Drömlings-Intereffenten Kummert zu Miefte und Genoffen, be 
treffend die Abänderung des Drömlings-NReglements vom 13. April 1805 
wegen Unterhaltung der Meliorationswerfe zwiſchen Aller u. Obre. 
Erſter Bericht der Kommilfion für die Agrar» Berhältnifle 
— Nr. 222, sub A., — Berichterftatter: Abg. v. d. Kneſebeck 
(Ruppin). 
Antrag: Ueberweilung an die Königl. Staatd-Regierung- 


b) der Vertreter der Ortſchaften des Nieber- Dderbruds, Gauert zu 
Dberberg und Genoffen, um baldige Herftellung des früheren Zuftandes 
ihres Meliorationswerkes. 

erfelbe Bericht — Nr. 222, sub O., — Berichterftatter: Abg. 
v. Beeften. 
Antrag: Uebergang zur motivirten Tagesorbnung. 


c) zehn Petitionen aus reip. Halle i. Weftphalen, Lippftabt, Suberlage, 
ee um Entlaffung aus dem Melicrationd-Berbande der Boler- 
aide ıc. 

Zweiter Bericht der Kommilfion für die Agrar » Berhältnifle 

— Nr. 327. — Berihterft.: Abg. Frhr. v. d. Kneſſebeck (Ruppin). 

Antrag: die Petitionen der Stants-Regierung ald Material 

bei der Revifion des Statut3 der Meliorations-Sozietät 

| * Boker-Haide zur Erwägung reip. Abhülfe zu über 
| weijen. 


Mennoniten. Petition zahlreicher Mitglieder der Mennoniten-Gemeinden Oft: und Weft: 


preußend um 





| 1)Aufhebung des Mennoniten-Edifts vom 30. Juli 1789; 
2) um Berleihung von Korporationsredhten an die Mennonitens@emeinden. 
Erſter Bericht der Petitions- Kommilfion vom 28. November 
1868. — Nr. 66, sub B. — Beriterft.: Abg. Strudmann. 

Antrag: die Petition der Königl. Staats-Regierung 
ad 1, zur Berückſichtigung; 

ad 2, zur Erwägung bei ber gejeglihen Regelung ber 

| Berhältniffe der Mennoniten zu überweijen. 


Mefrabatt. Entwurf eines Gejeped wegen Aufhebung des Zollerlaffes bei der Verzollung 
fremder Waaren auf den Meffen zu Frankfurt a. D. — Nr. 15, — 


| 
Antrag des Referenten, Abg. Dr. Beder, auf unveränderte Ans 
| nahme des Gejep-Entwurft. — Nr. 18, — 














l ⸗ 
— Nedner, Erledigung, 
« r in welchen Die welche welche 
Mbinbernugs:Hinträge ıe. Berathung fih an der Debatte betheiligt der Gegenftand 
—— haben. gefunden: hat. 


— — — WegenSchluſſes 
d. Seſſion nicht 
mehr zur Bera⸗ 
thung in pleno 
gelangt. 


_ — — Begen Stufe 
eſſion nicht 
mehr zur Bera⸗ 
thung in pleno 
gelangt. 


— — — Wegen Scluffes 
der Seſſion 
nicht mehr in 
pleno zur Be⸗ 
rathung gelangt. 


v. Hennig: das Geſuch, 42. Sitzung v. Hennig, Reg.-Kom. Geh. Annahme bes 
a. um Verleihung von Korporationde S. 13845. Reg.-Rath de la Croix, Kommiſſions⸗ 
rechten, — 1397. v. Brauchitſch (Elbing), Las— Antrages ad 
b. den Aelleſten der Mennoniten« fer, Dr. Wantrup, Dr. Koſch, 1 und bes v. 
Gemeinden bas Recht zur Führung | Laser, Dr. Wantrup, Lasker, Hennig'ſchen 

ber Civilſtandsregiſter mit öffent Dr. Bautrup, Laster, Strud- Amendements - 
lihem Glauben zu verleihen, mann, Dr. Koſch, Richter sub a und b 

der Königlihen Etaate-Regierung zur | (Sangerhaufen), Strudmann, und Mittbeilung 

Berückſichtigung zu überweiten. Graf v. Schwerin » Pupar, an bie König. 
— Nr. 232. — | Strudmann. lihe Staate« 

— Bird angenommen. | | Regierung. 


i 
— O — — — — — — — — — — — — — 
I | 


Borgelegt und die Schlußberathung in 3, a Finanzminifter Freiherr v. d. Unveränderte An» 


pleno beſchloſſen. ©. Heydr, Präfidentv. Fordenbed. nahme bes Ge⸗ 
| ſetz « Entwurfs 
Mündlicher Bericht. 4. Sitzung Dr. Beder. und Mitthei« 
©. 46. lung an das 
I bie 48. Herrenhaus; 
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Vorlagen, weldye dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Mbpabetiihe Ordnung | 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 
ber ' Berichte, Unträge der Abtbeilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände, Mefolutionen zc. 
(5. Drudiachen und Anlagen zu den ftenographiichen Berichten.) 





Mefrabatt. 








Müllergewverbe, Belteuerung deffelben. Staatshausbalt sub ILL. A. 40, 





Notbitand. 1. Denkſchrift über die Ausführung der Geſetze vom 23. Dezember 1867 
und vom 3. März 1868, betreffend die Abhülfe des in den Regierungs- 


bezirfen Königsberg und Gumbinnen berrihenden Nothitandes. 





— r. — 

| Anträge der Finanz-Keommilfion: 
| 1) die nad den voraufgeführten Gejegen Seitens der Königlichen Staats- 
| Regierung zu legende Rehenihaft, durch die Denkſchrift vom 
| 6. November v. 3. als erledigt anzunehmen; 
| 2) die Erwartung auszufprehen, daß die Königlihe Staatd-Negie- 
| tung die aus den bezüglichen Darlehen in die Staatskaſſe zurüd: 

fließenden Gelder alljährlich foweit thunlich, zur Einlöfung der 
| aus jenen Gejegen berrührenden, umlaufenden Darlehnstaffen- 
| heine und Schapanmeilungen verwenden, dann aber auf bie 
| demnächſtige völlige Tilgung jener Darlehnskaſſenſcheine und 
N Scyapanweifungen, eventualiter im Wege anderweiter gejeplicher 

Regulirung dieſer Angelegenheit, in möglichſt naher Fit Bedacht 
| nehmen werde. Beridhterftatter: Abg. v. Benda. — Nr. 172. I.- 
(Antrag ad 2. von der Kommilfion zurüdgezogen.) 


2. Funfzehn Petitionen des Gutsbefigerd Frentzel und SKonforten, 
worin beantragt wird: 
a) daß alle diejenigen oftpreußiichen Grundbefiger, welche in Folge 
ber Gejepe vom 23. Dezember 1867 und vom 3. März 1868 
Darlehne empfangen haben und nit ‚über 600 Morgen Land 
befigen, die Rüdzablung erft innerhalb 10 Jahren zu leiften haben ; 
b) daß die an Beſitzloſe in Folge des Gelepes vom 3. März 1868 
| gegebenen Heinen Darlehne weder zu verzinjen, noch zurückzu— 
| zahlen find. 
Antrag der Finanz-Kommiſſion: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

„in der Erwägung, daß die Gelege vom 23. Dezember 
1867 und vom 3. März 1868 nebjt den dazu ergangenen 
Reglements ſchon die Beitimmungen enthalten, melde es 
ermöglichen, im jedem einzelnen Falle des nachgemiejenen 
Bebürfniffes zu der Erfüllung des von den Petenten ans 
geftrebten Zieled zu gelangen; daß aber eine allg: meine 
geleplihe Anordnung im Sinne der Petenten weder noth- 
wendig, noch rathſam erſcheint,“ 

„in der Erwägung ferner, daß von der Königlichen 
Staatd-Negierung mit Siderheit erwartet werden darf, 
daß fie fi bei der Beurtheilung jedes einzelnen in biejer 
Hinfiht an fie gelangenden Antrages, nad wie vor von 
den Grundlägen der Milde und den durch die eigenthüm« 


DT ET 
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Sibungen, Medner, Erledigung, 

. - in welchen Die welche welche 

Ubänd ä in we 
nderungd« Autrage ıc DBeratbung ſich an der Debatte beibeiligt der Gegenftand 
ſtattgefunden haben. gefunden hat. 

hat. 

Abſtimmung über S. 1. und 2. und den 4. Sihung Präſident v. Forckenbeck. dort gleichfalls 
ganzen Geſetz-Entwurf. S. 48. angenommen. 








Borgelegt und der Finanz» Kommilfion 3. Eipuug Binanzminijter Freiberr v. d. Aunahme des 
S. 25. \ 


zur Vorberathung überwieſen. Heydt. Kommiſſions— 
und Präſident v. Forckenbeck. Antrages ad. 
6. Sipung und Mittheie 
©. 83. fung an das 
Herrenhaus; 
Mündlicher Beridt. 63. Sipung v. Benda. dort ebenfalls 
©. 2134. angenommen. 
Diskuſſion. —S.2134. Reg.“Kom. Aſſeſſor Dr. ven 
und 2185. Möller, v. Benda. 

Abftimmung. —=6&.2135. Präſident v. Kordenbed. 
Mündlicher Bericht. = €.2135. v. Benba. Annahme der 
= Kommilficns » 

Distuffion. —&,2136. Dr. ®ender, Rinangminifter Anträge 


bis 2139. Areiberr v. d. Heydt, Freiherr 
v. Hoverbed, Finanzminiſter 
Freiherr v. d. Heydt, Dr. 
Bender, Freiberr v. Hoverbeck, 
v. Benda. 
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| 
| Borlagen, weldye dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Apbabetijhe Ordnung | 4, November 1868 bis 6. März 1869 gemad)t worden find, Kommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftinde. Refolutionen zc. 
(S. Drudjachen und Anlagen zu ben ftenograpbiichen Berichten.) 








lichen Berbältniffe der Provinz Preußen gebotenen Rückſichten 
leiten laſſen werde,“ 

über die vorftehenden Petitionen zur Tages-Ordnung über- 
| zugeben. Berichterftatter Abg. v. Beuda. 
| — Nr. 172. II. — 


Motbitand. 





Dber:Rechnungsfammer. Vorlegung eines Bejepentwurfs über die Cinrichtung und Befugniffe 





DOrtsnamen:Ber: -⸗ Petition des Ian Chmielecki und Genoffen zu Wieſenwald, daß ihrem 
änderung. | chnorte der Name Wyſoka, welder durh Berfügung der Regierung zu 
Danzig vom 8. Auguft 1867 in Wieſenwald umgeändert worden ift, be 

Iafjen werde. 
Vierter Bericht der Kommilfion für Petitionen — Nr. 212, 

sub D., — Beridterftatter: Abg. v. Schoening. 
Antrag: über die Petition zur Tages-Ordnung überzu- 
gehen. 





Ditfriesland. | Petitionen der Handelsfammer zu Emden, von Karl Shüp und Ge 
noljen zu Aurich und Emden, des Magiftrats zu Norden, der Handelt 
fammer zu Leer, der Handelafammer zu Norden: das Fürftenthbum Oft 
friesland nebjt dem Harlingerlande als vierten Regierungs-Bezirf der Pro- 
vinz Weſtphalen anzuichlichen. 

Vierter Bericht der Kommilfion für Petitionen — Nr. 212, 
sub A. — Berichterftatter: Abg. Dr. Gneift. 
Antrag: auf Ueberweiiung an die Königliche Staats-Regierung 
zur Berückſichtigung. 
| 


f 
1 
' 





Papiergeld, Geſetz-Entwurf, betreffend die Beihränfungen der Zahlungsleiftung mit 
fremoes. telft fremden Papiergeldes und ähnlicher Werthzeichen in den neu erwor: 


benen Landestheilen — Nr. 64, — 

Bericht der vereinigten Kommilfion für Finanzen und Zöle und für 
| Handel und Gewerbe vom 10. Februar 1869. Berichterftatter: 
| Abz. Hoene — Nr. 273, — mit dem Antrage: 
| 1) dem Geſetz-Entwurf mit der Modifikation, daß in $. 5. ftatt 
| des 1. Juli der 1. Mai als Einführungstermin bezeichnet 
| werde, anzunehmen ; 

2) die Königliche Staait-Negierung aufzufordern, auf eine baldige 

Regelung des Bank- und Münzweſens im Wege der Bundes- 

Geſetzgebung hinzuwirken. 


| 
| 


| 
| 





Paß⸗Gebühren. 


Petition des Magiſtrats zu Thorn, daß die Königliche Staats-Regierung 
fortan den ſtädtiſchen Polizei-Verwaltungen gegenüber von der Erjtattung 
der Gebühren für Auslandepifje Abftand nehme. 








hat. | 
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. 1 Dlenars De EN 
1, Sipungen, | — — —— 
— in welchen die 
Ubänderungs: Autrãge ze. „Deratbung ſich an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 
ftattgefunden | haben. | gefunden hat. 


1 








derſelben. S. Staatshaushalt sub 1. 





. — | — Wegen Schluſſes 
der Seſſien nicht 
mehr zur Bera⸗ 
thung inpleno 
gelangt. 





— en | = WegenSchluſſes 
der Seſſion 
nicht mehr zur 
Berathung in 
pleno gelangt. 





| 
Borgelegt und den Kommilfienen für | 9. Sipung | Finanzminifter Freiherr v. d. | Annahme des Ge⸗ 
Finanzen und Zölle und für Handel | ©. 182. | Heytt, Präfident v. Forckenbeck. ſetz-Entwurfes 
und Gewerbe zur Borprüfung über— | u. Mitheilung 











wieſen. an das Herren» 
| | haus; dort 
| ebenfalld anges 
| nommen, 
General-Diecuffion. | 49. Sipung | Richter (Königsberg), v. Unrub,, Annahme ber 
S.1634, | v. Dechend, Reſolution. 
| bis 1639, 
Spezial-Diskuffion = &.1639.| Dr. Faucher, Dr. Ahlmann, 
und bis 1641. | Reg.«“Kom., Geb. Ober Reg.» 
Abftimmung. | Rath Herzeg. 
— 42. Sitzung Präſident v. Forckenbeck. Uebergang zur 
S. 1384. Tages-⸗Ord⸗ 
nung. 
14 * 
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Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetiſche Drdnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiſfions⸗ 
der ı Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände, Mefolutionen ꝛe. 
(S. Drudiachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 





Maßgebühren. Erſter Bericht der Petitions-Rommiffion vom 28. November 1868 
— Nr. 66, sub A., — Berichterftatter: Abg. Koch. 
Untrag: über die Petition zur Tages-Ordnung überzugehen. 





Penſionsweſen. Petitionen: 
(Siehe auch Schul— a. des Regierungs-Secretairs Schmidt Il. und Genoſſen zu Königs 
Angelegenbeiten.) berg um ben Erlaß eines neuen Penfiond-Neylements, 


b. des — Gendarm und Poſtexpediteurs Bergmann zu 
Offenbach um Abänderung des beſtehenden P.enſions-Geſetzes für 
die Landgendarmerie. 

Antrag der Budget-Kommilfion: Motivirte Tages-Drbnung. 
Rerichterftatter: Abg. v. Bodum-Dolffe. — Nr. 87. I. — 


Petitionen bes Premier-Lieutenants a. D. Julius Hasbach zu Solingen 

und des Hauptmann a. D. v. Döring bierielbft und Genvffen, 
ihre rn ald ehemalige Schleswig. Holfteiniihe Offiziere 

betreffend. 
Dritter Bericht der Kommijffon für Petitionen — Nr. 204. 
— sub D., — Beriterftatter: Abg. Köfter. 
Antrag: über beide Petitionen zur Zageds-Drdnung über 
zugeben. 





Polizei:Mefolute. Aufhebung derfelben in Berlin. Siehe Gerihtäverfaffung sub 6, 





Pomologiſche Petitionen: 

Lehr-Anſſtalten. 1, des Vorſtandes des Winzer-Vereins und des Vorſtandes der Lokal⸗Ab⸗ 
(Siche auch Staats⸗ teilung des landwirthſchaftlichen Vereins für Rheinpreußen zu Ahrweiler, 
bausbaltsubIII, A. 20.) die Gründung einer Dbft- und Weinbaufhule in Geifenheim betreffend. 


Antrag der Budget» Kommif on: Ueberweiſung an die Königliche 
Staats-Negierung, Berihhterflatter: Abg. Graf v. Winpingerode 
| — Nr. 87. IV. — 
2. der Gemeinde» Beamten zu Gronberg um Errihtung eines pomologilchen 
Inftuuts daſelbſt ftatt in Geilenheim. 
Antrag der Budget-Kommiſſion: Uebergang zur Tages » Orbnung- 
Berichierftatter: Abg. Grafv. Wingingerode — Nr. 171. IV. — 
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Menar⸗ 
— Nedner, — 
2 in welchen die welche welche 
Blbänderungs: Einträge zc. Berathung ſich an der Debatte betheiligt der Gegenftand 
a a haben. gefunden bat. 
2” | 
Mündlicher Bericht. 34. Sipung v. BodumsDolffs. Motivirte Tagee⸗ 
S. 1111. Ordnung. 
u. 1112. | 
Abftimmung. | =&.1112. BicesPräafident v. Köller. 
| 
W — — — 
Dr. Francke, Strudmann. — = Wegen Schluffes 
— Nr. 350.b. — der Seſſion nicht 
1) die Petitionen, in ſoweit fie bie mehr zur Bera» 
Bewilligung einer angemeffenen | thung in pleno 
Penfion für die Offiziere der ehe | ' gelangt. 
maligen Schleswig » Holfteinifchen 
Armee für den Zeitraum vom 1. 
Zanuar 1864 bs zum 30. Juni 
1867 betreffen — unter Bezugnahme | 
auf den Beihluß des Haufes vom 
18. Februar 1868 — ber Königl. 
Staatö- Regierung wiederholt zur 
Berüffihtigung zu empfehlen; 
2) über bie weiter gehenden Anträge 
in der Pelition des Hauptmann 
v. Döring und Genofjen zur 
Tages-Ordnung überzugeben. 
— —— — — —— — — — — — — — — — — — 
| | 
* — — Wegen Schluſſes 
der Seſſion nicht 


mehr in pleno 
zur Berathung 
gelangt. 





Wegen Schluſſes 
der Seſſion nicht 
| mehr in pleno 
| zur Berathung 
‚ gelangt. 
| 


j | ! 
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| 
' Vorlagen, weldye dem Haufe der Abgeordneten in der SipungssPeriode vom 
Alpbabetiihe Ordnung | 4, November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiſſions 
ber ' Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommijfionen und Referenten, 
Gegenftinde. | Mefolutionen ze. 
(5. Drudfachen und Anlagen zu ben ftenographiichen Berichten.) 


| 
1 





Portofreibeit. | 1) Schreiben des Königlihen Staatsminifteriums vom 3. November 1868, 
| betreffend die Aufhebung der Portofreibeit in perjönlihen Angelegenheiten 
| 
N 


ber Mitglieder des Landtages. 


2) Untrag dis Abg. Grafen Renard auf Wiederherſtellung ber Portor 
freiheit des Preußiihen Landtages. — Nr. 4, — 


Antrag Des Referenten Abgeordneten Grafen Bethufy-Huc: dem 
| vorftependen Antrage die Zuftimmung zu ertheilen. — Ne, 13. — 


Preß⸗Angelegen⸗ | Antrag der Abgeordneten Dunder, Dr. Eberty und Genoffen auf An 
beiten. (Siebe auch nahme des von ihnen eingebrahten Gefeg: Entwurfs, betreffend die 
Kompetenz der | Aufhebung der Beihränfungen der Prupfreiheit. — Nr. 118. — 
Schwurgerichte). Antrag ter XI. Kemmiſſion: dem vorbezeichnelen Geieg- Entwurf 
die verfaffungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen, und 33 fi auf 
dieien Gegenftand beziehende Wetitionen durch jenen Beſchluß für 


| erledigt zu erachten. — Nr. 323, — 


Preußiſcher Untertban. Die Erwerbung und den Verluſt der Eigenjchaft als foldyer ıc. (Siehe 





Provinzial:Fonds. Bier und zwanzig Petitionen aus Schleswig-Holftein um Bewilligung 
einer jährlihen Summe für die Provinzial» Angelegenheiten Schleswig. 
Holfteins. 

Autrag der Budget-Kommilfion: Ueberweiſung an bie Königl. Staats» 
| Negierung, Berichterftatter: Abg. Wachler. — Nr. 264,1 — 
| 

Nahyon⸗Angele⸗ Petition des Maurermeiſters Schmidt zu Buckau, zu erwirken, daß der 
genheiten. durch Legung feiner Grundflüde in den erſten Feſtungsrayon herbeigeſührte 
Minderwerth taxirt und ihm vergütet werde, 

Dritter Bericht der Kommilfion für Petitionen — Nr. 204. sub A.— 
| Berichterſtatter: Abg. Prinz zu Hohenlohe. 
Antrag: über die Petition zur Tages-Ordnung überzugeben. 


| 


Nechts :Unwälte Petition des Rechtsanwalts Udermann in Marburg um Befeitigung ber 
inder Provinz Hefjen. | den Helliihen Anwälten durch die neue Gerichts-Organiſation, Das neue 
(Siehe auch Gebühren). Prozeßverfahren und die Einführung der Preußiſchen Anmaltsfoften » Gejepe 
| und Tarife zugefügten Nachtheile ıc. 
| Erfter Bericht der Kommilfion fürdas Juſtizweſen — Nr. 31L, subC.,— 
| Berihterftatter: Abg. Gleim. 
Antrag: theils Uebergang zur Tages-Ordnung, theils Ueber» 





weilung an die Königlihe Staats-Negierung zur Berüdjid- 
tigung. 


—— — —we — 
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lenars j 
| — Redner, Erledigung, 
Mr = in welchen die welche welche 
Mbänderungs: Einträge ze. | Beratbung ſich an der Debatte betbeiligt | der Gegenftand 
ſtattgefunden haben. gefunden bat, 
| bat. | £ 
| i h 
— 1. || Präfident v. Kordenbed. ' Bird verlejen. 
©. 5. | 
| | 
Die Schlufberatbung in pleno wird | 3. Sitzung | Präfident von Kordenbid, Nicht zur Bera- 
beſchloſſen. S. 14. thung in pleno 
| | gelangt. 
—— —— 
Einer beſonderen (XII.) Kommiſſion zur | 22. Sitzung | Freiberr v. Hoverbed, Heile, Deren Sclufjes 
Borberathung überwieſen. S. 679. | Präfivent von Fordenbed. der Seſſion nicht 


|  mebr in pleno 
| | | zur Berathung 





gelangt. 
| | | 
Indigenat.) 
; | | | 
_' — — Wegen Schluſſes 
der Seſſion nicht 
mehr in pleno 
zur Berathung 
gelangt. 
De a en ee 
Leſſe, v. Unruh — Nr. 350. a. II. — | — — Wegen Schluſſes 
die Petiſion der Königl. Staats Re | der Seſſion nicht 
gierung als Material zum Entwurfe mehr zur Beras 
eines neuen NayonsGelepes zu über thung in pleno 
weifen, und bdiejelbe aufzufordern, das gelangt. 


baldige Zuftandefommen eines auf den 
Grundſatz der Entſchädigung gegrüns | | 
deten Rayon⸗-Geſetzes herbeizuführen. | | 


WE SRIERREOR ABER BABES BEE SERSELSER 


| | 
— — — Wegen Scluſſes 
derSeſſion nicht 
meht in pleno 
| | zur Berathung 
| | | gelangt. 


a 
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Vorlagen, welde den Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden jind, Kommiflions: 
Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Neſolutionen zc. 

(S. Drudiachen und Anlagen zu den ftenograpbiichen Berichten.) 


Albpabetiihe Ordnung 
der 


Gegenftände. 


Medefreibeit. Siehe Verfaſſungsſachen. 





Negierungs⸗ Neun Petitionen aus Lüneburg, Bremervörde, Bardowick, Harburg, 

Kollegien. Winſen a. d. &, Beinhaujen, Adhim und Pattenien, um Beibehaltung 
mehrerer Regierungs-Kollegien für die Provinz Hannover. 

ntrag der Budget-Kommilfion: die vorbezeichneten Petitionen durch 

den von dem Hauſe bei der Gtarsjeftitelung zu fallenden Beſchluß 

in Bezug auf die Verwaltungs» Behörden für Die Provinz Hannover 

für zu erachten. — Berichterftatier: Abg. Schröder. 


* 





Neichsfärſten und Grafen. Ordnung der Rechteverhältniſſe derſelben. Siehe Staatshaushalt 





Nheinſchifffahrts-Akte. Siehe Staats-Verträge sub 5. 





7 


Nuhr⸗Ufer⸗Ord⸗ Petition des Vorſtehers Dahlmann zu Neimen und Genoſſen um Ein 
nung. führung einer polizeilichen Ruhr-Ufer-Ordnung. 
Dritter Bericht der Kommiſſion für Petitionen — Nr. 204, sub C. — 
Berichteiftatter: Abg. Freiherr v. Hilgers. 
Antrag: über die Petition zur Tages-Ordnung überzugeben. 





Schonzeiten des Wildes. Siehe Iagd-Angelegenbeiten sub 1. 





Schwurgerichte. Kompetenz derielben bei politischen Verbrehen und Vergeben, und bei Prefvergeben. 





Schul:Ungelegen: 1. Gefeg: Entwurf, betreffend div Aufbebung der fepten Beſtimmung des 
beiten. Artikels 25. der BerfaffungdsUrfundevom 31. Januar 1850. — Nr. 26,1. — 
Zwei Petitionen des Rechtsanwalts Mep in Peterähagen und von 
712 Einwohnern der Stadt Leer, die Unentgeltlichleit des Volks— 

ſchul⸗ Unterrichtes betreffend. 
Bericht der verſtaͤrkten Unterrichts -Kommiſſion vom 15. Januar 1869. 
Berichterftatter: Abg. Dr. Paur — Nr. 196, — mit dem Antrage: 


den Gejep - Entwurf abzulehnen und dadurch die beiden Petie 
tionen für erledigt zu erachten. 
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_ — F — — — 
— Nedner, Erledigung, 
Pr 5 . iin welchen die welche | welche 
Abanderungs⸗Anträge * Berathung | fih an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 
aa haben. | gefunden hat. 








— — | Wegen Schlufjes 
| der Seifion nicht 
mehr in pleno 
zur Berathung 
| gelangt. 
| 
| 








sub II. 








der Seſſion nicht 
ı mehr zur Be 


— | — | — Wegen Schluſſes 
| ı  ratbung inpleno 


gelangt. 





Siehe Kompetenz der Schwurgeridhte. 





Borgelegt und der um 7 Mitglieder zu | 4. Sitzung | Minifter der geiftl. Angel. v. | Ablehnung des 
verftärfenden Unterrichts » Kommijfion S. 33. bis Miühler, Tweiten, Dr. Tehow, | Gefep-Entwurfs 
zur Vorprüfung überwielen. 39. Graf v. Schwerin, Richter | und Mittbeilung 
| (Sangerhauien), Dr. Loewe, | an die Königl. 
Bied, v. Hennig, Schule | Staats» Regie 
(Berlin), v. Kirhmann, Graf | rung. 
| ». Schmerin, Präfident v. 


\  Fordenbed. ' Beide Petitionen 
| für erledigt er— 
Vortrag des Berichterftatters. 46.Sipung | Dr. Paur. achtet. 
S. 1529. 
bis 1532. 
General-Discujfion. —S. 1532. v. Hennig, Staatöminifter v. 








ı bis 1542, Mübler, Dr. Wehrenpfennig, 


| Nick, 
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| Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung | 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 
ber ' Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftänbe. | Meſolutionen :c. 
| (S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Schul:Ungelegen- 
beiten. — 


2. Geſetz⸗Entwurf, betreffend die Einrichtung und Unterhaltung der öffent— 
lihen Bolksihulen. — Nr. 26. II. — 


3. Geſetz-Entwurf, betreffend die Penfionirung und Penfionsberedti- 
gung F Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen Vollsſchulen, — Nr. 
6 


A. Geſetz-Entwurf, betreffend die Erweiterung, Umwandlung und Neu- 
errihtung der Wittwen- und Waijenfaffen für Glementarlehrer — 
— Nr. 27. — nebft Zufammenftellung der für die Schullehrer-Wittmen- 

und Waijen-Faffen geltenden Beftimmungen ꝛc. — Zu Nr. 27. — 

Zwanzig dieſen Gejep-Entwurf betreffende Petitionen. 
Bericht der verftärften Unterrihtä-Rommilfion vom 11. Februar 
1869. Berichterftatter: Abg. Bied — Nr. 286, — mit dem 
Antrage: 

den Gejep-Entwurf in der von ber Kommilfion vorgefchlagenen 
Fafjung anzunehmen und die Petitionen als erlebigt anzufehen. 


Spezial-Disfuffion. 
1 


Revifion der Statuten der beftehenden Wittwen- und Waiſenkaſſen ıc. 


8. 2. 
Erhöhung der den Hinterbliebenen der Kaffenmitglieder zu zahlenden 
Penfion auf jährlich mindeftens 50 Thlr. 


8. 8. 
Beiträge zur Erreihung des im $. 2. angegebenen Zwedes. 
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(nar- | . = | Er 
— | Medner, | — 

in welchen die welche welche 
Abänderungs:Anträge :c. ı Berathung fi an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 
er baben. ‚ gefunden hat. 


I 





4. Sigung Dr. Waldeck, Dr. Ford» 
©. 1543. hammer, Dr. Bender, Rey.» 
bis 1560. Kom., Reg.-Affeffor Scholz, 

| Richter Sangerhaufen), Neg.: 
Aſſeſſor Scholz, Dr. Künger, | 
Dr. Wantrup, Lasfer, Staatd- 








minifter v. Mübler. 
Abftimmung. = 6.1561.) Präfibent v. Fordenbed. 
| bis 1563, | 
Vorgelegt und zur Borprüfung überwies u Sikung Redner wie “4 1. | Beide Gefep- 
jen mie der Gefeß-Entwurf sub 1. | S. 33. bis | Entwürfe sub 
39. | 2. u. 3. wegen 
| Schluſſes der 
| Seffion nicht zur 
| Berathung ges 
— — — — laangt. 
Vorgelegt u. zur Vorprüfung überwiefen 4. Sitzung Redner wie ad 1. J — — 
wie der Gejeg-Entwurf sub 1. ı ©.38. bis Annahme des 
839, | Gejep- Entwurfs 
| | und Mittheilung 
Vortrag des Berichterftatters. ı 51.Sipung Died. an das Herren⸗ 
&.1699, | er bort eben« 
bis 1701. | alla die Zuftim- 
mung erhalten. 
General»Diskuffion. — &.1701. Reg.» Kom. Reg.-Rath v. 


bis 1706. Wuſſow, Dr. Engel (Schlei— 
den), Reg.-Rath v. Wuffow, 
Dr. Gneift. | 


52. Sigung | Miquel, Dr. Karften, Dr. | 
©. 1709. Braun (Wiesbaden), Reg | 
bis 1723. Rath v. Wuffow, Richter (San- 

' gerhaufen), Bied. 


— —=6&.1723. Präfident v. Forckenbeck. 





| 





v. Brauchitſch — Nr. 292.1. A.—  =E&.1724. ' Dr. Kellner, Dr. Webrenpfennig, 
Dr. Wehrenpfennig — Nr. 314, — Bis 1729. Dr. Tehow, v. Brauchitſch 
— Beide abgelehnt. — (Elbing), Kultusminifter Dr. 


v. Mübler, v. Kardorf, Windt- 
borft (Meppen), Bied. 


| 
— |=6.1729, | | Präfident v. Kordenbed. | 
und 1730, | | 

| 





EEE 
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Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der SitungssPeriode vom 
Alphabetiihe Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenſtäͤnde. | Mefolutionen ze. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu ben ftenographiichen Berichten.) 





Schul: Angelegen- $. 4. 

beiten. Beitragepfliht der Gemeinden und felbftftändigen Guts- und Domanials 
' Bezirke ꝛc., welchen die Unterhaltung einer Lehrerſtelle obliegt, zu der Lehrer: 
und Wittwen-Waiſenkaſſe des Bezirke. 


| 
| 
| 
| 


Zuſchuß aus der Staatskaſſe. 


8. 6. 
Verwaltung der Lehrer, Wittwen- und Waijenkaffen. 


Bildung des Vorſtandes. 


8. 8. bie 12, 
. Feftjegung der Erhöhung der Beiträge, ſowie der zu zahlenden Penfionen 
dur den Kultusminifter; — Gelder, welde zum Kapital gejhlagen werden 
müffen; Aufhebung der Kaffen zum Zwed einer Erweiterung ber Aljociations- 
Bezirke, Veränderung der Statuten 2c.; — Zeitpunkt der Errichtung ber 
Ralfen in denjenigen Zandestheilen, in welchen ſolche nicht beftehen ıc. 


Einleitung und Ueberſchrift. 


Abftimmung über das ganze Gejep. 


| Refolution bes Abg. Schlichting: 
die Königliche Staats-Regierung zu erſuchen 
über die Zahl und das Alter der Mitglieder der Wittwen- und 
Waifenkaffen, Zahl und Alter ihrer Angehörigen, der vorhandenen 
Witwen, Halbwaiſen und Ganzwaiſen ftatiftiihe Erhebungen zu 
veranlaffen und in der nädften Diät dem Haufe vorzulegen. — 
Nr. 317. — 


Beſchluß über die den Geſetz-Entwurf betreffenden Petitionen. 
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— 


| | ESigungen, are Erledigung, 

p 2 in weldyen bie welche welche 
MbänderungsWinträge 1. | Berathung ſich an der Debatte betheiligt ; der Gegenftand 
— haben. gefunden hat. 





Pommer Eiche, — nn — 52.Sipung v. Oven, Freiherr v. Patow, 
v. Mallindrodt, ©. 1730. Reg. «Kom. Reg. -Ratb von 


v. Dven — Nr. 302. 1 F — bis 1740. Wuſſow, Bieck, Scharnweber, 
Hoffmann — Sten. Ber. ©. 1740, — | 17 Pommer-Eidhe, v. Auers⸗ 
— Sämmtlid abgelehnt. — \ wald, Graf Schwerin, Reg.» | 


Rath v. Wuſſow, Strofjer, 
v. Mallinckrodt, Dr. Waldeck, 
Bieck. 





— |=8&.1740. ' Präfident v. Bordenbed. 


Dr. Karften — Nr. 308, IL. 2. — | =&.1740. Dr. Bunien. 


— MAbgelehnt. — u. 1741. | 
| | 
Dr. Karften — Nr. 308, II. 3. — | —S.1741.  Windthorft (Meppen). 
— Abgelehnt. — und 1742, 
Windthorft (Meppen) und Miquel 
— Nr. 3 2 nn 


— Angenommen. — 


Dr. Karften — Nr. 308, II. 4. — | =8.1742, Bieck, Präfident v. Fordenbed. 





— Angenommen. — u. 1743. | 
| | 
| | 
| | 
| 
. Braun (Wiesbaben) ‚—=6.1743, | Dr. Braun (Wiesbaden), Reg.» 
— Nr. 300, — bis 1745. | Kom. Reg.-Rath v. Wuſſow, 
— Abgelehnt. — | | Winter, Dr. Braun (Wied 
| | baden). 
— —S. 174. Der Präſident. | 
— —S.1745. Sclichting. Die Reſolution 
| | wird abgelehnt. 
| | 
= — 6.1745. Der Präfident. | Die Petitionen 


| | werden für ers 
ledigt DIR, 
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' Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 


Alphabetiihe Orbnung | 4, Nevember 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiſſions ⸗ 





ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. Refolutionen ꝛe. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 
Schul: Angelegen: 5. 841 Petitionen, welche ſich auf die vorſtehend sub 1., 2. und 3. be— 


beiten. 





zeichneten Gejep- Entwürfe beziehen. 
Antrag der verftärkten Kommiſſion für das Unterrihtsweien vom 
24. Februar 1869: 
die Petitionen der Königlihen Staats-Regierung zur Kenntniß- 
nahme und ald Material für die Gejepgebung zu übermweilen. 
Berihterftatter: Abg. Dr. Paur. — Nr. 348, — 





6. Petitionen: 

a. des Magiftrats und der Stadtverordneten zu Breslau um bie Ge 
nehmigung zur Gründung einer Realſchule und eines Gymnafiums 
| bateibft, ohne daß dieſen Anftalten ein befonderer konfeſſioneller 
| Charakter gegeben werde, und 
| .  b. Dreißig Petitionen aus Breslau und anderen Drten Schlefiens, 
| welche fi theils gegen fonfeffionsiofe Schulen richten, theild Die 

—— einer katholiſchen Realſchule erſter Ordnung zu Breslau 
erſtreben. 
Dritter Bericht der Kommiſſion für das Unterrichtsweſen über 
Petitionen — Nr. 280. sub A, — 
Berichterftatter: Abg. Schmidt. 
Ein Antrag bat von der Kommilfion nad den bdesfallfigen 
Abftimmungen nicht geftellt werden fönnen. 








| 7. Petition des Lehrers Ogonowsti in Szameiten und Genoffen, be 


treffend die Lieferung ihrer Holzdeputate Seitens des Forftfigcus. 
Derjelbe Bericht — Nr. 280, sub B., — 
Berihterftatter: Abgeordneter Frenzel. 
Antrag: Ueberweilung an die Staats» Regierung zur Berüd- 
ſichtigung. 








AUbänderungs: Anträge zc. 


| 


\ 
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Plenar⸗ 
Sitzungen, 


in welchen die 


Berathung 


ſtattgefunden 


hat. 


Nedner, 
welche 
ſich an der Debatte betheiligt 
haben. 








Erledigung, 
welche 

der Gegenſtand 

gefunden hat. 


— — —ñ— —ñ — — —ñ— — — — 
61.Sitzung Dr. Paur. 
S. 2060. 


Mündlicher Bericht. 


Diskuffion. 


Dr. Künzer und Genoffen — Nr. 
309.1. — 


— Bird abgelehnt. — 

Dr. Roepell, Dr. Webrenpfennig 

und Genofien — Nr. 309. II. — 
— Wird zurüdgezogen. — 


Laßwitz u. Genoffen — Nr. 309. IL. 


| 
'= 6.2062.) v. Mallindrodbt, Dr. Paur, 


| 


bis 2062. 


und 2063. 


v. Kleinjorgen. 





| 59. Sipung | v. Mallindrott, Dr. Wehren- 


— Duich Annabme des Amendements | 


Lent Nr. 321. befeitigt. — 
Leut und Genoffen. 


I. Die Petition des Magiftrats | 


und der Stadtverordneten» 


Berfammlung zu Breslau ber | 
Königlihen Staats- Regierung mit | 
der Aufforderung zu übermeilen, | 


unter Aufhebung der bieherigen Ent: 
ſcheidungen der Kommune Breslau 
die Genehmigung zur Gründung 
einer Realſchule und eines Gym«- 
nafiums zu ertheilen, ohne dieſe Ge— 
nehbmigung davon abhängig zu 
maden, daß den gedachten Anftalten 
ein befonderer fonfejfioneller Charakter 
gegeben werde; 

II. über die Petitionen ©. 4. des Kom: 


miffiond» Berihts Nr. 1.—30, zur | 


Tages » Drdnung überzugeben. — 
Nr. 321. — 
— Wird angenommen. — 





S. 1983. | 
bis 2009. 








pfennig, Dr. Künzer, Laßwitz, 


Windthorſt (Meppen), Lent, 
Kultus-Minifter v. Mühler, 


v. Mallinckrodt, Dr. Wehren— 
pfennig, Bieck, Dr. Künzer, 
Windtborft (Meppen), Schmidt, 
Windthorft( Meppen), Roepell, 
t 


ent. 


Annahme des 
Kommilfiond- 
Antrages und 
Ueberiendung 
der Petitionen 
an die Königliche 
Staats-Regies 
rung- 
Annahme des 
Amendements 
Lent — Nr.321. 
— und Mit. 
—— an die 
önigl, Staats⸗ 
Regierung. 


Wegen Schluſſes 

der Seſſion 
nicht mehr in 
pleno zur Be⸗ 
rathung gekom⸗ 
men. 


FETT 
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' Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetiiche Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemadt worden find, Kommiffiond: 
ber ' Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. | Mefolutionen zc. 
| (S. Drudjachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Schul: Ungelegen: 8. Petition des Magiftrats zu Bromberg, daß das, für das aufgehobene 
beiten. Gymnafium zu Trzemeszno zu grümdende neue fatholiihe Gymnafium in 
| Bromberg errichtet werbe. 
| Antrag der der Kommilfion für das Unterrihtsmweien: Motivirte Zaget- 
ordnung. Berichterftatter: Abg. Dr. Künzer, — Nr. 147. IV. — 
9. Zwölf Petitionen aus Polen, Erfurt, Frankfurt a. D., Perleberg, 
Grüneberg, Frauftadt, Thorn, Ruhrort, Danzig, Hagen, Mühlheim, Lipp- 
ftadt und vom Oberlehrer Kottenhahn zu Rubrort, betreffend die Gleich— 
ftellurig der Abiturienten der Realſchule erfter Ordnung mit den Gymna» 
fial-Abiturienten in Bezug auf das Studium der Rechte und der Medizin 
auf den Univerfitäten. 
Erſter Bericht der Kommilfion für das Unterrichtsweien — Nr. 154, 
sub A., — Berichterftatter: ug Schmidt (Stettin). 
Antrag: Ueberweilung an die Königl. Staats» Regierung zur 
Erwägung und ald Material zu dem in ber Berfaffung in 
| Ausfiht geftellten Unterrichts-Geſetz. 


10. Petition der Gemeindevertreter Möhlen und Genoffen zu Oberloerid 
um Erbauung einer Schule dajelbft. 
Derfelbe Bericht — Nr. 184. sub B., — Berichterft.: Abg. Nüder. 
Antrag: die Petition der Königl. Staats-Regierung zur Er: 
wägung zu übermweijen. 


| 
| 11. Betitionen: 
| I. Bon ca. 30,000 Bewohnern Weftpreußens, betreffend 

a) die Gründung eines Ffatholifhen Gymnafiums für Die Kreile 
| Strasburg und Löbau; 
| b) die Anwendung der polniihen Sprache ald Lehrmittel in ben 
| 
t 


Elementarfhulen, und Erlernung der polnifhen Sprache in ben 
Scullebrer-Seminarien ; 

ce) die Einführung von polniſchen Parallelflaffen für höhere, von ber 
polniihen Jugend ftark frequentirte Schulen. 

II. Bon den Einwohnern der Stadt und bes Kreifes Strasburg, Krieger 
und Genofjen, dem vorftehend unter I. a. gedachten Gymnafium feinen 
befonderen fonfeifionellen Charakter zu geben. 

Zweiter Bericht der Kommilfion für das Unterrichtsweſen 
— Nr. 219. sub A., — Beriditerftatter: Abg. Dr. Künzer. 
Untrag: I. ad a. die Petition durch die von der Staatd-Regie- 

rung über das in dieler Beziehung Geſchehene abgegebene 
Erklärung für erledigt zu erachten, im Uebrigen biefelbe aber 

der Staats» Regierung zur Berückſichtigung zu überweifen, 

und hierdurch bie Petition sub II, für erledigt zu erachten. 


12. Eine Anzahl Petitionen aus Leer, Wirdum, Treepſum, Bettum, 
Eilfum, Greetfiel, Hamswerum, Lopperfum, Girdwerum, Viequarb und 
Pillum, Rautenburg, Hildesheim, Harburg und Umgegend, Stadt 
Denabrüd, Hannover und Umgegend, Hameln, Lüneburg, Fürftentbum 
Osnabrück, Bippen, Diffen, Bramſche, gegen die angeorbnete Einführung 
* Flügge'ſchen Leſebuchs in die einklaſſigen Elementarſchulen ber Provinz 
Hannover. 
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| Plenar- | 
| — | Medner, | Erledigung, 
4 P in welchen die welche | weldye 
Abänderungs:Unträge ıc. f Berathung | fih an der Debatte betbeiligt der Gegenftand 
u haben. gefunden hat. 
— * or | Künzer, Kantak, Reg. Kom., | Motivirte Tages— 
| ® h. Reg.⸗Rath de la Croix. Ordnung. 
| 
— — — — — — 

— | — — Wegen Schluſſes 
der Seſſion nicht 
mehr in pleno 
zur Beratbung 

gelangt. 
| 
| | 

— | | Wegen Schluſſes 

| 


der Seſſion 
nicht mehr in 
pleno zur Be- 


satjung gelangt. 
v. Hennig, 2efie: — — Wegen Scluffes 
derSeſſion nicht 


gesordnung überzugehen, die Petition 
sub II. dagegen ber Königl. Staats 
Regierung mit der Aufforderung zur 
Berüdfihtigung zu überweifen, Hr 
die Gründung 
a Se in der Stadt Stras- 
burg 

Ferner: 


. die erftere — inſoweit ſie dar⸗ 


auf gerichtet iſt 


in den Schullehrer⸗Seminarien | 


auf größere Kenntniß ber pol 

niſchen Sprade hinzuwirken, 
der Staats-Regierung zur Berüd- 
fihtigung zu überein = = 


65, 


eines Simultans | 


orge tragen zu wollen. 








| 

1. über die Petition sub I. a, zur Tar | 
| 
1} 


mehr in pleno 
zur Berathung 
gelangt. 


Wegen Schluffes 
der Seſſion nicht 
mehr in pleno 
zur Berathung 
gekommen. 


16 
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| Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Aphabetiihe Ordnung | 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenſtände. Neſolutionen ꝛe. 


| (S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 


Schul: Ungelegen: and ern Bericht — Nr. 219, subB., — Berichterftatter Abg. Florihüp. 
beiten. ntrag: Neberweilung der Petition an die Königl. Staats-Regie— 
rung zur Berüdfihtigung. 


13. Petition der Stabtihul-Deputation zu Heiligenbeil, es bis zur Ema- 
nation bes verheißenen allgemeinen Schulgejepes zu geftatten, daß bie dor- 
tigen Schulfinder die vorgeſchriebenen Kirchenlieder nad) den in der Kirchen» 
gemeinde eingeführten Liederterten erlernen dürfen. 
Derfelbe Beriht — Nr. 219. sub O., — Berichterſtatter: 
Abg. Florihüp. 
Untrag: Motivirte Tages-Drbnung. 


14. Petition des Gutöbefipers Fliesbach und Genoffen zu Landechow, 
| betreffend die Zuziehung des Schulvorftandes und ber Berechtigten bei 
Feftftellung des Werthes der den Lehrern gewährten Naturalien behufs Nor 
mirung ihrer Gehälter. 

Derfelbe Bericht — Nr. 219. sub D., — Bericterftatter: Abg. 
— v. Maſſenbach. 
ntrag: Uebergang zur Zages-Ordnung. 





15, A58 Petitionen aus der Provinz Hannover, theild um Beibehaltung 
des gegenwärtigen Zuftandes bes Vollksſchulweſens, theild um Scheidung 
der Verwaltung von Kirhe und Volkeſchule und Stellung ber lepteren 
unter die Leitung befonderer Behörten von Sachkundigen ıc. 

Vierter Bericht der Kommilfion für das Unterrichtsweien — Nr. 
379. sub. A., — Beridhterftatter: Abg. Dr. Schläger. 
Antrag: ſämmtliche Petitionen ber Königlihen Staats-Regie- 

rung als Material für die bevorftehende Unterrichts-Gefepgebung 
zu überweijen. 


16, Petition des Rabbiners Dr. A. Wiener zu Oppeln, betreffend bie 
Ertheilung des jũdiſchen Religions-Unterrihtes an höheren Unterrichts-An- 

| ftalten, die Stellung der — Religionslehrer und die Prüfung jüdi⸗ 

'  Iher Abiturienten in ber Religion. 

| Derfelbe Bericht — Nr. 879, sub B., — Berichterftatter: 

| Aba. Dr. v. Bunjen. 

| Antrag: Ueberweilung an bie Königlihe Staatd-Regierung zur 

Erwägung bei Berathung des Unterrichts-Gejepes. 





17. Petition des Magiftrats und ber Stabtverorbneten zu Elbing, betref- 
| fend bie Zulaffung von jüdischen Bürgern in ben Bortand ber dortigen 
höheren Töchterſchule ıc. 

Antrag der vereinigten Kommiffionen für das Gemeindeweien und 
für das Unterrichtswejen: Weberweilung an die Königlihe Staats 
— Abhülfe. Berichterſtatter: Abgeordneter Dr. Paur. 
— T. 7 .« 4.070 


' 18, Petition des emeritirten Lehrers Höhne zu Rogajen um Erhöhung 
feiner Penfion. 

Antrag der Kommiſſion für das Unterrichtsweſen: Webergang zur 

Zages-Drbnung und zugleih den Wunſch ausjufpredhen, daß dem 











—— 
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Sibungen, ae | — 
= ‚in welchen bie welche € 
Abänderungs?inträge ze. | Beratung ſich an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 
a haben. | gefunden Bat. 
| 


| 





| 
| | 
| 


| 
) 
I 
) 





| 

| 
£ | 
— 4— 

= — | 
| 

| 

| 

| 


| 
| 
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Wegen Schluſſes 
der Seſſion 
nicht mehr in 
pleno zur Be · 
rathung gelangt. 


gg Sluſſes 
der Seſſion 

nicht mehr in 
pleno zur Be⸗ 
rathung gelangt. 


Wegen Schluſſes 
der Seſſion 
nicht mehr in 
pleno zur Be⸗ 
rathung gelangt. 


Wegen, Schluſſes 
der Seſſion 

nicht mehr in 
pleno zur Be⸗ 
rathung gelangt. 


Wegen Schluſſes 
der Seſſion 
nicht mehr in 
pleno zur Be⸗ 
rathbung ge 
langt. 





Wegen Schluſſes 
der Seſſion 
nicht mehr in 
pleno zur Be⸗ 
rathung ge 
langt. 

16 * 
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Vorlagen, welhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetiiche Ordnung 4. Nevember 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiſſions⸗ 
der Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. | Nefolutionen ze. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographiichen Berichten.) 








Schul: Ungelegen: Petenten Seitens der Königlihen Staats-Regierung eine außer 
beiten. ortentlihe Unterftüpgung gewährt werden möge. Berichterftatter: 
Abg. Dr. Kellner. — Nr. 74. II. — 


‚19, Wetition des Vorftands-Borfigenden der jüdiſchen Gemeinde zu Natel, 
| Kallmann, daß dem evangeliihen Geiftlihen die Inſpektion über bie 
dortige jũdiſche Schule entzogen werde. 
Untrag der ———— für das Unterrichtsweſen: 
die Petition der Königlichen Staats-Regierung wiederholt und drin« 
nend zur Berüdfihtigung zu überweiſen. Berihterftatter: Abg. 
Dr. Künzer. — Nr. 83. — 


20. Petition des Hausmanns Sell und Genoffen zu Brückgut-Neuwedell, 
die Ermäpigung des Schulgeldes betreffend. 
Antrag der Kommilfien für das Unterrichtswejen: Ueberweijung 
an die Königlihe Staatd-Regierung zur Berüdfihtigung. Bericht- 
erftatter: Abg. Nüder. — Nr. 379. — 





Stantögebiets: 1. Gefet: Entwurf, betreffend die Vereinigung der zum Herzogthum 
Veränderungen. SadjensAltenburg gehörigen Theile der Dörfer Willſchüß und Gräfendorf 
mit dem Preußiſchen Staatsgebiete, und die Abtretung des unter Preu— 
iiber Landeshoheit ftehenden Theiles des Dorfes Königshofen an das 

Herzogthbum Sadjen-Altenburg, und 
2. — zwiſchen Preußen und dem Herzogthum Sadien-Altenburg vom 
| 9. Zuli 1868 über den Austauſch des unter Preußifcher Landeshoheit 
ftebenden Theiles des Dorfes Königshofen gegen die zu Sadien-Altenburg 
gehörigen Theile der Dörfer Wilihüg und Gräfendorf. — Nr. SA, — 
Antrag des Referenten, Abg. v. Sybel: dem Gejep-Entwurfe und 
dem Bertrage die Zuftimmung zu ertheilen. — Nr. 186. UI. — 





Staatöhausbalt. H. Allgemeine Mechnung über den Staatshaushalt des Jahres 1865 


(Siebe auch Eıjens — Nr. 7. — 
babn»- Angelegenheiten Bericht der Budget: Kommilfion vom 5. Februar 1869. — Nr. 272. — 
sub 4. und 8.) Berichterftatter Abg. Dr. Virchow mit den Anträgen: 


1) die Gutlaftung der Königlihen Staats-Regierung in Bezug auf 
die allgemeine Rechnung, ſowie auf die Verwaltung bes —8 
ſchatzes pro 1865 auszuſprechen; 

2) die Königliche Staats-Regierung aufzufordern, dem Landtage in 
der nächſten Seſſion den Entwurf eines Geſetzes über die Ein— 
tihtung und Befugniffe der Ober-Rechnungskammer vorzulegen. 











125 








Plenar⸗ 


| | | 
| ee; Medner, | — 
2 u. in welchen die welche | welche 
Uibändernugi-Minträge ıc. Berathung ſich an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 
Kay rin haben. | gefunden hat. 





| Wegen Schluffes 
| | der Seſſion 
| | nit mehr in 
| pleno zur Be: 
| ı ratbung ges 
| langt. 


— — | — Wegen Schluſſes 
der Seſſion 
| nit mehr in 
| | pleno zur Be- 
| | | rathung ges 
| | langt. 











Vorgelegt und die Schlußberathung in | 14. 1. Sipung | Minifter des Innern Graf zu , DemGefep-Ent- 











pleno beſchloſſen. S. 379. Eulenburg, Dr. Beder, Prü- | wurf und dem 
16, Sipung | fivent v. Fordenbed. | Verträge die 
| ©. 429. Zuſtimmung er⸗ 
| lheilt und dem 
Mündlicher Bericht. '35. Sipung | v. Sybel. | Herrenbaufe 
| ©. 1136. | davon Mit- 
| theilung ge 
Abftimmung. '=6.1137, | Der Präfident. |  madt; dort 
| ebenfalls die 
| | Zuftimmung 
| ı erhalten. 
Borgelegt und der Budget-Kommiſſion 3. Sipung | Finanzminifter Freiherr v. d. Annahme der An- 
überwiejen. & 23. | Heydt, Präfident v. Forckenbeck. träge der Bud» 
| | get-Kommilfton 
Abftimmung. | 4. Sipung Der Präfident. und Mittheilung 
S. 1813. .. an das Herren⸗ 
1814. | Baus und bie 
| | Kgl. Staates 
| | Regierung. 
| Im Herrenbaufe 
ift dem Antrage 
| sub 1. eben 
| falls zugeftimmt 
| worden. 
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Alphabetiſche Ordnung | 
ber 


Gegenftände. 





| Borlagen, weldhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode vom 
4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht werden find, Kommiffiond: 
Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Nefolutionen zc. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 





Staatshaushalt. 


HI. Nachweifungen über die @tatsüberfchreitungen und aufer- 
etatömäßigen Ausgaben für die Jahre 1866 und 1867. — Nr. 65. — 


1. Borbericht ber ag ‚ar Feyraleig vom 18. Februar 1869. 
Berichterftatter: Abg. Dr. Birdom — Nr. 328, — mit dem 
Antrage, den von der Kommilfion vorgefhlagenen Gelep - Ent- 
wurf, betreffend die Ordnung der Rechtsverhältniſſe der mit— 
telbar gewordenen beutfhen Reihöfürften und Grafen, 
anzunehmen. 


2, Bericht der Budget» «Rommilfion vom 1. März 1869. Berichts 
erftaiter: Abg. Dr. Virchow — Rr. 361, — mit folgenden 
Anträgen: 

a) die Königl. Staats Regierung ‚aufzufordern, dem Land⸗ 
tage in ber nädften Seffion einen Gejeg- Entwurf über 
eine veränderte Organijation der Landgendbarmerievorzulegen, 
in welchem insbejondere Anftellung und Penfionirung ber 
Gentdarmen dem Minifter des Innern zugewielen werben ; 
die Etats-Ueberſchreitungen für die außerordentlihen außer« 
etatsmäßigen Ausgaben für 1866 und 1867 nachträglich 
zu genehmigen; 

c) die Königlihe Staats-Regierung aufzufordern, dahin zu 
wirken, daß die für Erwerbung ber Telegraphen⸗ Einrich⸗ 
tungen im Königreih Sachſen und Großherzogthum Heſſen 
gemachten Ausgaben vom Norbdeutihen Bunde der Preußis 
ſchen Staatsfafje wiedererftattet werben; 

d) die Verwendung von 478,168 Rıhlr. 1 Sgr. 1 Pf. zur 

Gründung eines Fonds für invalide Offiziere und Solda— 

ten ber Dreugüigen Armee, fowie der hinterbliebenen 

Wittwen und Waifen der im Kriege Gefallenen, welcher 

zur Dispofition Sr. Majeftät des Königs fteht, nachträg- 

lich zu genehmigen, unter der Vorausjegung, daß dieſer 

Fonds Staatsfonds bleibt; 

die Königlihe Staats» Regierung aufzuforbern, im geſeh— 

lihen Wege baldigft eine Vermögens» Auseinanderfegung 

zwiihen dem Norddeutihen Bunde und dem Preußijchen 

Staate herbeizuführen. 


b 


— 


e 


— 





LIII. Geſetz⸗Entwurf, betreffend bie Feſtſtellung des Staatshaushalts- 
Etats für das Jahr 1869. — Nr. 8. 


Nachtrag zu demſelben. — Nr. 164, — 


Weberficht der Gruppen und ber Reihenfolge, in welcher die ein. 
zelnen Kapitel des Etats zur Berathung gelangen werben. 
— Nr. 20, — 
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ala! 
Sipungen, NHedner, 
P F P in welchen bie welche 
Abanderungs⸗ Anträge ıc. Berathung ſich an der Debatte betheiligt 
Kae Fra] haben 
hat. | ' 


| @rledigung, 


welche 


der Gegenftand 


gefunden hat. 





Borgelegt und der Budget-Kommilfion 
zur Borprüfung überwiefen. 


Spezial-Diskuffion 
und 
Abftimmung. 


General-Dieculfion. 


| 
General» Diskuffion. 
Abflimmungen. 





Borrelegt und die Vorberathung in 
pleno beſchloſſen. 





) 


— Behandlung der eingegangenen, das | 
Budget —— Petitionen. — 


9 Situng | Finangminifter Freiherr v. 


58. Sigung | Dr. ———— Groſchke, Dr. Bir 
€. 1964. | dem 
bis 1968, 


—= &.1968.| Dr. Eberty, Reg.-Kom. Geb. 
bis 1971. | Ober-Reg.⸗Rath Wollny, 
Tweften, Dr. Birdom. 


| 
I 


| 68, Sigung Dr. Birhow, Tweſten, Reg. 





S. 2139. | Kom. Geb. Ober-Finanzrath 
bis 2141. | Moele, Grumbredt, We 
Ober⸗Finanzrath Moelle, Las: 
5 Finanzminifter Freiherr v. 
d. Heydt. 
= 


en — Präfident v. Forckenbeck. 





3. Sitzung Finanzminiſter Freiherr v. d. 
S. 19. Heydt, Präfident v. Forcken⸗ 
beck, Runge, Sn Finanz» 


minifter Greipert v 


| 
bis 23. | 
| d. Heybt. 


29. — 


—E Eiyuns| Präfident v. Fordenbed. 





182. | Depbt, Präfident v. —— J— 


era pers : 


Unveränberte 
Annahme des 
Geſetz⸗ Ent⸗ 
wurfs und Mit⸗ 
theilung an das 


dort ebenfalls 
angenommen. 





Annahme ſaͤmmt⸗ 
licher Anträge 
und Mitthei— 
lung an die 
Koͤnigliche 
Staatö-Regies 
rung und an 
das Herrenhaus. 


der 


Gegenſtände. 


Staatshaushalt. 
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Vorlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alpbabetiihe Ordnung 


| 


| 
| 


| 





J 





| 5, General:Ordens:Rommiffion. 


4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 
Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommilfionen und Referenten, 


Mefolutionen ꝛe. 
(S. Drudfahen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 





A. Vorberathung im ganzen Haufe. 


General-Biskuffion. 


Antrag Lasker, zu erflären: 


Im Intereffe Preußens und des norddeutihen Bundes ift es dringend 
geratben, daß die eigenen Ginnabmen ded Bundes vermehrt werden, jedoch 
nur unter der Vorausfegung, daß bierburd feine Ueberbürdung in Preußen 
veranlaht, vielmehr für den Fall einer Erhöhung der Steuern und Ab— 
gaben im Bunde gleichzeitig eine den Berhältniffen entſprechende Ents 
laftung in Preußen fiher geftellt werde. — Nr. 31. — 


Antrag Dr. Loewe, zu erklären: 


Im Intereffe Preußens und des norddeutſchen Bundes ift es dringend ge 
rathen, daf die Ausgaben des Bundes vermindert werden. — Nr. 33, — 


Spezial-Diskuffion. 


1, Herrenhaus. 
2. Haus der Abgeordneten. 


3, Staatd:Minifterium. 


4. Staats⸗Archive. 


— Auslieferung der Schleswig-Holfteinihen Archive. — 
— Mangelbafte Lofalitäten des Kurheifiihen Archives und ber 
Berliner Archive. — 


| 6. Berwaltung des Staatsfchates. 


7. Geheimes Eivil-Eabinet. 
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Me „Ts 
i — Nedner, Erledigung, 
2 Pi in welchen dis welche weldye 
Bbänderungs:Binträge ıc. DVerathung ſich an der Debatte betheiligt der Gegenftand 
Rattgefunten| haben. gefunden hat. 


hat. | 





| | 


— Mirtheilungen in Beziehung auf die | "5. Eipung 











Berathung. — ©. 54. 

— | — 6,54. 
bis 82. 
| 
| 6. Eipung 
| © 84. 
' bis 106, 
| 
) 

— = 6.106. 

— Gtellvertretungsfoften, Vermeidung des | = ©. 107. 
gleichzeitigen Tagens der Provinzials 
und Kommunal» andtage neben dem 
Landtage. 

— Dispofitionsfonde für allge.neine pol» | —⸗ S. 108 
tiſche Zwecke. 

Dr. Francke: „ſtatt 12 Archiv-Secre- | =6, 108. 
taire nur 11 zu bewilligen und dene | bis 111. 
nad für Schleswig 600 Rthlr. zu 
ftreichen. 

— b. Sing | © 
| 6 111. 
_ —* = &.11l. 

gauenftein: am Beloldung für den = S.111. 

Geh. Kabinetsrath — 4000 Rthlr. zu und 112. 


bewilligen. — Nr. 31. UI. — | 


Präfident v. Forckenbeck. 


v. Benda, Finanzminiſter Frei— 
herr v. d. Heydt, Lasker, 
Präfidentv.Ferdenbid, Fin anz⸗ 
miniſter Freihert v. d. Heydt, 
Dr. Glaſer, Dr. Loewe, Frei— 
herr v. d. Heydt, v. Spiel, 
Tweſten, v. Benda. 


Ablehnung der 
Auträge Lasker 
und Dr. Loewe. 

ten. Ber. 


119. — 


©: 


Dr. Virchow, Finanzm. Freih. 
v. d. Heybt, v. Hennig, v 
Kirhmann, Heiſe, Faucher, 
Graf Bethuſy-Hue, Finanz 
minifter Freiherr v. d. Heydt, 
Dr. Waldeck, Dr. Braun 
(Wiesbaden), Tweſten, Frei— 
herr v. Hoverbeck. 


Der Präſident. 
v. Bonin (Genthin), Dr. Baehr, 


Finanzminiſter Freihert v. d. 
Heydt. 


Runge. 





Ablehnung Des 
Antrages Dr. 
Fraucke. 


Dr. Francke, Reg.Kom. Geh. 
Reg.⸗Rath Dr. Dunder, Dr. | 
Diepel, Geb, Reg.«Rath Dr. 
Dunder, Dr. Hıemel, Geb. 
Reg.Rath Dr. Dunder, Dr. 
Haenel, Leſſe, Geb. Reg. 
Rath Dr. Dunder, Dr. Kar 
ften, Dr. Francke. 


Der Präfitent. 


Derjelbe. | 


Annabme Des 
Antrages Lauen— 
ftein. 


Finanzminifter Freiberr v. d. 
Heydt, Lasker, Finanzminiſter 
Freiherr v. d. Heydt, Lauen- 
ſtein, Lasker, Graf zu Eulen— 


17 
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Vorlagen, wilde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Aphabetiihe Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht werden find, Kommiſſions⸗ 
der ' Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftänbe. Nefolutionen ꝛe. ; 
(5. Drudjachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 


4, 





Staatshaushalt. 





| 8. Ober:Hechnungs Kammer. 

| 

| 9. Ober:@raminiations:Rommiffion. 

10. Disziplinarbof. 

| 11, Gerichtshof zur Entfcheidung der Kompetenz; Konflikte. 
| 12, Gefegfammlungss:Debits:Eomtoir. 

13. Landesverwaltung des Yadegebietd und 

' 14. Zuſchuß zur Mente des Kronfideifommißfonds. 


15, Deffentliche Schuld. 
| Dazu find eingegangen: 
Berzeihniffe der Effeftenbeftände und der Baarbeftinde der Staats-Aftiv- 
Kapitaliens$onds; nebft Ueberfiht von den bei einzelnen Kaffen außer den 
' gewöhnlichen VBerwaltungsbeftänden vorhandenen jogenannten eiſernen Bes 
ftänden oder Betrieböfonds. — Nr. 35, — 





Schwebende Schuld. 
— Schatzſcheine. — 


— Tilgung von 18,370,000 Rihlr. theild Hannoverſcher theild Kurheſſiſcher 
Landesichulden. — 
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Plenars 
 Sipungen, 





Abänderungs⸗Anträge ec. Berathung 


Lauenftein: an Beloldung für ben | 6. Sipung 
Chef⸗ Präfidenten nur 6000 Rthlr. und | ©. 112. 
für jeben der beiden Direetoren nur 
3000 zu bewilligen. — Nr. 81, III. — 

— —S.113. 
Allgemeine Beſprechung. 7. Sißung 
S. 116. 

bis 123, 

Dr. Haenel und Gen.: das Gejep vom | = ©.123. 
23. März 1868, betr. die Hebernabme | bis 125. 
und die Verwaltung der von den Elb- 
berzogthümern an das Königreih Düne» 
mark zu entridhtenden Schuld, durch 
Geltendmadung der der Preußiſchen 
Staatölafje gegen das Herzogthum 
Lauenburg allein Anjprühe zur 
unverzüglihen Ausführung zu bringen. 

—_— Hr. 36. I — 
— = ©. 125. 

Hagen (Börlig): Borlegung eines be» | = ©.126. 
fonderen Gejepes hinfihtlih der Til | und 127. 


gung ber mebenbezeihneten Landes— 
ſchuſden. — Sten. Ber. &. 126. — 


in welchen bie 


Medner, 
welche 
ſich au der Debatte beteiligt | 


| 

' Erledigung, 
welche 

der Gegenftand 


ftattgefunden 
at. 


| b | haben, | gefunden hat. 
| a v. Hoveibed, 





Der Präfident. Annahme des 
| Antrages Lauen⸗ 
ftein. 
Der Präfident. 
Reg.⸗Kom. Geh. Ober-Finanz- 
rath Meinede, Grumbredt, 
Dr, Haenel, Hagen, v. Kar» 
dorf, Finangminifter Freiherr 
v. d. Heydt. 
| 
‚ Tweften, Dr. Virchow, Las | Annahme bes 
fer, Lauenſtein. Antrages Dr. 
Haenel und 
Genoffen. 
v. Dechend. 
Tweſten, Binanzminifter Freie | Der Antrag 
berr v. d. Heydt, Freiherr v. ; Hagen wird 
Patow, Hagen, Reg.» Kom. zuruͤckgezogen. 


| 

| Geh. Ober-Finanzrath Meinede, 

| Dr. Birhow, Geh. Ober: | 
Finanzratb Meinede, v. Kirche | 

| mann, Geb. Ober-Finanzrath | 

| Meinede, Hagen. 

| | 


17* 
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, Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode som 
Alphabetiſche Ordnung 4. N.vember 1868 bis 6. März 1869 gemacht werden find, Kommiffions: 
der ' Berichte, Anträge der Abibeilungen, Kemmiſſienen und Referenten, 


Gegenftände. | Nefolutionen ze. 
| (E. Drudjachen und Anlagen zu den ftenographiichen Berichten.) 
Staatsbaushalt. | Befoldungen. 


— Errichtung einer neuen Zablftelle und vorfchriftsmäßige Herftelung des 
Bürperfteiges vor dem Dienſtgebäude. — 


16. Finanzminifterium. 


— Zuſchuß zur ÖStaatödiener- Wittwen- und Waifen» Anftalt in Frankfurt 
am Main. — 


— Renten und Entihädigungen an Kürften und Standesberren für abaetretene 


1} 

| 

Staatsgaranlieen. 
Rechte und Befigungen. — 


— — ———— — — 


- Der auf die Provinz Schleswig-Holſtein fallende Antheil an der nad 
Art, 11. des Schlußprotofells der internationalen Finanz-Kommiſſion vom 
17. April 1866 an Dänemark zu zablenden Entihädigung ven 419,311 
Thaler. — 
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Plenar—⸗ 
Sitzungen, 


Abänderungs:Anträge 2C. Berathung 


in welchen die 


Nedner, Erledigung, 
welche welche 
ſich an der Debatte betheiligt der Gegenſtand 





Bi baben. gefunden bat. 

Leſſe: den Mebrbetragn von 200 Rihlr. 7.  Eipunz | ‚ Hagen, Geb. DOber-Kin.-Narh | Annahme der 

„zur Erhöhung des Gebaltes der vol | ©. 127, Meinecke, Leſſe, Dr. Weber Anträge Leſſe 
beſeldeten Rathéſtelle“ als künftig weg- bis 129. (Erfurt), Freiherr v. Patew, und Weber (Er— 


fallend zu bezeichnen. — Nr. 40. 
Weber (Erfurt): für das dritte Mit— 
glied der Staatsihulrenverwaltung | 
300 Rthlr. Remuneration micht zu | 
bewilligen. — Nr. 44, I | 

Dr, Haenel und Genoffen: die Summe = ©&.129. 
von 1650 Rthlr. in die Rubrik „küufs | 
Ya — zu ſetzen. — Nr. 


+ 





— Landes-Kreditfaffe in Hannover. — | = &.129. 
u. 130. 


Allgemeine Beſprechung. 7. Sitzung 








©. 130. 
bis 133, 
— = 6,134, 
Dr. Birdom und v. Bodum-Dolffs: = &. 134. 
die Mente des Fürften zu Sayn | bie 141. 
Wittgenftein « Hobenftein im Betrage | 
von 1000 Rtihlr. abzufegen. — Nr. | 
44, II — 
| 
| 
Dr. Karften: die nebenstehende Summe) = S. 14l. 
an Dänemark nicht früher auszuzablen, | u. TaR. 


bevor die däniſche Regierung die in 
Tit. AX. des Wiener Kriedendveriras | 
ges zugefiherte Auslieferung der Schles— 
wig⸗ Dolfteiniihen Staats-Archive be— 
wirft hat — Nr. AM, IV 


| 
| 
| 





| 





Geh. Ober-Fin.-Natb Meinecke,  furt). 
Freiherr v. Doverbed. 
Der Präſident. Annahme des 
Antrages Dr. 
Haenel. 
v. Hennig, Geb. Ober-Finanzs | 
rath Meinecke. 
Reg.⸗Kom. Geb. Ober— Finanz. | 
rath Mölle. 
| 
Tweften, Geb. Ober- Finanz: 
rath Mölle. | 
Dr. Eberty, Geh. Ober-Rinanze | Annabme tes 
rath Mölle, v. Kardorff, Geb. , Antrages Dr. 
Ober-Finanzratſh Mölle, Dr. | Virchow und 
Eberty, Windtborft (Meppen), v. Bodum: 
Graf v. Bethuſy-Hue, Graf Dolffs. 
v. Schwerin, Freiherr v. Patow, 
v. Hennig, Geh. Ober⸗Finanz· 
rath Moͤlle, Schröder, Dr. 
Waldeck, Finanzminiſter Freis | 
herr v. d. Heydt, Lasker, 
Finanzminiſter Freiherr v. d. 
Heydt, v. Hennig, Freiherr v. 
Hoverbeck, Finanzminiſter Frei⸗ 
herr v. d. Heydt, Graf von 
Schwerin, Haack, Graf von 
Bethuſy-Hue, v. Mitſchke⸗Col⸗ 
lande. 
Dr. Karſten, Finanzminiſter Annabme des 
Freiherr v. d. Heydt. Antrages Dr. 
Karſten. 
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j Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periede vom 
Alphabetiihe Ordnung | 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemadt worden find, Kommiffiond: 





ber Berichte, Anträge ter Abtheilungen, Kommilfionen und Rıferenten, 
Gegenftaͤnde. Meſolutionen zc. 
| (S. Drudfahen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 
Staatöhaushalt. — en und Zilgung der Schulden ber vormals freien Stadt 
anffurt. — 


Beiträge zu den Ausgaben des norddeutfhen Bundes. 
— Matrifular- Beiträge. — 


17. Ober:Bräfidien. 


18. Megierungen. 
Antrag der Kommiffarien: die Mehrforberung für ben Präfidenten ber 


| Hegierung in Schleswig mit 700 Thlr. abzujegen. — Nr. 38.2. — 


| — 


18. Provinzial⸗Finanz⸗Direktion und Bezirks-Sauptkaſſen in 
Sannover. . 

Antrag der Kommiffarien: die Mehrforderung von 900 Rıblr. für den 

Präfidenten der Prov.-Finang- Direktion abzujegen. — Nr. 38, III. — 








Rihlr. nur 477,243 nn 
w ligen. — Nr. 35, 


1, — 


Abſtimmung über die bei der General» 


Dr. Loewe und Lasker. 


Perfönlihe Bemerkungen. 


— Drganifation berhöheren Dermaltungs- | 
Behörde in den Provinzen Hannover 
und Schleswig-Holftein. — 


Zweiten: die für die Stelle eines Di. 
tigenten ber bei der Regierung in 
Cõslin neu zu erridtenden Abtheilung 


Schulweſen geforderten 1800 Rihlr. 
nicht zu bemilligen. 





——— 





Diskuſſion geſtellten Anträge der Abg. 
— Rr. 31. und 33, — 


für die SKirchenverwaltung und das 


Nr. aa. I. — 
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Plenar⸗ 
Sißungen, 
in welchen die 


Nedner, 


welche | 


©. 142. 
147. 


Geh. Dber» Finanz » Rath | 
Moölle, Dr. Virchow, Tweften, 
‚ Dr. Kugler, von Benvda, 
| Finanzminiſter Freiberr v. d. | 
| Heydt, Freiherr v. Patom, | 

| ı Freiherr v. Hoverbed. | 


bis 





8, Sigung | | Windthorſt (Meppen), ‚Laster, 


bed, v. Bennigien. 


S. 155, eg Freiherr v. d. 
bis 179. | Heydt, Dr. Virchow, Graf, 
| v. Berhufp-Öuc, Scharnweber, 
| |» — v. Sybel, Dr. 
| | Waldeck. 
| 1 
= &.178. | Scharnweber, Laster, Dr. Fau—⸗ | 
| und 179.| cher, Dr. Birdow, Dr. Wal« 


9. Eipung | Dr. Haenel, Minifter de In- 





| 
' ©. 187. | nem Graf zu Eulenburg. 
' bis 196. | Raster, Minif ter bes Innern 
Graf zu Eulenburg, Dr. Hae- 
| nel, Minifter des Innern 
| Graf zu Eulenburg, Tweſten, 
—| 
ı = 6.19%. | Präfident v. Fordenbed. 
| | 
— 6,196. | Tweſten, Dr. Tehow, Kultus- | 
Minifter Dr. von Mühler, | 


‚ bis 204, 


| 
| 

Richter (Sangerhaufen), Kul⸗ 
tusminiſter Dr. von Mühler, 
|». Hennig, Kultusmin. Dr. v. 
ı Mühler, Scharnweber, Graf 
v. Schwerin, Graf v. Bethuſy⸗ 
| 


Huc, Harfort, Richter (San« 
gerhauſen), Dr. Tehow, Dr. 
Bender. 


19. Sigung | Reg.-Kom. Geh. Ober-Finanz- | 
©. 569. | Rath Mölle, Tweften. | 
und 570. | 





Erledigung, 


weldye 


Abänderungs: Anträge ꝛe. Berathung ſich an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 
— haben. gefunden hat. 


Antratg der Kommiſſarien: ſtatt 680, | 1. Sipung | | Freiherr v. Patow, Dr. Ebner, | Ablehnung des 
zu be⸗ 


Antrages der 
Kommillarien. 


Ablehnung bei» 
der Anträge. 


Annahme des 
Antrages ber 
Kommilfarien. 





Annahme bes 
Antrages Twe- 
ften. 


Annahme des 
Antrages ber 
Kommiffarien. 
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Vorlagen, wilde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Apbabetiihe Ordnung 4. Nevember 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. Nefolutionen zc. 
(8. Drudjahen und Anlagen zu den ſtenographiſchen Berichten.) 





Staatshaushalt. 20. Handelsminiſterium. 
Verwaltung für Handel, Gewerbe und Bauten. 
— Hafenbauten, Leuchtfeuer, Lootienwejen, Vorlegung einer Strandes 
ordnung für Pommern und Preußen. — 


Baubeamte. 


— Verring rung der Zıbl der Baubeamten in der Proving Hannover, Anftel« 
lung von Kreisbaumeiftern in den Kreiien Frauftadt und Rawicz. — 


— Beamte der Linnenleggen. — 


Strom-Regulirungen. 


— Unverhältnißmäßige gabl von Unterbeamten ꝛc. bei den Ghauffeen in den 
Provinzen Nafjau, Helfen und Schleswig: Holitein. — 


— Vorlesung von Verwendungsplänen über die Konds zu Chauffee- und 
WallerNeubauten. — 


Gewerbe- Akademie. 





Techniſche Schranfalten. 


21. Minifterium für die landwirtbichaftlichen Ungelegenbeiten. 
— Grrihtung eines Drenftzebiudes für Tas laudwirthſchäftliche Mis 
nifterium, für das landwirthſchaftliche Mufeum und für die laudwirth— 
ſchaftliche Yehranftalt. Errichtung eines pomologiihen Instituts nebit 
Muftergarten in Geilenheim, landwirtbichaftlider Kongreß, Landes: 
Melierationen, Vorlegung eines Geſetz-Entwurfs, betreffend die Zujams 
menlequng von Grundftücden, Erweiterung der Reffortverhältniffe des 
Miniſteriums. — 
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— 
lenar⸗ 
— Nedner, Erledigung, 
r * in welchen die welche welche 
Muiuberungs: ——— Berathung ſich an der Debatte betheiligt der Gegeuſtand 
ſtatigefunden haben. gefunden hat. 
hat. | | 
i 
Allgemeine Beſprechung. 10. Eipung Reg Kom. Min,» DireltorMace 
S. 214. | au, Dr. Leewe, Schmidt | 
\ bis 216. | (Stettin). 
— | — 5.216. | v. Behr, Hamdeläminifter Graf | 
bis 220. v. Ipenplip, Stengel, Dr. | 
Leewe, Grumbredt, Gotts | 
ichewäti, Handeläminifter Graf 
v. Ipenplig, v. Behr, v. Dens | 
zin, Grumbredt, Windtborft | 
(Meppen), v. Dieft. | 
— — &.220. Dr. Glaſer, Minifterial-Direftor | 
u. 221. | Mac-kean, Dr. Glafer. | 
Szuldrzynsfi: die Staats-Regierung | = 5.221. Szuldrzynski, Freiherr v. Binde Annahme dei 
aufzufordern, den Plan a Fortiepung | bis 223. | (Dibendorf), Dr. Faucher. | Antrages 
und möglichft baldigen Bollendung der Szuldrzynski. 
Warthe-Regulirung ſpäteſtens in | 
der nächſten Seifion vorzulegen. | 
— —E S. 223. Freiherr v. Vincke (Olbendorf), | 
MinifterialsDireftor Mac ran. | 
| 
— | = 6,223, | v. Hennig, Handelsminifter Graf | 
| u. 224. | v. Fpenplip. | 


v. Hennig, Minifterial-Direftor 
| Mac Lean, Handelsminiſter 
Graf v. Spenplip, Freiherr 
v. Patow, Handeldminifter 
Graf von Ipenplig. 


— Berwaltung der Lehrerftelle für die —= 5.224, 
Maſchinenkunde, durh den Direftor | u. 225. 
neben der Direktion. — 








— Drganifation der Gewerbeihulen, | — &.225. | v. Hennig, Dr. Francke, Hıns 
Baugewerfihulen in Hannover. — u. 226,  belsminifter Graf v. Ipenplig, | 
Facobi (Liegnip), Handels- | 
miniſter Graf v. Ipenplig, | 
Redecker. | 

Allgemeine Beſprechung. 10. Sipung, | Minifter der Landwirthicdhaft: | Aolehuung des 





v. Körber: in Ermägung zu ziehen, | ©. 227. 


Antrags v. 
ob eine Erweiterung des Refforts des | bis 235. 


lichen Angelegenheiten v. Sel⸗ 
Körber. 


how, Rez.⸗Kom. Geh. Ober: 


Minifteriums für die landwirtbichaft- | 
lichen Angelegenheiten zur Zeit aus— 
führbar und ob mamentlid) bielem | 
Minifterium nicht die Verwaltung der | 
Domainen und Forften zu übertras | 
gen jei. 


Regierungs » Rath Heyder, 


Schmidt (Stettin), Minifter 
v. Selchow, Richter (Eſſen), 


Dr. Lutteroth, Frh. v. Ledebur, 


Miniſter v. Selchow, v. Kör— 
ber, Graf v. Schwerin, Dr. 
Lutteroth, Miniſterv. Selchow, 
Freiherr v. Ledebur, Schmidt 
(Stettin). 





18 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden ſind, Kommiſſions 
der Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommifjionen und Referenten, 
Gegenstände. Mefolutionen ꝛe. 
(S. Drudjachen und Anlagen zu den ftenogeaphlichen Berichten.) 





Staatshaushalt. | — Vertrag mit dem Herzogthum Sad n-Meiningen vom 18. Juni 1868, 
betreffend die Leitung des dortigen Ablölungeverfabrens durch Organe 
der Preufiihen General» Kommilfien., — 


— Konjolidations-Geomster im Regierungsbezirk Wiesbaden. — 


— Unterhaltung und Weiterentwidelung des landwirthſchaftlichen Mufeums 
in Berlin. — 


— Förderung der Rindviehzudt. — 


Größere Sandes-Mleliorationen und Beichbauten. 
— Moordiſtrikte in DOftfriesland, Melioration der Boder Haide, 


Prämien bei Pferderennen. 

Antrag Biedenweg: 
Die Summe von 51,000 Nthlr. in der Weije zu verwenden, Daß bei 
ben Rennen die Auszahlung der Staatspreife ſchlechthin allen ſolchen 
Pferden verfagt werde, welche jelbft, nad den Urtheile einer, von dem 
Vorftande der betreffenden Rennvereine zu ernennenden Kommilfion 
son Sadverftändigen, für die Verwendung zur Zucht im Intereſſe 
der Berbefferung der Landes-Pferdezudt ungeeignet oder bedeutungslos 
find, — Nr. 54.1. — 


Dünenwefen. 


Zum Ankauf und zur Grridiung eines Dienftgebäudes für das Mis 
nifterium, für das landwirtbicaftlihe Mujeum und für die landwirth— 
ſchaftliche Lehranſtalt 50,000 Rthlr. 





1 2 
Kt 
- 
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— Nedner, Erledigung, 
— in welchen die welche welche 
Abanderungs· Yinträge ıc. Deratbung ſich an der Debatte betheiligt der Gegeuftand 
a baben. gefunden bat. 





— 10. Sitzung, Dr. Glaſer, Miniſter v. Selchow, 
S. 735. Laeker, Dr. Glaſer, Minifter 
und 236. v. Selchow. 


— —S. 237. Knapp, Minifter v. Selchow, 
Pariſius, Miniſter v. Selchow, 
| Freiherr v. Hoverbed, Knapp, 

| Minifter v. Selchow. 


11. Zigung, Miniſter o. Selchow, Dr.Braun, 
S. 261. Minifter v. Seldow, Dr. 
bis 263. Braun, 


Dr. Karften: die für neb.nbezeihneten —= 3.263. Dr. Karften, Reg.-Kom. Geh. Mblehnung des 
Zwed im Ordinario geforderten Aus- bis 268. DbersRegierungsratb Heyder, Antrages Dr. 


gaben von 10,000 Rihlr. nur im Er» v. Hennig, ——— v. Nichte Karſten. 
traordinarium zu bewilligen. bofen (Fauer), Dr. Karften. | 
— —S. 268. Bettler. | 
— — S. 269.  Nındte, Miniſter v. Selchow, 
bis 273. v. Beeſten, Miniſter v. Sel— 


chow, Ohm, Reg.⸗Kom. Geh. 
Regierungsrath Greiff, v. Bui- 
ren, Windthorſt (Meppen), 
Bubdtenberg, Minifter v. Sel« 


chow, Ohm. 
Bottler: Als Primie für Pferderennen — S. 273. Dr. Lutterotb, Graf Renard, Ablehnung der 
nur 25,500 Rihlr. zu bemifligen. tis 280, Robland, Minifter v. Selchow. Anträge Bottler 
Sodann unter einem neuen Titel 21.a v. d. Marwitz, Biedenweg, und Rohland. 
zur Hebung der Rindviehzucht und Miniſter v. Selchow,v. Saucken Annahme des An- 
zwar als Prämie für Einführung und (Iulienfelde). trags Bieden- 
Züchtung befjerer Rindviehracen, jowie weß . 


Aufſtellung muſtergültiger Zuchtſtiere 

den Betrag von 25,500 Rihlr. zu 
bewilligen. — Nr. 61, II. — | 
Rohland: Die Ueberichrift des Tit. 19. | 
zu ſtreichen und dafür zu jegen: „Zum 

Ankauf von geeigneten Beſchälern | 
zur Vermehrung der Beſchälſtationen“ 
51,000 Rıblr. — Nr. 61. — 


Dr. Lutteroth: Eine Kommilfion er- — S. 281. Dr. Lutteroth, Minifter v. 
fabrener Männer der Weftfeeinieln zur u. 282. Selchow, Dr. Lutteroth. 
Mitberathung des Dünenweſens zu 
bilden. — Nr. 37. J. — 

— Zurückgezogen. — 


Dr. Lutteroth: Nebenftehende Summe — ©. 282. Dr. Lutteroth, Miniſter v. DieBemilligung 


ven dem Etat abzulegen, — Nr. 57, | bie 286. Selchow, v. d. Marwitz, Fi— der geforderten 
u 18° 
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Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 
der ' Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Neferenten, 
Gegenftände. | Refolutionen ꝛe. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 
1 





| 


Staatshaushalt. 


Errichtung eines pomologiſchen Inſtituts nebſt Muſtergarten in Geiſenheim. 
— Petition des Winzervereins ꝛc. in Ahrweiler. — 


22. Geftüt:Berwaltung. 
Antrag Dr. Lutterotb: 

Die Königlihe Staate-Neigierung aufzufordern, darauf Bedacht zu 
| nehmen, daß die Geftütverwaltung das Bedürfniß der Landwirtbichaft 
in einigen Landestheilen nah Züchtung ftärkerer Urbeitspferde mehr, 
als bisher geſchehen, befriedige. — Ne. 87. V. — 





23. Juſtiz⸗Miniſterium. 
Dazu ift eingegangen: 
Bertrag zwiſchen Hannover und dem Herzog von Arenberg. — Nr. 58. — 


— Anftellungefäbigkeit der Juden, Handhabung der Preußiſchen Zuftize 
geiepgebung in Schleswig. Holftein. — 


Einnahmen: 
Gerichtskoften. 


Untrag ber Kommiffarien: gegen die Königliche Stants-Negierung die 
Erwartung auszujpreden, daß diejelbe unverzüglih Darauf Bedacht 
nehmen werde, die thatſächliche Stellung des Herzogs v. Aren- 
berg in und zu dem Herzogthum Arenberg-Meppen, insbejondere 
in Beziehung auf Ausübung der Gerichtebarfeit und jenftiger Re— 
gierungsrechte in dieſem Kandestbeile, mit der Preußischen Verfaſſung 
in Einklang zu ſetzen. — Nr. 58, I. — 


Anträge der Kommiffarien: ftatt 7000 Kıblr. für den erften Präfi« 
dDenten des Ober-Tribunals nur 6000 Rthlr., ftatt 21,000 Rthlr. 
für 5 Vize-Präſidenten nur 19,500 Rihlr., und ftatt 4000 Kıblr. 
für den General» Staats» Anwalt nur 3,500 Rihlr. zu bewilligen. 


Ausgaben. 
| 
| — Nr. 58, 2.3.4. — 





Abäanderungs: Anträge :c. 





v. d. Marwitz: Der Poſition folgende | 


Faſſung zu geben: „Zum Ankauf und 
zur Erridtung eines Grundftüds für 
das landwirthſchaftliche Muſerm und 
die landw. Lehranſtalt als erfte Rate.“ 
Ne. 87. IV 


* 


— — 


Allgemeine Beſprechung. 
Janſſen: Die Königliche 
Regierung aufzuford, ru, 


Etats: 
dur Die 


Aufftellung eine erhöhten Anzahl von 
Landbeihälern rejp. dur die Ver- 


mehrung der Beihälftationen auf die 
Hebung der Dierdegudt Sedacht zu 
nehmen. — Nr. 54, 


Allgemeine Beiprehung. 


Krap: die Einnahmen den Ausgaben 
entſprechend zu ſpezifiziren und namente 
lich anzugeben, wieviel die Einnahme 
bei der Civil- und bei der Mri: 
— ——— beträgt ꝛc. 
Nr. 68, 

Leſſe: a der Einnahmen der 
ftreitigen Gerichtabarfeit. — Nr. 78, 


Kod: 


Bahlmann, v. Guerard, 


die der Preußiihen Verfaſſung nicht | 
entſprechenden Verhältniſſe des Herzogs 
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Pleuar⸗ 
Sitzungen, Nedner, Erledigung, 
‚in welchen die welche welche 
Berathung ſich am der Debatte betbeiligt | der Gegenftaud 
— haben. gefunden hat. 





nanzminiſter Fehr. v. d Heydt, 50,000 Rihlr. 


v. Kardorff, Tweſten, Dr. abgelehnt. 
Virchow, Miniſtee v. Selchow. 
| | 
IL; Sitzung | Dr. Braun (Wiesbaden), Graf 
S. 286, v. Winpingerode. 
u. 287, | 
12. Sipung |, Ianffen, Reg.» Kom. Lande Annahmeder Ans 
©. 303. | ftallmeifter Wettig, v. Latterff, | träge Dr. Kuttes 
bis 306. | Dr. Lutterotb, Reg. Som. rotb u. Fanfjen. 





von Arenberg in und zu Tem Herzogs | 
thum Arenberge Meppen, insb-fendere | 


in Beziehung auf Ausübung der Ge: 
richtsbarleit und jonftiger egierungs 
rechte in dieſem Landestheile, ander: 
weitig zu regeln. — Nr. 67. J. — 





Neg. Rath Dannemanı. 


| 

| 

| 

| 

| Reg. Kom., Geh. Juſtizrath Dr. 

| Salt, Dr. Koſch, Dr. Haenel, | 

| 3 Juftigminifter Dr. Leonhardt, 
Simon v. Zaftrow, Dr. Hae- 

| nel, Zuftizminifter Dr. &eons | 

| 

3 


12, 2.Sigung 
©. 307, 
bis 318, 


hart, Simon v. Zaftrow. 


| 
| 
| 








Erböhung der 
Gehälter des 


13. Sigung | Bromm, Krap, Leſſe, Nerr | Ablehnung der 
S. 329. | Kom., Geh.«Juſtizrath Dr. Anträge Krap 
bis 335. | Falk, Krap, elle. nnd Leſſe. 
I 
| 
— S. 335. Dr. Colberg, Bablmann, Durch tie er 
bis 343. Windiborft (Meppen), Roicher, | folgte Annahme 
' Geb. Zuftizrath Dr. Fall, Dr. | des Antrages 
Eberty, Graf v. Schwerin, der Kommilfja« 
\ Windthorft (Meppen), Juſtiz | rien der As 
; minifter Dr. Leonhardt, Roſcher. trag Bahlmann 
erledigt. 
= S. 343. Reichensperger, Zuftigminifter | Bon dem Herrn 
u. 344. | Dr. Leonhardt. Juſtizminiſter 
| die Anträge auf 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periede vom 
Alhpabetiſche Ordnung 4, November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 
der Berichte, Unträge der Abtveilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. Hefolutionen ꝛe. 
(5. Drudiachen und Anlagen zu dem ftenographiichen Berichten.) 





Staatöbausbalt. 


Antrag des Kommifjarius, Abg. Windthorſt (Lüdinghaufen): ftatt 
7,800 Rthlr. für zwei Ober-Staats-Anwälte nur 5,200 Rihlr. zu 
bewilligen. — Nr. 88,5. — 


— GSefretaire und Regiftratoren des Ober-Tribunale. — 


Antrag des Kommiffarius Abg. Windthorft (Lüdinghaufen): 
die Stellvertretung der Dber+-Tribunalsrärhe durch Richter, welde 
nicht etatemäßige Mitglieder des Obertribunals find, für unzuläffig 
zu erflären und demgemäß bie für eine ſolche Vertretung geforderte 
Summe von 1000 Rehlr. nicht zu bemilligen. — Nr. 58,6. — 


| Antrag der Kommiffarien: 
die Erwartung auszuſprechen, daß bei der — Organi⸗ 
ſation des höchſten Gerichtshofes (Art. 92. der Verfaſſungs-Urkunde) 
die Stellvertretung einzelner Mitglieder deſſelben durch dem Ge— 
richtebofe nicht angehörige Richter ausgeſchloſſen eg — 
— Nr. . 7. — 


Antrag der Kommiſſarien; die im Spezial-Etat zu Tit. 8. am 
| Schluſſe binzuzefügte Bemerkung dabin zu Yaffen: 
„Für den Fall der Vereinigung des Dber- App Nations = Gerichtes 
mit dem Ober-Tribunale find 
a) die Stelle des erften Präfidenten mit . . - 4500 Rthlr. 
| b) drei Rathaftellen mit. » >» 2 2.2020. 7800 „ 
e) eine Kanzleidienerftele mit - » 2 2 2... 400 „ 
zum Wegfall defignirt.* — Nr. 58, 8. — 


— Stellung der Subaltern- und Bureau-Beamten beim Oſtpreußiſchen 
Tribual in Königsberg. — 


Antrag Krap: balomöglidft den beiden Häuſern des Yandtages 
einen Geſetze Entwurf vorzulegen, wodurch angeordnet wird, daß das 
Auffteigen der Michter bei den Rbeiniſchen Landgerichten in eine 
höhere Gehaltéklaſſe in nämlicher Weile erfolge, wie dies in den 











Abänderungs: Anträge zc. 
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Plenar⸗ 
Sitzungen, 


in welchen die 


Berathung 


jtattgefunden 
hat 


Nedner, 
welche 
ſich an der Debatte betbeiligt 
haben. 





Erledigung, 
welche 
der Gegenjtand 
gefunden bat. 





Bablmann, v. Guerard: 

Die am Schluffe binzugefüzte, auf 
den Fall der Bereinigung bes Ober— 
AppellationssGerichted mit dem Ober: 
Tribunal bezüglide Bemerfung zu 
ftreihen. — Nr. 67. — 


=, 


13. Sitzung 
S. 344. 
bis 349. 


14. Sigung 


©. 353. 


—S. 354, 
bis 379. 


. 379. 
381, 


= 


381. 


— &©.382. 


Dr. Golberg, Juſtizminiſter 
Dr. Leouhardt, Windthorft 
(Lüdingbanjen), Reichenäper: 
ger, Lasler, Suftigminifter Dr. 
Leonhardt, Windthorft (Mep⸗ 
pen), v. Hennig, Simon v. 


Zaftrow, Windthorft (Meppen). 


Windthorft (Lüdinghaufen). 


Windthorſt (Lüdinghauſen), 
Reichensperger, Dr. v. Rönne, 
Seh. Juſtizrath Dr. Falk, 


Windthorſt( Meppen), Zuftizmi« 
niſter Dr. Leonhardt, —2 | 


Juftizminifter Dr. Leonhardt, 
Heile, Lasker, Windtborft 


(Meppen), Dr. Jacoby (Ber | 


lin), Hefe, Dr. Walbed, 
Juftizminifter Dr. Leonhardt, 


Graf v. Bethuſy-Huc, Dr. 


Virhow, Windthorft (Lüding: 


baufen), Dr. ». Rönne, Reis | 


chensperger. 


Bahlmann, Tweſten, Windt- 


horſt (Lũdinghauſen). 


Dr. Koſch, Geh. Juſtizrath 
Dr. Falk, Dr. Koſch. 


Präfident v. Forckenbeck. 


erſten Präfiden- 
ten, der 5 
Dize-Präfiden- 
ten des Ober⸗ 
Tribunals und 
des Generals 
Staats » An- 
walts zurück⸗ 
gezogen. 


Annahme bet An: 
trages Windt- 
borft (Küding⸗ 
baujen). 


Annahme beider 
Anträge der 
Kommillarien. 


Durh die er 
folgte Annahme 
des Antrages 
der Kommiſſa⸗ 
rien der Antrag 
Bahlmann u. 
von Gudrard 
erledigt. 


Annahme des 
Antrages Krap. 


Alphabetiſche Ordnung 
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! 
' Vorlagen, weldye dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 


4, November 1868 bis 6. März 1869 gemacht werden find, Kommiſſions— 





der Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenſtände. | Refolutionen :c. 
| (5. Drudjachen und Anlagen zu den ftenograpbiichen Berichten.) 
Staatsbausbalt. Landestheilen, in denen die Verordnung vom 2. Januar 1849 Ce: 








ee — —— —— — — — = — 


ſeheskraft bat, der Fall iſt, nämlich durch den ganzen Bezirk des 
Appellations-Gerichtehofes zu Köln hindurch und lediglich nach ibrer 
Anciennität als Richter ohne Rückſicht auf ihren Rang als Rath 
oder ala Aſſeſſor. — Nr. 68. Il. — 


| 
Anträge der Kommiffarien: 
| 1) die Königlihe Staats: Negierung aufzufordern, das Aufrüden der 


Kreisgerichts- Direftoren in höhere Gehälter aud von der Ancien- 
nität abhängig zu maden; 


2) die Königliche Staats: Regierung nochmals dringend aufzufordern, 


die Anordnung zu treffen, daß aud bei den fünf Stadtgerichtn 
das Auffteigen der Richter im Gehalte lediglich durd das Dienſt— 
alter beftimmt und nicht dur den erlangten Gharafter als Rath 
bedingt werbe; 


3) die Königlihe Stantd- Regierung nohmals dringend zu erſuchen, 


balomözlihft die QJuftizbeamten» Stellen berjelben Kategorien in 
allen Theilen des Staates gleihmäßig zu dotiven und dabei auf 
eine dem Bedürfniß entipredhende Erhöhung des Einfommens der 
zu gering befoldeten Stellen, insbejondere der Richter erfter 
Inftanz Bedacht zu nehmen. — Nr. 58, 9., 10. und 11. — 


— Anftelung von Affefforen polniſcher Nationalität ald Richter in den 
Departements von Pofen und Bromberg. — 


— Beamte bei den Depofitorien und bei den Salarienfaffen; Dollmeticer; 
en in Heffen; Patrimonial-Richter im Herzogthum 
olftein. — ; 


Rriminalkoften. 
— Einzelhaft. — 


21. Minifterium des Innern. 
Dazu ift eingegangen: 
Denfichrift, betreffend die Erridtung von drei Regierungen (Land— 
drofteien) in der Provinz Hannover. — Nr. 69. — 


— Ernennung der Landräthe in der Provinz Pojen, interimiſtiſche 
Kreiswachtmeifter und Gendarmen dafelbit, Reorganifation der ge 
fanımten inneren Verwaltung, anderweite Zufammenfegung der 
Regierungs-Collegien, Selbftoerwaltung, Bürgermeifter, Landrätbe 
und Amtmänner in Nafjau, Handhabung des Bereinsgefeges in 
Effen, Ordnung der Hannoverſchen Provinzialbehörden. — 


u 
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Abänderungd: Anträge zc. 


Plenar⸗ 
Sipungen, 


in weldyen die 


Berathung 


ſtattgefunden 


bat. 


Medner, 
welche 
fih an der Debatte beteiligt 
haben, 


@rledigung, 
welche 
ber Gegenftand 
gefunden bat. 





Lasker, Dr. v. Rönne: die Königlide 

Staats-Regierung aufzufordern: 
auf eine Zuftiz.Drganilation Bedacht 
zu nehmen, welche geftattet, die Zuftiz« 
Beamtenftellen derſelben Kategorie 
in allen Theilen des Staates gleich— 
mäßig zu Dotiren und eine dem Bes 
dürfniß entiprehende Erhöhung des 
Einkommens der Richter vorzunehmen. 
— Nr. 70. — 


Allgemeine Beiprehung. 


Antrag Solger: Die Königlide Staats» 
Regierung aufzufordern, eine vollftäns 
dige Neorganifation der geſammten 
inneren Berwaltung, in foweit fie ge- 
genwärtig zum Gejdäftsfreis der Re— 
gierungen gehört, in Uebereinftimmung 
mit den für eine neue Ordnung der 
Gemeinder, Kreits und Provinzial 
Berfaffungen zu erlaffenden und bereits 
theilweiſe in Ausficht geftellten Geſetzen 
baldmöglichſt herbeizuführen und in 
der nächſten Sitzungs-Periode des Lande 
tags die — Geſetze vorzulegen. 

r. 


— pe 


14. Sitzung 
©. 382, 
bis 386. 


— &.887. 
und 388. 


— S. 388. 
bis 391. 


Windthorſt (Meppen), Windt- 
borft (Lüdinghaufen), Lampug⸗ 
nani, Zuftizminifter Dr. Leon» 
pa Lasker, Koch, Windt- 

orſt (Kũdingbauſen). 


v. Wierzbiuski, Juſtizminiſter 
Dr. Leonhardt, v. Wierzbinski. 


Leſſe, Geh. Juſtizrath Dr. Falk, 
Schroeder, Leſſe, Gleim, 
Schroeder, Geb. Juſtizrath Dr. 
Fall. 


15. Sipgung Dr. Eberty. 
©. 394. 


15. Sipung 
©. 394. 
bis 427, 


Minifter des Innern Graf zu 
Eulenburg, Reg.-Kom. Geh. 
Ober-Reg.⸗Rach Wulfähein, 
Kantaf, Solger, v. Dieft, v. 
Kardorff, Minifter des Innern 
Graf zu Eulenburg, v. Beeften, 
Frhr. v. Binde (Olbendorf), 
Dr, Waldeck, Dr. Braun 
(Wiesbaden), Minifter des 
Innern Graf zu Eulenburg, 
Dunder, Minifter des Innern 
Graf zu Eulenburg, v. Ben— 
nigfen, Reichensperger, v. Dieft, 
Dunder, Dr. Braun (Wied- 
baden), Dr. Walded. 


Annahme der 


Anträge der 
Kommiffarien 
sub 1. uud 2. 
und bes Au— 
trages Lasker 
und v. Rönne; 
Ablehnung des 
Antrages der 
Kommiſſarien 
sub 3 


Annahme des 


Antrages Solger. 


19 
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Borlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode vom 
Alphabetiihe Ordnung 4. Nıvember 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions- 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Neferenten, 
Gegenftände. Nefolutionen zc. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 





Staatöbausbalt. 


Einnahme. 
— Bedienungsiporteln in Schleswig, Zinfen von den Kapitalien des Schles— 
wig⸗Holſteiniſchen StrafanftaltseNteubaufonds. — 


Antrag v. Hennig: Die Staats-Negierung zu erfuchen, dem Haufe mit 
dem Etat pro 1870 eine Nachweiſung darüber zugeben zu laffen, mit 
weldyen Arbeiten die Gefangenen in den Gefangen: und Strafanftalten 
beichäftigt werden. — Sten. Ber. ©. 457. — 

— Aufnahme belehrender Artikel in die Amtablätter, — 


Ausgaben. . 
Antrag der Kommiljarien: 1400 Rtblr. zur Anftellung eines zweiten 
Direftors im Minifterium abzufepen. — Nr. 77. I. — 


Statiſtiſches Burean. 


Sandräthlice Behörden und Aemter. 
Antrag der Kommilfarien: die für das Landrathsamt im Meilen: 
heim mehr verlangten 577 Rthlr. 5 Sgr. 2 Pf. abzujepen. — Nr. 
7 D 








Abanderungs: Anträge ıc. 





Dlenars 
Sipungen, 
in welchen bie 
Berathung 
ftattgefunden 
hat. 


Medner, 
welche 


ſich an der Debatte betheiligt | 


haben. 





@rledigung, 
welche 

der Gegenftand 

gefunden bat, 





v. Unrub: Zu erflären, daß durch Auf— 

nahme der Zinjen von den Kapiralien 
des Schleswig-⸗Holſteinſchen Strafan» 
ftaltd-Neubaufonds in den Einnabmes 
Etat des Minifteriums des Innern, 
der Rechtsfrage über das Eigenthum 
dieſes Fonds ein Präjudiz nicht er- 
wadjen fol. — Nr. 87. II. — 

Dr. Lorentzen: Diejelbe Pofition bes 
treffend. — Nr. SL. I. — 

— Unterbringung der Korrigenden in 
der Provinz Weftpbalen. — 

Ein von dem Abz. Ublendorff ge 
ftellter, dielen Gegenftand betreffender 
Antrag — Nr. 81. Il. — wird zus 
rüdgezogen. 


Schmidt (Stettin) ziebt feine sub 
Nr. 82, geftellten, das ſtatiſtiſche 
* Bureau betreffenden Anträge zurüd. 


— Bildung eines Kreiles aus dem Ober: 
Amte Meijenheim, Kreis-Trantlateure 
in der Provinz Polen, Ernennung ber 
Landräthe, landräthliches Eramen, Ger 
balte-Aufbefferungen der Landräthe. — 


16.Sipung Frhr. v. Patow, — 


©. 430. 
bis 449. 


| 


) 
— ©, 440 
bie 457. 


= ©, 457. 
bis 460. 


— S. 460. 
bis 462. 


‚17. Sigung 
S. 464. 


= 8.464. 
bis 472. 


= 6,472. 
bis 481. 


(Meppen), Dr. Adenbad, 
Dr. Virchow, Minifter des 
Innern Graf zu Eulenburg, 
Graf v. Bethufv-Huc, Scharn» 
weber. 


Lasker, Parifius, Geh. Ober- 
Reg-Rath Wulfshein, Dr. 
Lorengen, Reg.-Kom. Land— 
rath Steinmann, Graf v. 
Wintzingerode, Hederich, Dr. 
Lorentzen, Reg.-Kom. Land—⸗ 
rath Steinmann, Goßler, v. 
Eichhorn, Dr. Lulttereth, v. 
Dieſt, Frhr. v. Vincke (Olben— 
dorf). 


Uhlendorff, Miniſter des Innern 
Graf zu Eulenburg, v. Behr, 
Dr. Beder, v. Hennig, Scharn⸗ 
weber, Stroffer, v. Hennig. 


Parifius, Minifter des Innern | 


Graf zu Eulenburg, Dr. 
Beder, Geh. Ober-Reg.-Rath 
Wulfshein, Parifius. 


Graf v. Wingingerode, Minifter 
des Innern Graf zu Eulen- 
burg. 


Reg. Kom. Geb. Reg.» Rath 
Graf zn Eulenburg, Schmidt 
(Stettin), v. Oven, Dr. Eberty, 
Dr. Beder, Geh. Reg.» Rath 
Graf zu Eulenburg, Dr. Engel 
(Schleiden). 


Reg.» Kom. Geh. Reg.»Rath 
v. Wolf, v. Briefen, Graf 


v. Winpingerode, Geh. Reg.« 
Rath v. Wolff, v. Behr, Geh. 
Reg.» Rath v. Wolff, Dr. 


Libelt, Geh. Reg. -Rath v. 


Wolf, v. Sauden (Georgen» 
felde), Minifter des Innern 
Graf zu Eulenburg, v. Kar« 


dorf, Minifter des Innern | 
Grafzu Eulenburg, zurMegebe, 


Minifter des Innern Graf 


| 


Durch die er 
folgte Annahme 
des Antrages v. 
Unrube,der An⸗ 
trag Dr. %os 
engen erledigt. 


Annahme des An⸗ 
trages v. Hennig. 


Der Antrag der 
Regierung auf 
Bewilligung der 
1400 Rthlr. 
von dem Herrn 
Miniſter des 
Innern zurück⸗ 
gezogen. 


Ablehnung des 
Antrages der 
Kommiſſarien. 


19* 


NEBETEEET 
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Borlagen, weldye dem Hauje der Abgeordneten in der SigungssPerivde vom 
Alphabetiſche Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Rommiffions: 
der Berichte, Unträge der Abiheilungen, Kommilfionen und Rıferenten, 
Segenftände. Mefolutionen :c. 
(S. Drudjachen und Anlagen zu ben ftenographiichen Berichten.) 
—— ñ — — — — — — — — — ere — — e — ——— 
Staatshaushalt. 


Regierungen (Fanddroſteien) in der Provin; Hannover. 


Antrag der Kommifjarin: — Nr. 77.3. — 
i v. Bodum»-Dolffs — Nr. SL IV. — 
— Dr. Virchow — Nr. 81, V. 
z Lauenſtein — Nr. 87. J. — 


Windthorſt (Meppen) — Nr. 90. — 
Sämmtlich durch die Annahme des unebenſtehenden An— 
trages des Abg. Dr. Glaſer und Groſchke erledigt. 


Polijei · Verwaltung. 

— Bewilligung von Gratifikationen an die Amtmänner und Bürger: 
meifter Seitens der unter Königl. Berwaltung ftehenden Eijenbahn: 
Gejelihhaften, in deren Kommunen leptere neue Bahnlinien ausführen 
laffen, Polizeiverwaltung in Göttingen, Vereinsgeſetz, Beauffichtigung 
der Preſſe. — 





er” 
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lenar⸗ 
— Nedner, Erledigung, 
Pr = in welchen Die welche welche 
SibänberangiEinträge ıc. Derathung ſich an der Debatte beiheiligt der Gegenftand 
a ae baben. gefunden bat. 





Zur Geſchäfte-Ordnung. 
— Schulfrage. — 


Diskuſſion. 
Dr. Glaſer, Groſchke: 


Für 6 Landdrofteien definitivzubewilligen: 


Tit. 12a. Bejoldungen, wie 
im Spezial» Etat 
pro 1868 Nr. 1. 
bis 6... ; 
zit. 12.b. Andere perſön— 
lihe Aufgaben 
wie im Spezial 
Etat pro 1868 
Nr. 1. bis 4. 
Sädliche und ver— 
mijchte Ausgaben, 
wie im Spezial 
Etat pro 1868 
Nr. 1. und 2, 30,600. 


zufammen 118,750, 
—⸗— Nr. 93, — 


75,200. 


12,950. 
zit. 120. 


Perfönlihe Bemerkungen. , 


Geihäftlihes und Abftimmung. 


Neihensperger: Die Titel 13., 14. 
und 15. Kap. 61. der Ausgaben für 
die Polizei» Verwaltung der Budget: 
Kommilfion zur Borberathung und 
Berichterftattung zu überweilen. 


zu GEulenburg, v. Sauden 
(Georgenfelde), Minifter des 
Innern Graf zu Eulenburg, 
Parifius, v. Kardorff, Mir 
nifter des Innern Graf zu 
Eulenburg, v. Kardorff, Mi« 
nifter des Innern Graf zu 
Eulenburg. 


17.Sigung Windtborft (Meppen), Lagker, 
S. 481. Mindtborft (Meppen), Dr. 
und 482, Glaſer, v. Dieft. 


— &.482. Graf vr. Weltarp, Lasker, Geh. 

bie 514. Meg.-Math v. Wolff, Lasker, 
Geh. Reg.-Rath v. Wolff, 
v. Bennigien, Minifter des 
Innern Graf zu Eulenburg, 
Lasker, Minifter des Innern 
Graf zu Eulenburg, Graf v. 
MWingingerode,  Lauenftein, 
Minifter des Innern Graf zu 
Eulenburg, v. Bodum:Dolffs, 
Grumbredt, Minifter bes Ins 
nern Graf zu Gulenburg, Dr. 
Waldeck, Minifter des Innern 
Graf zu Eulenburg, Windt- 
borft (Meppen), v. Bennigien, 
Minifter des nnern Graf zu 
Eulenburg. 


—=6&. 514. 
und 515. 


Dr. Walded, Graf v. Weſtarp, 
Grumbrecht, Lauenſtein. 


Präfident v. Forckenbeck, Min. 
d. Innern Graf zu Eulen— 
burg, v. Bodum = Dolffs, 
Grumbredt, Lasker, Dr. Loewe, 
Latker, Graf zu Eulenburg 
(Deutſch⸗Crone), Dr. Birdom, 
Graf zu Eulenburg (Deutid- 
Grone), Dr. Loewe. 


=©. 515. 
bis 522, 


18. Eigung 
S. 523. 
bie 535. 


Berger (Mitten), Reicheus— 
perger, Dr. Elliſſen, Reg. 
Kom. Geh. DberNeg.-Rath 
v. Kebler, Dunder, Minijter 
des Innern Graf zu Eulen: 


Annabme des 
Antrages Dr. 
Glafer und 
Groſchke. 

Anträge Rei— 
chensperger u. 
Pariſius ab» 
gelehnt. 
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Vorlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der SikungssPrrivde vom 
Alphabetiſche Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Meſolutionen zc. 
(S. Drudfachen und Anfagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 








Staatshaushalt. 


Geheime Ausgaben im Intereſſe der Polijzei. 


Candgendarmerie. 


Bu allgemeinen polizeilichen Zwecken. 


Straf-, Veſſerungs- und Gefangenen-Anſtalten: 


Antrag Dr. Eberty: zu erklären, die Vollſtreckung der Zuchthaus— 
ftrafen in der Form der Ginzelbaft ift nur dann gerechtfertigt, wenn 
fie durch ein Geſetz geregelt wird. — Nr. SI. II. — 

Antrag Windtborft (Meppen): die Vollftreckung ber Zuchthaus - 
ftrafen in der Korm der Ginzelpaft einer gejeplihen Regelung ent« 
gegenzuführen. — Nr. 104, 


Bu Almofen und Unterflüungen: 

Antrag Schröder: Statt 50,994 Rthlr. nur 45,994 Rthlr. allo 
50000 Rthlr., welde früher aus der Hand» und Chatoullkaſſe des 
Königs Georg an Hülfsbebürftige in der Provinz Hannover ger 
zahlt worden find, weniger zu bewilligen. — Nr. 82, II. — 
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—— Medner, Erledigung, 
F ” in welchen Die welche welche 
ibänberungt-Winträge sc. Berathung ſich am der Debatte betheiligt der Gegenftand 
ftattgefunden 


Parijius: 3000 Rıblr. als vermuth— 
lihen Mindeftberrag der Diäten ber 
Lektoren des Drudicriften-Bureaus zu 
ftreihen. — Sten. Ber. S. 534. 


Dunder: ftatt 113,486 Rihlr. nur 
85,600 Rthlr. zu bewilligen. — 


Dr. Birhow: den Herrn Juftizminifter 
zur nächſten Sitzung einzuladen. 


— Angenommen. — 


bat. haben. 


burg, Pariſius, Dr. Eberty, 
Simon v. Zaftrow, Kreiberr 
v. Hoverbed, Simon v. Zar 
ſtrow, Parifius, Minifter des 
Innern Graf zu Eulenburg, 
Neichensperger, Minifter des 
Innern Graf zu Eulenburg, 
Freiberr v. Hoverbed, Scharn- 
weber, Dunder, Groſchke, 
Pariſius, Minifter d. Innern 
Graf zu Eulenburg,. Freiherr 
v. Patow, Pariſius. 

18, Sipung Rehland, Minifter d. Innern 
©. 535. Graf zu Eulenburg, Dunder, 
bis 542. Minifter d. Innern, Graf 

zu Eulenburg, v. Kardorff, 
reiberr von Hoverbeck, von 
Kardorff, Lasker, Dr. Walded, 
Robland. 


—S. 542. | Dunder, Geb. Reg.Rath von 
bis 546. | SKebler, v. Beeften, Geh. Ober: 
Reg.-⸗Rath v. Kehler, Dr. 
Virchow, Kantaf, Reg. Kom. 

Major v. Borries. 


— ©, 546. | Duncker. 


— S. 546. Reg.⸗Kom. LandrathSteinmann, 
und 547. Dr. Virchow. 


19. Sigung , Dr. Eberty, Juſtizminiſter Dr. 


©. 553. Leonhardt, v. Behr, Simon 

bis 560, v. Zaftrow, Windthorft (Mep- 
pen), Reg.» Kom. Landrath 
Steinmann, Dr. Eberty. 

= 8.561. Schröder (Königsberg), Reg.⸗ 

u. 562. Kom. Geh. Neg.-Nath Viper, 


Schröder (Königsberg), Geh.⸗ 
Reg.⸗Rath Piper, Rreiberr v. 
Hoverbed, Geh. Neg.- Rath 
Piper, Freiherr v. Hoverbed. Ä 


gefunden hat. 





Ablehnung des 
Antrages Dun⸗ 
der. 


Unnabme des 
Antrages 
Windtborft 
(Meppen); 

Ablehnung des 
Antraget Dr. 
Eberty. 


Annahme des 
Antrages 
Schröder (Koͤ⸗ 
nigsberg). 


Alpbabetiihe Drbnung 
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Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode vom 
4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 


der Berichte, Anträge der Abiheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Mefolutionen zc. 
(S. Drudjachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 


Staatöbausbalt. 





Bispofitionsfonds für das Miniflerinum des’ Innern. 


Begierungs- Amtsblätter. 

Antrag v. Thofarsti: auf den Etat für das Jahr 1870 eine 
ſolche Summe in Anſatz zu bringen, daß in den Regierungs-Be— 
zufen Danzig und Marienwerder, für die Ortſchaften, in welden 
ein erheblicher Iheil der Bevölkerung die polniſche Sprache redet, 
die AmtssBlätter und die damit verbundenen öffentlidyen Anzeiger 
in Deuticher und Polniſcher Sprache gedrudt werden. — Nr, 8O, — 


Antrag Sadije: die Aufbringung der Koften für die Wolizei: 
Unwaltfchaften ſchleunigſt dahin zu regeln, daß die ſtädtiſchen 
Kommunen den ländliden Kommunen und Nittergütern gegenüber 
nicht benacptheiligt werden. — Nr. 95, — 


25. Minifterium der auswärtigen Ungelegenbeiten. 
Machträgliche Erläuterungen Nr. 105, — 
YUntrag der Abz. Graf v. Bethuſy-Huc, v. Beunigſen, Freih. 
v. Hoverbed: Die Königl. Staats-Regierung aufzuferdern, dafür 
Sorge zu tragen, daß das Minifterium der auswärtigen Angelegen— 
beiten vom Fahre 1870 ab auf den Etat des Norödeutihen Bun: 
des übernommen werde. — Nr. 72. — 


Befoldungen des Gefandtfchafts-Perfonals. 
Darnftadt. 


Dreöden. 
— Beurtheilung der Volitit des Grafen v. Beuſt. — 


Peding- 


St. Petersburg. 





Plenar⸗ 
Sitzungen, 
in welchen die 
Berathung 
ſtattgefunden 
hat. 


Abänderungs-Anträge ꝛe. 


— 19. Sitzung v. Benda, Miniſter des Innern 





S. 562. 
und 563. 
— = ©. 563. 
bis 567. 
— = ©. 567. 
bis 569. 
. Allgemeine Beiprehung. 19. Sigung 
. ©. 570. 
bis 576, 
Freih. v. Hoverbed: Dieje Pofition — 5.576, 
von 9000 Rtihlr. als künftig wegfal- 
lend zu erflären. — Nr. 108, — 
Derſelbe: Die Pofition von 11,700 Rthlr. ©. 576 
als Fünftig wegfallend zu cıflüren. — bis 579, 


Nr. 108, — 


Freih. v. Hoverbeck: Die für eine Gr —,S579 
ſandtſchaft im Pecking neu geforderte 

Summe von 29,000 Rihlr. nicht zu 

bewilligen. — Nr. 109, — 

Derjelbe: Die Zulage des Militairher | — S. 580. 


vollmädtigten im Betrage von 6000 
Riblr. nicht zu bewilligen. — Nr. 
108, 2. — 


3. | Mölfel, Freih. 


Medner, 
welche 
ſich au der Debatte betbeiligt 
baben. 


Graf zu Eulenburg, v. Benta, 


Freiherr v. Hoverbed, v. Benda. 


v. Thokarski, Reg.Kom. Geh. 


Ober-Reg.-Rath v. Wulfshein, 


von Brauchiiſch (Eibing), 
v. Koerber. 


Sadje, Geh.Ober-Reg.⸗Rath 


j Wulfehein, Sachſe. 


Miniſter⸗Praſident Graf v. Bis⸗ 
marck, Graf v. Bethuſy⸗Hue, 
Freih. v. Hoberbeck, Tweſten, 
Freib. v. Hoverbeck, Miniſter⸗ 
Praͤſident v. Bismarck, Wind⸗ 
horſt (Meppen), Graf v. Bes 
thuſy⸗Hue, Minifter-Präfident 
Graf v. Bismarck, Dr. Ja— 
coby (Berlin), Freih. v. Ho» 
verbed, Freih. von Patow, 
Freih. v. Hoverbed, Graf zu 
Eulenburg (Deutſch-Crone), 
Rindiherk (Meppen), Graf 
v. Bethuſy⸗Hue. 


Präfident v. Fordenbed. 


v. Hoverbed, 
Dr. Virchow, Graf v. Bethuſy—⸗ 
Huc, Minifter-Präfident Graf 
v. Bismard, Qweften, Dr. 
Virchow. 


Der Präſident. 


Der Praͤſident. 


Erledigung, 
welche 
der Gegeuſtand 
gefunden hat. 


* 


Ablehnung des 
Antrages v. 
Thokarski. 


Aunahme des 
Autrages 
Sachſe. 


Annahme des 
Antrages der 
Abg. Graf v. 
Bethuſy⸗-Hue, 
v. Bennuigſen 
und Freiherrn 
v. Hoverbeck. 


Ablehnung des 
Antrages Frh. 
v. Hoverbeck. 


Ablehnung des 
Antrages Frh. 
v. Hoverbed. 


Ablehnung des 
Antrages Frh. 
v. Hoverbeck. 


Ablehnung des 
Antrages Frh. 
o. Hoverbeck. 


20 
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Borlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-P riede som 
Alphabetische Drdbnung 4. November 1868 bis 6, März 1869 gemacht worden find, Mommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abiheilungen, Remmilfionen und Referenten, 
Gegenftänbe. Mefolutionen zc. i 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Staatöhausbalt. 26. Lotterie:Berwaltung. 


27. Seebandlungs:Inftitut. 


28. Preußische Bank. 


29. Landesbanf in Wiesbaden. 
Antrag der Kommiffarien: 
tem Landtage jpäteftens in der nächſten Eeifion beffelben eine Vorlage 
zu machen, nad welder die Landesbank in Wiesbaden aufhört, Staats. 
Inftitut zu fein. — Nr. 86, — 


830. Münzen. 
31.. Staatödruderei. 


32, Porzellan: Manufakftur. 


33. Domainen. 
Nachträgliche Erläuterungen. — Nr. 28, und 29. — 
— BDeräußerung von Domainen»Grundftüden in den neu erworbenen 


Provinzen. — 

Einnahmen. 
Grundherrliche Hebungen und Hebungen von veräußerten Domainen- 
Objekten. 


Ertrag von Domainen-Grundſtücken ıc. 

Untrag Grumbrecht: der Königl. Staats-Regierung eine mög 
lichſt raſche Veräußerung der einzeln oder in Fleinen Kompleren ver» 
padhteten, in den neuen Provinzen belegenen Domanial-Grundftüde, 
hinſichtlich welcher wicht bejondere Bedeuken entzegenjtchen, zu 
empfehlen. — Nr. BL, — 











Dr. Braun: über den nebenftebenden 
Antrag zur Tagesordnung überzugeben. 
Nr. 109 


Allgemeine Beiprehung. 
Zwei Anträge, des Abg. En 
Nr. BL. — und des Abg. D 


Glafer — Nr. 101, — werden * 
rüdgezogen. 
Ausiheidung der fteuerartigen und 


grundherrlichen Gefälle aus ben jo: 
genannten ftehenden Gefällen der Her: 
zogtbümer Schleswig-Holſtein. 


20, Sipung 
S. 605. 
bis 612. 


20. Sigung 
S. 612. 


20. Sipung 
©. 612. 


20. Sigung 
©. 612. 


20. Sitzung 
©. 613. 
bie 617. 


=6&, 617. 
bis 620. 


=&, 620. 
und 621. 


v. Behr, Dr. Braun (Wies- 
baden), Reg.» Kom. Geh. 
Ober » Finanzratb Meinede, 
Dr. Wehrenpfennig, Schmidt 
(Stettin), v. ve Dr. Braun, 


Präfident v. Kordenbed. 


| Der Präfident. 


Meg. Kom. Reg. Afjeffor Nie 
berding. 


Nez.» Kom. - Geh. Finanzrath 
Dreßler, Dr. Glaſer, von 
Zander. 


Dr. Ahlmann, Reg. Kom. 


155 
[ % * 
— Hedner, Erledigung, 
2 n ⸗ in welchen die welche welde 
Abanderungs⸗Anträge ıc. Berathung ſich am der Debatte betbeiligt ber Gegenftand 
ae ale haben. gefunden hat. 
— 19. un Präfident v. Kordeubed. 
u — 19. Sitzung Ladker, Reg.Kom. Geb. Ober: 
S. 580. Finanzrath Scheller, Freih. 
bis 584. v. Patow, Lasker, Reg.-Kom. 
Seh. Ober⸗Finanztath Moelle, 
Schmidt (tettin.) 
— 19. Sipung Präſident v. Forckenbeck. 
S. 584. 


Annahme des 
Antrages der 
Kommiſſarien. 


Geh. Finanzrath Dreßler, Dr. 


Haenel, Geh. Finanz - Rath 
Dreßler, Dr. Francke. 


Grumbrecht. 


Ablehnung dee 
Antrages 
Grumbredt. 


20 * 
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Vorlagen, weldhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung 4. November 1868 bie 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Hefolutionen zc. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenograpbijchen Berichten.) 


— — — — — — — — — — — — — 


Staatshaushalt. Ablöſung von Domainengefällen ıc. 
— Verkauf von iſolitten Forſtländereien. — 


34. Forſten. 
— Abnugung der Staatsforften, Waldbrände, Erhöhung der Forſt-⸗Kultur— 
fonds in den alten Provinzen, Einziehung von Forſtbeamtenſtellen in den 
neuen Provinzen, Disziplinargewalt der Oberförſter. — 


Antrag Schmidt (Stettin): Die Königlihe Staats-Regierung auf 
zjufordern, die Verbindung des reitenden Keldjäger-&orpa mit 
der Korftoerwaltung aufzuheben — Nr. DIL, — 


— Taufhweile Veräußerung der Oberförfterei Hafjerede an den 
Grafen zu Stolberg. — 


Untrag v. Saltzwedell (Gerbauen): Die Kulturfonds für bie 
Forften der Älteren Provingen bei Aufftellung der fünftigen Etats ber- 
geftalt zu erhöhen, daß alle Forſtflächen vollftändig Fultivirt werden 
fünnen. — Nr. 97. — 


Antrag der Kommiſſſarien: Bon dem Betrage von 75,000 Rtblr. zu 
Korftkulturen einen Antheil von mindeitens 50.000 Rihlr. den Regie 
rungen zu Königsberg und Gumbinnen zu überweilen. — Nr. 102, — 


Pau eines Forftafademie-Gebaudes in Münden. 


35. Minifterium der geiftlichen, Unterrichts: und Medizinal: 
Un — 
por — der Kommiſſarien. — Nr. 92, — 
Schulweſen in Schleswig-Holftein, Kritif des von tem Herrn Mi- 


nifter befolgten Berwaltungsiyitems, Selbftverwaltung auf dem Gebiete 
der erangeliichen Kirche, 


ntwidelung der ſynodalen Berfaffung, 
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Abänderungs-Anträge ꝛe. 


Plenar⸗ 


Sipungen, Nedner, 
in welchen die welche 
Berathung ſich an der Debatte betheiligt 
ſtattgefunden haben 
bat. ö 


Erledigung, 
welche 
der Gegenſtand 
gefunden hat. 





Allgemeine Beſprechung. 


Allgemeine Beſprechung über die geiſt— 
lichen und Unterrichts-Angelegenheiten. 


21. Sißung. Wide, Reg.⸗Kom. Ober- Land 
©. 623. forſtmeiſter v. Hagen, Dr. 


und 624. Franucke, Reg.-Kom. Geh. 
Finanzratb Dreßler. 
21. Sigung Reg. » Kom. Ober-Landforſt⸗ 
S. 624. meifter v. Hagen, v. Salp« 
bie 632. wedell (Gerbauen), Ober⸗Land⸗ 
forftmeifter v. Hugen, Schmidt 
(Stettin), Scimmelfennig, 
Lauenftein, Ober⸗Landforſt⸗ 
meifter v. Hagen, v. Bodum: 
Dolffs, Tweſten, Ober⸗Land⸗ 
forſtmeiſter v. Hagen, v. Dieſt, 
Ober⸗Landforſtmeiſter v. Ha⸗ 
gen. 
— S. 632. Schimmelfennig, Schmidt, 
bis 636. DOber-Landforftmeifter v. Ha» 
gen, Schimmelfennig, 
— &.636. Plehn (Danzig), Ober-kand- 
bie 639. forftmeifter v. Hagen, Frhr. 
v. Patow, Plehn (Danzig), 
Laster, Frhr. v. Patom, Dr. 
Achenbach, Lasfer, Dr. Wals 
bed, Heiſe. 
— &. 639. Präfident v. Kordenbed. 
— 8,639. Schimmelfennig, Frhr. v. Ho— 
u. 640. verbed. 
— S. 640. | Plebn (Danzig), v. Unrub, 
Dber-Sandferftmeifter v. Ha⸗ 
gen. 
21. Sigung | Bey.» Kom. Geh. Ober Reg. 
S. 64). Rath Dr. Knerk, Dr. Ford: 
bis 655. hammer, Richter (Sangerbaus 


ſen), Kultuäminifter v. Müh— 
ler, Dr. Künzer, Lent, Kul . 
tusminifter von Mühler. 


Annahme dee Ans 
trages Schmidt. 


Annahme des An ⸗ 
trages v. Saltz ⸗ 
wedell (Ger- 
dauen). 


Der Antrag der 
Kommiffarien 
wird zurüdge- 
zogen. 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung 4, Nivember 1868 bis 6. März 1869 gemadht werden find, Kommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Nefolutionen ꝛc. 
(S. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Staatshaushalt. Bildung eines Geſammt-Konſiſtoriums in Marburg, Einführung des 
Flügge'ſchen Leſebuchs in Hannover. Vermehrung der katholiſchen 
Gymnaſien, Trennung der Kirche von der Schule, Errichtung einer 
höheren fonfelfiondlojen Lehranſtalt in Breslau, Konbuitenliften, Lehr 
anftalten fonfeifionellen und Fonfejfionslofen Charakters, Kreisſyno⸗ 
den, größere Berüdfihtigung der polnischen Sprache in den Elemen- 
tarſchulen Weftpreußene, Zuftand ber Bolfeihule in DOftpreu- 
fen, Geſangbuchſtreit in Schleſien, Scillerftiftung in Breslau. — 


Einnahmen. 
- Hannoverjdher Klofterfonde. — 


— Domftifter Merjeburg, Naumburg und Zeig. - 


Ausgaben. 
Zurüdziehung der Anträge der Regierung auf Gebaltserhöyung für den 
Unterftaatsiefretair, den Präfidenten des evangeliihen Ober-Kirchenratbs 
und die Minifterial-Direftoren. 


Antrag Bieck: Auf Bewilligung größerer Summen für den evan- 
geliſchen Kultus, Behufs Herftellung von Provinzial-Synoden, 
Erhöhung gering dotirter Pfarrftellen im Einkommen, und zur 
nambafteren Unterflügung bebürftiger Geiſtlichen und Prediger 
Mitiwen. — Nr. 96. — 


Antrag der Kommiffarien: 
a. Antiatt der für Das Konfiftorium zu Marburg geforderten 14,875 Rthlr. 
die Summe dei vorigen Jahres im Betrage von 6676 Rihlr. zu 
bewilligen. 
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lenar⸗ 
hun, Nedner, —— 
" er in welchen Die welche welche 
IUERISTRDRRTIRTENGE AL: Deratbung ſich an der Debatte betheiligt der Gegenftund 
ai Ara Beben. gefunden Bat. 








23. a Dr. Wantrup, Dr. Wehreupfennig, 
©. Kultusminifter vꝛ Mühler, 
bis * Bieck, Dr. Techow, Graf v. 

Bethuſy⸗Huc, Kultusminifter 
v. Mühler, Grumb:edht, von 
Dieſt, Leffe, v. Sybel, Laßwitz, 
Reichensperger, Dr. Virchow, 
Windthorſt (Meppen). 


Perſönliche Bemerkungen. — S. 730. Dr. Wantrup, Richter (San« 
bie 732. gerhauſen), Graf v. Bethuſy⸗ 

Huc, Lent, Reichensperger, 

von Tempelboff, Laßwitz, von 

Dieft, Windthorſt (Meppen). 


— 28. Sipung Dr. Elliffen, Reg.Kom. Geh. 
S. 736. Dber-Reg.-Ratb Dr. Knerk. 
u. 787. 


— —S. 737. Dr. Eberty, Richter (Sanger- 
bis 740. haufen), Kultusminiſter von 
Mübhler, Dr. Eberty, Graf v. 
Schwerin, Freiherr v. Patom, 
Richter (Sangerbauien), Graf 
v. Schwerin, Heile, Dr. Wal⸗ 
deck. 


24. Sitzung Richter (Sangerhauſen), Dr. 
S. 803. Eberty, Dr. Waldeck, Freiherr 
u. 804. v. Hoverbeck, Laster. 


26.Sigung Dr. Eberty, Reg.Kom. Geh. 
©. 864 Reg-«-Math von Wolff, Dr. 


Eberty. 
— 23. Sitzung Pr. Künzer, Kultusminiſter v. 
S. 740. Mühler, Graf v. Bethuſy—⸗ 


und 741. Huc, Heile. 


v. Mallindrodt: Den Antrag Bid —S. 741. Dr. Wantrup, Bieck, v. Mal- Beide Anträge 
abzulehnen und zu erflären, daß jede bis 746. lindrodt, Graf v. Bethuſy- der Abg. Died 


Religiondgejellichaft die zur Berwaltung Huc, Graf v. Schwerin, u. v. Mallind- 
ihrer Angelegenheiten erforderlichen Aus- Grumbredt, Dr. Wantrup, rodt werben zu« 
er aus Mitteln zu deden Died, Grumbredt. ruckgezogen. 
abe ꝛc. ꝛc. — Nr. 1185. — 


— Erweiterung ded Gemeindewahlrechts bei — S. 747. Rey.» Kom. Geh. Reg.-Rath AnnahmederAns 
den reformirten Gemeinden in Oftfried- bis 761. de la Croix, v. Buiren, Kul- träge der Kom- 
land, Flũggeſches Leſebuch, Organifation tusminifter v. Mübler, Rich» miflarien und 
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Borlagen, weldhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht werden find, Mommiffions: 





der Berichte, Anträge ter Abtbeilungen, Kemmilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Mefolutionen :c. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 
Staatöhausbalt. b. Die Königlihe Staats-Regierung aufzufordern, dem Haufe der Ab: 


- geordneten eine Vorlage über die Drganilation und Kompetenz eines 
Konfiftoriums für die Provinz Helen zu maden. — Wr. 92, — 
Antrag Dr. Tchow: Die Mehrforderung für das Konfiftorium zu 
Marburg Tit. 10. mit 200 Rtblr, Tit. 11. mit 322 Rihlr. nidı 
zu bemwilligen. — Sten. Ber. S. 761. — 


Ratholifher Kultus. 
Kür die Beloldung dreier katholiſcher Geiltlihen in Neuftadt i. Weftpr. 
1100 Rthlr. 


Dcffentliher Unterricht. 

— Verhältnifje Des Unterrichtsweſens, Konflıfte und Diffevenzen zwiſchen Re 

gierung und den ftädtiihen Behörden, den Schuldeputationen und den 

Magiftraten, Schulweſen in Schleswig-Holſtein, Unterrichtägel: g, Schul» 

regulative, Zulammenfegung der Provinzia-Schuffollegien, Zuftand der 
Univerfitätm. — 


Provinzial-Schulkollegien. 
Zu Kohnichreibereien 150 Rıblr., zu Bureaubedürfnifien und zu Diäten 
und Fuhrkoſten 950 Rehlr. 


Bufhuß für die Univerfitäten und für die Akademie in Münfter. 

Antrag Dr. Ellifſen: Der Königlichen Staats» Regierung die thunlichfte 
Aufpulfe der Iandwirthihaftlihen Akademie in Göttingen, jowie insbejon- 
dere die Verlegung der landwirtbichattlihen Berjuhsftition in Weende 
nach Göttingen zu empfehlen. — Nr. 127, I. — 

Antrag Dr. o. Kraſicki und Frhr. v. Hoverbed: Der Königlichen 
Staats Regierung gegenüber die Erwartung auszuſprechen, dieſelbe werde 
für Erridtung eines Lebrftuhls der polniſchen Sprade und Literatur an 
— zu Berlin baldmöglichſft Sorge tragen. — Nr. 124. und 

Untrag Dr. Rirdomw: Die Königliche Staats-Negierung aufzufordern, der 
UnmerfititssPibliothef zu Berlin die für Bibliothefszwede erhobenen Im» 
matrifulatione-&ebühren unverfürzt zufließen zu laffen. — Nr. 117,1. — 
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lenar⸗ 
— Nedner, Erledigung, 
. . in weldyen Die welche welche 
Mbänderungs: Tinträge ze. Berathung ſich an der Debatte betbeiligt der Gegenftand 
Laie lies haben. gefunden hat. 
| bat. 

—— —— —ñ — —ñ — —— — —ñe —ñe — — e e — —e — — —e — — —— — 
der reformirten Kirche in Oftfriesland, ter (Sangerhaufen), Zweiten, des Abg. Dr. 
Konfiftorien und Volksſchulweſen in Kultusminifter v. Mübler, Tchew. 
Hannover und Helfen. — Etrufmann, Kultugminifter 

v.Mühler, Dr. Wehrenpfennig, 

Reg.» Kom. Geh. Reg.⸗Rath 

de la Groir. | 
Perfönlihe Bemerkungen. 23. Sitzung Dr. Wantrup, Strudmann, Dr. | 


S. 760, Webhrenpfennig. Tıreften, Rich⸗ 

und 761, tee (Sangerhauien), v. Dieft, 
Dr. Wantrup, Kultusminister 
v. Mübler. | 


v. Mallindrodt: Die nebenftehenden | —S. 762. v. Mallindrodt, Kultusmin fter | Ablehnung des 
1100 Riblr. nicht zu bewilligen. bis 765. v. Mühler, v. Lattorff, v. Antra es v. 
— Nr. 118, U. — Gzarlinsfi. Mallincktodt. 


Allgemeine Beſprechung. 24. Sißung Ladeker, Dr. Karſten, Kultus- 
S. 769. miniſter v. Mübler, Dr. Klein, 
bis 790. | Kultusminifter v. Mübler, Dr. | 
Virchow, Kultusminifter v. 
Mühler, Dr. Bantrup. 


— 6.79%. | Dr. Klein, Lasker, Dr. Virchow. 
und 791. 


Perſönliche Bemerkungen. 


Laßwitz: Die nebenftehend mehr ge —S.791. Laäßwitz, Geh. Ober-Reg.«Rath 
forderten 150 und 950 Rthlr. nit Dr. Knerf. 
zu bemilligen. | 


Ablehnung des 
Antrage Laßwitz. 


Tweſten: Das Gehalt für einen Uni- SS. 792. | Frhr. v. Hoverbed, Dr. Diegel, | Annahme des 
verfitätd » Kurator in Marburg mit bis 803, weiten, Geh. Dber » Nen | Antrages Twe— 
2000 Rthlr. abzulegen. Rath Dr. Kuerk, Zweiten, Geb. ſten. 

| Ober Reg.“„Rath Dr. Kuetk, 

Dr. Virchow, Dr. Koſch, Freih. 

v. Hoverbeck, Dr. Eic mann, 

Dr. Glaſer, Tweſten, Geb. 
Ober⸗Reg.Rath Dr. Knerk, 
v. Hennig, Heiſe, Dr. Karſten, 
Geh. DOber-Reg.-Rath Dr. 

Knerf, Frhr. v. Patow, Graf 

v. Schwerin, Zent, Dr. Braun 
(Wiesbaden), Kultus: Minifter 
9 Mühle, Dr. Virchow, 

Kultus-Minifter v. Mühler. 


| 
25. Sißung | Dr. Elliffen, Reg.-Kom. Geh. 
S. 807. Reg.“Nath Dr. Knerk, Bud» Auträae der 
bie 813, denberg, Dr. v. Kraſicki, Wehr, Abg. Dr. El: 
| Schr. v. Doverbed, Schmidt | liſſen, Dr. v. 


| N 


Annahme der 
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Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alhpabetiſche Drduung 4, November 1868 bis 6. März 1869 gemacht werden find, Kommiffions: 
ber Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. Meſolutionen ze. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ſtenographiſchen Berichten.) 





Staatshaushalt. 


Gymnaſien und Kealſchulen. 

— Unterrichteweſen der Jaden, Elementarſchulen, Lehrer-Seminarien und 
Realſchulen in Naſſau, Errichtung eines katholiſchen Gymnaſiums mit 
polniſchet Unterrichtsſprache in den unteren Klaſſen, Gründung eines katho— 
liſchen Gymnaſiums in Ratibor, konfeſſioneller Charakter des Gymnaſiums 
in Gütersloh, Streichung der Bezeichnung des kenfeſſionellen Charaklers 
ſämmtlicher Gy.unafien. — 

Antrag Dr. Hammacher: Div Königlige Staats-Regierung aufzu— 
fordern, dabin zu wirken, 

1) daß unter Abänderung des $. 155. der Militnirerlag-Inftrufs 
tion für den Norddeutihen Bund von 26. März 1868 bei der 
Prüfung der Dualififation zum einjährigen freiwilligen Militair« 
dienfte alternativ au ver Nachweis der wiffenihaftlichen Bil- 
dung eines Schülers für autreihend erklärt werde, welcher ſich 
im zweiten Semefter in ber erften Klaffe einer zu Entlaffungs- 
prüfungen berechtigten Realidhule zweiter Ordnung befindet — und 

2) Daß die die vermutbete wiſſenſchafliche Befähigung zum einjährigen 
freiwilligen Militairdienft betreffenden verfchärften Beftimmun- 
gen zu $. 154. der Militair » Erjapinftruftion für den Nord— 
deutihen Bund vom 26. März 1868 nit auf diejenigen jungen 
Leute Anwendung finde, welde bis Oſtern 1869 Die willen 
ſchaftlichen Bildungsanftalten verlaffen. — Nr. 117. II. — 


Sdullchrer-Seminarien, 


Elementar-Schulen. ° 
Antrag der Kommifjarien: die Königl. Staats-Regierung aufzuforbern: 
Es möge in der nächſten Selfion eine Ueberfiht vorgelegt werden, wie 
viele Elementar: Schullehrerftelen am 1. Juli des Jahres 1869 unbejept 
und wie viele mit Präparanden bejept geweien find. — Nr. 92, 6. — 


| Sonſtige Kunfte und wiſſenſchaftliche Zwecke. 


— Aeltere deutſche Geſchichtskunde, Vermeſſungsweſen im Preußiſchen Staate, 
Eurepäiſche Gradmeſſung, Landesbibliothek in Düſſeldorf. 
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Abänderungs-Anträge :zc. 


Grumbredt: Den Zujap „evangeliſch“ 
und „fatholiih* bei allen Gymnaſien 
und Progymnafien ber Provinz Han» 
nover zu ftreichen. 

Dr. Birhom: Die Berechtigung zum 
einjährigen freiwilligen Militairdienft 
betreffend — Nr. 126, III. — wird 
zu Gunften des mebenftebenten Ans 
trages zurüdgezugen. 

Dr. Weber (Erfurt): Den für das 
Gymnafium zu Gütersloh geforderten 
Zuſchuß von 1000 Rıblr. nit zu ber 

willigen. — Nr. 120. I. — 


Dr. Bender, Hoene: zu erklären, 


dab das Vorgehen der Staats-Regie— 
rung bei Erhöhung des Dienftein: 
fommens der Glementarlehrer in der 
Provinz Preußen,. ſeweit daffelbe ohne 
vorgängige Prüfung der fpegiellen los 
falen Bebürfniffe und Anhörung Der 
Gemeinden erfolgt ift, mit dem dert 
geltenden geieplihen Beftimmungen 
Prov.«chul⸗Ordn. v. 11. Dez. 1845) 
nicht in Einklang ftebe. 


Plenar⸗ 


Sitzungen, Nedner, 
in welchen die welche 
Berathung ſich an der Debatte betheiligt 
ſtattgefunden haben. 
bat. 


| 


(Stettin), Dr. Birhom, Geb. 


DObersReg. Rath Knerf. 


ı 25. Eigung, Dr. Koſch, Kultus-Minifter v. 


©. 


| 26. Sipung 
| © 83 


bie 


m Nr. 121, — 


Dr. Ellijfen: Dem Beitrage von 
1000 Rthlr. aus der Staatskaſſe für 
die Geſellſchaft für Ältere deutihe Ger 
ſchichtskunde zu Frankfurt a, M. den 
Betrag der früher von Hannover, Kurs 
befien ac. geleifteten Beiträge . beizus 
fügen. — Nr. 127. 11 


813. 
bis 835. 


baden, Dr. Mehrenpfennig, 


Mühler, Dr. Braun (Wied 


Dr. Klein, Dr. Koi, Dr. 
Bender, Kultus-Minifter v. 


Mübhler, Leſſe, Kultus Minis 
iter v. Mübhler, Kantaf, Graf 
v. Saurma, Kultus-Minifter 
v. Mühler, Dr. Weber (Er- 
furt), Kultus » Minifter v. 
Mübhfer, Strofjer, Dr. Weber 
(Erfurt), Stroffer, Dr. Braun 
(Wiesbaden), Grumbredt, Geh. 
Dber-Reg. Rath Dr. Knerk, 


Dr. Wantrup, Zauenftein, Geb. | 


Ober-⸗Reg.Rath Dr. Knerk, 
Dr. Francke, Kultus-Minifter 
v. Mübhler, Dr. Hammacher, 
Kultus» Minifter v. Mühler, 
Dr. Virchow. 


Bird, Schmidt (Stettin), Dr. 
Praun (Wiesbaden), Kultus» 
minifter v. Mühler, Dr. Te 
chow, Dr. Braun, Bied, 


845. 


845. 
852. 


Dr. Bender, Reg» Kom. Geh. 


Nez. Rab de la Eroir, von . 


Salpwedell(Sensburg), Dune 
der, Kultusminifter v. Mühe 


ler, Lasker, v. Salpwebell. 


. 852. Dr. Ellifjen, Kultusminiſter v. 


854., Mühler, v. Seybewig, Geh. 
Ober Reg.-Rath Dr. Knerk, 


Dr. Beder, Dr. Eliffen. 


| 
| 


@rledigung, 
welche 

der Gegenjtaud 

gefunden bat. 





Kraſicki u. Dr. 
Virchow. 


Annahme der An—⸗ 
träge der Abg. 
Grumbrecht, 

Dr. Hamma— 
cher und Dr. 
Weber (Erfurt). 


Annahme der 
Antraͤge der 
Kemmiſſarien 
und der Abgg. 
Dr. Bender, 


Hoene. 


Ablehnung des 
Antraget Dr. 
Elliffen. 
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Borlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 

Aphabetiihe Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, } 
Gegenftände. Refolutionen zc. 

(E. Drudfachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 





Staatshaushalt. — Anfrage wegen Vorlegung eines Geſetzes, betreffend die Ablöſung von Ab: 
gaben an geiftlihe und Wohlthätigfeits- Inftitute, Erftattung der baaren 
Auslagen der Superintendenten, — 


| Medizinalwefen. 
— Freizügigkeit, Wundaͤrzte 1. —8 
| * 


. — 


— Medizinal-Berfalfung der Provinz Heſſen. — 


— Anfrage wegen Bewilligung von Penfionen für die Wittwen und Wailen 
derjenigen Merzte, welde der TuphussEpidemie in der Provinz Preußen 
zum Opfer gefallen find. — 


— Innerer Umbau des Muſeums. — 


— Steine Denfmal. — 


— Siegesdenkmal auf dem Königsplape in Berlin. — 





36. Berwaltung für Berg: Hütten: und Salinenwefen. 
Unträge der Kommiljarien: die Königliche Staats-Regierung auf 
zufordern: 

a. den Häuſern des Landtages von Jahr zu Jahr einen Bericht 
über den Betrich der fisfaliihen Berge, Hütten und Salinen: 
werfe vorzulegen; 

b. baldigft einen Gejeg- Entwurf über die Veräußerung von fit 
faliihen Berg», Hütten und Salinenwerfen, welche als Ein: 

nahmequelle dienen, vorzulegen. — Nr. 128, I. II. — 


— Denaturirung von Gewerbe- und Viehſalz. — 


— Verkauf von fisfaliihen Berg» und Hüttenwerfen in der Provinz 
Helen. — 


Antrag der Kommifjarien: den erften Beitrag aus Bergwerke+ 
kaſſen zum Bau der Scheldethal Eifenbahn im vormaligen Her« 
| zogihum Naffau nicht eher zuzugeftehen und zu zahlen, bis das 
Zuftandefommen diefes Unternehmens durch das Zuſammenwirken 
aller Intereſſenten gefihert fein wird. — Nr. 128, III. — 


Bau-Prämien für Bergleute. 








WUbänderungs: Anträge ıc. 
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Plenar⸗ 


Sitzungen, 
in welchen die 


Berathung 


ſtattgefunden 
hat. 


Nedner, 
welche 


— 





| Erledigung, 


. melde 


ji) an der. Debatte betheiligt | der Gegenftant 


haben. 


gefunden bat. 


Allgemeine Beſprechung. 
Wachler: die Berathung des neben— 
— Antrages der Budget» Kome 
miſſion zu überweilen. 


26. Sißung 
S. 854. 
und 855. 


=6&, 855. 
bis 857. 


—S. 357. 
und 858, 


— ©. 858. 


— ©. 859. 
und 860. 


= E.860. 


—=6, 560. 
und 861. 


26. Sipung Reg «Kom. Oberberghaupimann 
©. 864. Krugv. Nidda, Derger(Witten), 
bis 871. Doerweg, Dr. Hammacher, 
Handelsminifter Graf v. Ipen- 
plitz, Wachler, v. Kardorff, 
Dr. Hammacher. 

— &,871. Biedenweg, Reg. Kom. Geh. 
Ober: Bergratb Bendemann. 

— &. 871. Braun (Hersfeld), Handels: 
und 872. , minifter Graf v. Ipenplig. 

— ©. 872, | Präfident v. Forckenbeck. 
und 873. | 
= &.873. | Dr. Glaſer, Handelsminifter | 


Dr. Becker, Simon v. Zaftrew, 
Kultusminifter von Mühler, 
Dr, Beder. 


Dr. Virchow, Dr. Loewe, Geh. 

Neg.:Ratb de la Groir, Dr. 
Loewe, Freiherr von Pas 
tow, Dr. Loewe. 


Dr. Diegel, Geh. Reg.» Natb 
de la Greir. 


Dr. Koſch, Geh. Ober-Reg.⸗ 
Rath Dr. Knertk. 

v. Hennig, Dunder, Kultus— 
minifter v. Mühler. 


v. Bodum» Dolffö, Kultusmi— 
nifter v. Muͤhler. 


Dr. Bender, v. Karberff, Kuls 
tusminifter v. Mühler. 


Graf v. Ißtzenplitz. 


Annahme dee 
Antrages "er 
Kommifjarien 
sub n. und 
Ueberweijung 
des Antrages 
derielbensubb. 
an die. Budgets 
Kommilfion zur 
Borberathung; 
dort unerledigt 
geblieben. 


Annahme des 
Antrages der 
Kommifjarien. 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeerdneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetiihe Orbnung 4. November 1868 bis 6, März 1869 gemacht worden find, Fommiffions: 
ber Berichte, Unträge der Abtbheilungen, Kommiljionen und Referenten, 
Begenftände. Nefolutionen zc. 
| (S. Druckſachen und Anlagen zu ben ftenographifchen Berichten.) 





Staatshaushalt. | 37. @tat für die Sobenzollernfchen Lande. 


| 


58. Eifenbabn:Berwaltung. 
Dazu eingegangen: Nachweis über die Verwendung des Dispofitionsfonds 
ven 100,000 Rthlr. pro 1867. — Nr. 135, — 
Antrag der Kommiljarien: 
Die Könizlihe Stantes-Regierung zu erfuchen, fünftig bei ber An- 
ſetzung der Brutto-@innahmen aus dem Betriebe der beftehenden 
Staats» Bahnen die wirfliden Einnahmen der, der Etats« Auf 
ftelung vorbergebenden Icpten zwölf Kalender-Monate erſichtlich 
zu maden. — Nr. 119.1. — 


% 





Einnahmen. 
Niederfchlefifh-Märkifche-Eifenbahn. 


| 

| Hannoverfhe Eifenbahn. 

| — Anfragen wegen Baues einer Eijenbahn von Harburg nad Geeftemünde 
und wegen Fortführung der Bahn von Arenshaufen über Witzenhauſen 
durd das Werratbal nah Münden. — 


Bebra: Hanauer-Eifenbahn. 


“ Main-Wefer-Eifenbahn. 


Dberfchlefifche-Eifenbahn. 
Antrag der Kommiffarien: 

Die auf das Finanzrecht des Staates bezüglihen Verträge bes 
Staates mit den einzelnen Privat-Eiſenbahn-Geſellſchaften, ſoweit 
fie noch zu Recht beftehen, in bejonderem Abdruck zulammen» 
fteflen zu laſſen und den Mitgliedern der Landes-Bertretung zu« 
gängig zu machen. — Nr. 119. III. — 


RKöln-Mindener Eifenbahn. 
— Herftellung einer kürzeren Berbindung der Eiſenbahn in der Richtung von 
| Magdeburg über Elze oder Nordftemmen an der Hannvver-Kaſſeiſchen 
Bahn und Weiterführung dur das Werra-Thal. — 


e Bergifh-Märkifche Eifenbahn. 


Ausgaben. 
Oſtbahn. 





Abänderungs: Anträge zc. 





Allgemeine Beiprehung- 


e& || 
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Plenar⸗ 
Sitzungen, Nedner, 
in welchen die welche 
Berathung ſich an der Debatte betheiligt 
ſtattgefunden haben 
hat. 


26. Eipung ; Präjident v. Forckenbeck. 
S. 874. | 


27. Sipung | Rey. Kom. Geb. Ober Baurarh 
| 


bis 891. 


'= 6,891. 


bis 893, 


=6.89, 


u. 894, 


(6 


is 896. 


= ©. 896, 
= &.8%. 


u. 897. 


= ©. 897. 


und 898. 


— ©. 898, 
und 899, 


=6&,3899. 


und 900. 


. 894. 


Weishaupt, von Benda, von 
\ Epbel, Dr. Beder, Dr. Han 
macher, Finangminifter reis 
berr v. d. Heydt, Graf Ipen« 
plig, Geheim. Ober-Baurath 
Weishaupt, v. Sybel, Han- 
‚ belöminifter Graf Ipenplig, 
I Denzin. 
| Dr. Websky, Handeldminifter 
Graf Ipenplig, Graf Renard, 
Geh. Ober-Baurath Weis- 
haupt. 


Adickes, Handelöminifter Graf 
Ipenplig, Dr. Elliffen. 


Dr. Diepel, Handeltminifter 


Graf Ihenplitz. 
Twelten. 
Dr. Hammader, Handelsmi— 


nifter Graf Spenplig, Dr. 
Hammacher. 


Itzenplitz, Lasker. 
| Berger (Witten). 


Leſſe, Hanbdelsminifter Graf 
Ipgenplig, Wehr, Handels» 
minifter Graf Ipenplip, Wehr, 


Leſſe. 


Gleim, Handelsminiſter Graf 


Erledigung, 
welde 
der Gegenftand 
gefunden hat. 


Annahme des 
Antrages der 
Kommiljarien. 


Der Antrag der 
Kommifjarien 
wird zurückge⸗ 
zogen. 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der SipungssPeriode vom 
4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions- 
‚der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommijfionen und Referenten, 

Gegenjtände. Hefolutionen :c. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographiichen Berichten.) 


Apbabetiiche Ordnung 





Staatöbausbalt. Wephälifche Eifenbahn. 
— Erhöhung der Gehälter der unteren Gijenbahnbeamten. — 


Eifenbahn Witenhaufen-Minden. 


Eifenbahn-Kommillariate. 
Antrag der Kommiffarien: Die Königl. Staats -Regierung aufzufordern: 
Die Stellung und Kompetenz der Eiſenbahn-Kommiſſariate geieplich 
zu regeln. — Nr. 118. II. — 


Bau der rechten Dder-Hfer-Bahn. 

Antrag Dr. Hammader: Im Hauptetat einmalige außerordentliche 
Ausgaben sub 7.a. bis b. Beibülfe für die Oppeln-Tarnowiger 
EifenbahusGefellibaft die Bemerkung hinzuzufügen, daß die Beträge 
des den dritten Theil der 6 p&t. des Stammaktien- Kapitals über 
fteigenden Neingewinnes des Unternehmens der Staatsfaffe erftattet 
werden müſſen. — Sten. Ber. ©. 904. — 


39. Andirefte Steuern. 
Dazu ift eingegangen: Nachweiſung der aufgefommenen Beträge au Mabls 
und Schlachtſteuer x. — Nr. 162, — 
Antrag v. Sybel: Zur Dedung der Staatd-Bebürfniffe vorzugs- 
weile auf verftärfte Einnahmen aus den Finanzzölen im Wege der 
Neform des zur Kompetenz dei Zollparlaments und des Zollbun- 
== gehörenden indirekten Steuerſyſtems hinzuwirken. — Nr. 


Bundesfteuern. 


Schlachtſteuer. 

Autrag Dr. Loewe: Bei Vorlegung des Etats pro 1870 einen 
Geſetz⸗ Entwurf wegen Aufhebung der Mahle und Schlachtſteuer 
und Erjag derjelben durch die Klafjenfteuer reip. Maffifizirte Ein- 
fommenfteuer vorzulegen. — Nr. 129, — 


Stempelfieuer. 

Antrag v. Evnern: Die Königlihe Staats-Negierung aufzufordern, 
die zur Ausführung des Gejepes vom 2. September 1862, betref: 
fend die Anfertigung und Berwendung von Stempelmarfen, ergan- 
genen Beltimmungen dahin zu ändern, daß die Verwendung von 
Stempelmarfen zu inländilgen Wechſeln, Handelöpapieren und 
Anweilungen im derfelben Weife wie zu ausländiihen Wechſeln 
u. 1. mw. geltattet werde. — Nr. 85. — 
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lenars 
— Nedner, Erledigung, 
F 2 in welchen die welche welche 
Abänderungd:Anträge ꝛe. Berathung ſich an der Debatte beibeiligt der Gegeuftand 
——— haben. gefunden hat. 





— ei ung Berger (Witten). 


— —S. 900. Dr. Elliſſen. 


— —S. 901. Graf Nenard, Handelsminiſter Annahme desAn- 
bis 904. Graf Ipenplig, Wachler, Graf tragesder Kom: 
Nenard, Handeläminifter Graf miſſarien. 


Itzenplitz. 
— —S. 904. Dr. Hammacher, Reg.e-Kom. Annahme desAn— 
Geh. Reg.“Rath Mebes. trages der Kom⸗ 
miſſarien. 
Allgemeine Beſprechung. 27. Sitzung Lampugnani, v. Sybel, Lagker. Ablehnung des 
S. 904. Antrages von 
bis 907. Sybel. 
[2 


— 28. Sipung Reg.⸗Kom. Geh. Ober⸗Finan z⸗ 
S. 910. rath Geim. 


Wagener (Franzburg): möglichſt bald — S. 911. Dr. Loewe, Lampugnani, von Durch die er— 
eine Aufhebung der Mahl: und Schlacht⸗ bis 924. Hennig, Reg.e-Kom. Geh. Ober- folgte Annahme 
ſteuer herbeizuführen. Finanzrath Burghart, Heiſe, des Antrages 
Dr. Virchow, Geh. Ober-Fi— Dr. Loewe, der 
| nanzrath Burgbart. Antrag Wage⸗ 
ner (Franzburg) 
erledigt. 


| 


_ — 6.924. Born, Geh. Ober-Fin.»Rath Annahme des 
bis 929.  Burghart, Dr. Ebener, Geh. Antrages von 
| Ober » Finanzratb Burghart, Eynern. 
| Bubddenberg, v. Eynern, Geh. 

Ober: Finanzratd Burghart, 
v. Eynern, Geh. Ober⸗Finanz⸗ 
rath Burgbart, von Dechend, 
Geh. Ober-Finanzraih Burg- 
bart, von Dedend, Berger 
(Witten). 


RE 25 
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Vorlagen, welche dem Hauſe der Abgeordneten in der Sitzungs-P riode vom 
Alphabetiſche Ordnung | 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 





der ' Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Remmilfionen und Referenten, 
Gegenftänbe. | Nefolutionen ꝛe. 
| (S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 
Staatshaushalt. Eibzölle. 


— Ruhrſchifffahrts⸗Abgabe. — 


Mittheilung des Herrn Präſidenten über die noch zu erledigenden Etats und 
Erklärung des Herrn Finanz-Miniſters, daß die Staats-Regierung durch eine 
nachträgliche Vorlage die Genehmigung der Ausgaben bis zur Feſtſtellung 
des Etats pro 1869, da ſolche vor Beginn der Etatsperiode nicht mehr zu 
erreichen iſt, beantragen wird. 


| 40. Direkte Steuern. 


| Grundfleuer. 

Antrag Dr. Ahlmann: die Königlihe Staats-Regierung aufzufordern: 
die Grundſätze, nah welden in Schleswig Holftein die Trennung ber 
Domanial« Gefälle von den Grundfteuern eingeleitet werden fol, baldmög— 
lichft in geeigneter Weife befannt zu machen und der Begutachtung der Schles— 
| wig⸗Holſteiniſchen PovinzialsBertretung zu unterbreiten. — Nr. 149. — 


1} 
1 


Alaffifizirte Einkommenfteuer, 
— Ernennung der, Hannoverſchen Einſchäßungs-Kommiſſionen von dem Ober 
Steuer- Kollegium. — 


| Alaffenfteuer. 


Gewerbefteuer. 
‚ Untrag Muntau: die Königlihe Staats-Negierung aufzufordern: daß fie 
dem Yandtage möglichft bald einen Gejeg-Entwurf vorlegt, durch melden 
der gegenwärtige, rein auf Bauart, Walferfraft. Pferdekraft bafırte, Ges 
werbefteuer- Modus für das Müllergewerbe bejeitigt und die Befteues 
rung des Müllergewerbes nur nah dem Geihäftsumfange des Ge— 
werbes, abgeſchätzt durch Sachverſtändige, herbeigeführt wird. 
— Nr. 103. — 


Al, Allgemeine KRaflen:Berwaltung. 
Dazu eingegangen: 

a. Denfirift über die Natur der von dem Großherzogthum Helfen 
an die Heflen» Homburgiihe Staatskaſſe gezahlten jührlihen Rene 
von 25,000 Fl. — Nr. 133, — 

b. Denkſchrift betreffend die Beiträge der von dem Zollverereine aus: 
geihloffenen DOrtihaften zu den am den Norddeutihen Bund zu 
leiftenden Averjen für Zölle und Verbrauchsſteuern. — Nr. 123, — 
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Plenar⸗ 
— Nedner, Erledigung, 
* > in welchen die welche | welche 
Vbänderungs-Tinträge :. Berathung ſich an der Debatte betheiligt | der Gegenftund 
as ae haben. | gefunden hat. 


| 





Ein diele Poſilion betreffender Antrag 28. Sitzung v. Behr, v. Unrub, Geh. Ober: 
v. Sybel — Nr. 120, 11. — wird ©. 929. Finanzrath Burgbart, von 
zurückgezogen. bis 932. Syhel, Geh. Ober⸗Finanzrath 

Burghart, Finauzminiſter 


Freiherr v. d. Heydt. 





28. Eigung Präfident von Kordenbed, Fir | 

S. 933. | nangminifter Freiherr von der | 

Heydt. | 

| | 

⸗ — —— 

Allgemeine Beſprechung. 29. Sitzung Grumbrecht, Buddenberg, Wieſe, | 
©. %5. Reg.⸗Kom. Geh. Ober-Finanz- 

bis 970. Rath Ambronn, Hagen (Gör⸗ 


| | Min. | 
— —S. 971. Dr. Lorentzen, Wieſe, Geh. | Ablehnung des 


bis 973. Ober⸗Finanzrath Ambronn, Antrages Dr. 
| Wieſe, Korenpen. Ahlmann, 


| | 


| 


= —S. 973, | Grumbredt, Geb. Ober-Finanz- | 
bis 975. | Rath Ambronn, Grumbredt. 


— —S. 975, Buddenberg, Geh.Ober- Finanz» 
bis 977. | Rath Ambronn, Budbenberg. | 











— — S. 977. Muntau, Geh. Ober» Finanz: | Annahme tes 
| und 978.| Rath Mmbronn, Dr. Beder. Antrages 
| | Muntau. 
30. Sigung | Reg. Kom. Geh. ObersFinanz- 
ı ©. 92. rath Mölle. 
‚ und 983. 
Twejten: = &.983, | Tweften, von Seydewip, von | Ablehnung des 
im Kapitel 11. der Einnahme als bis 994. | Benda, Minifter- Präfident Antrages 
neuen Einnahme» Titel einzujchieben: Graf v. Bismard, Lasker, Tweſten. 
zit. 2.a. Beitrag des Herzogthums Minifters Präfident Graf v. | 


22 * 
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Vorlagen, welde dem Haufe der — in der Sipungs-Periobe vom 
Alphabetiihe Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. | Refolutionen :c. 
| (S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Staatsbausbalt. 


Beiträge zu den Averfen für Bölle und Berbrauchsfleuern. 


Antrag Öraf v. Bethuſy-Huc; Tit 2. Nr. 11. und 13. und Tit. 
3. des Kapitels 11. im . der allgemeinen Kaffen» Verwaltung 
(außerordentlihe Einnahme 5,200,000 Ntblr.) und den Geſetz— 
Entwurf, betreffend die Ucbernabme der auf den Erträgniffen bes 
Staats aus dem Köln- Mindener Eijenbahn-Unternehmen Taftenden 
Verpflichtungen zur Gewährung von Zinszuihüffen und Amortis 
fationsbeträgen auf die allgemeinen Staatsfonds (Mr. 128.) der 
Budget:Kommilfion zur Vorberathung zu überweijen. 

— Angenommen. — 


Antrag ber Budget-⸗ Kommiſſion: 


Tit.2. Nr. II. Zinſen von Staats-Aktiv-Kapitalien mit 39011 20. ” x 
Tit.2. Nt. 13. Andere zufälige Einnahmen und 
zur Ausgleichung der Schlußſummen 
des Staatshaushalts-Etaäts anftatt 
89,650 Rthlr. 7 Sgr. 3 Pf. mit . 92,654. 7. 3, 
Tit.3, Außerordentliche Einnahme. 
An baaren Beftinden aus Nebenfonds und an 
Erlös für zu veräußernde Aktiv- Kapitalien — 


ſtatt 5,200,000 Rihlr. mit .. 0,000, — — 
zu bewilligen. — Nr. 178, — Berichterftatter: —* Dr. Ham⸗ 
macher. 


42. Etats⸗Geſetz nebſt Nachtrag zu demſelben. 


Ausgabe verzinslicher — 


g5. 3. 4. 5. 
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| — — | — 
in welchen die welche welche 
WbänderungtUnträge ꝛe. Berathung ſich an der Debatte betheiligt der Gegenſtand 
—— haben. gefunden hat. 
Lauenburg zur Verziuſung und Bismard, Tweſten, Finanze 
Tilgung der laut Geſetzes vom 23. minifter Freiherr v. d. Heydt, 
März 1868 übernommenen Staats: Minifters Prafident Graf v. 
ihuld für die Jahre 1868 und 1869 Bismard, Graf v. Bethuiy: 
130,500 Rıblr. — Nr. 142, — Huc, Dr. Birdow, Windt: 
horſt (Meppen), Grumbredt. 
| 
— 40. Sitzung Warburg. 
| ©. 94. 
| 


Lasker: zu Tit. 3. Kap. Il. der Ein. — S. 995. Graf o. Bethuſy-Hue, Finanz: 
nahmen die Bewilligung in ſolgender bis 998. miniſter Freiherr v. d. Heydt, 


Faſſung auszuſprechen: Lasker, Heiſe, Graf v. Beihuſy⸗ 
Tit. 3. Außerordentliche Einnahmen: Huc, Graf v. Schwerin, Rat» 
14) an baaren Be— ker, Heiſe. 


ſtänden aus 
Nebenfonds . 1,300,000 Rthlr. 
15) au& den bes 
reiteften Ber 
ftänden der 
Seehandlung 3,900,000 — 
Summa Tit. 3. 5,200,000 Kıblr. | | 
— Nr. 163, — | 
— Zurückgezogen, Sten. Ber. 5.1102. — | | 


Mündlier Bericht. 34. Sipung Dr. Hammacher. 
| ©. 1102. 





Abſtimmung. —S.1102. Lasker, Präfident v. Forckenbeck. 


— — — — — — 


Antrag Graf v. 
Bethuſy⸗Huec 
angenommen; 

Antrag Lasker 
zurüdgezogen. 


Annahme des 
Antrages der 
Budget» Kom» 
miffion. 


— 30, Sitzung v. Benda, Tweſten, Finanz- | 
S. 998. minifter Freiherr v. d. Heydt. 


u. 999. 


Bi = ©. 999. YPräfident v. Fordenbed, 
und 1000, | 





| 
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Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sigungs-Periode vom 
Aphabetiihe Ordnung 4. Nevember 1868 bis 6. März 1869 gemacht werden find, Kommiffions- 
der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſtonen und Neferenten, 
Gegenftände. Hefolutionen zc. 
(S. Drudfahen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 





Staatshausbalt. B. Die in der Vorberathung gefaßten Beſchlüſſe. 


Zufammenftellung Nr. 173, 


Einnahme. 


Fortdauernde Ausgaben. 

Befchlu uach dem Antrage von Salßwedell (Gerdauen): Die Königliche 
Staate-Regierung aufzuferdern, die Kulturfonds für die Korften der 
älteren Provinzen bei Aufftelung des künftigen Etats dergeftalt zu er— 
höhen, daß alle Korftflähen vollftindig Fultivirt werden fünnen. 


Antrag Dr. Kugler: 
Die Königlihe Staatt-Regierung aufzufordern, die auf ihren An— 
trag zum Zwecke der theilmeiien Tilgung der Schulden Der vor— 
maligen freien Stadt Frankfurt bewilligten Summen, nämlich die 
im Staatsbaushalte-Etat für das Jahr 1868 bemilligten 
125,603 Rtblr. 12 Spr. 10 Pf. 
und die im Staatshaushalts- 
Gtat für das Jahr 1869 
bewilligten - . » 126,288 -» 2131» 6» 
im vollen Betrage zu dem angegebenen Zmede zu verwenden und 
die Verausgabung diefer Beträge nicht von dem vorherigen Zur 
ftandefommen der Bermögensauseinanderjegung zwiſchen dem Staate 
Preußen und der Stadtgemeinde Franffurt am Main abhängig zu 
| machen. — Nr. 188, II — 


Antrag Simon v. Zaftrow: Bei Titel 5. dev Ausgaben 2600 Rtbir., 
welde ala Gehalt für die men zu erricdhtende Stelle eines Ober- 
Staatsanwalts bei dem Ober-Tribunal gefordert, bei der Vor: 
beratbung des Staatshaushalts-Etats aber abgelegt worden find 
— zu bewilligen. — Nr. 189, I. — 


Antrag Graf v. Schwerin: Kür jehs Landdrofteien in der Provinz 
Hannover 100,950 Rtblr. zu bewilligen, und zwar: 
Titel 12.0. Befoldungen: 
1) für 6 Landdroften à 2800 Rthlr. = 16,800 Rthlr., außer: 
dem freie Wohnung oder Miethseutſchädigung; 
2) für 14 Räthe a 1200 Rthlr. bis 1800 Rthlr. u. ſ. w. — 
Nr. 188, II. — 





175 


—— —— — nn — — — Ú ——î AU e e C — — — ——— 


Abänderungs-Anträge ꝛc. 


Plenar⸗ 


* welchen die welche 

erathung an der Debatte betheiligt 

Pen In ee on NEN 
at. i 





Erledigung, 
welche 
der Gegenftand 
gefunden hat. 


mm mn —ñ — — — — — —— — — — — 


— Kloſterfonds in Hannover — 


Grumbrecht: Nebenſtehenden Beſchluß 
in der zweiten Berathung abzulehnen. 


Graf Wintzingerode, Lampugnani 
und Agricola: Für drei neue Ober— 


Tribunalsräthe 7800 Rthlr. zu ber 


willigen. — Nr. 190. I. 


Dr. Birdow: Statt der im Etat ge 

forderten 93,225 Rıblr. die Summe 
von 93,000 Rthlr. als Pauſchquantum 
zu bewilligen. — Nr. 180, II. — 


asfer: Statt der in der Vorberathung 


für ſechs Landdrofteien definitiv bes 
willigten 118,750 Rihlr. als Pauſch— 
quantum die Summe von 100,950 Rthlr. 


zu bewilligen. — Sten. Ber. ©. 1055.— 


32. Sigung Präfident v. Fordenbed, Dr. ' 


S. 1036. 
bis 1039. 


Gliffen, Reg.-Kommiſſar Geh. 
Ober-Reg.:Ratb Dr. Knerf. 


” 


— 6.1039. Grumbredt. 
bis 1042. 


\ 
! 
i 


—&,1042. Dr. Kugler. 


u. 1043. 
=6.1044. Simonv. Zaftrow, Yampugnani, 

' bis 1054. Juftigminifter Dr. Leonhardt, 
Dr. Haenel, Graf v. Wingin- 
gerode, Windhorft (Meppen), 
v. Kirchmann, Zuftizminifter 
Dr. Leonhardt, Dr. Sirdem, 
Graf Wingingerode, Lampug— 
nani, Dr. Walded. 

‚ —=6&.1054, Graf v. Schwerin, Reg. Kom. | 

ı bis 1062. Geh. Reg.-Rath v. Wolff, 


Dr. Waldeck, Windthorft(Mep- 
pen), Lasker, Windhorft (Mep- 
pen), Dr. Walded, Graf zu 
Gulenburg. v. Befum-Dolffs, 
Graf v. Schwerin, Graf v. 
Bethuſy⸗Huec. 


Die in der Vor— 
beratbung ge 
faßten Beichlüffe 
werden geneh— 
migt. 


Der Beſchluß an« 


genommen. 


Annahme des Ans 


trage Dr. Kug⸗ 
ler. 


Annahme beider 
Anträge. 


Durch die er 
folgteAnnahme 
bes Antrags des 
Ab als v. 
Schwerin, der 
in der Vorbe—⸗ 
rathung gefaßte 
Beſchluß, ſowie 
die Anträge der 
Abgeordn. Dr. 
Virchow und 
Lasterbefeitigt. 
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Borlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht werden find, Kommiſſions- 
der Berichte, Anträge ter Abtheilungen, Kommiffionen und Rrferenten, 
Gegenftände. Mefolutionen zc. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu ben ftenograpbifchen Berichten.) 





Staatöhausbalt. — Ungleihheit der Bejoldungt-Verhältniffe der Polizei- Offizianten bei ben 
verſchiedenen Polizei Direktionen. — 


Antrag v. Thokarski: Zu Kapitel 61. Titel 36. der Ausgaben, dir 
Königlihe Staats-Negierung aufzufordern, auf den Etat für das 
Jahr 1870 eine folde Summe in Anfag zu bringen, Daß in den 
Rezierungsbezirfen Danzig und Marienwerder für die Drtichaften, 
in welchen ein erheblicher Theil der Bevölferung die polniſche Sprade 
redet, die Amtsblätter und die damit verbundenen öffentlichen 
angeiger in deuticher und polniiher Sprache gedrudt werden. — 

r. 


Konfikorien. 


Antrag v. Mallindrodt: 1100 Rihlr. für Befoldung dreier katholiſcher 
Beiftlihen in Neuftadt W.-Pr. nicht zu bewilligen. — Nr. 190, III. — 


Befchluß nad dem Antrage Tweften: das Gehalt für einen Univerfitäts: 
Kurator in Marburg abzujegen. 


Akademie der Künfte. 
Antrag des Kultusminiſters v. Mübler: in der Etatspofition den Zujap 
aufzunehmen: einjchließlih 3600 Rthlr. zu neuen Anftellungen in der 
Afademie der Künſte. — 


| 

| 

Antrag v. Behr: den Beihluß des Haufes in der Vorberathung, wonach 
zum Ankauf und zur Einrichtung eined Grundftüdes für das landwirth- 
ſchaftliche Muſeum und Die er ——— Lehranftalt als erfte Rate 
unter den einmaligen außerordentlihen Ausgaben 50,000 Rtbir. nicht be 
willigt worden — abzulehnen ꝛc. — Nr. 180. — 


Antrag v. Bonin (Genthin): im Erat für das Haus der Abgeordneten 
binter Nr. 2. an Diäten à 3 Rthlr. pro Taz zuzulegen: „und zur 
Dedung der Stellvertretungskoften, welde von Abgeordneten, die Staus 
Beamte find, für die Zeit ihrer Theilnahme an den Landtags» Seffionen 
turd Einbehaltung von ihrem Gehalt oder jonjt eingezogen werden, bis 
zur endgültigen u diefer Angelegenheit im Wege der ordentlichen 
Geſetzgebung.“ — Nr. 188,1. . 
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Plenar⸗ 
Sitzungen, Nedner, 
- er in weldyen Die welche 
enge Sin Derathung ſich an der Debatte betheiligt 
ſtattgefunden haben 
hat. 





— 32. en Dr. Elliſſen. 
=&1 


— —S.1063. Reg.Kom. Geh. Ober⸗Reg.⸗ 
| Narb Wulfebein, Kantak. 





S. 1067. | Rath Dr. Knerk, Dr. Techow. 
u. 1068. 


— —S. 1068. v. Malliadrodt, Kultusminiſter 
bis 1072. v. Mühler, Freiherr v. Pas | 
tow, v. Lattorff, v. Mallin- 
ckrodt, Freiherr v. Patow. 


bis 1078. Mayer (Marburg), Tweſten, 
Kultusminifter von Mühler, 
Dr. Karften, Geb. Ober⸗Reg.⸗ 
Rath Dr. Kuerf. 


| 
| 
| 
I 
| 
— 33. Sitzung Neg.- Kom. Geh. Ober «Reg. 
| 
} 
1; 
) 
| 
| 
— &,.1078, | Kultusminifter von Mübler, | 
bis 1081. | Tweſten, Kultusminifter ven | 
Mübhler, Geb. Ober-Reg.-Raıh | 
| Dr. Knerf, Laster, Kultusminis 
ſter v. Mühler, Lasker, Rultude | 
miniſter v. Mühler, Twefien, | 
' Kultustminifter von Mübhler, | 
\ Graf zu Eulenburg (Deutſch- 
\ Grone), Lasker, v. Dieft, Kul-⸗ 
| tusminifter v. Mühler. | 
| 
| 


—&,1082. | von Behr, Dr. Lutteroth, von 
bis 1089. Dieft, Minifter der landw. | 
| Angel. v. Selchow, v. Unrub, 
| Reg.» Kom. Geh. Ober-Finanz- 
| Rath Mölle, v. Dieft. 
| 

| 


= —&.1072. | Geh. Ober-Reg.-Rath Dr. Kunert, 
| 
| 
l 





. Sipung | Finanzminifter Freiherr v. d. 
. 1040, | Heydt, v. Bonin, (Genthin), 


88 





3. Sitzung dv. Bonin, (Genthin), Simon | 
S. 1091. | v. Zaftrom. | 


v. Denzin. | 


Erledigung, 
welche 
der Gegenſtand 
g-fu..den bat. 


Aunahme des Ans 
trages v. Tho⸗ 
karski. 


Ablehnung des 
Antrages von 
Mallindrodt. 


' Den Beihluß 


angenommen. 


Annahnıe des 
Antrages. 


Ablehnung des 
Antraged von 
Behr. 


ı Der Antrag 


wird zurüdges 
zogen. 


23 
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rear welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs- Periode vom 


Alhpabetiſche Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiſſions⸗ 
ber Berichte, Unträge der Abtbeilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Hefolutionen :c. 


(5. Druckſachen und Anlagen zu den ſtenographiſchen Berichten.) 
Staatshaushalt. Rekapitulation der beſchloſſenen Abſetzungen reſp. Zufetzungen. 


Etats-Gefeh. — Ne. 195. — 


Spryial-Disfuifion. 
— Frühere Vorlegung des Etats, Verlegung des Etatsjahres. — 


Staatd:Rrebit. Gefet: Entwurf, betreffend die Fortdauer tes in dem — vom 
6. März 1868 eröffneten Kredits von 5 Millionen Thalern. — Nr. 4 


Bericht der Budget-Kommiſſion vom 8. Januar 1869. Berichterftatter 
Abg. v. Bodum-Dolffs — Nr. 170. — mit dem Antrage auf 
unverinderte Annahme des Geſetz-Entwurfs. 





Staatöfchuldverfchreibungen. Ausgabe von Talons zu denjelben. Siehe Talons-Ausgabe. 





Staatsfchulden: 1, Geſetz-Entwurf, betreffend Abänderungen und Ergänzungen des Ger 


weſen. ſetzes vom 29. Februar 1868 über die fünftige Behandlung der auf meh: 
| teren ber neu erworbenen Landestheile hafteuden Staatsihulden — 
Nr. IL — 


Bericht der Finanz-Kommiſſion vom 18. November 1868, Bericht: 
erftatter: Abg. v. Dedend — Nr. 43, — mit dem Antrage 
auf unveränderte Annahme bes Geſetz-Entwurfs. 


General-Diskuifion. 
— — 
Tilgung der vormals PR Staatd- und Eilenbahnichulden 


durch Ausloofung zum Nennwertb. 


$$. 2., 3., 4., 5. und Abftimmung über den ganzen Gejep-Entwurf. 
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— Medner, N @rledigung, 
- " in weldyen die welche welche 
Abänderungsd: Anträge zc. Berathung ſich am der Debatte betheiligt _ der Gegeuftand 
attgefunben | haben. | gefunden hat. 


ö— — — — — — — — — — 
— 34. Sitzuug Präſident v. Forckenbeck. | 
S. 1103. 


General⸗Diekuſſion. — S. 1103. Dr. Jacoby, Finanz-Minifter 1) Annahme des 
' u. 1104, Freiherr v. d. Heydt. Etatsgeſetz⸗Ent⸗ 
wurfs und Mit⸗ 

— —S.1104. Tweſten, Fiuanz · Miniſter Frei | theilung an das 


bis 1109. herr v. d. Heydt, Simon ; Herrenhaus; 
v. Zaſtrow, Freiherr v. Patow, ; dert ebenfalls 
Graf v. Bethuſy⸗Hue, Laster, angenommen. 
Binanz-Minifter Freiherr v. d. 2) Mittheilung 
Deybt, Graf zu Eulenburg | der angenom- 
(Deutih-Erone), Graf v. Bes menen Rejolus 
thuſy · Huc, Freiherr v. Hover- tionen an bie 
bed, Finanz-Minifter Freiherr Kgl. Staats» 
d. Heydt. ‘  #egierung. 








Vorgelegt und der Budgel-Kommilfieen 7. Sipung  Finanz-Minifter Freiherr v. d.  Unveränderte An 
zur Borprüfung überwielen. S. 116. Heydt, Präjident v. Forcken— nahme des Ge⸗ 
bed, Tweſten. jeg » Entwurfs 
und Mittheis 
Abftimmung. 36. Eipung | Der Präfident. ' lung an bas 

S. 1156. Herrenhaus; 
dort ebenfalls 

angenommen. 








Vorgelegt und der Finanz-Kommiſſien 3. A ra Finanzminiſter Freiherr v. d. | Unverändertens 
überwieſen. S. 24. Heydt. nahme des Ge⸗ 
| je Entwurfs 

| und Mittheis 

lung an das 


Vortrag des Berichterftatters. 31, Sigung | v. Dedend. Herrenhaus; 
S. 1002. dort gleichfalls 


— = &.1008, v. Lattorf, Lauenftein, Finanzr 


| 

| 
| undL003. | | angenommen. 

bis 1006. miniſter Freiherr v. d. Heydt. | 


— —S.1006. v. Benda. 


und1008, | 


| 
| 
= —S.1007. Präſident v. Kordenbed. | 
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j Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht werden find, Fommiffions: 
ber ' Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenſtände. Mefolutionen ꝛe. 
(S. Drucſachen und Anlagen zu den ſtenographiſchen Berichten.) 








Staatsfchulden: | Petition von 17 Hannoverihen Handelskammern, die Tilgung der 
weſen. Hanubeverſchen Landesſchulden betreffend. 
2. 10. Bericht der Staatsſchulden-Kommiſſion über die Verwaltung des 
| Staatsihuldenweiens im Jahre 1867. — Nr. 150. — 
| Antrag ter Budget-Kommilfion: der Könizl. Hauptverwaltung ber 
Staatsihulden für die in dem vorftehenden Bericht bezeichneten 
Rechnungen die Decharge zu ertheilen. Berichterftatter: Abg. Ha— 
gen (Görlig) — Nr. 332. II. — 
| 
Staat3:Berträge 1) Vertrag zwiſchen Preußen und Lübeck in Betreff der Zolle und 
(Siehe auch Eijen- | Eteuerverhäliniffe mehrerer Lübeckiſcher Gebiersiheile, vom 28. Mai 
bahn» Angelegenheiten | - 
sub 6) 2) Vertrag zwiſchen Preußen und Hamburg in Beireff der Zul» und 
Sıteuerverhäliniffe mehrerer Hamburgiſcher Grbietötheile, vom 28. Mai 
1868; 


3) Vertrag zwiſchen Preußen und Ditenburg in Betreff der Zell- 
und Steuerverhältniffe des Fürftenihums Lübeck und der mit demſelben 
zufammenbängenden Dldenburgiihen Gebietsthele vom 7. Dftober 
1868. — Nr. 17. — " 

Antrag des Nefereuten, Abg. Dr. Beder: den vor 
bezeihueten Verträgen die verfaſſungsmäßige Zuftim- 
mung zu ertheilen. — Nr. 30, — 





4) Wrotofollarifche Vereinbarung vom 3. Oktober 1868 zwi— 
ſchen Preußen und der freien und Hanſeſtadt Hamburg, wegen Ueber: 
nahme der Zolls und Steuerverwaltung durch Preußen im den, dem 
Zellverein anzuſchließenden Hamburgiſchen Gebietstheilen. — Nr. 34, — 

Antrag des Meferenten Abg. Dr. Beder: dem Vers 
trage Die oerfaffungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen. 
— Nr. 38, IL. — 


fen, Baden, Bayern, Braufieih, Heffen und den Niederlanden. — 
Nr. 19, and 


Beichluß des Hauſes in der Vorberathung — Nr, 60. — 


5) Mbeinjchifffabrts: Afte vn 17 Dftober 1868 zwiſchen Preu— 
| 
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Plenar⸗ 


Sißzungen, Nedner, Erledigung, 
* i ie che welche * 
Abänderungs: Anträge ꝛe. "elhendie J 

er BER Berathbung ſich an der Debatte betbeiligt - der Gegenftand 

ftattgefunden baben. gefunden hat. 

bat. ' N 

m — — —e — —— — 
— 31. Sipung Der Präfident. Durch den vor: 


| S. 1008. | a Des 


ſchluß für er 
| ledigt erachtet. 








Mündlicher Bericht. 56. ein Hagen (Görlig) | Annahme des 
| . 1883. Antrages der 
— | Kommiſſion u. 
Diskuſſion. |=6, 1883. Richter (Königsberg), Neger | Mittheilung an 
u. 1884. | Kom. Geh. DbersFinanzratb die Königliche 
Meinede, Staats⸗Regie⸗ 


| mung, das Ders 
N | renhaus und 
| die Staatsſchul⸗ 
denverwaltung. 
— ñ — —ñ —ñ —e ——— 
Vorgelegt und die Schlußberathung in 3. | Finanzminiſter Freiherr v. d. Den Berträgen 
pleno beſchloſſen. | Po Präfident v. Forcken⸗ die verfaſſungs⸗ 
| | bed. mäßige Zuflim» 
— | | mung ertheilt 
Mündlicher Bericht. 9. Sipung | Dr. Beder. und dem Her- 
| ©. 182. | renbauje davon 
| u. 183. | Mittheilung 
ee | gemacht; dert 
Abftimmung über ſämmtliche Verträge. | = ©. 183. | Präfident von Fordenbed, Dr. | gleihfalls die 
Bıder, Reg. Ronmiffar, Geb. | Zuftimmung 
Ober Finanzratb Haſſelbach. erhalten. 


| 
| — 


Vorgelegt und die Edlußberathung in 5. Siyung | Binanzminifter Freiherr v. d. Dem Bertrage 
52 














pleno beſchloſſen. ©. 52. Heydt, Tweften, Präfident v. die verfallungse 
Forckenbeck. mäßige Zuſtim⸗ 
muung ertheilt 
Mündlicher Bericht. | 9. Sißung ! Dr. Beder. und dem Her» 
S. 183. renbauje davon 

u. 184. | Mittheilung 
gemadt; dort 
Abftimmung. ı = 6.184. | Präfident v. Forckenbeck. \ gleichfalls die 

| | —— 

| erhalten. 





Borgelegt und die Vorberathung im 3. Sigung | Handelsminifter Graf Ipen: , Der Rheinſchiff 


ganzen Haufe beſchloſſen. S. 25. | plig, Präfident v. Forckenbeck. fahrts-Akte die 
| verfaſſungẽmã⸗ 
Vorberathung. 9. Sitzung | Präfident v. Forckenbeck. bigegZuſtimmung 
| ©. 187. | ertheilt u. d. Her⸗ 
| renhauſe davon 
15. “| Der Präfident. Mittheilung ge 
©. 39 macht; bortgleidh- 
falls die Zuſtim⸗ 


| ' mung erbalten. 
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' Vorlagen, welche dem Hauſe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
Apbabetiihe Drdnung | 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffiond: 
der Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenſtände. Neſolutionen ꝛe. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ſtenographiſchen Berichten.) 





Stempelmarken. Siehe Staatshaushalt sub III. 39. 








Stempelſteuer. Eiche Hypothekenweſen sub 4. Etenerge'egzibung sub 2. 





Stellvertretungsfoiten. Siehe Abgeordnete sub 1. und Staatshaushult sub III. B. 





| 


Steuer: Gefebge: 1. Gefeß:Entwurf, betteffend die Aufbebung der Trauungsftener im Ger 
bung. biete des ehemaligen Kurfürſtenthums Helfen. — Nr. 63. — 
Untrag des Reivrenten Abg. Gleim, dem Gefep-Entwurfe die vers 
faſſungemäßige Zuftimmung zu ertheilen. — Nr. 76, — 


2. Gefeb: Entwurf wegen Aenderung der Stempelfteuer in der Provinz 
Hannover. — Nr. 99. — 
Bericht der Finanz-Kommilfion; Berichterftatter Abg. Schubartb 
— Nr. 207. — mit dem Antrage: 

I) dem Gejep- Entwurfe die verfaffungsmäßige Zuftimmung zu 
erıbeilen ; 

2) die Königlihe Stants-Regierung aufzufordern, die Erhebung 
einer Abgabe von den Gefindebühern und Serfahrtsbüdern, 
wo folde zur Zeit noch erfolgt, baldigft anderweitig im geſetz⸗ 
lihen Wege zu regeln. 

3, Petition der Stände des Kreifes Ratibor, daß die Königlihe Starts 
Regierung nicht ferner das Net der Kreis-Korporationen in Frage 
tele, für Kreisfommunalzmede 

1) ven Domainenfisfus nah den Beltimmungen der Berordnung 
vom 7. Zanuar 1842 nicht blos nach Verhältniß der Grundfteuer 
reip. des Neinertrages für die Grundfteuer, jondern auch nad 
Verhältniß des ihm aus feinem Grundbefig zufließenden Eius 
fommend, und 
2) ebenio AftiensGefellihaften und andere juriftiihe Perſonen 
zu befteuern. 
Erſter Bericht der Kommilfion für das Gemeindeweien — Nr. 14. 
sub G., — Berichterftatter: Abg. v. Niebelſchütz (Frenftabt). 
Antrag: Uebergang zur Tages-Drdnung. 


A. Petition des Großherzl. Sächſiſch-Weimarſchen Steuer-Sefretaird Scheller 
zu Erfurt, um Befreiung von der Entrihtung der Klafjenfteuer. 
Antrag der Kommilfion für Finanzen und Zölle; motivirte Tages— 
Drdnung. 
Berichterſtatter: Abg. Richter (Hirſchberg). — Nr. 249, — 
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Plenar⸗ — 
Sipungen, Nedner, Erledigung, 
5 = in welchen die welche welche 
Wibänderungs: Vinträge sc. Berathung ſich an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 
—— haben. gefunden hat. 


' 











Borgelegt und die Schlußberathung in 


pleno beſchloſſen. 


Mündliher Bericht. 


Abftimmung. 


BVorgelegt und ber Finanz Kommiſſion 
zur Borprüfung überwiejen. 


Vortrag des Berichterftatters. 
Abftimmungen. 


Grafv. Schwerin-Pupar —Nr.35B,1. — 
auf Heberweijungan die Staatsregierung. 


| 
9. Sigung. | Finanzminifter Freiherr v. d. | Unveräinderte Ans 
©. 181. Heydt, Präfidentv. Fordenbed. | nahme des Ger 
ſetz⸗ Entwurfs 
und Mittheis 


31. Sigung Gleim. lung an bas 
©. 1008, Herrenhaus; 
bis 1010. bort ebenfalls 

angenommen. 

—=6.1010. Der Präfident. 

15. Sipung,  Minifter des Innern Graf zu | Annahme des 
©. 394, Eulenburg, Präſident von Gefſetz-Entwurfs 

| Fordenbed. ' und Mittheir 

| | ' lung an das 
41.Sipung, Schubarth. \ Herrenhaus; 
©. 1352. | Dort ebenfalls 
angenommen. 

—= 6.1352,  Präfident v. Forckenbeck. Annabıne. ber 

' und1353. Refolution. 

' Wegen Sclufjes 
berSeifion nicht 


mehr in pleno 
zur Beratbung 
gelangt. 


Wegen Schlufjes 
derSeſſion nicht 
mebr in pleno 
zur Berathung 

ı gelangt. 
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Borlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungse Periode vom 


Alphabetiſche Orduung 4, November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiſſions 





der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. | Mefolutionen ıc. 
| (S. Drudjadyen und Anlagen zu den ftenographiichen Berichten.) 
Steuer: Gefeßge: 5. Neun Petitionen aus Polzin, Soldin, Seelow, Bublig, Zehden, Geutbin, 
bung. 


Slap, Granfee und Auclam, betreffend die VBertheilung der diefen Städten 
gewährten Grundſteuer-Entſchädigungs-Kapitalien an die dazu berechtigten 
Grundbefiger. 
Dritter Bericht der Kommiſſion für das Gemeindewejen — Nr. 360, 
| sub E, — Beridhterftatter: Abg. Bochmer. 
Antrag: Motivirte Tages-Ordnung. 


6. Dreigig Petitionen aus verihiedesen Orten des Preußiihen Staates 
um Aufhebung der Z:itungd- Stempeljteuer und Abänderung des Preßge— 
ſetzes vom 12. Mai 1851. 

Antrag der Kommiſſien für Finauzen und Zölle: über die Peii— 
tionen, ſoweit fie die Aufhebung der Zeitungs» Stempelfteuer bes 
zweden, zur motivirten Tagesordnung überzuaeben. 

Bericterflatter: Abg. Dunder — Nr. 371, II. — 





Strandordnung. Borlegung einer jolden für Pommern und Preußen. Staatshaushalt sub III. A. 20. 





Subbaftations: | Entwurf einer SubhaftationdsDrdnung. — Nr. 71. — 








rdnung. 
Bericht der XI. Kommilfion vom 5. Februar 1869, Berichterftatter: 
Abg. Kent, — Nr. 254, — mit dem Antrage, den Entwurf in der 
von der Kommilfion vorgejdhlagenen Fallung anzunehmen. 
Petition des Rechtsanwalts Pilet zu Polen, ben vorftehenden 
Entwurf betreffend. 
Talons: Ausgabe. 


Geieg:Entwurf, betreffend die Ausgabe von Zalons zu den Preußiichen 
Staarejhuld-Verfhreibungen. — Nr. 266. — 

Antrag des Referenten, Abg. v. Bonin (Genthin): Den Gejep- 
Entwurf anzunehmen. — Nr. 277. — 
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l ⸗ | R 
— Nedner, | Erledigung, 


“ = ‚in welchen Die welche | welche 
Wbänderungs:Zinträge ıc. Deratbung fid an der Debatte beiheiligt | der Gegenftand 


— haben. gefunden hat, 





| — | — Wegen Schluſſes 

| derSeſſion nicht 

| | mehr in pleno 

| | zur Berathung 
| gelangt. 








— — — Wegen Schluſſes 
der Seſſion nicht 
mehr in pleno 
| zur Berathung 
gelangt. 




















Ni 


| | 
Vorgelegt und einer zu mwählenden be» | 11.Sigung | Iuftizminifter Dr. Leonhardt, Annahme bes 
fonderen (XL) Kommilfion von 21 | S. 256. Müller (Solingen), Yarz, Entwurfs in 


Mitgliedern überwielen. \ bis 258. Tweſten, Reichensperger, Präs der von der 
| ſident v. Fordenbed. Kommilfion 
vorgeſchlagenen 

— 47. Sitzung Lent. Faſſung und 
©. 1563. | Miitheilung an 
u. 1564. das Herren⸗ 


haus; — dort 

Antrag der Abg. Lampugnani und | —S.1565. Juſtizminiſter Dr. Leonhardt, gleichfalls an- 
Genoffen: | ' Präfident v. Forckenbeck. genommen. 

Ueber den Entwurf ohne vorherige | | 

SpezialeDisfuffion im Ganzen ab» 

zuftimmen. | 

— Wird angenommen. — | 


— — Fuür erledigt er- 
achtet. 


Ä Ä | 
Borgelegt und die Schlußberathung in 46. Sipung | Finanzminifter Schr. v.d. Heydt, | Annahme desße- 





pleno beſchloſſen. ©. 1519. Präſident v. Hordenbed. jep = Entwurfs 
| u. Mittheilung 
Mündlicher Bericht. 53. Sikung | v. Bonin (Genthin). an das Herren⸗ 
S. 1790. haus; — dort 
u. 1791. ebenfalls ange— 
| | memmen. 


Disfuffion. —S.1791. v. Bonin (Genthin), Vice-Prä- 
| | ſident v. Köller. | 
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| Borlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetiihe Ordnung | 4. Nevember 1868 bis 6, März 1869 gemadht worden find, Kommiſſions— 
der | Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenſtände. | Neſolutionen zc. 
| (5. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Todesfälle unterden 1) Abgeordneter für den 4. Danziger Wahlbezirk, Nitterzutsbefiger 
Mitgliedern des Haus | v. Kries, 
jes. | und 
| 2) Abgeordneter für den 1. Potsdamer Wahlbezirk, Bürgermeifter 
| Steingräber. 





| 3) Abgeordneter für den 3. Frankfurter Wahlbezirf, Dr. Lette; am 3. 
Dezember 1868 verftorben. 





Trauungsftener. Siche Steuergeiepgebung sub 1. 





Typhuswaiſen Gefetz-⸗Entwurf, betreffend die Verwendung des Reſtbeſtandes des Ober: 
Oberſchleſiſche). ſchleſiſchen Typhuswaiſen-Fonds und des dazu gehörigen Landgutes Altdorf 
im Kreiſe Pleß. — Nr. 168, — 
Antrag der Finanz-Kommiſſion: dem vorbezeichneten Geſetz-Ent— 
wurfe unverändert die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung zu ertheilen. 
Berichterſtatter: Abg. Richter (Hirihberg). — 


| 
| General-Debatte. 
| 


Spezial» Debatte. 


| Einziger Artifel. 

' Der Reftfonds von circa 26,000 Rihlrn., welcher von der durch Art. 1. des 

| Geſetzes vom 13. Juni 1851 zur Untergaltung, Berpflegung und Erziehung 

| der aus dem Notbftande des Winterd 1847/48 in einigen Kreifen Ober— 

| ſchleſiens zurückgebliebenen Typhus-Waiſen ausgefegten Summe von 

| 600,000 Rtihlrn. noch übrig tft, fomwie das als Typhus- Waijen » Anftalt 
bisher benupte Landgut Altdorf im Kreife Pleß werden dem provinzial— 
ftändiihen Berbande der Provinz Schlefien zur Verwendung für die Er 
ziehung von Waifen im Rezierungsbezirf Oppeln eigenthümlich überwiefen. 


Unterrichtswefen. Antrag des Abz. Braun (Hersfeld), betreffend die Einführung der Dezi— 
(Siehe auch Schul⸗- | malrehnung in allen Seminarien und Bolfaihulen der Monarchie als 
Angelegenheiten und obligatoriſchen Unterrichtögegenftand, — Nr. 380. — 

Staatshaushalt sub 

III. 35.) 
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- - | — 
Plenar- 
Sipungen, a — 
in welchen die welche welche 
Abanderungs-⸗Anträge ze. Berathung ſich an der Debatte betheiligt der Gegenftand 
Luc Shane haben. gefunden hat. 
| bat. 4 
— 3. Sitzung Präſident v. Forckenbeck. 
S.. 13. 
— 17. Sipung Derſelbe. De 
| ©. 463, | 











Borgelegt und der Finanz» Kemmillien | 29. Sipung | 
zur Vorprüfung überwieten. | ©. 964, 
Mündliher Bericht. | 38. Sipung | 


S. 1259. | 
\ bis 1261, | 

| 
| = 6.1261. 
bis 1263. 





J 


— Schubarth: 
Zeile hinter den Worten „der Provinz En | 
Schleſien“ einzuhalten: | 
ald ein der Provinz geböriges und 

einftweilen bis zur geſetzlichen Einfüh— 

rung der in der Berfaflung vorgeſehe— | 
nen Provinzial-Bertretung von dem ges | | 


in der zweitlegten | 


nannten Berbande zu verwaltendes | 
Vermögen. — Gtenogr. Beridt ©. | 


1264. — | 


Dr. Koſch: in der legten Zeile des Ents | 
wurfs binter das Wort: „Waiſen“ hin- 





zuzufügen „obne Unterjdied des | 

religiöfen Bekeuntnifſſes“ — Nr. 

217. — | 
| 

Eingebracht. 





Finauzminiſter Freiherr v. d. 
Heydt, Präſident v. Forcken— 


bed, Graf von Bethuſy · Huc. 


Richter (Hirſchberg). 


Dr. Koſch, Miniſter des Junern 
Graf zu Eulenburg, Graf v. 
Bethuſy-⸗Huc, Schubartb, Neg.- 
Kommiſ. Landrath Perfius, 
Dr. Glaſer, 


| Dr. Koſch, Graf v 


| 
64. Sigung | Präfident v. Forckenbeck. 
| 8.2159. | 


v. Bethuſy⸗Hue. 





Annahme des Ges 
ſetz-Entwurfes 
mit den Amen» 

|  dements Schus 

bartb und Dr, 

Koſch und Mit- 

tbeilung an das 

Herrenhaus; 

dort ebenfalls 

angenommen. 








1 


| Unerledigt 
| blieben. 


i 


ger 


24 * 
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Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetiſche Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht werben find, Kommiffions: 
ber ' Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiſſionen und Referenten, 
Gegenftände. | Nefolutionen zc. 
| (S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 





Vereidigung auf Bereidigung derjenigen Mit,licder des Haufes, welde den verfafjunge: 
die Berfallung. mäßigen Eid noch nicht geleiftet haben. 

(Siehe auch Abge: 

ordnete sub 2.) 





Vereine. Untrag des Abg. Schulze (Delipih), auf Annahme des von ihm vorge: 
geſchlagenen Gejeg- Entwurfs, betreffend die privatrehilige Stellung von 
Vereinen. — Nr. 227. — i 





Berfaflungs: | Untrag der Abg. v. Guerard und Genoffen auf Annahme des von ihnen 
fachen. | vergeihlagenen Geſetz Entwurfs, betreffend die Abänderung des Art. 84, 
| AN der Berfaffungs-Urkunde vom 31. Januar 1850. — Medefreibeit. 

— x. 6. — 
| Untrag des Referenten, Abg. v. Kardorff: dem vorbezeichneten 
Gejep-Entwurfe die verfaflungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen. — 


rt. .— 





Verjährungsfriſten kürzere, Einführung derſelben. Siehe Gerichtsverfaffung sub 1. und 2. 





Berficherungs: 1, Gejeg: Entwurf, betreffend den Gejhäftsverfehr der Verfiherunges 
Anſtalten. Anſtalten. — Nr. 256. J. — 


2. — eh betreffend das Feuer-Verfiherungsmweien. — Nr. 
| . — 





Borflutb. Petition des Mühlenbefipers F. Wittmeyer zu Wolmirftedt und Genofjen, 
| um Beihaffung einer Vorfluth für den Obrefluß. 
Dritter Bericht der Kommilfion für die Agrar-Berhältniffe — Nr. 
378. sub E., — Berichterftatter: Abg. v. d. Kneſebeck (Ruppin). 
Antrag: Uchergang zur Tages-Drdnung. 














189 
| ' 
lenare | | 
— | Nedner, | Erledigung, 
Pr P in welchen bie welche | welche 
bAnberamgiriinträge 3, ' Berathung ſich an der Debatte beteiligt | der Gegenftand 
atigefunben haben, ' gefunden hat. 





5. Sipung | Präfident v. Forckenbeck. | 
©. 53. | 


| 











Die Borberatbung im ganzen Haufe 48. IE Präfident v. Fordenbed. \ Wegen Schluffes 
wird beſchloſſen. S.1 | berSeffion nicht 
| mehr zur Bera» 
thung gelangt. 
Die Schlußberathung in pleno bes | 3, a Präfident v. Zordenbed. Unveränberte 
ſchloſſen. S. Annahme des 
m Geſetz⸗ Ente 
Mündlicher Bericht. Sihung v. Kardorff. wurfs in erſter 
149. u. und zweiter 
— | Leſung und Mit» 
| theilung an das 
General-Debatte, — &.150. | Minifter ded Innern Graf zu Ps Ar 
bis 155. | Eulenburg, Biel, v. Behr, | dort abgelehnt. 
| Stroffer, Graf v. Weftarp, 
v. Guerard, v. Kardorff, Mir 
nifter ded Innern Graf zu 
| Eulenburg. 
Abftimmung. = 6.155. | Der Präfident. 


| 


Zweite Berathbung und Abftimmung. 


23.Sipung v. Kardorff, der Präfident. 
S. 735. 


und 736. | 








| 


Borgelegt und der Kommilfion Mepanbel | | er aim Minifter des Innern Graf zu | Wegen Schluffes 


und Gewerbe übermwieien. 


. 1432. | Gulenburg, v. Hennig, Dr. | 
Beder, Coupienne, Präfident | 


v. Forckenbeck 


der Seſſion nicht 
zur Berathung 
gelangt 





| 
| 








WegenSchluſſes 
der Seſſion 
nicht mehr zur 
Berathung in 
pleno gelangt. 
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Borlagen, welhe dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Aphabetiihe Orbnung | 4, Nıvember 1868 bis 6. März 1869 gemadt werden find, Kommiſſions⸗ 
der Berichte, Unträge der Abtheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Mefolutionen ze. 


(5. Drudfachen und Anlagen zu den ftenographiichen Berichten.) 


i 





| 
Bormundjchafts: | 1. Geſetz-Entwurf, betreffend die Abänderung der Veftimmung der Vor— 


weſen. münder-Ordnung für das Herzogthum Schleswig vom 19. März 1742 
| über das Honorar der Vormünder, nad den Beſchlüſſen des Herrenhauſes. 
| — Nr. 136, — 


Antrag des Neferenten Abg. Dr. Frande: dem Gefep-Entwurf die 
Zuftimmung zu ertheilen. — Nr. 147, J. — 


2. Gefeß: Entwurf, betreffend die Aufhebung der Geſchlechtsvormundſchaft 
in den Provinzen Hannover und Schleswig» Helftein, in der von dem 
Herrenbaufe angenommenen unveränderten Faſſung der Reg.-Vorl. 

— Nr. 137. — 
Antrag des Meferenten Abg. Strudmann: dem Gejeg- Entwurf 
die Zuftimmung zu ertheilen. — Nr. 147. II. — 


3, Wetition der Bormünder Händler und Genoffen zu Belgard um Auf 
hebung der den Gerichten abzuftattenden Erziebungsberichte. 
were Bericht der Kommiſſion für das Juftizweien - Nr. 311. 
sub D., — Bericdhterftatter Abg.: Parifius. 
| Antrag: Motivirte Tages⸗Ordnung. 





—— i. Geſetz⸗Entwurf, betreffend die fernere Geltung der Verordnung 
beiten. | vom 30. Mai 1849 (Geſ.-Samml. ©. 205.) für die Wahlen zum 
(Siehe auch Ge | Haufe der Abgeordneten in den durch Die Gejepe vom 20, September 
meinde-Angelegene -⸗ und 24. Dezember «1866 mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten 
beiten sub 9.) | Landestheilen; 
und 


2. Geſetz-Entwurf, betreffend die anderweitige Feſtſtellung der Wahlbezirke 
für das Haus der Abgeordneten. — Nr. 22, — 


Berfchiedene auf lepteren Gefep Entwurf bezüglide Petitionen. 
GeneralsDisfujfion über den Gefeß:-Entwurf sub 2, 
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| 





| — | Nedner, Erledigung, 
P * in welchen die welche welche 
Abänderungs:Unträge ꝛe. Berathung | fid an der Debatte beteiligt | der Gegenftand 
— haben. gefunden hat. 
| | 
Zur Schlufberatbung überwiejen. 25. AN Dr. Francke, Präfident von Mnnabme des 
©. 806. Forckenbeck. Geſ.Entwurfs 


und Mittheis 


Mündlicher Bericht, 31. Sigung | Dr. $rande. lung an die 
‚©. 1010, Königliche 
| und10I1, | Staats - Regie⸗ 
| rung. 
Abkimmung. ' =6&.1011.| Präfident v. Fordenbed. 


| 
| 
— — 
| 


Präfident 


von | Annahme des 
Gel.-Entwurfs 
und Mitthei« 
an die Königl. 


Zur Schlußberathung überwiefen. 


‘25. Sicung Struckmann, 
©. 806. Forckenbeck. 





Mündlicher Bericht. ‚31. Sipung | Strudmann. 

















| 
©. 1011 | Staatt-Regies 
und1012. | rung. 
Abftimmung. —6.1012. | Präfident v. Fordenbed. 
| und 1013. | | 
% = — engere 
— — | — Wegen Schlufſſes 
derSeffion nicht 
| mehr in pleno 
zur Berathung 
gelangt. 
| | 
Vorgelegt und die VBorberathbung in | 3. Sigung | Minifter des Iunern Graf zu | AnnahmedesGe- 
pleno beſchloſſen. &.26. bis Eulenburg, Tweften, Dr.&oewe, | ſetz » 
| 28. Graf zu Eulenburg (Deutid: | sub 1, und 
| \ Grone), v. Hennig, Präfident | Mittheilungan 
©. Ford — Miniſter Graf | dad Herren⸗ 
zu Eulenburg, Lasfer, der haus; — dort 
| | Präfident. | gleichfalls an« 
genommen. 


Geſchäftliches. 39. Sitzung en Reg.» Kom. Geh. Reg.» | Geſetz⸗ Entwurf 


1] 


Minifter des Innern Graf zu 
Eulenburg, Stumm,s. Hennig, 
Minifter» Präfident ai v. 


' ©. 1268. Raih Graf zu Gulenburg, | sub 2, mittelft 
bis 1270.) Tweften, v. Bonin (Genthin), | Alerh.Ermädh 
| Neg-Kom. Geh. Neg.-Rath | tigung vom 7. 
Srafzu Eulenburg, Dr. — | Februar 1869 
| | 9 Bonin (Genthin), Reg.» | aus den Bes 
| ' Kom. Geb. Reg.⸗Rath Graf | rathungen bes 
| zu GEulenburg, v. Bonin | Landtages zu 
| ne Yräfdent v. For- | rüdgezogen. 
— | — &.1270 | Der Präfident. 
i 
— | = &,1270.| Neg.: Kom. Geh. Reg.-Rath 
| bis 1288.) Graf zu Eulenburg, Zweiten, 
| 


Alphabetische Ordnung 
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Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sipungs-Periode vom 
4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions: 





ber Berichte, Unträge der Abiheilungen, Kommilfionen und Referenten, 
Gegenftände. Mefolutionen zc. 
(S. Drudjachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 
Wahl:Ungelegen: 


beiten. 








Spezial»Diskufjion. 
— Geſchäftliches. — 


5.1. 
Verzeichniß der Wahlbezirke, Wahlorte und der in den einzelnen Bezirken 
zu wählenden Anzahl von. Abgeordneten. 
— Bird abgelehnt. — 


Der Herr Minifter des Innern verzichtet einftweilen auf Weiterberathung 
bed Geſetzes. 


Der Gefep-Entwurf wird mittelft Allh. Ermächtigung vom 7. Febr. 1869 
aus den Berathungen ded Landtages zurüdgezogen. 


Discuffion über den Geſetz⸗Entwurf sub 1. 
] 


Wahlverfahren in den neuen Landestheilen. 





. 2 
BWahlverfammlungen in Urwahlbezirken, welche ganz oder iheilweife aus In« 
feln beftehen; Anrechnung der Steuern in Schleswig «Holftein bei ber 
Bildung der Wahlabtheilungen. 
8. 3. 
Ausführung des Geſetzes. 
Eingang des Geſetzes. 
Zuſammenſtellung der bei der Vorberathung gefaßten Beſchlüſſe. — 
Nr. 225. — 


Spezial» Diskuffion. 
SS. 1. u. 2. 
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Plenars 








| Sipungen, Nedner, | @rledigung, 

in welchen die, welche | welche 
Abanderungs Einträge ꝛc. Berathung ſich am der Debatte betheiligt der Gegenſtand 
— haben. gefunden hat. 


| 


— —— — — — — — — — — — — — — BEE EEE 


| 


Dr.Braun(Biesbaden), Simon | 
| v. Baftrow. 
| 

— 39. Sitzung Reg. Kom. Geh. Reg.-Rath 
S. 1288. Graf zu Eulenbutg, Lasler, 
und 1289. — Eulen» 

burg, v. Bodum=Dolffs, Las: 
N fer, Präfident v. Fordenbed, 
| Freiherr v. Hoverbed. 


* | — &.1290.| Berger (Witten), Reg.Kom. 
bis 1294.| Graf zu Eulenburg. | 
) 


| 
' Bismard, Simon v. Zaftrow, 





| 

| | 
= 6.1294. Minifter des Innern. 

| 

| 

| 


Die Anträge der Abgeordneten: ' =6&.,1294.| v. Kardorff, v. Kirchmann, 
v. Kardorff Nr. 203, und 1295. | Präfident v. Forckenbeck. 
Berger (Witten) Nr. 216.11. | | 
v. Hennig Nr. 216, 111. | 

werden ſaͤmmtlich abgelehnt. | 

— 46. Sitzung Handelsminiſter Graf Itzenplitz. 
S. 1510, 


Dr. Haenel: Gleichzeitige Aufnahme 39. Sitzung 
der Beſtimmungen über die fernere S. 1295. 
Bildung der Wahlbezirke in den neuen bis 1299. | 
Sandeötbeilen, in das Geſetz. — Nr. | | 
216, 1. — ; | | 
— Bird angenommen. — | 
| 
I 


Neg.- Kom, Geh. Neg.»-Natb 
Grafzu &ulenburg, Dr. Braun 
(Wiesbaden). 





! 


Amendement v. Auerswald, — Nr. | = ©. 1299. Präfident v. Kordenbed. 


216, 1. 2. — 
— Bird zurüdgezogen. — 


Dr. Haenel. — Rr. 216, I. — 
— Bird abgelehnt. — 


Dr. Haenel. — Nr. 216.1. — 
— Wird angenommen. — 


| &.1299. Dr. Haenel, Reg. Kom. Geb. 

| 

| 

| 
Beneral-Diskuffion. | 

| 


u. 1300. | Reg.⸗Rath Graf zu Eulenburg. 
— &.1300. Präfident von Kordenbed. 


— 
Ar 


. Sipung | Neg.- Kom. Geh. Reg. Rath 
.1521. | Graf zu Eulenburg. 


—= &.1521.| Reg.- Kom. Geh. Reg.» Rath 
Graf zu Eulenburg, Präfident 

v. Rordenbed. : 

25 
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, | Borlagen, welche dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Apbabetiihe Ordnung 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worben find, Kommiffiond: 





der Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. Mefolutionen zc. 
(S. Druckſachen und Anlagen zu den ftenograpbifchen Berichten.) 
Wabl:Ungelegen: F. 3. 
heiten. Ausführung des Geſetzes. 


Abſtimmung über das ganze Geſetz. 
3. Petition des Bauerngutsbefigerd Elsner zu Niederlangfeiferödorf, die 
| verweigerte Einleitung einer Unterfuhung wegen Wahlfälſchung betreffend. 
Erfter Bericht der Kommilfion für das Zuftizweien — Nr. SEL, 
sub A., — Beridterftatter: Abg. Dr. Bähr. 
Antrag: Ueberweifung an die Königlihe Staats» Regierung 
zur Berückſichtigung. 











Wabhlprüfungen. 1) Die in der vorigen Seſſion beanftandete Wahl des Abg. für den 1. Gum— 
binner Wahlbezirk, v. Zander. 


2) Wahl des Abg. für den 1. Kölner Wahlbezirk, Pauli. 


3) Wahl des Abg. für den 7. Breslauer Wahlbezirk, Lent. 
Antrag ber 4. Abtheilung: die Wahl des Abg. Lent für gültig zu 
erflären und die Königlide Staats-Regierung aufzufordern, die 
Neuwahl eines Wahlmannes an Stelle des Serihtöldhulgen Leu⸗ 
pold in Reußendorf zu veranlaſſen. 


4) Wahl des Abg. für den 27. Hannoverfäpen Bahlbezirf Dr. Oppermann. 


5) Wahl des Abg. für den 4. Danziger Wahlbezirk, v. Czarlinski. 


6) Die in der vorigen Seffion beanftandete Wahl des Abg. für den 4. Mar 
rienwerderſchen Wahlbezirf, Hermes. 











Plenar · 


| 
' Sipungen, | ——— 
ã P in welchen die welche 
Abänderungd:Uinträge ıc. ‚ Berathung ſich an der Debatte betheiligt 
ka Age haben. 


Erledigung, 
welche 


\ der Gegenftand 


gefunden hat. 





| 


Dr. Haenel. Sten. Ber. ©. 1524. | 46.Sigung | Dr. Haenel, Reg» Kom. Geh. 


— Bird abgelehnt. — 8.1521. | Reg.-Rath Graf zu Eulenburg, | 


| bis 1523. | Dr. Haenel. 
| 





| = &.1524.| Prälident v. Forckenbeck. 


Wegen Schluſſes 
der Seſſion nicht 
mehr in pleno 
zur Berathung 
gelangt. 























Mündlicher Bericht. 4. Sitzung | Aßmann. 
S. 41 bis 
43° 
Mündlicher Bericht. = &.43. | v. Schöning. 
— Nicht vorſchriftsmaͤßige Bildung des | 
Bahlvorftandes. — | 
| 
! 
Mündlichet Bericht. | = 8.44. | Hand. 
— Unterlaffung einer erforderlih ge | und 45. | 
weienen Wahlmanns-Erfapgwahl. — | 
Mundlicher Bericht. = 6.45. | v. Böttider. 
— Merftöße gegen das Wahl-Regle- und 46, 
ment. — 
Mündlicher Bericht. 20.Sipung v. Schöning. 
— Verſtöße gegen das Wahl-Regle | ©. 585. 
ment. — u. 586. 
| 
Mündlicer Bericht. |=6.586. v. Schöning. 


— LUnterlaffene vorihriftsmäßige Ber | und 587. 
fanntmahung des Mahltermind. — | 





Die Wahl wird 
für gültig er 
klärt. 


Die Wohl des 


Abg. Pauli 
wird für gültig, 
die zweier Wahl⸗ 
männer Dayes 
gen für ungüls 
tig erklärt. 





Annahme des 
Antrages ber 
4. Abıheilung. 


Die Wahl des 

Abg. Dr. Op 
permann wird 
für gültig, die 
von vier Wahl⸗ 
männern für 

ungültig erflärt. 
Die Wahl des 
Abg. v. Gjar: 
linsfi wird für 
gültig, die eines 
Wahlmannes für 
ungültig erflärt. 





Die Wahl des 


Abg. Hermes 
wird für gül⸗ 
tig, Die von 
ſechs Wahlmäns 
25* 
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| Borlagen, welde dem Haufe der Abgeorbneten in der Sigungs-Periode vom 
Alphabetiihe Ordnung | 4. November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Rommiffions: 
der ' Berichte, Anträge der Abtbeilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. Mefolutionen ze. 
(5. Drudfahen und Anlagen zu den ftenographifchen Berichten.) 








Wabhlprüfungen. 





7) Die in der vorigen Seſſion beanftandete Wahl des Abg. für den 5. Gums 
binner Wablbezirf, Bergenrotb. 
Anträge der 4. Abtheilung: 
1) in den Wahlbezirfen I. u. II. der Stadt Lötzen die Wahl der 
Wahlmänner Leeder, König und Heniel, fowie 
2) die Wahl des Abg. Bergenroth für ungültig zu erklä— 
ren und 
3) die Königlihe Staats-Regierung aufzufordern, wegen des 
Verhaltens des Landraths Staudy und bes Polizei- Ber: 
walters Fuchs in ber vorliegenden Wahlangelegenheit das 
Weitere zu veranlaffen. 


8) Die in der vorigen Seſſion beanftandete Wahl der Abg. für den 3. Gume 
binner Wahlbezirf, Dodillet und Freih. v. Eynder. 
Antrag der 5. Abtheilung: die Wahlen Par gültig zu erklären. 





9) Wahl des Abg. für den 6. Wiesbadener Wahlbezirk, Rojentreter. 


10) Wahl des Abg. für den 3. Frankfurter Wahlbezirk, Richter. 


11) Proteft des Grundbefigers Weller aus Liffen gegen die Wahl der Wahl« 
männer im 5. Gumbinner Wahlbezirt Lange und Neubader. 
| Antrag der 4. Abtbeilung: den Proteft der Königl. Staats » Repier 
| tung mit der Aufforderung zu überweilen, eine Unterfuhung über 
die in demjelben behaupteten Thatſachen zu veranlaffen. 
| 





Waldgenofienfchaften. S. Eorft-Angelegenbeiten. 





Wege:Ungelegens Petition des Magiftrats zu Bodum, daß die Unterdrüdung des Maar 
beiten. brüder Weges und bie damit in Verbindung ftebende Bejeitigung des jo 


genannten Reitweges, als im Intereffe des Eiſenbahn-Verkehrs nicht north» 
wendig, wieder aufgehoben werde ıc. 


Abänderungs⸗-Anträge zc. 








' Berathung | fi an der Debatte betheiligt 
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Plenars | : 
Sipungen, MHedner, ' @rledigung, 
iin welchen dic welche welche 


der Gegenftand 











Bass ug haben. gefunden hat. 
nern für ungüls 
tig erklärt. 
Mündliher Bericht. 20. Sigung | Dr. Adenbad. Annahme ber 
— 6, 587. Auträgeder4. 
bis 597. Abtheilung. 
Diokuſſion. — ©. 597. Lasker, von Mitſchke-⸗Collande, 
bis 603. | Dr. Hammacher, Graf zu Eu: | 


Münpdlicher Beridt. 


Diskuffion. 


Mündlicher Bericht. 


Mündlicher Bericht. 
— Verſtöße gegen das Wahl: Regie 


ment. — 


lenburg 1Deutid - Grone), 


| Gollande, Dr. Hammacher, 
| Dr. Achenbach. 


35. Sihung | Graf v. BethufpHu. 
©. 1119, 





bis 1122. 


| — &.1122. Dunder, Stelger, Dunder, | 


bis 1135. | Graf v. Bethuſy⸗Huec, Dunder. 


* S.1135. Müller (Solingen). 





54. Sitzung 
©. 1811. 
u. 1812. 


— €.1812. Dr. Achenbach, 
| (Tarputfchen). 





Sauden 


| Schulze (Berlin), v. Mitſchke- 


Die Wahlen 
| werden für uns 
gültig erklärt. 





Die Wahl des 
Abg. Rofen- 
treter wird für 
gültig,bie eines 
Bahlmannes 
für ungültig 
erflärt. 





' Die Wahl des 
Abg. Richter 
wird für güls 
tig, die von * 
Bahlmännern 
für ungältig 
erflärt. 





Annahme des 


Antrages. 





| Wegen Schluffes 
| derSeſſion nicht 
| mebr zur Beras 
| 
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Vorlagen, welde dem Haufe der Abgeordneten in der Sitzungs-Periode vom 
Alphabetiihe Ordnung | 4, November 1868 bis 6. März 1869 gemacht worden find, Kommiffions- 
der | Berichte, Anträge der Abtheilungen, Kommiffionen und Referenten, 
Gegenftände. Nefolutionen ze. 
(S. Drudjachen und Anlagen zu ben ftenograpbifchen Berichten.) 


MWege:-Ungelegen: — Bericht der Kommiſſion für Handel und — Nr.271. 
heiten. b O. — Berichterſtatter: Abg. Dr. Hammacher 
"Antrag: Mebergang zur Taget-Drdnung. 





Weftpreußifche ı Gefeg: Entwurf, betreffend die Aufhebung einiger in einem Theile Weſt—⸗ 
un preußens noch geltenden Beftimmungen der Inftruction für die weſtpreußiſche 
firuetion. Regierung vom 21. September 1773, nad den Beſchlüſſen des Herrenhaujes. 

— Nr. 139, — 


Antrag der Iuftiz-Kommilfion: den Gejeg-Entwurf unverändert ans 
zunehmen. Berichterftatter: Abg. Leſſe. — Nr. 176, — 





| 


Wiefenbaufchulen. Siehe Agrariihe Angelegenheiten sub 8. c, 








Wittwen⸗ und Geſetz-Entwurf, betreffend die Schliefung der vormals Herzoglich-Naſſaui— 
Waiſenkaſſen. ſchen Unteroffizier-Wittwen-⸗ und Saiſen ⸗Eeſſe deren Verwaltung und bie 
Siehe auh Schule | Berwendung ihres Vermögens. — Nr. 306 

Angelegenheiten sub 4. | Antrag des Referenten, Abg. Hoene: dem Gejep-Entwurfe Die Zus 


ftimmung zu ertheilen. — Nr. 344, — 


Wobhnungsmiethbe Petition des Magiſttats und der Studtverordneten zu Falkenberg in 
für Gerichtelofale, Oberſchleſten um Gewährung von Wohnungsmiethe für die Lofalitäten 
des dortigen Königlichen Kreis-Gerichts. 
Autrag der Budget-Kommiſſion; Die Petition der Königlichen 
Staats-Regierung au Berüdfihtigung zu überweifen. 
Beridhterftatter: Abg. Dr. Eberty. — Nr. 264.1. — 











Wundärzte. Petition des Wundarztes I. Klaſſe Grühmacher zu Pechau und Genoſſen 
um Verbeſſerung der Standesverhältniſſe der Wundärzte J. Klaſſe durch Bei— 
legung des Prädikats „praktiſcher Arzt,“ Erlaubniß zur-Führung des Doctor— 
Titels und Aufhebung der Niederlaſſungs-Beſchränkung. 
—— Bericht der Kommilfion für Petitionen — Nr. 324 sub 
— Beridterftatter:, Abg. Brande. 
u er hinſichts der beiden erften Petita: Uebergang zur 
Tages-Ordnung, binfichts der Niederlaffungs Beſchränkung: 
Ueberweifung zur Berüdfichtigung. 








Beitungsftempelfteuer. Aufhebung derielben. Siehe Stenergefepgebung sub 6. 





Berlin, im Juli 1869. 








| | Be 
—— —— Nedner, Erledigung, 











Sitzungen, u 
P = in weldyen Die welche welche 
Abänderungs:Uinträge ꝛe. Berathung ſich an der Debatte betheiligt | der Gegenftand 
ſtattgefunden haben. gefunden hat. 
hat. | | 
| thung inpleno 
| gelangt. 
Der ZuftizeKommilfion zur Vorprüfung | 25. Sipung | Präfident v. Fordenbed. Annahme des 
überwiejen. ' ©. 806. Geſetz- Entwurfs 
und Mittheilung 
Mündlicher Bericht. 36. Sitzung Leſſe. an die Königl. 
©. 1155. | ı Staatö- Regie 
| rung. 
Abftimmung. =8&.1155.| Präfident v. Fordenbed. 


| 




















Borgelegt und die Schlußberathung in | 50.Sipung | Finanzminifter Freiherr v. d. | Annahme des 
pleno beſchloſſen. S. 1660. | Heydt, Freiberr v. Hoverbed.  Gefep- Entwurfs 
und Mittheilung 
52.Sipung | Präfident v. Fordenbed. | an bas Herren« 
©. 1709. ' haus; dort eben» 
falls angenom- 
Mündlier Beridt. 60.Sipung | Hoene. | men. 
©. 2032 | 
u. 2033. 
Abftimmung. | — 6.2033. Der Präfident. | 
— — —E — Wegen Schluſſes 
derSeſſion nicht 


| 

| 

| mehr in pleno 

| jur Berathung 
gelangt. 








‚ 63. Sigung | Der Präfident v. Fordenbid. | Annahme der 
S. 2150. Kommiſſions⸗ 
| Anträge und 
Mittheilung an 

| | die Königliche 
| Staats · Regie⸗ 
rung in Bezug 
auf die Nieder⸗ 
—— 

ſchränkung. 
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